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I. BecensUiea 

Die lex Voconia und die mit Ar zusammenhängenden 
Recfctsinstitute. Eine rechtshistorische Abhandlung von Pro- 
fessor Jtr. J. M. Bacliofenu Basel, Schweighauser'sche Buch- 
handlung, 1843. 122 S. gr. 8. (geh. f Thlr.) 

Recensirt 

von 

Herrn MHr. Jmr* Mmmmmen zu Akoaa. 



Diese Abhandlung, die ein neuer Beweis des lehthisterisehen 
Sinnes ihres Verfassers ist, bezeichnet schon dnreh ihren Titel, worin 
der wesentliche Fortschritt dieser vor de» früheren Behandlungen 
desselben Gegenstandes besteht: nicht als vereinzelte Erscheinung, 
sondern als integrirender ThoH des römischem Erbrechts soll das 
voeonische Gesetz Über die Erbschaften nnd Legate der Frauen be- 
trachtet werden. Es ist derselbe Geist, der in Grossen die engen 
Schranken der Fakultätswissensehaften umstürzt und Ober Jurispru- 
denz and Philologie hinaus zur einheitlichen Auffassung römischen 
Lebens hindurchdringt, welcher hier in eine Specialuntersuchung 
eine neue Methode bringt; diese erfreuliche Erscheinung glauben 
wir nicht besser ehren, zu können als durch genaue Prüfung der vom 
Verf. auf diesem Wege gewonnenen Resultate. 

Was die tfusserliche Geschichte des vocenueben Gesetzes be- 
trifft, so hat die bisherige Forschung, deren Resultate vom Verf. 
fleissig, selbst mit Berücksichtigung alterer Leistungen benutzt wor- 
den sind, in der Sammlung der Quellen Zeugnisse und der Fucirung 
des Jahres der Rogation (585. u. c.) dem Verf. wenig zu thun Übrig 
gelassen. Schwieriger war es schon, die Zeit und den Grund des 
Verschwhidens zu bestimmen. Der Verf. führt sehr gut aus (S. 105 — 
119.), dass die Bestimmungen über die Testamente durch die lex 
Papia Poppuea, über die der Verf. sehr tesenswertne Bemerkungen 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. I. 1 
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8 Bachofen, Die lex Voconia. 

macht, die über die Legate durch die lexFalcidia abgekommen sind, 
beide anter August gegeben; dass aber dieJuristen, weil die Papia 
nicht speciell das voconische Gesetz abrogirt hatte, dasselbe als 
praktisch darzustellen fortfuhren. Sehr bestätigend ist hiefür der 
Zusammenhang, worin bei Dio LVL, 10. die Vertagung der Papia 
und die Exemtionen von der Voconia erscheinen; wäre jene gleich 
in Kraft getreten, so hätte es dieser nicht mehr bedurft Auch ist 
es zu beachten, dass den vestalischen Jungfrauen, die bekanntlich 
von der Voconia eximirt waren, jetzt das ius trium liberorum bei- 
gelegt ward. Nicht zugeben aber kann man es dem Verf., dass schon 
vor der Papia durch das Abkommen des Census die bekanntlich auf 
die censi beschränkte lex Voconia unpraktisch geworden sei, denn 
dann hätte es ja jener Exemtionen durch August nicht bedurft; 
überdies hat auch August wieder selbst mehrmals einen Census vor- 
genommen. 

Bei der Erörterung des Inhalts der Voconia geht der Verf. da- 
von aus, den Zweck des Gesetzes zu bestimmen (S. 14—24.). Das* 
derselbe im Allgemeinen der war, den Reichthum der Frauen zu ver- 
mindern, versteht sich; aber mit grossem Rechte dringt der Verf. 
nachdrücklich darauf, dies nicht allgemein, sondern unter den im 
Gesetze selbst beigefügten Modalitäten dabin zu fassen, das« nur die 
besonders gefährliche Quelle des durch Testamente erworbenen Reich- 
tums verstopft werden sollte; wodurch er den von Vielen versuch« 
ten falschen Ausdehnungen oder unnöthigen Entschuldigungen aus 
dem Wege geht. Freilich griff das Gesetz innerhalb dieser Schran- 
ken offenbar über seine ratio hinaus, indem es alle Erbeinsetzung 
der Frauen verbot; die Unbilligkeit, auch die Art der testamentarischen 
Erbschaft, welche nur anstatt der ab inteatato eintritt, mit zu ver- 
bieten, ist von den Römern lebhaft empfunden worden und auch durch 
die scharfsinnige Bemerkung des Verfs. (S.44 — 47.) über die Auf- 
hebung des furischen Gesetzes (d.h. bei Erbschaften über 100000 As) 
in Folge des voeonischen nur gemindert, nicht widerlegt. Denn 
freilich war es nun dem, der ein Testament zu machen nicht umhin 
konnte, möglich, seiner Tochter nicht blos 1000 As, sondern sein 
halbes Vermögen zuzuwenden ; aber ist es nicht dennoch das bitterste 
' Unrecht, die schmählichste Verletzung der Privatfreiheit, wenn das 
Gesetz dem Testator die Wahl stellt, entweder seiner Tochter die 
Hälfte des Vermögens zu entziehen oder das Testiren zu unterlassen? 
Weist der Verf. doch selbst nach S.91.f., wie der Testator das, was 
die L V. ihm verbot, später wenigstens tbeilweise durch Exheredation 
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Rec. von Hrn. Dr. fisr. Mommstn zu Altona. 9 

oder Prätention seiner Tocbter erreichen und* sieh noch frenen konnte, 
dass wenigstens diese Wege ihm jetzt offen standen. Dabin führte 
die Foeonia! Der Verf. bat diese Seite der Voconia viel zu sehr in 
seiner Darstellung (vgl. bes. S. 49.) bemäntelt; eine masshaltende 
Gesetzgebung hätte jedenfalls, wie die Cincia die Geschenke an nahe 
Verwandte, so hier die Testamente zu Gunsten nahverwandter Franen 
ausnehmen müssen. 

Wenn von dem Zwecke des voconischen Gesetzes die Rede ist, 
so darf eine Stelle nicht fibergangen werden, nicht weil sie uns etwas 
Neues lehrte, sondern weil sie, wie es scheint, eben ihrer grossen 
Einfachheit wegen von allen Interpreten und namentlich auch von 
dem Verf. (S. 94 — 103.) gänzlich missverstanden ist. Cicero sagt 
de rep. III. % 10., 17.: Foeonia lex in mulier es plena est iniuriae 
(ja wohl!). Cur enim peeuniam non habeat mulier? cur virgini 
Festali sit heres , non sit matri suae ? cur autem , si peeuniae mo- 
dus statuendus fuü feminis , P. Crassi filia posset habere, si unica 
patri esset) aeris millies salva lege, mea tricies non posset? Es ist 
unglaublich, welche Suppositionen man in diese Stelle hineingetragen 
hat Die des Verfs. ist, dass des Grassus Tochter sua, die des Spre- 
chers Philus in manu mariti war, jene also (ab intestato) das ganze, 
diese auf keine Weise das ganze Vermögen des Vaters erhalten 
konnte. Aber gesetzt dass dergleichen Familienverhältnisse denTheil- 
nehmern bekannt waren, durfte Cicero in einem fingirten Gespräch 
über ein halbes Jahrhundert nach der Zeit bei seinen Lesern die 
Kenntniss solcher Kleinigkeiten voraussetzen? Und was ist das über- 
haupt, für ein Vorwurf gegen ein Gesetz, dass es verschiedene Ver- 
hältnisse verschieden behandelt? Offenbar muss die Lage beider 
Väter ganz gleich gedacht und darum z. B. zu mea ebenfalls si unica 
esset hinzugedacht werden. Nur Eines müssen wir supponiren : dass 
nämlich, damit überhaupt von der /. F. vernünftigerweise die Rede 
sein könne, beide Fälle unter die lex Foeonia de mulierum testamentis 
geboren, also Crassus und Philus beide testiren; das ist aber auch, 
wie Giraud richtig fühlte, in dem salva lege angedeutet und wird, 
wenn wir auch nicht auf die durchstehende Sitte zu testiren provo- 
ciren wollen, völlig bewiesen dadurch, dass in der vorhergehenden 
Bemerkung über die Erbschaft der vestalischen Jungfrau zu heres 
ebenfalls ex testamento supplirt werden muss. Da Philus seinen Tadel 
mit den Worten einleitet: si peeuniae modus statuendus fuü feminis, 
so läuft er darauf hinaus: peeuniae modum nullum statui lege Fo- 
conia % d. b. (denn modus ist nicht, wie der Verf. will, eine Ver- 
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mdgensquote, sondern ein absolutes Mass), dass die lexPoctnia ga* 
keine absolute Frenze 4er aas Testamenten an Weiber fallenden 
Summe aufstelle und indem sie ein relatives Mass, die Hälfte des Ver- 
mögens anordne, es dem Aermern unmöglich mache, sein vielleicht 
nur zum Unterhalt der Tochter ausreichendes Vermögen ihr ganz zu« 
zuwenden, dem Reichen dagegen gestatte seiner Tochter Millionen 
zu vermachen. Hätte sie die Erwerbungen von Todeswegen auf eine 
bestimmte Summe beschränkt, wie die Cincia die Schenkungen, so 
wäre doch noch Verstand darin gewesen. — Das ist offenbar Philus 
Meinung und wenn sich auch von andern Gesichtspunkten aus da« 
gegen streiten Hesse, so hat er doch eigentlich gar nicht Unrecht« 

Wir kommen nun zu den einzelnen Kapiteln der /. V. % deren 
der Verf. vier annimmt. 

I. Das Verbot, diePrauen zuErben einzusetzen (S.24 — 
39.)» Die einzige schwierige Kontroverse hiebei ist die über den 
Gensus derjenigen, die unter das Gesetz fielen, als welchen Gau IL 
274k. 100000 As, Dio Cass. LVL, 10. und Pseudo-Ascen. zu de. 
Verr. L. 1., 41., 104. p. 168. OrelL 100000 Sesterze nennen. Der ' 
Verf. folgt in der Auflösung dieses Widerspruches BBckb (metrol. 
Unters. S. 435.), wonach die eine Angabe auf die Censussätze z. Z'. 
der lex Voconia^ die andre auf die erhöhten von Augustus Zeit 
bezogen wird. Allein eine solche Erhöhung ist unter August wenig 
wahrscheinlich; richtiger wird man darauf zurückgehen, dass August 
eine Legaldefinition von Reichen und Armen aufstellte — nkovmo* 6h 
mglaaro %ov i%ovta ixatbv %e>Ua6W aeoriQztor moiovoia* (Thcoph. 
III. 9 7. 2. in Bezug auf den libertus centenarius). Den entgegen- 
gesetzten Begriff der ftivrjrsg finden wir bei der Exemtion derselben 
von der vicesimaria erwähnt (Dio Cass. LV., 25.)? dass hier die 
unter 100000 Sesterzen Geschätzten zu verstehen sind, sehen wir aas 
/. 28« C. de test. VL % 23. (vgl. Reimarus und Burmann zu Dio 
a. a. 0.), wonach keine Sportein erhoben werden von Erbschaften 
unter 100 aurei d. i. nach dem von Justinian bei der Reduction 
der Bestimmungen über den libertus centenarius angewandten Mass- 
stab (§. 3. /• de succ. lib. HL, 7.: sie enim legis Papiae sumtnam 
interprelati sumus) unter 100000 Sesterzen. Vgl. den Verf. S. 121.— 
Dass man gerade diese Bestimmungen auf den über den augustischen 
locuples auf den classicus der Voeonia fibertrug, zeigt recht deutlich 
das Zurückgehen des sog. Asconius auf den dives oder peeuniosus; 
aber «ine richtige analogisebe Anwendung war es nicht und daraus 
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erklärt es flick, dass die Jaristeti, als mit der lern Faeomm seihst 
aack das Bedürfnis* sie möglichst einaoschränkeu wegfiel, dagegen 
protestirftem mmd vielmehr die alten 100000 As in ihre Bücher ein* 
tragen* Das* sie sieht dafür wenigstens dea neuesten Censas der 
ersten Klasse von 125000 As nannten, zeigt schlagend, wie un- 
praktisch sowokl der Censas ab die Foconia damals waren. 

II. ne mulieri, 

III. ne cui plus legaterum nomine moriisve causa capere 
licertt quam heredes caperenL 
Umsonst vertheidigt der Verf. S. 39 — 4S. das erste Kapitel, dessen 
ganzer Inhalt, wie er seihst sagt, sehen in der generellen Fassung 
des zweiten enthalten ist; dass in den Declamatienen Quintilian's 
hei den Legaten an die Fran aif die verba legis provezirt wird, he« 
weist hei der Tradition dieser Stoffe durch unzählige Schulmeister 
nichts und würde höchstens die Aufstellung rechtfertigen können : ne 
sive mulieri sive viro cei. — Diese Differenz ist indess ziemlich 
gleichgültig; in wesentlicherem Widerspruch befinden wir uns mit 
dem Verf. in Bezug auf sein drittes Kapitel. Er versteht dies so, 
dass kein einzelner Legatar mehr erhalten kann, als der Erbe, wohl 
aber die Summe der Legate grosser sein kann als die dem Erben 
bleibende; und so sagt Gau //., 226. und aus ihm Theoph. II. 9 2Z., pr. 
— Allein so wenig wir sonst geneigt sind Gajns Autorität anzuzwei- 
feln, so scheint doch hier allerdings ein Fall vorzuliegen, wo sich 
dies nicht vermeiden lässt. Man vergleiche nur unter sich de. Ferr. 
L. 1«, 43., 110«: si plus legarü quam ad heredem heredesve per- 
veniat, quod per legem Voconiam ei qui census non sii licet; ferner 
die Angabe, dass es vor der Foconia erlaubt war maiorem partem 
peeuniae legare (Cic. de legg. //., 20., 49. J, nachher aber morte 
testamentove tantundem capere quantum omnes heredes (e, 19., 
48*; ebenso c. 20., 50.: minus capere quantum omnibus heredibus 
reünquatur und etwas später §.51. von einem Legatar: peeunia non 
minor quam omnibus heredibus reUnquatur; ebenso c. 21., 58.); end- 
lich die Bestimmung des Gesetzes, wie sie von Gajus seihst referirt 
wird: ne cui plus — capere liceret 9 quam heredes caperenL Kann 
es danach noch zweifelhaft sein, dass es sehr wohl möglich war neben 
einem Legat der Hälfte zwei und mehr Erben zu ernennen — nam 
tantundem capit legatarius quantum omnes heredes — nicht aber 
zwei Legataren jedem ein Drittel der Erbschaft auszusetzen? Nicht 
dass der Legatar höchstens nur so viel bekommen sollte als der Erbe — 
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das hätte heissen müssen: ne plus capiat legatarius quanlum qui 
minimum capit keres — hat die Voconia verordnet (wie hätten auch 
dann so kleine Erbtbeile wie z. B. ^ pro Caec. 6., 17. vorkommen 
können?), sondern dass die Samme aller Legate höchstens £ der 
Erbschaft wegnehmen solle (vgl. Savigny in der Zeitsch. f. geseh* 
Rechlsw. IL S. 367.)* — Wäre dem Verf. dieser Widerstreit der 
älteren Quellen gegen Gajus klar geworden,* so würde auch er ohne 
Zweifel sich ihnen konformirt und mit noch grösserer Entschiedenheit, 
als er S. 44. 45. thut, Gajus Darstellung (//., 224k* sq.) verworfen 
haben, wie nach erfolglosem Experimentiren mit der Furia and Vo- 
conia endlich die Falcidia so glücklich gewesen sei, das rechte Heil* 
mittel zu finden. Das ist gänzlich verkehrt; die Voconia ist aller- 
dings eine Vorläuferin der Falcidia gewesen , aber gerade umgekehrt 
griff sie auch hier noch dreister in das Recht des freien Testamentes 
ein, verbot dem Testator über die Hälfte seines Vermögens an Lega- 
tare zu vertheilen, während die Falcidia dies Verbot auf den vierten 
Theil beschränkte. Nur so kommt Licht und Ordnung in dies ganze 
Gesetz; es ist dann nicht mehr eine bloss ,, gelegentliche " Erweite- 
rung (so der Verf. §. 10. zu Anf.), dass dies Kapitel auch auf die 
Männer geht, sondern es konnte nicht anders sein; wenn die Voconia 
das Maximum der Legate festsetzen wollte, so war die Sache der 
Männer von der der Frauen nicht zu trennen. 

IV. S. 121—122. Gestützt auf Plin. paneg. 42. und Dio LV., 
25. stellt der Verf. die neue und sehr wahrscheinliche Vermuthung 
auf, dass schon die Voconia eine Erbschaftssteuer, das Vorbild der 
spätem vicesimaria des August eingeführt habe. 

Soweit der Inhalt des Gesetzes selbst; wir wenden uns nun zu 
der Erörterung des Zusammenhangs, den der Verf. zwischen ihm und 
andern Rechtsinstituten nachzuweisen bemüht ist. 

I. Die Voconia und das legatum partitionis (p. 50 — 54.)- 
Dass das Partitionslegat d. h. das Legat der Hälfte (wofür noch 
die Formel Theoph. //., 23., 5. Titius h. e. partitoque hereditatem 
meam cum Seio parte dimidia hätte angeführt werden können), 
selten einer niedrigeren Quote, insofern mit der Voconia zusammen- 
hängt , als nach derselben das legatum maiorü partis unmöglich ge- 
worden ist, das bat schon Savigny (Zeitschr. a.a. 0.) bemerkt, wel- 
cher auch den alten von dem Verf. mit Unrecht wieder aufgenommenen 
liTthom berichtigt, dass in Ansehung der sacra der legatarius par- 
tiarius vor dem Erben hafte. — Aber wenn der Verf. bemerkt, dass 
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zu diesem Umwege statt der einfachen Erbeseinsetzang offenbar 
nur das Verhältniss genttthigt habe, in welches der Testator dareh 
die Foconia zn seinen nächsten weihliehen Anverwandten gerathen 
sei, und also die Entstehung des iegatum partitionis überhaupt der 
Foconia zusehreibt, so hat dies allerdings vielen Sehe» ; aber worin 
der Verf. eine besondere Bestätigung dieser Annahme findet, Scävola's 
Bemerkung hei Cic. de legg. //., 20., 50., macht gerade dieselbe 
einigermassen zweifelhaft. Daselbst heisst es: atque dant hoc Scae- 
volae quod est partitio, ut si in testamento dedueta scripta non sit 
ipsique minus ceperint quam omnibus heredibus rclinqvatur, saeris 
ne alligeretur. Zunächst hätte der Verl sich bei dieser Lesart nicht 
beruhigen sollen ; wenn er zu dedueta partilio ergänzt und darunter 
die Hälfte derjenigen Erbschaftssumme versteht, welche von dem hin* 
terlassnen Patrimonium abgezogen wird zum Behuf der besondern Aus- 
setzung einer eigens für die Opfer bestimmten Summe, so ist theils 
scripta überflüssig, theils partitio in einem ganz andern Sinn genom- 
men, als Cicero hier sonst überall damit verbindet, theils endlich 
dem Testator eine Disposition Ober die Opferpflicht verstattet, wel- 
che ihm gar nicht zukommt. Es ist nicht* zu verkennen, dass das 
Princip sacra cum peeunia dem ins publicum angebürt, quod privatus 
mutare non potest; der Testator kann wohl seine peeunia frei ver- 
geben, also folgeweise auch iber die Last der Sacra disponiren, aber 
nicht prineipaliter darüber verfügen, etwa einem Erben oder Legatar 
sie vorzugsweise auflegen. Will er also Jemanden im Testamente 
bedenken und ihn zugleich von den saeris entbinden , so muss er dazu 
also disponiren, dass der honoratus nicht unter die Vorschriften der 
pontzßces Mit. Ernennt er ihn nun zum Erben, auch nur zum klein- 
sten Theil, so muss er jedenfalls pro rata zu den Opfern kontribuiren; 
dagegen als Legatar braucht derselbe das nur, wenn er die volle 
Hälfte der Erbschaft erhält. Will also der Testator ihm keine grossere 
Aussetzung machen, so kann er sich zur Umgehung der Sacra des 
Partitionslegats mit Anziehung einer geringfügigen Summe, gewöhn- 
lich centum nummi (c. 2t., öS.)» dazu bedienen; oder wenn der 
Testator auch das nicht wellte oder doch nicht aussprach, kann doch 
der Erbe durch neari soiutio einer solchen kleinen Summe der Opfer- 
test ausweichen. — Dies offenbar ist Cicere's Meinung; es ist un- 
umgänglich nothwendig, dass er hier ebenso wie im folg. Kap« beide 
Fälle andeutet und danach wird etwa zu sehreiben sein: si in testa- 
mento dedueta summa centum nummorum sit ips we m inus eeperint; 
wo aus summa centum nummorum, geschrieben SCN wurde scripta 
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***« Wichtig ist es ferner, daas hiernach Scävola selbst auf eine 
ganz andre praktische Bodenlang des Partitiouslegata hinwies nb «nf 
die bei der lex Foeonia: auf de» Gebrauch desselben xar Vermeidung 
der iacra. Dasfltdanebon dasselbe nneb anwendbar war, nm seit der 
Voconia bei Frauen die Intestatportien zn vertrete», ist allerdings 
unleugbar nod ein Beispiel dafür die vom Verf. S. 54. angefahrte 
Inschrift Orelti 4986.; aber die älteste Anwendung war gewiss 
die, dass man alle Personen, welche nun zn Erben ernennen wollte, 
ohne sie mit den sacris zn belasten, zn Qootenlegataren machte. So 
lange noch der Grandsatz bestand, dass bei Legaten nnr noch das 
der grösseren Hälfte zn den Opfern verpflichte, ansste selbst das 
Legat der vollen Hälfte von deduelü (nummU) zur Entlastung von 
den Macris genfigen. 

II. Die Voconia und die Präterition and Inofficiositäts- 
querel (S. 54 — 66.)- 

„Es war die Aufgabe des CentumviraJgeriehts, sagt der Verf., 
„den bei der Präterition der sui angenommenen Irrthum des Vaters 
„zu verbessern. Aber nach welchem Prinzip? Offenbar nach einem 
„theilweise verschiedenen, je nachdem die Präterirten Sahne oder 
„Töchter sind. Die Sahne haben nicht nnr ein gesetzliches Erb* 
„recht, sondern sie kennen auch im Testamente nach Wittkär ein- 
gesetzt werden; das blosse Vorhandensein eines Testaments aehKesst 
„also noch keineswegs den Entsehlnss des Vaters, seine Sehne nicht 
„zu bedenken, in sich. Anders bei den Töchtern; da diese nicht 
„eingesetzt werden können, so wird durch die Existenz des Testa- 
„ments so viel wenigstens erwiesen, dass ihnen der Testator keines» 
„falb mehr als die Quote zukommen lassen wollte, welche er nach 
„der L. F. in Form eines Legats ihnen noch zuwenden konnte, also 
„einer einzigen Tochter nicht mehr als die Hälfte, zweien jeder 
„nicht mehr als ein Drittheil u. s. w." So gut sich dies ausnimmt, 
so ist es doch nichts Andres als eine scharbinnige petitio principii, 
wie das wieder mit den eigenen Worten des Verfs. bei Gelegenheit 
derRuption des Testaments durch die präterirte postum* sich bewei* 
sen lässt: „Die Um ntto vergase der Vater nnr im Testament so viel 
„möglich zu bedenken, die postoma dagegen hätte ihn wohl gas* 
„von der Abfassung eines Testamentes abgehalten " (S. 61.)* D* 
der Vater nach der Ansicht der Geotamvirn Beide, die pottuma wie 
die tarn nata 9 zur Zeit der Abfassung des Testamente vergase, so ist 
es reine Willkür, anzunehmen« dass er, wenn er an jene gedacht 
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liätte, das Testiren unterlassen, wenn an diese , er ihr ein Legat 
gegeben haben würde« Der Irrthnm den Tettatart, dar hei dar 
postuma ak das Tettiren telhat motivirend gedacht ist, wird ohne 
allen Grund bei der tarn n*ta alt Motiv der Modalität den Tetlireas 
gefesst, — Man könnt« sagen, tchon die Centonmrn liettan lieh 
durch diese petitio prineipii täuschen; aber dann wirden sie der 
präterirten Tochter ein legatum partis zugewiesen haben, nieht einen 
Erbtheil quasi ex testamento (vgl. den Verf. §. 15«) and auch sehwar» 
lieh auf die Verschiedenheit des Akkreszenzrechts gegen den einge- 
setzten suus oder extraneus\ gegen jenen erhält bekanntlich jede 
Tochter einen Kopftheil, gegen diesen alle Töchter die Hälfte des 
dem extraneus gegebenen Erbtheils, vgl. Mfihlenbrucb Forts, von 
Glück XXXVI., S. 339.) gekommen sein, an deren Vereinigung mit 
seiner Hypothese der Verf. S. 58. seinen Scharfsinn verschwendet. 
Ganz unmöglich aber wird seine Annahme« wenn wir oben mit Recht 
behauptet haben, dass die Voeonia das Verbot enthalten habe, mehr 
als die Hälfte des Vermögens durch Legate zn erschöpfen; obwohl 
«ben dieselbe Behauptung uns allerdings berechtigt, in dem Akkres- 
zenzrecht der Töchter eine Voconiana ratio , nur freilich in ganz 
andrer Weise, zu erkennen. Waren sui eingesetzt und suae prä- 
terirt, so behandelte das Gericht den Fall offenbar nach Analogie der 
Intestaterbschaft; dagegen, wenn extranei eingesetzt waren und suae 
f räterirt, so scheinen sie hier allerdings nach Analogie des voco- 
nischen Gesetzes sämmtlichen extranei* heredibus tnstitulis die eine, 
sämmtlichen Töchtern als präsumtiven Legatarinnen die andre Hälfte 
der Erbschaft zugetheilt zu haben. 

III. Die Voeonia und die Bonorum Possessio (S. 66— 91.). 

Diesen Abschnitt zeichnet die sehr gelungene Durchführung des 
Satzes aus, dass die Abweichungen des prätorischen Erbrechts von 
dem civilen nicht in der Willkör des Prätors, sondern in den vom 
Givilrecht sich entfernenden Präjudikaten der Gentumvirn ihre Quelle 
haben, welchen der Prätor sein Edikt nur konformirt habe (S. 75. f.). 
Aufmerksamkeit verdient auch die Auffassung der Inofficiositätsquerel 
als ursprünglich einer blossen Beschwerde gegen das Testament ohne 
eigentliches Petitum (S.82.f.), obgleich diese Annahme wahrschein- 
lich vielen Widerspruch finden wird. Indess scheint es uns nicht 
angemessen weiter auf diese Fragen einzugehen, da der Verf. sich 
hier doch in der That von der lex Voeonia zn weit entfernt, die in 
dem ganzen Abschnitt kanm genannt wird und diese Untersuchungen, 
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so wertbvoll sie an sich sind, kaum etwas zu der richtigen Einfügung 
dieses Gesetzes in das Rechtssystem beitragen dttrften. 

Die Darstellung des Verfs. ist einfach, ohne' trocken zu sein 
und halt die schwere Mitte zwischen Gedrängtheit und Weitlänftig- 
keit, so dass anch hiedurch die kleine Schrift einen befriedigenden 
Eindruck hinterlässt. Wir hoffen ihrem Verf. noch manches Hai 
beistimmend oder widersprechend nnsre Achtung vor seinem regen 
Forscbungsgeist bezeugen zu können. 
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Lehrbuch des gemeinen deutschen Privatrechts von jdi\ Carl 
Willi. Wolff, Privatdoc. d. R. zu Göttingen. Erster Band. Das 
deutsche Privatrecht, mit Ausschluss des Lehn- u. Handelsrechts. 
Göttingen, Vandenhoeck u. Ruprecht, 1843. XVI u. 539 S. gr.8. 
(2 Thlr.) 

Recensirt 

von 

Herrn Professor JDr. Budde zu Bonn. 

Ein neues Lehrbuch des deutschen Privatrechts, welches neben 
den bekannten Werken von Runde, Eichhorn, Mittermaier, 
Phillips und Maurenbrecher auf Selbständigkeit und wissen- 
schaftlichen Werth Anspruch macht, darf sieh nicht bloss dadurch 
auszeichnen wollen, dass es den oft behandelten Stoff noch einmal 
in fasslicher Sprache vorträgt, die Ergebnisse der neuesten Mono- 
graphien aufnimmt, auch hie und da eine eigne Ansicht des Verfassers 
mittheilt; es muss die Einsicht in den systematischen Zusammenhang 
der einzelnen Lehren des deutschen Rechtes fördern. In dieser Be- 
ziehung lassen die vorhandenen Lehrbücher Vieles zu wünsehen übrig, 
was bei dem gegenwärtigen Stande der wissenschaftlichen Erkennt«» 
niss geleistet werden könnte. Bisher hat man die Bedeutung des 
Systemes völlig verkannt, indem man sich dabei beruhigte, den gege- 
benen Stoff nach Gründen der Zweckmässigkeit für die übersichtliche 
Darstellung des Ganzen geordnet und abgetheiit zu haben. Dabei 
gieng man von der Vor au s s e tzu ng aus, dass es verschiedene „Systeme* 4 
gebe, unter denen man zu wählen habe. Klagen iber die Schwierig- 
keit der Entscheidung hörte man oft, es wurde sogar das Gestand- 
niss abgelegt, die Fragen über „die grössere oder geringere Zweck- 
mässigkeit 44 der verschiedenen Anordnungen des Stoffes seien „meh- 
rentheils von der Beschaffenheit, dass sieb kaum ein ganz entschie- 
denes Für oder Wider dabei aussprechen lasse. Im Grunde komme 
das Meiste darauf aa, dass man sich der mit jeder besonderen Weise 
verknöpften VortheUe und Nachtheile recht deutlich bewusst werde, 
Krit.Jahrb.tD.RW. Jahrg. IX. H.I. 2 
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da man fast nothwendig mit gewissen Vortheilen auch gewisse Nach- 
theile in Kauf nehmen müsse." (Gaupp in der Hallischen Lit.-Zeit. 
1831. Nr. 8«) Zweifelhaft hlieb namentlich, ob es rathsamer sei, 
dem Systeme Begriffe des älteren deutschen Rechts unterzulegen, 
oder sich an das römische Recht zu halten, ob es gut sei, das beson- 
dere Recht der Stände von dem allgemeinen Privatrechte zu schei- 
den, endlich ob die Verbindung des Lehnrechts mit dem Privatrechte 
der Trennung beider vorzuziehen sei. So lange man die Fragen nach 
dem Systeme so fasst, ist eine entscheidende Antwort kaum zu er- 
warten, hat aber auch keine grosse Bedeutung; Jeder wählt das Ver- 
fahren, welches ihm das zweckmässigere scheint, gibt indessen zu, 
dass man auch mit dem entgegengesetzten zum Ziele gelangen könne; 
Mancher hält es wohl gar för wünschenswerth , dass jede von den 
verschiedenen Methoden in der Litteratur ihre Vertreter finde. Hier 
erscheint das Recht als eine rohe Masse von einzelnen Regeln, wel- 
che der Darsteller in Ordnung bringt. In derThat ist aber das Recht 
eines jeden Volkes in jedem Stadium seiner Geschichte ein in sich 
abgeschlossenes Ganzes; es besteht nicht aus einer Summe willkür- 
lich erfundener Regeln, sondern gestaltet sich nach bestimmten, durch 
die Geschichte, den Charakter und die Bildungsstufe der Nation ge- 
gebenen Begriffen, von welchen die einzelnen Rechtsinstitute getra- 
gen und zusammengehalten werden. Die Ordnung ist also nicht zu 
machen, sondern aufzufinden, sie beruht nicht auf Grinden der Zweck- 
mässigkeit, sondern der Notwendigkeit, es gibt njcht mehrere Sy- 
steme, Sendern nur eines und dieses ist die Darstellung des Rechte 
in seinem innern begrifflichen Zusammenhange. Das Alles gilt auch 
für unser heutiges Privatreeht; es enthält zwar römische und deut- 
sche Elemente, aber diese stehen nicht lose und unvermittelt neben 
einander, sie sind zu «iner neuen Einheit verwachsen, durchdringen 
und bestimmen sich gegenseitig und bilden auf diese Weise ein ein- 
ziges System, welches weder ursprünglich römisch noch ursprünglich 
deutsch ist. Durch die Ueberiragung auf die Lebensverhältnisse 
einer fremden Nation hat das römische Recht seine nationalen Eigen- 
thumlichkeHen, welche zu Justinian's Zeiten noch übrig waren, 
verloren; es bat zugleich das deutsche Recht wesentlich ungebildet, 
einige Institute desselben völlig verdrängt und den übrigen neue 
Grundlagen oder neue Eutwickkmgsfornten gesehen* Die ursprung- 
lieb deutschen Bestandteile des heutigen Rechts hat die Wissen- 
schaft des deutschen Privatrechts aufzuzeigen, sie darf nicht anf einer 
feineren Stufe der Entwicklung stehen bleiben; dieselbe Anforderung 
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ist auch an das Civilrecht zu machen und hat auf diesem Gebiete 
bereits Anerkennung gefanden. Während die Germanisten lebhaft 
darüber streiten, ob ihr „System" römisch oder deutsch sein müsse, 
sind die Givilisten schon zu der Ueberzeuguog gekommen, dass das 
ihrige nicht römisch sein könne, sie haben die sog. Legalordnuagen 
durch andere ersetzt, welche keiner antiken Darstellung zum Grunde 
liegen. Die einzelnen Bestimmungen des römischen Rechts sind durch 
die Versetzung in eine ganz neue Welt unter einander Verbindungen 
eingegangen, welche in Rom nicht bestanden und daher in den Schrif- 
ten der römischen Juristen auch nicht gesucht werden dürfen. Diese 
neuen Verbindungen nachzuweisen ist die Aufgabe der heutigen Civil« 
rechtswissenschaft. Unrichtig ist es freilieb, wenn man meistens die 
Legalordnungen für baare Unordnungen hält und die neu eingeführten 
als die ausschliesslich systematischen bezeichnet; man übersieht da- 
bei, dass es für uns äusserst schwierig, vielleicht unmöglich ist, so 
vollständig in das Rechtsieben des Alterthums uns hineinzudenken, 
um die antiken Darstellungen des römischen Rechts von Seiten ihrer 
ianern Form begreifen und deuten zu können. 

Das System des heutigen Rechts ist nach des Rec. Ueberzeu- 
gung von Böcking im §.29« seiner Institutionen richtig vorgezeich- 
net worden. Dasselbe unterscheidet sich von der gewöhnlichen An- 
ordnnag der Institutionen- und Pandektencempendien dadurch, dass 
es den sog. allgemeinen Theil, welcher von den Subjeeten, den Ob- 
jeden der Rechte und von dem Verhältnisse des Subjects zu dem 
ihm Objectiven handelt, mit dem richtigen Namen „Voraussetzungen 
der Privatrechte" belegt und daraus den ersten Haupttheil des Ganzen 
bildet, dann das Sachenrecht, die Obligationen und das sog. reine 
Familienrecht als zweiten Haupttheil unter der gemeinschaftlichen 
Benennung „einfache Privatrechte" hinstellt, und mit den „zusam- 
mengesetzten Privatrechten" als dem dritten Haupttheile abschiiesat, 
woau das Familiengüterrecht (die Vermögensrechte unter dem Ein- 
flüsse der Familiearechte), das Erbrecht (die in Vermögensrecht« 
übergehenden Familienrechte) und das Actionenreeht (die Privatrechte 
im Zustande des Bestrittenseins) gehören. Ist das der wahre innere 
Znsammenhang unsere Rechts, so müssen auch die Bestimmungen des 
deutschen Privatrechts in demselben stehen. Der erforderliehe Nach- 
weis lässt sich freilich nur dadurch führen, dass man den ganzen 
Rechtsstoff in der angedeuteten Verbindung darlegt und kann daher 
hier nicht unternommen werden: einige allgemeine Bemerkungen über 
die Ausführung des Systemes im deutschen Privatrechte werden sieh 
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weiter unten an die Relation Aber die Anordnung des vorliegenden 
Lehrbuchs knüpfen. Zuvor ist noch ein Einwand zn beseitigen, der, 
wenn er richtig wäre, Böcking's Anordnung ohne weitere Prüfung 
' im Einzelnen als verwerflieb erscheinen lassen würde. Es ist neuer- 
dings behauptet worden, das deutsche Privatrecht müsse sieb durchaus 
vom Civilrechte lossagen qnd seine Selbständigkeit namentlich auch 
im Systeme zeigen. Mit grosser Wärme wird diese Ansicht von 
Phillips verfochten. Er furchtet, dass der ohnebin schon so grosse 
Etofluss des römischen Rechtes dadurch immer mehr erweitert und 
das deutsche Recht endlich ganz und gar romanisirt werden möchte: 
er klagt darüber, dass man beut zu Tage an die germanistischen Stu- 
dien mit einer Reihe von civilistischen Vorkenntnissen komme, welche 
das Verständniss der einheimischen Institute erschweren und dahin 
führen, Alles unter römischen Gesichtspunkten anzusehen« Diesem 
Uebel vorzubeugen, soll das deutsche Privatrecht von Grund aus neu 
erbaut werden auf echten einheimischen Fundamenten und dadurch 
eine starke Festung erbalten, in welcher es dem übermüthigen , er- 
oberungslustigen Feinde Trotz bieten kann. Zunächst wird dabei nur 
an Verteidigung gedacht, aber in neuster Zeit haben sich doch schon 
einige besonders kampfesmuthige Germanisten, welche Puchta in 
der Vorrede zur zweiten Ausgabe seiner Pandekten sehr nachdrück- 
lich zur Ruhe und Ordnung verweist, aus der Verschaozung gewagt, 
um den eingedrungenen Eroberer ganz wieder zu verjagen. Es 
zeigt sich in diesem Bestreben ein warmer, aber völlig irregebender 
Patriotismus, der selbst den sonst besonnenen Phillips verleitet, die 
systematisch antiquarischen Studien des römischen Rechts mit dem 
verächtlichen Namen „Antiquilätenkram" bei Seite zu schieben und 
dafür eine höchst ergötzliche Stelle aus Fischer'« Lüteratur des 
germanischen Rechts zu citiren. Der feindliche Gegensatz, welchen 
die patriotische Verblendung jenen Eiferern vorspiegelt, besteht gar 
nicht; das römische Recht ist uns nicht mehr fremd, wir arbeiten 
seit Jahrhunderten mit dem angestrengtesten Fleisse daran, uns das- 
selbe in seiner wissenschaftlichen Vollendung gleich den übrigen 
geistigen Schätzen des klassisebeu Alterthums anzueignen , wir sind 
die Eroberer und sollten stolz darauf sein, ein solches Besitzthum 
uns dienstbar gemacht zu haben. Es war sehr natürlich, dass in der 
ersten Freude über die neue Errungenschaft alle Kräfte sich darauf 
wandten, dieselbe möglichst vollständig zu benutzen. 'Das neu er- 
worbene Recht wurde* nicht bloss da angewendet, wo es geeignet und 
bestimmt war, das unsrige zu werden, es wurde auch auf Verbält- 
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nisse bezogen r welche es entweder gar nicht, oder wenigstens nicht 
allein beherrschen konnte. In Folge dieser, anrichtigen Anwen- 
dung des römischen Rechts haben- die entsprechenden Institute des 
deutschen wohl verkannt, aber nicht verdrängt und zerstört werden 
können; sie bestehen noch und fallen den Germanisten ohne Kampf 
zu, indem die Bemühungen der Civilisten gerade darauf gerichtet 
sind, die wahre Bedeutung der römischen Rechtsinstitute zu erfor- 
schen und dadurch jede unrichtige Anwendung zu verhüten. Als 
Beispiel mag hier das negative Ergebniss der neusten civilistischen 
Untersuchung über die Infamie dienen. Beide Parteien arbeiten ganz 
friedlich an einem grossen Werke, an der Vollendung unsers gegen- 
wärtigen Rechtssystems; das Civilrecht bereitet dabei dem deutschen 
Privatrechte die Wege. Wenn hiernach an das letztere die Auffor- 
derung ergeht, sich der Gegenwart hinzugeben und nidht erfolglose 
Belebungsversuche an abgestorbenen Zuständen des Mittelalters zu 
machen, so wird es dadurch keineswegs in die untergeordnete Stel- 
lung eines usus modernus pandectarum herabgedrückt. Die deutschen 
Elemente des heutigen Rechts lassen sich aus römischer Wurzel nicht 
ableiten, sie müssen, zwar nicht in systematische, wohl aber in histo- 
rische Verbindung mit den Grundbegriffen des altern deutsehen Rechts, 
aus denen sie stammen, gesetzt werden. In dieser Beziehung bat 
unsere Wissenschaft in neuster Zeit ungemeine Fortschritte gemacht 
und darin besteht ihre Selbständigkeit. Im Sachenrechte haben die 
Lehre von den Reallasten und die deutsche Seite des Pfandrechts 
ganz neue Begründung erhalten, seit man sie an den alten Begriff 
der Gewere anknüpft, im Pamilienrechte sind die deutschen Güter- 
verhältnisse unter Ehegatten, Eltern und Kindern durch die Zurück- 
Rlhrung auf den alten Begriff des Mundiums erst entwirrt worden. 
Benützt man auf diese Weise bei den einzelnen Instituten das ältere 
Recht als die historische Vorstufe des jetzigen, so wird dadurch dem 
„ Romanisiren " sicherer vorgebeugt, als durch die Aufstellung eines 
für die Gegenwart nicht geltenden und deshalb auch nicht geltend 
zu machenden Systemes. 

Aber Phillips hat für die gänzliche Lossagung vom Civilrecht 
noch einen zweiten, wichtigeren Grund. Er findet, dass „die bei 
dem römischen Rechte übliche Eintheilung dem deutschen durchaus 
nicht angemessen sei, weil sie zur Zertheilung und Zersplitterung von 
Gegenständen führe, die in einem natürlichen und deshalb notwen- 
digen Zusammenhange stehen, und sich daher namentlich nicht für 
eine Vorlesung über das deutsch* Recht eigne/ 4 Wäfc diese 
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Behauptung richtig, so müsste entweder das vorhin aufgestellte Schema 
für das System unsers gesammten Privatrechts aufgegeben werden, 
oder es müsste die Ansicht, dass die beiden Bettaadtheile desselben 
ein neues organisches Ganzes bilden, falsch sein. Die erste von 
diesen beiden Alternativen , welche möglich bleibt und durch den 
Nachweis eines aus jenem Schema nicht ersichtlichen Zusammenhangs 
bewahrheitet werden kann, kommt hier nicht in Betracht, Phillips, 
der für das deutsche Privatrecht ein besonderes System forderte, 
nimmt die zweite Alternative in Schutz und hat den Beweis derselben 
durch Bezugnahme auf die bäuerlichen Verhaltnisse angetreten. Er 
weist darauf hin, dass von den persönlichen Verhältnissen der Bauern 
im Personenrechte, dann nach langer Unterbrechung im Sachenrechte 
erst von den Bauergütern, endlich im Erbrechte von der Succession 
in diese Güter die Rede sei. Diese Betrachtung führt ihn zu der 
oben schon in Frage gestellten Aussonderung des Standerechtes von 
dem sog. allgemeinen Privatrechte; derselbe Grund, welcher eine 
ununterbrochene Darstellung des gesammten Bauernrechtes nöthig zu 
machen scheint, gilt auch für den Adel und den Bürgerstand. Die 
einzelnen Stande haben indessen gar kein besonderes Recht für sich, 
sie gehören einem Volke an und stehen daher auch unter der Herr- 
schaft eines Rechtes; sie unterscheiden sich dadurch von einander, 
dass sie verschiedene Stufen der Rechtsfähigkeit einnehmen: einem 
Stande kommt das Normaltnass, den übrigen ein grösseres oder klei- 
neres Mass der Rechtsfähigkeit zu. Aus diesen Ungleichheiten ent- 
stehen keineswegs ganz neue Gattungen von Privatrechten, für alle 
jura singularia hat das System des allgemeinen Privatrechts den 
Gattungsbegriff aufzuzeigen. Die ungleiche Ehe des Adels ist eine 
wahre Ehe, der nur gewisse für diesen Begriff unwesentliche Merk- 
male fehlen , und gehört also ins Eherecht, die eigenthümlichen Suc- 
cessionenordnungen für Stammgüter, Fideicommisse und Bauergüter 
können nur im Zusammenhange mit dem Erbrechte begriffen werden, 
ebenso ist es mit den übrigen Standesrechten. Wer sie aus dieser 
organischen Verbindung losreisst, muss doch hinterher wieder, „nach- 
dem viele gänzlich verschiedene Lehren abgehandelt worden sind", 
bei dem Institute, wozu sie gehören, anknüpfen; gewonnen wird da- 
bei nur eine Zusammenstellung von Rechtsregeln , ~ die in ihrer Ver- 
einzelung unverständlich sind und unter einander nichts gemein haben, 
als das Subject. Auf den schon von Gaupp hervorgehobenen Um- 
stand, dass bei der, entschiedenen Richtung unserer Zeit, die stän- 
dischen Unterschiede auszugleichen, eine scharfe Sonderung heut zu. 
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Tfege eben so uoaeitgemäss als unausführbar sei, soll hier nur bot* 
läufig verwiesen werden» 

Phillips benutzt die Trennungsmethode, um dem Lehnrechte 
und dem Handelsrechte einen Platz im deutschen Privatrechte zu 
Stehern; jenes theilt er dem Adel, dieses dem Bürgerstaade zu, weil 
dort vorzugsweise ritterliche, hier bürgerliche Personen als Sub- 
jecte auftreten» Wenn der Grund dieser Anordnung auch durch- 
greifend wäre, so würde sie doch auf keinen Fall eine systematische 
zu nennen sein, weil sie gar nicht darauf berechnet ist, beide Rechte 
in die aus dem Inhalte sich ergebende Verbindung zu bringen, son- 
dern wiederum nur auf die Subjecte Rücksicht nimmt. Es leidet 
keinen Zweifel, dass die lehnrechtlichen und handelsrechtlieben Be- 
stimmungen, soweit sie dem Privatrechte im Gegensatze zum öffent- 
lichen angehören, auch im Systeme des Privatrechts einen Platz 
haben, aber eben so gewiss ist es, dass man vergebens nach einer 
Stelle suchen wird, wo sie sämmtlich neben einander stehen könn- 
ten. Für das Handelsrecht ist das am leichtesten einzusehen. Das- 
selbe besteht in der Anwendung der allgemeinen Rechtsbestimmungen 
auf die Rechtsverhältnisse , welche bei der gewerbsmässigen Betrei- 
bung des Handels sicL ergeben. Je mehr der Verkehr steigt, desto 
aannichfaltiger und' verwickelter werden diese Verhältnisse ; es ken- 
net selbst ganz neue Rechtsformen, die sonst im bürgerlichen Leben 
nicht vorkommen, durch das Bedürfniss des Handels geschaffen wer- 
den: darin liegt die Eigentümlichkeit des Handelsrechts. Eine 
scheinbare Selbständigkeit erlangt es dadurch, dass die allgemeinen 
Rechtsbestimmungeu in ihrer Apwendnng auf diese Verhältnisse häufig 
Modifikationen erleiden und von singulären Bestimmungen, welche 
zunächst als Usancen sich kundgeben , durchbrochen werden. Allein 
damit verhält es sich genau so, wie mit den Standesrechten: die 
besonderen Grundsätze des Handelsrechts sind ohne die allgemeine 
Regel, aus der sie hervorgehen und von der sie beherrscht werden, 
haltungslos. Das Lehnrecht hat eine wesentlich andere Bedeutung. 
Während die Verhältnisse, welche das Handelsrecht normirt, ver- 
schiedenen Instituten angeboren , hat das Lehnrecht nur ein einziges, 
ihm eigenthttmliches Institut zum Gegenstande, dessen charakteristi- 
sches Merkmal ia der Lehnslreue besteht. Man darf daraus aber 
nicht folgern, dass dem ungeteilten Lehnrechte eine Stelle im Sy- 
steme gebühre; denn das System ist nicht eine Totalität von Rechts- 
instituten, sondern ven Rechten, die es in ihrem gegenseitigen Ver- 
hältnisse und inneren Zusammenhange darlegt. Wenn nun aus einem 
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Rechtsverhältnisse ungleichartige Rechte entspringen, so miesen. < 
«ach im Systeme von einander abstehen und mit den gleichartigen 
ans andern Verbaltnissen in Verbindung treten. Nach diesem Grund- 
sätze ist das Lehnrecht noch in keinem Lehrbueae dem deutsche« 
Privatrechte einverleibt worden. Eichbor.n sagt zwar in der Vor- 
rede zu seiner „Einleitung" ganz richtig, dass die Darstellung des; 
deutseben Rechts in seinem wissenschaftlichen Zusammenhang« 
die Verbindung des Lebareehts mit den übrigen Theilen des deut- 
schen Rechts erfordere» bleibt aber bei der Ausführung auf halbem 
Wege stehen , indem er, abgesehen von der Lehnfolge , welche im 
Erbrechte die ihr zukommende Stellung erhält, den ganzen leh»- 
rechtlichen Stoff dem Sachenrechte zuweist, was offenbar für die 
Lehre von den Subjecten, von den Objecten und von den gegensei- 
tigen Rechten und Pflichten der Lebnspersonen unsystematisch ist« 
Ebenso ist Ortloff verfahren in seinen „Grundzügen eines Systeme« 
des teutschen Privatrechts. •' Kraut, der in der ersten Aufgabe 
seines vortrefflichen Grundrisses dem Eichhorn'schea Plane gefolgt 
war, hat in der zweiten die betretene Bahn ganz wieder verlassen 
und dem Lehnrechte die Bedeutung eines selbständigen Rechtstheiles 
zuerkannt; die Verbindung mit dem Privatrechte ist in der That von 
ihm aufgegeben, er lässt das Leb o recht ungetheilt und stellt es* 
ohne einen Anknüpfungspunkt zu haben, hinter die übrigen* Lebren*. 
Bei weitem die meisten Germanisten erklären sich noch immer für 
die vollständige Trennung. (Vgl. Dieck in d. Zeitschrift f. deut- 
sches Recht, Bd. III. S. 160 ff.) Die Gründe, welche dafür ange- 
geben zu werden pflegen, entscheiden nichts gegen den innern syste- 
matischen Zusammenhang unsers ges am inten Priyatrechts, sie lassen 
höchstens den Zweifel entstehen, ob es nicht angemessen sei, das 
Lehnrecht monographisch zu bearbeiten. Dazu kann insbesondere 
die Erwägung leiten, dass das Lehnsverhältniss ssiner eigentlichen 
Bedeutung nach einer längst vergangenen Zeit angehört, gegenwär- 
tig aber nur noch von seiner langen utod grossen Vergangenheit lebt 
und an der weiteren Entwicklung unsers Rechts keinen Tbeil bat. 
Für die abgesonderte Darstellung des Handelsrecht» ist anzuführen, 
dass dasselbe durch die gegenwärtigen Zustände 4er bürgerlichen 
Gesellschaft und durch die Richtung der Zeit rascher gefördert wird, 
als die übrigen Theile unsers Rechts, eine Fruchtbarkeit der Recbts- 
bildung zeigt, wie sie sonst nirgend zu finden ist und somit der ge-* 
sammten Rechtsentwicklung voran eilt, während das Lehnrecht hinter 
derselben zurückbleibt. Beide sind nichtsdestoweniger integrireade 
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Bestendtheile des Privatrechtssystems; sie müssen als solenn aufge- 
fasst werde», nnd auch die monographische Bearbeitung muss diesen 
Zusammenhang erkennen lassen. 

Der Verf. ies hier zur Benrlheilnng vorliegenden^ebrbaehet hat 
über das System sieh nioht ausgesprochen, nnd Rec. konnte daher bei 
obigen Bemerkungen sich anf ihn nicht berufen* Ueber die Absonderung 
des Lehn- nnd Handelsrechtes, die den noch zn erwartenden zweiten 
Theil des Werkes fallen werden, sagt er in der Vorrede, er wolle dieses 
Verfahren hier nicht besonders vertheidigen, es solle sich durch sich 
selbst rechtfertigen , macht jedoch §. 1. darauf aufmerksam, dass die 
Quellen jener beiden Rechte von denen des übrigen Privatrechts 
völlig verschieden seien, und dass dadurch eine völlig verschiedene 
Behandlung nötbig werde. . Das Privatrecht der Stünde wird von ihm 
in Uebereiastimmung mit der oben ausgesprochenen Ansieht dem 
sog. allgemeinen Privatrechte einverleibt ohne Angabe von Gründen. 
Auch über die Eintheilung des Stoffes spricht sich der Verf. gar 
nicht aus, was um so mehr zu bedauern ist, als die Darstellung nicht 
den Beweis liefert, dass er anf das System Gewicht lege und dessen 
Bedeutung erkenne. Das Ganze zerfällt in fünf Bücher nach folgen- 
der Ordnung: I. Personenrecht. IL Sachenrecht. III. Recht der 
Forderungen. IV. Erbrecht. V. Familienrecht. Dass der Verf. nach 
Kraut's Vorgange das Familienrecht hinter das Erbrecht gestellt bat, 
ist schon aus Gründen- der Zweckmässigkeit nicht zn billigen; er setzt 
sich dadurch in die Verlegenheit, von dem Erbrecht der Verwandten 
nnd der Ehegatten reden zu. müssen, ehe er alle zum Grunde liegenden 
persönlichen Verhältnisse, welche dem Familienrechte angehören, 
genügend hat erörtern können. Die Anordnung des Stoffes innerhalb 
der einzelnen Bücher ist vollends unbefriedigend. Das erste zerfällt 
in fünf Capttel, welche so überschrieben sind: 1. Die Standesver* 
acbiedenheiten und die mit denselben in Verbindung stehenden Rechts- 
verhältnisse. 2. Vom Unterschiede zwischen Einbeimischen und 
Fremden. 3. Von dem Einflüsse der Religionsverschiedenheit auf 
bürgerliehe Verhältnisse. 4. Von den Genossenschaften. 5. Von 
Beschränkungen der Untertbanenrechte in Folge eigner Handlungen, 
oder von den EJtrenscbmälerungea. Aestössig ist hier zuvörderst 
die Ueberscbrift des 5. Gap., weil die beiden als gleichbedeutend 
hingestellten Bezeichnungen des Inhalts einander nicht decken. Nicht 
jede Handlung, welche die Unterthanenrechte des Handelnden be- 
schränkt,, schmälert dessen Ehre; eine Religionsänderung z* B. kann 
eine Einschränkung der bürgerlichen Rechte zur Folge haben, ist 
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aber 9 wenigstens nach heutigem Rechte, der Ebre uaeaehtbeiligr 
von der anderen Seite ist auch nicht jede Ebrenschmäleruttg eint 
Folge eigner Handlangen; dass die Rechtsbeschränkungen, welche 
die unehelich Gehörnen noch beute erdulden müssen , in einer unver- 
schuldeten Verachtung, also in einer durch eigne Handlungen nicht 
herbeigeführten Ehrenschmälerung ihren Grund haben, bedarf keines 
Beweises, der Verf. dreht sich im Kreise, indem er, am seine Ueber- 
se^rift zu retten, §. 80 behauptet, diese Beschrankungen gehörten 
nicht hierher, weil sie nicht in Folge eigner Handlungen eintreten, 
während er doch selbst das Wenige, was er davon sagt, hierher 
stellt. Was die Anordnung betrifft, so hat der Verf. es zu verant- 
worten, dass die Genossenschaften sich zwischen die Lehre vom 
Einflasse der Religionsverschiedenheit auf bürgerliche Verhältnisse 
und die Lehre von den Ebrensehmälerungen eingedrängt haben. Rec« 
weiss nicht, was er dazu sagen soll, da es ihm überhaupt nicht ge- 
fangen ist, die Gapitelfolge genügend zu erklären und die Uebergänge 
aufzufinden. Seiner Ansicht nach hat man bei der Darstellung des- 
Personenrechts folgenden Gang zu nehmen. Man beginnt mit den 
allgemeinen Voraussetzungen der Rechtsfähigkeit, welehe der Verf. 
ganz mit Stillschweigen übergeht. Hier ist zu zeigen, dass das deut- 
sche Recht Einschränkungen und Erweiterungen des natürlichen Be- 
griffes der Persönlichkeit kennt, welche den Römern unbekannt waren.. 
Für die weitere Darstellung sind alsdann physische und juristische 
Personen zu unterscheiden. Bei jenen dauert die Rechtsfähigkeit 
vom Augenblicke der lebendigen Geburt bis zu dem des Todes; an 
dieser Stelle finden die Regeln des deutschen Rechts über den Be- 
weis der lebendigen Geburt und des Todes ihren Platz, welche der 
Verf., wie vor ihm schon Andere, ins Erbrecht verweist, wo sie 
nicht in ihrer allgemeinen Bedeutung, sondern nur in einer einzel- 
nen Anwendung auftreten. Die Rechts- und Handlungsfähigkeit der 
physischen Personen ist nicht bei allen von gleichem Umfange; das 
Mass derselben ist verschieden 1. nach gewissen natürlichen Zustän- 
den. Dabei kommt in Betracht Geschleeht, geistige und körperliche 
Beschaffenheit (Gesundheit oder Krankheil) und Alter. 2. nach dem 
Verhältnisse des Einzelnen zu einer höheren Einheit. «. als Mit- 
glied einer Familie (Verwandtschaft), b. als Mitglied eines Staates. 
da. Verhältniss zum Staate (Einheimische und Fremde), bb. Ver- 
hältniss im Staate (Stände, im Lehnrecht Heerschilde), c. als Mit- 
glied der bürgerlichen Gesellschaft (bürgerliche Ehre), d. als Mit- 
glied einer Religionsgemeinschaft. — Die Lehre von den juristische« 
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Personen würde Rec. mit einer Untersuchung darüber eröffnen, eb 
and in wie weit die Grundsätze des römischen Rechts von den «*£■ 
versitates auf die vielen nnd vielgestaltigen Gerporationen in Deutsch- 
land anwendbar seien, er würde dann die Verfassung der wichtigsten 
Corporationen, namentlich bei jeder das Verhältnis* der Mitglieder 
zor Gesammtheit darstellen; bei dieser Darstellung würde er die be- 
kannte Unterscheidung solcher Corporationen, welche Glieder des 
Staatsorganismus sind (Gemeinden) von den übrigen cum Grunde 
legen. Der Verf. stellt alle hierher gehörenden Reehtssubjeete im 

4. Cap. unter dem allgemeinen Namen „Genossenschaften' 4 ohne er- 
kennbare Ordnung zusammen. 

Das zweite Buch zerfällt in folgende 7 Gapitel. 1. Arten von 
Sachen. 2. Das Eigenthum und die Gewere. S. Fiscalische Eigen- 
thumsbeschränkungen oder von den Regalien. 4. Von den Servituten. 

5. Die Reallasten. 6. Das Pfandrecht. 7. Das dingliche Recht an 
Bauergütern. Bei dieser Anordnung ist die Gewere, in welcher die 
Germanisten seit Albrecht die Grundlage des ganzen deutschen 
Sachenrechts erkannten, auf welche sie daher nicht bloss das Eigen- 
thum, sondern auch die übrigen dinglichen Rechte stützen, in eine 
schiefe Stellung, gerathen; Rec. würde ihr ein eignes Capitel gewid- 
met und dieses vor die Lehre vom Eigenthume gestellt haben. Der 
Verf. macht die Zusammenstellung mit dem Eigenthume dadurch noch 
unbequemer, dass er die Gewere zwischen den Begriff des Eigen- 
tums, womit das 2. Gap. anhebt, und das Naherrecht einschiebt. 
Letzterem hatte er seinen alten Platz im Obligationenrechte lassen 
sollen, da er darin nur ein erweitertes Vorkaufsrecht erkennt und 
die Retractklage als eine actio personalis in rem scripta auffaest. 
Die Verbindung mit der Eigen thumslehre wird dadurch nicht gerecht- 
fertigt, dass der Verf. das Näherrecht als eine „Beschränkung des 
Eigentümers in Ansehung der Veräusserung" bezeichnet, weil in's 
Sachenrecht nur diejenigen Beschränkungen des Eigentümers ge- 
hören, denen ein dingliches Recht gegenüber steht Auf das Näher- 
recht folgt der Erwerb des Eigeothums und daran schliesst sich das 
Gesammteigen thum. Die Erörterung dieses vielbesprochenen Institu- 
tes muss durchaus an die Bestimmung des Eigenthumsbegriffes, worin 
es seine Erklärung oder Widerlegung finden muss, angelehnt werden. 
Ueber das getheilte Eigenthum sagt der Verf. kein Wort, obwohl 
dasselbe, wie es seit den Zeiten der Glossatoren von der Jarispru- 
denz aufgefasst worden ist, nur aas dem Eigenthumsbegriff entwickelt 
werden kann. Das Lehnrecht, wohin der Verf. die ganze Theorie 
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verwerfen zu wollen scheint, hat dieselbe Hiebt in ihrer allgemeinen 
Bedeutung, sondern nur in einer einzelnen Anwendung aufzuzeigen, 
ausserdem wire auch schon im vorliegenden ersten Bande, nament- 
lich im Bauerrecbte davon Gebrauch zu machen gewesen. — Der 
Inhalt des 7. Cap., von welchem man nicht einsieht, wie es an diese 
Stelle kommt, passt nicht zu der Ueberschrift : „Das dingliche Recht 
an Bauergütern." Der Verf. stellt hier den Begriff des Bauergutes 
auf und entwickelt die Rechte und Pflichten des Bauern, welche mit 
dem Besitze des Gutes verbunden sind. Er vergisst dabei gänzlich, 
dass in diesem Buche nur von Sachenrechten die Bede sein sollte; 
die Rechte des Bauern am Gute sind aber nicht immer dinglich, 
wie §• 140. sehr richtig bemerkt wird. Dass auch von den Pflich- 
ten des Bauern geredet werden solle , lässt die Ueberschrift vollends 
nicht errathen; abgesehen davon, dass die hier zusammengestellten 
Obliegenheiten im System überhaupt nicht an eine Stelle gfehören, 
man müsste denn die Rechtsverhältnisse nach den Subjecten ordnen 
wpllen. Für die juristische Betrachtung fallen die bäuerlichen Pflich- 
ten unter sehr verschiedene Gesichtspunkte, sie sind abzuleiten theils 
aus der persönlichen Unfreiheit, tbeils aus obligatorischen Verhält- 
nissen, theils aus der Lehre von den Reallasten; nur die Letzteren 
fallen dem Sachenrechte anbeim« Wenn aber einmal die an Bauer- 
gütern bestehenden Rechtsverhältnisse ohne Rücksicht auf den Inhalt 
und die Herkunft zusammengestellt werden sollten, so hätten doch 
wohl auch die Rittergüter denselben Anspruch; von diesen handelt 
der Verf. nur ganz beiläufig §.41. unter den „sonstigen Vorrechten 
des Adels," obwohl die mit dem Besitze solcher Güter verbundenen 
Vorrechte gemeinrechtlich den adligen Stand des Besitzers nicht 
mehr voraussetzen. 

Im dritten, das Recht der Forderungen enthaltenden Buche ist 
die Capiteleintheilung: 1. Von den Verträgen überhaupt, 2. Von 
einzelnen Verträgen, 3. Forderungen aus unerlaubten Handlungen, 
ganz unlogisch. Das erste Gap. beginnt mit den Vertragsformen und 
knüpft daran eine Zusammenstellung der „subjectiven Beschränkungen 
in Ansehung der Verträge oder Verkehrsbeschränkungen." Unter 
dieser Rubrik erseheinen neben den Beschränkungen durch Zünfte, 
Gewerbepolizei, Erfindungspatente und Monopole auch die Bann- 
rechte, welche hier offenbar besser stehen als im Sachenrechte, wo- 
hin sie von den Meisten, namentlich von Eichhorn, Kraut, Phil- 
lips und Runde gestellt werden. Rec. ist gewohnt, aus den Bannrechten 
und den Regalien einen eignen Abschnitt zu bilden und diesen unter 
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der Rubrik „Beschränkungen der vermögensrechtlichen Freiheit" ans 
Ende des ganzen Vermögensrechts zu stellen. 

Das vierte Buch oder das Erbrecht tfaeilt der Verf. so ab: 
1, Gap« Delation des Erbrechts. 2. Erwerb des Erbrechts. 3. Suc- 
eession in Stamm- und Fideicomroissgfiter. 4. Succession in Bauer- 
gQter« Gegen die Losreissung der besonderen Suecessioaen, welche 
in den beiden letzten Gap. zur Sprache kommen, aus dem Zusam- 
menhange des Erbrechts gelten dieselben Gründe, welche oben gegen 
die Aufstellung eines besonderen Ständerechts geltend gemacht wor- 
den sind ; ebenso wenig wie neben dem grossen Systeme des Privat- 
rechts besondere Rechtssysteme für die einzelnen Stände existiren, 
ergeben sich aus der Anwendung der Rechtsregeln auf einzelne Ob* 
jecte eigne Gliederungen des Systeiries. 

Für das im fünften Buche dargestellte Familienrecht hat der Verf. die 
bekannteEintheilung in drei Abschnitte beibehalten: er behandelt Cap. 1. 
Das Eherecht. 2. Die väterliche Gewalt. &. Die Vormundschaft. Räck- 
sichtlich des Familiengüterrechts begeht er den übrigens nicht von ihm 
erfundenen Fehler, die Vermögensverhältnisse, in welchen nach Auflö- 
sung der Ehe durch den Tod der überlebende parens zu den Kindern 
steht, im Eherechte darzustellen. Der Umstand, dass diese Verhält- 
nisse mit denen,, weiche während der Ehe obwalten, genau zusammen- 
hängen, rechtfertigt seine Anordnung nicht, sondern weist darauf 
hin, dass dem ganzen ungetheilten Fämiliengüterrechte nach Abhand- 
lung der Institute des sog. reinen Familie nrechts ein besonderer Ab« 
schnitt zu widmen ist. Zu den Instituten des „ehelichen Güterrechts*" 
welche im ersten Gap. dieses Buchs ihren Platz erhalten, gehört nach 
der Ansicht des Verfs. unter Anderm auch, die Eiokindscbaft. Dass 
er dieselbe dem Systeme der materiellen oder inaern allgemeinen 
Gütergemeinschaft unterordnet, ist auf jeden Fall unrichtig, da be- 
kanntlich auch neben andern Formen des Güterrechts unter Ehegatten 
der Einkindschaf tsvertrag denkbar ist, und, wenn gleich selten, ge- 
schlossen wird. (Mittermaier PR. §• 369. not. 8.). Darin werden 
aber die Meisten ihm beipflichten, dass er die Einkindschaft zu den 
Instituten des Familienrechts zählt; Beseler's elegante Ausführung 
im dritten Theile der Erbverträge scheint diese Ansicht ziemlich all- 
gemein gemacht und nur den Zweifel übrig gelassen zu haben, ob 
man die Einkindschaft mit Kraut unter die vermögensrechtlichen 
oder mit Mittermaier unter die persönlichen Verhältnisse aufneh- 
men solle, oder endlich ob es nicht am geratensten sei, die ganze 
Streitfrage auf sich beruhen zu lassen und mit Phillips die aUge- 
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meine Rubrik „Eheverträge" zu wählen, welche dann freilich über 
das Wesen des Verhältnisses gar keinen Aofscbliss gibt. Rec. ist 
indessen noch immer trotz der neuesten scharfsinnigen Vertheidigung 
der entgegengesetzten Ansicht fiberzeugt, dass der Einkindschaft in 
ihrer gemeinrechtlichen Bedeutung fiberall kein Platz im Familien- 
rechte gebühre, weil sie lediglich als Erbverlrag aufzufassen sei. 
Entkleidet man das Verhillniss von allen Erweiterungen und fremd- 
artigen Beimischungen, welche erst im Laufe der Zeit hinzugekom- 
men, und in den einzelnen Particularrechten and Statuten von sehr 
verschiedenem Umfange sind, so bleibt folgende allgemeine Grundlage 
übrig. Den Anlass zur Eingehung des Geschäfts geben die beiden 
bekannten Regeln des deutschen Rechts, dass bei Auflösung einer 
Ehe durch den Tod der überlebende Mann kraft seines Mundinms, 
die fiberlebende Frau kraft des Beisitzrechtes das. wahrend der Ehe 
geltend gewesene Güterverhältniss mit den Kindern fortsetzt, dass 
jedes von Beiden aber bei Eingehung einer neuen Ehe schichten, 
d. b. den Kindern das Vermögen ihres verstorbenen parens, oder 
statt dessen eine Quote des Gesammtgutes herausgeben mess. Um 
die Schichtung ganz zu vermeiden und das ungeteilte Vermögen in 
die neue Ehe hinübernehmen zu können, schliesst der Wrederhei- 
rathende mit seinem neuen Ehegatten einen Vertrag, durch welchen 
den Kindern ihrem Stiefparens gegenüber ein Erbrecht zugesichert 
wird, wie es leiblichen Kindern ab intcstato zusteht; die Kinder 
nehmen dieses Erbrecht als Ersatz für den Nachlass ihres verstorbe- 
nen parens und verzichten daher auf diesen. Das Geschäft, welches 
die Eheleute mit einander scbliessen, stellt sich hiernach als ein Erb- 
vertrag zu Gunsten dritter Personen dar, dessen Gültigkeit im vor- 
liegenden Falle um so weniger einem Bedenken unterliegt, als einer- 
seits der Contrahent, welcher für die begünstigten Dritten, auftritt, 
ein eignes Interesse bei dem Vertrage verfolgt, und andererseits die 
eingesetzten Erben selbst unter Verzichtleistung auf eine bereits er- 
worbene Erbschaft dem Vertrage beitreten, so dass derselbe sogar 
durch eine übereinstimmende Willenserklärung der beiden ersten 
Contrahenten nicht weiter lösbar ist. Das durch Vertrag den Stief- 
kindern gewährte Erbrecht gibt dem ganzen Geschäfte seine juristi- 
sche Bedeutung und Bestimmtheit; der von den Kindern zu leistende 
Verzicht ist für die contrahirenden Eheleute Motiv der Abschliessnng 
und Bedingung der Gültigkeit des Geschäfts; nach dem Beitritt der 
Kinder liegt darin eine vertragsmäßige Gegenleistung, welche der 
Natur eines Erbvertrages nicht widerstreitet Diese Analyse des 
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Verhältnisses zeigt, dass die Auffassung der Eiakindschaft als eines 
Erbvertrages keineswegs, wie Beseler meint, zn der allerdings 
unrichtigen Annahme führe, der Vertrag werde nur zwischen dem 
Stiefparens und den angeheirateten Kindern geschlossen, oder der 
natürliche parens sei doch wenigstens nur als Vertreter seiner Kin- 
der anzusehen. Dagegen muss zugegeben werden, dass diese Auf- 
lassung nur auf die vorhin beschriebene älteste und einfachste Art 
4er Einkindschaft passe. Der Name, welcher ursprünglich bloss die 
Gleichstellung der Stiefkinder und der leiblichen in Ansehung des 
Vermögens andeuten sollte, ist später auch auf die persönliche Stel- 
lung bezogen worden; die Juristen, welche die ErbvertrSge im All- 
gemeinen gegen das römische Recht zu verlheidigen wussten, haben 
die Einkindschaft unter den Schutz der Adoptionslebre gestellt und 
dadurch bewirkt, dass dem Stiefparens in vielen Particularrechten 
und Statuten Rechte beigelegt worden sind, welche in jenem Erb- 
vertrage ihre Erklärung freilich nicht finden. In der Anwendung 
dieser neuen Lehre weichen jedoch die einzelnen Rechtsquellen sehr 
von einander ab; bald wird dem Stiefparens nur ein Erbrecht am 
Vermögen der Stiefkinder gewährt, bald werden ihm auch die eigent- 
lichen Familienrechte, wiewohl äusserst selten in ihrer vollen Aus- 
dehnung, zuerkannt. Ans diesen verschiedenen Bestimmungen hat 
Beseler ab Princip der Lehre den Satz abgeleitet, die Einkindschaft 
begrfinde zwischen den Kindern und ihrem Stiefparens ein solches 
Rechtsverhältnis, wie es zwischen den Kindern und ihren natürlichen 
Eltern besteht. Aus diesem Principe leitet aber Beseler keines- 
wegs eine gemeinrechtliche Regel ab in dem Sinne, dass dasselbe, 
wenn nicht, wie gewöhnlich, das Particularrecht Beschränkungen 
macht, in seinem ganzen Umfange zur Anwendung kommen müsse, 
er bemerkt, dass die Entstehung der väterlichen Gewalt oder der 
sog. elterlichen Gewalt als eine gemeinrechtliche Folge der Einkind- 
schaft nicht angesehen werden dürfe, indem von Anfang an als der 
eigentlich wesentliche Zweck des ganzen Institutes seine Wirkung 
auf das Vermögen und das Erbrecht festgehalten worden sei. Durch 
diese Wendung wird man ganz wieder auf das ursprüngliche, cin- 
* fache Verhältniss zurückverwiesen, Alles was noch hinzukommt, ftlit 
dem Particnlarrechte anheim, ohne dass das aufgestellte Princip in 
seiner unbestimmten Allgemeinheit einen Anhalt bietet. Wenn es 
aber auch bestimmter gefasst wäre, so würde es doch zur Begrün- 
dung der gemeinrechtlichen Theorie unbrauchbar sein, aus dem ein- 
lachen Grunde, weil das gemeine Recht ausser der Adoption kein 
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Mittel hat, das Familienverhältnis*, welches z frischen Eltern und 
Kindern Statt findet, ganz oder in einzelnen Richtungen nacbzubil- 
den; wenn Particnlarreehte der Einkindschaft, die selbst in ihrer 
einfachsten Gestalt nicht allgemein verbreitet ist, solche Wirkungen 
beilegen, so kann das gemeine Recht davon keine Notiz nehmen, 
dagegen findet die Einkindschaft als Erbvertrag im gemeinen Rechte 
allerdings Aufnahme., Hiermit erledigt sich zugleich die vielbe- 
sprochene Frage, ob das Institut hypothetisch oder absolut gemein- 
rechtlich sei. Ein Einkindscbaftsvertrag, welcher lediglich die Be- 
deutung und Wirkung eines Erbvertrages haben soll, ist unbedenklich 
auch da als gültig anzuerkennen, wo solche Verträge bisher nicht 
vorgekommen und im Particnlarreehte nicbt vorgesehen sind; ein 
Familienverhältniss zwischen Stiefparens und Kindern kann aber darauf 
nur gegründet werden, wenn und so weit das Particularrecht es gel- 
ten lässt. — Der zweite Abschnitt des Familienrechtes ist ungemein 
kurz ausgefallen; er besteht aus zwei §§., von denen der eine das 
ältere Recht enthalt, der andere wegen des heutigen Rechtes auf 
die römischen Grundsätze Ober die väterliche Gewalt verweist mit 
dem Bemerken, dass abgesehen vom Güterrechte nur zwei Modtfica- 
iionen aus dem älteren deutschen Rechte durch allgemeine Gewohn- 
heit sich erhalten haben, nämlich a. die Aufhebung der väterlichen 
Gewalt durch Anlegung einer abgesonderten Haushaltung und b. durch 
Verheirathung der Töchter. Hierin liegt mehr als eine blosse Modi- 
fikation des römischen Rechtes; es ist für den Begriff der positiv 
römischen patria polestas ganz wesentlich, dass die Gewalt des- Va- 
ters nicht aus dem Grunde aufhört, weil die Kinder des Schutzes 
und der Beihülfe des Vaters nicht mebr bedürfen. Von allen charak- 
teristischen Merkmalen der % altrömischen häusHchen Gewalt* war die- 
ses eine allein noch übrig geblieben im Justinianischen Rechte, es 
war das einzige, wodurch in dieser Lehre sich das jus civite noch 
immer vom jus gentium scharf und bestimmt unterschied; die Befug- 
nisse des Vaters waren nicht ausgedehnter mehr, als es die Natur 
des Verhältnisses mit sich bringt, und rücksiehtUch des Vermögens 
batte die alte Regel, ein Hauskind könne für sieh nichts erwerben 
und haben, so viele Ausnahmen erhalten, dass der Grundsatz seihst 
in sein Gegentheil umschlug, das Kind regelmässig Cor sich erwarb, 
-und der Vater nur den Niessbrauch behielt Das väterliche mumtUum 
des deutsehen Rechtes hatte bei Einführung der fremden Rechte im 
Wesentlichen denselben Umfang und Inhalt, es unterschied sich 
grundsätzlich von der patria potestas des Justinianischen Rechtes 
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nar dadurch, dass es mit dem Aufhören der Hulfsbedürftigkeit des 
Kindes sein Ende erreichte. Da in dieser Beziehung das römische 
Recht ohne Einfluss blieb, so mnssten die gelehrten Juristen sich 
darauf beschränken, die einzelnen Befugnisse, welche dem Vater 
nach deutschem Rechte schon zustanden, aufstellen des corpus juris 
zu stützen und einzelne Rechtsregeln bestimmter zu fassen. Die 
positiven Eigenheiten der römischen Peculienlehre, welche Ausnah- 
men von dem angefahrten Principe des Vermögensrechtes darstellen, 
behandelte man zwar als, geltendes Recht,, allein es fand sich in 
Deutschland selten Gelegenheit, davon Gebrauch zu machen. Das- 
selbe gilt von der Aufhebung der väterlichen Gewalt durch Emanci- 
pation, für deren Anwendung kein Bedürfniss vorhanden war, da das 
selbständig gewordene Kind ohnehin aus der Gewalt des Vaters schied; 
die Adoption als Begründungsart des Verhältnisses hatte schon das 
ältere Recht gekannt, obwohl sie im Ganzen selten vorgekommen zu 
sein scheint, dieses Institut wurde also nicht neu eingeführt, son- 
dern nur an bestimmte Voraussetzungen und Formen gebunden. — Alles 
so eben Angedeutete muss in einem Lehrbuche des deutschen Privat- 
rechts erörtert werden; mit dem theoretischen Satze, „als gemeines 
Recht gelten jetzt die römischen Grundsätze über väterliche Gewalt" 
ist nichts anzufangen; wenn irgendwo, so ist es gerade in dieser 
Lehre nöthig die Anwendbarkeit des römischen Rechtes und sein 
Verhältniss zum deutschen genau festzustellen. Diese Aufgabe fällt 
dem Germanisten zu, er wird ihr nur dann genfigen können, wenn er 
das deutsche mundium zur Grundlage nimmt, dessen Inhalt zergliedert 
und untersucht, in wie weit die entsprechenden römischen Verhält- 
nisse darauf passen oder modificirend eingewirkt haben. Hätte der 
Verf. diesen Weg eingeschlagen, so würde auch sein §. über das 
ältere Recht nicht so massig dastehen, als es jetzt der Fall ist. 

Auf die drei Abschnitte des Familienrechtes, Ehe, väterliche 
Gewalt und Vormundschaft lassen viele Germanisten (Eichhorn, 
Kraut, Phillips) noch einen vierten folgen, welcher das Gesinde- 
recht enthält. Der Verf. des vorliegenden Gompendiums erklärt sich 
S.357. Anm.102. gegen diese Anordnung aus dem Grunde, den auch 
Hittermaier anführt, weil die im Mittelalter herrschend gewesene 
Vorstellung, nach welcher das Gesinde zur Familie gerechnet wurde, 
nicht mehr bestehe, sondern das ganze Verhältniss als ein obligato- 
risches, als eine eigentümlich gestaltete Dienstmiethe erscheine. 
Zum Beweise dieser Behauptung führt der Verf. an, dass nach heu- 
tigem gemeinen Rechte der Herrschaft ein Züchtigungsrecht nicht 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg. IX. H.I. S 
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mehr einzuräumen und dem beleidigten Gesinde die Injurienklage 
nicht mehr zu versagen sei* Im Mittelalter reebnete man indessen 
das freie Gesinde, wie in der alten Welt die Sklaven, nicht deshalb 
zur Familie, weil der Hausherr diese Diener des Hauset straflos 
züchtigen und schelten durfte, sondern weil sie Mitglieder der häus- 
lichen Gemeinschaft sind. Hierdurch, nicht durch das Züchtigungs- 
recht, welches eine nicht notbwendige Strenge der häuslichen Gewalt 
anzeigt, bekommt das ganze Rechtsverbältniss seinen eigenthttmlichen 
Charakter, der es für alle Zeiten unmöglich machen wird, die Rechte 
und Verbindlichkeiten der Hausherrschaft und des Gesindes nach den 
Grundsätzen des Obligationenrechtes zu bestimmen und zn begrenzen. 
Bei der Anzeige eines Lehrbuches über eine so umfangreiche 
Disciplin, wie das deutsche Prtvatrecht, ist es innerhalb der Grenzen 
einer Recension nicht möglich, den ganzen Inhalt desselben kritisch 
zn beleuchten; die Benrtheiluug, welche Lob und Tadel nicht bloss 
auszusprechen, sondern auch zu begründen hat, würde grösser wer- 
den, als das zu beurteilende Buch, welches nur Resultate liefert 
and höchstens bei besonderer Veranlassung die Gründe ausführt. Ree. 
will daher, nachdem er bereits über die Anordnung des Stoffes aus- 
führlicher berichtet hat, mir noch an einem Beispiele zeigen, wie 
der Verf. mit dem Stoffe seihst umgeht. Zuvor möge hier noch die 
allgemeine Bemerkung Platz finden, dass die einzelnen Lehren in 
Beziehung auf die historische Ausstattung sehr ungleich behandelt 
worden sind. Bei manchem Lehren ist ihre geschichtliche Entwick- 
lung bald kürzer, bald ausführlicher mitgetheilt worden, z. B. bei 
den Ehrenscbmälerungen, obwohl der Verf. hier zu dem Resultate 
gelangt, däss das altere Recht keinen Einfluss mehr habe, ferner bei 
der Gewere, der gerichtlichen Auflassung, der Verjährung, dem 
Pfandrechte und sonst. Anderen Lehren fehlt eine historische Ein- 
leitung gänzlich. Am fühlbarsten ist dieser Mangel im Standerechte. 
Der Leser soll sofort durch eine „Uebersicbt der Standesverschie- 
denheiten' 4 in die gegenwärtigen Zustände versetzt werden, erfährt, 
dass man Adel, Bürger und Bauern unterscheide, dass es nicht rich- 
tig sei diese Stände als Geburtsstände zn bezeichnen, dass sie „bes- 
ser durch die Art und Weise ihrer Beschäftigung bezeichnet werden, 
wobei nur zn bemerken sei, dasa der Stand des Adels nicht durch 
Wahl, sondern nur durch eheliche Abstammung von einem Adeligen 
oder durch eine Standeserböbung erworben werden könne/ 4 Hierauf 
geht der Verf., ohne ein Wort vom alten Ständewesen zu sagen, 
unmittelbar zu den Rechten der einzelnen modernen Stände über, 
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bei dieser Gelegenheit erhalten dann die unfreien Baien», aber auch 
nur sie allein, eine „skizzirte Geschichte/ 6 die ganz ansserhalb alles 
Zusammenhanges mit der Geschichte der übrigen Stände dasteht. 

Zur 'genaueren Besprechnag läge dem Rec. der Abschnitt Aber 
die Ehrenseomälerungen wohl am nächsten, weil er sich mit dem 
Gegenstände derselben viel beschäftigt und erst kürzlich darüber eine 
Abhandlung geliefert bat; allein er hält gerade diesen Abschnitt fflr 
die schwächste Seite des ganzen Buches und schweigt deshalb lieber 
davon ; vielleicht ist er in seinen eigenen Ansichten zn sehr befangen, 
nm die Darstellung des Verls, vorurteilsfrei würdigen za tonnen; 
wenn das aber auch nicht der Fall wäre, so würde es doch unbillig 
sein, gerade die misslungenste Partie hervorzuheben and danach den 
Massstab der Beurtheilung für das Ganze zn nehmen. Um allen An- 
forderungen der Unparteilichkeit und Billigkeit zn genüge«, wählt 
Rec. die Lehre von den Genossenschaften, auf welche der Verf. 
selbst in der Vorrede mit besonderem Nachdrucke verweist, in der 
Hoffnung, durch seine Theorie manchen Recbtsinsthnten, namentlich 
dem Gesammteigenthnme und der ehelichen Gütergemeinschaft ehre 
feste juristische Grundlage gegeben zu haben. Er rühmt bei dieser 
Gelegenheit Beseler's Ausführung in dem „Volksreebt und Juristen« 
recht" und bedauert, dass er diess gründliche Werk nicht habe 
benutzen k fronen, Beseler's Ansicht war ihm indessen* ans den „Erb- 
verträgen" bekannt und bat auf seine Darstellung wesentlichen Ein- 
flnss geübt. Dieselbe beginnt §. 64. mit folgender Bemerkung: „Seit 
den ältesten Zeiten finden wir in Deutschland ein allgemeines Streben 
der Einzelnen, in grossere oder kleinere Verbindungen zn treten, 
deren Zweck vorzüglich in gegenseitigem Schutz und gegenseiti- 
ger Unterstützung oder in gemeinsamen Unternehmungen besteht** 
Damit soll zugleich der Begriff der Genossenschaft angegeben sein; 
eine genauere Begriffsbestimmung findet sieb nicht. Die einzelnen 
Arten der Genossenschaften sind, nach der Anordnung des Verfs. 
zusammengestellt, diese: 1. Die Ehe« % Die Ganerbschaften. 
3* Die Friedensgenossenschaften. 4. Die Markgenossenschaften. 
5. Die Gaugenossenschaften. 6. Die Gefolgschaften. 7. Die Gemein- 
den, nämlich Dorfgemeinden, Flecken und Städte. 8. Die Städte- 
bünde. 9. Die Landstände. 10. Die Verbindungen der Ritterschaft. 
11. Die Gilden nnd Zünfte. 12. Die Gewerkschaften. 13. Die Ver- 
bindung der Salzbeerbten. 14. Die Actiengesellschaften. 15. Die 
Deich- nnd Sielbände. Nach Anm. 176. kann man noch die kirch- 
lichen Genossenschaften, die Freimanrerverbindnngen nnd die Ver- 
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bindungen der Studirenden hierher zählen, jedoch geboren dieselben 
anderen Disciplinen an. Von jenen fünfzehn Arien der Genossen- 
schaft wird die Ehe dem Familienrechte, die Ganerbschaft dem 
Erbrechte, die Gefolgschaft dem Lehnrechte und die ActiengeseH- 
schaft dem Handelsrechte überwiesen; alle übrigen werden nach 
einander in den §§. 65 — 76. abgehandelt. Den Schluss dieses Gap. 
bildet im §. 77. eine Erörterung über die rechtliche Natur der Ge- 
nossenschaften. 

Es ist sehr zu bezweifeln, dass ein so vager und inhaltleerer 
Begriff, wie der hier vorliegende, zurBegröndung irgend eines Rechts- 
institutes brauchbar sein werde. Jede dauerhafte Verbindung zu 
irgend einem erlaubten Zwecke ist eine Genossenschaft; der Verf. 
nennt gegenseitigen Schutz und gegenseitige Unterstützung oder ge- 
meinsame Unternehmungen nur als die vorzüglichen Zwecke, nicht 
als die einzigen; die Rechtsform, unter weicher die Verbindung auf- 
tritt, die rechtliche Stellung der Mitglieder gegen einander und zum 
Vereine ist für den Begriff ganz gleichgültig. Beseler hat in sei- 
ner neusten Darstellung einen festen Anhaltepunkt wenigstens dadurch 
gegeben, dass er nur solche Genossenschaften anerkennt, welche 
unter den Begriff der juristischen Person fallen und als Corporatio- 
nen erscheinen, der Verf. des vorliegenden Lehrbuchs hat sich die- 
sen Punkt nicht recht klar machen können, weil er noch unter den 
Einflüssen der alteren Beseler sehen Ausführung steht, in welcher 
z. B. der Satz vorkommt: „Wer es versucht, wie Hasse, diese 
Fälle unter den atigemeinen Gesichtspunkt einer mystischen Person 
zu bringen, der bedient sich einer Fiction, welche hier nicht an- 
gemessen ist." (Erbv. I. S. 88.) Nach §. 77* zerfallen die Genos- 
senschaften in zwei C lassen,; einige haben seit der Reception de* 
römischen Rechts den Charakter einer juristischen Person angenom- 
men, nämlich die Gemeinden und die Zünfte, die übrigen sind nicht 
juristische Personen, „selbst dann nicht, wenn sie vom Staate aner- 
*kannt sind und ihnen die Fähigkeit eines Rechtssnbjects 
beigelegt ist." Bisher kannte man nur zwei Arten von Rechts- 
sub jeden, physische und juristische Personen, und stellte bei dieser 
Eintheilung den menschlichen Individuen, denen ein einheitlicher 
Wille, als die Grundlage jeder Persönlichkeit, von Natur zukommt, 
alle anderen, im Rechte anerkannten Subjecte entgegen, die nnr 
durch eine juristische Abstraction zu einem einheitlichen Willen ge- 
langen können, indem man den Willen eines oder den übereinstim- 
menden Willen mehrerer Menschen dafür gelten lässt. Hiernach 
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sind die Genossenschaften, denen Rech tssubjectivi tat zuzuschreiben 
ist, unleugbar juristische Personen. Der Verf. ist anderer Meinung; 
er glaubt, zum Wesen einer juristischen Person gehöre, dass bei 
fhrer Auflösung ihr Vermögen als bonum vacans an den Fiscns falle, 
nun findet er aber, dass das Vermögen einer aufgelösten Genossen- 
schaft seiner zweiten Classe nach einem allgemeinen deutschen Ge- 
wohnheitsrechte unter die Mitglieder vertheilt wird; er hlU ferner 
Begründang oder Genehmigung durch die Staatsgewalt für wesent- 
lich, und doch gibt es Genossenschaften, welche ohne ausdrückliche 
Anerkennung des Staates besteben. Allein diese beiden Merkmale, 
welche der Verf. an vielen Genossenschaften vermisst, hat noch Nie- 
mand in den Begriff der juristischen Person aufgenommen. Man ist 
immer der Meinung gewesen, die Gonfiscation erblosen Gutes sei ein 
ganz positiver Rechtssatz, der unbeschadet irgend eines Rechtsbe- 
griffes feblen könne und im älteren römischen Rechte auch gefehlt 
habe; die* juristische Person könne ihrem Begriffe gemäss ein beliebi- 
ges anderes Subject zum Rechtsnachfolger haben, wenn der Sncces- 
sor auch nicht nach den Regelb des Erbrechts zu bestimmen sei, 
weil dieses nur auf menschliche Individuen passe. Wer die Not- 
wendigkeit der Staatsgenehmigung behauptet, stützt diese Behauptung 
entweder auf das römische Recht, welches wenigstens für die colfogia 
und corpora jenes Erforderniss aufstellt, oder leitet dieselbe aus 
dem Begriffe der juristischen Person ab, bezieht aber in beiden Pil- 
len seinen Satz auf alle Genossenschaften, welche als Rechtssubjecte 
gelten sollen. Wer mit Beseler die ausdrückliche Genehmigung 
des Staates nicht ffir nolhwendig hält, leugnet die Anwendbarkeit 
des römischen Rechts ffir solche Vereine, welche den Römern unbe- 
kannt waren und in Deutschland ohne Zuthun der Staatsgewalt ent- 
standen sind und noch bestehen ; es wird damit zugleich die Behaup- 
tung negirt, dass eine j arktische Person ihrer Natur nach nur durch 
den Staat in's Leben gerufen werden könne; Nach dieser- Ansieht 
können also auch solche Genossenschaften^ die nicht genehmigt sind, 
juristische Personen sein ; nach der herrschenden Meinung muss thnA 
alle Persönlichkeit Oberhaupt abgesprochen werden. Der Verf. ist 
der Erste, der sie zu Personen ganz eigner Art erbebt. Es ist zu 
bedauern, dass er bei Niederscfareibung seines §. 77. Beseler's ge- 
lungene Ausführung noch nicht kannte, sonst würde er gewiss nicht 
zu diesem Aeussersten gegriffen haben, wodurch eine unglaubliche 
Verwirrung in seine Darstellung gekommen ist. Nachdem er zu dem 
Ergebniss gelangt ist, dass viele Genossenschaften juristische Perso- 



Digitized by 



Google 



38 TVolffj Lehrbuch d. gem. deut. Privatrecht«. 

Dan im Sinne des römischen Rechts nicht seien, wendet er sich zu 
der Untersuchung, ob sie vielleicht unter, den Begriff der Socielas 
fallen. Die Antwort lautet wieder verneinend. „Ein gemeines Ge- 
wohnheitsrecht bat nämlich a. die nach römischem Rechte jedem 
Socius zustehende Befogniss des freiwilligen Austritts, durch welchen 
die Sozietät sofort aufgelöst wird, den Genossen abgesprochen; b. bei 
Geltendmachung 4er Rechte der Genossenschaft dieXSompensantea so 
wie alle Einreden, welche aus der Person einzelner Genossen her- 
genommen sind, für unzulässig erklärt* Beide Sätze folgen ohnehin 
mit Notwendigkeit aus 4cm Zwecke der Genossenschaft, welche 
auf die Dauer berechnet ist, und ohne jene beiden Grundsätze gar 
nicht würde existiren können« Aus diesem Zwecke folgt ferner, dass 
die rechtlichen Vertreter der Genossenschaft diese verpflichten und 
für sie Rechte erwerben, auch activ und passiv zur Precessftihrung 
berechtigt sein müssen, (Was der Verf. hier aus dem Zwecke der 
Genossenschaft folgert, liegt schon in dem Begriffe jeder rechtlichen 
Vertretung überhaupt«) In diesen Processen erscheint die Genossen- 
schaft als Rechtssubjeet." Das letzte Resultat ist; „Demnach stehen 
die Genossenschaften in der Mitte zwischen juristischen Personen des 
römischen Rechts und den Societäten; jedoch haben sie mehr mit 
jenen, als mit diesen gemein.* 4 B eseler hatte Erhv. I. S.80- ge- 
sagt: „Die Hoffnung ist eitel, dass hier die Schwierigkeit einer ge- 
nauen Untersuchung durch die Beantwortung der Frage umgangen 
werden könne, ob im einzelnen Falle z. B. eine universiUis (also 
nicht „juristische Person überhaupt") oder societas vorliege: diese 
Begriffe nm&ssea nur die Extreme; dazwischen liegt eine grosse 
Mannigfaltigkeit von genossenschaftlichen Verbindungen. 14 Der Verf. 
fährt fort: „Wie eine juristische Person erscheint dse Genossenschaft 
als Rechtssubjeet." Hätte er mit diesem Satze seine Darstellung 
ertifhei, hätte er dann auseinander gesetzt, dass und warum gewisse 
Regeln, welche das römische Recht seiner Meinung nach für alle^ 
juristische Personen aufstellt, für die Genossenschaften nicht gelten, 
so würde mau ihm die zu enge Fassung des Begriffes der juristischen 
Person nachsehen können; er würde dann auch der Mühe überhoben ge- 
wesen sein, die Ueanwendbarkeit einiger, von den Societäten geltenden 
Regeln aus einem behaupteten Gewohnheitsrechte und aus dem Zwecke 
der Genossenschaften abzuleiten; Niemand würde sich darauf berufen 
haben, weil Societäten eben keine Reehtssubjecte sind. Uebrigens 
ward sich schwerlich nachweisen lassen, dass alle unter des Verfc. 
Begriff der Genossenschaft fallenden Vereine Reehtssubjecte seien. 
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Abgesehen von der hier vorliegenden, misslungeuen Darstel- 
lung kann Rec. sich nicht davon üb erzen gen, dass die Theorie von 
den Genossenschaften die Bedeutung Air die Wissenschaft des deut- 
schen Rechts habe, welche B eseler ihr beilegt Das Gesa m te ! - 
•igentbnm, dessen Begründung der Hauptzweck jener Theorie ist, 
bleibt unrettbar verloren. Was seit Hasse gegen den Begriff des 
Gesammteigenthams nach der Auffassung der Alteren Germanisten 
gesagt worden ist, braucht hier nicht wiederholt zu werden. B ese- 
ler denkt nicht daran, ein Eigenthnm mehrerer Personen an dersel- 
ben ganzen Saebe und ohne ideelle Theile für möglich und in irgend 
einem deutschen Recbtsinstitute ftir verwirklicht zu halten; er be- 
kämpft die Feinde des Gesammteige athnms dadurch, dass er behaup- 
tet, in den Vermngensverhftltnissen der Genossenschaften sei der 
Begriff des Eigentfaums als eines ausschliesslichen und uatbeilbarea 
Rechts gar nicht durchgeführt worden und dürfe daher auch nicht 
als Massstab der Beurtbeiinng dienen. In den Genossenschaften seien 
die Rechte der Gesaramtheit und die Sonderrechte der Einzelnen 
nach den Bedürfnissen und dem Wesen des Vereins so mit einander 
verbunden, dass eine scharfe und begriffsmSssige Scheidung unmög- 
lich werde, die aber auch nnnOthig sei, da die genossenschaftliche 
Verfassung die Mittel zu einer harmonischen Bewegung und Leitung 
des Ganzen bietet Der Inbegriff dieser Verniögensrecbte in ihrer 
verschiedenartigen Zusammenstellung and Gestaltung beisse Gesaramt- 
eigenthum; das sei an und für sich ein uralter Begriff, der erst durch 
die Beschaffenheit der einzelnen Genossenschaft seine nähere Be- 
stimmung erhalte. (Volksr. S. 193.) Die Definition im ersten Bande 
der Erbverträge S. 88. war doch anders, obschon Beseler das nicht 
zugeben will; sie lautete: „Gesammteigentfaum ist das Verbal toiss 
mehrerer Personen zu einer Sache, deren Eigenthum (so soll man 
statt „Proprietät" lesen, weil nicht die proprietas im Gegensatze 
zum umsfruclus gemeint sei) unter ihnen getbeilt ist, o^ne dass 
ein sog. dominium directum und utile verliegt." Hier ist nur von 
Rechten der Einzelnen die Rede; in der neuen Begriffsbestiamang 
tritt auch die Gesammtheit als berechtigt auf. Die Aendcrung hängt 
offenbar damit zusammen, dass Beseler in den Erbverlrägen die 
Genesseuschaften noch nicht klar und bestimmt als juristische Persa* 
neu auffasste. Er bat unleugbar Concessionen gemacht, besonders 
wohl durch Dune kor's vortreffliche Kritik der Lehre vom Gesa in ml* 
eigentbume bewogen. Der neuen Begriffsbestimmung ist wegen ibrer 
zu grossen Unbestimmtheit und Allgemeinheit freilich nicht heim- 
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kommen; will man alle die mannigfaltigen Rechte der Genossen and 
der Genossenschaften am VereinsvermOgen unter dem Namen Ge- 
sammteigenthum zusammenfassen, so mag man das immerhin thun; 
man gewinnt dadurch aher sicher nichts, setzt sich vielmehr der Ge- 
fahr aus, die Natur der einzelnen Rechte, über welche ja nach 
Beseler's Geständniss der Name keinen Aufocbluss gibt, gänzlich 
zu verkennen. Es ist richtig, dass alle jene Rechte aus den Bedürf- 
nissen und dem Wesen der Vereine hervorgegangen sind und dem 
Bestreben „einer logischen Regel zu genügen" ihren Ursprung nicht 
verdanken« Bei einer volkstümlichen Recbtsbildung entstehen die 
einzelnen Rechte überhaupt nicht durch überlegte Herleitung aus 
allgemeinen Begriffen, sie sind Producte eines unmittelbaren Rechts- 
bedürfnisses der Nation. Die volkstümliche Rechtsbildung ist aber 
eine vernünftige und ihr Inhalt moss sich daher nach Begriffen ord- 
nen lassen ; darauf beruht die Möglichkeit einer positiven Rechtswis- 
senschaft, deren Aufgabe es eben ist, die einzelnen Erscheinungen 
des volkstümlichen Rechtslebens zu sammeln und begrifflich darzu- 
legen. Beseler's Gesammteigenthum ist nichts weiter, als eine 
Golleclivbezeichnung für Rechte sebr verschiedener Art, die nichts 
mit einander gemein haben, als dass sie in ihrer Vereinigung zur 
Erreichung genossenschaftlicher Zwecke dienen. In den Markge- 
nossenschaften z. B. haben die Märker dingliche Nutzungsrechte an 
der gemeinen Mark, d. h. Rechte, welche eine unmittelbare Herr- 
schaft über die Sache begründen ; bei anderen Genossenschaften da- 
gegen, z. B. bei den Gewerkschaften und Actieogesellsc haften, haben 
die Mitglieder als solche kein dingliches Recht am Gemeingute ; sie 
stehen der juristischen Person des Vereins gegenüber als Gläubiger 
und Schuldner. B eseler hat nirgend gezeigt, dass er diese Ver- 
schiedenheiten der Rechte in den einzelnen Genossenschaften ver- 
kenne; es ist ihm nur vorzuwerfen, dass er ungleichartige Rechte 
unter einen gemeinsamen Namen zusammengestellt und dadurch An- 
dern der Weg zu Missverständnissen und unrichtigen Deutungen 
gebahnt hat. 

Der Verf. des vorliegenden Lehrbuches handelt §. 108. unter 
sechs Nr. von der Natnr des Gesammteigenthums. „1. Nach römi- 
schem Rechte können mehrere physische oder juristische Personen 
nur in der Art Subjecte des Eigenthuins eines und desselben Gegen- 
standes sein, dass letzterer ihnen nach reellen oder ideellen Theilea 
gemeinsam ist." Der Leser erwartet hierauf gewiss das Geständ- 
niss, nach deutschem Rechte sei das anders, da gebe es Verhältnisse, 
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in denen das Eigenthum einer ganzen, nngetkeilten Sache mehreren 
Personen gleichzeitig zustehe, allein der Verf. weiss sehr wohl und 
sagt es Nr. 5« ausdrücklich, dass diese früher sehr verbreitete An* 
sieht dem Begriffe des Eigenthums völlig widerspreche; es folgt 
vielmehr unter Nr. 2. eine Wiederholung der schon bekannten De- 
finition der Genossenschaft. „Das deutsche Recht kennt Rechtssub- 
jeete, die ans Vereinigungen mehrerer physischer Personen bestehen» 
ohne dass sie als juristische Personen im Sinne des römischen Rechts 
anerkannt sind, sog. Genossenschaften. Das einer Genossenschaft 
zustehende Eigenthum ist das Gesammt-Eigenthum, dominium 
solitarium (sie) oder dominium in solidum." Darin liegt also 
der Gegensatz zwischen dem römischen Eigenthum und dem deut- 
schen Gesammteigenthume, dass das letztere ein Subject hat, welches 
vom römischen Rechte nicht anerkannt wird: der Eigenthumsbegriff 
bleibt unverändert, denn das Gesammteigenthum erscheint ja nicht 
als eine den Römern unbekannte Tbeilnng des Rechts unter mehrere, 
sondern als das ausschliessliche Recht eines einzigen Subjects. Der 
Verf. sagt das selbst Nr. 3. „Aus dieser Begriffsbestimmung des Ge- 
sammteigenthums folgt, dass in demselben insofern eine Abweichung 
vom römischen Rechte liegt, als das Subject dieses Eigenthums {die 
Genossenschaft) erst in Folge deutscher Rechtsgewohnheit, und nicht 
schon nach römischem Rechte, als ein einzelnes Rechtssubject an- 
erkannt ist." Das ist Alles! Unter den drei letzten Nr. bekämpft 
der Verf. fremde Ansichten. Nr. 4. ist gegen Hasse gerichtet, 
der das Subject des Gesammteigenthums für eine juristische Person 
hält. Dass die Genossenschaften den juristischen Personen in vielen 
Beziehungen ähnlich sind, wird zugegeben, aber es bestehen auch 
wichtige Unterschiede. Verständigt man sich zuvor über diese und 
will man die Genossenschaften juristische Personen des deut- 
schen Rechts nennen, so hat der Verf. zwar nichts dagegen, findet 
aber diesen Ausdruck überflüssig. Nr. 5. wird, wie schon bemerkt, 
die ältere Annahme eines gleichzeitigen Eigenthums Mehrerer an 
derselben ungetheilten Sache für unmöglich erklärt. Nr. 6. endlich 
wird nur die Meinung verworfen, als sei das Gesammteigenthum Jn 
einigen Fällen ein condominium im Sinne des römischen Rechts, in 
andern ein Eigenthum einer einzelnen physischen Person an einer 
Sache, an welcher die übrigen Genossen nur eventuelle Rechte haben. 
Der Verf. versichert, diese Ansicht sei dem deutschen Rechte, wel- 
ches jede Genossenschaft als eine Einheit betrachte, fremd, und lasse 
sich bei vielen Arten des Gesammteigenthums z. B. dem der Gewerke 
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und Actiengesellschaften nicht einmal praktisch durchführen. E* 
bleibt also dabei, Subject des Rechts ist die Genossenschaft Es 
haben indessen anch die einzelnen Genossen Rechte an den Objecten 
des Gesammteigenthums, oder, wie der Verf. sich ausdruckt, am 
Gesammteigenthume, das erfahren wir §. 109. Diese Rechte 
können der Begriffsbestimmung zufolge nicht zum Inhalte des Ge- 
sammteigenthums gezahlt werden, sie bestehen daneben, gleich wohl 
liefern sie das Eintbeilangsprincip. Es müssen nftmlich ebenso viele 
Arten des Gesammteigenthums angenommen werden, „als es Genos- 
senschaften gab oder gibt 1 ' „Die Natur des Gesammteigenthums 
ist zwar bei allen Arten dieselbe; aber die Stellung der Einzelnen 
ist nicht in allen Genossenschaften gleich, weshalb anch die den 
Einzelnen in Beziehung auf das gesammte Eigenthum zustehenden 
Rechte sehr verschiedenartig gestaltet sein können/ 4 Man kann zwei 
Klassen unterscheiden. I. Gleichheit (soll heissen Gleichartigkeit) 
der Rechte der Genossen. Hierher gehören: 1. Die Ganerbschaft. 
2. Die Markgenossenschaft. 3. Die Gewerkschaft. 4. Die Verbindung 
der Salzbeerbten. 5. Die Actiengesellschaft. 6. Die Deichacht. Der 
Gewinn aus dem Gesammteigenthum wird vertheilt; es ist aber nicht 
gesagt, dass alle Genossen gleiche Theile bekommen. IL Ungleich» 
heit (Ungleichartigkeit) der Rechte. Gegenwartig gibt es nur noch 
einen Fall dieser Art, 7» die eheliche Genossenschaft: ehemals ge- 
hörten hierher auch 8. die Vergabungen von Todes wegen. Auch 
hier ist es wieder zu bedauern, dass der Verf. Beseler's neuste 
Ausführung nicht kannte, er würde sonst wohl die Rechte der ein- 
zelnen Genossen in den Begriff ^ies Gesammteigenthums aufgenom- 
men und diesen dadurch vor dem Begriffe des gewöhnlichen Eigen- 
tums ausgezeichnet haben. 

Unter den übrigen Abschnitten seheinen dem Rec. diejenigen 
die gelungensten zu sein, bei deren Ausarbeitung der Verf. fremden 
Führern folgt. Daher gehört namentlich der Abschnitt über das Gü- 
terrecht der Ehegatten, welcher nach dem vortrefflichen Buche von 
Runde gearbeitet und zum Theii wörtlich daraus entlehnt ist. Vgl. die 
Darstellung der Schuldverbültmsse bei der formellen Gütergemein- 
schaft S. 482. mit Runde S. 133. ff* Auch die Beschreibung der 
Kennzeichen und Wirkungen der materiellen Gütergemeinschaft ist 
zum grösseren Theile auf dieselbe Quelle zurückzuführen; jedoch hat 
der Verf. eine eigenthümliche Ansicht über die rechtliche Natur 
dieses Vermögensverhältnisses. Er ist zwar überzeugt, dass das mun- 
dium die Grundlage der formellen Gütergemeinschaft sei, und dass 
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ans dieser die materielle sich entwickelt habe« kann aber die Er- 
weiterungen, welche das letztere Institut angenommen hat (oder 
besser, die grösseren Rechte des Mannes, welche das letztere In- 
stitut von dem ersteren unterscheiden) aus dem mundittm nicht ab- 
leiten. Er nimmt daher seine Theorie von den Genossenschaften zu 
Hülfe und erklärt die Ehegatten, welche in materieller Gütergemein- 
schaft leben , fär eine Genossenschaft, deren alleiniger Repräsentant 
der Mann ist kraft seines Mundiums. Das ganze gemeinsame Ver- 
mögen ist, wie §-215. ausdrücklich gesagt wird, als Gesammteigen- 
thum anzusehen. Merkwürdig bleibt, dass die Ehe nicht schon, wie 
man denken sollte, ihrem Wesen dach eine Genossenschaft ist, 
sondern erst durch ein bestimmtes Güterverhältniss dazu erhoben 
werden muss, (vgl/ §. 109. Nr. 7.) und ferner, dass das Gesammt- 
eigen thum nicht bloss das Eigenthum der ehelichen Genossenschaft, 
sondern deren ganzes Vermögen, Forderungen und Schulden einge- 
rechnet, begreift. 

Die Abschnitte über die Reallasten und über die Erbverträge 
beweisen ein fleissiges Studium der Werke von Duncker und B ese- 
ler. Zu wünschen wäre, dass der Verf. bei der Darstellung der 
Lehren vom Spiel und vom Pfandungsrechte Wilda's Aufsätze nicht 
bloss citirt, sondern anch benutzt, und bei der Gewere mehr Rück- 
sicht auf A 1b r e c h t genommen hätte« 
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Lehrbach des Privatrechts der Herzogtümer Schleswig and 
Holstein, wie aach des Herzogthams Lauenburg, von jDr. 
P.]>. Christian Pauliien, ausserord. [jetzt ord.] Prof. d.R.u. s.w. 
zo Kiel. Zweite verbess. u. m. d. Laoenburg. Recht verm. Auflage. 
Kiel, Schwers'sche Buchh., 1842. XVI u. 419 S. gr.8. (2Thlr.) 

Recensirt 

von 

Herrn Jlr. Francke* Archivar des O.-A.-GerichU zu Kiel. 

Das Werk, das dem Rec. znr Bearbeitung vorliegt, ist; dem 
juristischen Publicum schon seit lange bekannt. Dasselbe hat seit 
Jahren dem Anfänger auf der Landesoniversitat als Leitfaden für seine 
Studien, dem Praktiker in und ausser Gericht als Hfilfsmittel, dem 
Germanisten ausserhalb der GAnzen unserer Herzogtümer zur Er- 
leichterung der Bekanntschaft mit dem reichen Vorrath antiker Deut- 
scher Rechtsinstitute und Gesetzesvorschriften gedient, die hier noch 
nicht antiquirt sind. Das Werk ist in der ersten Ausg. im J. 1834« 
erschienen und hat bereits im J. 1842. eine verbesserte und mit einer 
fragmentarischen Uebersicht des Lauenburgischen Privatrechts ver- 
mehrte, zweite Ausgabe erlebt. Dennoch hat dasselbe bis auf diese 
Stunde noch keine öffentliche Beurtheilung erfahren, obgleich ier 
Verf. schon in der Vorrede zur zweiten Ausgabe auf diesen Mangel 
aufmerksam gemacht hat. Der Grund hiervon liegt nicht allein darin, 
dass der auswärtige Germanist eine solche dem inländischen Kenner 
der hiesigen Verhältnisse überlassen zu müssen geglaubt haben mag, 
während die Zahl der Juristen des Vaterlandes, die zu öffentlicher 
Schrift und zu öffentlichem Urtheil die Feder ergreifen, Verhältnisse 
massig nur klein ist. Der Grund liegt grösstentheils in Verhältnissen 
und in inneren und äusseren Schwierigkeiten, die auch den Rec. nor 
mit Widerstreben und einer gewissen Befangenheit den Entschloss 
haben fassen lassen, sich der ihm anvertrauten Arbeit nicht zu ent- 
ziehen. Diese Schwierigkeiten sind, wenn es anders dem Beurtbei- 
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lenden am eine unparteiische und gründliche Würdigung des Bocbs 
zu thun ist, zum Theil denen verwandt, mit welchen der Verf. des 
Bachs selbst, freilich in weit höherem Grade, zn kämpfen gehabt hat. 
Sie liegen in der Masse and der Buntschäckigkeit des Materials, das 
auf kleinem Raum zu einer sogenannten Einheit hat verarbeitet wer- 
den müssen, sind aber auch in demselben Maassstabe grosser, in 
welchem der Verf. ä tout prix nach compendiarischer Kürze gestrebt 
hat. — Rec. für seine Person, vor etwa 20 Jahren academischer 
Schüler des Verfs., gegenwärtig ihm nahe befreundet, hat bei seiner 
Aufgabe doppelte Bedenklichkeiten zu besiegen gehabt. Niemand 
kann mehr, wie er, aus voller Ceberzeugung die grosse Verdienst- 
lichkeit des vorliegenden Werkes anerkennen. Gewiss ist die Zahl 
wissenschaftlicher Arbeiten nur sehr gering, welche dem juristischen 
Publicum der Herzogtümer so nützlich und so anentbehrlich gewor- 
den sind, wie dieses Bach. Allein, da die Aufgabe eines Recen- 
senten nicht darin besteht, zn rühmen, sondern nach gewissenhafter 
Ceberzeugung zu urtheilen, so hat Rec. sich durch sein persönliches 
Verhältniss doppelt gedrungen fühlen müssen, mit Freimüthigkeit 
auch alle die Schwächen aufzudecken, an welchen nach seiner An- 
sicht das Pauls en sehe Werk leidet. 

Das Lehrbuch des Verfs. hat neben dem Sc hrader'schen Lehr- 
buch und neben den Handbüchern von Schrader und Falck seine 
durchaus selbstständige Tendenz. Das im Anfange dieses Jahrhunderts 
erschienene Schradersche Lehrbuch führt den Titel: Lehrb. der 
Schlesw.-Holsteinischen Landesrechte; und wenn der Umfang seines 
Inhalts auch dem aasgedehnten Versprechen seines Titel nicht voll- 
ständig entspricht ; so ist derselbe doch auch nicht bloss auf die Lehre 
vom Privatrecht beschränkt. — Das Schradersche Handbach, 
so weit der Verl dasselbe dem Druck übergeben *), enthält eine 
Darstellung des Schlesw. -Holst Privatrechts. .Paulsen und das 
Übrige juristische Publicum werden mit Falck**) einstimmen müssen 
in die Anerkennung des hohen Verdienstes, welches sich Schrader 
durch die Herausgabe dieses Werks erworben. Auch müssen die in 
demselben vorkommenden Irrthümer und Schwächen, die im P.schen 
Lehrbuch in nicht geringer Zahl gerügt sind, in dem Umstände volle 



*) Dieis ist bekanntlich nur in Ansehung der drey ersten Theile der Fall. 
Von dem vierten, nach Sehr ader'sTode von dessen Sohne herausgebenen Theile, 
der den Schlesw. -Holst, t'ivüprozess abhandelt, ist hier nicht die Rede. 

♦*) Handb. des Schlesw.-Holst. Privatrechts. Thl. I. (Altona, 1825.) Vorr. 
S. IV. V. 
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Entschuldigung finden, dass Schrader die Bahn zu brechen kalte in 
einem Gebiet, auf welchem es nur einem airgewöhnlichen Tatest ge- 
lingen konnte, ein Werk wie das seinige» zn Stande zu fördern. 

Dass das bekannte Handbuch des Schlesw.-Holst. Privatreebts 
von Falck sich nur im Titel vergriffen hat, indem es sich mit 
grösserem Recht, als das Schradersche Lehrbuch, Handbuch der 
Schlesw.-Holst. Landesrechte nennen würde, weiss Jeder. Von dem 
Werth nnd der Stellung dieses musterhaften Werkes ein Wort weiter 
zu sagen, wäre überflüssig nnd hier nicht am Ort» Wenn in neuerer 
Zeit in der vaterländischen Juristenwelt ein wissenschaftlicher Sinn, 
ein Geist wissenschaftlicher Forschung einigermassen erwacht and im 
Erwachen begriffen ist; so ist es anerkannt, dass Keinem so sehr, 
als Falck, der Ruhm gebührt, durch seine anregende, ausgebrettete 
Thätigkeit, namentlich aber auch durch seine geistreiche und gründ- 
liche Bearbeitung des Schlesw.-Holst. Rechts in seinem Handbuch 
diesen Geist erweckt und belebt zu haben. Aber, wie gesagt, dieses 
Werk ist vermöge seines Inhalts und seiner Ausführung umfangreich 
und daher nicht für jeden Juristen des Vaterlands erreichbar; auch 
waren im J. 1834. erst die beiden ersten Bande erschienen; wie denn 
auch noch jetzt das Werk keinesweges vollendet ist. 

Es fehlte an einem eigentlichen Compendium des in den Her- 
zogtümern geltenden Privatrechts. Diese Lücke hat P. mit seinem 
Lehrbuch gefüllt. Die Aufgabe, die er zu lösen gehabt, mag: dem 
Unkundigen als nicht sehr erheblich erscheinen; sie ist aber in der 
That gross, und die Art und Weise, wie P. sie gelöst, sichert ihm 
in vielfacher Beziehung ein bleibendes Verdienst nnd einen Anspruch 
auf die Dankbarkeit der vaterländischen Juristen. — Das P.sehe Lehr- 
buch zeichnet sich durch einen überraschenden Reichthum in dem 
gesammelten Material, durch Vollständigkeit und Zuverlässigkeit in 
der Quellen- undLitteraturbenutzung, durch selbstständige Forschung 
und durch geringen äusseren Umfang aus. Wer auch nur eine leise 
Vorstellung Von dem Rechtszustande der Herzogtümer hat, wird die 
Schwierigkeiten zu würdigen wissen, durch deren Ueberwindnng die 
Vereinigung dieser Eigenschaften bedingt gewesen ist. Wenn man 
erwägt, dass namentlich z.B. in der Lehre von den ehelichen Güter- 
rechten neben der theilweisen Geltung der Römischen Dotalrechte 
kaum eine Form der Gütergemeinschaft vom Deutschen Privatrecht 
aufgewiesen werden kann, die nicht von dem einen oder anderen 
unserer Statute aufgenommen wäre; dass in der Lehre von der In- 
testaterbfolge die rechtlichen Grundsätze für zehn verschiedene, ia 



Digitized by 



Google 



Rec. ron Hrn. ArcMvar Dr. Franche zu KieL 47 

unsern ParticuJargesetzen enthaltene Erbfolgeord mmgea Platz finden 
mnssten u. s. w. ; so wird man es kaum begreifen, wie es mdglick 
gewesen ist, das gesammte Privatrecht der Herzogtümer, mit steter 
Hinweisung anf die vorhandenen Quellen und Hülbmittel,. auf dem 
Raum von 368 Seiten zusammen za fassen* 

Allein diese Kürze darf dem Werke keinesweges nnbediogt zum 
Lohe angerechnet werden; sie ist vielmehr Veranlassung zu einer 
Form geworden, die zn den grössten Schattenseiten des Buchs gehört 
und der Brauchbarkeit desselben im höchsten Grade schädlich ist. 
Der Styl des Verfs. ist eckig und geschraubt; eine gewisse Ungewandt- 
heit im Ausdruck, formlose, gezwungene Gonstructionen, mit Inter- 
pnnctionen überfüllt, geben seiner Darstellung den Anstrich einer 
mühsam zu Stande gebrachten UebeYsetzung, wobei ein ängstliches 
Vermeiden Lateinischer Terminologien und zum Theil selbsterfnndene 
Deutsche Bezeichnungen , wie Bemächtigung (für Occupation), 
Rechtsankunft (für Titel), Einbringung (für Collation), allge- 
meine Nachfolge und Nachfolge in einzelne Sachen (für 
Universal* und Singularsuccession) sich hin und wieder störend und 
seltsam ausnehmen*). 

Hierzu kommen noch mehrere andere formelle Uebclstände. Mit 
Recht hat P. sein Lehrbuch nur sparsam mit Definitionen versehen. 
In einem Lehrbuch des vaterländischen Rechts der oben angedeu- 
teten Tendenz war der Verf. unstreitig berechtigt, diese im Allge- 
meinen als bekannt vorauszusetzen. Allein um so mehr musste er- 
es sich angelegen seyn lassen, da, wo er solche nöthig fand, oder 
wo er sich auf eine allgemeine Charakteristik einiiess, diese mit 
klarer Bestimmtheit und treffenden Zügen zn liefern. Eine Definition 
mit falschen Merkmalen ist ein Irrlicht, eine Charakteristik eines 
bestimmbaren Begriffe, die sich auf unbestimmt allgemeine Prädieate 
beschränkt, widerspricht ihrem Zweck und ist ohne Nutzen. — Ueber 
den Werth derjenigen Definitionen f die sich in unserem Lehrbuch 



*) Wer lieh einen solchen Purismtiit aneignet, darf sieh wenigstens keine 
lneorreetheit des Styl* za Schulden kommen lassen. P. handelt im §. 27. von dem 
„Flecken an derJShre (PietpaaAeren)." Den Anfang des Paragraphen macht 
folgender Satz: „Die geringere bürgerliche Ehre (P, meint dre Anruch- 
tigkeit, die lernt notä), welche das ältere Recht so vielen Personen, ihrer Beschäf- 
tigung oder Herkunft wegen, beilegte, wodurch sie besonders von Genossenschaf- 
ten aasgeschlossen worden, ist durch den edleren Geist des neueren 
Rechts nach und nach fast ganz verschwunden." — Uebrigens liegt 
es in der Natur der Sache, dass die im Text bezeichnete Eigentümlichkeit be- 
sonders auch die Benutzung des Registers erschwert. 
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finden, wollen wir ans eines allgemeinen Unheils enthalten. Wir 
wollen nur beispielweise ein Paar Stellen wörtlich hier mittheilen bmI 
darauf aufmerksam machen, dass sie zugleich als Belege flr die fro- 
heren Bemerknngen dienen können* Der Abschnitt vom Eigea- 
thuni beginnt im §. 32« mit folgenden Worten: 

„Wird eine Sache, all solche, unmittelbar und dauernd Gegenstand des 
Rechts der Person, so ist der Begriff des Eigen th ums da(!). Sie nimmt 
jenes gleichsam in sich auf, und daraus fliesst das Eigen tb ums Verfolgung« - 
recht, welches in unserm jetzigen Rechtszustande, theils wohl ans innern 
rechtsgeschichtlichen Ursachen, theils durch Ein&uss des Römischen Rechts, 
denselben Umfang, wie dessen Vindication (im weiteren Sinn) hat, obgleich 
unsere älteren geltenden Gesetze jenes Recht nicht in der Ausdehnung 
anerkennen." 
Den Stand der Bauern sacht der Verf. §. 20. mit folgenden Bemer- 
knngen zu charakterisiren : 

„Unter Bauern, in rechtlicher Rucksicht, versteht man alle Landbewohner, 
die nicht zu einem andern Stande gehören. Der Dänische Name ist Bonde ; 
doch ist dieser in den beiden Herzogtümern auch ein rechtlicher Kunstaus- 
druck mit engerer Bedeutung geworden. Den Hauptbestandteil derselben 
machen diejenigen aus , die sich mit der Bearbeitung des Landes und auf der 
See (siel!) beschäftigen , so wie ihre Gehulfen dabey." 

Unmittelbar an diese Definition, deren innere Unhaltbarkeit und 
Seltsamkeit jedem Unbefangenen auf den ersten Blick klar seyn muss, 
schliesst sich eine auffallende Logik. Nachdem P. nehmlich in den 
§§. 14 — 20. den Begriff der Staatsbürger in seinen drey Glassen des 
Adel-, Borger- und Bauernstandes entwickelt und letzteren in der 
bezeichneten rein negativen Weise dahin angegeben bat, dass er 
alle Landbewohner umfasse, die nicht zu einem andern Stande 
gehören, fügt er noch einen Anhang hinzu, in welchem er bemerkt, 
„dass es ausser den verschiedenen Staatsbeamten noch mehrere Staats- 
bürger gebe, welche zu keinem der im Vorigen erörterten Hauptstände 
gezahlt werden können 44 und rechnet dabin Pächter adlicher Güter» 
sog. Holländer, Verwalter u. s. w M „insofern diese nicht geborene 
Bauern sind. 4 ' Zuvörderst ist bei dieser Anschauungsweise nicht ab- 
zusehen, wie der Verf. nach seinen vorangegangenen Erörterungen 
überhaupt zu dem Begriff eines „geborenen Bauern 44 kommt und 
was er damit will. Demnächst ist eben so wenig zu begreifen, wie 
der Begriff des Bauern alle Landbewohner umfassen kann, die 
nicht zu einem andern Stande gehören, wenn nicht auch der auf dem 
Lande wohnende, weder zum Bürger-, noch zum Adelstande gehö- 
rende Pächter, Verwalter u. s. w. zu dem Bauernstände zu zählen ist. 
Endlich ist es am allerwenigsten einzusehen, welcher wissenschaftliche 
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oder praktische Grand zu einer systematischen Ausscheidung der 
genannten Personen, zur Gründang einer vierten, doppelt negiren- 
den Gasse von Staatsbürgern den Anlass gegeben hat. Nimmt man 
den Begriff des Bürger- und Bauernstandes in der Bedeutung einer 
der drei „ Hauptclassen " des Staatsbürgerstandes; so ist es nicht 
zu bezweifeln, dass alle genannte Personen, so gut wie die Staats- 
beamten, sich auch unter eine derselben müssen rangiren lassen. 

Aehnliche Betrachtungen, wie über die Eigenschaften der Defi- 
nitionen, drängen sich dem Leser des P.schen Lehrbuchs in Bezie- 
hung auf die Art und Weise auf, wie er über den Inhalt der gesetz- 
lichen Vorschriften referirt oder seine Ansichten bei Entscheidung 
von Controversen mittheilt. — Allerdings gehören in ein Compen- 
dium keine eigentliche Ausführungen und mit Recht hat P. diese 
sorgfältig vermieden, allerdings soll das Gompendium nicht durch 
detaillirte Auszüge aus den Gesetzen die Benutzung der Gesetze selbst 
überflüssig zu machen streben; allein das Gompendium soll sich mit 
Klarheit und Bündigkeit über die adoptirten Rechtsgrundsätze aus- 
sprechen, soll durch die Klarheit seines Inhalts Anleitung geben, wie 
und wozu man die Gesetze benutzen soll. Unser Lehrbuch verstösst 
häufig gegen diese Erfordernisse und giebt vielfach gegründeten An- 
lass zu der Klage, dass dasselbe selbstständig nicht zu verstehen ist; 
dass häufig Gesetzesvorschriften, welche die interessantesten Contro- 
versen hervorgerufen haben, nur mit einer unbezeichnenden Allge- 
meinheit angedeutet sind, welche ihr eigentliches Wesen in Dunkel 
stellt; dass der Verf. sich in den referirenden Angaben des Textes 
in einer gewissen unbestimmten Haltung gefallen hat, wie sie sich 
nur in' den begleitenden Noten zum Text, oder in einem blossen Grund- 
riss allenfalls rechtfertigen lassen würde. Zum Beleg diene Folgendes. 
Denen, die im Schlesw.- Holst, und namentlich im Lübischen Recht 
bewandert sind, ist nichts geläufiger, als die Controverse, ob und in 
welchem Umfange zu Gunsten der Nachbaren das Recht der Anlegung 
„gefährlichen und unleidlichen Gewerbes" durch das Lübische Recht 
noch jetzt als beschränkt zu betrachten ist. Von einem Lehrbuch, 
aus welchem der Anfänger lernen soll, kann es unzweifelhaft verlangt 
werden, dass es denselben mit jenem tief ins bürgerliche Leben ein- 
greifenden Grundsatz bekannt mache. Alles, was unser Lehrbuch 
darüber enthält, beschränkt sich aber auf folgende imAnf. des §.69. 
enthaltene Worte: „Die Stadtrechte von Friedriehstadt und Lübeck 
(HL tit.\2.) enthalten unter baupolizeilichen Bestimmungen auch 
Grundsätze über Gebäudedienstbarkeiten." Und in einer Note hierzu: 
Krit Jahrb. f. D.RW. Jahrg. IX. H.I. 4 
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„Ueber die Anwendbarkeit des 12ten Artikels im Lübischen Recht 
s. Scbl.-H. Anz. von 1839., N. 10." — Ferner: über das persönliche 
Verhältniss der Ehegatten lässt der Verf. sich §. 131. se aus: „Das 
Verhältniss zwischen den Ehegatten ist bei ans das allgemein Ger- 
manisch chrisüicbe. (1) Der Mann ist der eheliche Vormund seiner 
Frau, diese aber die Genossin seines Standes. Das ihm nach dem 
Jütscben Low IL cap. 82. über die Frau, wie über Rinder und Dienst- 
boten, zustehende Züchügnngsrecht kann jetzt um so weniger noch 
den alten Umfang haben, als diess nicht einmal in Ansehung der 
Dienstboten Statt findet und die Mutter Theil an der Gewalt über die 
Kinder nimmt. 4 ' Die interessante Bestimmung des Jütscben Lows, 
welche nur den Gebrauch von Wehr und Waffen zur Gränze des 
ehemännlichen Zücbtigungsrechts macht, muss der Leser, wenn er 
wissen will, wovon die Rede ist, im Gesetz seihst suchen; von einer 
positiven Hindeutung darauf, dass das richterliche Arbitrium nach 
heutigen Grundsätzen das Maass des zuständigen Zwanges und Züch- 
tigungsrechts zu bestimmen hat, erfährt man nichts. — Aehnlicbe 
Beispiele Hessen sieb fast aus jeder Lehre anführen; wir begaügen 
uns, nur noch auf des Verfs. Angabe des Inhalts der Stempel- 
papier- Verordnung von 1804. im §. 86.» auf seine Behandlung der 
Lehre vom „Aufbewahrungsvertrag" im §.110. und auf dasjenige zu 
verweisen, was im §. 115. zur Charakteristik des Gesellschaftsver- 
trags, oder vielmehr (denn fast ausschliesslich hiervon ist, hier die 
Rede) über die vom Gesellschafter zu beobachtende „Achtsamkeit" 
gesagt ist. - 

Alles, was wir bisher gerügt, ist uns, wie gesagt, mehr als 
formeller, wie als materieller Mangel erschienen ; allein derselbe wird 
noch um ein Bedeutendes fühlbarer, und wirkt noch schädlicher auf 
die Benutzung des Werks zurück, weil durch die bezweckte Kürze 
desselben eine durchgreifende Behandlungsart geboten war, die au 
sich schon dem Werth der Arbeit in hohem Grade gefährlich werden 
musste. Die Masse des particulären Materials nüthigte den Verf., die 
gemeinrechtliche Grundlage in den meisten Lehren als bekannt voraus 
zusetzen, und unter Subintelligirung der bekannten Sätze und Begriffe 
des gemeinen Rechts, die modificirenden und abweichenden Grund- 
sätze des vaterländischen Rechts einigermaassen aphoristisch an ein* 
ander zu reihen. Es gilt dieses freilich nicht durchgängig, und es 
muss namentlich anerkannt werden, dass der Verf. in den beiden ver- 
wickeltsten und schwierigsten Lehren, in der Lebre vom ehelichen 
Güterrecht und vom Erbrecht, die Aufgabe der Entwerfung eines 
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wissenschaftlichen Gebäudes auf eine Weise gelöst hat, die ven der 
Umsicht seiner gelehrten Studien (die er bekanntlich vorzugsweise 
auf diese Lehren verwandt hat) ein würdiges Zeugniss ablegt. Allein 
um so weniger darf es verhehlt werden, dass man im Allgemeinen 
das fügende und zusammenhaltende Band vermisst, das dem Ganzen 
Einheit geben soll, dass es dem Werk an dem belebenden Geist, dem 
anregenden Nerv fehlt, der dem Lernenden die Masse des gebotenen 
trocknen Materials zu überwinden helfen soll, dessen Mangel aber 
allerdings in den hervorgehobenen Formseiten in mancher Beziehung 
seine Erklärung und einige Entschuldigung finden mag. 

Endlich haben wir noch einen Ponkt zu berühren, der vielfach 
dem P.'schen Lehrbuch zum Vorwurf gemacht wird, im Wesentlichen, 
aber mit Unrecht. Es ist nehmlich eine in Schleswig und Holstein 
bekannte Thatsache, dass demselben von Vielen eine gewisse Däni- 
sche Richtung zur Last gelegt wird, die bei den bekannten sprachlicl 
politischen Zuständen Schleswigs keiner weiteren Bezeichnung bedarf. 
Bei einem Lehrbuch des Privat rechts muss ein selcher Vorwurf 
schon an sich Zweifel und Misstranen an der Gerechtigkeit desselben 
erwecken. Fragt man, worin denn jene Richtung sich äussern soll, 
so ist dafür nichts Anderes anzufahren, als erstens der Umstand, 
dass der Verf. die wichtigsten Rechtsausdrücke (meistens in den 
Paragraphen -Überschriften, selten im Gontext) auch in Dänischer 
Sprache anzuführen bestrebt gewesen ist, dass er zweitens vielfach 
auf die Analogie des heutigen Dänischen Rechts, häufig zur histori- 
schen Erklärung unserer Rechtsinstitute auf die Altdänischen Rechts- 
quellen verweiset Rec. räumt ein, dass das zuerst genannte Verfahren 
auch ihm als etwas Ueberflfissiges und schon desshalb Unzweckmässi- 
ges erschienen ist Der Verf. selbst hat, nach seiner Aeosserung in 
der Vorrede, geglaubt, in der bezeichneten Weise „auf die Dänisch* 
sprechende Hälfte Schleswigs" Rücksicht nehmen zu müssen. AHent 
es hat uns in der That nicht gelingen wollen, es zu begreifen, wie 
för den Dänisch redenden Schleswiger das vorliegende Buch an 
Brauchbarkeit gewinnen sollte durch den blossen Umstand, dass er 
in den Paragraphen- Ueberschriften etwa neben den Worten „von 
der Tilgung der Protoceüate" das eingeklammerte Dänische Wort 
„Udslettelse", neben den „Bedingungen der Protroeellation und 
Schliessung des Foliums" die eingeschlossenen Wörter „Betingelse — 
Slutelse" u. s. w. findet! Kein Unbefangener wird es leugnen: wer 
den Dänischen Ausdruck für den juristischen Begriff braucht, hat an 
diesen ziemlich willkührlich und sparsam eingestreuten Wörtern Nichts, 

4* 
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und wer sie nicht unmittelbar braucht, dem erscheinen sie überflüs- 
sig. Hat doch auch der Verf. das Ungenügende seines Verfahrens 
selbst dadurch anerkannt, dass er sich bewogen gefunden, kurz vor 
dem Erscheinen der 2ten Ausgabe seines Lehrbuchs, ein „Retsfor- 
mular -Bog samt en Tydsk-Dansk Lorkyndigheds-Ordbog" „til 
Brng for Nord-Slesvig" selbstständig herauszugeben. — Wären 
die Dänischen Ausdrücke hinzugesetzt, um eigentümlich Dänische 
Verhältnisse und Zustände zu bezeichnen, [als Appositionen zum Be- 
weise, dass der Deutsche Text genau seinen Gegenstand treffe, oder 
zum Zweck genauerer Bezeichnung des fraglichen Gegenstandes und • 
zur etymologischen Erklärung des Deutschen Ausdrucks; so würde 
selbstverständlich das Verfahren sich in sich selbst rechtfertigen. So 
aber erscheint dasselbe als ein Verstoss gegen den guten Geschmack. 
— — Ganz anders steht es mit dem zweiten angedeuteten Verfah- 
ren. Es kann nur von einer verblendeten Partheisucht und mittelst 
ungereimter Einmischung ephemerer politischer Ansichten verkannt 
werden, dass zu den entschiedensten Vorzügen, zu den entschieden- 
sten Verdiensten des Verfs. eben der Umstand gehört, dass er über 
manche Lebren bald durch die Analogie Dänischer Grundsätze, bald 
durch das historische Gewicht Altdänischer Rechtsquellen neues Licht 
verbreitet hat Wir könnten uns in dieser Hinsicht beispielsweise 
auf 'die Behandlung der Lehre von dem Umfang der Gütergemein- 
schaft nach Jütschera Low (§. 144.) beziehen, wenn es hier überhaupt 
der Anführung einzelner Beispiele bedürfte, und wenn nicht der un- 
befangene Leser bei den mannigfaltigsten Lehren von selbst auf die 
Richtigkeit dieses Urtheils geführt würde« — Wenn überhaupt die 
vergleichende Jurisprudenz einigen Werth hat, wenn der Werth der- 
selben sich unter der Voraussetzung zu einer besonderen Höhe stei- 
gert, dass sie die Rechte verwandter Völker, die lange Zeit unter 
gleichem Scepter gestanden, zum Gegenstand hat, Rechte, die schon 
ihrer Entstehung nach einander zur Interpretation dienen-, wenn kein 
Zweifel in die Wahrheit gesetzt wird, dass die historische Interpre- 
tationsweise zu den sichersten Wegen zu rechnen ist, den wahren 
Sinn des Gesetzes zu ermitteln; so ist man auch das Verdienstliche 
der Seite des P.'schen Lehrbuchs anzuerkennen schuldig, dass es 
unter den ersten und mit Vielseitigkeit und gelehrter Sachkunde 
x darauf hingewiesen hat, wie auf den Entwicklungsgang unserer recht- 
lichen Institute das benachbarte, verwandte Recht vielfach eingewirkt 
hat. In diesem Charakter ist dem P.'schen Lehrbuch ein wahrer 
wissenschaftlicher Fortschritt nicht abzusprechen. 
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Rec. hat sich in dem Bisherigen Ober die formellen Eigenschaf- 
ten des P.' sehen Lehrbuchs in verschiedenen Beziehungen ausführlich 
aussprechen zu müssen geglaubt; eine hauptsächliche Formseite, das 
vom Verf. befolgte System, ist bisher noch unberührt geblieben. 
Was hierüber zu sagen ist, haben wir bis hieb er aufgeschoben, weil 
es mit den unmaassgeblichen Bemerkungen Aber den materiellen In* 
halt des Buchs in unmittelbarem Zusammenhange steht — Das* es 
hier nicht darauf abgesehen seyn kann, über diesen im detaillirten 
Zusammenhange zu referiren, versteht sich bei einem Compendium, 
zumal der vorliegenden Art, von selbst. Rec« moss sich im Wesent- 
lichen auf die Hervorhebung von Einzelnheiten beschränken. Je we- 
niger er es aber verkennt, wie misslich es ist, über ein Gompendium, 
in welchem ein reiches positives Material zusammengedrängt ist, aus 
solchen Einzelnheiten ein allgemeines Urtheil gewinnen zu wollen, 
desto mehr fühlt er sich gedrungen, ausdrücklich sich dagegen zu 
verwahren, als wären die nachfolgenden Bemerkungen dazu bestimmt, 
einem Gesammturtheil über das vorliegende Werk zur Grundlage zu 
dienen. Wenn vielmehr dieselben sich hauptsächlich als Ausstellung 
von Mängeln charakterisiren, die nach des Rec. Ansicht der Verbesse- 
rung bedürfen, wenn er auf Lücken aufmerksam gemacht und Feh- 
ler gerügt hat; so bat er sich dabei nur angelegen seyn lassen, dem 
verdienstvollen Verf. mit Stoff an die Hand zu gehen, der ihm bei 
der Revision för eine neue Ausgabe (deren das Werk ohne Zweifel 
noch mehrere erleben wird) von Nutzen seyn m&ge. 

P. behandelt das Schi. Holst. Privatrecht in fünf Hauptstücken. 
In dem ersten, welches die „Lehre von den Rechtswesen oder das 
Personenrecht" enthält, entwickelt er den Einfluss, welchen nach 
vaterländischem Recht der natürliche Zustand (Alter, Geschlecht, Ge- 
sundheit), der bürgerliche Zustand (Adel — Ritterschaft, Bürger, 
Bauern) und das Religionsbekenntniss auf die Rechtsverhältnisse der 
Personen äussert Er schiebt dann einen Abschnitt von der bürger- 
lichen Ehre ein und handelt zuletzt von den Rechtspersonen u.s. w. Im 
zweiten handelt er vom Sachenrecht, im dritten vom „Forderungen- 
recht ", im vierten vom Familienrecht, im fünften vom Erbrecht. 
Diesen Hauptabschnitten schickt er in neun Paragraphen einen sog. 
allgemeinen Theil voran, worin er neben Aufzählung der Quellen 
und Hülfsmittel Ae» Scblesw. Holst. Rechts sich in einer kurzen Er- 
örterung über die Stellung der ersteren auslässt. Ueberraschend ist 
es aber, mitten unter einigen Bemerkungen über die hiesigen allge- 
meinen Landesverordnungen, über die Anwendung des Gewohnheits- 
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und Naturrechts, im §. 8. Dasjenige eingeschaltet zu finden, was 
unser Lehrbuch über die Entstehung der Rechtsverhältnisse 
(hier kann also mir von Recht in subjectiver Bedeutung die Rede 
seyn) überhaupt, und über die unvordenkliche Verjährung 
(umindelige Härd) insbesondere in der Kürze enthält. — Aulfallend 
ist gleichfalls die Art und Weise, in welche P. (§. 2.) die Heber- 
sieht der hier geltenden verschiedenen Rechte einkleidet Während 
man nehmlieh in einer rechtshistofischen Einleitung die Aufzählung 
der verschiedenen specielleren und allgemeineren Statute und Lan- 
desrechte mit hinzufügter Bezeichnung der Gegenden und Verbält- 
nisse, in denen und unter denen sie gelten, erwarten sollte, rechnet 
der Verf. unter der Rubrik „privatrechtliche Eintheilung der 
Herzogtümer" fünf verschiedene „Rechtsgebiete" auf: Das 
Gebiet des Sächsischen Rechts (Sachsenspiegel, Land- und Marsch- 
recht, Neumünsterscbe und Bordesholnrar Kirchspiels- und Amtsge- 
bräuche, Lübisches Recht), das Gebiet des gemeinen Rechts, das 
Gebiet Römisch- Deutscher Statute (Dithmarscber Landrecht, Eider* 
stedter Landrecht, Husomer und Friedrichstädter Stadtrecht), das 
Gebiet des Friesischen Rechts (Nordstrander Landrecht), endlich das 
Gebiet des Aitdänischen Rechts (Jütsches Low, Stegelholmer Consti- 
tution, Fehmaresches Landrecht und die verschiedenen Schleswig« 
sehen Stadtrechte). Dass eine solche „ privatrechtliche " Landes- 
eintheilung, die vom Ver£ zu keinem anderen Zweck, als zur Er- 
leichterung der compendiarischen Uebersicht erfanden seyn kann, 
eben in einem Lehrbuch leicht zu Missverständaissen und Irrthümern 
Anlass giebt, ieuehtet ohne weitere Ausführung ein. 

Zum §. 3. ist zu bemerken , dass von dem Repertorium der für 
die Herzegtb. Schleswig und Holstein erlassenen Verordnungen im 
J. 1840 eine zweite vervollständigte Ausgabe erschienen ist. 

Die Lehre von den bürgerlichen Ständen leitet der Verf. (§. 13.) 
mit der Erwähnung jener bekannten Verordnung vom 19. December 
1804 ein, mittelst deren König Friedrich VI. die Leibeigensehaft 
aufhob; und, indem er die Worte des §. 6.: „Kein Ausländer, der 
steh in Unseren Herzogthümern aufhält, soll angehalten und ausge- 
liefert werden, wenn er als Leibeigener vindicirt würde" hervor- 
hebt*, schliefst er hieran die Frage, ob diese Bestimmung auch auf 
die Negersklaven der Dänischen Golonien Anwendung leide. Wie- 
wohl wir anerkennen müssen, dass der Begriff der Sklaven und Leib- 
eigenen noch bedeutend weit auseinander liegt, können wir doch 
unmöglich die Zweifel theilen, welche den Verf. freilich zu einer 
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schwankenden Verneinung jener Frage fuhren. Ware aneh nicht 
schon anf das in dubio pro liöertate ein entscheidendes Gewicht zn 
legen; sd würde doch die (in der Note 2. angedeutete) Entschei- 
dung, welche die Präge vor den Dänischen Gerichten gefanden („das* 
nehntlich das Eigefttbum bleibt, die Ausübung desselben aber be- 
schränkt ist") sich anch nach dem Inhalt der Sehlesw. Holsteinischen 
Verordnung vollkommen rechtfertigen. Das Gesetz erkennt nach 
dem §. 1. den Begriff persönlicher Unfreiheit nicht an; dasselbe 
schützt die Freiheit aller derer, die den gesegneten Boden der Her- 
zogthümer Schleswig und Holstein betreten und spricht es im §. 6* 
aas, dass es dem Menschen eigenthümer die Hülfe versagt zur Ver- 
folgung seines prätendirten Rechts, seines Vindicationsanspruchs. 
Dass der Westindische Sklave hier im Lande als ein „Ausländer" 
gilt, dass sein Eigentümer and Verfolger sich zur Wiedererlangung 
des entlaufenen Sklaven der „Viadication" bedienen würde, wird 
Niemand leugnen, aber eben so wenig auch dieses, dass nur eine 
himmelschreiende Interpretation engherzig an den Worten „als Leib» 
eigener 6 * kleben wird. In den Dänisch -Westindischen Besitzungen 
mag die Regierung sich bisher durch die Verhältnisse genüthtgt ge- 
funden haben, den Begriff der Sklaverei noch anzuerkennen und zu 
dulden. Sie thut es aber nicht über die Grunzen der Notwendig- 
keit hinaus. Dafür dient eben der Inhalt der Verordnung von 1804. 
zum Beleg, der, angewandt auf diese Verhältnisse, keinen Zweifel 
übrig lassen darf, dass zwar das Eigenthum des Westindischen Pflan- 
zers an dem auf Sehlesw. Holsteinisches Gebiet geretteten Sklaven 
nicht aufgehoben ist, dass dasselbe sich aber hier nicht rechtlich 
verfolgen lässt. 

Bei Berührung des Lübischen Grundsatzes „Hand mnss Hand 
wahren" erklärt sich der Verf. (§. 32.) mit Beziehung auf die Städte 
Lübischen Rechts für die Anwendung desselben in dem ausgedehn- 
ten Umfange, wie sie im Altdeutschen Rechte*) gegründet ist, natür- 
lich unter Anerkennung der im Lübischen Recht selbst enthaltenen 
Beschränkung durch das gestattete Recht der Auslösung und durch 
die Ausnahme gemieteter Sachen. Gegen den Umstand, dass das 
Lübische Recht III. Tit. 2. §• 2* jenen Grundsatz direet nur mit Be- 
ziehung auf das Gommodat vorsehreibt, ist dem Verf. theUs die 
Fassung jenes §. 2* entscheidend („ein Jeglicher sehe wohl zu, wem 
er das Seine ausleihe oder vertraue; denn würde es sich zutra- 

*) Wir verweisen in dieset Hinsieht auf Wolffs Lebrb. des Deutschen 
Privatreehts Bd. I. §. 87. 
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gen, dass Derjenige, dem es geliehen oder vertrauet, dasselbe 
verkaufte" u.s.w.)* theils auch die allgemeine Bestimmung des §. 9* 
im B. 3. Tit. 4.: „Besitzt Jemand ein Gut, es sey ihm geschenkt, 
verpfändet oder verkauft, so kann er das auf seineu Eid wider alle 
Ansprache wol behalten, es wäre denn gestohlen oder geraubt Gut 44 . 
— P. bringt mit dem Bisherigen die Bestimmung des Eiderstedter 
Landrechts Thl. III. Art 47. §• 4. und des ungefähr gleichlautenden 
flusumer St. Rs. Thl. III. Tit. 49. §. 4. in Verbindung. Wenn es 
aber hier heisst: 

„ alier gegen die Kirche wird solche Verjährung nicht eher, als in 

40 Jahren vollbracht: doch soll demjenigen, dem solches Gut mit Recht ab- 
gewonnen*) wird, sofern er mit unsträflichem Titel und Ankauft dasselbige 
Gut an sich gebracht, sein ausgelegtes Kaufgeld, mit Erstattung der Kosten, 
so darauf nothwendig verwendet worden, auf billige Ermässigung de« 
Gerichts, von dem , der es ihm abgewinnt, wieder erlegt werden *'; 
so dürfte es erstens als zweifelhaft erscheinen, ob hier das „Gut 44 
ausschliesslich in der Bedeutung von unbeweglicher Sache zu neb* 
men ist; dann aber scheint diese Bestimmung auch überhaupt gar 
nicht in diesen Zusammenhang zu gehören, indem jene gesetzliche 
Bestimmung mit dürren Worten eine exorbitante. Beschränkung den 
Rechts der Verjährung enthält zu Gunsten dessen, der .seinen recht- 
mässig und bonafide erworbenen Besitz durch Verjährung verliert. 

Zu den gelungenen Parthien gehört unstreitig die Darstellung 
der Lehre von dem Grundeigenthum und den verschiedenen in 
den Herzogthümern vorkommenden Festegütern. Hierauf folgen 
die Erwerbungsarten des Eigenthums, unter denen der Verf. die 
Ersitzung nach 7 verschiedenen Particularrechten betrachtet Ueber 
die zur Uebertragung unbeweglichen Eigenthums nöthigen Erforder- 
nisse, namentlich über die praktische Bedeutung der gerichtlichen 
Verlassung und der sog. Eschung Hätte 'sich der Verf. etwas 
ausführlicher auslassen mögen. Mit Beziehung auf das Herzogth. 
Schleswig hätte ihm in der 2ten Ausg. schon die in der Note 26. 
(§. 58.) angeführte lehrreiche Abhandlung in den Schlesw. Holst. 
Anzeigen Jahrg. 1841. St. 39—42. Veranlassung und Stoff geben 
können. Gleich lehrreiche und interessante Aufschlüsse über den 
Cebergang des Eigenthums an Grundstücken im Herzogth. Holstein, 
namentlich über die in Glückstadt und Itzehoe übliche Eschung, giebt 
gegenwärtig eine Abhandlung ebendas. Jahrg. 1843. St. 31 — 38. 



*) In der Ausgabe des Eiderstedter L.-Rs. tut eorp. Hat. SUtvicemium 
steht irrthümlich „abgenommen." 
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Ia der Lehre von den Dienstbarkeiten, die stiefinitterHeb 
s in 3 flüchtigen Paragraphen (67 — 69.) abgehandelt werden, müssen 
' wir noch einmal anf den schon früher berflhrten Art. 12. des Lübi- 
sehen Rechts B. III. Tit. 12.' mit der Bemerkung zurückkommen, 
dass man hier mit Btfremden eine Hindentnng anf das Verhältnis» 
zwischen dem älteren nad neueren Lfibischen Recht nnd der Geltung 
des einen oder anderen, so wie eine Erwähnung der in die Falck'- 
sche Sammlang Bd. V. No. 24. n. 25. aufgenommenen Aufsätze ans 
den Schi. Holst« Anz. vermisst, wo schon die sich an diese Bestim- 
mung des Lfibischen Rechts anschliessende Controverse ausführlich 
besprochen ist. Uebrigens dürfte es auch als eine petitio prineipit 
erscheinen, wenn jene Bestimmung im Lehrbuch als eine baupoli- 
zeiliche charakterisirt wird. Sie ist vielmehr privatrechtlich und 
mag nur allenfalls in so fern etwas Polizeiliches ia ihrer Bedeutung 
und zu ihrer Interpretation befassen, als man sich mit Recht geneigt 
fühlen wird, die in der Schlussclausel („und dergleichen gefähr- 
liche unleidliche Handwerke") gestattete Ausdehnung nach den 
Regeln polizeilicher und sonstiger Zweckmassigkeit anzuwenden. — 
Uebrigens ist die bestrittene, vom Holst. Obergericht aber aner- 
kannte Anwendbarkeit jener Iflbisch -rechtlichen Vorschrift eben jetzt 
im Begriff, in einer anhängigen Prozesssache auch beim Kieler Ober- 
appellationsgericht ibre Entscheidung zu finden. 

Die Lehre von den Grundlasten behandelt P. in den §§. 70* 
71« ebenso kurz, ab befriedigend. Er ist hier scharf und treffend 
in seinen Begriffsbestimmungen, und conseqoent in den daraus ge- 
zogenen Folgerungen. Wolff (in s. Deutschen Priv. Recht Bd. I. 
§• 123 ff), der aber in dieser Lehre die verschiedenen Ansichten 
über den Begriff criUsch beleuchtet, ist in der Bestimmung fast wört- 
lich übereinstimmend mit Paulsen, ohne ihn bei dieser Gelegenheit 
zu nennen. Wir können uns indessen nicht enthalten, auf die in 
diesem beachtenswerten Werke enthaltene weitere Ausführung dieser 
Lehre und seine treffende Critik ausdrücklich aufmerksam zu machen. 

In der Lehre vom Mühlenzwang (§. 72.) hat P. die Frage 
mit Stillschweigen übergangen, ob das Zwangsrecht des Müllers sich 
auch auf das sog. Schroten erstrecke. Es ist diess Versäumnis» 
um so weniger zu entschuldigen, da im Vaterlande der gutswirth- 
schaftliche Betrieb das Schroten in neuerer Zeit zu einer hochwich- 
tigen Sache gemacht und somit auch die obige Frage schon mehrfach 
zur gerichtlichen Dijudicatur gebracht hat. Wenn der Verf. der 
Verfügung vom 29. Oct. 1811 erwähot, welche das Mahlen von 
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Gerate and Buehwaitzen in AHgenteiaen von dem Zwangsreefat aus- 
nimmt, ind er sich in dieser Beziehung auf die Erkenntnis** des 
Holst. Obergeriehts und des Oberappeüatienageriehts ia den SeUesw. 
Holst. Aiz. von 1839 beruft, so ist jene Auslassang um so uner- 
klärlicher, da eben in denselben Erkenntnissen das Obergericht sieh 
für die Ausschliessung des Schrotens auf die Notwendigkeit einer 
strengen Auslegung des Privilegiums, das Oberappettationsgericat 
aber sich darauf beruft, dass die Gesetzgebung bei Bestimmung des 
Mtthlenzwanges das Prinzip zum Grunde gelegt habe, dass nur das 
zur Haushaltung erforderliche Korn , das als Mehl vermählen werden 
soll nnd insbesondere das Vermählen des Brodkorns Gegenstand des 
Mühleazwanges sey, daher das Vermählen des Buchwaitzens, der 
Gerste, so wie das Schroten als freies bürgerliches Ge- 
werbe anzusehen sey*). — In einer neuen Ausg. wird auch der 
1843. erschienenen Schrift von Ostwald Aber die Frage: ob der 
Aflblenzwang auch hinsichtlich des Ankaufs von Mflhlenpröducten 
eine Beschränkung der Mühlenzwangspflichtigen enthalte, Erwähnung 
geschehen müssen. 

Im Abschnitt vom Pfandrecht hebt der Verf. mit Recht als 
die wichtigsten Abweichungen von den Regeln des gemeinen Rechts 
die Sätze hervor: 1) dass theils nach ausdrücklichem Gesetz, theib 
nach Gewohnheitsrecht, die Hypothek an einer beweglichen Sache 
gegen den dritten rechtmassigen Inhaber nicht geltend gemacht wer- 
den kann, 2) dass nicht nur in den Aemtern Rendsburg, Pton und 
ia Pinneberg, sondern auch im ganzen Herzogthume Schleswig „der 
jüngere Fanstpfandgläubiger gegen den älteren hypothekarischen 
Gllnbiger nicht gesichert ist. 44 Mit Unrecht begnügt er sich aber 
mit dieser nackten Bemerkung, unter Hinweisung auf die betr. Pro- 
toeollationsordnungen, ohne näher auf den Inhalt dieses tief eingrei- 
fenden Grundsatzes einzugehen, ohne auch nur hinzuzufügen, dass 
nach den ausdrücklichen Worten des Schlesw. Gesetzes „das be- 
wegliche handhabende Pfandstück im Goncurse ad massam zu liefern 
ist 44 , und dass der Faustpfandgläubiger demnächst post protocollatos 
unter den simplen Pfandgläubigern nach dem Alter des Pfandes collo- 
cirt wird. Es ist hier nicht einmal auf die treffenden Bemerkungen 



*) In neuester Zeit hat die KÖnigl. Rentekammer zur Anlegung einer Schrot- 
mühle Concession ertheilt, zugleich aber sich Caution bestellen lassen „für das- 
jenige, was der betr. Zwangsmüller von ihr auf gerichtlichem Wege etwa an Ent- 
schädigung sich erstreiten möchte." Näheres enthält eine kleine Partheyschrift 
von Rohwer, das Schroten überhaupt ist dem Mühlen zwange nicht unterworfen. 
Otdenbarg, 1844. 
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von Falek (im Staatsbürger^ Mag. Bd. I. S. 764 — 86.) Aber den 
Wertü dieses Grundsatzes und über den inneren Zusammenhang zwi- 
schen dem entgegengesetzten Prinzip und der deutschrechtlichen 

Veräusserüchkeit verpfändeter Mobilien, aufmerksam gemacht. 

Die Beleuchtung des Protoeollationswesens giebt ebenfalls nicht 
eben zu positiven Ausstellungen besonderen Anlass, wenn gleich auch 
hier die Bemerkung schwer unterdrückt wird, dass die Behandlung 
dieser Lehre nach dem Verhältniss ihrer Wichtigkeit und nach der 
Sorgfalt, womit die Schleswigsche uniforme Constitution von 1794. 
nebst ihren späteren Modificationen und in Holstein eine grosse Reihe 
spezieller Prolocollationserdnungen sich mit diesem Gegenstande be- 
schäftigt haben , als dürftig und ffcr den Anffenger nicht gehörig in- 
structiv erscheint. Man war aber in dieser Lehre zu grösseren 
Ansprachen an den Verf. berechtigt, weil es ihm hier an trefflichen 
Vorarbeiten*) nicht fehlte. — Mag Übrigens des Verfs. Klage ober 
die grosse Verschiedenartigkeit unserer Protoeollationsordnungen 
auch nicht ganz ohne Grund seyn, so verdiente es doch ohne Zwei- 
fel auch der Anerkennung, dass diese nicht in Willkühr, sondern in 
der wahren Verschiedenheit der Bedürfnisse von Stadt nnd Land, 
trennbarer und untrennbarer Grundstücke, städtischen und laudmäu- 
nischen Gredits ihren Grund bat; und wenn unsere Gesetzgebung 
gegenwärtig bei ihrer Beschäftigung mit einer neuen Regulirung des 
Hypothek enwesens möglichste Vereinfachung und Ausgleichung in 
den verschiedenen Districten der Herzogtümer im Auge haben mag, 
so wird es jedenfalls dabei nicht unbeachtet bleiben können, mit wie 
grossen Schwierigkeiten, Verwickelungen und Gefahren ftr das Pri- 
vatvermögen der Einzelnen eine Umgestaltung der einmal organisir- 
ten Schuld- und Pfandprotocolle und des Princips, nach welchem 
sie Sicherheit gewähren sollen, verbunden ist« 

Dürfen wir noch auf Einzelnheiten in dieser Lehre eingehen, 
so können wir die Art und Weise nicht billigen, wie sich der Verf. 
über die Wirkung der Protocollation aasspricht. Er bemerkt mit 
Recht, dass der Inhalt des Protocoiis öffentlichen Glauben geniesst. 
Wenn er aber hinzusetzt, „dass er unabweiehlieh befolgt werde"; 
so konnte er sich zwar für diese Ansicht auf mehrere bedeutende 
Auctoritäten und auf ein Erkenntaiss des Oberappellationsgerichts 
berufen; er hätte sich aocb noch auf die übereinstimmende Ansicht 
des Holsteinischen Obergerichts berufen können. Allein damit er- 



*) Diese finden sich übrigens in den Noten mit VolIiÄndigkelt verzeichnet. 
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scheint die Sache doch aicbt abgemacht. Nach des Verfs. Darstel- 
lung und nach den von ihm angeführten Citaten sollte man glauben, 
es handle sich hier gar nicht von einer zweifelhaften Frage« Den- 
noch gehört dieselbe zu den bestrittensten; die entgegengesetzte, 
nicht einmal der Erwähnung gewürdigte Ansicht zählt unter ihren 
Bekennern Männer, wie Falck (vergl. Staatsbürger!. Magazin Bd.I. 
S. 755. Note *)) und dürfte sich durch überwiegende Argumente 
rechtfertigen lassen. Ohne das zu wiederholen, was in dieser Be- 
ziehung Falck a. a. 0. schon hervorgehoben hat, wollen wir uns 
auf die Andeutung beschränken, dass man nur an dem geltend ge- 
machten Begriff der publica Jides und des durch öffentliche Doca- 
mente Bewiesenen festzuhalten braucht, um zu dem Resultat zu 
kommen, dass das Protocoll vollen Beweis liefert, aber 
auch nichts mehr; dass es an aller rechtlichen Analogie fehlt, 
wenn man das Protocollat zu einer Fiction stempeln will; dass aber 
aus den Gründen der Zweckmässigkeit hier überhaupt nicht zu einem 
durchgreifend genügenden Resultat zu gelangen ist, weil, Irrungen 
inr der Protocoliation oder in der Delirung vorausgesetzt, naeh bei- 
den Grundsätzen immer der eine Gläubiger das an Sicherheit ver- 
liert, was der andere gewinnt. In dieser Beziehung giebt es kein 
anderes durchgreifend helfendes Mittel, als wenn der Staat in sub- 
sidium die Garantie für seinen protocollführenden Beamten übernimmt 
Einer Berichtigung bedarf ferner die Note 10* zu §. 79« Nach- 
dem der Verf. den Unterschied zwischen der Delirung ante und post 
lineam angegeben, bemerkt er: „Feste Prioritäten eignen sieh be- 
sonders für Grundstück -Folien. Dieser auch im Dänischen Recht 
geltende , vom Römischen abweichende' Grundsatz lässt sich sehr wohl 
gegen Falck's Einwendungen im Staatsbürger!. Magaz. 1. S. 754. 
rechtfertigen." Einwendungen gegen die Zweckmässigkeit fester 
Prioritäten hat Falck aber im Grunde gar nicht gemacht. Sein 
Raisonnement, an dessen Richtigkeit nicht gezweifelt werden kann, 
ist nur dieses: Wenn von mehreren protocollirten Gläubigern der 
Eine befriedigt wird, liegt es an sich in der Natur der Sache, dass 
die anderen aufrücken. Mittelst specieller Verabredungen kann dem 
Schuldner aber immer der vacante Platz für neue Anleihen offen 
gehalten werden (vertragsmässige Delirung ante lineam). Umgekehrt 
kann aber auch da, wo die Delirung ante lineam gesetzlich die 
Regel bildet, der Gläubiger sich vertragsmäßig das Aufrücken aus- 
bedingen. Praktisch ist es also gleichgültig, welche Art der Deli- 
rung die Gesetzgebung zur Regel macht; denn wer Geld ausleibt, 
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mag sich vorsehen, wie er seine Rechte durch Vertrag am besten 
sichere. Für die Gesetzgebung erscheint es mithin als das Einfachste, 
sich an dem zu halten, was ohnehin schon aus der Natur der Sache 
folgen würde, und bei dem Stande der Dinge nicht leicht zu Unzu- 
träglichkeiten führt. 

Ungenau, wenigstens höchst unklar Äussert sich der Verf. §.81. 
über die Frage, wiefern das dominium reservatum den protocollirten 
Gläubigern nachstehe. Seine Worte lauten so : 

„Das» vorbehaltene Eigenthura steht den protocollirten Pfandgläubigern des 
Erwerbers entweder unbedingt nacb, oder wenn et nicbt innerhalb lecht 
Wochen, in Schleiwig und Pinneberg nach der „Tradition", in einigen 
Holsteinischen Aemtern nach dem »Tage des geschlossenen Verkaufs" pro* 
tocoUirt worden ist." 

Nach den von ihm angezogenen Protocollationsordnnngen steht die 
Sache aber so. Dem nicht protocollirten dominium reservatum geht 
der protocollirte Pfandgläubiger unbedingt vor. Lässt der Verkäufer 
aber innerhalb 6 Wochen, resp. nach der Tradition oder nach dem 
Tage des geschlossenen Kaufs, das vorbehaltene Eigentbum proto- 
coliiren, so geht er allen selbst älteren protocollirten Pfandgläubi- 
gern des Käufers vor. Wird dasselbe erst nach Ablauf dieser 
6 Wochen protocollirt, so passirt es als protocollirtes Pfandrecht 
secundum datum protocoliationis. 

Am meisten fragmentarisch und unbefriedigend ist im dritten 
Hauptstücke das „Forderungenrecht" abgehandelt. Die Form ist hier 
besonders abgerissen, der Inhalt dürftig und lückenhaft, die 'Anord- 
nung unsystematisch. In einem vorausgeschickten Abschnitt, dessen 
Ueberschrift mit den allgemeinen Grundsätzen bekannt zu machen 
verheisst, findet man einige Singularitäten hinsichtlich der Beschränkung 
in der Fähigkeit, Verträge zu schliessen, einige Bemerkungen über 
die Notwendigkeit schriftlicher und gerichtlicher Abfassung, ferner 
eine ziemlich Hnklare Mittheilung des Inhalts unserer Stempelpapier- 
verordnung, die in neuerer Zeit eine gesetzliche Modifikation erlebt 
bat, eine Aufzählung der in den Herzogtümern vorkommenden Be- 
stärkungsmittel der Verträge und einige Bemerkungen über die Ab- 
änderung, Uebertragung und Aufhebung der Forderungsverhältnisse. 
— Der Grundsätze über Appunctuationen und des §.14. der Stem- 
pelpapierverordnung, der hiervon bandelt, ist nur mit wenigen flüch- 
tigen Worten gedacht. Von der Frage über das Verhältniss schriftlicher 
Appunctuationen zu der Behauptung, dass die Gontrahenten mündlich 
über abweichende Bedingungen einig geworden, ist gar nicht die 
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Rede, obgleich dieselbe praktisch anerkannt von der grOssteu Wich* 
tigkeit ist und mit dem Inhalt des angef. §. 14. der SLP.-Verordnunp 
aofs Genaueste zusammenhängt In einer neuen Ausgabe wird der 
Verf. sich hinsichtlich des Wesens der in dem §. 14. begründeten 
Klage aufSolennisirung und der angedeuteten Frage sowohl auf zwei 
Abhandlungen von Glaussen und Carthauser in dem ersten Heft 
der Jurist. Zeitschrift des Schlesw.-Holst-Lauenb. Advocatenvereins, 
als auf die Schlesw.- Holst. Anz. von 1842. S. 268—72. beziehen 

müssen. Mit Beziehung auf die Beweislast bei der exe. legis 

Anastasianae y wovon überhaupt nicht die Rede ist, wird der Verf. 
gleichfalls Gelegenheit haben *) mitzutheilen, dass <{i* bisher behaup- 
tete Praxis, nach welcher demCessionar der Beweis obgelegen, beim 
Oberappellationsgericht keine Anerkennung gefunden, dass dieses viel- 
mehr in neuester Zeit dem debitor cessus den Beweis aufgelegt hat**). 

Die Verträge theilt der Verf. ein in selbstständige nud un- 
selbstständige, erstere wieder in „ Verträge sich beziehend" l)««f 
Eigenthumserwerb , 2) auf den Gebrauch von Sachen oder Kräften 
Anderer, 3) auf die Sorge für die Rechte Anderer (Aafbewahrungs- 
vertrag, Vollmachtsvertrag), 4) auf Lebensunterhalt, 5) Forderungs- 
verhältniss der Gesellschaft, 6) gewagte Verträge. In der ersten 
Rubrik handelt er nicht nur vom Kanf, Tausch und der Schenkung, 
sondern auch vom Abnahmevertrag, ungeachtet er sub Nr. 4. eine 
besondere Rubrik für die Verträge, die sich auf den Lebensunterhalt 
beziehen, statuirt In der zweiten beginnt er mit dem Darlehn, ohne 
zu bemerken, dass nicht nur schon die hinzugefügte Dänische Benen- 
nung „Laan til Eie" (zum Eigenthum), sondern auch der Umstand, 
dass das Darlehn begriffsmässig vertretbare Sachen zum Gegenstande 
hat, das Eigenthum derselben daher überträgt, sofort die Unrichtig- 
keit seiner Classification documentirt 

Die Richtigkeit dessen, was der Verf. in der Note 4. zu §. 95. 
Aber die Notwendigkeit der Anwendung materieller wechselrecht- 
licher Grundsätze andeutet, hat vor Kurzem bei dem Oberappellations- 
gericht gegen die Ansicht des Holsteinschen Obergerichts Anerken- 
nung gefunden. Die Schlesw.-Holst. Anz. v. 1844. S. 118 — 22. geben 
hierüber nähere Auskunft. — Wenn P. in der Lehre von derMiethe 
(§. 100.) behauptet, dass gegen den Miethsmann, der seiner Verpflich- 
tung, den Besitz der gemietheten Sache wieder aufzugeben, nicht 

*) Die prozessualische Eigenschaft dieser Frage wird die Berührung der • 
. selben nicht anpassend machen. 

**) Vgl. Schlesw.-Holst Anzeigen, Jahrg. 1844. S. 273 —79. 
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nachkommt, im Wege de* von der Verordnung vom 13. Jan. 1797. 
vorgeschriebenen Spolienprozesses verfahren wird, so beruht diese 
unstreitig auf einem Irrthum. Unsere Gerichte bezeichnen das hier 
eintretende schleunige Verfahren als einen ( eigentümlichen) Ex« 
missionsprozess. Dass dieser aber seinem Wesen nach nichts an- 
deres ist , als eine spezielle Anwendung des gemeinrechtlichen unbe- 
dingten Mandatsprozesses, glaubt Rec. in seinem Gem. Deutschen 
und Schlesw.- Holst. Civilprozess (2te Ausg.) Th. IL §. 78. nachge- 
wiesen zu haben. — Dass der Verf. in der Lehre vom Gesellt ehafts- 
vertrag (§.115.) der Actiengesellschaften überall nicht erwähnt, 
mag sich aus seinem Gesichtspunkt allenfalls rechtfertigen lassen, 
obgleich die zahlreich vorkommenden Partnergeschäfte eine Aus* 
Schliessung der hierauf bezüglichen Grundsatze nicht als zweckmässig 
erscheinen lassen. Allein um so weniger hätte der Verf. unter den 
von ihm in der Lehre vom Versicherungsvertrage (§.117.) auf- 
gezählten im Vaterlande vorkommenden Versicherungsgesellschaften 
übersehen dürfen, dass in der Stadt Flensburg. seit mehr als 10 Jahren 
eine nicht unerhebliche Assecuranzgesellschaft för See- und Feuer- 
schäden besteht. 

lieber den Werlh des im 4ten und 5ten Hauptstück dargestellten 
Familien- und Erbrechts haben wir uns schon oben im Allgemeinen 
ausgesprochen. Wir müssen es hier wiederholen, dass die wissen« 
schaftliche Zusammenstellung des hier zusammengedrängten Materials 
die rühmlichste Anerkennung verdient. Wenn man gleich auch in 
diesen Lehren eine eigentliche Ausfuhrung überall mit Bedauern ver- 
misst, so bekommt man doch einen Faden, an dem man sich durch 
das bunte Gewirr unserer erbrechtlichen und ehelichen Güterverbält- 
nisse hindurch finden lernt. Man bekommt eine Uebersicht über ein 
Material, dessen Verschiedenartigkeit dem Germanisten eben so gut 
zum Beweise dienen wird für seine Behauptung, dass es kein Deut- 
sches Privatrecht gebe, als es ihm Belege für jeden einzelnen Satz 
dieser Deutsch-privatrechtlichen Lehren geben wird, um dessen Be- 
weis es ihm zu thun ist Hier tritt die halbe Geburt um einen Grad 
vor der vollen Geburt zurück, dort greift sie mit halber Hand zu, 
im dritten District erbt sie zugleich und mit gleichen Rechten. Bald 
erben männliche und weibliche Erben zu gleichen Tbeilen, bald neh- 
men jene das Doppelte, bald endlich gilt der letztere Grundsatz nur 
für die Descendenten. Hier ist der jüngste, dort der älteste Sohn in 
der Erbfolge begünstigt ; bald lässt man bei der Erbfolge in bestimmte 
Güter die Wahl, bald das Loos, bald beides entscheiden; hier gilt 
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freie testamenti f actio , dort ist die Giftigkeit der Testamente durch 
ertheilte königliche Bestätigung bedingt, u. s. w. Im Güterrecht ist 
wo möglich die Vollständigkeit der altgesetzlichen Probe- und Muster- 
karte noch grösser. Und schon aas diesem Gesichtspunkt mass der 
Germanist in der hier gegebenen Zusammenstellung reiche Aasbeate 
finden, wie sie dem vaterländischen Juristen eine gewissenhaft belegte 
Anleitung zur weiteren Benutzung unserer Quellen gewährt. — Im Ein- 
zelnen dürfen wir uns noch folgende wenige Bemerkungen erlauben. 

Zu §• 160. Die Frage, welchen Einfiuss die Ehescheidung 
auf die Vermögensverhältnisse der Ehegatten äussert, wenn keiner 
derselben als der schuldige Theil bezeichnet werden kann, behandelt 
der Verf. zwar unklar. Wenn er indessen sagt: „in diesem Falle 
mössen sie, in Gemässheit des unter ihnen Statt findenden Güterrechts, 
ihre Antheile am ehelichen Vermögen abgesondert bekommen"; so 
scheint er dieselbe doch mit Recht dahin zu beantworten, dass er im 
Allgemeinen jener Ehescheidung dieselbe Wirkung beilegt, wie der 
Auflösung der Ehe durch den Tod; dass die Wirkung für den ein- 
zelnen Fall daher davon abhängt, wie am betreffenden Ort das Gesetz 
die ehelichen Güterrechte Oberhaupt bestimmt hat. Auffallend ist es 
aber, dass P. hier nicht der Bestimmung des Jütschen Low» B. I. 
Cap. 24. gedacht hat, welche fttr die Beantwortung jener Frage eine 
gute Analogie an die Hand giebt Es scheint aber fast, als wenn 
der Verf. diese Analogie verwirft, weil er* von dieser Gesetzstelle, 
welche er in einer andern Verbindung anführt, in der Note 6. bemerkt, 
dass sie sich auf eine nach canon. Recht nichtige Ehe beziehe. 

Das was man aus dem Lehrbuch (§.175.) über die Erbschafts- 
antretung erfährt, beschränkt sich auf die Worte: „Die .... Erb- 
sehaft wird auf unfeierliche Art durch Erklärung oder Handlung an- 
getreten/ 4 Wir wollen diese dürftige Abfindung keiner besonderen 
Rüge unterwerfen; nur dieses müssen wir hervorheben, dass es auf- 
fallend erscheint, wie der Verf. bei dieser Gelegenheit eine Bestim- 
mung der Vorderdithmarsischen Justizverordnung vom 6. Nov. 1782. 
hat übersehen können, die sich durch exorbitante Singularität aus- 
zeichnet und von der entschiedensten praktischen Wichtigkeit ist. 
Das angef. Gesetz folgert nehmlich §• 35. regelmässig aus 
dem Stillschweigen des Erben eine verbindlich machende 
Antretung, mit folgenden Worten: 

„Weil auch vorhin oftmali darüber Streit entstanden igt, in wie weit die 
Erben, die sieh wegen der anzutretenden Erbschaft noch nicht ausdrücklich 
erklart haben, von den Gläubigern des Erblassers in Ansprach zu nehmen 
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seyn; 10 tollen, an Ver«eUu*g alle* Zweifelt Ober diesen Punkt, die Erbt» 
einet Verstorbenen, wenn tie gegenwärtig sind, innerhalb techt Wochen 
nach teiuem Ableben, wenn aber der Ort ihret Aufenthaiti aanerhalb 
Unterer Landtchaft Vorderdithmartchen ist, innerhalb secht Wochen, nach* 
dem sie tich persönlich oder dnrch einen Bevollmächtigten eingefunden, tleh 
wegen der pure oder tub btoefido inmnimrii anaat* etendea oder gaaatte* 
anfsagebendea Erbschaft bestimmt erklären, und wenn tie dieselbe nur tnö 
beneficio inventarii antreten, zugleich ein Proclama an die Gläubiger ihres 
Erblassers ausbringen , bei Unterlassung dessen aber ohne einige 
Ausfluchte für alle Schulden des Verstorbenen haften.* 4 
Dass die Folge dieser Bestimmung in häufigen Restitutionsge- 
suchen besteht, liegt in der Natur der Sache. Es hat sich in dieser 
Veranlassung aber die Frage aufwerfen müssen, bey welcher Behörde 
diess Restitutionsgesuch anzubringen, und folgeweise auch die all- 
gemeinere, ob in den Herzogtümern der Begriff der Restitution 
ausschliesslich in dem Umfange rechtlich zur Anwendung kommen 
könne, in welchem er von der Restitutionsverordnung vom 15. May 
1834. gesetzlich anerkannt und normirt ist. Unser Lehrbuch giebt 
nicht allein über diese Fragen keine Auskunft, sondern es ist in dem 
ganzen Buch von der Restitution überhaupt kaum die Rede*). Wir 
wollen annehmen und hieraus den Schluss ziehen, dass P. die gang- 
bare Ansicht theilt, als erkenn? das vaterländische Recht gegenwär- 
tig nur die prozessualische Restitution der Verordnung von 1834. an, 
als gehöre mithin der Begriff der Restitution überhaupt nicht mehr 
zu dem Inhalt des vaterländischen Privat rechts. Gesetzt, es wäre 
diese Ansicht richtig, so hätte sie doch angedeutet werden müssen; 
es hätte die Lehre von der privatrechtlichen Restitution nicht durch 
Stillschweigen für todt erklärt werden dürfen. Allein in derThat 
scheint auch diese Ansicht den erheblichsten Bedenklichkeiten zu 
unterliegen; und wenn sich auch Fälle aufweisen lassen, in denen 
unsere Oberdicasterien sich ausdrücklich zu derselben bekannt haben, 
so ist doch zur Unterstützung der entgegengesetzten Ansicht nament- 
lich der Umstand schon von bedeutendem Gewicht, dass der rein pri- 
vatrechtliche Begriff der Restitution sich überhaupt in den meisten 
Fällen praktisch ziemlich unbemerkt geltend macht und immer gel- 
tend gemacht hat Indem die Parthei um Rescission eines Geschäfts 
bittet, beruft sie sich zur Unterstützung ihrer Bitte auf die materielle 
causa restitutionis; oder es wird aus einem perfecten Geschäft ge- 
klagt, und der Beklagte beruft sich excipiendo (der Kläger replicando) 
auf facta, welche die gemeinrechtliche Theorie als Restitutionsgründe 



*) Nor In zwei Noten ist derselben beilänfig erwähpt. 
Krit. Jahrb. f. D. R.W. Jahrg. IX. H. I. 
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bezeichnet: und es wird rescindirt, der Kläger abgewiesen, der Be- 
klagte verurthcilt, ohne dass die Terminologien der Restitutionslebre 
äusserlicbe Anwendung zu finden brauchten. Wie solche Fälle keines- 
weges geeignet scheinen, unter Abschneidung einer Instanz, die un- 
tergerichtliche Gompetenz auszuschliessen, so scheint überhaupt kein 
genügender Grund vorzuliegen, die Anwendbarkeit der gemeinrecht- 
lichen Grundsätze Ober die privatrechtliche Restitution neben den Vor- 
schriften der Verordnung von 1834. über die prozessualische Resti- 
tution (so weit sie mit einander vereinbar sind) in Abrede zu ziehen. 
Um so dringender hätte der Verf. unsers Lehrbuchs sich aufgefordert 
fühlen müssen, die Lehre von der Restitution nicht mit Stillschweigen 
zi übergehen. 

Ueber den Grand, wesswegen der Verf. das Deichrecht nicht 
mit in den Kreis seiner Erörterung gezogen, bat er sich selbst in 
der Vorrede ausgesprochen. 

Die Würdigung der vom Verf. in der 2ten Ausg. angehängten 
Skizze einer Darstellung des Lauenburgischen Privatrechts 
muss Rec. denen überlassen, die mit den Rechtsverhältnissen dieses 
Herzogthums vertrauter sind, als er. 

Die zweite Ausgabe zeichnet sich vor der ersten, ausser den 
inneren Verbesserungen, durch eine bedeutend verschönerte äussere 
Ausstattung aus. 
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II. Anzeigen. 

1. Juristische Propädeutik od. Vorschule d. Rechtswissenschaft, 
znnächst für die Kaiserl. Rechtsschale zu St. Petersburg bearbeitet 
von JDr. Heinr. Rob.Stff ckhardt zu St Petersborg. 2. be rieht, 
ii. vervollst. Ausgabe. Leipzig, Götz» 1843. [auf dem Umschlage 
1844.] XXII u. 342 S. 8. (geh. 2 Thir.) 

2. Grundpss der juristischen Encyclopädie und Methodologie 
von Iiudw* Arndts» b. R. Dr. u. o. Prof. d. Givilrechts an d.Ludwig- 
Max.-Univ. Manchen, Finsterlin, 1843. 78 S. 8. (geh. £ Thlr.) 

Der allgemeine Charakter der Schrift unter Nr. 1. kann nach 
der ersten Ausgabe (gedruckt zu Petersburg im J. 1838.) und deren 
kritischen Beurtheilungen im Ganzen als bekannt vorausgesetzt wer- 
den. — Nach einer Einleitung aber Inhalt und Plan des Buches han- 
delt der Verf. zuerst vom Begriffe und Wesen des Staates (Kap. 1.), 
und alsdann vom Begriffe und Wesen des Rechts (Kap. 2«)» woran er 
eine Uebersicht aber die obersten Begriffe des bärgerlichen Straf« 
und Prozessrechts (Kap. 3 — 6.) knüpft. Hierauf handelt er vom posi- 
tiven Rechte überhaupt (Kap. 7.) und den wichtigsten positiven Rechten 
insbesondere (Kap. 8.), und beschliesst mit einem Kapitel (9*) von 
der Gerechtigkeit. Mit Kap. 10. beginnt gewisser Massen ein zweiter 
Theil: zuerst wird von der Rechtswissenschaft überhaupt, dann von 
der Geschichte (Kap. 11.) und zuletzt (Kap. 12.) von dem Studium 
derselben gehandelt. — Der Verf. beharrt auch bei dieser zweiten 
Auflage darauf, sein Buch als etwas von einer juristischen Encyklo- 
pädie und Methodologie Verschiedenes darzustellen. Dem Ref. scheint 
es sich hier um einen Wortstreit zu handeln. Der Begriff einer 
juristischen Encyklopädie muss, da man hier das Wort Encyklopädie 
in einer so willkürlichen nnd uneigentlichen Bedeutung braucht, not- 
wendig etwas Schwankendes haben: <} as Buch unter Nr. 1. passt so 
gut darunter, als das Buch unter Nr. 2. Will aber der Verf. von 
Nr. 1. nur das in Anspruch nehmen, dass sein Buch viel Eigentüm- 
liches vor anderen sg. Encyklopädien voraus habe, so kann ihm dies 
unbedenklich zugegeben werden. So ist z. B. die glückliche Idee, 
durch die Geschichte der Rechtswissenschaft die Lehre vom Studium 
derselben (die Methodologie) einzuleiten und zu begründen, wenn 
auch nicht ganz neu, doch in keinem Buche so ausgeführt, wie von 
dem Verf. in Kap. 11. u. 12. — In der vorliegenden zweiten Auflage 
hat der Verf. zahlreiche, besonders literarische, Nachträge gemacht, 
unter Anderem sind in §. 63. 64. die Nachträge interessant, welche 

5* 
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sich auf die neuesten Fortschritte der russischen Gesetzgebung bezieben. 
Ref. entlehnt hieraus das Folgende. — Von dem allgemeinen Gesetz» . 
buche für das russische Reich in 15 Bänden, vom J. 1833., — (eine 
Schilderung desselben ist aus der ersten Ausgabe des vorliegenden 
Buches in viele Blatter übergegangen: einzelne Stöcke davon sind 
französich ra Foelix Revue ttrangöre 1835 — 1837.» und der ganze 
zehnte Band, das bürgerliche Gesetzbuch umfassend, ist durch V. 
Pouch er in's Französische Übersetzt 1841. in Paris erschienen) — 
sind gegenwärtig einzelne Theile, namentlich der die Gouvernements- 
behttrden betreffende und derjenige, welcher das Polizeirecht enthält, 
neu bearbeitet erschienen. Ueber die neuen Producte der Gesetz- 
gebung sagt der Vert S. 207. ff. der vprlieg. zweiten Auflage: 

„Ueberhaupt sind seit dem Erscheinen des Gesetzbuches für das russische 
Reich folgende Fortsetznugen publicirt worden: Theil I. Zusatzartikel 
zum 1. und 2. Bunde des Swod, St. Petersburg 1839.; Theil II. Zusatzartikel 
zum 3., 4., 5. und 6. Bande desselben, St Petersburg 1S39. ; Theil III. Zu- 
satzartikel zum 7., 8., 9., 10. und 11. Bande, St. Petersburg 1839.; und 
Theil IV. Zugatzartikel zum 12., 13., 14. und 15. Bande, St. Petersburg 
1839. Ausserdem ist ein besonderes Kriegsgesetzbuch in 12 Bänden 
zu St. Petersburg 1838. 8. bekannt gemacht worden, welches in 5 Theilen 
1) das Kriegsbehördenwesen, 2) die Vorschriften über den Dienst beim 
Kriegsministerium, 3) das Reglement für die Truppen, 4) «las Kriegs-Ver- 
waltungswesen , 5) den Militär -Strafcodex enthält. Neuestens sind noch 
zwei Fortsetzungen dieses Kriegsgesetzbuches, die erste im J. 1840., 
die zweite im J. 1841. erschienen , wo auch ein alphabetisches Inhaltsrer- 
zeichniss über dasselbe publicirt worden ist. So eben (zu Anfange des 
Monat März 1843.) ist die zweite Redaction dieses grossen Gesetzbuches, 
datlrt: St Petersburg 1842. in derselben Bändezahl (1«) und in vollkommen 
gleicher Systemordnung, wie die erste, promulgirt und öffentlich ausge- 
geben worden. Die seit 1833. erschienenen sämmtlichen Fortsetzungen 
des Gesetzbuches sind in der gegenwärtigen Redaction überall an den passen- 
den Orten eingetragen , so dass die Zahl der Artikel sich allerdings sehr 
bedeutend erhöht hat. Eine materielle Umarbeitung ist jedoch noch bei 
keinem Theile der Gesetzgebung tot der Band erfolgt. Die Publication-der 
neuen Ausgabe des rassischen Gesetzbuches erfolgte durch Allerhöchsten 
Ukas an den dirigirenden Senat, vom 4. März 1843., worin,, nach 
Darlegung der Weise, aufweiche die sämmtlichen Artikel der sechs Fort- 
setzungen, sowie die nach denselben in den Jahren 1839., 1840., 1841. und 
zum Theil 1842. erlassenen Verordnungen mit der ersten Aawgabe in Zusam- 
menhang und harmonische Verbindung gebracht worden sind, folgende vier 
Punkte gesetzlich festgestellt werden: 

1) dass alle Behörden des Reiches fortan in allen Geschäften und Rechts- 
angelegenheiten sich nicht mehr auf die Artikel der ersten, sondern auf die 
der zweiten Redaction vomjahre 1842. zu berufen haben; 

2) dass jedoch bei den Rechtssachen, welche bereits vor der PubHcation 
der zweiten Ausgabe zur Entscheidung oder doch zum Vortrage vor- 
bereitet waren , die Verweisung auf die erste Ausgabe, deren Fortsetzun- 
gen und die einzelnen späteren Verordnungen in allen Gerichten statthaft 
sein soll, wogegen bei andern bereits anhängigen, nur noch nicht so weit 
gediehenen Processen die Berufung auf die Artikel der neuen Ausgabe vom 
J. 1842. nothwendig ist; 

3) dass in alle« Rechtssachen und Fällen, welche sich auf eine fronet* 
Zeit beziehen, auch nach den In jener Zeit geltend gewesenen Getetaet* 
entschieden, und der jedesmal einschlagende Artikel fler ersten Ausgabe 
oder der Fortsetzungen derselben oder der späteren einzelnen Verordnungen 
gehörig angeführt werden soH; 
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4) data aar Erleichterung der Wirksamkeit ton Privat person cn In Rechts- 
lachen, und zar aUmnligen Gewöhnung derselben an den Gebrauch der 
neuen Redaction des allgemeinen Reich sgesetsbuches diejenigen Klagschflf- 
ten, in welchen sich Hinweisungen auf die erste Redaction oder anf 
deren Fortsetzungen finden , bis zum ersten Januar 1844. noch an* 
genommen werden sollen; das* jedoch bei der weiteren Proeessfüh* 
rang anf Grundlage solcher Klagschriften und bei der ricbterticben Ent- 
scheidung die erforderlichen Hinweisungen auf die betreffenden Gesetze in 
Gemässheit der zweiten Redaction vom «T. 1842. erfolgen müssen. 

Bin zweiter ülcas an den dirigirenden Senat von demselben 
Datum spricht bei Bestätigung aller, den kleinrussischen Gouvcme- 
ments (Tschernigow und Poltawa)* früher verliehenen, besonderen 
bürgerlichen und Slandes-Rechte, welche als Loc airechte in der neuen Aus- 
gabe dei Reichsgesetzbuches mit aufgeführt werden , die Einfuhrung der all- 
gemeinen Gerichtsordnung des Reiches und des gesammten Ci rü- 
ge richtsver fahren!, ausgenommen in Grensstreitigkeiten , wobei das 
im Uebrigen abgeschaffte Litthauische Statut noch giltig bleiben soll, in 
diesen Theilen des Reiches aus. 

Ausser der nun so in 15 Banden (wie früher) besorgten neuen Ausgabe 
des altgemeinen Reichsgesetzbuehes ist noch zur Erleichterung des Gebrau- 
ches ein Band mit der Auf schritt: „Besonderer Anzeiger zu der Aus- 
gabe des Gesetzbuches des russischen Reiches vom J. 1842." 
St. Petersburg 1842. erschienen. Dieser Band enthält 1) einen vergleichen- 
den Anzeiger der Artikel der beiden Ausgaben des Gesetzbuches vom J. 1832. 
und .vom J. 1842., 2) ein Register über die wechselseitigen Beziehungen und 
Hinweisungen unter den verschiedenen Banden des Gesetzbuches zweiter 
Ausgabe vom J. 1842. Durch diese vergleichenden Uebersichten wird zu- 
gleich das obenerwähnte alphabetische Inhalts verzeichniss , welches das 
nämliche, wie früher, geblieben ist, in seiner Brauchbarkeit noch jetzt 
erhalten.« 

Dazu fugt der Verf. noch in der Anm. 15. Folgendes: 

„Eine ausführliche Betrachtung der materiellen und formellen Eigentüm- 
lichkeiten der zweiten Ausgabe des Gesetzbuches, in Vergleichung mit der 
ersten, ist in der russischen Zeitschrift, welche den Namen des russischen 
Invaliden führt, Jahrgang 1843., Nummer 57., enthalten. Es sei daraus 
nur Folgendes hier nachträglich aufgenommen : Der Plan und das System 
des Gesetzbuches ist im Ganzen unverändert geblieben, nur wenige Verän- 
derungen sind in einzelnen minder hauptsächlichen Punkten erfolgt. Die 
Vervollständigungen sind aber sehr zahlreich, ma dass die neue Ausgabe un- 
gefähr 60,000 Artikel liefert, während die erste nur etwa 41,000 enthielt; 
dennoch ist die typographische Ausstattung des Werkes von der Art, dass die 
neue Ausgabe weit weniger voluminös, als die alte ist. Zu den wichtigsten 
und umfangreichsten legislativen Erscheinungen, welche zur neuen Aus- 
gabe vervollständigend hinzugetreten sind, gehören: das Organisations- 
statut nee neuerrSchteten Ministeriums der Jteiehs4omainen und 
das Reglement über die Reichscontrolle (Beides im 1. Bande), die neuen 
Verordnungen überRangbeförderungen, Belohnungen, Pensionen, 
Dienstklassen (im 111. Bande), die neuen Accise- und Zoll-Regle- 
ments(im V.u. VI. Bande), das neue Münz-Reg lerne nt (im VII. Bande), 
die Verordnungen über die Standesrechte der römisch-katholischen, 
protestantischen und armenisch-gregorianischen Geistlich- 
keit (im IX. Bande), die erwähnten kleinrussischen Lokalbestimmun- 
geu über bürgerliches Recht (im X. Bande), die zahlreichen Gesetze und 
Statuten über den öffentlichen Unterricht (im XII. Bande), die neuen 
Reglements über die Genvernem-entsr-egierung (im U. Bande) und über 
die Polizei (im XIII. u. XIV. Bande> Das Strafgesetzbuch (Band XV.) 
ist gegenwärtig ohne wesentliche Veränderung geblieben. -. — Alle Veran- 
staltungen sind getroffen, um durch dieses grosse Rechtswerk im Ganzen und 
im Einzelnen die Reehtsfcetfntniss im russischen Reiche zu befördern. 4 ' 
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Bei feinem Aufenthalte in der deutschen Heimath im J. 1839* 
hat der Verf., wie uns die Vorrede sagt, dieFreade gehabt, hier and 
da sein Buch für die zur Universität Uebergehenden auf Gymnasien 
benutzt zu finden. Zu diesem Zwecke verdient auch dasselbe ebenso 
empfohlen zu werden, wie es gewiss den Verhältnissen und Bedürf- 
nissen der Kaiser!. Rechtsschute zu St. Petersburg vollkommen ent- 
sprechend und anpassend ist. Ob es aber als Leitfaden für ency- 
klopüdische Vorlesungen auf unseren Universitäten brauchbar sei, 
darüber abzuurteilen glaubt Ref. kein Reeht zu haben, insofern diese 
Frage nach den concreten Verhältnissen der einzelnen Universitäten, 
nach der Individualität der Lehrer u. s. w. einer sehr verschiedenen 
Beantwortung fähig ist. 

Verlangt man von einem solchen Leitfaden, was das Wort be- 
sagt, eben nur, dass er ein einfacher Faden sei, an welchem der 
Lehrer seinen Vortrag fortspinnen, der Studirende den Vortrag an- 
knüpfen kann, so ist jedenfalls die Schrift unter Nr. 2. mehr geeignet, 
einem solchem Bedürfnisse zu entsprechen. Diese Schrift giebt sich 
zwar nur als Grundriss: aber sie ist weit mehr, als man b. z. T. 
unter einem Grundrisse zu verstehen pflegt. Der Inhalt, der den 
einzelnen Paragraphen zugetheilt ist, wird nicht blos durch eine Rubrik 
angedeutet, sondern ist in kurze Sätze zusammengefasst: mit andern 
Worten, die Schrift unter Nr. 2. ist mehr ein äusserst gedrängtes 
Compendium , als ein blosser Grundriss der Encyklopädie. Der Aus- 
druck ist überall klar und präcis: die Entwickelung und Aufeinander- 
folge der Materien einfach und natürlich. Die §. 1 — 8* geben eine 
Einleitung; §. 9 — 45. handeln von dem Wesen, §.46 — 98. von der 
Gliederung des Rechts, §. 99 — 148. von der geschichtlichen Gestal- 
tung des positiven Rechts in Deutschland , endlich die §§.149—162. 
enthalten eine kurze Methodologie. — Ref. hat — abgesehn von 
einzelnen Behauptungen und Ansichten des Verfs. — im Ganzen nur 
zweierlei zu tadeln : den Mangel an Literaturnotizen (denn die Ency- 
klopädie und Methodologie sollten billig auch zur Bekanntschaft mit 
der juristischen Literatur Anleitung geben) — und die Magerkeit des 
methodologischen Theils. Pieser ist, wie in den meisten Encyklopä- 
dien, äusserst ungenügend. Da wird nicht dem angebenden Jünger 
der Themis entwickelt md gezeigt, warum diese oder jene Art und 
Reihenfolge des Studiums passend oder nothwendig ist; sondern man 
giebt dem jongen Manne, eine Tabelle über die Reibenfolge der zu 
hörenden Vorlesungen in die Hand, und ruft ihm mit Junker Siegfried 
zu: So soll er! — Möchte doch diesem Punkte überhaupt mehr Auf- 
merksamkeit geschenkt werden! Zachariä v. Lingenthal. 



Psychologische Stadien über Staat und Kirche« Von Johann 
CMparBliratschll. Zürich u. Frauenfeld, Beyel, 184k XIV u. 
306S.gr. 8. (geh. 2Thlr.) 

Der Verf. kündigt den Inhalt seines Buches als das Resultat einer 

ganz neuen Wissenschaft an. Der Erfinder dieser Wissenschaft sei 
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Friedrich Rohm er, und das neue Prioeip bestehe in einem Aus- 
gehen von der Erkenntniss des Menschen selbst, womit die Mensch« 
beit selbst erkannt werde, denn diese könne keinen andern Organis* 
mos haben und keinem andern Entwicklungsgesetze folgen, als der 
Mensch selbst. Demgomäss erhalten wir vom Verf. eine psycholo- 
gisirende Staatsdoctria, die auf einer durchgeführten Parallele des 
Staats mit dem Einzelmenschen beruht. Die Devise ist : Pttat c'ett 
P komme. Nach einigen Bemerkungen über historische und abstracto 
Richtungen, nach Einschärfung der jetzt so viel wiederholten und so 
wenig practisch folgenreichen Regel, dass der Staat ein Organismus 
und kein Mechanismus sei, wird zunächst der Unterschied der Ge- 
schlechter im Unterschied von Staat und Kirche gefunden. Jener ist 
der Mann, diese die Frau: über die Verbindung beider, wie sie bis- 
her gewesen und wie sie sein soll, folgt dann e» langer Excurs, ans 
welchem sich unter Auderm ergiebt, dass das Muhamedanische Reich 
ein verfehlter Versuch sei, die Dualität der Geschlechter aufzuheben. 
Hiermit beginnt bereits die Reihe der Schiefheiten des Buches : Staat 
und Kirche sind die beiden letzten und höchsten Lebensspbären und 
alles Andre, Wissenschaft, Kunst und materielle Kultur sinkt zum 
blossen Moment im Staate hinab, wahrend darin doch selbstständige, 
neben der politischen und religiösen existirende, Sphären zu er- 
blicken sind, die znni Theil weit Aber die Grenzen eines bestimmten 
Staats hinausgehen, kosmopolitischer Natur sind, und von den ein- 
zelnen Staaten nur in lokalen Begrenzungen die Bedingungen ihres 
Gedeihens empfangen. Alles, was der Verf. ferner lehrt, ist nun 
nicht weiter als Irrlehre anzuführen und zu bekämpfen, sondern nur 
als Absonderlichkeit und CuriosRät bemerklich zu machen. Der 
Reichskörper oder die legislative Versammlung — wir haben also so- 
gleich einen Staat mit bestimmter Verfassung vor uns — ist das 
Bild des ganzen Staatskörpers und umfasst alle seine Bestandtheile : 
er ist aber Von den Staatsgewalten verschieden. Im Staatskörper 
werden dann , wie im menschlichen , männliche und weibliche 
Geistes- und Gemfltbskräfte in Kopf und Leib getrennt, und danach 
ergiebt sich eine vierfache Gruppirung. 1. Die männliche Geistes- 
kraft, der Kopf, ist die Regierung. Der Verstand ist der Ralb, 
die Sprache der Herrscher. Hierzu treten dann noch zwei Kräfte, 
Gcdäcbtniss und Geruch. Der Geruch ist aber das geistige 
Riechen, das sich zum gewöhnlichen Riechen verhält, wie die 
Sprache znm Geschmackssinne. Diesen beiden entsprechen das 
Ministerium des Innern und des Aeussern. Die Diplomaten, heisst 
es, bedürften einer feinen Nase. 2. Die männlichen Gemüthskräfte 
sind zunächst die Noblesse, die im Herzen wohnt, und nach feinen 
und scharfsinnigen Rücksichten das Recht fordert. Ihr entspricht 
die Privatreebtspflege. Dann das Vibriren des Schmerzes in den Ein- 
geweiden beim Gefühl erlittnen Unrechts, eine Gemüthskraft, die der 
Verf. den Nabel nennt. Ihr entspricht die Crirainalrechtspflege. 
Dann kommen noch zwei männliche Gemüthskräfte, welche dem Ver- 
stände und der Sprache im- ersten Schema entsprechen: die active 
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Sinnlichkeit und der Gescblechtstinn. Diesen entspricht Vormaitd- 
schaftspflege und Völkerrecbtspflege. 5. Weibliehe Gemfithskräfte. 
Hier parallelisireo sich die passive Sinnlichkeit mit dem Staatsver- 
mftgen, die Extremitäten mit öffentlichen Arbeiten, und Sentimea- 
taliUt und Brest, das „gefühlige, seelenvolle Leben in den äusser- 
lichen Geseblechtstbeilen und in der Brost" mit Städten und Dörfern. 
4. Die weiblichen Geisteskräfte sind Auge, Gehör, Combination und 
Phantasie 9 find diesen entsprechen Sehole, öffentliche Anstalten, 
öffentlicher Verkehr nnd Kultus. Hieran knüpft sich noch eine Beur- 
iheilnag der Einteilung der Staatsformen in Monarchie, Aristokratie 
und Demokratie, die der Verf. verwirft. Er findet nach dem mitge- 
teilten Schema eine andre viergliedrige, je nach dem das Organ 
des Herrschers im Individuum als Unterlage eine männlich- oder 
weiblich -geistige oder gemüthliehe Eigenschaften besitzt 

Es wäre sehr leicht, diese Staatslehre, welche der Verf. mit 
dem festen Vertrauen, dass sie erkannt und von dem allgemeinen 
Bewusstsein adoptir* werden müsse, dass sie eine Art neues Evan- 
gelium sei, ausspricht, in das Lächerliche zu ziehen; wir wollen in- 
des* die ernsthaften Seiten festhalten. Zunächst irrt der Verf., wenn 
er meint, die Idee von Staat und Gesellschaft als eines Abbildes zer- 
streuter Bestand t heile eines EinzeJmenschen , als eines Organismus, 
dessen Stücke einen Menschen darstellen, sei etwas Neues. Sie ist 
im Gegentheil uralt, vielleicht die älteste die man überhaupt gehabt 
hat In der indischen Gosmogonie, in dem persischen Mithrasopfer, 
in der chaldäischen Cosmogonie des Berosns, we Bei aus den Tbeilen 
der Göttin Hamoraca Himmel und Erde und aus seinem Blute den 
Menschen schafft, im aegyptischen Opfer des Osiris* in dem helleni- 
schen Mythus des von den Titanen zerrissenen Dionysos-Zagreus liegt 
die Idee eines Schaffeos und Bildens der irdischen Organismen aus dem 
Leibe eines Individuums höherer Art. In Plato's Republik wird der 
Staat als ein Mensch aufgefasst und den verschiedenen Tagenden ent- 
spricht die Organisation der Stände. Am fruchtbarsten und wahrsten 
findet sich die Auffassung der Menschheit als eines Individuums und 
die Darlegung der verschiedenen sich danach sondernden Sphären in 
der Krause'schen Philosophie. Auch in der letzthin erschienenen 
Staatsphiiosophie von Eisenhart werden ähnliche Anschauungen mit- 
getbeilU Dann aber möchte der Verf. irren, wenn er glaubt, dass 
das mitgetheille Neue, etwas werth sei. Mit einem oberflächlichen 
Analogistren und Parallelisireo ist nichts geholfen : hier ist die eine 
Analogie grade so gut wie die andre. Der Verf. hätte statt des 
menschlichen Körpers einen Ameisenhaufen, einen Bienenkorb oder 
ein Schiff, oder gar, wie jener Satiriker, die bei Ossian beschrie- 
bene Ruine, wo über den Thoren das Gras säuselt und der Fuchs 
zum Fenster hinaussieht, wählen können» Von der tieferen Anffas* 
sung bei P lato und Krause, dass in den Elementen der Gesellschaft 
sich verschiedene den menschlichen Anlagen und Eigenschaften ent- 
sprechende Kreise wiederfinden, hat der Verf. gar keine Idee. Dabei 
macht seine feste Uebcrzeugung von der tiefen Weisheit seiner Lehre 
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einen trüben Eindruck. Es ist gar «loht selten, Leute zu finden, die 
von einer ihnen gekommenen Anschauung so ergriffen, oder in «inen 
Ideenkreis so verrannt sind, dass sie in völlig gutem Glauben sieh 
für die Propheten einer neuen Lehre halten, und über die Stumpf- 
heit und Undankbarkeit. der Zeit klagen, wenn diese in der neuen 
Lehre nur etwas Alltägliches oder gar Unsinniges findet. Es liegt 
hierin jedesmal ein Cootrast, den man nicht ohne Bedauern ansehen 
kann, und wir wünschten von Herzen — was freilich nicht möglich 
ist, — glauben zu dürfen, dass der Verf. sich mit seiner neuen Staats- 
lehre eine Mysttficatien, eine Satire auf Diejenigen, welche heutzu- 
tage ohne Philosophie über den Staat phiiosophiren wollen, erlaubt 
habe« ' Liebe* 



Alb. Heinr. Stein's (weil. Ober-Revisors am K. Wörtt. Ober- 
Tribunal) Handbuch des Württembergischen Erb -Rechts. Nach 
dem Tode des Verfassers herausg. von JH\ C F. v. RetnlutrcU» 
Obertribunal-R. [jetzt Direktor d. K. Gerichtshofs in Ulm]. 2te Ausg. 
neu bearb. durch Ob.- Justizr. Kübel» Pupülenrath b. d.K. Gerichts- 
hofe in Uhu. Stuttgart, Steinkopf, 1844. XXu.356S.gr. 8. (l|Thlr.) 
Ein Lieentiat beyder Rechte, A. J, Röslin, schrieb im J. 1761. 
eine Abhandlung von Inventuren und Theilungen, welche eine 2te 
Auflage (1780.) erlebte, weil sie gut 0lr ihre Zeit gepasst haben 
mag, — auch wohl, weil man damals nichts besseres hatte. Als 
dieses Werk vergriffen war, so gab der Verleger den Impuls zu 
einer neuen Auflage; ein Schwager des Verlegers unterzog steh dem 
Geschäft, und vollendete das Manuscript 1820 M Hess jedoch die 
Herausgabe mit Rücksicht auf die damals hu Werk befindliche Orga- 
nisation des Notariats- Wesens im Anstand. Nach seinem Tode er- 
schien es mit einiger Nachhülfe von dem damaligen O.-T.-R. Rein- 
hardt im J. 1827. Seit dieser Zeit vergriff sich das Werk abermals; 
auch machten schon die einschlagenden neuen gesetzlichen Bestim- 
mungen eine Ueherarbeitung nötbig und nun rief ein abermaliger 
Wunsch des Verlegers die oben bezeichnete Schrift in s Leben. 
Diese Geschichte des Werks, bey welcher man sich der Erinnerung 
an die Gellert'sche Fabel vom Hut nicht erwehren kann, würde, 
selbst wenn die ersten Bearbeitungen weit vollkommener wären, als 
sie es wirklich sind, eben nicht das günstigste Prognosticon für die 
Ausführung der Aufgabe geben. Dass Impulse und Auftrage des Ver- 
legers es nicht gerade sind, was als Veranlassung für wissenschaftliche 
Produete zu wünschen ist, ist einleuchtend, und wirklich bleibt die- 
ses Verhäitnass auch häufig nicht ohne Einflnss auf das Innere der 
Arbeit selbst ; fast, möchten wir glauben , dass »och hier etwas der 
Art statt gefunden habe. Es sagt nämlich der Verf. in seinem Vor- 
wärts er habe, so viel möglich, im Interesse der mit der Einrichtung 
des Werks schon vertrauten Besitzer der ersten Ausgabe die alten 
Einlheilungen und Paragraphen beizubehalten gesucht. Dtess wäre 
nun schon gut, wenn die frühere Einrichtung wirklich den Haoptvor- 
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zag des Werks ausgemacht oder wenigstens kein wesentliches Be- 
denken gegen sieb gehabt hätte. Allein gerade diese Einriebtang, 
insbesondere die Anordnung der Materien, bildet eine der schwäch- 
sten Seiten des Werks. Aach konnte nicht einmal die Paragrapbeu- 
zabl eingehalten werden, was eigentlich einzig eine Rücksicht gewesen 
wäre, welche man auf eine frühere Aasgabe hätte nehmen mögen, 
wenn überhaupt eine solche motivirt gewesen wäre. 

Bey dem genauen Zusammenhang des jetzt vorlieg. Werks mit 
seinem Vorgänger müssen wir über die frühere Schrift Einiges vor- 
ausschicken. — In der Tübinger kritischen Zeitschrift f. Rechtswiss. 
Bd. IV. S. 80. ff. ist eine Recension derselben von G. 0. Wächter 
enthalten, (welche dem Verf. der neuen Bearbeitung gar nicht be- 
kannt geworden zu seyn scheint, was denn doch hätte erwartet wer- 
den können,) die wesentlichen Punkte der daselbst enthaltenen Be- 
urtheilang lassen sich in Kürze mit Folgendem ausheben. Man 
erhalte in dem Buch keine vollständige Darstellung des Württemb. 
Erbrechts, sondern nur ein grosses Stück vom Württemb. Eherecht 
und ein noch grösseres Stück vom Württemberg. Erbrecht; die An- 
ordnung der einzelnen Lebren sey sehr zu missbilligen, und so aus- 
gefallen, dass man öfters glauben möchte, ein Zufall habe sie in 
diese Stellung zusammengeblasen ; der Inhalt sey fleissig und nicht 
ohne Geschick compilirt, jedoch ohne eigene Forschungen und mit 
Unterlaufen mancher Unrichtigkeiten und Ungenaaigkeiten. Diese 
Urtheile sind in der Recension näher ausgeführt und belegt. Für 
unsern Zweck ist jedoch nur Folgendes zu bemerken. — Man darf 
nur einen Blick auf die Inhalts -Uebersicht werfen, um sich von der 
verkehrten Anordnung des Buches zu überzeugen. In seiner ersten 
Abtheilung beginnt es mit Abhandlung der Beibringens- und Ver- 
lassensehafts- Inventare. Am Schluss dieser Abtheilung wird erör- 
tert, was Real- und EventualtheHung sey, wann sie unterbleiben 
können,, und wann sie öffentlich vorzunehmen seyen. In der zweyten 
Abtheilung werden sodann die Grundsätze von der Errungenschafts« 
Gesellschaft und der Gesellschafts -Theilung mit Einschluss der Lehre 
von der Revision des Beibringens abgehandelt. In der dritten Ab- 
theilung folgen unter dem Titel : von Erbschafts-Theilungen, folgende 
Lehren des Erbrechts in nachstehender Ordnung: 1) die Grundsätze 
Über Anfall und Antritt der Erbschaft, 2) die Lehre von der Colla- 
tion, 3) die Lehren von der statutarischen Erbfolge, der statutari- 
schen Nutzniessung, dann die Lehre von der Intestaterbfolge, 4) die 
Lehre von der Transmission, 5) die Lehre vom Pflichttheil, 6) die 
Lehre von Legaten und Fideicommissen, 7) dieErb-Abfertigungu.s.w. 

8) Verfügung der Theilungs - Behörde über streitige Gegenstände, 

9) Vermögens-Uebergaben der Eltern. Von allen diesen Lehren aber 
erhält man im ersten Theil blos die Grundsätze ; die Erläuterung der- 
selben durch die einzelnen Beyspiels- Fälle und Formulare ist in den 
zweyten so betitelten practischen Theil verwiesen. — Schon aus 
dieser gedrängten Uebersicht wird das Unpassende der Anordnung 
der Materien hervorgehen. Bey näherem Eingeben in die antern 
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Glieder derselben zeigt sieh, dass sie nicht Mos auf den innern WerA 
des Werks nachtheilig einwirkte, indem sie die Klarheit und Präzi- 
sion der Darstellung selbst beeinträchtigen masste, sondern auch 
dorch das nngeeignete Zerreissen der Materien för den Gehranch des 
Werks störend worde. Wir zahlen bieher (in Abweichung von der 
oben erwähnten Recension) anch die Trennung der Beispie Isf alle 
(nicht auch der Formulare) von der Darstellung der Grundsatze 
selbst, da uns eine solche Trennung wenigstens hei einem Vorzugs* 
weise zum practiscben Gebrauch bestimmten Werk nicht passend an 
seyn scheint, einmal, weil die Erläuterung der Sitze dorch Bei- 
spiele bey dem Erb -Recht, znmal för die Verwicklongen der Con- 
currenz der statutarischen Erb- und Nutzniessongs- Rechte der Ehe* 
galten zur klaren Auffassung sehr nothwendig zu seyn scheint, sodann 
weil die Trennung jedenfalls bei dem Nachschlagen störend ist« Noch 
mehr als die Anordnung und Einrichtung der Stein'schea Schrift 
war ihre Lückenhaftigkeit zu tadeln, worüber wir nur ausheben, 
dass die ganze Lehre von der testamentarischen Erbfolge, so wie 
die von den Substitutionen ganz übergangen waren. 

Es hat nun der Verf. des jetzt vorlieg. Werks, wie schon an« 
geführt, die Anordnung und Einrichtung des frühem beibehalten zn 
müssen geglaubt Als neu in seiner Arbeit bezeichnet er seihst im 
Vorwort hlos: dass er — ausser den ihm nöthig scheinenden Aende- 
rungen im Texte und in den Noten anch die testamentarische nnd 
vertragsmassige Erbfolge aufgenommen , das Landrecht nach der 
neuen Ausgabe von Riecke und das Weiss ha ar'sche Handbuch nach 
dessen dritter Auflage bezeichnet, auch den Formularien Anleitungen 
zu leichterer Berechnung der Zwischen -Zinse beigefügt habe. Er 
hat nun die Lehre von der testamentarischen Erbfolge mit Verwe- 
bung des Noth- Erbrechts zwischen die (frühem) Abschnitte von 
der Transmission und den Legaten, die Lehre von der vertragsmas- 
sigen Erbfolge zwischen die Lehre von den Legaten nnd der Erb* 
Abfertigung, jetzt mit der Bezeichnung „Erb -Verweisung" einge- 
schoben. Durch diese Einschaltungen hat der Verf. ein dringendes 
Bedürfniss erfüllt, und sich in so fem ein Verdienst erwerben, als 
die Hauptgrundsatze im Wesentlichen richtig zusammengestellt sind, 
obgleich er sich biebey, — was, um der frühem Anlage confonn 
zu bleiben, bis auf einen gewissen Grad gerechtfertigt wäre, — 
sehr kurz fasste, wie diess daraus hervorgeht, dass die ganze Lehre 
von der testamentarischen Erbfolge (mit Einschluss der Lehren von 
den Substitutionen und dem Noth -Erbrecht) auf 29 Seiten, die von 
der Vertrags massigen Erbfolge auf nicht vollen 4 Seiten abgehandelt 
ist« Die dürftige Behandlung dieser Lehren hatte zur Folge, dass 
häufig wichtigere Satze so ganz ohne Ausführung, ohne Beleg und 
unbestimmt hingestellt sind, dass seihst für die einfachste praetiscbe 
Anwendung Zweifel entstehen müssen, oder Missver stand nisse erregt 
werden können, wie z. B. §.400. der Satz: Im Anstände errichtete 
Ebevertrüge sind nach den dort geltenden Gesetzen zu beurtheUen, 
ohne alle Ausführung und ohne Beleg hingestellt, §.402. der Wider- 
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nrf der in Ebeverträgen bestimmtes Erbfolge Dritter so dargestellt 
ist 9 dass man meinen tonnte, es bestehe ein solches Recht ohne alle 
Beschränkung und Ausnahme. — Dem früher Vorhandenen bat der 
Verf. die durch die neuen Gesetze u. s. w. gebotenen Aendemngen 
und Zusätze beigesetzt, Oller auch eine Ueberarbeitnng eintreten 
lassen, und es muss anerkannt werden, dass das Werk htednrch 
wirklich gewonnen bat. Allein Ref. findet sich auch hiedarch nicht 
ganz befriedigt Es ist an der frühern Arbeit manches unverbessert 
geblieben, was einer Verbesserung bedurft hätte; so sind fast alle 
in der oben erwähnten Recension besonders ausgesteiften Fehler stehen 
geblieben. Auch wäre es dringend motivirt gewesen, bey einigen 
frflher gar zu kurz weggekommenen Lehren besser nachzuhelfen. 
Ref. fuhrt diessfalls besonders die Artikel von Vermögens -Ueber- 
gaben der Eltern und von der allgemeinen Güter-Gemeinschaft an, 
welche mit wenigen Aendemngen am Früheren wieder auf ein paar 
Seiten abgehandelt sind, so dass man bei der erstgedachten Materie 
nicht einmal einen Wink über die bekanntlich nichts weniger als 
einfache rechtliche Auffassung dieses Rechtsgeschäfts, noch weniger 
eine Erörterung der hiebey in Anwendung zo bringenden allgemeinen 
Rechtssätze 9 bey letzterer aber nur eine Zusammenstellung einiger 
abgerissenen kahlen Sätze ohne irgend nähere Ausführung selbst der 
praktischen Seite findet. Sodann scheint es, dass es, nachdem das 
Werk einmal von der blossen Abhandlung oder Anleitung nach und 
nach zu einem Handbuch hinaufgearbeitet worden ist, für diejenigen 
Lehren und Sätze, für welche kein Gesetz als Beleg gegeben wer- 
den konnte, wenigstens ein den gemeinrechtlichen Beleg gewähren- 
der bekannter Autor hätte angeführt, auch bey Materien, welche nur 
ganz kurz bebandelt wurden, eine Hinweisung auf andere Schrift- 
steller gegeben werden sollen. Allein Ersteres ist, obgleich es eigent- 
lich (schon bey der frühem Ausgabe) in dem Grundsatz des Werks 
gelegen gewesen zu seyn scheint, nicht überall geschehen, wo es 
hätte geschehen sollen; letzteres ist fast ganz versäumt. Ref. ist 
weit von der Meinung entfernt, dass bey einem solchen, seiner Be- 
stimmung und Ausführung nach hauptsächlich für blos praetiscb ge- 
bildete Geschäftsmänner und Anfänger bestimmten Werk ein littera- 
rischer Apparat am Platz gewesen wäre. Allein irgend ein allgemein 
verbreitetes Compendium, welches fast jeder Schreib -Gehülfe in 
Händen hat, zu citiren, -das kann auch bey der einfachsten Anlage 
eines „Handbuchs" nicht zu viel gefordert seyn, und gerade für 
ein solches Lese - Publicum inusste eine solche Begründung und Auf- 
besserung als besonders nothwendig und zweckmässig erscheinen. 
Vorzüglich fällt auf, dass der Verf. die vielfache Gelegenheit, auf 
die in den Motiven zu den Gesetzes «Entwürfen über Güter-Gemein- 
schaft und Ehe- und Erb- Verträge von 1840. enthaltenen reichhalti- 
gen Ausführungen Beziehung zu nehmen, ganz versäumte. — Wir 
können diese Anzeige nicht schliessen, ohne auf unsere oben ge- 
äusserte Haupt- Ausstellung zurückzukommen und unsere Ueberzeu- 
gung auszusprechen, dass gewiss die Arbeit des Verfs. besser ge- 
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hingen wäre, wenn er sich nicht die Aufgabe gesetzt bitte, oder 
hätte setzen lassen, — „die neue Auflage eines Verlags-Ar- 
tikels zu liefern." 



Handbuch des Wiirttembergiscben Erbrechts in drei Heilen, 
neu bearbeitet von Wilhelm H»ul>ei% Stuttgart, Sonnewaldsche 
Bucbh., 1843r X u. 347 S. gr. 8*. (gab. 1| Thlr.) 

Um ein mit seltener Dreistigkeit ausgef&hrtes Plagiat kurz zu 
signalisiren , reiben wir der vorstehenden Anzeige die eines etwa 
\ Jahr vor dem voranstellenden Werk erschienenen Buchs über die 
gleiche Materie an. — Der Verf. sagt in dem Vorwort: der Um- 
stand, dass das Handbuch von Stein vergriffen und kein gleicharti- 
ges vorhanden, auch eine neue Zusammenstellung der das Erbrecht 
, naefa seinen einzelnen Materien enthaltenden Bestimmungen ein wah- 
res Bedfirfaiss geworden sey, in so fern seit 1827. manche Verände- 
rungen eingetreten seyen, habe die Veranlassung zu diesem Versuche 
gegeben. Sehr bescheiden flogt er bey, dass er dankbar seyn werde, 
wenn er „auf etwaige Mängel aufmerksam gemacht werde, um bei 
einer neuen Auflage darauf Rücksicht nehmen zu können." Verglei- 
chen wir nun dieses Buch mit dem Werke von Stein, so zeigt sieh 
zwar, dass der Verf. eine veränderte Ordnung gewählt hat, indem 
in den ersten Theil die In tes tat -Erbfolge, in den zweyten die testa- 
mentarische Erbfolge, in den dritten die Lehre von den Zubringens- 
Inventarien, von der Revision, den Eventaal- und Realtheilnngen 
versetzt ist. Allein die meisten Materien sind aus'Stein's Handbuch 
wörtlich abgedruckt, hie und da mit* Veränderung einzelner Worte, 
Einschaltungen, namentlich von Formolarien, (welche aber auch wie- 
der zum Theil aus Stein — etwa mit Abänderung der Namen ab- 
gedruckt sind,) mit Auslassungen namentlich von Citaten, und verän- 
derter Einteilung der Paragraphen. Zum Beweis dessen fahren wir 
nur wenige Belege, wie solche gerade in die Hand fallen, an. Man 
vergleiche die §§. 41. 42. 43. 45. 46. 52. bey unserem Verf., mit 
§. 160. 161. 162. 165. 172. bey Stein, so wird man einen fast 
wörtlichen Abdruck der letztern finden, nur hie und da mit einigen 
ganz unbedeutenden Abweichungen in den Verbindungs-Worten, oder 
etwa dem Unterschied, dass was bey Stein Note bildet, bey dem 
Verf. in den Text des Paragraphen versetzt ist. Wörtlichen Abdruck 
gibt: der ganze Abschnitt von Fideieommissea, nur mit Weglassung 
oder Versetzung der Citate und einigen Veränderungen in der Ein- 
teilung der Paragraphen (bey dem Verf. §. 193—199., bey Stein 
§. 369 — 882.), desgleichen die g*nz* Lehre von Atr Erawerfung 
(bey dem Verf. §. 221—245., bey Stein §. 175—214.), ebenso 
die bey Stein höchst unvollständig behandelten Lehren von den 
Eventnaltheilungen (bey de» Verf. §. 307 — 312., bey Stein §.68 — 
80.) , von. Vermögens -Uebergaben (bey dem Verf. §. 394. 395., 
bey Stein §. 408. — ), von der allgemeinen Gflter-Gemehischaft — 
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(bey dem Verf. §. 401—403., bey Stein §. 409—413). Das Selt- 
samste bey dieser Operation ist, dass der Verf. das Stein'scbe Hand« 
bucb bie und da citirt. Da, wo Abweichungen von Stein vorkom- 
men, fand Ref. wenigstens fiberall, wo er nachsuchte, die (übrigens 
häufig gleichfalls citirten) Gewährs-Männer, deren Ausföbruug der 
Verf. etwa mit Abänderung einiger Eingangs- oder Verbindungs- 
Worte hat abdrucken lassen; z. B. ist 4er §. 40. von der Suitaet 
aus Reinhardts' Commentar zum Landrecht Bd. II. S. 224. 225. 
abgeschrieben, unerachtet diess auch hätte von Stein geschehen 
können; die ganze Lehre von den Testamenten §• 194 ff., (von wel- 
cher Stein keine Ausführung der Grundsätze, sondern blos Formu- 
lare liefert), ist mit einer wirklich überraschenden Industrie zusam- 
mengesetzt aus wörtlichem Abdruck 1) der in Reinhardt'* Commentar 
Bd. II. S. 1 ff. 21 ff. enthaltenen umschreibenden Uebersetzung des 
Landrechts ; 2) seiner ebendaselbst gegebenen Noten zum Landrechts- 
Text und 3) der Formulare bey Stein (S. 368 ff.)- Die ganze Lehre 
von der Revision §. 318 — 349« ist wörtlich (mit einigen Aenderungen 
der in den Beispielen enthaltenen Jahrszahlen und der Paragraphen- 
Abiheilung) abgedruckt aus Hochstetter's Anleitung zu Inventur-, 
Theilungs- und Steuer- Geschäften v. J. 1805. S. 75 ff., übrigens 
ohne solchen irgend zu citiren. Weshalb der Verf. diese Lehre nicht 
aus Stein abschrieb, der sie mit Benutzung der nicht unerheblichen 
neuern Litteratur behandelt, ist nicht zu errathen. Nur die Formu- 
lare von Stein S. 313. schaltete er an der entsprechenden Stelle ein. 
Auch Mackeldey traf die Ehre, hie und da von dem Verf. abge- 
schrieben zu werden; so sind die Einleitungs- Paragraphen 2 — 28* 
offenbar aus des ersten Lehrbuch d. heut. röm. Rechts herausge- 
schrieben; nur konnte Ref. nicht genau finden, aus welcher Ausgabe, 
was für eine mehr oder weniger buchstäbliche Abschrift entscheidet. 
— Ref. glaubt mit Vorstehendem den schuldigen Beweis der am 
Eingang dieser Anzeige gegen den Verf. ausgesprochenen Beschul- 
digung genügend geführt zu haben. 



Particiliares Privatrecht des Herzogtums Braunscbweig, 
bearbeitet von Adolf Steinacker, Kreissecretair zu Ganders- 
heim. Wolfenbüttel, Holle'sche Bucb-, Kunst- u. Musicalieuhdl., 
1843. XX u. 665 S. gr. 8. (geh. 3£ Thlr.) 

Bei der systematischen Bearbeitung eines deutschen Particular- 
rechtes kommen hauptsächlich zwei Rücksichten als die leitenden in 
Betracht. Zunächst wird es sich darum handein, den Practikern des 
bestimmten Landes ein Handbuch zu geben, welches ihnen die an- 
wendbaren Bestimmungen des vaterländischen Rechts in einem über- 
sichtlichen Zusammenhange darbietet und der Unbequemlichkeit ab- 
hilft, weiche oft mit dem Aufsuchen dieser Bestimmungen aus offi- 
ciellen und nicht officiellen Gesetzsammlungen verbunden ist. Dana 
aber bat das Parlicularrecht auch eine wissenschaftliche Bedeutung, 
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und selbst die Practiker worden es sehr vermissen, wenn eise Bear» 
beitung ihres Landrechts diese Bedeutung ausser Acht Hesse. Ob- 
gleich sich die Existenz eines gemeinen deutschen Rechtes neben 
allen Particnlarrechten gewiss nicht bestreiten lässt, so sind seine 
Institute in ihrer Fortbildung doch am deutlichsten aus den Parti- 
eularrechten zu erkennen, so wie eben diese Partienlarrechte erst 
gründlich verstanden werden können, wenn man die ihnen gemein- 
samen deutschen Rechtsideen auffasst. Eine völlig ungetrübte Runde 
der deutschen Rechtsideen wird freilich aas den Particnlarrechten 
nicht schlechtweg zu schöpfen stehen: theils hat oft ein Particular- 
recht das andere auf ganz unkritische Weise benutzt, theils hat das 
römische Recht einen bedeutenden Einfluss.auf das Particnlarrecbt 
erlangt und es veranlasst, dass sich in diesem die schon römisch 
gefärbten Lehren des s. g. usus modernus oder der praxi* juris ro~ 
mani in foro germanico wiederfinden. So ist z. B. was das braun- 
schweigische Recht betrifft, gewiss der Carpzov'scbe Irrthum, als 
stehe dem Vater nach römischem Rechte der Niessbraueh an den 
bonis maternis auch nach dem Aufhören der vaterlichen Gewalt zu, 
Veranlassung einer entsprechenden gesetzlichen Bestimmung gewesen, 
so bat man in Braunschweig nach einer Verfügung vom J. 1768. (die 
erst im Jahre 1827. aufgehoben ist) gewiss nach dem Vorgange des 
sächsischen Rechts die Concurskosten den zur Peremption kommen* 
den Gläubigern pro rata abgezogen, und so sind die Gesetze über 
die Erbfolge der Ehegatten . nicht im Sinne einer Befestigung de« 
deutschen Rechts gegen das römische, sondern im Sinne einer Er»* 
gänzung und Erweiterung dieses letztern aus Zweckmässigkeits- 
gründen, erlassen. Nichtsdestoweniger ist die Wichtigkeit der Par- 
tienlarrechte f&r die Erkenntnis» des gemeinen Rechts ausser Zweifel, 
und jene Einmischungen können nur als Eigentümlichkeiten ange- 
sehen werden, welche mit dem Gange der Rechtsbildung in Deutsch- 
land verknüpft waren« Eine diesem Gesichtspunkte entsprechende 
Bearbeitung des Particularrecbts würde dann eine genaue Erforschung 
des Zusammenhangs voraussetzen, in welchem seine Bestimmungen 
mit deutschen oder römischen Rechtsideen, mit dem Juristenrechte 
und mit andern Particnlarrechten stehen. 

Der Verf. des ohen genannten Werkes hat nun augenscheinlich 
beide Rücksichten vor Augen gehabt. Wenn gleich nach der Vor- 
rede seine Arbeit zunächst nur eine „für den Handgebrauch nütz- 
liehe Zusammenstellung '• sein sollte, so ist sie dennoch keineswegs 
blos eine syslematisirte Gompilation geworden. Sie schliesst sich 
nämlich — um sich einer Darstellung des ganzen in Braunschweig 
geltenden Rechts, einschliesslich des gemeinen Rechts, mögliehst an- 
zunähern — an das Eichhorn'sche deutsche Privatrecht an, und 
enthält» namentlich in den Noten, reiche Nachweisungen über den 
Zusammenhang des gemeinen Rechts mit dem partietrfaren, über die 
Entstehung der Bestimmungen des letztern, und über die Ausbildung 
desselben durch die Rechtssprüche der Obergericbte. Wir vermissen 
daher hinsichtlich des zweiten der angedeuteten Gesichtspunkte 
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hauptsächlich mir eine genauere Berücksichtigung der Ihrigen deut- 
schen Partien larrechte, wollen indess dabei zugestehen, dass der 
Bearbeiter eines Particularrecbta dieser BerMcksichtigang sich viel- 
leicht in der Voraussetzung überheben kann, dass die VergJeicbuag 
der Partieularrechte Sache der Theorie des deutschen gemeinen 
Rechts sei, nad seine Arbeit hieran jedenfalls eine sehr branchbare 
Vorarbeit bilden werde. Wir können daher das Steinacker'sehe 
Bnch als solche Vorarbeit einem Jeden , welcher sich auf grind- 
lichere Weise mit dem deutschen gemeinen Rechte beschäftigt, aal 
das Angelegentlichste empfehle«. Seine practische Brauchbarkeit 
für die braunschweigbchen Juristen wird gewiss vee selbst Anerken** 
nuag finden. — Die Ein th eil 011 g des Buches ist im Ganzen einfach 
und fibersichtlich: die einzelnen Bestimmungen sind unter vier Kapitel, 
Personenrecht, webei da» Famüienrecht mit abgehandelt wird, Recht 
der Forderungen, Sachenrecht und Erbrecht zusammengestellt« Bei 
der Mannigfaltigkeit des Details wird es kaum möglich sein, in das 
Einzelne einzugehen und die verschiedenen zusammengestellten Be* 
Stimmungen und Notizen speciell zu verif ehren : eine Durchsicht des 
Buches ergiebt indess, dass der Verf. mit grosser Treue und Gewis- 
senhaftigkeit gearbeitet hat und seine Darstellung eine sehr voHsJSn* 
dige nnd zuverlässige genannt werden darf. Einzelnbeiten, die sich 
ergänzen, oder verbessern Hessen, machten etwa feigende sein. — Zuv 
S. 32. iiessen sich einige Bestimmungen über Verlöbnisse nachtragen s 
dass die Eingehung zweier gleichzeitiger Verlöbnisse mit durch die 
Verordn. vom 20. Februar 1633« verpönt ist, dass Verlobte, welche 
eoneubitum antieipirt haben , nach einer Verordn. vom 18« Decemaev 
1591. und Gons^Ausscbr. vom 4u Mai 1718. ohne Kranz, Spiel und 
Ceremonien zur Kirche gehen müssen, und dass nach einem €ons.~ 
Ausschr. vom 8. Januar 1766* die Prediger es bei Geldstrafe dem 
Coasistorium anzeigen mfissen, sobald Verlobte das Verlöbnis» muhte 
dissensu aufheben. — S. 45. Der Zweifel, ob ein sich zur Copulation 
Meldeader rocht bereits verlobt oder verbeiratbet sei, kennte nach 
einem Renen vom 16. Juli 1762. durch den Eid des Betheiltgten be- 
seitigt werden. Nach dem Cons.-Atsscbr. vom 12. Juni 1816. ent* 
scheidet das Gonsistorium auf Bericht den Predigers über die Zulas- 
sung zu diesem Eide. Ferner wären hier die Strafen, mit welchen 
die Verordn. vom 19. Nov. 1725. und dag Rescript an das geistliche 
Gericht vom lS.Decbr. 1764. die Uebergebung des Aufgebots belegt, 
zu erwähnen. — S. 55. wird die Bestimmung angefahrt, dass Las** 
desverweisung eines Ehegatten ein Scbeidungsgrund sei. Der Ver£ 
fügt in der Note hinzu, diese Bestimmung tonne nicht mehr aur An» 
Wendung kommen, da die Landesverweisung sowohl ab polizeilich« 
Maassregel als auch ala Criminalstrafe abgeschafft sei. Als polizei- 
liche Maassregel z. B. gegen fremde Vagabunden besteht indess die 
Landesverweisung fort, und jene Bestimmung wörde auch insofern 
nicht unprneiisch sein, als ein Rescr. vom 27* Aug. 1767. sie auf Coo* 
demnatton eines Ehegatten zum Zuehthause ausdehnt, wenn nickt 
§. 17. des neuen Criminaigesetzbaches eine selche Felge der Zucht* 
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hansstrafe stillschweigend beseitigte. Auch wäre §. 13« der Verord. 
vom 9. April 1768. Über die Scheidung gemischter Eben und Ehen 
zwischen Katholiken zu bemerken gewesen. — S. 66. wird eine Ver- 
schiedenheit in Ansehung der Vormundschaftsbestellungen als geltend 
angeführt, welche antiquirt ist, da alle Vormünder nach dem Gesetze 
vom 15. October 1832. von den Aemtern bestellt werden. — Ob, 
wie S. 79. mit Beziehung auf die Rescripte, vom 11. Jan. 1776. und 
24. April 1786« behauptet wird, der Vater dem Vormunde die Rech« 
nungsablage erlassen könne, lässt sich bestreiten, da jene Rescripte 
ausdrücklich auf das gemeine Recht Bezug nehmen, dieses aber nach 
richtiger Ansicht eine solche Bestimmung nicht enthält, und da sie 
nicht als allgemeine Gesetze publicirt sind. — Zu S. 91. ist hinzu- 
zufügen, dass die Anmassung des Adels nach §. 74. und 111. des 
neuen Griminalgesetzbuehes für strafbar gehalten werden moss. — 
S. 234. §. 93. könnte man die Anführung der über das Verhältnis* 
der Waaren- und Wechselmäkler bestehenden Gesetze vermissen, und 
S. 277. die Anführung des gesetzlichen Verbotes des Bandeis nach 
Proben anf den braunschweigischen Messen, so wie der Verbote des 
Auf- and Vorkaufes und des Gesetzes vom 20. October 1646* Aber 
den Kauf gestohlner Sachen. — Genau genommen ist in dem Ver- 
bote des Creditirens der Bierschulden, welches S. 254* unter der 
Rubrik: Darlehn, angeführt wird, wohl von keinem Darlehen die 
Rede. — S. 418. fehlt dieVerordn. vom 18. Mai 1763. über Einbau 
in Nachbarhäuser und die Servitut tighi immittendi. — S. 581. wird 
hinsichtlich der Lehnsuccession blos auf das gemeine Recht ver- 
wiesen. Es wäre noch zu bemerken, dass sich bei der Sueeession 
der Seitenverwandten hier das ältere deutsehe Recht, nach welchen 
die Seitenverwandten, um znr Sueeession zu gelangen, in der Ge- 
sammtbelehnung geblieben sein müssen, erhalten hat. — S. 642. 
wird bemerkt, dass sich nach einem Atteste des Magistrats zu Braun- 
schweig vom 21. Febr. 1708. in Braunschweig und Wolfenbüttel das. 
Minorat des Sachsenrechts erhalten habe, d. h. das Recht, dass den 
jungem Söhnen die väterlichen Grundstücke, mit der Verpflichtung 
die altern abzufinden, zufielen. Es ist sehr zu bezweifeln, dass 
dieses Minorat noch jetzt bestehe : man seheint es in Praxi gar nacht 
zu kennen. — S. 644. wird in Hinsicht auf die Gesetze über die 
Sueeession der Ehegatten bemerkt, dass das römische Recht dadurch 
ganz ausgeschlossen sei. Naeh braunschweigischen Gesetzen ist die 
portio statutaria kein Pflichtteil und kann dem überlebenden Ehe» 
gatten durch testamentarische Disposition ganz genommen werden« 
Es könnte sich daher fragen, ob nicht die überlebende Ehefrau in 
einem solchen Falle Anspruch auf die römische Quart der armen 
Wittwe machen dürfe. Hier möchte nun die Anwendung des römi* 
sehen Rechts keineswegs ganz für ausgesehlossen gelten können, da 
sich aus dem Eingange des brauuschw. Gesetzes v. 30. Deebr. 1754. 
ergiebt, dass der Gesetzgeber das römische Intestaterbrecht der Ehe* 
frau nicht sowohl aufheben, als vielmehr erweitern und von Bedin- 
gungen und Einschränkungen befreien weilte. Liebe. • 
Krit. Jahrb &D.RW. Jahrg. IX. H. I. 6 
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Abhandlangen ans dein hambnrgischen Erbrechte, von jdt. 
Etehr. Dreven* Bd. I.: Das heutige Recht der Erbgüter in seiner 
Beziehung zur Testamen HJ actio , eine Abhandlung ans dem ham- 
bargiscfaen Erbrechte. Hamburg, Nobiling u. Heidrich, 1844. X 
u. 187 S. gr. 8. (geh. 1J- Thlr.) 

Der den Prennden der Dichtkunst als geaütbvolier Lyriker ge- 
wiss nicht unbekannt gebliebene Verf. übergiebt in diesem Werkcben 
die ersten Resultate seiner, der vaterstädtischen Recbtsknnde gewid- 
meten Studien dem gelehrten Publicum« — In der Einleitung stellt 
er (die ganz abweichende erbrecbtliche Stellung der Ehegatten zu 
einander, einer spateren Monographie vorbehaltend) die hauptsach- 
lichsten pmncipiellen Abweichungen des heutigen hamburgischen Erb- 
rechts vom rtfmischen zusammen. Das für allgemeine Erörterungen 
bestimmte erste Capitel behandelt den Ursprung und die Fortbildung 
des Rechts der Erbgüter, so wie die Fragen: Was ist Erbgut, wem 
und wie muss es hinterlassen werden? Im zweiten Capitel werden die 
Ausnahmen, in welchen das Recht auf Sueeession in die Erbgüter 
ganz oder theilweise wegfällt, — durch, renuntiative IJrbvertrlge 
(Erbverzicbte, Abfindung*- und Nebenverträge zu Ebezärtern), durch 
Vermächtnisse zu Gunsten frommer Stiftungen, im Betorsions- und 
inr Enterbungs-Falle, — dargestellt; worauf noch einige Scblussbe- 
merkuhgen über verwandte Gegenstande, nämlich über das nach 
hamb. Recht Ungültige der in einem mit einem Dritten abgeschlosse- 
nen» Erbvertrage vorgenommenen Enterbung, und über die nach des 
Testators Tode hinsichtlieh der nachgelassenen Erbgüter eintretenden 
Rechtsverhältnisse, — ihnen Platz gefunden haben. — Aus dieser 
kurzen Inhalts- Anzeige ergiebt sieb der Umfang und Plan des vorlieg. 
Werkchen«. — Wie in den meisten nach Beeeption des römischen 
Rechts entstandenen Deutschen Territorialrechten, „durch die unwis- 
senschaftliche Vermengeng durchaus verschiedener, weil auf ganz 
heterogenen Principieu basjrier Normen", eine grosse Verwirrung 
entstunden ist, so tritt auch diese Verwirrung mit einem sehr an- 
sehnlichen Gefolge praktisch- wichtiger Controversen im Hamb. Statut 
v. 1603», und zwar nirgend greller und der Bedeutsamkeit des 
Gegenstandes wegen erheblicher hervor, als im erbrechtlichea Theil 
desselben. Der Verf. bat in setner Darstellung und Beleuchtung 
dieser schwierigen Materie, die darin enthaltenen Streitfragen ans 
Licht und fest gestellt, und 6ie, wo es thunttch erschien, durch In- 
terpretation zn heben versucht. Zwar werden nicht alle diese Ver- 
snobe von des Verfs. C olle gen unbedingt approbirt werden können, 
wie es denn auch z.B. in den neuen Hamburg. Blättern unternommen 
werden ist, seine Ansichten 1) über die Zulässigkeit von Erbvertrags- 
Dispositftoaent 2). iber den älteren Begriff von „Erbgut"; $) über 
die Qualität des einem Intestaterben ptr testamentum gegebenen wohl- 
gewonnenen Gutes, ob es bei ihm letzteres bleibe oder Erbgut werde, 
— nad 4) über die Qualität der S tat* tar- Portion des überlebenden 
Gatten, r~ zu bekämpfen and die darüber seither in ziemlicher All- 
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geroeinheit geltend gebliebenen Ansichten zu behaapten. Indessen 
für die Gesamtheit der äusserst fleissigen, von gründlicher Sachkennt- 
niss zeugenden nnd die einschlagende Literatur sorgfältig berücksich- 
tigenden Arbeit des Verfs., werden sich ihm zunächst die Kenner 
nnd Pfleger des hamburgischen Rechts , sodann aber auch die Freunde 
der Deutschen Statutarrechtskunde überhaupt, dankbar verpflichtet 
achten können. — Für die hamburgische Gesetzgebung retultirt aus 
diesem Werkchen die Aufgabe: sich einer so lückenhaften und con- 
troversen Rechtsmaterie, — bei deren praktischer Wichtigkeit es 
fast räthselhaft ist, dass die absolute Notwendigkeit des Bessern* 
sich bisher noch nicht zwingender herausgestellt hat, — entschei- 
dend anzunehmen, und dies um so mehr, da (wie der Verf. nachge- 
wiesen) der Gerichtsgebrauch in Anwendung der unsicheren Getetzes- 
stellen nicht minder mangelhaft nnd inconsequent geblieben ist. — 
Die von dem Verf. in Aussicht gestellten ferneren (für ein 2tes nnd 
3tes Bändchen bestimmten) Abhandlungen aber die Suöcusw neces- 
saria in die wohlgewonnenen Güter, sowie über die Intestaterbfolge, 
können nach dieser vorstehend angezeigten ersten Monographie nicht 
anders als sehr wünschenswerth erscheinen. 

Hamburg, im October 1844« 

Dr. Otto Benecke. 
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Ol. Berichte Ober akademische 
Schriften. 

De origine et fatis corporis y quod CL XVIII. Notellis 
Cotistitutiontbus constat. Scripsit et praeieetionem adi* 
tialem d. III. Jui. a. MDCCCXLIV. HL J Clor um ord. euctoritate 
in auditorio juridico k. AI. habendam indicit Gustav. Mmemt. 
Meinshaeh» J. U. et Philos. Dr. LL. AA. Mag. y Juris Professor 
extra ord. des. Lipsiae typ. Hirschfeldi. (Barth.) 1844. 36 S. 
S. <geh. 4 TMr.) 

Diese kleine Abhandlang erhält eine besondere Wichtigkeit dadurch , data 
der Verf. grade «beschäftigt ist mit einer neuen NeveUenausgabe, auf welche 
Baturlich seine Ansichten über die Geschichte der Sammlung von 168 Novellen 
von Einfluss sein müssen. Gnade aus diesem Grunde aber, damit diese wichtige, 
sehnlich erwartete) für die Zukunft massgebende Ausgabe nicht unter dem Ein- 
flüsse irriger Ansichten ausgearbeitet werde, hat es Ref. für seine Pflicht gehal - 
ten , die angezeigte Abhandlung genau zu prüfen. Die Resultate dieser Prüfung 
will er hier kurz angeben : mochte es dem Verf, als künftigem Herausgeber der 
Novellen, gefallen, dieselben zu beherzigen! 

Die bisherige, von Biener ganz vortrefflich begründete, Ansicht über die 
Entstehung der Sammlung von 168 Novellen bestand darin, dass sich dieselbe 
zwar allmählig gestaltet, aber schon zu den Zeiten des Tiberius oder Mau- 
ricius ihre bekannte Ordnung und ihren bekannten Umfang gehabt habe; eine 
vollständige HS. derselben haben wir nicht, die Venetianische und die Floren- 
tinische Novellenhandschrift geben sie uns mit Vertauschung der lateinischen 
Novellen gegen griechische Summen, mit Auslassungen und Interpolationen 
(nach den Basiliken), jede aber wieder in anderer Weise; doch lässt sich die 
Sammlung in ihrer ursprünglichen Gestalt mit Sicherheit restituiren. — Heim- 
bach dagegen sagt: „Talern ego librum ullo unquam tempore ex- 
ttititte praefracte nego. Sie emm mihi per tuadeo, Utas, quae in Vene to 
Florentinoque Itbro sunt Justinianarum Novellarum collectiones , jam non pro 
imperfecta neque omnibus numeris absohttis exemplaribus, quae fietieiae istin» 
collectiomt quasi simulacrum referant y habendas este y sed harum originem ad 
retentiora tempora referendam y cum y qui in Graeeas Juttiniani ejutque suc- 
cessorum constitutiones incidi»sent y ad cum, qui in Theodori Syntomo habetur \ 
ordinem, quiequid invenerant , componere satit hoher ent y Latim's tarnen horum 
ImperatorumeonstitutionibuSy si quae in isto Theodori libro commemorarentur, 
quas plane non attigerant 9 omissi$ f aut certe Graecis, quae apud Athanasium 
Theodorumque inveniuntur, epitomit in Latinarum congtitutionum ioeum suf- 
feetis; in quo tarnen qui utratque collectiones compoguerint, alius aliam viatn 
ingressus egse reperitur, cum ejus y quae Venetiis habetur , colleetionis compi- 
lator nihil quiequam prius antiquiusve habere t 9 quam ut has y quae Justiniani 
sunt) constitutione» contexeret solas, reh'qut'gy quae Justino Tiberioque ac- 
eeptae referuntur, ilemque edictis praefectorum praetorio plane omissis; itle 
autem, qui Florentinern colleetionem confecit, quod T/teo dornt HermopoHtanttr 
in Spntomo eomponendo ceperat consilium, prettius »equendum ralu» y omnes, 
quarum i» »criplor epilomas eonfecittet, Novettag com lilu Honet live Justiniani 
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g*mt tive Juitim iive Tiberü , adjectis et pruefeelermm praeterio förmig, qum* 
Theodorut recepigget, conglutifumdmt et adeutn, aui mpmd Theodorum hmbetmr^ 
ordinem componenda* putaret." — Diese Ansicht gründet Heiiubaca nicht 
etwa auf neue, bisher völlig unbekannte Thatsachen; sie besteht vielmehr nur 
iu einer neuen Constraction des schon längst, wenn auch nicht gans so genau 
und detaillirt, Bekannten. Es kommt sonach bei äeurtbeiluag derselben haupt- 
sächlich darauf an, ob sie mehr innere Wahrscheinlichkeit für sich hat, als die 
bisherige. — Heimbach's Ansicht ist also diese: Der Jurist Theodor us aus 
Uermopolis fand vor eine chronologisch geordnete Sammlung von 120 justi- 
lüaneischen Novellen; dazu gelang es ihm noch 48 Stück aufzutreiben, theils 
ebenfalls justinianeische Novellen, theils Novellen von J ustin us und Tiber lue, 
theils Edicte der Praefeeti Praetorio ; aus diesen 168 Stucken machte er Aus- 
zuge, die er (nach der Zahl der Stücke) iu 168 mit fortlaufenden Zahlen , wie 
auch mit Rubriken und den Anfangsworten eines jeden Stückes bezeichnete Titel 
vert heilte. Nummer 1 — 120. correspondivle mit der alten chronologischen 
Sammlung von 120 Novellen; die folgenden Nummern von 121 — 168. wareu 
von Theodorus willkürlich den Aussagen der einzelnen Stücke, die ihm noch 
in die Hände gekommen waren, zum Zwecke der Einreibung in sein Brevimriuut 
zugetheilt worden. Eine eigentliche Sammlung von 168 Novellen hat damals 
durchaus nicht existirt. Erst eiuige Zeit später — unter oder bald nach 
Heraclius — kam ein Jurist, wahrscheinlich ein Autiochener, auf den Ein- 
fall, die Novellen Justinian's aus allen möglichen Quellen, namentlich aus 
den Archiven der Behörden, zusammenzusuchen und nach der von Theodorus 
l>eobachteten Reihenfolge zusammenzustellen. Eine Copie dieser Arbeit enthält 
der Codex Venetus. Um dieselbe Zeit etwa, vielleicht etwas später, hat ein 
anderer Jurist, ganz unabhängig von dem Vorigen, einen ahnlichen Einfall 
gehabt und ausgeführt: eine Copie dieser Arbeit, wiewohl mit nachträglichen, 
aus den Basiliken geflossenen Interpolationen, giebt der Codex Flvrentinut. 
Beide Compilatoren haben die ursprünglich lateinisch publicirten Novellen ent- 
weder nicht mehr auffinden können oder nicht mehr verstanden: daher finden 
sich in dem Codex Venetnt und ähnlich in dem Codex F/oremtinus, an den Orten, 
wo Theodorus Auszüge aus lateinischen Novellen giebt, niemals die lateini- 
schen Originalien , sondern entweder Lücken, oder die entsprechenden Auszüge 
bald aus dem Brcviarium des Theodorus, bald aus ItiEpitome des A t ba- 
nal ius. Aus eben diesen NoveUencommentasen haben jene beiden Compila- 
toren grösstenteils auch die Rubriken der Novellen geschöpft. 

So weit Heimbach. — Gegen diese Ansicht glaubt nun Ref. Folgendes 
geltend machen zu müssen : 1} Die bekannten Thatsachen werden durch 
Biener's Meinung auf eine viel einfachere, natürlichere Weise erklärt und in 
Zusammenhang gebracht, als durch die Heimbach's. Dieses im Einzelnen 
auszuführen, ist freilich hier der Ort nicht. — 2) Bei Heimöach'i Ansieht 
wird es nicht recht verständlich, wie doch die so zufallig entstandene, und von 
Anfang an unvollkommene Sammlung von 168 Novellen in Koiistantinopel zu so 
ausschliesslichem Ansehn gelangen konnte, dass wie in und nach den Basiliken 
nur sie gebraucht findeu. Zumal unerklärlich ist es, dass die späteren byzan- 
tinischen Juristen eine gleich massige,. Allen vorliegende Gestallung derselben, 
vorauszusetzen scheinen , während es doch nach H e i m hac h von Anfang an zwei 
\ erschiedene Sammlungen von 168 Nummern gegeben hat. — 3) Es lässt sieh 
nicht leugnen , dass des Theodorus Breviariui* NoveUarum erst seit Basilius 
zu besonderem Ansehn gekommen ist: vorher sind mehr andere Novellencom- 
mentare, besonders der des Athanasius, gebraucht worden. Wie kann man 
nun annehmen, dass zwei verschiedene Personen schon im siebenten Jahrhun- 
derte auf den Gedanken gekommen seien, die Ordnung des Theodorus, die 
weder eine chronologische noch eine systematische ist, also durch nichts sich 
empfiehlt, bei einer Corapilation der ächten Novellen zu Grunde zu legen? — 
4) Und wenn nun diese Compilatoren sich so sehr an Theodorus anscbliessen 
wollten, warum haben sie dennoch statt der lateinischen Originalnovellen auch* 
Summen aus Athanasius aufgenommen? — 5) Ist nicht das schon mehr als 
wahrscheinlich, dass die alte, auch von Heimbach anerkannte, chronologische 
Sammlung von 120 justinianischen Novellen nach Theodorus so spurlos ver- 
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schwanden sein «oll, dass sie den beiden Compilatoren der Semsslung ton 168 
etwa 60 Jahre nach Theodorus gar sieht »ehr bekannt gewesen sein toll? — 
' (Daat dies Helmbach*s Meinung tei, man man wenigitent an» maneben von 
ihm gebrauchten Argumenten schliessen.) — • 6) Hätte Theodorus nicht schoa 
eine in allgemeinerem Gebrauehe befindliche Sammlang von 168 Sticken vor 
Augen gehabt, hatte er alto selbst allererct die von ihm gemachten Auszöge ver- 
schiedener Novellen In eine gewieee Ordnung m bringen gehabt, ao hätte er 
■icherlich eine betaere Ordnung aufgestellt. Daaadie Ordnung der 168 Novellen, 
wenigstem von Xov. 121—168., so durchaus auf keinem Principe beruht, seift 
deutlich, dass sie rein zufällig und von selbst allroählig entstanden, nicht voa 
einem Gelehrten wie Theodorus gemacht worden ist» •— 7) Es soll Theo- 
dor us nach H ei mbaeh's Ansieht nicht von einer schon abgeschlossenen Samm- 
lung sein Brest drium Novellarum gemacht, sondern für dieses Werk erst Alles 
zusammengesucht haben, was er nur finden konnte. Offenbar wird dieseGrund- 
idee Heimbach's zerstört, und das ganze davon getragene Gebäude sturst so- 
fort zusammen , wenn sich beweisen lässt, dass Theodorus auch noch andere 
Novellen oder Edicte der PraefeeH Praetorio gekannt haha, als sich in seinem 
Breviarium im Auszuge finden. Dieser Beweis aber lässt sich mit Sicherheit 
ffihren. In seinem Breviarium Codicis, das er frü h er ausgearbeitet hat, als 
des Breviarium Novellarum, hat er eine forma Praefecti Praetorio (rt'jrec. t*c 
Aiortoq tun» Inaqxwi) eitirt, die in dem Breviarium Novellarum nicht vorkommt. 
(BatiL ed. Fabr. IV. p. 414. tehoL t. ed. Heimb. III. p. 295. Vgl. des Ref. 
'Arint. p. 261. not. 43.) — Endlich 8) in der eben angeführten Stelle sagt 
Theodorus gradesu, dass jene forma Praefeeti Praetorio %to)&iv d. h. hier 
„ausserhalb der gebräuchlichen Sammlung von 168 Stücken <( befindlich sei. Sein 
Breviarium Novellarum kann hier Theodorus bei dem $$*>&ev nicht meinen: 
denn das hatte er damals noch gar nicht gearbeitet. Also muss er schon vorher, 
wie dies auch aus den Novellen citaten in seinem Breviarium Codieit überhaupt 
hervorgeht, eine geschlossene Sammlung von 168 Stücken vor sich gehabt haben: 
und zwar eine Sammlung,- die auch noch sonst allgemeiner bekannt war, weil es 
ganz unschicklich gewesen Wäre, wenn er seinen Lesern in dem Breviarium 
Codieit die Novellen blos mit Nummern einer Sammlung eitirt hätte, die den 
Lesern noch gar nicht bekannt gewesen wäre , ja vor Erscheinen des Breviarium 
Novellarum nicht einmal bekannt sein konnte! — 

Ee könnte scheinen , dass dieser Apparat aar Bekämpfung von He i m b a c h's 
Ansicht fast überflüssig sei. Denn die Abweichung Heimbach's von der ge- 
wöhnlichen Meinung könnte man geneigt sein lediglich darin zu setzen, dass 
Biener die Sammlung von 168 'Novellen unter Tiberius oder Mauritius« 
zum Abschlösse kommen, Heimbaoh aber erst etwa 50 Jahre später entstehen 
lässt. Allein die Differenz ist bedeutender. Nach Heimbachhatbei den Grie- 
chen au keiner Zeit eine Sammlung von 168 Novellen existirt, die lateinische 
Novelle» im Original enthalten hätte; danach wäre es ganz unkritisch, derglei- 
chen in eine Ausgabe jener Sammlung aufzunehmen. Ferner ist nach Heim- 
bach die Sammlung, die der Cod. Venetut enthält, schlechterdings von der 
Sammlung des Cod. Florentinut au trennen; es wäre daher unkritisch, eine Aus- 
gabe der Sammlung von 168 aus beiden HS. zusammenzusetzen : derCtof. Venetut 
müsste für sieh allein, and so auch der Cod. Florentinut besonders abgedruckt 
werden ! Wegen dieser Consequensen musste so eifrig gegen H eim hach'a An- 
sicht protestirt werden, damit uns nicht der Werth und Nutzen der erwarteten 
Novellenausgabe durch solche kritische Verirrungen verkümmert werde! 

Zacharlä v. Lingenthal. 
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IT. Berichte über Zeitschriften. 

Zeitschrift für noch angedrückte ScliweizcrischeRechteqaellen. 
Herausg. von _»r. Jos. Sehaulierg. Erster Bd. Erstes Heft. 
Zürcherische Rechtsquellen. Zürich, Schalthess, 1844. 200 S. 
gr. 4. (geh. l£ Tblr.) 

Die Entstehung dieser Zeitschrift, welche eine sehr reiche Fundgrube für 
die Geschichte nicht blos des Schweizerischen, sondern des gcsammten Ger* 
manischen Rechts zu werden verspricht , ist durch die durchgreifende Umgestal- 
tung, welche das Recht in den Kantonen der Schweiz zum grössten Theile schon 
erfahren hat und auch, so weit sie noch nicht erfolgt ist, demnächst erleiden 
wird, hervorgerufen worden. Eine solche Reform droht den rechtsgeschicht- 
liehen Denkmälern t welche in Folge derselben jede etwa noch vorhanden gewe- 
sene Besieh ung auf das practiseh gültige Recht verlieren, eine ganzliche Ver- 
gessenheit. Es erwachst also für den Kenner und Freund der Rechtsgesehicbie 
die Aufgabe, sich der verwaisten Ueberreste der alten Zeit anzunehmen und für 
ihre Aufbewahrung nach Kräften zu sorgen. Diese Aufgabe hat der Herausgeber 
der obigen Zeitschrift richtig erkannt und das geeignetste Mittel zu ihrer Losung 
ergriffen , indem er für einen diplomatisch getreuen Abdruck der wichtigeren, 
bisher ungedruckt gewesenen Schweizerischen Rechtsquellen besorgt gewesen ist« 
In der Regel sollen die Rechtsquellen eines einzelnen Kantons in einem Bande 
vereinigt werden. Der erste Band ist dem Kanton Zürich gewidmet und wird in 
seinem zweiten Hefte namentlich auch das Gericht »buch vom J» 1553. enthalten. 
Der Herausgeber hat Anmerkungen beigefügt, welche zunächst das sprachliche 
Yerständniss erleichtern, sodann aber auch den Zusammenhang und die Ueber* 
einstiramung der Schweizerischen Rechte unter sich und mit dem Germanischen, 
insbesondere dem Deutschen Rechte nachweisen. Auf diese Weise ist die Samm- 
hing ganz zweckmässig eingerichtet und Ref. wünscht nur noch, dass der Herausg. 
die grosse Muhe, welche er auf dieses Unternehmen wendet, auch auf die Hin- 
zufügung eines Sachregisters am Schlüsse der Sammlung ausdehnen möge. — 
Wie verdienstlich diese Zeitschrift sey, bedarf nach dem Bemerkten für den 
Sachkenner einer weiteren Auseinandersetzung nicht. Mochte sie die Unter- 
stützung finden , deren sie so sehr bedarf, um zu Ende geführt werden zu können. 
Der Herausg. wünscht nur die Deckung der Druckkosten durch die Abnehmer, 
eine Uneigennützigkeit, welche bei so vieler Arbeit und Mühe besondere Aner- 
kennung verdient. Wir hoffen , dass nicht blos dieser bescheidene Wunsch er- 
füllt, sondern dass der rege Sinn, welcher für Rechtsgeschichte gegenwärtig, 
besonders auf dem Gebiete des Germanischen Rechts sich so erfreulich aus- 
spricht, dem Herausg. auch Entschädigung für das Opfer, welches er der Wis- 
senschaft bringt, verschaffen werde. 

Wir glauben unsere Empfehlung dieses Unternehmens nicht besser unter- 
stützen zu können, als indem wir Im Folgenden den Inhalt des ersten Hefts ver- 
zeichnen. Dasselbe enthält: I. Öffnung dero von Nider und Mättmenhasle. (Vom 
J. 1436., resp. 1478.). IL Die Öffnung des dorfTs Wöningen. III. Die Öffnung 
von Bonitetten. IV. Die Öffnung von Wiedikon. V. Die Öffnung der Dingstatt 
zu Binzikon. (Vom J. 1435.). VI. Abschrift des Hoff Rodels des huses Gryffen- 
borg (und des Dorfs zu Wetzikon). (Vom J. 1415 .). VII. Einige Artikelaos dem 
von Sehultheiss und Rath der Stadt Bern Freitags den 17. Merz 1441. erlassene» 



Digitized by 



Google 



88 Zeitschrift für Doch angedruckte Schweiz. Rechtsqaellen. 

Sprache lur Erledigung der Klagen, welche Die von Groningen gegen Bürger- 
meister und Rath der Stadt Zürich damals erhoben hatten. VIII., Urkunde über 
eine dem Stifte zum Grossen Münster in Zürich im J. 1264. gemachte Schenkung. 

IX. Rechtong n. gerechtigkeit So wir (Burgermeister u. Rath der St. Zürich) zuo 
denen von Stauten der frefel andBaossen halb von alter her gehebt und noch haben. 

X. Die Öffnung der Vogtei zu Knonan. (Vom J. 1414.). XI. Des Closters zu 
Fahr Öffnung. XII. Gantbrief wie die Vogty Esch dero von Wolrowen von Irem 
Eewirt an Ir guot ward. (Vom J. 1384.). XIII. Verschriben Stattrecht dero von 
Bulach bussen erben nnd ander dingen. (Vom J. 1483.). XIV. Öffnung der Ge- 
ra ein d Ober- u. Nieder-Steinmaor. Von A<>.1581. XV. Dis Ist eines herren u. 
vogtes Rechtung zuo duebendorff mit namen herr Johannsen waldman ritters 
bnrgermeister zflrich Als der Jetz herr n. vogt daselbs ist. Und dawider der 
von duebendorff rechtung. XVI. Diss sind die Öffnungen u. gerechtigkeiten so 
Dietlicken onnd Rieden ernuweret u. eröffnet hand, wie sy von alter har Kommen 
sind. (Vom J.1420.). XVII. Schwommendinger Öffnung de Anno 1533. XVIII. Holz- 
ordnung der Gemeinde Opfikon. (Vom J. 1549.). XIX. Erkanntniss des Bürger- 
meisters u. Rathes der St. Zürich üb. ßie Benützung der Almenden. XX. Drei 
Urkunden üb. die Verleihung der Fischentze oder des Fischereirechtes in der 
Limmat zwischen den beiden Brücken in der St. Zürich. XXI. Ordnung wie u. 
wellicher massen von einem Herren zuo Kyburg ein Landtgericht mit dem Für- 
trag, an- n. umbfragen, gehalten wirdt, so ein Ma/efitzische persohn verbanden, 
nnd nit verbanden ist, ernuweret in Marlio Ao.1634. XXII. Wie (zu Kyburg) 
ein Landtag gehalten wirt, von wegen eines Todtschlags, wenn der thätter ge- 
wichen, und nit verhanden. XXIII. Die Öffnung des Klosters Rheinau. XXIV. 
Öffnung dess Lehen- auch der Nideren Gerichts -Herren zuo Martalen in der 
Landtgrafschafft Kyburg gelegen von A<>.1580. XXV. Der genteyndt zu dielstorff 
Öffnung. (Aus der Zeit v. 1556—1562.). XXVI. Öffnung des dorffs zu Klotten. 
XXVII. Urteil Dass sich einer Spiler-Buos schuldig, ald unschuldig machen mag. 
(Vom J. 1533.). XXVIII. Von der Appellation wegen. XXIX. Dass man von 
der Grafschafft Kyburg Gricht Appellieren möge. (Aus dem J.1560.). — Die ge- 
haltvollen und lehrreichen Anmerkungen des Heransg. sind noch als ein sehr 
schätienswerther Bestandteil der Zeitschrift besonders lobend hervorzuheben. 



Monatsclirift für die Justiz-Pflege in Württemberg. Heraus- 
gegeben von A. Sarwey 9 Ober-Tribunal-R. Bd. IX. Ludwigs* 
borg, Nasfsche ßucbhdl., 1844. 508 S. gr. 8. (Geh. l£ Thlr.) 
[Vgl. Jabrb. 1844. S. 466- ff.] 

Ueber einige Besonderheiten des in der Straf -Process- Ordnung vorge- 
schriebenen Recursverfahrens. (S. 1 — 7.). Dieser Aufsatz weist der neuem 
württemb. Straf- Process- Ordnung einige Härten und Inconsequenzen in Be- 
ziehung auf das Verfahren vor dem Obertribunal nach. So ergibt sich daraus, 
dass vor dem Obertribunal das für die Kreis-Gerichtshöfe eingeführte öffentliche 
Scliluss - nnd Verteidigung«- Verfahren in Rekurs- und Revisions-Sachen nicht 
stattfindet, zugleich aber dem Obertribunal ein Schärfungsrecht zusteht, die 
Möglichkeit, dass einem von dem Kreis-Gericht zu einer leichteren, Strafe Ver- 
urteilten, welcher recurrirt, von dem Obertribunal ohne Schluss- Verfahren 
und ohne Verteidigung eine Zuchthaus- und sogar die Todesstrafe zuerkannt 
werden kann. Ferner weist der Aufsatz eine Inconsequenz hinsichtlich der nach 
der Straf-Process- Ordnung anzunehmenden Folge der blos mit absoluter Majo- 
rität auf Todesstrafe gerichteten Abstimmung (St.-P.-0. Art. 395. vergl. Art. 350. 
lebenslängliche Zuchthausstrafe) und einen offenbaren Widerspruch derselben 
bei dem Rekurs gegen ein blos zu Kosten- und Schadens -Ersatz veurtheilen- 
des Erkenntniss nach. 

Merkwürdiger Criminalfall, betreffend die Todttmg eines neugebornen Kin- 
de* dmreh lUifer B.in R., wobei besonders t/teils die Zurechnung* -Fähigkeit 
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des Angeschuldigten, tkeih der Bewein des Vorsatzes bei der ihm zur Lernt fei- 
lenden Tödtung, und die Frage, ob dieselbe als Tod t schlag oder als Mord em*m~ 
sehen sey, Bedenken erregte, (S. 7 — 43.)* Ein vor bald 20 Jahren vorgekomme- 
ner Criminalfall, welcher seiner Zeit in Württemberg grottei Aufsehen erregt 
hatte. Ein in einer grossem Stadt Württembergs angestellter, von seiner Ehe- 
frau geschiedener Geistlicher hatte das von seiner Dienst» Magd, mit der er in 
vertrautem Verhältniss lebte, geborneKind unmittelbar nach der Geburt in ein 
abgelegenes Zimmer gebracht, 16 Stunden lang ohne alle Hülfe liegen lassen, 
dann erwürgt und im Keller begraben. Die hauptsächlichen Akte des Verbre- 
chens wurden von ihm unmittelbar vor und beziehungsweise nach geistlichen 
Funktionen (Taufen und Confirmations - Uuterricht) verübt. Der Fall bietet von 
psychologischer sowohl als rechtlicher Seite mehrere höchst interessante Mo- 
mente dar. Der verschmizte Angeschuldigte wollte eine ganz besondere Art von 
momentanem Wahnsinn für sich geltend machen. Auch die Frage über den 
dolus und die Prämeditation hatte besondere Verwicklung, und es bestanden hier- 
über keine unget heilte Ansichten in den betreffenden Gerichten. Noch kann es 
eine gewisse Parthie, welche zur Zeit der Aburtheilung die perverse Ansicht gel- 
tend machte, dass Rücksichten auf die Religion und den Stand geboten hätten, 
gegen einen Geistliche« kein Todes urlheil zum Vollzug kommen zu lassen , nicht 
vergessen, dass dieGerichte nicht wenigstens auf Begnadigung angetragen haben, 
wo dann allerdings das Staats - Oberhaupt, welches, wie man allgemein weiss, 
die sorgfaltigste Erwägung über die Begnadigungsfrage eintreten Hess, sich wohl 
unbedenklich hiefür entschieden haben wurde. Der geistliche Verbrecher starb 
jedoch auf dem Schaffot und die vorliegende Ausführung, zu einer Zeit veröffent- 
licht, wo die Sache auch ron jener Parthie mit mehr Ruhe wird angesehen wer- 
den , wird die Behandlung der Sache durch die betreffenden Gerichte vor jedem 
Gebildeten vollkommen rechtfertigen. 

Criminal- Rechts/all. Diebstahl mittelst Einsteigens eines dritten Unbe- 
teiligten, (S. 43 f.). Von dem Dieb war ein Sjähriges Kind in das Haus hinein- 
geschoben und so das Oeffnen der Hausthüre bewirkt worden. Das Gericht 
2. Instanz nahm hier die Auszeichnung des Einsteigens nicht an, was von dem 
Gericht 1. Instanz geschehen war. 

Würdigung des Art. 295. unserer Straf- Proctss-Ord. Von Assistenz- 
Arxt Dr. Ellinger in Winnenthal. (S. 169 — 181.). Ein sehr gut geschriebe- 
ner Aufsatz eines an einer Irren- Anstalt angestellten Arztes über den bezeichneten 
Artikel, welcher so lautet: „Wird die Zurechnung*- Fähigkeit einer Person in 
„Zweifel gezogen, so ist der Richter an dieses Gutachten gebunden, wenn und 
„so weit es auf Gründen beruht, die dem Gebiete der Heilkunde entnommen 
„sind." Der Verf. nimmt es der St. P.-O. und einem Commentator (Knapp) 
höchlich übel, dass sie den Aerzten nicht absolute Competenz bei dem Urtheil 
über die Annahme einer Geistes-Krankheit einräumten, und vindicirt den Aerz- 
ten die ausschliessliche Befähigung zu Begutachtung zweifelhafter Zurech- 
uungs- Fähigkeit. 

Criminalfall, wobei besonders die Frage, ob der Bruch eines von einem 
Württemberger einer ausländischen Behörde abgelegten eidlichen Versprechens 
in Württemberg strafbar sey? zur Sprache kam. (S. 182 — 184.). Ein Fall, 
dessen Interesse Mos in den besonderen Bestimmungen der württembergischen 
Gesetze über das Unterthanen - Verhältniss gelegen ist. 

• Criminalfall, mit besonderer Erörterung in Betreff der Annahme eines in 
dritter Stufe ausgezeichneten Diebstahls und des Vergehens der Nöthigung. 
(S. 184 — 186.). Ein Fall, dessen Hauptseite in den Zweifeln der Subsumtion 
gelegen ist. 

Merkwürdiger Criminalfall. Mord an dem eigenen Kinde aus Liebe verübt, 
verbunden mit einem Selbstmords- Versuche. (S. 337 — 353.). Eiaer jener in 
neueren Zeiten auch in Württemberg immer häufiger werdenden Fälle, wo Le- 
bens -Ueberdross, Hülflosigkeit und Ueberspannung, Selbstmords -Attentate, 
und in Verbindung hie mit Tödtung naher Angehörigen in vermeinter guter Ab- 
sicht herbeiführten, und sofort die Fragen über Zurechnung und Zurechnunga- 
Fähigkeit zum Haupt- Gegenstand der Erörterung wurden. . 
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Batrag nur Lehr* vom Betrüge in Vertrags-Verhaltnissen und %mr An- 
wendung des Art. 352. des St.-G.-B. (8. 438—442.). Der Art. 352. det St.-6.-B. 
setzt fett, dass bei rechtswidriger Täuschung in Vertrags-Verhältnissen, wenn 
deshalb eivilrechtlich auf Aufhebung des Geschattet oder auf Sehadens -Ersats 
geklagt werden könne, das Strafgeseti nicht in Anwendung komme, wenn nicht 
der Andere durch besondere Arglist zu Eingehung des Vertrages verleitet worden 
sey. Auch dürfe bei Betrug in Vertrags -Verhältnissen nur auf Klage des Be- 
schädigten eingeschritten werden. Dieser Artikel bat, wie su erwarten war, 
seit seinem Erscheinen in den Gerichten Anlass su vielfachen Disceptationen ge- 
geben. Der Verf. des vorliegenden Aufsatzes will solche durch eine Reihe com- 
plicirter Rechtsfalle su fixiren suchen, und theilt hier den ersten mit; — 
Aufnahme eines Darlehens unter Vorgeben des Auftrags eines Dritten, Ausstel- 
len eines Schuldscheins mit gefälschter Unterschrift des angebliehen Schuldner! 
und eines angeblichen Bürgen. Das Oberamtsgericht nahm gemeinen Betrug an, 
und legte der Strafbemessung neben der Strafe für die Fälschung die volle Summe 
su Grunde. Der betreffende Gerichtshof als Rekurs - Instanz bestrafte Mos die 
Fälschung und sprach den Angeschuldigten von der Anschuldigung eines strafba- 
ren Betrugs frei. Die Ausfuhrung zeichnet sich durch eine grundliche Erörte- 
rung der civilrechtlichen Seite, bei welcher auf die einschlagenden römischen 
Gesetze zurückgegangen wird, aus. 



lieber die Beweis last bei der actio negatoria. Von dem Rechts- Contulenten 
Pfeiffer in Rottenburg [jetzt Assessor b. d. Kreis- Gerichtshof in Tübingen.] 
(S. 44 ff.). Die Grund-Idee, welche der Verf. in dem vorliegenden Aufsatz aus- 
zuführen sucht, ist, dass der Kläger sich auf ein Recht stützen müsse , mit wel- 
chem das Betragen des Beklagten, wegen dessen er Klage erhebt, nicht überein* 
stimmt, dass also der Kläger bei der actio negatoria als Klage-Grund zwar nicht 
das Nichtdaseyn der Servitut, aber eben so wenig blos das Eigenthum schlecht^ 
weg darzuthun habe, sondern vielmehr, dass er das Eigenthum in einem solchen 
Umfange erworben habe, wonach der Beklagte die angemasste Einwirkung auf 
die Sache rechtlich nicht haben könne. Sein Klagegrund bestehe daher im Da- 
seyn von Thatsachen, in einer positio , und nicht im Nichtvorhandenseyn von 
Thatsachen , in einer negatio. Er selbst sagt von dem Verhältnis! seiner Ansicht 
zu denen von Francke und Pape, welche er in der Abhandlung vorzugsweise 
berücksichtigt, dass sie zwischen beiden mitten inne stehe. Das Eigenthum 
schlechtweg erschöpfe nicht den von dem Kläger zu erweisenden Klagegrund , es 
gehöre aber dazu auch nicht das Nichtbestehen der Servitut, noch das Eigenthum 
iii seiner höchsten Potenz, und der Besitzstand habe zwar keinen direkten , aber 
einen indirekten Einfluss auf die Beweislast. 

Einige Bemerkungen hinsichtlich der processuäliscfien Stellung der Streit" 
frage über die Beweislast bei der negatorischen Klage. Von dem Herausgeber. 
(S. 62 — 66.). Es wird hier mit besonderer Beziehung auf die von dem Ober- 
Tribunal fest angenommene Thesis der Beweispflicht des Klägers (wenn sich der 
Beklagte im Quasibesitz des behaupteten Rechts befindet) ausgeführt, dass solche 
vom proce8sualischen Gesichtspunkt aus nichts Anstössiges enthalte, sondern 
lediglich eine consequente Durchführung des dem Besitze gebührenden Schutzes 
sey, wenn nur bei dem Streit festgehalten werde, dass der Beklagte 1) das 
Recht, gegen welches die Klage gerichtet werde und welches er zu besitzen 
behaupte, nach Eigenschaft und Umfang genau bezeichne, und 2) den Quasi- 
Besitz dieses Rechts also mit der apimo juris et necessitatis beweise. 

Ueber das Vorzugs- Recht der nich t periodisch wiederkehrenden offen Wehen 
und Grund- Abgaben. Mittheilung von Rechtsfällen mit einer Abhandlung des 
Ober- Justiz- Assessor Probst. (S. 188—210.). Eine ungenaue Fassung des 
Prioritäts-Gesetzes macht es zweifelhaft, ob auch die in der Rubrik bezeichneten 
Abgaben ein Vorzugsrecht in der ersten Classe anzusprechen haben. Die Frage 
wurde bisher von den Unter- und Mittel-Gerichten verschieden beantwortet; zur 
Entscheidung des Ober-Tribunals kam noch kein derartiger Fall. Der Verf. die« 
ser Abhandlung hat die Frage in Widerlegung der Entscheidung eines Gerichts* 
hofs einer gründlichen Untersuchung unterworfen. 
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lieber die Frage, ob nur Begründung des nach Art IS. und 15. <nrt Priori' 
täts-Gesetxes v. 15, April 1825. censtituirten Vorzugsrechte der vierten Classe die 
Beurkundung der Bekannteehaft der beurkundenden Pertonen mit dem Schuldner 
ein wesentliches Erfordernis bilde. (S. 210 — 258.) Die Fassung der betreffen- 
den Gesetzes- Artikel lässt Ober die bezeichnete Frage Zweifel übrig, weiche 
gleichfalls bisher entgegengesetzte Entscheidungen der Gerichte »er Folge hat- 
ten. Es kam nun neuesten» die Frage zur Entscheidung eines Kreis-Gerichts« 
fcofi und des Obertribunals , welche dieselbe in Ueberein stimm emg — gegen die 
von dem bekannten Commentator des Pfand- nnd Priorität* -Gesetzes Roller 
aufgestellte Ansicht — verneinten. Während der Verhandlung dieiei Rechts- 
streits erhielten Prof. Revidier in Tübingen und Canzler v. Wächter Aatass, 
dieselbe Frage einer Untersuchung su unterwerfen. Beide entschieden sich 
gleichfalls für die verneinende Beantwortung, ohne dass dem Einen die Ansicht 
des Andern bekannt war. Eben so wenig hatten die Gerichtssteüen bei ihrer Ent- 
scheidung von den Ausfahrungen dieser Beiden Kenntnis«. Es werden nun die 
Entscheidungs-Grände des Gerichtshofs und Ober-Tribanals und die sehr tief in 
die Sache eingehenden Abhandlungen von Keys eher, — welcher die Frage 
hauptsächlich nach allgemeinen Grundsätzen und Interpretations-Regeln prilft* 
— und v. Wächter, welcher dieselbe gans aus der Geschichte der ständischen 
Verabschiedung des Gesetzes beantwortet, mitgetheilt, womit denn wohl die 
Frage, welche sich oft wiederholt und meist grossere Summen berührt, für 
immer abgethan seyn wird. 

Igt der Waideber 'echtigte befugt das Anbauen des waidedienstbaren Grund- 
stück* zu verhindern? Von Ober- Justiz -Prokurator v. Steffelin in Ulm, 
(S. 258 — 264.). Eine Zusammenstellung der gemeinrechtlichen Grundsätze, 
welche bei dieser Frage zur Sprache kommen, mit Anführung eines Rechtsfalls, 
ohne dass aus all' diesem ein entschiedenes Resultat zur Beantwortung der Frage 
abzunehmen wäre. 

Rechtliches Gutachten über a) die Verbindlichkeit des Duldens des Lein- 
pfads am linken Neckar -Ufer oberhalb der in Württemberg gelegenen Stadt N. f 
namentlich der Zwingergärten, und b) die Verbindlichkeit der Herstellung des 
beschädigten Ufers daselbst. (S. 353 — 368.). Die Ausführung beider Fragen 
ist, da die württemb. Gesetze nichts hierüber entscheiden, auf gemeinrechtliche 
Grundsätze gebaut. Die Verbindlichkeit des Duldens des Leinpfads und einer 
Verlegung desselben, ohne Entschädigung der betreffenden Güterbesitzer wird 
als eine von jeher in Deutschland bestehende (nicht erst im Art. 113. der Wiener 
Congress- Akte begründete) deducirt, dagegen ausgeführt, dass eine Zwangs- 
pflicht zu Erhaltung des beschädigten Neckar- Ufers für die angrenzenden Güter- 
besitzer nicht bestehe, sondern der Beitrag zum Uferbau ebenso, wie der zur 
Staats -Strassen -Herstellung und Erhaltung als allgemeine Staatslast zu be- 
trachten sey. 

Ueber die rechtliche Möglichkeit, mit einem Bauernhof auch das vorhan- 
dene Inventar an Rindvieh und Pferden zu verpfänden, Von'Obertribunal-Pro- 
kurator Seeger, (S. 368 — 372.) mit Anmerkungen des Herausgebers zu dieser 
Ausführung. (S. 372 — 375.). Nach dem württemb. Pfand -Gesetz ist es ein 
Haupt-Grundsatz, dass nur unbewegliche Sachen als Unterpfand bestellt werden 
können; bewegliche Dinge sind in der Regel blos Gegenstand des Faustpfands. 
Nur ist nachgegeben , dass bewegliche Sachen , welche Zugehörungen von Im- 
mobilien sind , so lange sie diese Eigenschaft haben , verpfändet werden können ; 
so namentlich der eiserne Viehstand. Der entere Aufsatz leitet nun aas dem 
Satz, dass bewegliche Sachen auch durch Destination Zubehörde werden, ab, 
dass diejenigen beweglichen Gegenstände oder diejenigen Gesammtheiten von 
beweglichen Gegenständen, also auch Vieh und Pferde, welche der Eigenthüraer 
su beständigem Gebrauch auf sein Gut gebracht hat, als ZngeWrnngen des Gutes 
behandelt und in Folge einer einlachen Verabredung zwischen Gläubiger und 
Schuldner verpfändet werden können. Der Herausgeber sucht zu «eigen, dass 
diese Verabredung für sieh allein noch keine wahre Destination herstelle, dass 
der Satz so allgemein gefasst, leicht so einer Umgehung des Gesetzes , zur Miss- 
deotong und daher zu Gefahren flr die Unferpfends-flehdrdeu führen könne. 
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Heber Bierbannrechte. In einigen allgemeinen Bemerkungen und Auszügen 
aus Rechtsfällen. (S. 375 — 406.). Nach der Vorbemerkung des Herausgebers 
kamen in Württemberg in dem letzten J ah riehen t Rechtaitreitigkeiten Ober Bier* 
Itannrechte sehr häufig vor. Diese Rechte werden von den Grundherr» für ihre 
Hraoereien oder von deren Grandholden für die durch den Fall -Lehnsverband 
(neuerlich auch durch anders gestaltete Vertrage) in deren Besitz 'gekommenen 
Uranstätten und Wirtschaften angesprochen. Die gewöhnlichen Grundlagen 
dieser Klagen seyen: die Bestimmungen der Lehen vertrage, frühere Verfügungen 
der Gutsherrn, enthaltend Verbote gegen die Einführung fremden Biers, diess- 
fallsige Straf - und Confiskations- Maassregeln und Besitzes-Akte verschiedener 
Art mit abgeleiteter Verjährung. Die gewöhnlichen Einwendungen seyen ge- 
gründet auf die Behauptung einer blos öffentlich rechtlichen Natur dieser Rechts- 
zustände, insbesondere dass jene Verfügungen und Akte blos aus der Landes- 
herrlich keit, Vogteilichkeit, Polizei-Gewalt hervorgegangen seyen, sodann auf- 
Anfechtung der Besitzes-Akte, Widerspruch des Vorhandensey ns der Bedingungen- 
einer Verjährung u. dergl. Besonders kommt hiebei gewöhnlich die Beziehung 
solcher Rechte auf das braune Bier in Contestation , sofern solches erst in den 
neueren Zeiten Gegenstand einer allgemeinen Fabrikation geworden sey. Es 
werden nun hier Ausführungen gegeben, welche mehreren Entscheidungen von 
Gerichtshöfen und des Obertribunals entnommen sind, worunter sich besonder» 
eine fleissige Zusammenstellung der Autoritäten über die Regalität des Rechts,. 
Bier zu brauen, nach den altern deutschen Zuständen findet 

Ueber die bei dem Kaufvertrag vorkommenden- Klagen wegen Abmangelt an 
dem Messgehalt. In drei Rechttf allen. (S. 442 — 478.). Es ist bekannt, dass- 
bei Gesammt- Käufen von Gütern, welche aus mehreren Parzellen bestehen, durch 
die bald mehr bald weniger bestimmten Meli -Angaben häufig Rechtsstreitigkeiten 
wegen fehlenden Masses entstehen , und dass schon die älteren Praktiker sich mit 
der Frage, in wie fern der Verkäufer bei einem solchen Abmangel zu haften habe, 
viel beschäftigten und solche hauptsächlich durch die Distinction von einer Mass- 
Angabe, dcmomlralionis und einer solchen taxalionis cauta zu lösen suchten. 
Ks werden hier drey von dem Obertribunal entschiedene Rechtsfälle mitgetheilt,. 
in welchen die Frage mit verschiedenen faktischen Beziehungen vorkam, und in 
denen ihre rechtliche Begründung, und zwar, da das württemb. Partikular- Recht 
nicht 8 hiefür enthält, nach gemeinem Recht umfassend erörtert wurde. Das Re- 
sultat der mitgetheilten Ausführungen, welche zunächst auf den Grund der ein- 
schlagenden Gesetzesstelien /. 4. §. 1. /. 2. pr. und besonders /. 42. D. de ad,, 
emt, et vend, (19. 1.) gebaut sind, übrigens die verschiedenen Ansichten der 
älteren und neueren Schriftsteller hieüber berücksichtigen, besteht im wesent- 
lichen darin, dass die Unterscheidung der Messangabe detnonstralionis und 
taxationis cauta keinen gehörigen Anhaltspunkt für die Entscheidung derartiger 
Fälle darbiete, sondern hiebei auf die allgemeinen Grundsätze über Vertragsbe- 
dingung, dolus u. error zurückzugehen sey. [Vgl. Jahrb. 1843. S. 1010. f.] 

Ein Beitrag zu der Lehre von gemischten Ehen. Von Ober- Tribunal- Rath 
v. Frick. (S. 145 — 152.). Die Erzählung eines in der Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts vorgekommenen Falls einer gemischten Ehe eines in holländischen Mi- 
litär-Diensten gestandenen Prinzen, woraus der Verf. (katholischer Confession). 
deducirt, dass es im Interesse der katholischen Kirche und des Ansehens der 
katholischen Geistlichkeit selbst gelegen wäre, die Deklaration des Pabstes 
Benedict XIV. in Anwendung zu bringen und ein Entgegenhandeln gegen den 
Grundsatz der Infallibilität des Kirchen -Oberhauptes grob Verstösse, auch die 
Staats -Regierungen zn diessfallsigem Einschreiten eben so wohl befugt seyen, 
als ein solches nach Codex I. 6. hinsichtlich des Sakraments der Taufe statt 
gefunden habe. 

Mittheilung aus der ehegerichtlichen Praxis, Auch der freiwillig aufge- 
gebene Versuch des Gatten-Mords ein Scheidung»- Grund. (S. 406—410.). Die 
württemb. Ehegesetzgebung erkennt Lebensnachstellungen als Scheidungsgrund 
an, jedoch in einer Weise, dass über die in der Aufschrift bezeichnete Frage 
Zweifel erhoben wurden. Diese Mittheilung führt unter Beziehung auf einen vor- 
gekommenen Spezialfall die bejahende Beantwortung aus. 
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Beitrag zur Beurtheihtng der Frag« über die Straseenbemtaet in Württem- 
berg und die Revision der hierüber bestehenden Grundsätze. Von Oberämtmann 
v. Stumpp in Esslingen. (S. 265 — 312.). (Dieter Aufsatz ist auch besonders ge- 
druckt und inBuchhandel gegeben). Die von der Ständeversammlung bei der Bera- 
thang des Eisenbahngesetzes v. 18. April 1843. auf den Antrag desVerfs. beschlos- 
sene und vollzogene Bitte an die Staats-Regierung um eine durchgreifende Revi- 
sion der Ober dieStrassenbau- und Unterhaltungslast bestehenden Grundsätze, gab 
demselben die nächste Veranlassung zu diesem Aufsätze, dessen Zweck ist, den 
Gang des Strassenbauwesens in Württemberg und der Gesetzgebung biertiber in 
historischer Entwicklung darzustellen , und hierdurch einen Beitrag zur Beor- 
theilung der Sache nach ihrem dermaligen Stande zu liefern. Der Verf. hat Wo- 
bei die seit mehr als 20 Jahren auf allen Landtagen gehörten Klagen Ober die 
ungleiche Vertheilung der Strassenbaulast in das Auge gefasst und hat das langst 
und tiefgefühlte Bedürfnis«* einer billigen und gerechten Ausgleichung hierin, 
welches durch den Art. 2. des Eisenbahngesetzes noch gesteigert wird, nach den 
verschiedenen heehts Verhältnissen der Gemeinden, der neusteuerbaren und 
exemten Güterbesitzer einer genauen Prüfung unterworfen. 

Ueber dat VerhSltniss der Poet zu der Eisenbahn in Württemberg, Vom 
Studienraths- Direktor Dr. Knapp. (S. 152—160.). Die Post- Anstalt ist in 
Württemberg durch einen im J. 1819 abgeschlossenen Vertrag dem fürstl. Hanse 
Thurn und Taxis als ein Kronlehen gegen Bezahlung eines jahrlichen Canons von 
70,000 fl. fiberlassen. Dieser Vertrag ist in Württemberg längst zum Gegenstand 
einer fast allgemeinen Unzufriedenheit und vielfacher Angriffe geworden; fast 
kein Landtag verging, wo nicht diessfalls Beschwerden und Anträge vorgebracht 
wurden; auf dem letzten wurde sogar (von dem Verf. des vorlieg. Aufsatzes) eine 
Motion erhoben auf Untersuchung der Frage, ob nicht derselbe aus Rechtsgrün- 
den angefochten werden könne. Die Eisenbahn frage lenkte natürlich die Auf- 
merksamkeit wiederholt und zwar von einer neuen Seite auf das ganze Verhält- 
niss. Es ergaben sich hauptsächlich folgende Fragen: ob das fürstl. Haus 
Entschädigung» -Ansprüche wegen des Eisenbahnbetriebs habe, ob auf der EU 
eenbahn auch solche Gegenstände spedirt werden dürfen, welche nach dem 
Lehens- Vertrag ausschliesslich für Versendung durch die Post bestimmt waren, 
und ob es motivirt seyn werde , der Postverwaltung den Gebrauch der Eisenbahn 
für ihre Speditionen einzuräumen. Diese Fragen hat der Verf., und zwar alle 
gegen die Postverwaltung entschieden, und ist hiebei auf eine allgemeine Wür- 
digung des Rechtsverhältnisses des Fürsten Erbland -Postmeisters und der Ge- 
brechen der dermaligen Einrichtung eingegangen. Zu bemerken ist, dass fast 
gleichzeitig und ohne gegenseitige Beziehung auch eine Abhandlung von Prof. 
Mo hl in der Zeitschrift f. d. gesammte Staatswissenschaft das rechtliche Ver- 
hältniss der Taxis'schen Post zu den Staats-Eisenbahnen in gleichem Sinn und 
mit ähnlichem Resultat behandelt hat. 

Der übrige Inhalt des vorliegenden Bandes besteht in litterarischen Anzeigen 
und einigen Artikeln, welche kein allgemeineres Interesse darbieten. 



Y. Miscellen- 



Ueber Bartoli a Saxoferrato, JC. Perurim, processus Sathanae 
contra I). Virginem coram Judice Jesu* 

Diese Schrift ist unter den Prozessualisten nichts weniger, als unbekannt. 
Sie enthält einen Proeess des Teufels gegen das menschliche Geschlecht, mit dem 
Begehren , dasselbe wieder der Verdammniss anheimfallen zu lassen. Maria, 
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die Matter Gottes, Ist die Advoeatin des beklagten Theils, Jesus Christus itt 
Richter. Am Ende erfolgt das Urtheü, welches für dea Kläger durchaus un- 
günstig ist. 

Weder das Alter noch die Autorschaft dieses mehr berüchtigten als berühm- 
ten Werkchens ist bisher richtig und überzeugend angegeben worden , und wenn 
auch gleich diess jetzt noch unmöglich zu seyn scheint, so mochte es doch viel- 
leicht nicht ohne Interesse seyn , auf einige Irrthümer aufmerksam zu machen. 

Das Urtbeil ist datirt: Anno Domini MCCCXI. indict. II. die VI. mensis 
Aprilis, und die Schlussworte der Schrift lauten : Explicit Processus et Trac la- 
tus guae$tioni$ ventilatae cor am Domino nottro Jesu Christo y int er Virginem 
Mariam Advocatam humani generis ex una parte , et Diabolum contra genut 
hummnum ex alia parte , compositus et compilatut per Eximium Legum Docto- 
rem a Saxoferrato, cujus anima requiescat inpace, Amen. 

Man hat nun angenommen, das Datum 1311 sey das Jahr der Vollendung 
der Schrift. Allein in diesem Falle hätte Bartolus nicht schon als eximius 
legum Doctor aufgeführt werden können. Denn derselbe war nach v. Savigny 
(Gesch. d. R. R. Bd. IV.) im J. 1311. noch gar nicht geboren, Andere verlegen 
seine Geburt in das Jahr 1309., so dass er also im J. 1311. erst zwei Jahre alt seyn 
konnte. Die Schrift ist also später verfasst. Wie unzuverlässig überhaupt 
darin mit den Jahrzahlen verfahren worden sey, zeigt sich daraus, dass die von 
dem Kläger bei dem Verhandlungs-Termin — also vor dem Urtheü von 1311. — 
producirte Vollmacht von 1354. datirt ist! 

Aber auch Bartolus Autorschaft ist nicht ganz unzweifelhaft. Die Bnd- 
worte, cujus anima requiescat in pace, lassen schli&ssen, dass erst nach 
Bartolus Tod die Schrift an das Licht trat. Nun ist es zwar möglich, dass 
Bartolus diese Arbeit hinterliess, und ein Dritter auf das Opus posthumum 
diesen Seufzer beisetzte; aber es kann eben so gut der Fall seyn, dass ein unbe- 
kannter Anonymus der Verfasser war, und um Leser zu gewinnen, des Bartolus 
berühmten Namen missbrauchte. Immerhin ist es sehr unglaublich, dass Bar- 
tolus in den letzten Jahren seines Lebens eine solche Tändelei geschrieben 
haben soll. 

Den Text der Schrift fand ich in folgendem Boche: Processus juris joco- 
seriuS) tarn lectu festivus et jucundus, quam ad usumfori et praxeos moralit 
cognitionem utilis ac necessarius : in qua continentur: (Hier folgen die Titelan - 
gaben von drei Schriften.) Opus ad utriusque Juris rationem, forensiumque 
actionum usum quam acutissime accomodatum, sed non minus Theologis atque 
Philologie utile; antehac Germanice , Gallice, Italice 9 Hispanice, Polonice, 
Danice et Beigice Irans la tum atque impressum. Nunc primum in originali 
sermone Latine collectum et simul editum. Hanoviae, 1591. 8. pag. 1 — 36. Die 
Vorrede ist unterschrieben : M. G. H. und die Prolegomen a enthalten Notizen 
über die Verfasser der aufgenommen Schriften. — Ein Exemplar besitzt die 
Stadt -Bibliothek in Zürich, JV. 381. G. XII. 

Heidelberg im October 1844. Dr. Sartor ius, Prof. 
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Neu erschienene Schriften. 

1. Alb er Sy Dr. Georg Wilh., — Die Wechselordnung der freien Hansestadt 
Bremen nebst den die Einführung betreff. Vorschriften. Mit erlaut. Anmer- 
kungen. Bremen, Schünemann, 1844. vi u. 80 S. gr. 8. ( Geh. I Thlr. . — 
»4 Kr. rhein.) 
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2. Archiv, neues, für preuss. Recht u. Verfahren, so wie für deutsches Privat» 
recht; Herausgeg. von Dr. J. F. J. Sommer u. Fr. Th. Boele. 10. Jahrg. 
2s Heft. Arnsberg, Ritter, 1844. iv u. S. 173— 340. 8. (}Thlr.) 

3. Borck, J.C.F.y — Handbuch über die Kirchen- u. Schot -Gesetzgebung 

im Preuss. Staate, mit besond. Berücksichtigung derProv. Preassen: Ost«, 
Westpreussen u. Litthauen. Gänzlich umgearb., fortgeführt und erweitert 
von J. C. G. Lorkowtki u. herausgeg. von J. A. Ed. Oesterreich. 2 Bdf. 
Königsberg, Gebr. Bornträger, 1844. 91 J Bog. gr. 8. (4|Thlr.) 

4. Christiansen, Dr. C, — Zur Lehre von der naturalis obligatio und com- 
dictio indebiti. Eine civilistische Abhandlung« Kiel, Schwers'sche Bochh., 
1844. 9 J Bog. gr. 8. (Geh. | Thlr. = 1 Fl. 21 Kr.) 

5. Eichhorn, Karl Fr., — Deutsche Staats- u. Rechtsgeschichte. 5. verb. 
Ausg. 4. Thl. Göttingen, Vandenhoeck u. Ruprecht, 1844. xvm u. 786 S. 
gr.8. (3f Thlr. «= 6 Fl. 36 Kr. rhein.) 

6. Ergänzungen u. Erläuterungen der Preuss. Rechtsbücher durch Gesetzgebung 

u. Wissenschaft. 2. Supplementbd. zur 1. Ausg., bearb. von H. Gräff, 
*L.v. Rönne, H.Simon. 2. Abthl. (Ergänzungen zum allgem. Landrechte 
Thl. II. Tit. 13—19., sowie zum 5ten Theile des Werkes, betreff, das Berg- 
werks-Regale, die Steuergesetzgebung n. die Agrargesetze.) Mit chronolog. 
u. aiphabet. Register. Breslau, Aderholz, 1844. 890 u. 83 5. Lex. -9. 
(2 Thlr. = 3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

7. Gesetz, das neue Königl. Hannoversche, die Entrichtung der Stempelsteuer 

betr., vom 4. Sept. 1844. Nebst aiphabet. Tarife. Celle, Schulze, 1844. 
51 S. gr. 8. (Geh. £Thlr.) 

8. Gesetze, die Entrichtung der Stempelsteuer betr. Hannover, Helwing'sche 
Hofbuchh., 1844. 58 S. gr. 8. (Geh. £ Thlr. = 18 Kr. rhein.) 

9. Gewerbe-Ordnung, revidirte allgemeine, für das Königr. Württemberg vom 

5. Aug. 1836., mit den dieselbe ergänzenden u. erläuternden Gesetzen, Ver- 
ordnungen u. Normalien n. e. aiphabet. Sachregister. 2. sehr venu. Au&, 
herausgeg. von dem Ministerialsecretair A. Daniel. Stuttgart, Stejnkopf. 
XII u. 260 S. gr. 8. ( Geh. T ^ Thlr. « Für Südd. 54 Kr. rhf in,) 

10. Glück, Dr. Chr. Fr.v., — Ausführliche Erläuterung der Pandecten nach 

Hellfeld, ein Commendar. 8. Lief, oder 16. u. 17. Theil, jeder in 2 Abthl. 
2te unveränd. Aufl. Erlangen, Palm's Verlagshdl., 1844. 474 u. 500 8. 
gr. 8. (3 Thlr. » F. Südd. 4 Fl. 48 Kr. rhein.) 

11. Held, Dr. Jos., ö. o. Fr o f. der Rechte, — Grundriss für akadem. Vortrage 

über gemeines Deutsches Privatrecht mit Ausschluss des Lehnrechts, so wie 
des Handels- n. Wechselrechts. Würzborg, Stahel'sohe Buchh., 1844. 32 Ü. 
gr.8. (Geh. £ Thlr.) 

12. Hepp, Dr. F. C. Th., Prof. de$ Rechts in Tübingen, — Darstellung und 

Beurtheilung der deutschen Strafrechts-Systerae, ein Beitrag zur Geschichte 
der Philosophie u. der Strafgesetzgebungs- Wissenschaft. 2. Abthl. (Die 
relativen Systeme.) 1. Heft: Die Vertrags- u.-die Abschreckungstheorieit. 
2. völlig umgearb. Aufl. Heidelberg, Mohr, 1844. XX u. 480 S. gr.8 
(2t Thlr. » Für Südd. 4 Fl. rhein.) 

13. Jährbücher, konstitutionelle. Herausgeg. von Dr. KarlWe il. 1844. 3. Bd. 

Stuttgart, Krabbe. 328 S. gr.8. (Geh. l£Thlr. = F. Südd. 3 FI. rh.) 

14. Innungsgesetz, allgemeines (f. d. Fürstenth. Schwarzburg-Sondershausen.) 

Sondershausen, Eupel, 1844. 47 S. 4. (Geh. £Thlr. — 18 Kr. rhein.) 

15. Kamptz, von, Staatsminister, — Prüfung der landständischen flechte 

der bürgerl. Gutsbesitzer in Mecklenburg. 2. Lief. Berlin, Dümmler. 
S. 289—733. gr. 8. (Geh. 2 Thlr. = 3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

16. Mommsen, Theod., Dr.d.R., — Die römischen Tribus in administrativer 
Beziehung. Altona, Hammerich, vm u. 232 S. gr.8. .(lj. Thlr.) 

17. Oppenheim, Heinr. Beruh., — System des Völkerrechts. Frankf. a. M+ , 
liter. Anstalt. XV u. 414 S. gr.8. (Geh. 2 Thlr. « F. Südd. 3 FI. 30 Kr. rh.) 

18. Perthes, Clem.Theod:, ord. Prof. d.R.zu Bonn, — Das deutsche Staats- 
leben vor der Revolution. Eine Vorarbeit zum Deutschen Staatsrecht. Ham- 
burg u. Gotha, Fr. u. A. Perthes, 1844. 8. o. Pag. u. 361 S. gr. 8. ( Geh. 
2 Thlr. ~ 3 "Fl. 36 Kr. rhein.) 
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19. Pitaval, der neue. — Eine Sammlung der interessantesten Criminalge- 

schichten aller Länder aus älterer u. neuerer Zeit. Herausgeg. von Dr. J. 
E. Hitzig u. Dr. W. Häring (W. Alexit.) 6. Tbl. Leipzig, Brock- 
bans, xiv u. 518 S. gr.8. (Geh. 2ThIr.) 

20. Die Prädikatsfrage. Eine Abhandlung aus dem Gebiete des Deutschen Staats- 
rechts. Giessen, Heyer's Verlag. 54 S. gr. 8. (Geh. fa Thlr.) 

21. Sammlung der Erkenntnisse u. Entseheidungsgrönde des Ober-Appellations- 
gerichts zu Lübeck, in hamburgischen Rechtssachen, nebst den Erkennt- 
nissen der früheren Instanzen. 1. Bds. 1. Heft. (Febr. — Decbr. 1843.) 
Hamburg, Eriä, Perthes-Besser u. Maucke.) 174S.gr. 8. (Geh. 1 Thlr.) 

22. Schiin k, J.Heinr., Appellationtgerichtsrath zu Cöln, — Commentar üb. 

die französische Civil-Prozess-Ordnnng. 4. Bd. Coblenz, Hölscher. 397 S. 
gr.8. (Subscr.-Pr. ljThlr. = FurSodd. 3 FI. rhein. — Das nun vollst. 
Werk kostet 7 Thlr. = Für Südd. 12 Fl. rhein.) 

23. Unger, Friedr. Wilh., b. Rechte Dr. u.t.w., — Geschichte der deutschen 
Landstände. 2.TM.: Vom Schlosse des grossen Interregnums bis zum ewjgen 
Landfrieden. — A. u. d.T. : Geschichte der deutschen Volksvertretung unter 
dem Einflüsse der Einungen des Mittelalters. Hannover, Kius, 1844. XI v u. 
450 S. gr. 8. (2 Thlr. » 3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

24. Verbandlungen der Provinz ial-Landtage in der Preuss. Monarchie unter der 
Regierung Friedrich Wilhelm IV. Herausgeg. von J. F. 6. Nit sehte. 
4. Bd.: Die Verhandlungen des Preuss. Provinzial -Landtages vom J* 1841., 
nebst dem allerhöchst. Landtags-Abschiede vom 7. Nov. 1841. A. u. d. T. : 
Landtags -Verhandlungen der Provinzial- Stände in d. Preuss. Monarchie. 
19. Folge. Berlin, Hahn, 1844. xiv u. 500 S. gr. 8. (2 Thlr.) 

25. Villaume, A.< Koni gl. Regierungfrathy — Handbuch der Preuss. Steuer- 
u. Zollgesetzgebung, mit besond. Rücksicht auf den Gebrauch bei den Ge- 
richten. Berlin, Reimer, 1844. x u. 489 S. gr. 8. (2 Thlr.) 

26. Ziegler, Dr. Franz Vict. 9 — Die Tbeilnahme an einem Verbrechen nach 
P. G.-O. Art. 148. Eine criminalistische 'Abhandlung. 1. Abthl. Marburg, 
Elwert. viii u. 125 S. gr. 8. (Geh. } Thlr. « 1 Fl. 12 Kr. rhein.) 



Erklärung und Berichtigung. 

In mein letztes Programm vom 15. December 1844., wo ausser einigen an- 
dern SteUen des Justinianischen Rechts auch die 107te Novelle kritisch behandelt 
worden ist, hat sich ein Fehler eingeschlichen, den ich zu berichtigen mich um 
so mehr beeile, je störender erdesshalb ist, weil er gerade in einer Emendation 
vorkommt. Ich habe nämlich im 2ten Capitel jener Novelle das Wort „(5*a- 
rv7tiüotw* u aus mehrern Gründen in den Genitiv des Singulars verwandelt, und 
dieser ist statt der richtigen Form „cWrwrwrea?", die auch in meinem Manu- 
Scripte steht, fälschlich durch „oWn/^waco?" ausgedrückt worden. 

Dr. F. A. Schilling. 
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I. Recensionen. 

1. Der Inquisitions-Prozess mit Rücksicht auf eine zeitgemässe 
Reform des deutschen Strafverfahrens Überhaupt und besonders auf 
die Oeffentlichkeitsfrage betrachtet von JDr» Wolfgang Helnr. 
Puchta, pens. Landrichter, Ritter n. s. w. Erlangen, Palm n. 
Enke, 1844. X u. 267 S. gr. 8. (geh, \\ Thlr.) 

2. Ueber die neueren Vorschläge zur Verbesserung des Cri- 
minalverfahrens in Deutschland. Von JDr. Friedr. Aug. 

Biener, Geh. Justizrathe. (Ans dem 12. Bde. d. Zeitsch. f. gesch. 
Rechtswiss. bes. abgedruckt.) Berlin, Nicolaische Bucbhdl., 1844. 
S. 69—130. gr.8. (geh. £ Thlr.) 

3« Von der Jury. Ihre Nothwendigk. u. Stellang im Strafverfahren; 
ihre Geschichte u. verschiedene Bedeutung in England u. Frank- 
reich ; ihre Einführung in Preussen. Eine Monographie durch (»lugt. 
Carl aftcol. Bintel, K. Preuss. Regier.-Referendar a . D. Münster, 
AschendorffscheBuchhdl.,1844. XXII u. 477 S. gr.8. (geh. t^Thlr.) 

R e c e n s i r t 

von 

Herrn Professor JJr. von Woringen zu Freiburg. 

Die stets noch ungewisse Zukunft des deutschen Strafprozesses, 
die dauernde Unentschiedenheit der Prinzipienfragen, das Schwanken 
der Ansichten wie der Gesetzgebungen, das Billigen und Annehmen 
eines neuen Prinzips und bald darauf das Zurückziehen und Aufgeben, 
Alles dies zeigt, wie wenig über den wichtigen Gegenstand genug 
gesagt ist, wie unzulänglich noch die bisherigen Anstrengungen Derer 
geblieben sind, die das Recht haben sich der Sache anzunehmen. 
Jede neue Bemühung kann man daher nur dankend begrüssen, und 
es hat kein Buch darüber mit dem verbrauchten Satze zu heginnen — . 
wie das von Rintel — „dass zwar der Gegenstand so vielfach be- 
Krit. Jahrb. f. D. R.W. Jahrg. IX. H. IL 7 
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sprochen, auf den ersten Blick daher eine neue Besprechung unntf- 
thig erscheinen möge, dennoch aber" u. s. w. — , zumal, wenn der 
Autor so viel Ungesagtes im Hinterhalte hat, wie Rintel. Für die 
Kritik würde jetzt eine Gesammtprüfung der neueren Litteratur über 
die Reform des Strafprozesses schon an der Zeit seyn. Ihre Auf- 
gabe ist, die Resultate anzuzeigen, andere ihrerseits vorzubereiten, 
das Untaugliche zu beseitigen. Bescheidener ist der Zweck meiner 
Recension. Ich erhielt die drei Schriften zugleich, und versprach 
mir interessante Vergleichungspunkte hervorheben zu können, da die 
erste von einem vielgewandten langjährigen Praktiker herrührt, die 
zweite von einem angesehenen Theoretiker, die dritte aber von der 
Jugendlichkeit der Zeit belebt schien. Meine Erwartung wurde zwar 
nicht ganz befriedigt; ich konnte nicht so, wie ich gewollt, das Ur- 
theil über alle drei Schriften in einander flechten, doch wird es nicht 
übersehen werden, wie insbesondere Puchta und Biener, ihrer ver- 
schiedenen Standpunkte wegen, oft an einander vorübergehen, wie 
dem Einen fehlt, was der Andere vollaufhat, und wie dadurch Jeder 
unzulänglich wird. 

Die drei Schriften gehen von der Ueberzeugung aus, dass es 
an der Zeit sei, den Inqnisitionsprozess zu reformiren, dass dahin 
die allgemeine Meinung der Nation entschieden sei. Puchta und 
Biener suchen mit ernster Haltung das Maas der notbwendigen Re- 
form auf, Rintel hält die Aufnahme des Geschworenengerichtes fär 
unumgänglich. Auf die Vorfrage, was eigentlich die öffentliche Mei- 
nung in dieser Sache sei, lässt sich Puchta näher ein. Er will 
sich durch Einschränkung des Begriffes der öffentlichen Meinung, 
wie es scheint, in der eigenen Meinung befestigen, dass man ja nicht 
zu viel reformiren dürfe. Er bleibt aber nicht konsequent; er findet 
einerseits das Volk theilnahmlos für seinen Strafprozess, spricht von 
der Scheu, für das Ganze Opfer zu bringen, und dass auch in die- 
ser Hinsicht ein« Wiedergehurt nicht nahe sei, dass nur erst die 
deutsche Jugend es an schönen Worten nicht fehlen lasse, pro patria 
pbilosopbire und philisternässig politisire u. s. w., ja er findet, dass 
die Trägheit und Apathie des Volkes dem Inquisitionsprozess eigent- 
lich Verbreitung gegeben, indem die Gewallhaber eine Erweiterung 
, der richterlichen Activität zur Supplirung der mangelnden Thätigkeit 
der Privaten fir nothwendig erkannt hätten; woraus denn folgen 
würde, dass das Volk jenen Prozess nur seiner eigenen Faulheit zu 
verdanken habe, und eigentlich Nichts Besseres werth gewesen. 
Andererseits findet indessen Puchta, dass dieses leidende Verteilen 
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eine natürliche Folge der Entfremdung der Deutschen von dem öffent» 
liehen Leben gewesen, und daß« in der nunmehr veränderten politi- 
schen Stimmung der wahre Grand für die nothwendige Reform des 
Inquisitionsprozesses liege. So wird doch eine Öffentliche Meinung 
anerkannt und richtig hergeleitet. Bei der näheren Bestimmung des 
Begriffes derselben wird auch mit Recht darauf hingewiesen, das« 
gar häufig Einzelne mit dem Ganzen verwechselt werden, daher man 
z. B. nicht sagen könne, das Verlangen nach Oeffentliefakeit, Münd- 
lichkeit und Geschworenen- Gerichten sei Öffentliche Meinung. Hier- 
auf folgt nun -aber ein wunderlicher Versuch, eine Art Beweistbeorie 
aufzustellen, nach welcher sich eine genaue Probe machen lassen 
soll, ob wirklich öffentliche Meinung sei, was als solche verkündigt 
wird. Es müsse nemlich Gründe der Wahrscheinlichkeit für sich 
haben, unwidersprochen sein, dürfe nicht auf etwas moralisch Un- 
mögliches gehen, nnd endlich keine Begriffsverwirrung dabei Statt 
linden. Ich glaube, diese Begriffsbestimmung wird niemals allge- 
meine Meinung werden , denn, um fü& nach sich selbst zu beurtbeilen, 
sie hat keine Wahrscheinlichkeit für sich , sie wird nie unwiderspro- 
chen sein, sie geht, da sie absolute Uebereinstknmüng fördert, auf 
etwas Unmögliches, und es findet eine grosse Begriffsverwirrung da- 
bei Statte Dass nicht Alles, was gesehrieben wird, allgemeine Mei- 
nung ist, das ist freilich wahr, und eben deswegen wird es geschrieben. 
Das Wenigste aber ist völlig individuell« Es gilt, das Allgemeine 
in besonderer Anschauung auszusprechen, das unbestimmte Allgemeine 
zum bestimmten Allgemeinen zu machen, ihm zu seinem Rechte in 
konkreten Verhältnissen zu verhelfen. Wer da das Wahre trifft, 
der spricht mit völlig neuen Gedanken eine allgemeine Meinung aus, 
das, was gewollt worden, wovon man durch ihn weiss, dass »an es 
wollte. Die Meinungen wachsen unaufhörlich aus den Bedürfnissen 
hervor, nnd sind da, bevor sie befestigt sind. Das Unsichere liegt 
darin, dass so oft die individuelle Auffassung theils unter der Höhe 
des allgemeinen Bedürfnisses bleibt, theils In'* Unwahre nnd Maav 
lose darüber hinausgeht. Was das Richtige war, der wahrhafte 
Ausdruck der gemeinen Meinung, das lässt sieh nur am Erfolge prü- 
fen. Auszusprechen, was bereits völlig fertige und sich bewvsste 
gemeine Meinung ist, kann keinen Zweck mehr haben, wohl aber, 
Das zu sagen, was der gemeinen Meinung das Bewusstseia neuer 
Errungenschaften gibt. Puehta könnte sagen, wenn von einer Mei- 
nung im eigentlichen Sinne des Wortes die Rede sei, es verstehe 
eich doch wohl das Bewusstsein von selbst; allein wenn er das Wort 
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so genommen hat, was soll deon die Untersuchung darüber in seinen 
Buche? Er schrieb dieses nicht, um schon entschiedene allgemeine 
Meinungen auszusprechen, sondern um zu zeigen, wie weit Bedürfnis* 
und Verlangen des Volkes gehen, ihm zu zeigen, was ihm Noth thue 
und genüge, da er die allgemeine Klage gehört hat. Das Resultat 
seiner Vorbetrachtung soll sein, dass die Forderung von Oeffentlich- 
keit, Mündlichkeit, Geschworenengerichten u. s. w. immer nur die 
einiger Weniger sei, dass überhaupt die Klagen über die Strafjustiz 
nicht liegen in dem Inquisitionsprozess an und für sich, sondern in 
der Praxis, in der Erbärmlichkeit vieler Praktiker, die das Amt des 
Untersuchungsrichters verwalten. Dieses Resultat geht nun aber aus 
der Begriffsbestimmung der öffentlichen Meinung nicht hervor, es ist 
nnr Puchta's Meinung, die er zur allgemeinen machen möchte, die 
es dann werden wird, wenn sie wahr ist, wenn wirklich weitere Ge- 
brechen des Inquisitionsprozesses nicht existiren. Es ist aber eine 
so enge Meinung, dass sie, wie ich fürchte, wenig Hoffnung hat, 
allgemein zu werden, und bei einer Untersuchung über die Reform 
des Strafprozesses würde es kaum möglich sein, ihr getreu zu blei- 
ben. Gleich hinterher, S. 42. % weiss auch P. sehr gut, dass der 
Untersuehungsprozess einer Reform bedürfe, er zeigt auch überall, 
dass er die politische Bedeutung des Strafprozesses sehr gut begreift, 
und er weiset in der Einleitung, noch mehr in der historischen Dar- 
stellung von §. 14. an, entschieden darauf hin. Er sucht aber den 
Gonsequenzen durch gesuchte Deduktionen zu entgehen, er furchtet 
sich, zu sehr in's Reformiren zu gerathen, er hat Scheu, die Dinge 
zu sehen wie sie sind, und um sich selbst wahr zu bleiben, zieht er 
einige Extravaganzen herbei, die ganz gewiss unwahr sind, und züch- 
tigt dieselben, zu eigenem Tröste annehmend, dass diese Extrava- 
ganzen die Meinungen insgesammt umfassten, welche über die seinige 
hinausgehen. So kömmt es,* dass er am Ende, da er doch mit der 
Absicht, ein umfassendes Urtheil zu geben, anfing, nur einige der 
praktischen Fehler des Untersuchungsprozesses gezeigt hat, und die 
wesentlichen Punkte der ganzen Frage nur wenig berührte. Aach 
Biener geht über den Einfluss der politischen Bedeutung auf die 
Reformfrage hinweg, es belebte ihn eine edle Bestrebung, recht bil- 
lig und behutsam, immer ganz wissenschaftlich zu urtheilen; aber 
sollte er nicht grade mit diesen seltenen Eigenschaften vorzüglich 
geeignet sein, auch die zur Zeit unbequemen und' vielfach gehassten 
Forderungen kühner in's Auge zu fassen? Ueberbaupt hat maa das 
politische Moment in neueren Schriften sehr bei Seite geschoben, 
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es soll schlechterdings ein Wos wissenschaftlicher, and zwar juristisch« 
praktischer Gegenstand vorliegen. Diese Beschränkung ist onzn» 
länglich, es kann dabei die Sache unmöglich erledigt werden. Es 
wird Gelegenheit sein, dies im Folgenden mehrfach noch zu zeigen, 
ich kann hier meine Ansicht nicht umständlich darlegen, ich habe 
nur dem Gange der vorliegenden Schriften mit einigen Noten mich 
anzuschliessen. 

Puchta beginnt mit einer rechtsgeschichtlichen Darstellung der 
beiden Prozessformen, der Anklage und Untersuchung, er scbliesst 
hieran Reform vorschlage, beschränkt auf eine schickliche Wieder- 
belebung der Anklageform, und da er schon im Eingänge besonders 
hervorhob, dass eine inquisitorische Voruntersuchung stets unver- 
meidlich bleibe, wie man auch verbessern und reformiren möge, so 
sehliesst er mit einem Abriss des Untersuchungsverfahrens, geleitet 
dabei von seinen eigenen Erfahrungen. Die historische Darstellung 
wird wohl auf Eigentümlichkeit keinen Anspruch machen. Hier 
insbesondere zeigt aber P., dass er den Zusammenhang der Schick- 
sale der Strafprozessform mit denen des Staatslebens sehr richtig 
aufgefasst hat, sowohl bei den Romern als bei den Deutschen, weil 
er aber, wie schon bemerkt ist, den neuesten Zustand weniger kühn 
beurtheilt, so dient ihm die historische Uebersicht nicht als An- 
knüpfung an die folgenden Kapitel des Buches, und ich kann dem- 
nach um so eher darüber hinausgehn. Von §. 24. an widmet er 
seine Betrachtung dem heutigen Verfahren, nnd zeigt hier, des Stoffes 
vollkommen Meister, einige Hauptfehler des Inquisitionsprozesses 
sehr eindringlich und überzeugend. Zunächst zwar zählt er die guten 
Eigenschaften desselben auf und glaubt, dass weder die Gesetzmäs- 
sigkeit der Untersuchung noch die Sicherheit des Angeklagten ge- 
fährdet sein würden, wenn jene nur überall sich wirklich fänden. 
Allein eben in der Wirklichkeit erscheine etwas ganz Anderes, ein 
sehr unerfreuliches Bild, und zwar nicht nur, weil die Untersuchungs- 
richter nieht überall so qualifizirt seien, wie sie sein sollten, son- 
dern allerdings auch, weil der Prozess selbst unvollkommen, insbe- 
sondere Aie Inquisitionsbehörden unvollkommen organisirt seien. In 
Bezug anf die Führung der Untersuchung ist nach ihm die Ursache 
aller Mangelhaftigkeit, dass es der ganzen Prozedur an den wesent- 
lichsten Controlen gebricht; in Bezug auf das entscheidende Gericht 
findet er den nicht minder bösen Fehler der Verzögerung in der 
üblichen Referirmethode begründet. In der erstem Rücksicht bebt 
er das so oft Gesagte hervor, dass der Richter, weil er dem Aktuar 
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dictirt, seiie eigenen Handlungen beglaubigt ferner dass die Schöf- 
fen ausser Gebrauch gekommen — was jedoch nicht allgemein der 
Fall ist — . Er macht auf die Folgen dieser Einrichtung aufmerksam, 
die hervorgehen müssen, wenn die Untersuchungsrichter unquaüft- 
ztrte Subjecte sind, und fügt hinzu, dass erstere zwar in der Sub- 
jectivität der Personen ihren Grund haben, jedoch die Prozessform 
vorzugsweise geeignet sei, dem Gebrechen Vorschub zu thun. Hie- 
bei schon wäre auch nachdrücklich zu bemerken gewesen, was später 
nur gelegentlich gesagt wird, dass keine Sicherheit für die lieber- 
einstiramung des aktenmässigen Factums mit der Wirklichkeit des 
Falles gegeben sei. Ist dies so, und dem erfahrenen Praktiker muss 
man schon glauben, so haben wir gar keinen ehrlichen Prozess. Es 
muss auch die Frage erhoben werden, ob denn nicht bei dem in ge- 
wöhnlich befriedigender Art qualifizirten Richter jene Uebereinstim* 
mung ebenfalls^unsicher ist, wenn man bedenkt , dass Fehler leicht 
gemacht sind, menschliche Schwäche aber geneigt ist, sich selbst zu 
entschuldigen, sich bis an die Gränze des Unläugbaren in einer ge- 
wissen Selbstverdunkelung gerechtfertigt zu finden und ohne bestimmte 
Reflexion die Aeusserlichkeiten, wo es so leicht geschehen kann, 
darnach einzurichten* Sollte die grosse Erfahrung des Verfassers 
nicht auch biefür Bestätigungen beibringen können? 

In der zweiten Rücksicht rügt der Verfasser die Weitläufigkeit 
der Referirmetbode, zumal bei schriftlichem Vortrage, und wenn 
noch ein weitschichtiger Aktenauszug hinzukomme. Es werde durch 
den missverstandenen Eifer für Gründlichkeit mehr geschadet als ge- 
nützt, weil die Aufmerksamkeit auf den in der Regel nicht anziehen- 
den Vortrag eine sehr schwierige Aufgabe sei. Er bestätigt nach 
seiner Erfahrung das so oft Gerügte, dass im Grunde nur Einer 
oder — bei einem Correferenten — Zwei das Thatrerhältniss aus 
den Akten selbst schöpfen und darüber urtheilen. Dazu kömmt dann, 
dass bei der fehlenden Garantie gegen die Mangelhaftigkeit der Un- 
tersuchungsfiihrung, leicht das entscheidende Gericht unwillkührlich 
eine ungerechte Entscheidung geben kanp. 

Dass nun diesen beiden Gardinalnntugenden des Inquisitionspro- 
zesses nieht schon durch Einrichtung einer besseren Controle und 
Umgestaltung der Referirmethode vollständig abgeholfen werden 
könne, bedarf kaum einer Ausführung, und Puchta findet denn auch 
das hinreichende Mittel allein in der Einführung eines öffentlichen 
Anklageverfahrens vor dem urtheilencten Gerichte, wobei selbstredend 
die Verhandlung mündlich geschehen müsse. Man kann diesen Aus- 
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sprach des fünfzigjährigen Inquisitionspraktikers nur freudig begrüs- 
sen, und wünschen) dass er seinen vielen langsameren Collagen zonv 
Beispiele dienen möge. Er stützt seine Ansicht darauf, dass Oeffeat- 
lichkeit und Mündlichkeit Mittel der Beschleunigung und Gründlichkeit 
sein werden, indem sie den Richter in den Stand setzen, mit grosse- 
rer Zuverlässigkeit zu erkennen, was Rechtens ist* denn es werde 
durch das Auftreten der Betheiligten und die mündliche Verhandlung 
jene schläfrige und unvollkommene Auffassung, die. er bei denen, 
welche lange Relationen anzuhören haben, beobachtet hat, unmög- 
lich. Er hätte hinzufügen können, dass durch diese Verbesserung 
nicht nur das Referiren beseitigt werde, sondern auch dem anderen 
Hauptfehler, dem Mangel an Garantie für die Gediegenheit der Un- 
tersuchungsführung in so fern kräftig begegnet werde, als die Schluss- 
verhandlung sich zugleich über das Vorverfahren verbreiten kann, 
nnd die Art, wie dasselbe geführt worden, dabei zu Tage kömmt. 
In dem franzosischen Prozesse ist es bekanntlich sehr häufig, dass 
die Instruktionsfüitrung vor den Geschworenen Gegenstand der Un- 
tersuchung wird. 

Geffcntliehkeit und Mündlichkeit betrachtet demnach Puchta 
nur als Mittel gründlicher Justiz, er redet ihnen nur das Wort, weil 
er sie als Forderungen der Gerechtigkeit erkennt, diese im juristi- 
schen Sinne verstanden. Er bemerkt ausdrücklich, dass es sieh nicht 
blos frage , ob Oeffeniliehkeit und Mündlichkeit die bürgerliche Frei- 
heit schützen, sondern vor Allem, ob sie den Forderungen der Ge- 
rechtigkeit entsprechen. Nichts weiter solle man davon erwarten, 
als was fruchtbringend für die Gerechtigkeit sei u. s. w* Dieser 
Vorsichtigkeit ist aber doch die Feder entschlüpft, nnd ich glaube, 
was dem bejahrten Praktiker nur Ehre machen kann, dass er die 
jugendlichen Wünsche der Zeit besser versteht, als er selbst wissen 
will. Seinem behaupteten Zwecke gemäss hätte er sieb nemlich auf 
Befürwortung der Mündlichkeit beschränken müssen, dies aber wollte 
er offenbar nicht, und föllt daher durch den beschränkten Zweck in 
den schon so oft, neuerlieh noch von Fölix gerügten Fehler, die 
Folgen und Eigenschaften der Oeffeatltebkeit mit denen der Münd- 
lichkeit zu verwechseln. Es geschieht ihm dies schon in der Vorrede 
S. V«, wo er die gegenseitige unmittelbare Gedanken-Mittheilung 
vor dein entscheidenden Gericht als den Hauptgrundsatz der Oeffent- 
üebkeit, sogar mit Beziehung auf den Unterschied von der Münd- 
lichkeit, erkennen will; es geschieht ihm ferner, wenn er sagt, durch 
die Oeffeniliehkeit des Verfahrens werde der RecbtefeM nach allen 
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seinen subjectiven und objectiven Eigenschaften klar and lauter vor 
das Auge des Richters geführt (S. 124.), denn dies geschieht ja 
nar durch die Mündlichkeit, und es wird für die materielle Erkennung 
und Durchdringung der Sache gar Nichts ausmachen, ob das Publi- 
kum, oder ein gewisser beschränkter Theil desselben — denn Pnchta 
will nur eine angemessene, relative Oeffentlichkeit — stumm zu- 
schauend gegenwärtig ist. Es geschieht ihm ferner, wenn er behaup- 
tet (S. 128.)» dass wir nur auf dem Wege der Oeffentlichkeit aus 
der Ungewissheit des von dem untersuchenden Richter dem urteilen- 
den gelieferten Materials gelangen könnten u. s. w. Die innere Nei- 
gung für die Oeffentlichkeit in ihrer wahren Bedeutung zeigt sich 
bei dem Verfasser auch darin, dass es ihm gar nicht gelingt, den 
richtigen Beurtheilungsstandpunkt zu vermeiden, er kann sich dem 
Einflüsse, der politischen Bedeutung seines Stoffes nicht entziehen. 
Im §. 46* heisst es, dass die Stimme des Volkes unverkennbar für 
die angegebene Reform sei. (Kann der Verfasser dies nach seiner 
Theorie vor der öffentlichen Meinung beweisen? und eher beweisen, 
als dass die Stimme des Volkes für Einführung des Geschworenen- 
Gerichtes sei? — gewiss nicht, denn das Volk weiss nicht Mehr von 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, als von Geschworenen -Gerichten). 
Es heisst ferner, dass jenes Verlangen nicht etwa das Produkt eines 
philosophischen Raffinements sei, sondern aus dem gesunden Sinne 
des Volks hervorgehe, aus dem natürlichen Rechtsgefühl. Hier ist 
Puchta doch wohl mitten in der politischen Beurtheilung der Sache, 
und es wäre nur erläuternd hinzuzufügen gewesen, dass das natür- 
liche Rechtsgefühl eben jetzt durch die Vorgänge der Zeit lebendig 
geworden, und nunmehr wieder das in bevormundender Gesetzge- 
bung allzu sehr verschlungene Recht, — dieses Ursprüngliche, das 
nach der alten Sage selbst nicht die Götter gegeben haben, sondern 
die Sterne der Vergangenheit — so viel es ausführbar ist, an seiner 
wahren Quelle geschöpft sehen möchte; dass das Volk wieder die 
Quelle sein will, weil es fühlt, dass es dies sein kann. Aus dieser 
Betrachtung würde sich dann in Anwendung auf den Strafprozess 
etwa ergeben, dass der Inquisitionsprozess mit Allem in und an ihm 
der Prozess des absoluten Staates ist, des noch in sich geschlossenen 
Staates mit blos einer einzigen politischen Berechtigung, und daher 
für den Staat der Gegenwart eben deswegen ein anderer Prozess 
notbwendig ist, weil der Staat ein anderer ist. Doch gegen diese 
Folgerungen aus seinen hingeworfenen Sätzen wird sich Puchta 
wohl verwahren. 
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Er bemerkt zum Schlüsse, dass es Übrigens mit der Einführung 
des Anklageverfahrens mit Oeffentlichkeit und Mündlichkeit noch 
nicht gethan sei, dass noch andere, zum Theil freilich bedenkliche 
Fragen, in Erwägung kämen, wohin gehöre: Ob anch die Staats« 
Anwaltschaft eingeführt werden solle, ob etwa gar auch das Ge- 
schworenen-Gericht, oder ob der Richter auch Aber die Thatfrage 
entscheiden soll, und ob mit oder ohne Beweisregel; ob ferner eine 
Berufung gestattet werden und dann die öffentliche Verhandlung wie- 
derholt werden solle? Die Beantwortung dieser Fragen würde zum 
Theil dem Verf. wohl besonders schwierig werden, wenn er seinen 
beschränkten Zweck dabei nicht fester hielte, oder ganz aufgäbe. 
Er begnügt sich hier, sie nur aufzuwerfen mit dem — allerdings 
unzweifelhaften — Resultate zufrieden, dass das bisherige Unter- 
suchungs- Verfahren moralisch unmöglich geworden, und durch eine 
Reform, die das Wesen nicht angreifen soll, auch nicht zu helfen 
ist. Er kömmt dann darauf zurück, dass jedenfalls ein inquisitori- 
sches Vorverfahren nicht werde entbehrt werden können, und geht 
so zur zweiten Abtheilung seines Baches über, in welcher die Grund- 
sätze des Uatersuchungsverfahrens mit praktischer Erfahrung geschil- 
. dert werden. 

Dieser zweiten Abtheilung ist unbedenklich der grössere Werth 
beizulegen. Man hat zwar neuerlich, seitdem gestrebt werden musste, 
den Inquisitionsprozess den Forderungen der Zeit anzupassen und ihn 
auch für den vorgeschrittenen Staat tadgtich zu erhalten und zu ent- 
wickeln, die Aufmerksamkeit schon besonders auf die Untersuchungs- 
führung gerichtet, und sich bemüht, den grade in dieser Periode 
des Prozesses möglichen, seihst unläugbar im Schwange gehenden 
Ungerechtigkeiten, Bedrückungen und Quälereien, durch Verbindung 
einer nobleren Gerechtigkeit mit dem praktischen Bedürfnisse ent- 
gegen zu arbeiten. Hier ist vorzüglich v. Jagemann's wohlbe- 
kanntes Buch über die Untersnchungskunde anzuführen, welchem 
gelungen ist, einen sehr wohlthätigen Einfluss auf die Praxis zu ge- 
winnen. Puchta nun liefert eine Darstellung, die gewiss selbst der 
erfahrene und wohlgesinnte Inquirent mit Vergnügen und Nutzen 
lesen wird, wenn gleich wesentlich Neues nicht beigebracht, nur 
Rath und Winke gegeben werden sollen, wie die einzelnen richter- 
lichen Handlungen zweckmässig vorzunehmen, und den stets ver- 
schiedenen Umständen gemäss einzurichten sind. Mangelhaft ist die 
Darstellung nur, weil mehr geschehen kann, insbesondere aber, weil 
4er Zweck des Verfs. war, zagleich zum Nutzen künftiger Gesetz- 
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gebung zu schreiben. Wohl wird sein Rath und «eine Erfahrung 
dabei benutzt werden können, allein jenem Zwecke gemäss hatte 
hauptsächlich gestrebt werden müssen, die Gränzen des richterlichen 
Ermessens in der Untersochungsführung thunlichst zu bezeichnen, 
aufzusuchen, wie weit das Gesetz bestimmte Vorschriften über die 
einzelnen Handlungen enthalten kann, z. Ö. Bedingungen der Haus- 
suchung, der Verhaftung, wie weit dann ausserhalb dieses Umkreises 
etwa durch mehr allgemeine Vorschriften die richterliche Thätigkeit 
noch geleitet und dadureh beschränkt werden kann. Ueberall soll 
das richterliche Ermessen nur das Complement des Gesetzes sein, 
und so weit es möglich ist, das erstere zu binden, so weit muss es 
auch gebunden werden. 

Nicht als ein Mangel anzusehen, aber zu bedauern ist es end- 
lich, dass P. die Untersuchungsführung nicht auch mit Rücksicht auf 
das Institut der Staats -Anwaltschaft seiner Betrachtung unterzog. 
Diese wird eingeführt werden, und dadurch das Vorverfahren eine 
wesentlich andere Form erhalten. 

Ich wfende mich nun zu Biener, neben dem vollkommenen 
Praktiker den Mann zu hören, der den Strafprozeas vielleicht am 
gelehrtesten begreift. Er ist aber auch ein Mann von einfacher, 
edler Gesinnung, der mit Ruhe seine Meinung klar, ohne viel Um- 
schweif zu sagen weiss, ein Mann von wenig, aber für das, was er 
meint, erledigenden Worten« Dies anerkennend, kann ich gleich- 
wohl in der Sache mit ihm kaum irgendwo einverstanden sein; es 
kann zwar nur erfreulichen Eindruck maehen, wenn er auf so ver- 
schiedenem Wege zu denselben Resultaten gelangt, welche Puchta 
und neben ihnen Wer, der unbefangen geblieben, niebt? als not- 
wendig erkannt hat. Aber den Weg, welcher Biener dahin führt, 
wird man nicht den richtigen nennen können. Er wird dem Vorwurfe 
nicht entgehen können, dass er in der emsigen Neigung zu histori- 
scher Forschung sieh zu sehr geschlossen hat gegen die lebendige 
Gegenwart, die nun einmal der Boden ist, in welchem die Reform- 
frage wurzelt. Daher gewinnt Biener auch kein volles Resultat, 
er kömmt auf seinem Wege nicht weit genug. 

Seine Abhandlung soll durch Besprechung der neueren reforma- 
torischen Vorschläge die früheren geschätzten Beiträge zur Geschichte 
des Inquisitions- Prozesses und des Geschworenen-Gerichts ergänzen. 
Er beginnt damit, die Vorzüge und Mängel des gemeinrechtlichen 
Verfahrens kurz zusammen zu stellen. Gleich hier muss ich einige 
Noten hinzufügen. Gleich hier zeigt es sich, wie sehr dem Theore- 
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tiker die Dinge oft anders erscheinen als dem Praktiker \ denn die- 
ser wird wissen, dass die angeführten Vorzüge leider nicht so ge- 
sichert sind, wie Jener ohne weiteres voraussetzt» Aber nicht nar 
Das lässt sich sagen. Als erster Vorzug wird die Trennong des 
untersuchenden and entscheidenden Gerichts, als Garantie gegen 
Befangenheit, aufgestellt. Diese Einrichtung ist indessen ein Vor- 
zug des In quisitions* Prozesses nur gegenüber dem früheren Anklage- 
Prozess, sie ist jetzt ein Grundsatz alles Strafprozesses, Der zweite 
Vorzug soll sein die zuverlässige Fixirung des Ermittelten durch 
Protokolle; allein die Zuverlässigkeit, also das, was allein ein Vor- 
zug sein würde (vorausgesetzt, dass ihn andere Prozessformen ent- 
behren müssten), ist nicht garantirt, und eine zureichende Garantie 
auch nicht einmal dafür ohne Umgestaltung des Verfahrens zu er- 
langen, wie Puchta hinlänglich gezeigt hat. Dieser klagt die Un- 
sicherheit des geschriebenen Prozesses als einen Hauptmangel an; 
Biener sucht an derselben Stelle einen Vorzug; er befindet sich 
aber nur in der Theorie. Als dritter Vorzag erscheint die Unab- 
hängigkeit des Richters. Hier muss man zageben, dass zwar die 
Unabhängigkeit desselben von der öffentlichen Meinung dadurch ge- 
sichert ist, dass eine öffentliche Meinung über Dinge, deren genauer 
Zusammenhang nicht bekannt wird, sich nicht gut bilden kann; sollte 
aber die Unabhängigkeit von dem Einflüsse des Staats durch die 
Unabsetzbarkeit, wie Biener glaubt, ebenso verbürgt sein? An 
Machtbeilen und Vortheilen für den Beamten hat die Staatsgewalt 
volle Hände. Man wird sagen, es sei abscheulich, vorauszusetzen, 
sie könne davon zum Zwecke ihr günstiger Wendung des Rechts 
Gebrauch machen wollen, allein es handelt sich um Sicherheit, und 
man müsste die Berufong auf die Unabsetzbarkeit als Mittel gegen 
ungerechten Eiafluss, ja das Gesetz der Unabsetzbarkeit selbst auch 
und zuerst abscheulich nennen. Hievon abgesehen ist übrigens die 
Unabhängigkeit, oder besser Unabsetzbarkeit, kein Vorzug des In- 
quisition« -Prozesses, es ist nicht nöthig, sie irgend einer Reform zu 
opfern, mithin auch nicht, den Inquisitions- Prozess deshalb beizu- 
behalten. Der vierte aufgeführte Vorzug ist die Unparteilichkeit, 
welche B. durch die Motivirung der Urtheile für garantirt hält. Hier 
irrt sein gutes Vertrauen. Zweifler werden einwenden, dass die An- 
gabe der Motive, je dehnbarer ein Recht ist, desto leichter nur als 
eine Darstellung der Sache angesehen werden dürfe, die auch par- 
theitseh sein kann. Man kann, auch Motive aus der Luft greifen oder 
sonst wie zurecht machen, ohne dass es ihnen gleich anzusehen wäre; 
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8i e erhalten schon dadurch Gewicht, dass man sie kühn hinsetzt. 
Man kann Zweifelhaftes darch passende Wendungen als minder zwei- 
felhaft, ja als unzweifelhaft behaupten, und zwar (und das macht die 
Sache am Meisten bedenklich) Alles mit dem zufriedenen Bewusst- 
sein der Gerechtigkeit. Die Befreiung des Anzeigen-Beweises wird 
vollends das geöffnete Thor für diese Kläglichkeit sein. Wir haben 
aus jüngsten Tagen an dem erstinstanzlichen, wahrhaftig nicht aus 
den Thatsachen, sondern aus der prozesslichen Verwebung dersel- 
ben herausgewachsenen Urtheile gegen Jordan ein grossartiges Bei- 
spiel, welches Jetlen, dem das Recht etwas werth ist, mit finsterem 
Ernste erfüllen muss. Endlich macht Biener noch die Zulässigkeit 
von Rechtsmitteln als einen Vorzug geltend, und dies ist allerdings 
einer* des gemeinen Prozesses vor dem Jury-Prozess, so wie dieser 
in Frankreich eingerichtet ist. Aber als wahrer Vorzug würde doch 
jenes nur dann zu nennen sein, wenn allein der Inquisitions-Prozess 
desselben fähig wäre, und auch dann nur unter der Voraussetzung, 
dass nicht ein^anderes Verfahren die Rechtsmittel entbehrlich machte. 
Mit den Vorzügen ist es demnach misslich beschaffen. Auf der 
andern Seite findet Biener acht mangelhafte Einrichtungen, und 
dieselben sind wohl begründet. Doch darf man nicht übersehen, dass 
auch diese Mängel zum Theil solche sind, die nicht in dem Wesen 
des Inquisitions- Prozesses ihren Grund haben, welchen vielmehr Ein* 
zelverbesserungen abhelfen konnten. Dahin gehört die oft beklagte 
Beschränkung der Vertheidigung, ferner, dass die verschiedenen 
Stadien der Untersuchung nicht streng genug gesondert werden, und 
dass die Resultate und Gründe der Urtheile nicht öffentlich bekannt 
gemacht werden. Zu denjenigen Fehlern dagegen, welche dem In- 
quisitions- Prozesse eigenthümlich sind, gehört die Doppelstellung des 
untersuchenden Richters, dass ferner die urtheilenden Richter nur 
nach Akten, ja nur nach einer Relation urtheilen, ferner die Lang- 
samkeit des Verfahrens überhaupt, und endlich, dass auf überzeu- 
gende Anzeigen die volle Strafe nicht ausgesprochen werden kann. 
Bei der Besprechung der Reformvorscbläge nimmt Biener auch auf 
die Mängel der zweiten Art fast allein Rücksicht, mit Ausnahme des 
zuletzt genannten, den er nicht für eine Eigentümlichkeit des ge- 
meinen Prozesses ansieht. Dafür berücksichtigt er den Mangel der 
Bekanntmachung der Urlheile, woran sich später seine Ansicht über 
das hinlängliche Maas an Oeffentlichkeit anknüpfen soll. 
* Aus den Mängeln ergeben sich dem Verf. die dringenden Forde- 
rungen: der Anerkennung des Richters als Klägers von Amtswegen, 
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als eines Fiskal, mit entgegenstehendem Defenter; der Mündlichkeit 
vor dem erkennenden Gerichte; der Oeffeatlichkeit der Urlheile und 
der Gründe. Hiemit findet er die nähere Erwägung der neueren Re- 
formvorschlage nothwendig. Er bezeichnet im Voraus teilen Stand- 
punkt; er will nicht mit den praktischen Juristen blot einzelne Ver- 
besserungen, nicht mit den liberalen Anklage-Prozest, Oeffentlichkeit, 
Mündlichkeit, oder Geschworenen-Gerichte ans politischen Rücksich- 
ten befürworten, sondern als historischer Jurist, durch Beachtung 
der allmäligen Ausbildung und Umbildung des Prozesses in Deutsch- 
land, in dessen Elementen, wenn sie gleich antiquirt sein sollten, er 
die Mittel zur Abhülfe sieht, zu helfen suchen, ohne jedoch» Erfah- 
rungen aus fremden Ländern unberücksichtigt zu lassen. Gegen die- 
sen Standpunkt Hesse sich Nichts einwenden, wenn man verstehen 
dürfte, dass Veraltetes nur alsdann etwa ganz Neuem vorgezogen 
werden, solle, wenn und weil jenes zur Gegenwart passender und 
besser als dieses ist; allein dass es so nicht gemeint sei, ergiebt 
das Folgeode. 

Der Verf. prüft zunächst. den Vorschlag, den aceusatorisehea 
Prozess mit einem Staats- Anwalt einzuführen, und findet denselben 
sehr geeignet, weil dadurch der Richter von der Function des An- 
klägers entbunden und so vollendete Gleichmäßigkeit herbeigeführt 
werde. Er schenkt aber diesem Vorschlage besondere Vorliebe, 
weil sich nachweisen lässt, dass das Institut der Kläger von Amts* 
wegen nicht nur sonst überall in Europa seit dem 14. Jahrhundert 
verbreitet war, sondern auch in Deutschland entstand, als das Akku- 
sationsprinzip sank, die Einsicht aber gewonnen war, dass Verbre- 
chen von Staatswegen verfolgt werden müssten. Die Entwickelung 
des Prozesses als akkusatorischen mit öffentlichem Ankläger wurde 
gehindert durch den aus der italienischen Praxis eindringenden In- 
quisitionsprozess , die später erscheinenden Fiskale mit beschränkten 
Befugnissen sind die Reste der unterbrochenen Entwickelung. Also 
die Geschichte empfiehlt das Verfahren mit einem öffentlichen An- 
kläger. Noch mehr geschichtlichen Boden hätte Biener gewinnen 
können, wenn er die Aufnahme des Inquisitionsprozesses in ihrer 
politischen Bedeutung gewürdigt hätte. Der italienische Prozess ist 
doch nicht lediglich deswegen nach Deutschland gekommen, weil er 
in Italien galt? Die Gültigkeit, die Entwickelung im kanonischen 
Recht sind nur Anbietungen, deren Annahme davon abhing, ob da, 
wo das Neue hingebracht werden sollte, der Boden günstig war, 
oder auch etwas in der Entwickelung der Zeit Liegendes dadurch 
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unterstützt werde b konnte. Es war aber die Zeit in welcher die 
Bildung absoluter Regenten -Gewalt die Bewegung der Geschichte 
war, und der Inquisitionsprozess ist grade der Prozess des sog. ab- 
soluten Staats; denn in diesem kömmt alles Recht vom Regenten, so 
dass man selbst das Volksrecht, — es war eben noch da — nur an- 
erkannte, weil man wagte, eine stillschweigende Genehmigung zu 
unterstellen; wo alles Recht in dem Regenten ist, da kann die Not- 
wendigkeit einer unabhängigen Verwirklichung nicht gedacht werden, 
der Richter kann nicht stehen ausserhalb des Interesse der Lex am- 
mata; wenn er dem Regenten dient, so dient er dem Staate, denn 
in weiterer Wirklichkeit existirt derselbe noch nicht. Eine Betrach- 
tung dieser Zusammenhänge würde wenigstens als Fingerzeig für die 
Gegenwart dienen können, Biener's historische Erwägung kann dies 
nicht. Es ist zwar das Resultat anzunehmen, wenn es gegenwärti- 
gem Bedürfnisse entspricht, aber es ist auch nur eben deswegen an- 
zunehmen. Jener geschichtliche Vorgang ist bei unserer heutigen 
Reformfrage völlig ohne Gewicht. Biene r aber will ihn wirklich 
benutzen, und sofort kömmt er zu weit, oder vielmehr für unsre Zeit 
nicht weit genug und das Resultat verschwindet ihm wieder. Nach- 
dem er nemlich die Entwicklung der drei Abstn fangen des Prozesses, 
der General-Inquisition, der summarischen und der Spezial- Inquisi- 
tion (im engern Sinne), so wie die Vorzüglichkeit derselben gezeigt 
hat, glaubt er die Frage, wie und wann der Staats -Anwalt in dem 
so gegliederten Prozesse thätig zu werden habe, dahin entscheiden 
zu müssen , dass derselbe nicht als promovens inquisitionem^ sondern 
in der Form eines Anklägers auftreten müsse, weil im Mittelalter 
und im 16* Jahrhundert nur ein förmlicher Ankläger vom Amtswegen 
anerkannt wurde; dass ferner der Staats- Anwalt erst in dem dritten 
Stadium mit einer förmlichen Anklage würde aufzutreten haben, 
weil es in Deutschland das Gewöhnliche gewesen, dass der Riehter 
erst inquirirte und am Schlüsse der Fiskal zur Anklage exzitirt wurde. 
Hier ist er ausserhalb aller Reformvorschläge, die sich auf gegen- 
wärtiges Bedürfniss beziehen, die er aber grade prüfen will. Das 
Institut der Staats -Anwaltschaft nahm man in Berathung in der Ab- 
sicht, ihm eine materielle und wahre Bedeutung einzuräumen, sieht 
um dem Prozesse dadurch nur eine Schlussform hinzuzufügen, die 
den Anwalt zu einer Art Referenten machen würde. Es soll durch 
den Staats- Anwalt — und B. selbst macht darauf aufmerksam — 
der untersuchende Richter von seiner Doppelstellung dem Angeklag- 
ten gegenüber befreit werden, es soll möglich werden, dass der 
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Richter von dem ihm eigen gewordenen polizeilieben Eifer geheilt 
werde, und den rechten richterliehen Eifer wiederfinde, damit jene 
Ungerechtigkeiten und Misshandlungen, welche nicht blos den Ange- 
klagten und oft den Unschuldigen, welche die Ehre des Volks kranken, 
endlich ihr Ende finden. Davon wird Nichts erreicht, wenn ein 
SUats- Anwalt nur dem entscheidenden Richter gegenüber auftritt. 
Man kann hei der Einführung dieses Instituts jene frühere Erschei- 
nung desselben nur beachten, insofern sie die frühere Wirksamkeit 
des Begriffes beurkunden, die Einrichtung seihst aber wird man 
dem Begriffe allein gemäss zn gestalten haben. Jede Zeit hat die 
ihr eigene Bestimmung des Begriffes aufzustellen und daher ist es 
richtiger, wenn neaere Gesetze, wie insbesondere der badische Ent- 
wurf, die Staats-Anwaltschaft des französischen Prozesses mit Be- 
rücksichtigung der einheimischen Bedürfnisse und ohne sich des ver- 
alteten FiskalaU im mindesten zu erinnern, nachzubilden suchen, 
denn der franzosische Prozess hat eine dem Standpunkte der Zeit 
entsprechende Gestalt des Begriffes des Instituts aufzuweisen. Die 
Gesetzgebungen werden dabei nur zn berücksichtigen haben, wie 
sehr durch die Ünvellkommenheit des Gesetzes in der französischen 
Praxis das Institut sich verdorben zeigt» Besonders im Anfange der 
Verfolgung ist der Angeklagte der gerichtlichen Polizei viel zu sehr 
in die Hände gegeben und bekanntlich viel stärkeren Misshandlungen 
ausgesetzt, als in Deutschland in neuerer Zeit noch möglich sind. 
Die Verbindung der polizeilichen und richterlichen Eigenschaft ist 
zwar herabwürdigend für die letztere, für die erstere aber mildernd; 
sobald diese allein wirkt, nimmt sie den feindseligen Charakter an, 
welcher bis zum Gelöst wird Verbrechen zu entdecken und zu ver- 
folgen. Daher bedarf das Institut der Staats- Anwaltschaft fester 
und kategorischer Bestimmungen, die ihm seine G ranzen haarscharf 
vorzeichnen. In diesem Betracht hat Riatel Vorschläge gemacht, 
welche unten berührt werden sollen. 

In Betreff der Verteidigung wird man mit dem Verf. — nur 
ohne sich mit ihm auf die altdeutsche Sitte zu berufen — einver- 
standen sein, wenn er dafür ist, dass schon in dem zweiten Stadium 
des Prozesses, also sobald ein Verdächtiger persönlich direkt nnd 
strenger angegriffen wird, demselben das Recht gegeben werde, einen 
Vertheidiger zu ibrdern. Es ist nöthig, dass die Bestimmung, ob 
die Sache für ein neues Stadium reif geworden, auf einer Prüfung 
der Gründe für und wider beruhe, und wenn die Anklage -Gründe 
durch den Staats- Anwalt aufrecht erhalten werden, wenn er das 
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Dekret der Weite rführung des Prozesses beantragt, so wird die be- 
sondere Vertretung der Defensions - Gründe obne Verletzung der 
Gerechtigkeit nicht versagt werden dürfen. 

Weiter prüft nun B i e n e r , S, 102. ff. den Vorschlag, Geschwore- 
nen-Gerichte einzuführen. Nur den juristischen Charakter des Instituts 
beachtend, führt er an, was man zu Gunsten desselben beigebracht, 
und wi4erlegt Dies, aber sehr kurz und unzulänglich; er findet dann, 
was gegen die Jury gesagt werden kann , überwiegend, und schliesst 
demnach mit Verwerfung des Vorschlages. So leicht ist derselbe 
indessen nicht zur Seite zu schieben, selbst abgesehen von der, wenn 
man einmal erledigen will, unzulässigen Beschränkung der Unter* 
suchung auf die juristische Bedeutung des Instituts. Bei dem littera- 
rischen Stand der Frage kann ich es nicht für nöthig halten, auf 
Biener's Ansicht näher einzugehen, sie soll auch nicht für neu und 
eigenthümlich gelten; nur das sei bemerkt, dass er den Vorzug des 
Geschworenen- Gerichts vor dem deutschen Inquisitions-Gericht, der 
durch die Möglichkeit der Verurtheilung auf Anzeigen entsteht, nicht 
beseitigt hat. Er beruft sich nur darauf, dass die Meinung, der 
Art. 22. verbiete die Verurtheilung, irrig sei, weil — wie Bauer 
so eifrig verfochten hat — der Art. zugleich mit der Tortur ungül- 
tig geworden sei, mithin das Rom. Recht wieder eintrete. Allein 
ist denn Dies so ausgemacht, dass man es, ohne Hinweisung auf die 
stets viel verbreitete entgegengesetzte Ansicht, als richtig hinstellen 
darf? Ich habe den genügenden Beweis noch nicht vernommen, und 
kann nur der Ansicht noch zugethan bleiben, dass der Art. -22. nicht 
deswegen geschrieben worden ist, weil man die Tortur anwenden 
konnte, sondern dass er aus der Erkenntniss der Natur der Anzei- 
gen nothwendig hervorging und daraus, dass ein auf subjeetiver 
Ueberzeugung beruhender Ausspruch als Wahrheit nicht garantirt ist. 
Ist dies aber so, so ist es auch verwerflich, die Richter zur Verur- 
theilung auf Anzeigen zu bevollmächtigen, und damit ein Grund für 
die Einführung der Jury vorhanden, der gar nicht zu beseitigen ist. 
Dass sich gar Vieles gegen diese , Einführung sagen iässt, von dem 
einen wie von dem anderen Standpunkt, das können auch die Freunde 
des Instituts, zu denen ich mit Ueberzeugung gehöre , nicht leugnen. 
Vieles aber auch kann durch die Einrichtung desselben auf deutschem 
Boden ausgeglichen werden. Nur ein Bedenken will ich hier berüh- 
ren, welches mir das Wesentlichste zu sein scheint. Die feine Ent- 
wicklung des deutschen Strafrechts, wie sie aus dem unablässigen 
Bestreben, dem Prinzip der möglichst exaeten Gerechtigkeit Genüge 
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zn thun, hervorging, hat jenes zu einer so zusammengesetzten, philo- 
sophirenden Wissensehaft erhoben, dass die konkrete Anwendung 
durch Geschworenen -Gerichte, völlig der erkannten Gerechtigkeit 
genügend, nicht möglich sein wird. Die Verminderung der Unter- 
scheidungen aber, würde zugleich schon gesetzliche Verminderung 
der Gerechtigkeit sein, und man darf sie nicht billigen, je mehr es 
der Stolz der deutschen Theorie genannt werden muss» auf wissen- 
schaftlichem Wege jene genau abwägende Gerechtigkeit gefunden zu 
haben. Vergleicht man dies Bedenken mit der Unfähigkeit der deut- 
schen Beweistheorie zu jeder Erweiterung, so erscheint ein Conflikt 
böser Art, hier eine Nöthigung, und dort der Widerspruch der Ge- 
rechtigkeit selbst, die Jury aufzunehmen» 

S. 108. prüft B. den Vorschlag, Oeffentlichkeit einzuführen. 
Oeffentlichkeit ist seiner Ansicht nach, wenn Jeder, der durch Recht 
oder Pflicht sich zu legitimiren im Stande ist, verlangen kann, voll- 
ständig und unmittelbar von der Sachlage unterrichtet zu werden; 
diese Oeffentlichkeit findet er nothwendig. Zu den Legitimirten ge- 
hören der Angeschuldigte und die Urtheiler unbedingt, aus der Pflicht 
der Letztern geht das Recht hervor, bei der Schlussvcrhandlung gegen- 
wärtig zu sein, die Personen, welche sie psychologisch heurtheilen 
sollen, selbst zu sehen. Eine gleiche Berechtigung des Publikums 
dagegen hält B. für nicht begründet. Er unterscheidet philosophi- 
sche, historische und politische Gründe, welche dafür gesucht wor- 
den. Wegen der ersteren verweiset er auf Ab egg und erkennt die 
von demselben beigebrachten philosophischen Gründe zwar an, glaubt 
jedoch, dass sie nur ein Recht auf Veröffentlichung der Urtheile er- 
weisen kannten. In Bezug auf die historischen Gründe zeigt B., 
wie schon Feuerbach gethan, dass die altdeutsche Gerichts-Oeffent- 
lichkeit etwas ganz Anderes gewesen sei, als die jetzt geforderte, 
' weil ja zu jener Zeit das Volk verpflichtet gewesen zu erscheinen, 
da es bei der Sache zu thun hatte. Ob endlich höhere politische 
Gründe fär eine Berechtigung des Publikums beizubringen, will B. 
nicht näher prüfen, er bemerkt jedoch, dass eine allgemeinere Oeffent- 
lichkeit keine grössern Mängel hervorbringen könne. 

Ein Recht des Volkes auf Oeffentlichkeit der Strafverhandlungen 
in dem Sinne einer positiven und anerkannten Berechtigung, eines 
Erscheinung gewordenen Rechtsbegriffes, lässt sich für das deutsche 
Volk freilich nicht behaupten. Man möchte eben ein solches Recht 
erlangen. Es wird nun darauf ankommen, ob ein Begriff dahinter 
steckt, oh es so ist, dass man bestimmt und äussertich gemacht haben 
Krit. Julirb. f. D. RW. Jahrg. IX. H.H. 8 
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möchte, wessen man sich als ein Recht bewusst geworden. Zu dem 
Ende hat man sich nach höheren politischen oder philosophischen 
Gründen mit Recht umzusehen; historische, daher genommen, dass 
einmal, ähnlich oder verschieden, Oeffentlichkeit bestanden hat, sind 
dabei anzuführen, insofern dadurch eine positive Manifestation des 
Begriffes nachgewiesen wird, und sie sind gewiss von Bedeutung, 
wenn auch das ehemalige Institut äusserlich ein anderes war, es wäre 
denn, dass es gar nicht aus demselben Begriffe sich erhoben hätte. 
Es ist interessant, hier Abegg's Ansicht zu vergleichen. Ergeht in 
seinen Beitragen zur Strafprozess-Gesetzgebung davon aus, S. 116* ff., 
dass Recht und Rechtspflege etwas Allgemeines seien, dass der Be- 
griff des Rechts den Charakter der Allgemeinheit und Oeffentlichkeit 
habe, und dass daher dieser Charakter sich auch äusserlich bekun- 
den müsse. Wo die Gesammtheit das Strafrecht übe, da herrsche 
stets die Oeffentlichkeit. Ihr Untergang sei nicht aus dem Begriffe, 
sondern durch den Zufall der politischen Entwickelung herbeigeführt 
worden. Der einzelne Rechtsfall betreffe nicht nur den Betheiligten, 
sondern auch Alle, die Gesammtbeit, deren Interesse die Gerechtig- 
keit sei. Daher denn das Recht der Gesammtbeit sich zu überzeu- 
gen, dass die Gerechtigkeit wohl gehandbabt werde n. s. w. Dies 
sei die rechtliche Bedeutung der Oe|fenlIichkeit, in Bezug auf die 
politische Seite der Frage sei wenigstens Heimlichkeit durch keine 
Art der Verfassung bedingt oder geboten. 

Diese Beweisführung geht wohl von Wahrheiten aus, doch hält 
Biener sie mit Recht für nicht erledigend, ja nicht einmal, was er 
ihr noch zugestehen will, lässt sich die Notwendigkeit der Publika- 
tion der Urtheile daraus folgern. Gewiss ist das Recht etwas Allge- 
meines, allein folgt daraus, dass auch die Rechtspflege? wenn man 
ihrer sieber ist, gewiss nicht. Gewiss ferner hat der Begriff des 
Rechts den Charakter der Allgemeinheit und Oeffentlichkeit, und der- 
selbe hat sich auch äusserlich zu bekunden, altein besteht diese Be- 
kundung in der Oeffentlichkeit der gerichtlichen Verhandlungen? 
Wieder ist es richtig, dass wo die Gesammtheit das Strafrecht übt, 
da auch die Oeffentlichkeit herrscht, allein findet sich nicht grade 
hierin ausgesprochen, dass eben die Ausübung des Rechts durch die 
Gesammtheit der Grund der Herrschaft der Oeffentlichkeit ist? Da- 
von seheinen Feuerbaeh und Biener auszugehen, wenn sie sich 
darauf berufen, dass jene alte Oeffentlichkeit eine ganz andere Ein- 
richtung gewesen sei, eine ihrem Grunde nach andere, deren Begriff 
mithin nicht derselbe der jetzt geforderten Oeffentlichkeit ist. Diese 



Digitized by 



Google 



Hec. von Hrn. Professor Dr. v. Waringen zu Freiburg. 115 

Folgerung gebt indessen wieder zu weit und ist unrichtig, weil sie 
aber aus Biener's Vergleicbnng der historischen Oeffentlichkeit her- 
vorgebt, sofern er wegen .der Verschiedenheit des alten Institutes 
dessen heutige Nutzanwendung nicht zulässt, so zeigt sich an ihr, 
dass seine Ansicht zu wenig historisch ist, denn sie haftet an der 
Aeusserlichkeit und geht dem Begriffe nicht nach. Die Oeflent- 
lichfceit ast vorzugsweise ein staatliches Institut, die höhere poli- 
tische Seite der Frage, den Zusammenhang mit der Gestaltung des 
Staates kann man schlechterdings nicht ausserhalb der Betrach- 
tung liegen lassen, man hat davon auszugehen. So lange das Volk 
das lebendige Recht, und noch nicht ausserhalb ihm das Recht be- 
stimmt ist, kann es natürlich keine Entscheidung geben, als durch 
das Volk; das Recht ist nur in ihm. Daher muss der Freie bei 
Strafe das Recht mit schöpfen helfen. Die Richter haben das Volk 
als Gesetz vor sich. Die Manigfaltigkeit des Rechts macht die Ope- 
ration schwierig, das Recht geben wird Wissenschaft, bis es geschrie- 
ben und in Gesetzbücher eingefangen ist; man befragt dann diese 
und nicht mehr das Volk darum. Diese Umwandlung geht aber nicht 
vor sich ohne den innigsten Zusammenbang mit der Entwicklung 
der Macht, welehe überall den Vortheil daraus zieht, welche an sich 
zu nehmen hat — das ist ihre Pflicht — was das Volk aufgeben 
muss, und deren Gesetzgebung mit der Aufgabe beginnt, das Recht 
nicht in Manigfaltigkeit aufgehen zu lassen. Gleichwohl aber ist das 
Recht im Gesetzbuche dasselbe Volksrecht, es ist stets die Darstel- 
lung des Verständnisses der Rechtsideen eines Volkes zu einer Zeit. 
Es ist so auch im absoluten Staate, und deswegen genügt hier die 
Oeffentlichkeit des Gesetzbuches jenem Rechte des Volks, 
welches Abegg gezeigt hat Zu einer öffentlichen Controle über 
die Handhabung des Rechts findet sich kein Anknüpfungspunkt, Eine 
Forderung dieser Art kann ihren Ursprung nur nehmen aus einem 
entstandenen Gegensatz des Volks und der das Recht handhabenden 
Gewalt* In dem absoluten Staate besteht kein Gegensatz dieser Art. 
Formell ist sogar das Recht selbst von dem Volke auf den Herrseber 
vollständig hinübergegangen; er ist das Ganze, von ihm geht alles 
Recht hinab, in ihm allein ist der Gedanke des Staates. Alle Hand- 
habung des Rechts ist von ihm allein abhängig, und er ist nur Gott 
Rechenschaft schuldig» Das Bedürfniss, irgend wie die Handhabung 
der Regierung, oder insbesondere die des Rechtes konlroliren zu 
wollen, ist völlig fremd. Die Oeffentlichkeit der Strafrechtspflege 
ist daher in diesem Staate nicht zufällig untergegangen, der Begriff 
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derselben ist aufgehoben, er lässt sich nnter den Begriff dieses Staa- 
tes nirgendwo einordnen. Aber der Staat wechselt, jener Gegensatz 
ist entstanden, wie das Verlangen nach Oeffentlichkeit schon für sich 
allein bekundet. Wir sind in der Zeit, welche wechselt. Es ist 
wieder ein allgemeineres Bewusstsein des Staates und des Rechtes, 
das Gefühl einer allgemeinen Fähigkeit, an dem einen wie an dem 
andern mit zu helfen, entstanden. Es kann nicht auf einmal zur 
That werden; nur das schief urlheilcnde Misbehagen an der Lang- 
samkeit der Geschichte kann begehren, dass Altes sich mit einem 
Male umstülpe. Die Reform des Strafverfahrens ist gegenwärtig ein 
in vorzüglicher Thätigkeit begriffener Vorgang; dem Verlangen nach 
Oeffentlichkeit liegt der alte Begriff derselben zum Grunde, wenn er 
gleich nicht so weit und in der Art- realisirt werden kann, als er in 
der alten Zeit realisirt war. Es kann das Volk selbst nicht wieder 
an die Stelle des Gesetzbuchs treten, es kann nur Das erlangen wol- 
len, was es zu thun in) Stande ist und was sich im Gesetzbuche nicht 
schon erledigen lässt, das aber ist allerdings nicht blos das Recht, 
zuzuschauen und zu cootroliren (ohnedies ist der Gedanke einer 
Controle durch Oeffentlichkeit der Verhandlung nichts als eine Ein- 
bildung) , sondern das Recht, so weit es angeht, mit zu entscheiden. 
Daher ist auch die Oeffentlichkeit nur als ein Uebergang zur Jury 
anzusehen, und diese als die Prozessform eines Staates, in welchem 
der Gegensatz wieder zu Gunsten der allgemeinen Entwickeluog auf- 
gehoben erscheint, wenigstens in der einen Beziehung. Die Oeffent- 
lichkeit allein, also die Zulassung des Volkes blos zum Hören und 
Schauen, hat für sich keine Bedeutung, und ist in Wahrheit nur eine 
politische Goncession, die man nicht wohl meint verweigern zu kön- 
nen, die aber grade den Gegensatz hervortreten lässt. Man will 
zeigen, dass die Justiz sich nicht zu scheuen habe, und Mis trauen 
unbegründet sei, aber wenn man dies in einem fort thut, so verewigt 
man zugleich das Mistrauen. Wer die Jury fürchtet, darf insbeson- 
dere diese Oeffentlichkeit nicht wollen. Eine politische Goncession 
wird nie die Forderung einer zweiten still machen. 

Wenn Biener kerne historischen Gründe für eine allgemeine 
Oeffentlichkeit findet, so befürwortet er jedoch eine sogenannte Oef- 
fentlichkeit des endlichen Rechtsspruches, d. h. eine Schlussverhand- 
lung, in welcher der Angeschuldigte und die Zeugen vor dem erken- 
nenden Richter vernommen werden. Dass diese Einrichtung — deren 
Werlh nicht zu verkennen ist — die Eigenschaft der Oeffentlichkeit 
habe, ist freilich nicht einzusehen; man rauss dann auch Oeffentlicb- 
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keit annehmen, sobald nur noch zwei Personen einander gegenüber 
stehen. Biener stützt sich für seine Empfehlung auf den endlichen 
Rechtstag der P. G.-O., das Halsgericht, und darauf, dass schon 
seit der Mitte des 14. Jahrhunderts in mehreren Städten eine Ähn- 
liche Einrichtung bestand. Es gelle nun, diesen alten Gebrauch auf 
schickliche Art zu erneuern. Man kann hiezu wieder nur sagen, 
dass wenn eine Einrichtung gut ist, es auch gut ist, wenn sie Ver- 
teidiger findet, gleichviel wodurch sie dieselben gewinnen mag. In 
Wahrheil aber darf man die neu beabsichtigte mündliche, oder öffent- 
lich -mündliche Schlussverhandlung doch nicht als eine Wiederbele- 
bung des hochnothpeinlichen Halsgericbts betrachten, oder sagen, 
jene sei deswegen, oder auch nur unter Anderem deswegen rathsam, 
weil es einmal einen so und so gestalteten endlichen Reehtstag ge- 
geben bat. Biener vergisst hier auch seiner historischen Strenge. 
Die gewünschte Schlussverhandlung ist ja unzweifelhaft etwas ganz 
Anderes, als der endliche Reehtstag. Der Unterschied, sagt B., ist 
nur der, dass dieser eine blosse Feierlichkeit war, jene aber eine 
entscheidende Bedeutung erhalten soll. Nur der? das ist doch ein 
sehr grosser Unterschied; eine zufällige äussere Aehnlichkeit bei 
ganz verschiedenen Begriffen. Den Vorschlag, eigentliche oder all- 
gemeine Oeffentlichkeit einzuführen, verwarf B., weil die alle Oef- 
fentlichkeit etwas ganz Anderes gewesen. Hätte er nicht ebenso 
leicht jenen Vorschlag vertheidigen und sagen können, der Unter- 
schied sei nur der, dass ehemals die Oeffenüichkeit eine entschei- 
dende Bedeutung gehabt habe, nunmehr aber eine blosse Feierlich- 
keit sein werde? Die Erneuerung würde hier wenigstens nicht, wie 
in dem empfohlenen Falle, über den historischen Inhalt des Institutes 
hinausgehen. 

Das hochnotbpeioliche Halsgericht ist heuer selbst hingerichtet, 
und ein für alle Mal, die Dinge, die wir gebrauchen, möchten wir 
aus frischem Holze schneiden, und sie werden nach fünfhundert Jah- 
ren für den Historiker sehr ehrwürdig sein. 

Endlich prüft Biener, S. 116. ff. den Vorschlag, Mündlichkeit 
einzuführen. Dass vor dem erkennenden Gericht die vollständige 
Schlussverhandlung mit Zuziehung des Angeklagten und der Zeugen 
Statt finde, dass Staats-Anwalt und Vertheidiger dabei die verschie- 
denen Interessen wahrzunehmen haben, das wird so einstimmig als 
besser anerkannt, dass es unnölhig scheint dem übereinstimmenden 
Votum des Verfs. noch Etwas hinzuzufügen. Nur die vorzüglich 
wichtige Frage will ich nicht unberührt lassen, ob es zweckmässig 
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sein werde auch bei der Schlussverhandlung Protokolle aufzunehmen. 
Biener bejaht dieselbe, weil Juristen urtbeilen, weil die verbürgte 
Aktenmässigkeit der Verhandlung Sicherheit gibt, weil eine zweite 
Instanz nicht aufgegeben und weil das Unheil begründet werden soll. 
Es wird indessen zu bedenken sein, dass durch das Protokolliren die 
Schlussverhandlung eine eigentümliche Form erhalten wird. Die 
Protokolle müssen, weil sie ganz zuverlässig sein sollen, Öffentlich 
geführt werden, nicht also etwa im Stillen und während die Verhand- 
lung ohne Rücksicht darauf ihren ungestörten Gang hat. Ein so im 
Stillen geführtes Protokoll würde nur die subjective Auffassung des 
Schreibers über die Vorgänge enthalten, es käme also auf seine Auf- 
fassungsgabe an, auf die Stimmung, in der er grade war, ob er auch 
sich für den Angeklagten interessirte, oder an der Ueberweisung 
Freude hatte u. s. w. Es müssen also die Protokolle vor Aller Obren 
dictirt werden. Geschieht dies, so wird die mündliche Verhandlung 
mit Blei durchzogen, dadurch aber der materielle Inhalt leicht ein 
ganz anderer, unwahrer. Die Empfindungen und Leidenschaften 
werden beruhigt auftreten, die Redenden werden ihre Worte wihlen, 
zurückhalten, das Dictat belauern u. s. w. Alles desto mehr, je 
langsamer die Sache vorwärts geht. Zweckmässiger wird es daher 
sein, wenn nicht protokollirt wird, woran sich freilich die weitere 
Forderung schliesst, dass in höherer Instanz wiederum nach gleicher 
mündlicher Verhandlung entschieden werde. Wie man das Umge- 
kehrte bevorzugen konnte, bleibt ohnedies räthselbaft. Die Sache 
muss durch die Voruntersuchung dergestalt instruirt sein, dass eben 
allein die mündliche Verhandlung noch hinzuzukommen hat, sei diese 
nun eine erste oder zweite. Sie muss hinzukommen, weil, unter 
Anderem, die Protokolle nie völlig zuverlässig sind, wenigstens ist 
die gänzliche Erschöpfung des Materials niemals gewiss. Es genügt 
daher während der Schlussverhandlung erster Instanz alle Nova zu 
Protokoll zu bringen, wie dies auch in Frankreich ohne Nachtheil 
für die mündliche Verhandlung, üblich ist. 

Ueber das dritte Buch, die Monographie über die Jury von 
Rintel, will ich im Verhältniss zur Stärke des Buches, nur Weniges 
hinzufügen, weniger um eine Kritik zu liefern, als zu dem Zwecke, 
dem Bisherigen ein Wort über den Charakter des Geschwörnen- 
Gerichtes hinzufügen zu können. Die historische Darstellung in dem 
Buche ist sehr anzuerkennen, der raisonnirendeTheil ist etwas weit- 
läufig gerathen, doch sind darin frische Anschauungen, eine wofal- 
thuende Wärme, nebenbei Wunderliches. Der Verf. will die Jury 
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als etwas schlechterdings Notwendiges erweisen, ohne jedoch dafür 
gewisse politische Voraussetzungen zu fordern und blos in rechtlicher 
Beziehung. Er steht aber auf dem Boden des heutigen Staates, und 
so kann man im Resultate mit ihm zusammen treffen. Das Princip, 
welches er voranstellt, wird sich indessen schwerlich Anbang gewinnen. 
Er bemerkt in der Vorrede, die Polemik gegen ihn werde zu zeigen 
haben, entweder dass er darin irre, dass er als Obersatz die Unver- 
einbarkeit der Functionen des Richters und der Zeugen aufstelle, oder 
dass er dem deutschen Prozesse mit Unrecht den Vorwurf mache, 
dieselben nicht auseinander zu halten. Ich suche daher das Nähere 
über diese Behauptungen im Buche auf. 

Der erste Abschnitt der Einleitung betrachtet Verbrechen und 
Strafe überhaupt, die Theorie der Gerechtigkeit wird gegen jene des 
Nutzens behauptet. Dieser Abschnitt gehört zu dem Wunderlichen, 
und man kann keine Lust haben sich weiter darauf einzulassen. Der 
zweite Abschnitt handelt von dem Beweise der Verbrechen und von 
der Verurtheilung. Der Verf. schliesst, weil die Strafe etwas Ob- 
jeetives sei, so müsse sie auch in einer ihrem Wesen entsprechenden 
Form gefunden werden, es müsse also der Richter an ohjeetive Nor* 
men gebunden sein. Daher sind Strafrecht und Strafverfahren vor- 
gesehrieben. Das Letztere nun aber genüge nicht, wenn der Rich- 
tende zugleich die Qualität eines Zeugen annehme. Zeuge und Rich- 
ter müssten stets gelrennt sein, jener habe kurul zu thun, was er von 
der Sache wisse, dieser dasRceht zu weisen, nachdem der Sachver- 
halt konstalirt sei. Im In quisitions- Prozesse sei dies aber nicht so, 
da sei vielmehr der Richter auch Zeuge. Die Beweisführung des 
Verfs. für diesen Satz, dem man die Neuheit nicht leugnen kann, iässt 
sich auf die Behauptung zurückbringen, dass ein Verbrechen nicht voll- 
ständig durch Zeugen im gewöhnlichen Sinne zu beweisen sei, z. B. 
nicht der Dolus, oder es sind Thalsachen nicht unmittelbar wahrge- 
nommen, sondern nur aus dem Zusammenhang erkannt. Wenn nun 
der Richter gleichwohl verurtheilt, so habe er nach seiner von der 
Sache gewonnenen Kenntniss das Fehlende — was ihm eigentlich 
~ doch auch anderswoher hätte bezeugt sein müssen — aus sich selbst 
sapplirt, d.h. selbst bezeugt, was ihm sonst nicht bezeugt, zum Be- 
griffe des Verbrechens aber erforderlich war. Hierauf baut nun weiter 
der Verf. die Notwendigkeit, ein Mittel zu suchen, dem Richter ein 
auf alle Fälle zureichendes Zeugniss darzubieten, und dieses Mittel, 
und zwar das einzige helfende, findet er in der Jury. 

Der Irrthum des Verfs. ist leicht zu erkennen. Es ist schon 
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schlimm, dass er den Begriff des Zeugen für seinen Zweck etwas an- 
ders zurecht machen muss, als er sonst genommen wird, ja als er 
ihn selbst nimmt, wo er zuerst auf den Unterschied zwischen Richter 
und Zeugen hinweiset. „Zeuge, beisst es S. 57., ist im ausgedehn- 
testen Sinne des Wortes [darnach muss es viele Sinne des Worte« 
geben] Jeder, der seine Wissenschaft über irgend etwas aussagt, 
diese Wissenschaft möge erlangt worden sein, auf welche Weise sie 
wolle, auf dem Wege der Sinoenanschauung oder durch einen geistigen 
Prozess. In der bisherigen Beweistheorie [sie wird wohl auch noch 
erner gellen] habe man den Begriff des Zeugnisses auf die Wissen- 
schaft durch sinnliche Wahrnehmung beschränkt, endlich den wahren 
Begriff des Zeugnisses vergessen. — Der Thatbestand der meisten 
Verbrechen zerfalle in mehrere Theile, das Zeugniss über das ganze 
Verbrechen werde also ein zusammengesetztes, ein mittelbares sein, 
es werde dasselbe nicht mehr durch das Zeugniss der einzelnen Sinnes« 
zeugen erwiesen, sondern durch dasjenige dessen, der aus ihnen seine 
Wissenschaft schöpft, also eines mittelbaren Zeugen, bei dem das 
Bezeugte durch Geistesoperation erfahren worden u — u. s. w. Das 
Alles kömmt dem Verf. wohl aus seinem Studium des englichen Rechts, 
es ist aber darum nicht weniger falsch. Man unterscheidet allerdings 
den unmittelbaren von dem mittelbaren Zeugen, es versteht sich aber 
ganz von selbst, dass der Letztre nur Das bezeugt, was er selbst 
wahrgenommen; er ist daher an sich auch unmittelbar, und mittelbar 
nur dadurch, dass seine Aussage nicht direkt auf das Untersuchung^ 
Objekt gebt. Sein Zeugniss betrifft unmittelbar die Art, wie er Dies 
oder Jenes in Erfahrung gebracht hat. Den Schluss, den er daraus 
auf das Untersuchung- Objekt gemacht, hat, wird er zwar auch be~ 
zeugen, aber nur dass er ihn gemacht hat, was mehr oder minder 
Interesse haben kann zu wissen. Der Schluss selbst aber ist kein 
Zeugniss, sondern ein Urthcil. Der Animus kann direkt nicht 
bezeugt werden, das Bezeugende ist das Geschehene ganz allein, das 
Geschehene aber kann bezeugt werden, der Zeuge selbst kann den 
Animus daraus gefolgert haben, und dies angeben, ohne dass er des- 
wegen den Animus bezeugt. Es würde ein sehr unfähiger Richter 
sein, der eine Gombination des Zeugen von der Wahrnehmung des- 
selben nicht zu unterscheiden wüsste, der nicht nötigenfalls auf- 
merksam wäre, damit ihm nicht bei lebhaften Zeugen, Gedanken statt 
Wahrnehmungen, Urtbeile statt Zeugnisse, gegeben werden. Kurz 
der Verf. verwechselt Zeugniss geben und urtbeilen, und da ist es 
denn begreiflich, wenn er den Richter zum Zeugen macht. Er in- 
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ducirt nur etwas zu unfein. Er stellt den Satz auf, der Richter dürfe 
nicht zugleich Zeuge sein, nicht nach eigenem Zeugnisse urtheilen; 
das gibt man ihm zu. Weiter stellt er auf, dass wenn jenes sich im 
deutschen Prozesse finde, es abgeschafft werden müsse; das gibt man 
ihm auch zu. Nun zieht und dehnt er an dem Begriffe des Zeugen, 
bis er die richterlichen Functionen glücklich hineingebracht hat uud 
das Resultat scheint dann auf' der Hand zu liegen. Will er jenen 
Begriff durchaus so weit ausdehnen, so wird er nicht aus dem ersten 
engeren Begriffe, sondern er wird von neuem zu zeigen haben, dass 
die richterliche Function davon geschieden werden müsse. Dies wird 
aber nicht gelingen können. Der fest begründete Unterschied ist 
nur der des Thatsächlichen, Beweisenden, von der Auffassung des 
Beweises, dem Schlüsse daraus, (der Beurlheilung). Jedermann ist 
für den letzteren geeigenschaftet, wenn ihm das erstere vorgelegt 
ist; der Richter ist dafür berufen, und es fragt sich nur, wie weit 
der Schluss an Merkmale geknüpft werden kann, welche die Sicher- 
heit desselben erkennen lassen, welche ihn als objektiven darstellen«. 
Der Verf. irrt sogar gegen seine eigene Ansicht, wenn er für 
die behauptete Verkehrtheit Abhülfe in der Jury findet. Sind die 
Geschworenen Zeugen, wie er weiter zu erweisen sucht, so dürfen 
sie also nicht urtheilen oder richten, weil sonst die beiderlei Funktionen 
wieder zusammen fielen. Dies kann nur vermieden werden, wenn 
mit ihrem Ausspruche die Schuld noch nicht fest steht, dem Richter 
vielmehr die Freiheit bleibt, denselben auch nicht anzunehmen, wo 
denn aber das Urtheil wieder in die Subjektivität des Richters fallen 
wird. Entscheiden dagegen die Geschworenen definitiv über die 
Schuldfrage, (wie es denn wirklich der Fall ist*)), so richten sie, 
wendet man die Lehre desVerfs. an, nach ihrem eigenen Zeugnisse. 

*) Und zwar auch in England. Die definitive Entscheidung kann dein 
Begriffe des Institutes gemäss nur die Regel sein. Die Ausnahme, dass das Ver- 
dict in gewissen gesetzlich bestimmten Fallen gleichwohl verworfen werden kann, 
ja verworfen werden muss, beruht darauf, dass es möglich ist, gewisse Beweis- 
mittel, — wie das aussergerichtliche Geständnis*, ^- wenn andere nicht hin« 
zukommen, ganz allgemein für unzulänglich zum vollen Beweise zu erklären, 
dass mithin das objeelive Urtheil im Voraus angegeben werden kann. Es wurde 
ebenso möglich sein, einen objeetiven Beweis der Schuld gesetzlich aufzustellen, 
wie es in Deutschland der Fall ist, mit der Wirkung, dass bei dem Vorhanden- 
sein desselben die Jury nicht freisprechen könnte, so dass materiell ihre Wirk- 
samkeit auf jene Fälle beschränkt bleibt, in welchen nur künstlicher oder zu- 
sammengesetzter Beweis vorhanden ist. Es kann aber auch der Jury Vertrauen 
gegeben werden, dass sie mit gesundem Sinn das Richtige schon selbst treffe. 
Man vertraut ihr in Frankreich mehr als in England, der Möglichkeit vermehrter 
Aussprüche begegnet auch dort das Gesetz, im Art. 352. des Code d'tnslr. cr>, 
welcher zwar allgemeiner ist, aber denselben Sinn hat, wie jene Beschränkunge n 
des engl. Rechtes. Anders urtheilt Rintel darüber S. 155, 
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Diese, wie ich glaube gezeigt zu haben, mislungene Abhand- 
lung vom Beweise bildet übrigens nur die Einleitung in dem Bnche 
zu einer Darstellung der englischen und der französischen Jury, weU 
che der bessere Theil desselben ist, ein emsiges Studium und ein- 
dringende Beobachtungsgabe beweiset, und ein interessanter und will- 
kommener Beitrag zu der vorhandenen Litteratur Ober denselben 
Gegenstand genannt werden muss. Insbesondere gibt der Verf. man* 
ches Neue und Bessere über die englische Jury, zu deren genauerer 
Würdigung neben jener der französischen bisher keineswegs hinrei- 
chend gearbeitet worden ist. Erfüllt eine Lücke aus, und wird gute 
Dienste leisten, wenn die Reformfrage in Deutschland endlich so weit 
gedeihen sollte, dass ernstlich von der Annahme der Jury geredet 
würde. Ich kann mir hier keinen Raum gönnen, die Darstellung ins 
Einzelne zu begleiten, und berühre nur, in Forlsetzung des oben 
Gesagten, einen Punkt, in welchem ich nicht einverstanden sein kann* 
Ich bemerkte schon, dass wohl der Verf. seine Entwickelung von dem 
Begriffe des Zengen in dem englischen Rechte gefunden habe. Es 
scheint indessen, dass er den Charakter des Geschwornen- Institutes 
in seiner Entstehung zu sehr auf die spätere Eotwickelong übertragen 
hat, mag er sich dabei auch auf englische Sciyiftsteller stützen können. 
Wenn nemlicb auch zugegeben werden müsste, dass die Jury (die Ur- 
theilsjury), aus den Eideshelfern urspünglich hervorgegangen, ihre 
cntschicdnere Gestalt erhielt durch eine Ausdehnung einer. Einrich- 
tung Heinrichs II. , nach welcher Streitigkeiten über den Besitz 
von Grundstücken durch Zeugen (Nachbarn, zwölf Rechtsgenossen 
der Hundred) entschieden wurden, so ist doch nicht zu verkennen, 
dass durch die Ausdehnung dieser Einrichtung die anfänglichen Zeu- 
gen, wenn man anders nicht mit Worten spielen will, sich in Ur- 
theiler verwandelt haben. Sie urtheiltcn, sobald sie ihr Verdict nach 
Anderer Zeugniss gaben. Das liegt so nothwendig in der Natur der 
Sache, dass auf die Beibehaltung der Benennung unmöglich etwas 
ankommen kann. Wesentlich sind die späteren auch andere 
Geschworene, dies beweiset auch Das, was der Verf. selbst S. i37.f. 
beizubringen weiss, dass nemlich nöthig gefunden worden sei. die 
wesentliche Verschiedenheit des Zeugnisses der Geschwornen und 
des Zeugnisses der von ihnen gehörten Zeugen fest zu setzen, d. h. 
die Verschiedenheit, dass das Letztere nur ein unmittelbares sein 
dürfe. Seltsam wäre in der Thal eine Verwechselung von Begriffen, 
die sich so klar und einfach absondern, des unmittelbaren Zeugen*, 
der die zu beweisende Thatsache sinnlich wahrgenommen hat und 
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sehe Wahrnehmung aussagt, des mittelbaren, der nur eine auf jene 
Thatsache sich beziehende wahrgenommen hat, and für diese Wahr- 
nehmung unmittelbarer Zeuge ist, endlich desjenigen, der aus seinen 
Wahrnehmungen Schlösse zieht und zwar bezeugen kann, dass er 
dies gethan habe, dadurch aber den Schluss selbst nicht zum Zeug* 
Bisse macht. Was könnte selbst geschichtliche Vermischung dieser 
Begriffe ausmachen? Gewiss nicht, dass man sie auch ferner ver- 
mischte oder gar das Wesen der Jury in dieser Vermischung ausge- 
prägt fände. 

Wozu auch die ganze Behauptung desVerfs.? Er verwirft den 
Inquisitions-Prozess, weil in demselben der Richter zugleich Zeuge 
sei. Das ist ein Umweg, der sehr unnötbig ist. Die Unzulänglich- 
keit des Inquisitions- Prozesses ist ohnedies zu zeigen. Wenn die 
P. 6.-0. Geständniss und Ueberweisung als allein zulänglich zur 
Gewissheit aufstellt, Verurtheilung auf Anzeigen aber verwirft, so 
konnte nur eine in juristischer Hinsicht sehr gewagte, ja verzweifelte, 
in Bezug auf den historischen Zusammenhang nur das, Aeusserlicfae 
wahrzunehmen fähige, Ansicht davon aosgeheo, es sei das geschehen, 
weil die Tortur habe angewendet werden können, so dass mit dieser 
die Bestimmung selbst hinweggefallen sei. Wer hier vielmehr das 
Wirken des Begriffes nicht siebt, dem mag man freilich wenig dedu- 
ciren können, aber wie unbistorisch ist es, in der geschichtlichen 
Entwicklung allein nach den kleinen äusserlichen Erscheinungen zu 
Sachen, die Singula zusammen zu klauben und Nichts zu ahnden von 
jenem Wirken im Grunde, das unsichtbar die Dinge lenkt. Lässt 
sich denn etwa keine Wahrheit angeben für jenen Art. 22.? Ist es 
kein heiliges Axiom, dass ein Subject das andere nicht verurtheilen 
darf? Non homo kominem? Er mag verurtheilen in seinem Ganzen, 
aber die Allgemeinheit kann das Urlheil nicht vollziehen, ohne unter 
ihrer Würde zu thun, ohne das Göttliche von sich abzustreifen und 
sich zu einem Werkzeug machen zu lassen; und zu welchen Werken? 
einzukerkern, zu köpfen und zu rädern, Verurtheilen kann nur sie 
selbst, die Allgemeinheit, die Objectivität, und nur, wenn sie absolut 
genöthigt ist. Die enge Beweisregel der P. G.-O. zieht sich mit 
völliger Richtigkeit auf diejenigen Merkmale zurück, welche mit 
Sicherheit das Urtheil der gemeinen Vernunft, der Objectivität, wenn 
der Fall dieser vorgelegt werden könnte, erkennen lassen. Die Be- 
weisregel ist so weit sicher, als Menschliches sicher sein kann. In 
4en zahllosen Fällen, in welchen die Beweisregel unbefriedigt blieb, 
wurde sie durch die Folter ergänzt; man erzwang die Befriedigung, 
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man begnügte sich, der äussern Bedürfnisse wegen mit einer schein- 
baren, so die Wahrheit, die man in der Beweisregel anerkannt hatte, 
in gleichgültiger Barbarei wieder hinwerfend. Doch war auch hier 
der Gedanke wenigstens richtig, denn die Folter ist ein sicheres 
Mittel, wenn durch sie gestanden wird, was allein der Thäter — weil 
er es gethan hat — wissen kann. Darüber hinaus ging aber sofort 
der Missbrauch. Dieser, dann nach Abschaffung der Folter das Hin- 
arbeiten auf Geständniss durch folternde Inquisitionskunst, zeigte die 
Unvollendung des ganzen Systems. Die grösste Mühe blieb ohne 
Resultat, das Gesetz war zu schwach gegen den Trotz des Verbre- 
chers und die Unzufriedenheit wurde um so grösser, als die Gerichte 
durch die stete Uebung eines solchen Prozesses unwillkührlich den 
hasslichen Verfolgungseifer annahmen, der oft genug wenigstens 
quälte, wo er nicht bestrafen konnte. Das Mittel der neueren Zeit 
sollte nun der Indicienbeweis sein. Allein welch ein Mittel? Er ist 
nicht nur ein neuer Fehler, er ist die Umstossung der Grundmaxime 
des deutschen Beweises; das Wesen desselben wird dadurch durchaas 
gefälscht; ja er ist die Verletzung der absoluten Grundmaxime alles 
Criminalbeweises selbst, ein Todtschlag an der Gerechtigkeit, denn 
er gibt dem Subjecte das Urtheil, dem Menschen Gewalt über den 
Menschen, er macht die Objectivität, den Staat zum Werkzeug des 
Herrn Criminalrichters oder Kammer-" oder Hofgerichts- Ralhs, der 
möglicher Weise ein Schnurrenpfeifer sein oder auch eine Hahnen- 
feder tragen und denken kann: Ihr Alle sollt meinem Gelüste einmal 
ein Bene thun. Man feilte und klügelte an diesem Indicienbeweis, 
worin es am weitesten Bauer gebracht und Gesetze haben es nach* 
gethan, man wollte ihn zu einem objeetiven machen, allein nur einige 
negative Bestimmungen sind hier möglich, keine über bejahende Be- 
weismerkmale, und es war von vorn herein einzusehn, dass das in 
jedem Falle besonders Bestimmte nicht ein für alle Mal bestimmt 
werden kann. Nur die Möglichkeit ist da, dass die allgemeine Ver- 
nunft in concreto durch Anzeigen vollkommen überzeugt werde, allein 
der Richter kann nicht aussprechen, dass dies der Fall sei. Denn es 
ist begreiflich einerlei, ob der Richter sage, dass etwas seiner Ver- 
nunft nach wahr sei, oder ob er sage, dass es der allgemeinen Ver- 
nunft nach wahr sei, sobald er diese letztere Erwägung nach seiner 
eigenen Veruunft zu machen hat. 

So muss denn die enge Beweisregcl auch ferner herrschen, 
oder — wenn dies nicht möglich ist — muss man die allgemeine 
Vernunft, die Objectivität zum Ausspruche bringen. Ihr Recht liegt 
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darin, dass sie existirt, dass sie Staat geworden ist Die Joiy ist 
die Repräsentation derselben, und es ist falsch, sie als eine Subjecti- 
viWt, als Repräsentation des Sabjectes anzusehen. Dies bat auch 
Rintel erkannt, nur sieht er in dem Verdict ein qbjectives Zeoguisf, 
indessen es ein objectives Urlbeil ist, «auch lässt er zugleich den 
Hegel'schen Gedanken daneben gelten, den er bei Gans: Beitrage 
zur preussischen Gesetzgebung, gefunden bat, dass der Spruch der 
Jury in die Seele des Angeklagten gegeben werde, dass ihr „Schuldig 14 
das Gesländniss des Leugnenden supplire. Dies sollte auch historisch 
auf die Eidhelfer zurückweisen und selbst auf die Tortur, deren Stelle 
die Geschworenen zu Erlangung eines Geständnisses zu vertreten 
hätten. Das ist wohl ein feiner und klingender Gedanke, zumal in 
seinem Zusammenhang mit dem Prinzip der Strafe, als einer Dar- 
stellung der Selbstvernichtung des Verbrechers; allein die Wahrheit 
ist darin verfehlt und mit mystischer Vorstellung bedeckt; Recht und 
Moral sind darin nicht geschieden, und es ist die Nöthigung für dio 
Objectivität nicht einzusehen, sich mit der Vollziehung des sittlichen 
Selbslvernichtungs-Prozesses zu befassen. * Diese Nöthigung kann uur 
in dem Wesen de» Staates gesucht werden. 

In seiner Darstellung der französischen Jury weiset der Verf. 
sehr belehrend auf die Verschiedenheiten derselben von der eng- 
lischen bin. Mit Klarheit schildert er auch die wechselnden Schick- 
sale des französ. Geschworenen-Gerichts seit der Aufnahme desselben, 
welche begreiflich mit dem bunten Wechsel der Regierungsformen 
Band in Hand gingen und keineswegs als beendigt angesehen werden 
dürfen. Dass der behauptete prinzipielle Unterschied, dass die eng-, 
tischen Geschworenen Zeugen, die französischen Richter seien, nicht 
durchzuführen sei, geht aus dem bisher Gesagten schon hervor. Auch 
in Betreff der aufgezählten einzelnen Gebrechen des französ. Gerichts 
kann man mit dem Verf. nicht immer einverstanden sein, er geht 
vielfach zu weit, und beweiset insbesondere zu viel durch die etwas 
weitläufig behandelten Beispiele. Die Prozesse Ronciere, Lafarge, 
Besson (Marcellange) halte ich, nach unbefangenem Studium dersel- 
ben, für glänzende Beispiele, wie trotz manigfacher Fehler im Ver- 
fahren, trotz vielfacher Machinationen der Partheien, die in einem 
deutschen Prozesse Alles in wüste Verwirrung bringen würden , den- 
noch durch die Verhandlung vor den Geschworenen und die gesunde 
Auffassung derselben, die Wahrheit siegend an den Tag kam. Sehr 
mit Recht dagegen tadelt der Verf. die französische Voruntersuchung. 
Bei allem Stolz auf Freiheit des Volkes ist der Verdächtige in Frank- 
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reich völlig Preis gegeben, 'und es scheint, da die polizeiliche Miß- 
handlung desselben fortwährend möglich bleibt, dass dem Natioual- 
gefühl alle Sympathie für den Verfolgten abgehe, ob er mit Recht 
oder Unrecht verfolgt werde. Es wurde schon oben darauf hinge- 
wiesen; auch die deutsche Voruntersuchung ist zu verbessern, wo 
aber die Jury, oder doch die Staatsanwaltschaft eingeführt werden 
soll, da wird insbesondere die Einrichtung der Voruntersuchung als 
ein höchst wichtiger Punkt in Erwägung zu ziehen sein. Nachdem 
der Verf. auch die Lage der Jury in Rheinpreussen besprochen, 
macht er, S. 314. Vorschläge zur Verbesserung des Untersucbungs- 
Verfahrens, wobei er die Beschränkung der Gewalt des öffentlichen 
Ministeriums, und freiere Thäligkeit der Instructions - Richter mit 
Recht ins Auge fasst. Die Zuziehung von Geschworenen schon bei 
Aufnahme des Tbatbestandes, welche er beantragt, ist aber schwer- 
lich ausführbar, und würde zu Verzögerungen und dadurch zn Un- 
vollständigkeiten führen. Von den übrigen Anträgen hebe ich nur 
noch den hervor, dass die Stimmeneinhelligkeit der Geschworenen 
zum Gesetze gemacht werden müsse. Diese Forderung ist nach der 
Theorie, welche das Verdict als ein Zeugniss auffasst, allerdings 
consequent; der Verf. ßndet sogar, dass es von der Entscheidung 
^dieses Punktes abhänge, ob ein Land wirklich die Jury, oder nur 
die wesenlose Form derselben erhalte. Erkennt man aber in dem 
Spruche der Jury ein Urtheil, so wird Einstimmigkeit so wenig ge- 
fordert werden können, als sie bei der repräsentirten Allgemeinheit 
als möglich gedacht werden darf. Der Verf. behauptete, dass eine 
wahre objective Ueberzeugung schlechtbin die Uebereinstimmung 
aller Rechtsgenossen erfordere; wäre dies richtig, so gäbe es keine 
einzige wahre objective Ueberzeugung. Man darf die Unvernünfti- 
gen und Schwergläubigen nicht vergessen. Sie würden, wenn die 
strenge Forderung gemacht würde, die gemeine Vernünftigkeit über« 
winden, indessen ihr Loos sein soll, von derselben überwunden zn 
werden. In England führt die Nothweodigkeit der Uebereinstimmung 
der zwölf Geschworenen bin und wieder zu lächerlichen Resultaten. 
Die Einhelligkeit ist dort auch sicherlich nur Schein; nur die Form 
bat man, nicht das Wesen, ja dieses kann dabei jener oft genug 
zum Opfer gebracht werden. Der Queerkopf wird dort sicherlieh 
nicht fehlen, aber er weiss, dass Einstimmigkeit erforderlich ist, auch 
wird die Lage einer zu lange berathenden Jury sehr unangenehm, 
daher ergibt er sich. Sehr Hartnäckige haben es jedoch vermocht,' 
die andern elf Geschworenen zu zwingen, wobei ein schöne» objec- 



Digitized by 



Google 



Ree. von Hrn. Professor Dr. v. Waringen zu Freiborg. 127 

tives Zeugniss herauskömmt. Ist nun aber nur die regelwidrige 
Schwergläubigkeit auszuschli essen, so wird allerdings eine einfache 
Stimmenmehrheit niemals schon als genügend angesehen werden dür- 
fen, und esnst nur zu erwägen, ob nur zehn gegen zwei, oder auch 
schon neun gegen drei Stimmen entscheiden können. 

Der Schluss des Buches endlich (S. 345. ff.) , welcher ausführ- 
lich Rath ertheilt, wie man die in der preussischen Monarchie allge- 
mein einzuführende Jury am besten einzurichten habe, bekundet die 
billige Meinung des Verf. nicht minder, als seine Kenntniss der da- 
bei entstehenden Fragen ; die Kritik sieht sich dabei zwar vielfach — 
ich möchte dies als ein Lob verstanden haben — herausgefordert, 
allein da vorläufig die Aufnahme der Jury in Preussen noch nicht in 
Frage steht, so mag es bei dem Gesagten sein Bewenden haben. 

Ungern vermisst man eine vergleichende Darstellung der Lage 
and der Schicksale des Institutes in Rheinhessen und Rheinbaiern. 
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Die Lehre von der unbeschränkt obligatorischen Gewerbe- 
gesellschaft nnd von Commanditen. Nach romischem Recht, 
mit Rücksicht auf neuere Gesetzgebungen, Von Jßr. Georg Karl 
Treitschke, Appellationsrath zu Dresden. Zweite durchaus 
umgearb. u. verm. Auflage der Schrift: „Die Lehre von der Er- 
werbsgesellschaft." Leipzig, Reclam sen. % 1844. XIV u. 269 S» 
gr. 8. (geh. 1{ Thlr.) 

Recensirt 

von 

Herrn Professor Jßr. von Buchholtz zu Königsberg. 

Bei dem jetzigen Zustande der Wissenschaft ist es höchst wün- 
schenswert!), dass Jeder, der sie gründlich fördern will, seine Thätig- 
keit nicht zersplittert, sondern soviel als möglich concentrirt. Diese 
Ansicht scheint der Verf. der vorliegenden Schrift zu (heilen, indem 
derselbe seit länger als zwei Decennien seine schriftstellerische Thä- 
tigkeit solchen Disciplinen zuwendet, die von gleicher Wichtigkeit 
für den Kaufmann als für den Juristen sind. Dies beweisen, abge- 
sehen von einem kleinen Programme de renuntiatione societatis etc. 
und einem Aufsatze über Actiengesellschaften sein Handbuch des 
Wechselrechts, seine Encyclopädie der Wechselrecble, seine Lehre 
vom Kaufcontracte, seine Grundsätze vom Commissisionshandel, end- 
lich seine Lehre von der Erwerbsgesellschaft, die vor neunzehn 
Jahren auf 158 Seiten erschien, und deren gänzliche Umarbeitung 
uns hier geboten wird. Einen auffallenden Titel hat der Verf. aber 
seiner Schrift vorgesetzt, und er sucht denselben damit zu recht- 
fertigen, dass der Ausdruek „Gewerbegesellschaft" die societas 
quaesluaria universalis, und der Zusatz „unbeschränkt obligatorisch" 
die Actiengesellschaft ausschliesse, welche beide Lehren in diesem 
Buche ihre Erörterung nicht finden sollen. Jedoch könnte das Wort 
„Gewerbegesellschaft" zu dem Irrthume veranlassen, als fänden die 
Handelsgesellschaften in diesem Buche ihre Erörterung nicht, weil 
Handel und Gewerbe einander entgegengesetzt zu werden pflegen. 
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Wir hätten daher eine andere Ueberschrift, z. B. die Lehre von den 
Societatscontracte viel weniger gesucht und eben so passend gefun- 
den, da auch der Cominanditist ein Gesellschafter, wenn gleich ein 
anomaler zu nennen ist. 

Um den Werth der vorliegenden Schrift richtig zu würdigen, ist 
vor Allem not big, den Zweck sich zu vergegenwärtigen, welchen der 
Verf. hei ihrer Abfassung sich vorgesetzt Er wollte eben so wenig die 
Gesetzgeber darauf aufmerksam machen, was de lege ferenda Noth 
thäte, als esseine Absicht war, eine civilistische Abhandlung zu schrei* 
ben, in welcher man jede über die Societät im Corpus juris vorkommende 
Stelle gründlich interpretirt fände. Von solchen kritischen und exe* 
getischen Erwartungen muss man also abstrahiren* jedoch nicht gänz- 
lich, da einige Fragmente der Digesten theils ausführlicher, theils gründ- 
licher, als gewöhnlich, von dem Verf. Jnterpretirt sind, was nament- 
lich von/r. 5. §. 15. §.16. De tributoria, von fr. 52. §.2., /r.60., /r.65. 
§. 8., fr. 74., fr. 82. D. pro socio und von fr. 16. De re iudicata gilt; 
wohl aber wird kein Gewerbtreibender, kein Handelsmann und kein 
theoretisch-praktischer Jurist diese Schrift, ohne mannigfache Beleh- 
rung empfangen zu haben, aus der Hand legen. Wegen dieser 
praktischen Richtung aber, aus welcher die fleissige Berücksichtigung 
des preussischen und französischen Rechts, so wie die bin und wie- 
der sich findende Bezugnahme auf Oesterreicbs und Badens Gesetz- 
gebung sich erklärt, ist es höchst auffallend, dass der Verf., ein viel- 
jähriger verdienter sächsischer Praktiker, nicht öfter als dreimal das 
sächsische Recht erwähnt hat, worüber er doch am meisten compe- 
tent war, belehrend zu schreiben. Aus jener praktischen Richtung 
erklärt es sich auch, dass der Verf. zwar in der Regel erst das 
gemeine Recht dargestellt, und darauf in besondern Paragraphen 
(§.9>, 17. N 29., 34., 50., 56., 58., 68., 73., 85., 91., 93.) die zu- 
stimmenden oder abweichenden Vorschriften der neuern Landesrechte 
angegeben hat, dass er aber dieses Verfahren nicht in starrer Con- 
sequenz beibehalten, sondern die Abweichungen oder Uebereinstim- 
roungen der neuern Gesetze gewöhnlich mitten in die Darstellung des 
gemeinen Rechts verflochten hat, und zwar in der Weise, dass er 
beim französischen Rechte auch ausdrücklich auf die Praxis der Ge- 
richtshöfe Rücksicht nimmt, wie sie von Malepeyre und Jourdain 
dargestellt wird. 

Im französischen Rechte ist uns die Praxis ganz unbekannt; wir 
können daher nur bei den positiven Gesetzen stehn bleiben. Bei 
deren Darstellung ist es uns aufgefallen, dass S. 113* der Verf. den 
Krit. Jahrb. t D. R IV. Jahrg. IX. H. II. 9 
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Ausdruck des Code de Commerce: pourvoi en Cassation beibehalten 
bat, statt sieb des allgemein verständlichen: Recurs an den Ca&sa- 
tionshof zu bedienen; ferner dass er die iuges im Artikel 1871« des 
Code civil mit Schiedsgericht auf S. 188. wiedergibt, endlich dass er 
ebenda den Artikel 1869. dieses Code, der von einer Gesellschaft 
auf unbestimmte Zeit redet, für eine Behauptung über eine Gesell- 
schaft von bestimmter Dauer allegirt. 

Mehr haben wir zum preussischen Rechte zu bemerken, das bin 
und wieder (S. 94., 95., 220.) sehr gut erklärt ist. Wir müssen zwar 
dem Verf. zugestehn, dass das allgemeine Landrecht für die preussi- 
. sclien Staaten durch das Streben nach grösster Erschöpfung des Ein- 
zelnen ungenQgend geworden; aber nicht alle Vorwürfe des Verfs. 
sind so gerecht wie dieser. So tadelt er S. 19. das preussische Recht, 
dass es den Commanditisten einer ,, Gesellschaft*' ein Capital anver- 
trauen lässt, weil ja doch der Empfänger auch ein einzelner Gewerb- 
treiben der seyn könne; auf der andern Seite erklärt er die Dar- 
stellung des österreichischen Gesetzbuches auch in dieser Lehre für 
„meisterhaft", ungeachtet auch dieses die Commanditisten als ge- 
heime Mitglieder einer Handlungsgesellschaft beschreibt. Eine 
andere Ungerechtigkeit des Verfs. gegen das preussische Landrecbt 
besteht darin, dass er dessen verschiedene Vorschriften nicht immer 
genau distinguirt. So ist die Ansicht des Verfs., als wenn jeder Gesell- 
schafter bei eigner Verschuldung an Verlusten nach preussisebem Land- 
rechte (I., 17., 260.) nur zum Schadensersatze und nicht zu einem 
neuen Beitrage verpflichtet sey, nicht allgemein giltig, sondern auf 
Mitglieder zu beschränken, die vom Geldbeitrage entbunden sind. 
Die vom Verf. S. 49. allgemein verlangte Buchhaltung ist nicht Überall, 
sondern nur bei den Handelsgesellschaften in den preussischen Ge- 
setzen hervorgehoben. Eine Verwirrung der bei Handlungs- und 
andern Gesellschaften vorkommenden Rechtsverhältnisse findet sieb 
auch S. 87. Hat ein Gesellschafter, so sagt das allgemeine Land- 
recht, eigenmächtig ein Geschäft geführt, worüber, trotz der Kennt- 
niss der Societät davon, sie sich nicht erklärt bat, so muss eine 
Handlungssocietät allen Schaden vertreten. Dagegen ist jede andere 
Societät, selbst wenn sie durch die Annahme der Vortheile aus dem 
Geschäfte ihre Genehmigung zu demselben ertheilt hat, nur bis auf 
den Betrag dieser Vortheile den Schaden zu vertreten verpflichtet. 
Der Verf. bat aber das nur bei Handlungsgesellsehaften geltende 
Princip generalisirt. Dagegen bei ausdrücklicher Genehmigung eines 
solchen Geschäfts lässt der Verf. nur diese letzte beschränkte Haf- 
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tung eintreten, obwohl dann die Verantwortlichkeit für allen Scha- 
den eintrat. (A. L.-R. I., 13., 239. vgl. §.144—146.). Auf S. 203. 
behauptet der Verf., nach preussischem Rechte (I., 17., 272.) sey der 
gänzliche Verlast des von den Genossen zusammengebrachten Capi- 
tata unter die Ursachen, durch welche die Gesellschaft „von selbst" 
aufhöre, zu rechnen. Vergleichen wir damit den allegirten Para- 
graphen des Landrechts, so heisst es im unmittelbar vorhergehenden: 
„In diesem Falle findet ein Rücktritt von der Societät Statt"., 
§. 272. „Ferner alsdann (d. h. findet ein Rücktritt Statt), wenn die 
Gesellschaft nicht anders als durch neue Beiträge fortgesetzt werden 
kann." Diese Fälle werden also unterschieden werden müssen van 
den im §.277. aufgezählten, in denen nach ausdrücklichen Gesetzes-* 
Worten „von selbst" die Gesellschaft ein Ende nimmt. Endlich- hat 
der Verf. sogar eine Bestimmung des preussisehen Rechtes zur ge- 
meinen Rechtsvorschrift erhoben. Von den Gesellschaften auf Zeit 
behauptet nemtich der Verf. S. 177., dass, wenn sie nicht dabei zu- 
gleich auf ein bestimmtes Geschäft eingegangen sind, mit Ablauf der 
verabredeten Zeit die Gesellschaft von selbst aufhöre. Allein nach 
römischem Rechte war die Begründung eines Schuldverhältnisses, aus- 
drücklich för eine Zeit eingegangen, unzulässig (fr. 44. §•!./>. 
44. 9 7. Placet ad tempus obligationem constitui non possei §. 3. 
/. 3*, 15. ad tempus deberi non polest) , und es wurde nur für billig 
erklärt, dass dem Schuldner nach dem Ablaufe der verabredeten Zeit 
gegen die wider ihn aus der Schuld Verbindlichkeit anzustellende Klage 
eine Exception eingeräumt werde (fr. 44. §. 1. D. 44., 7. p#st tem- 
pus stipulator vel pacti conventi vel doli malt exeeptione sum- 
moveri potest) ; durchaus also konnte von einem Erlöschen der tem- 
porären Verbindlichkeit ipso jure nicht die Rede seyn, wie sie aller- 
dings das preussische Recht L, 17., 277« anerkennt. 

im Allgemeinen ist die Darstellung de* römischen Rechts höchst 
befriedigend; so namentlich das §. 21. ff. über die culpa und custodia 
Gesagte, wobei nur bisweilen ohne genügende Gründe gegen Hasse 
poleorisirt ist; ferner die treffenden Bemerkungen im §. 46* über die 
exceptio non adimpleti contractus, und die an vielen Orten zerstreute 
Erörterung über die Rechtsverhältnisse der Gemmanditen. Eben so 
ist die Bemerkung S. 181. sehr richtig, dass mit der Uebertragung 
des Verlustes und der Tfaeilung des Gewinnes bei unzeitig gesche- 
hener Aufkündigung der Gesellschaft gar nicht Alles abgethaa sey, 
und dass man Unrecht habe, diese von Paulus im fr. 65. §. 6* B. 
17„ 2* angegebenen Wirkungen, als die einzigen bei der unzeitigen 

9* 
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Reoantiation eines Gesellschafters za betrachten. Allein unrichtig 
versteht 0er Verf. die Worte des Paulus von dem unzeilig renun- 
tiirenden Gesellschafter: socium a se, non se a socio liberat dahin, 
dass jeder einzelne Verlust mit jedem aus andern Geschäften fliessen- 
den Gewinne compensirt werde. Von einer solchen allgemeinen Com- 
pensation sehreibt Paulus Nichts. Im Gegentheile sagt er im citir- 
ten/h 65. §. 3., dass jeder Vortheil aus Geschäften, die der Renun- 
tiant vollführt habe, der Societät und also auch ihm theilweise zu- 
falle, dagegen die mit Verlust von ihm zu Ende gebrachten Geschäfte 
nur als auf seine eigene Rechnung geführt angesehn werden. Eben- 
dasselbe wiederholt er im/r. 17. §. 1. und' setzt noch hinzu, dass der 
Gewinn, welehen der andere Socius mache, diesem allein verbleibe, 
aber der Schade, welchen sein Geschäft herbeiführe, auch vom Re* 
nuntiirenden getragen werden müsse. (Es versteht sich natürlich 
von selbst, dass hier nur solche Geschäfte gemeint sind, die zur Zeit 
der Renuntiation unternommen, aber noch nicht zu Eide geführt 
waren.) Es kann daher hier hinsichtlich des Gewinnes, welchen der 
Renuntiant, und hinsichtlich des Schadens, welchen der andere So- 
cius durch seine Geschäfte herbeigeführt, eine Compensation ein« 
treten; jedoch wirkt diese in einem viel beschränktem Umfange als 
nach der Meinung des Verfs. Denn Dieser will S. 183. den Anspruch 
gegen den Renuntianten „auf antheilige Uebertragung desjenigen Ver- 
lustes gerichtet wissen, der nach Abzug aljes Gewinnes übrig bleibt," 
nnd die Worte: socium a se liberat, nur so zu verstehn, dass der 
Renuntiant während der Contractszeit, wenn bei einer auf Zeit ge- 
schlossenen Societät vor Ablauf der Zeit gekündigt war, nicht auf 
Erfüllung gegen die Genossen klagen dürfe. — Unrichtig sind S. 44. 
die Worte Papinian's im fr. 1. §. 1. D. 22., 1.: si socius communem 
pecuniam invaserit, von einem Gesellschafter verstanden, der zum 
Capital der Gesellschaft gehörige Gelder aus deren Kasse anvertraut 
erhalten oder für sie einkassirt hat; indem ja invadere hier unstreitig 
den Begriff des mente praedonis occupare hat, für welche Bedeutung 
von invadere auch Dirksen in seinem Manuale unsere Stelle citirL — 
Unpassend ist zu der Behauptung, dass der socius wegen zufälliger 
Verluste entschädigt werden müsse, insofern er das Geschäft nicht 
verrichten konnte, ohne sich in die Gefahr derselben zu begeben, 
„gesetzt auch, dass diese Gefahr von den Mitgenossen nicht voraus- 
zusehn gewesen", fr. 67. pr.D. 17., 2. citirt. Denn hier ist nur von 
dem Verluste die Rede, welchen ein Geschäftsführender socius da- 
durch möglicherweise leiden könnte, dass einige socü insolvent sind; 
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also gerade eine Gefahr, welche wenigstens die insolventen Mitge- 
nossen recht gut voraussabn» — Im/r. 76. D. 17., 2. «hersetzt der 
Verf. die Worte: quod observatur, cum ad arbitrum itum est, mit: 
Was gewöhnlich verabredet zu werden pflegt, statt: Was Rechtens 
ist, Was gilt. — Nur anrichtig ausgedrückt hat der Verf. sichS. 117., 
wenn er von dem Inhalte des fr. 6. D. 17., 2. bemerkt, dass „ein 
Schiedsmann " boni viri arbitrio die Antheile bestimmen solle, in« 
dem er selbst kurz vorher es hervorhebt, dass einem der Genossen 
selbst diese Bestimmung überlassen sey. — Dagegen falsch verstan- 
den ist/r.8. §.3. D. 3., 5. Es behauptet der Verf. S. 146., wenn 
Jemand, dem ein Genosse die Geschäftsführung verboten, dessenun- 
geachtet ein Geschäft vollführt habe, so könne er gegen die nicht 
verbietenden soeii seine ganzen daraus herrührenden' Ansprüche „mit 
Einschluss des Theiles, den der Verbietende tragen würde, wenn er 
nicht verboten hätte, geltend machen." Allein seit der Glosse ist 
das allegirte Fragment richtig stets so ausgelegt, dass eine solida- 
rische Verbindlichkeit des nicht verbietenden Genossen hierin nicht 
anerkannt sey, sondern seine prokibitio vim solutionis habeaU Man 
vergl. Brunnemann im Gommentar zu dieser Stelle und die von ihm 
citirten Schriftsteller. — Ferner citirt der Verf. S» 183. das fr. 14. 
D. 17., 2. für den Fall: „wenn der Contract unter einer potestativen 
Bedingung eingegangen ist, und diese nicht erfüllt wird." Aber 
davon ist in dieser Stelle, die von nicht erfüllten contractlichen 
Leistungen spricht, keineswegs die Rede, sondern ihre entscheiden*- 
den Worte lauten so: nee tenebitur pro socio, qui ideo renuntiavit, 
quia conditio quaedam, qua societas erat coita, ei non praestatur. 
Bei Gelegenheit der Bestimmung des österreichischen Gesetzbuches 
§. 1210., dass ein Mitglied von der Gesellschaft aasgeschlossen wer- 
den dürfe, wenn dasselbe die wesentlichen Bedingungen des, Vertrages 
nicht erfüllt, ist der Verf. S. 187. Note 10. zweifelhaft, ob hier Be- 
dingungen im eigentlichen Sinne oder alle wesentliche Vertragspunkte 
gemeint seyn mögen, und er äussert sich dahin : „der deutsche Sprach- 
gebrauch ist hier unbestimmter als der römische." Allein er hat ver- 
gessen, dass conditio, wo möglieh noch unbestimmter als das deut- 
sehe Wort Bedingung, selbst im Titel pro socio im fr. 63. §. 10. in 
einer Bedeutung vorkommt (cum res eonditionem mutaverint), die 
unmöglich mit der einer Suspensivbedingung zusammenfallen kann. 
Dasselbe gilt in den von ihm -S. 194. citirten fr. 19. pr. D. 50-, 17. 
(qui cum aiio contrahit, debet esse non ignarus conditionis eius) 
und fr. 11. §. 5. D. 14., 3. (conditio praepositionis servanda est). 
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Endlich spricht auch gegen de» Verfs. Erklärung, dass von einer 
Bedingung im technischen Sinne nicht gesagt werden kann: conditio 
prae Statur. — Wenn der Verf. S. 191. statt zu sagen: in der Gant- 
erklärung liegt etwas der capitis diminutio media Analoges, sich 
in der Vergangenheit ausgedrückt hätte, so wäre diese Darstellung 
tadellos geblieben. — Dem Bankerotte ist gleich zu achten, so keisst . 
es S. 192. 9 die gerichtliche Erklärung für einen Verschwender. Dieser 
Ansicht können wir weder ans allgemeinen noch aus positiven Grün- 
den beistimmen* Aus allgemeinen nicht: denn die gerichtliche Er- 
klärung moss, wenn sie Sinn haben soll, zu einer Zeit geschehen, 
wo noch zu verschwendendes Vermögen da ist, für dessen Verwal- 
tung ein Gurator bestellt wird, der nun alle Leistungen des socius 
pünktlicher fibernehmen wird, als der leichtsinnig gewordene Gnrande. 
Sehn wir uns aber nach einer positiven Entscheidung um, so finden 
wir keine andere als die vom furiosus socius handelnde <?. 7. C. 4., 
37., worin dem Gurator des Wahnsinnigen gestattet wird, si maluertt. 
Und eben so den sociis, Heere eis renuntiare. Es wird also beim 
Wahnsinnigen nur gestattet, von der Societät zurückzutreten, der 
Wahnsinn hebt nicht ipso iure die Societät auf, und Dasselbe kann 
altfo auch nur von der Prodigalitätserklärung gelten; — Ist die So« 
eietät aufgelöst, so schreibt der Verf. S. 214., so soll Jeder seinen 
Theil an den in der Gemeinschaft bleibenden Activen zwar für sich 
einklagen können,', aber das Erlangte in Aem Falle mit den Uebrigen 
theilen müssen, wenn diese wegen Insolvenz des Schuldners von ihm 
nicht volle Befriedigung erlangen können. Eine solche Tbeilung fin- 
det allerdings aus Gründen der aequitas nach/r. 63. §*5* D* 17., 2. 
bei noch bestehender Societät, nicht aber nach erfolgter Aullösung 
derselben Statt , wo in Beziehung auf die Activa nur noch eine com- 
munio ineidens besteht. Gesetzt die Societät hätte statt Baarzahlong 
von einem Schuldner einen preussischen Seehandlungsprämienschein 
erhalten, den sie nach aufgelöster Societät noch gemeinsam behalten. 
Ihre Hoffnung auf Gewinn schlägt nicht fehl ; er kommt im Oc tober 
mit bedeutendem Gewinn heraus ; der eine Miteigentümer desselben 
zieht in den ersten Tagen des nächsten Januar seine Hälfte ein ; der 
Andere will seine Hälfte erst im Februar erbeben; inzwischen wird 
ile Seehandlung insolvent, und jetzt wollte der ausfallende Mitcre» 
ditor sich brüderlich von dem ersten die Hälfte seines erlangten 
Gewinnes ausbitten : sicher würde dieser sagen : ins vigilantikus 
scriptum est, von einer brüderlichen Th eilung war nur die Rede, so 
lange unsere Societät bestand. — Eben so unrichtig ist auch die 
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vom Verf. mehrmals (S. 207., 214., 215.) ausgesprochene Ansicht, 
dass gemeinsame nomina ipso iure zwischen den Genomen getheilt 
seyen. Denn eine solche sich von selbst verstehende Tbeilong er- 
kennt zwar das römische Recht bei Erbschafts-Forderungen and Schul- 
den» nicht aber bei Societätsobligationen an. — Dia Worte des 
/>. 40. D. 17-, 2. quae per defunetum inchoata sunt> per heredem 
explieari debent versteht der Verf. S. 210* dahin: der Erbe moss der 
Societät Ober das bereits Geschehene Rechnung legen, und sie über 
die Lage der Sache in Kenntniss setzen. Wir leugnen diese Ver« 
pflichtung des Erben keinesweges; nur glauben wir, dass explicare 
hier die Bedeutung von consummare habe, wie diese Stelle auch 
Dirksen in seinem Manuale erklärt. Allerdings kann man mit dem 
Verf. einwenden, dass in sehr vielen Fällen dies dem Erben' nicht 
tbunlicb sein wird; nur mus* man ihm opponiren, wenn er ebenda 
behauptet, dass der Erbe des Gesellschafters auch keinen Anspruch 
an dem ans diesem begonnenen Geschäfte zn hoffenden Gewinn hat* 

Wir schliesiea unsere Bemerkungen mit einer Betrachtung der 
„Coneurrenz der Secietätsgläubiger mit den Privatgläubigern der ein* 
zelnen insolventen Genossen ", wovon der Verf. ausführlich S. 264. ff» 
handelt. Er erklärt sich zuerst gegen die oft aufgestellte Ansicht, 
nach welcher geradezu den SocJeUUgläubigern ein Vorzugsrecht 
vor AdB übrigen Gläubigern zugesprochen wird; er stellt vier Wege 
auf, wie die hier entstehenden Collisionen gehoben werden können, 
and erklärt sieh für den dritten oder vierten Weg, welche beide, 
wie er S. 259. sich richtig ausdruckt , auf Eins hinauskommen, aber 
anf jene von ihm selbst getadelte Ansicht, dass die Soeietälsgläu*- 
biger bei atten Massen, bei jeder insoweit als sie nicht aus den an- 
dern schon Zahlung erhalten würden, loeirt werden; die Massen wer- 
den dann snceessiv veriheilt, und diejenige Masse, welche anf solche 
Welse mehr als den contractmässigen Antheil ihres Gridars gezahlt 
hat, erhält filr dieses Mehr den Regress an die Uebrigen. Gegen 
diese Ansicht spricht insbesondere der Umstand, dass es ganz von 
der Wiükühr des Gläubigers abhängt, welchen von den mehreren 
$ociis er zuerst angreift; die Privalglänbiger des zuerst angegriffenen 
Genossen kommen hier jedes Mal am Besten fort, da ihnen der 
ftegress gegen die folgenden zusteht; die des zuletzt angegriffenen 
kommen am schlechtesten fort. Eiaer solchen Willkühr der Gläu- 
biger darf nicht Raum gegeben werden. Wir entscheiden nns daher 
4b» den zweiten Weg, über den anch der Verf. bemerkt, dass er 
ihm in der Praxis wiederholt vorgekommen ist. Darnach muss in 
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dem Verhältniss, in welchem die Societätsschulden zu der Summe 
aller Privatschulden der sämmtlicben Gemeinschuldner stehn, die ganze 
aus den Societäts- und den Privatgütern zusammengeworfene Masse 
in zwei Theile gespaltet, nnd der eine gebildet aus Beiträgen der 
gedachten einzelnen Massen nach Verhällniss ihrer Grösse, unter die 
Societätsgläubiger nach Verhällniss ihrer Forderungen vertheilt, der 
nach Abzug dieser Beiträge verbleibende Ueberrest jeder einzelnen 
Masse aber (welche Ueberreste zusammen den andern Theil der Ge- 
samtmasse bilden) zu Befriedigung der Privatgläubiger einer jeden 
verwendet werden. Nehmen wir zur Verdeutlichung dieser Ansicht 
folgendes Beispiel. Die Societät habe 400 Activa un<l 500 Passiva; 
ihre drei Mitglieder A., B. und C. haben zu ein, zwei und drei Sechstel 
Antheil an der Societät, A. ferner habe noch 100 Activa und 150 Pri- 
vatschulden, B. 80 Aetiva und 100 Privatschulden, C. 170 Activa 
nnd 300 Privatschulden ; in diesem Falle sollen nach der in der Praxis 
vorkommenden Berechnung, da sich die Societätsschulden zu den 
Privatschulden, wie 500 zu 550, also wie 10 zu 11 verhalten, die 
Societätsgläubiger zusammen ffi und die Privatgläubiger 4+ erhalten, 
und Jene wie Diese sich unter einander die Percipienda verhältniss- 
mässig theilen. Es ist aber hiebet einseitig nur auf die Passiva, gar 
nicht auf die vorhandenen Activa gerflcksichtigt. Daher glauben 
wir, dass durch folgende Modifikation des eben beschriebenen Ver- 
fahrens der Gerechtigkeit näher gekommen wird. Man ermittelt die 
Activa und Passiva der Secietät, und nachdem man erkannt hat, dass 
im vorliegenden Beispiele 500 Passiva und 400 Activa sind, setzt 
man als den Bruch der Perception für die Societätsgläubiger £. 
Darauf ermittelt man die übrigen Activa der soett und deren übrige 
Passiva, und nachdem man erkannt hat, dass 550 Passiva und 350 
Activa sind, so setzt man als den Bruch der Perception ihrer Privat- 
gläubiger ||-. Nun ist aber das Verhättniss von £ zu £§■ wie •£$• zu 
•$$-, oder wie 44 zu 35, und demnach tbeilt man von dem zusammen- 
gerechneten activen Vermögen der Societät (400) und der einzelnen 
(350) -ff für die Societät und 44 für die Gläubiger der einzelnen 
Genossen. Nachdem so die beiden Massen herausgebracht sind, fragt 
es sich, in welchem Verhältnisse bat jeder Genosse bei den einzelnen 
Massen beizutragen? Bei derSocietätsmasse kann kein Zweifel sein: 
nach seinem Antheile an der Societät. Also da die ganze Activmasse 
750 beträgt, steuert A. Tür die Societätschulden | X fj X 750«« 
69 m bei, B. zweimal so viel f X H X 750 = 139 ±ff , nnd C. drei- 
mal so viel 1X4^X750 = 208^, alle Drei zusammen 417 tff. 
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Das Verhältniss der Genossen zu ihren Privatgläubigern aber mos* 
sich so stellen. Da A. 150, B. 100 und C. 300 Privatschulden haben, 
also deren Greditoren wie 3, 2 und 6 zu einander slehn, also ^ 
-jZj. und T 6 T zu bekommen haben, so erhalten die Personalgläubiger des 
<*. t 3 tX4#X750 = 90|£§, ferner die Personalgläubiger des IT. 
A X UX 750 = 60 ■$££, endlich die Personalgläubiger des C. 
•A-X-f4X750 = 18l£H> al,e Personalgläubiger dieser Drei zu- 
sammen 332 •§•££. Auf diesem so modificirten Wege wird stets das 
ganze Vermögen aller socii verwendet, während ohne diese Modifi- 
eation bisweilen ein Genosse trotz seiner Insuffizienz noch etwas 
übrig bebalten kann, wenn er nicht zuerst angegriffen wird. 

Ungeachtet der Verf. sich dadurch als einen mit der Zeit fort- 
schreitenden Juristen zeigt, dass er die Digesteostellen als Fragmente, 
die C od exsteilen als Constitutionen bezeichnet, so befolgt er in seinen 
lnstitutionen-Citaten noch immer die alten, längst als unrichtig nach- 
gewiesenen Ausgaben, in denen die Societät 3., 26. statt 3., 25. ab- 
gehandelt wird; auch hat er in der Wahl der Ausdrücke manches 
Auflallende. So spricht er oft von Mitleidenheit (S. 123. ff.) statt 
von Verlustantheilen, von einem ehemännlichen Verwalter (S. 56.)? 
er sagt stets (S. 103., 137., 238.) das Befu^niss und (S. 183.) die 
Verzicht, und auf S. 164. kommt ein Selbmundiger d. h. ein 
homo sui iuris vor. Auf S. 228. hat der Verf. einen Ausdruck seiner 
frühem Ausgabe jetzt unpassend beibehalten. Es habe, heisst es dor,t, . 
Gensler „neuerlich 44 die Behauptung aufgestellt; und dies ist vor 
fünf und zwanzig Jahren geschehn, im zweiten, 1819. erschienenen, 
Bande seines Archives. 

An Zeichen der Unachtsamkeit bei der Correctur fehlt es nicht. 
Auf S.30. Note 1. steht statt fr. 52. §.7., §.27., S.41. Note 8. st. 
Pardessus, Pardesnes, S. 50. Note 1. st. Hollweg, Holweg, 
S. 106. Note 2. st. §. 261., §. 26.; S. 151. Note 11. sU fr. 13. §.2. 
fr. 14., fr. IB.fr. 14. §.2.; S.164.Z.8. st. eben, oben; S. 186. 
Note 3. st. §. 668., §. 868.; Note 4. st. §. 293., §. 292.; S. 199. Z-5. 
ist hinter Pflichttbeilsberechtigte einzuschalten : welcher von dem Ver- 
storbenen nicht mehr als den ihm gebührenden Pflichtteil erbt ; S. 234. 
Note 7. steht st. §. 538., §. 583. Wegen dieser und mehrerer leicht 
selbst zu verbessernder Druckfehler, wie z. B. protestate S. 190. 
st potestate können wir dem Verf. nicht ganz beistimmen, wenn 
er in der Vorrede seinen Verleger besonders wegen des „correctesten 
Druckes 64 rühmt. 
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Abhandlungen ans dem Lübischen Rechte, Grösstenteils nach 
ungedruckten Quellen. Von JH\ Carl Wilb. Pauli. Dritter 
Theil. — A. u. d. T.: Das Erbrecht der Bluisfreunde u. die Testa- 
mente nach Lob. Rechte. Labeck, Asschenfeldt, 1841. VIII u. 4766; 
gr. 8- (2£ Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1838. S; 735.1T. u. 1844. S. 4«.ff.] 

Recensirt 
von 

Herrn Professor JOr. Paulnen zu Kiel. 

Mit dem vorliegenden dritten Theile hat der gelehrte Verfasser 
seine Abhandlangen beschlossen, die, ihren innern Zusammenhang« 
nach, als ein das Lfibische Ehe- «nd Erbrecht unpassendes Werk 
aoiuseben sind. Dass die Beurtheilung dieses letzten Theils, der 
an Interesse den früheren nicht nachsteht, erst so spät erfolgt, be- 
ruht nur auf Zufälligkeiten. 

v Nach einer kurzen Einleitung zur ersten sich hier indenden 
Abhandlung: „Das gesetzliche Erbrecht der Blutsfreunde," 
in welcher ier Verf. bemerkt, dass die Stadtbttcber aber die Be- 
dingungen des Erbrechts und die Erbfolgeordnung nur ge» 
ringe Ausbeute geben, erörtert er in dem jene Bedingungen enthal- 
tenden ersten Abschnitt, im§. 2. die Frage: »Wer kann beerbt 
werdent" Er wirft hier einen Blick auf das alte gemeine deutsche 
Recht, indem hier nur einige J üb iseh rechtliche Eigentümlichkeiten 
zu bemerken sind, namentlich mit Bezug auf den geistlichen Stand, 
und auf Verbrecher, so wie die Nichtunterscheidung weiblicher und 
männlicher Erblasser. Die §§. 3 — 6. beantworten die Frage: „Wer 
ist erbfähig?" Nach Berührung altdeutscher Grundsätze, narotni* 
lieh auch — mit Beziehung auf die Ebenbürtigkeit — des, dass die 
aus der Ehe mit einem Wenden oder einer Wendinn geborenen Kin- 
der in Lübeck kein Erbe nehmen konnten, weil sie der ärgern Hand 
folgten, und die Wenden für Unfreie galten, erörtert der Verf. be# 
sonders die deutschrechtliche Erb -Unfähigkeit Unehelicher, und 
sucht (und zwar recht überzeugend) darzuthun, dass diese auf dem 
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Maogel einer Familienverbindnng beruhte, nicht aber Folge ihrer 
Rechtlosigkeit war, S. 22.; welcher altdeutsche Begriff sich auch 
gewiss zu der Zeit der Revision des Lübischen Rechts so sehr ver- 
loren hatte, dass, ruhte ihre Erbfähigkeit auf diesem Grunde, kann 
zu begreifen wäre, wie die Revisoren sie noch als geltendes Recht 
sollten vorgefunden haben (S. 25.). Uneheliche konnten aber eine 
rechtlich wirksame Ehe eingehen, und wurden also von ihrer eige- 
nen Sippe beerbt (S. 18.)*). Dass aber auch nur ihre Nachkom- 
menschaft, nicht andere Verwandte Erbrecht nach ihnen hatten, 
nimmt der Verf. auch als ursprünglich Lflbisches Recht an, indem 
noch nicht die ältesten Codices den allerdings schon vor der Revi- 
sion geltend gewordenen Satz enthalten, dass die Unehelichen von 
ihrem ehelich geborenen Parens und dessen Familie beerbt werden 
(S. 17.). Dieses neuere Recht hat das Oberappellations*Gericht ver- 
leitet, den ehelichen Kindern einer unehelich Geborenen dem un- 
ehelich geborenen Bruder derselben gegenüber ein Erbrecht beizu- 
legen (1836*), als wenn nur eine mit der unehelichen Geburt ver- 
bundene persönliche Rechtlosigkeit der Grund der Erbtinfthigkeit wäre» 
während doch Uneheliche auch für Eheliche kein Verwandten-Erbreekt 
vermitteln können« Gleichwie dem altdeutschen Rechte Legitima- 
tion und dadurch entstehendes Erbrecht unbekannt war, so auch dem 
altlQbischen ; jetzt ist aber schon lange die Legitimation durch nach- 
folgende Ehe und durch Rescript anerkannt, obgleich letztere minus 
plena ist, w«nn eheliche Kinder da sind, und auch nur unbeschadet 
der statutarischen Portion (oder der Gemeinschaftsrechte) des andern 
Ehegatten geschieht (§. 5.). Die Erbfähigkeit Fremder ist durch 
Gegenseitigkeit bedingt, so dass z. B. Verwandte von in Lübeck ge- 
storbenen Eheleuten aus den Gegenden, wo längst Leib, längst Gut 
gilt, dort nicht erben, was in Bezug auf Westphalen ausdrücklieh 
ausgesprochen ist, indem diess das Land war, dem Lübeck seine 
erste Bevölkerung verdankt, und von dem fortwährend, nach Zeug- 
niss der älteren Stadtbüeher und Testamente, ein lebhafter Zug nach 
Lübeck Statt fand. Endlich bemerkt der Verf., dass der Grundsatz 
(revid. St. R.I., 4. Art. 2.; IV., 7- A.2.)> dass sich eigenmächtig verhei- 
rathende Mädchen und Wittwen**) ihr Vermögen verlieren, noch gelte. 

*) Unser Verf. kommt also tu einem andern Ergebmgs, all B u d d e in seiner 
1842. erschienenen Schrift „Ueber Rechtlosigkeit, Ehrlosigkeit und Echtlosig- 
keit", Welcher sie für echtlos erklärt (§.15.). In einem von diesem für sich ange- 
führten Magdeburger Sc höffenurt heile findet Pauli S. 19. nur eine irrige Ansicht. 
**) In Gemässhett der grösser gewordenen Selbständigkeit des weiblichen 
Geschlechts gilt diess für Witt wen und mündige Mädchen, deren Aeltern nicht 
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Der zweite Abschnitt handelt „Von dem Verhältnisse 
der Erbrechte anter einander"; die Einleitung dazu §. 7. be- 
rührt die Frage: ob, gleichwie keine besondere Erbfolge in Heer- 
geräte nnd Gerade Statt fand, auch in Ansehung des Wergeides iie 
Schwertmagen nicht bevorzugt waren? Diess ist noch für die älteste 
Zeit anzunehmen; — ein Beispiel, dass bei der im Leben des Vol- 
kes vor, sieh gehenden gewohnbeitiichen Bildung eines Ortsrechts 
noch lange Zeit Sätze des Landrechts, die nicht in streng folgerich- 
tiger Verbindung mit abweichenden stehen, fest gehalten werden. — 
Indem der Verf. auf den Hauptgegenstand dieses Abschnitts über- 
geht, bemerkt er, dass „in jedem einzelnen Erbfalle ein doppeltes 
Fundament des Vorzugsrechts (eines Verwandten vor anderen) in 
Betracht kommt, einmal die Gemeinschaft des Bluts oder die Sippe, 
nnd zweitens die Vermögensgemeinschaft oder Were. u In einer 
wissenschaftlichen Entwickelung sind sie nothwendig zu sondern. Das 
erste Capitel handelt daher von der „Erbfolge-Ordnung der 
Blutsfreunde. u So wie vor J. Chr. Majer Niemand den leiten- 
den Grundsatz der deutschen Erbfolgeordnung vollständig erkannt 
hatte, so hat unser Verfasser die Ehre, der erste zu sein, welcher 
den der Lfibiscben aufgefunden, und diese zn einem wissenschaft- 
lichen Gebäude aufgebaut hat, in welchem alle einzelnen Fälle und 
Entscheidungen der Quellen ihren ordnungsmässigen Platz bekommen. 
Die lübische Erbfolgeordnung ist nämlich wohl mit der allgemeinen 
deutschen verwandt, aber eine ganz eigentümliche Entwickelung 
derselben. 

In der „historischen Einleitung" (§. 8.) bemerkt der Verf. 
über jene, dass das alte reine Lineal -Gradual- System zuerst da- 
durch in ein Schwanken gerieth — was das Eindringen des römischen 
Erbrechts erleichterte — , dass der vollen Geburt ein Vorzug vor 
der halben eingeräumt wurde, der dem altern deutschen Rechte 
wahrscheinlich völlig unbekannt war*), und auch nach dem Sachsen- 
spiegel wohl nur unter Geschwistern und Geschwisterkindern wirk- 
sam wurde, in den unmittelbar an dieses Rechtsbuch sich anschlies- 



mehr leben , in den Holsteinischen Städten Lübischen Rechts nicht. (Allgemeine 
Landes-) Verordnung v. 22. Dec. 1786.; vgl. des Recensenten Lehrbuch des Pri- 
vatrechts der Herzogth. Schleswig u. Holstein. 2. Aufl. §. 127. 

*) Auch dem alten nordischen Rechte, welches übrigens im Erbrechte die 
Nähe der Verwandtschaft nicht nach Linien bestimmt. Vgl. des Rec. Dtss. De an- 
tiqui populorum juris hereditarii nexu cum eorum statu civili. Havniae, 1822. 
§. 18. geg. 
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senden Rechts -Monumenten aber in grosser Ausdehnung hervor- 
tritt*). 

„Beruht nämlich (nach Majer) der Vorzug der näheren Parenfel vor der 
entfernteren auf der quantitativen Differenz der Contanguinität, so ist nicht 
zu verkennen, dass dieselbe Differenz , wie zwischen den einzelnen Paren- 
telen, auch zwischen den vollbürtigen und halbbürtigen Verwandten des 
Erblassers stattfindet, indem z.B. der halbbürtige Bruder des Erblassers von 
des Vaters Seite sich, was die Gemeinschaft des Bluts betrifft, zum vollbür- 
tigen Bruder grade so verhält, wie der väterliche voll bärtige Oheim des Erb- 
lassers. Gleichwohl tritt die halbe Geburt gegen die volle in den Rechten 
und Entscheidungen aus jener Zeit nur entweder um einen halben oder um 
einen ganzen Grad zurück, und von einem absoluten Vorzuge der vollen 
Geburt vor der halben, so dass in einer Parentel die halbbürtigen Verwandten 
erst dann zur Succession gekommen wären, wenn es keine vollbürtige mehr 
gegeben, ist keine Spur anzutreffen " **)... »Bei jener Berücksichtigung 
der geringeren Gemeinschaft des Bluts halbbürtiger Verwandter musste es 
als Inconsequenz erscheinen , einen absoluten Vorzug der näheren Parentel 
vor der entfernteren eintreten zu lassen, besonders aber dieses Vorzugs- 
recht auch den halbbürtigen Verwandten der näheren Parentel zu geben. In 
der Tbat finden wir die alte Parentelen-Ordnung zuerst zum Nachtheil der 
v halbbürtigen Verwandten gebrochen, indem namentlich den Grossältern 
der Vorzug vor. den halbbürtigen Geschwistern gegeben ist (in anderen 
. Rechten Deutschlands). Während nun beiden meisten deutschen Rechten 
die völlige Ausbildung dieses modificirten Erbfolge-Systems durch das Ein- 
dringen des Römischen Rechts mehr oder minder gestört wurde, soistdiess 
bei dem Lübiscben Rechte nicht der Fall gewesen." 
Die Grundsätze des Lübischen Rechts enthält nun der §.9-, und 
zwar stellt der Verf. für das ganz consequent durchgeführte System 
dieses Rechts, welches nur einen relativen Vorzug der Parentelen 
kennt, folgende drei Principien auf: 

I. „Es tritt bei der Erbfolge der Seiten verwandten die entferntere 
Parentel hinter der ihr unmittelbar vorangehenden einen halben Grad zu- 
rück. Also .... der in der näheren Stehende schliesst den in der unmittel- 
bar darauf folgenden Stehenden schon dann aus, wenn er nach Römischer 
Computation in gleichem Grade mit ihm steht. Nach deutscher Computation 



*) Bekanntlich ist der Sachsenspiegel schon sehr lange in dieser Rücksicht 
ausdehnend ausgelegt worden; so auch in einer Holsteinischen Verordnung von 
1762. (vgl. des Rec. Lehrbuch §. 184.). 

**) Hierin würde Rec. auch keine Folgerichtigkeit sehen, und dieser Satz 
hat gewiss nie gegolten. Hat der Halbbruder nur das Blut eines der Aeltern mit 
dem Erblasser gemein, und verhält es sich also zu dem des durch beide Aeltern 
verbundenen Vollbruders wie 1 zu 2: so ist das Verhältnis» des durch fremdes 
Blut nm die Hälfte verminderten gemeinschaftlichen Bluts des Vollbruderssohns 
immer noch = l, und er steht wenigstens dem Halbbruder in Ansehung der Ge- 
roeiuschaftlichkeit nicht nach; aber diese hat sich bei dem Enkel wieder um die 
Hälfte vermindert, und verhält sich also zu der jenes wie \ zu 1. Wie sollte 
denn ein nur halb so stark oder gar ein noch schwächer mit dem Erblasser zu- 
sammenhängender vollbürtiger Verwandter dem halbbürtigen vorgezogen werden f 
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aber schlieiBt der zweite Grad der weiten Parentel den ersten Grad dar 
dritten aus" u. s. w. 

II. „Es tritt nicht nur in derselben Parentel, sondern auch in der Con- 
currenz mit der höheren Parentel, die halbe Geburt hinter der vollen eben- 
falls einen halben Grad zurück" [d.h. ein vollbü'rtiger Verwandter gleichen 
Grades der nächstfolgenden Linie schliesst den halbbürtigen aus]. „Also 
der yorzug des vollen Bluts überwiegt den der Parentel." 

III. „Die Ascendenten oder die Häupter einer Parentel haben eine ver- 
gleichsweise nachtheilige Stellung, indem nicht nur die Aeltern von den 
vollburtigen Geschwistern des Erblassers ausgeschlossen werden, sondern 
auch die höheren Ascendenten in der Concurrenz mit Verwandten des Erb- 
lassers aus einer nähern Parentel von denselben Personen ausgeschlossen 
werden, denen auch ihre Kinder nachstehen." 

„Aus der Combination dieser drei Principiea ergibt sich ganz einfach 
ein System, das ich, im Gegensätze zu dem Majer'schen Lineal -Gradual- 

System, als das Gradual- Lineal- System bezeichnen möchte" 

„Hier nämlich kommt es vor allen Dingen auf Nähe des Grades an, und nie 
kann ein dem Erblasser, dem Grade nach, ferner Stehender, gehöre er 
einer Parentel an , welcher er wolle , den im Grade näher Stehenden aus- 
schliessen. In jedem Grade nun aber geht die nähere Parentel. der ent- 
fernteren vor." 

Obgleich Rec. den Namen bezeichnend findet, und in der Sache mit 
dem Verf. einig ist, so scheint ihm doch theils die Aufstellung der 
leitenden Principien nicht einfach genug, theils drängen sieh ihm noch 
andere Bemerkungen auf. Es ist etwas verwirrend, dass der Verf. 
die römische und deutsche Berechnungsart neben einander stellt*), 
da er doch bei der „Durchführung der Grundsitze" im §. 10. 
die römische Berecbnungsart zu Grunde legt; und mit Recht, da die 
deutsche allerdings dadurch gebrochen ist, dass Vater- und Mutter- 
geschwister Halbgeschwisterkindern vorgehen, S. 64«; aus welcher 
ausdrücklichen Bestimmung, unterstützt von anderen Gründen weitere 
Folgerungen für ähnliche Erbverhältnisse gezogen werden. Er hätte 
lieber gleich im Eingange seines Systems bestimmt aussprechen sol- 
len, dass die Bereehnungsart nach Graden (die, wie das Nordische 
Recht beweist, nicht allein römisch ist), die Grundlage für die Erb- 
folgeordnung der Seitenverwandten geworden wäre, dass aber noch 
einige Wirkungen der deutschen sich erhalten hätten ; hierdurch wird 
die Stellung der Ascendenten erklärt, während der Verf. hierfür ein 
eigenes drittes Princip aufstellt, welches aber mehr seine Ansicht 
über die auffallend ungünstige Stellung der Ascendenten — nämlich 



*) Uebrigens ist sie S. 48. f. fehlerhaft geschehen , indem die hier angefahr- 
ten Verwandten der verschiedenen Parenteten nicht im 5ten und 6ten Grade 
römischer Cemputation stehen, sondern im 4ten und 5ten. 
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nach dem richtigen Verständnisse des Lübiscben Rechts (wonach 
„Aeltervater" Grossvater bedeutet, S. 61.) in Vergleich mit der 
rOmischrechtlichen — ausspricht, als leitend ist. Berücksichtigen 
wir hingegen die Nachwirkung der ursprünglich deutschen Ansichten 
von der Nähe der Verwandtschaft, so erscheint jene Stellung gar 
nicht so, indem schon aus dieser folgt, dass Geschwisterkinder als 
Verwandte der elterlichen Linie, den Grossäitern, als Häuptern einer 
entfernteren vorgehen, und so fort; selbst Aeltern werden nach Ltibt- 
schem Rechte nicht unbedingt von Geschwistern ausgeschlossen, son- 
dern nur wenn diese nicht mehr in Vermögensgemeinschaft mit ihnen 
— abgesondert — sind (wovon später); sonst haben sie noch den 
alldeutschen Vorzug behalten. Rec. möchte daher die Aufstellung 
folgender leitender Grundsätze vorschlagen: 

I. Der Vortritt der Aeltern und Geschwister unter einander 
hängt von dem Bestehen oder Nicht- Bestehen von Gemeinschafts- 
verhältnissen ab. II. Nach ihnen kommen entferntere Seitenver- 
wandte gleichen Grades, nach sog. römischer Berechnung, und ent- 
ferntere Ascendenten in Betracht, doch unter Berücksichtigung alt- 
deutscher Grundsätze in der Weise, dass die Seiten verwandten der 
nähern Linie die der entfernteren und deren Häupter ausschliessen, 
obgleich letztere einen Grad näher stehen, welches diesen nnr den 
Vorzug vor ihren eigenen Nachkommen gibt. HI. Halbbürtige Sei- 
tenverwandte treten einen halben Grad zurück (S. 59* 73.) , so dass 
sie erst nach den vollbürtigen Seitenverwandten desselben Grades 
nnd den genannten Ascendenten berufen werden*), unter sich aber 
nach dem für jene geltenden Grundsatze folgen. 

Für die Anwendung dieser leitenden Grundsätze bedarf es auch 
nur der Bildung dreier Klassen: der der Descendenten, der der 
Geschwister und Aeltern, und der der entfernteren Seitenverwandten 
und Ascendenten, in welcher letzteren naeh den Linien und der vol- 
len und halben Geburt (die auch in der zweiten in Betraeht kommt) 
die Reihefolge zu bilden ist; während der Verf. (§. 10.) für jeden 
Grad der Seiten verwandten eine eigene Klasse macht, deren Grund- 
lage doch nicht richtig ist, weil neben den Seitenverwandten die 
einen Grad näheren Ascendenten zu berücksichtigen sind **). Uebri- 



*) Diess ist in späteren Zeiten, als die einheimischen Rechtsbegriffe ver- 
dunkelt waren, oft von den Gerichten verkannt worden, S. 65. 70. 72. 

**) In meinem Lehrbuche, 2te Aufl. §-. 188., habe ich 4 Klassen gebildet, weil 
nach dem jetzt, wenigstens in Holstein, geltenden Rechte die Ascendenten die 
Seitenverwandten ausschliessen. 
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gens hat der Verf. das Ganze durch einen mitgetheilten Stammbaum 
mit zwei Reihen Seiten verwandten, Yollbürtigen und halbbürtigen, 
anschaulich gemacht, welchen er bei der Darstellung im Einzelnen 
zu Hülfe nimmt. Ais dieser mag noch Folgendes hervorgehoben 
werden. Was die erste, nur Descendenten enthaltende, Klasse be- 
trifft — indem nicht, wie nach einigen deutschen Stadtrechten, neben 
entfernteren die Geschwister in Betraeht kommen — so theilen Kin- 
der aus mehreren Ehen nicht, wie nach älterem Hamburger Recht, 
nach deren Zahl, sondern nach Kopfzahl. Enkel erbten bis zur 
Reichsgesetzgebung nicht neben Kindern, wovon noch in der Abfas- 
sung des revidirten Stadtrechts (II, 2. Art. 1.) eine Spur ist. Wenn 
aber der Verf. (der auch in diesem Theile überhaupt gerne so Viel 
von dem alten Rechte als möglich beleben möchte) noch jetzt, wenn 
Enkel von mehreren Kindern allein stehen, die altdeutsche Theilung 
nach Köpfen eintreten lassen will — wofür er allerdings noch Ur- 
theile aus dem löten Jahrhundert anführt, S. 56. — : so scheint diess 
doch nicht folgerichtig, weil die abändernde Reichsgesetzgebung auf 
römischem Rechte beruht; und da auch alle Gommentatoren sich für 
dessen Grundsätze, als an die Stelle der deutschen getreten, erklä- 
ren, so wird des Verfs. Meinung schwerlich als geltendes Recht an- 
gesehen werden können. Das Missvcrständniss der Revisoren des 
Lübischen Rechts, S.63., Aeltervater nicht in der altdeutschen und 
altlübisehen Bedeutung für Aeltern -Vater zu nehmen, ist auch ohne 
Zweifel an vielen Orten Rechtens geworden, wo sich, wie in den 
holsteinischen Städten, das Bewusstsein der Gradual-Lineal -Erbfolge 
(ebenso wie in den Landbezirken Holsteins das der Lineal- Grad ual- 
Erb folge) gänzlich verloren hat*). Ebenso werden dort Halbge- 
schwisterkinder den Vaters- und Muttergeschwistern nicht mehr nach- 
stehen, S. 64., weil die Holsteinische allgemeine Gesetzgebung ihren 
Vorzug, als noth wendige Wirkung des ihnen eingeräumten Reprä- 
sentationsrechts ansieht. In Lübeck selbst hält man in neuerer Zeit 
wieder fester an dem stadtrechtlichen Unterschiede der vollen und 
halben Geburt, indem ein Oberappellationsgerkhts-Urtheil von 1827., 
gegen eine Entscheidung des Reichskammergerichts aus der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts, den vollbürtigen Oheim dem halbbürtigen 
vorgezogen hat, S. 66* 

Im §.11. erörtert der Verf. das „Repräsentations- 
recht, 4 * und bemerkt, dass die dasselbe einführende Reichsgesetz- 



*) S. des Rec. Lehrbuch §.184.(3.); 187.; 188.(15.). 
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gebung*) schlecht in dasLübiscJie Rech* biueinpaptt,' weil nach Jessen 
Grundsätzen Geschwisterkinder mehreren Verwandten nnebMeben* 
denen das Repräsentatiom»recht sie nnn sogar vorseUt (S, 77,) »Man 
haue daher triftige tyftide gehabt dasselbe nur dann zur Anwendung ;u 
bringen ,wfwx ausser den Geschwistern ie,ine andere Verwandte vor- 
handen waren, weichen die Geschwisterkinder nachstanden, nnd, in-* 
sofern rncbt eine ganz entschiedene weiter gehende Praijs entgegen 
stehen seilte, liessp . sich die bedingte Anwendung des Repräjjenu* 
Uonsrecht noch jetzt rechtfertigen " *% v Jedenfaüi aber isl strenge 
bei der Vorschrift des $QichsschIn?&es stehen 49 Hpitpn/* woneot 
Gescbwisterhinder allein den Ae'tew 1 : »*<** vorgehen-, obgleich fast 
alle Schriftsteller die entgegengesetzte Absiebt sogar m x^virfirten 
Lüb. Recht IL, 2» Art* 7- enthalten finden. Aber die Stelle bann 
diesen Sinn nicht haben, weil sich noch bis 1605* keine entschiedene 
Praxis Ober die Anwendung des Reichsacblunses gehUdeX hatte, nnd 
daher inuss sie, obgleich sehr leicht inisszuverslehen — was aber 
bei der Art, wie die Revisoren gearbeitet haben, niejit auffallen 
kann. — auf folgende Weise verstanden werden; „Stirbt ein ahge* 
sonderte* Kind* ohne weder Leibeserbeq***), noch aqcji Geschwister, 
abgesonderte oder unahgeeonderie, zu hinterlasse ßp vererbt es 
sein Gut aqf die Aelteru*" Pie. Revisoren „hahen ijcb nänilich den 
Fall gedacht, dass nach und nach alle Geschwister niif Tflde abgeben, 
und nun auch das letzte, ohne Kinder zu hinterlassen, verstirbt,".,.,, 
„Ebensowenig wird der Vorzug, den Justiniao #en Kindern von 
VoHge^ebwtstern, auch wenn keine Vo)l,gesebwis|er n^hr leben» vor 
ItaJb^ebwfrtera gegeben hai, nach Lßbiscneni Reicht zur A^wetT 
düng m bringen seif, da von diesem Vorzug der ^ich^ciiluss 
ebenfalls nicht* sagt, nnd es bekanntlich sogar-zwetfeAhaß ist« o|> er 
sieh nach Rtynisebein Hechl, wo die balhbQrljgfii) Gege^win^er iq 
einem ganz ««deren ordo d^feen, als die yoUfrürjÜigen und fcoen ¥&r 
der, auf dem Renräsentationsrechte gründest, ?* j>. $$. Zwar find ajg 
meisten Scfcriftoelleyr der eatgqgengefie^fce* j^einupg, 4ffib wHüf 
Anderen nicht Stein; *>er for Yvf»i H*d«** ßf ig«grjin4^e P«r 
denke» g£ge» ein Senats- Attest ephe^t* bezweifelt e>e fy§t$ Praxis 
hierfür, und schlägt einen „Mittelweg vor, der nicht »0 weit von 



*) Uebrigens ist ei bemerkenswerth, d$ss sich alte Beispiele von vertragf- 
mässiger Einführung eines Repräsentationsrechts selbst unter entfernteren Sei- 
tenverwandten finden; so in einer Stadtbnch-rnscription von 1520., Arnnertc. 180. 
**) In Holstein indessen nach dem Obigen doch nicht. 
***) Also nicht Leibeserben der Geschwister. 
Krit.Jahrb.tD.RW. Jahrg. IX. H.H. 10 
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dem Lübisehen Erbfolge -Systeme abführt, nämlich die Kinder tob 
Vollgeschwistern, wie es nach Sachsenrechte von jeher geschieht, 
nnd nach anderen Rechten bei Einführung des Repräsentationsrechts 
geordnet ist, zugleich mit den flalbgeschwistern erben zu lassen, 64 
S.84.*). ,,üeber die Verkeilung der Erbschaft," §. 12., 
kann noch bemerkt werden, dass deutsch rechtlich« Ansichten dazn 
beigetragen haben mögen % dass der Reichssehlnss von 1529. sich 
für die Kopftheilnng unter lauter Geschwisterkindern entscheidet **). 
Hierauf S. 88. ff. folgt das zweite Capitel: „Einfluss der 
Were auf die Erbfofge", worin gezeigt wird, „in welcher Weise 
die Ordnung der Sippe durch die Were gebrochen wird'S S. 40. 
„lieber den Begriff der Were", §. 13., bemerkt der Verf., dass, 
weil das Wort in seiner ursprünglichen Bedeutung: befriedetes Grund- 
stfick, för das so mannicbfalttg gewordene städtische Vermögen nicht 
mehr- ganz entsprechend war, das in der Were Sitzen seit dem 
löten Jahrhundert durch den Ausdruck, im Samend« sitzen, als 
„Bezeichnung einer dem Eigenthume nach ungetheftten Gemeinschaft 
ererbten Guts 44 ersetzt worden sei. Im §. 14. wird der „Einfluss 
der Were in der ersten Ciasse" erörtert. Der allgemeine 
Grundsatz: Was in der Were verstirbt, das erbt wieder an die Were, 
zeigt sich hier darin, „dass wenn von mehreren Kindern, sei es aus 
einer Ehe oder aus verschiedenen, eines oder das andre mittelst 
völliger Absonderung aus der Were geschieden ist, die beim Tode 
des Überlebenden Parens in der Were sitzenden Kinder (oder Enkel, 
S. 101.), mit Ausschluss jener die alleinigen Erben sind." Der Verf. 
erörtert, S. 97. f., das schon im zweiten Theile seiner Abhandlungen 
Vorgetragene weiter, dass nämlich das alte Löbische Recht, nach 
dem Zeugnisse der Stadtbücher einen Unterschied machte zwischen 
der Abfindung einzelner Kinder zu Lebzeiten beider Aeltern aus 
deren Vermögen, und der, nach dem Tode eines derselben, aus dem 
auf den Ueberlebeuden nnd die Kinder fallenden Sammtgute; in 
jenem Falle verlor das Kind nur das Recht nach dem Tode des einen 
Parens von dem Ueberlebeuden seinen Erbtheil zu fordern, während 
es nach dem Tode beider Aeltern, unter Gonferirung des von ihnen 
Empfangenen, mit den in der Were gebliebenen Kindern (wie naeh 

*) Am dem oben angeführten Grunde geht diess doch wohl in den Hol- 
- teinischen Städten Lübisehen Rechts nicht an. 

**) Ausser den von dem Verf., An merk. 194., im Gegensats des Lübisehen 
Rechts angefahrten Beispielen von halbachiedlicher Theilung der Erbschaft anter 
väterlichen und mütterlichen Seiten verwandten finden sich noch andere in des 
Rec. Lehrbach §. 193. (14.). 
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dem Sachsenspiegel) zur Th eilung gehen konnte, während das spätere 
Recht (wie andere beispielweise S. 100. angeführte Stadtrecbte) keine 
Einbringung gestattete*). Der Verf. bringt aber aus Lübiseben 
Rechtsquellen keinen Beweis für seine den sonstigen Grundsätzen 
über Gollation widersprechende Annahme (S. 96«) bei, dass das Em- 
pfangene nicht eingebracht zu werden brauchte, wenn es ohne Schuld 
des Empfängers verloren gegangen sei. Uebrigens hat der Verf. 
noch bemerkt, S. 92;, dass in älteren Zeiten, da die spätere thtiU 
weise (auch \m 2 ton Theile erörterte) Absonderung unbekannt war, 
eine andre vorkam, die sieb auf den damals noch bedeutenderen Un- 
terschied zwischen Mobiliar- und Inimobiliar- Vermögen bezog, so 
dass Kinder oft nur von jenem abgesondert wurden. E ad lieh wird 
noch nachgewiesen, S. 101., dass der Vorzug von unabgesonderten 
Kindern nur in Ansehung des Gesammtguts Statt fand, nicht in 'An- 
sehung des etwanigen Sonderguts des Parens. 

Im §. 15. „Einfluss der Were in der zweiten Classe" 
stellt der Verf. einen solchen auf: 1) im Verhältnis« von Verwandten 
dieser Classe zn Verwandten der ersten, indem er eine Stelle aus 
dem alten Lfibischen Rechte anführen kann, die man wohl am ein- 
fachsten mit ihm so auslegt, dass dem Erblasser seine Enkel nur 
dann folgen, wenn er keine Geschwister hat, die noch mit ihm im 
Gesammtgute sassen, sondern diese alle abgesondert waren. Der 
Grundsatz: was in der Were verstirbt, das erbt an die Were, be- 
wirkt also, dass die allernächsten Verwandten von der folgenden 
Classe ausgeschlossen werden, alsdann nämlich, wenn, was hier vor« 
ausgesetzt werden nrnss, das Kind eines der Geschwister i bei seiner 
Verheirathung gänzlich abgesondert worden war. Diese Nachsetzung 
der Kinder und Enkel zu Gunsten der im Gesammtgute sitzenden 
Geschwister scheint aber doch als eine zu strenge ond einseitige 
Folgerung aus dem Grundsatze der Were angesehn worden zu sein, 
und da jene Stelle zur Noth auch so ausgelegt werden kann, dass 
die Enkel, obgleich sie abgesondert sind, dennoch den Geschwistern 



*) Der Unterschied erklärt lieh wohl aus dem wirklichen Gesammt ei gen - 
th ums -Verhältnisse zwischen den*Kindern und dem Ueberlebenden, 90 dass ein 
abgesondertes als völlig befriedigt rucksichtlich seiner Eigenthums- Ansprüche 
erschien , während eine Absonderung bei beider Aeltern Leben nur als eine beson- 
ders grosse Aussteuerung angesehen wurde, und als eine im Voraus geschehene 
Erbschafts* Abfindung, wenigstens in Ansehung eines (nach dem Tode des zuerst 
Sterbenden der Aeltern in Betracht kommenden) Theils des Vermögens. Die 
vielleicht während der Ehe in immer gleicheren Umfange mit der nach Auflösung 
derselben vorgenommene Abfindung mochte bewirken, dass jene all mal ig, wie 
diese, behandelt wurde. 

10* 
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vorgehen, and die Revisoren sie (IL, 2« Art. 28.) so anfgefasst haben: 
so müssen wir wieder diese neuere gesetzliche Anslegnng (die doch 
absichtlich onf dem Grundsätze geben t sein bann, dass die Were- 
Verhältnisse nar unter Verwandten derselben Csasse in Betracht kom- 
men sollen) gegen die wissesuchnftlicb-Justorische in Schatz nehmen, 
während der Verf., dieser xo Liebe, jene ohne Weiteres bei Seite 
setzen wilL Auch verlieren die Geschwister eigentlich Nichts von 
ihrem Gute, indem ihr Bruder sich ja vor der Verheirathang seines 
£indes mit seinem Aatbeti von ihnen hatte absondern können., und 
sie abdanu durch seine Nachkommen immer ausgeschlossen worden 
wfir,en. Diese müssen sich aber natttr(iefc in dem vorliegenden Falle, 
bei der Ermittelung der Erbmasse ans dem Gesammtgute Das, was 
sie van jenem Gesammteigenthilmer bei dar Absonderung bekommen 
haben, anrechnen lassen. Was 2) den Ejafinss der Were in den 
Erbverhältnissen der in derselben Glasse stehenden Verwandten be- 
trifft, so sagt der Verf., S. 108., dass VeUgeschwjster., auch wenn 
sie mit dem Nachlebenden der Aeltern in der Were sitzen, diesen 
van dem Nachlasse eines von ihnen ausscbliessen^; dann es üaHe ihm 
bei wirklich erfolgender Tbetlang nie mehr als die Hälfte des Sammt- 
gnts zu; aber dass ihn diese zufallt, spricht gegen denselben, in- 
dem es beweist, dass der ideelle Theil des Verstorbenen an der 
früheren Häufte nicht an die Geschwister allein, sondern an die ganze 
Were erbt. Dsess gilt denn auch von dem Falle, wenn Halbge- 
schwister in diesem Verhältnisse sind *). Cebrigens haben die Re- 
visonen (IL, % A. $*) das Erbverhältmss so anfgefasst, dass der 
Nachlebende der Aeltern der Erbe sei — was jetzt, bei der herr- 
schenden theilwaisen Absanderang .der Kinder besonders wichtig ist, 
indem diese, wenn nur eine selche Statt gefunden hat, nicht für 
abgesonderte, im Sinne des Lübischen Recht*, geHea **)• Der Verf. 
tadelt die Revisoren, aber in der Wirkung ist es den Geschwistern 
mmachtheilig, weil nach lübischrechtlichen Grundsätzen Erwerbungen 
des Ueberlebenden dem Gesammtgute zufliessen, und also bei einer 
dereinstigen Absonderung der Geschwister des verstorbenen Kindes 



*) Dei Verfg. abweichende Ansicht scheint nicht durch die beiden Abgeführ- 
ten Rechtfälle bewiesen zu werden, indem iie wohl so ve^itsnden werden 
müsien, dasi, wenn alle Kinder mehrerer Ehen abgesondert sind, aber 
dieselben, oder einige von ihnen noch in ungetheilten Gütern sitzen , selbst 
Halbgeichwiiter einet im Geiammtgute Sterbenden die Aeltern auASchlieasen, 
diete aber den Vorzug haben, wenn jene lieh alle an« einander gesetzt haben 
(„alle gescheden weren", An merk. 256.). 
**) Vergl. dei Rec. Lehrb, §. 188. (9.). 
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• 
mit getheilt werden müssen*) (wie dies» anek ber einer endern fie* 

tegenbeit bemerkt worden ist, S. tl(fc 112.). Nur wenn das ve** 
storbene Kind ausser seinem Antbeüe an dem Sammtgate Sontocgat 
Matte, maekt es einen Unterschied, ob die Geschwister vor dem 
Nachlebenden znr 'Erbschaft berufen werden, indem sie alsdann jemes 
Sondertet ausser ihrer HftHle kitten, Aber dass die Geschwister 
nicht da» Recht der Ausschliessung gegen Vater und Mutter haben* 
«fafitr hatten die Revisoren in der That alte Reebtssatzungtm **). 
Auch spricht hierfür der von dem Verf. S. i£9* seibat angefahrte 
Satz, dass der Ueberlebende sein einziges in der Were sterbendes 
Kind mit Ausschluss der abgesonderten Geschwister desselben beerbt. 
Wenn aber (S. 110.) bei dem Tode eines einzigen abgesonderten 
Kindes die Vererbung seines Nachlasses an die Were angenommen 
wird, so kann sich Rec. hiervon nicht überzeugen, sondern muss der 
Meinung sein, dass siebt bloss nach dem revidirten Beeilte IL, 2. 
A. 7. (S. 123»)* sondern auch nach älterem ***) die nicht abgesonder- 
ten Geschwister allein erbten, wodurch sie also ein Sondergut neben 
ihrem Antbeii am Gesammfgute bekamen. Diese Zurücksetzung der 
Aeltern ist ja überbauet dem Gent der Lübtsebe» Verwandten -Erb- 
folge gemiiss. Die beiden von dem* Verf., Anmerk. 248«, ans den 
Stadtbüchern für seine Ansieht angeführten ReohtsÜHe scheinen Rec. 
nicht hinlänglich beweisend, indem der erste von einer besonders 
bedingten Absonderung eines Kindes handelt, und ans dem zweiten 
nicht mit Bestimmtheit zu ersehen ist, ob das Kind ganz abgeson- 
dert oder nur ausgesteuert worden war.' Weil im Verhältnisse der 
Geschwister unter einander abgesonderte von der Erbschaft eines 
Unabgesonderten durch andere Unabgesonderte, selbst halbbürtige, 
ausgeschlossen werden, Sl 122., so kam es vor, wie S. 115. nach- 
gewiesen wird , dass Kinder sich bei der Absonderung ihr künftiges 
Erbrecht in Beziehung auf ihre Geschwister ausdrücklich vorbehiel- 
ten. Es wird aber auch nachgewiesen, dass Geschwister sich unvoll- 
ständig von einander absonderten, z. B. in Ansehung der Nötzungen, 
was, wenn es gegen Dritte, z. B. Gläubiger wirksam sein sollte, 



*) S. desVerfs. Ehel. Erbrechte §. 29., und meine Recenslon in «fiesen 
Jahrb. 1844. H.1.& 59. f. (wo au lesen: Recht des Beitits es., statt: Besitze»), 
**) Segeberger Codex im Corpus Statut. Hots. Art. CCXXIV.; bei Hach 
Cod. II. Art. CCLXXIX. Zwar steht dien« nur in dem Theite des Codex, der 
Hamburger Recht ist (S. 21. 259.); aber diess wird in Lübeck Einfluss bekommen 
haben. 

***) Dien tagen doch nach dem einfachsten Verständnisse die von dem Verf. 
(263.) angeführten SteUen. 



Digitized by 



Google 



156 Pauti, Abhandlungen aus dem Lübischen Rechte. 

* 
vor dem Rathe geschehen roosste, oder in Ansehung gewisser Th eile? 

des Guts, so dass sie mit Bezug auf die anderen fftr unabgesonderte 
Geschwister galten , und voHstftndig abgesonderte von der Erbschaft 
ausschlössen. Bei dem Tode dieser unterscheidet sich aber das ältere 
dadurch von. dem neueren, dass nach jenem ihre Erbschaft sowohl 
auf Unabgesonderte als auf Abgesonderte fiel. Ursprünglich also sah 
man nur die im Sammtgute Sitzenden als in einer besonders engen, 
andere Geschwister abschliessenden Verbindung befindlich an, nicht 
hingegen Abgesonderte unter einander, abgesehen von dem Falle, da 
zosammen Abgesonderte auch noch in einem ungeteilten Sammtgnte 
sassen, S. 114. Der spätere gegenseitige Erbvorzug Abgesonderter 
iberhaupt ist demnach eine weitere Rechtsentwickelung, die bloss 
auf analoger Anwendung des für das Verhältniss der Unabgesonderten 
Geltenden beruhte. 

Der §. 16. hat die Ueberschrift : Einfluss der Were in den 
weiteren Classen, während Ree., nach seinem oben gemachten Vor- 
schlage , hier von der dritten Glasse sprechen würde. Der Verf. er- 
innert an die Sätze, dass nnabgetheilte Enkel nicht ausgeschlossen 
werden (§. 14.), und eben so wenig Kinder von Geschwistern des 
Verstorbenen, die mit demselben im Sara rotgut sassen (§.15.). Daher 
ist die Bestimmung im alten Lübischen Rechte folgerichtig, dass, ob- 
gleich nach seiner Erbfolgeordnung der Sippe Halbgeschwister Voll- 
geschwisterkindern vorgehen*), diess Verhältniss durch die Wir- 
kungen der Were umgekehrt wird. Nach' eingeführtem Repräsen- 
tatioasrecbte gehört, selbst nach des Verfs. oben angeführter Auf- 
fassung desselben, der Fall in die zweite Klasse. Aber die Wirkung 
der Were kann sich auch noch in unsrer dritten Klasse zeigen, nament- 
lich ist eine ausdrückliche Entscheidung dafür da, dass, vermittelst 
jener, Geschwisterkinder unter einander in einem näheren Erbver- 
hältnisse stehen,' als der halbbürtige Oheim zu ihnen; ohne diess 
würde er sie ausschliessen **). „Üeberall, wo Sammtgutsverhältnisse 
Statt finden, ist die Erbfolge nach Geblütsrecht ausgeschlossen, jene 
bilden ein besonderes, näheres Fundament, erst wo es mangelt, kom- 
men die „„rechten Erffhahmen"", die einen Gegensatz bilden gegen 
die Samratgutsberecht igten, in Frage, S. 129. Uebrigens hat seit dem 
Abkommen der gänzlichen Absonderung der Unterschied seine Wich- 
tigkeit verloren. 

*) Nach dem am Ende des Buchet mitgetheilten Stammbaume wurde der mit 
4 Bezeichnete dem 5. vorgeben. 
**) Siehe a. a. O. der 9. und 11. 
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Dritter Abschnitt. „Von dem Erwerbe einer Erbschaft, 
der Geltendmachang und den Wirkungen derselben." I« 
§. 17. ist ausgeführt, dass der altdeutsche Grundsatz über den Er- 
werb nicht durch die Verordnung über die Todeserklärung abwesender 
Personen v. 30* Dec. 1829. verändert worden sei; erst durch letz- 
tere sind über die „Constatirung des Todes des zu Beerben- 
den" (§. 18.) f wenn er verschollen ist, für Lübeck feste Regeln ge- 
geben worden. Die „gesetzliche Frist der Ansprache" (§.19.) 
während welcher der Erbe sein Recht geltend machen rnuss, ist auch 
hier die LübischrechtHche von 366 Tagen; wie aus Urkunden schon 
des 14ten Jahrhunderts dargetban wird. Muss aber ein öffentliches 
Proclam ergehen, so wird hierin, zufolge entschiedenen Gerichts- 
gebrauchs die Frist auf die sächsische von Jahr und Tag gestellt. 
Im §. 20. „Vom Beweise des Erbrechts" wird bemerkt, dass 
dieser in einer Zeit, die keine Kirchenbücher und keine Proclame 
kannte, misslich war» Er geschah durch Zeugen, die aber nicht mit 
dem Beweisfübrer in Sammlgutsverhältnissen stehen durften, und übe,r- 
diess half man sich durch Sicherheitsstellung (die durch Bürgen ge- 
schehen konnte) für den Fall, dass unbekannte nähere Erben oder 
Miterben sich einfinden- sollten. Der Verf. erklärt ans dem Testa- 
mentsrechte, S. 142. 9 die beibehaltene Form der „Nächstzeugnisse", 
womit aber jetzt auch Urkundenbeweis verbunden ist. Auswärtige 
Erben hatten in älterer Zeit von ihrer Obrigkeit „Toversicbtsbrewe", 
„literae credentiales" an den Rath von Lübeck zu erlangen, 8. 139» 
Aus §.21. „Von der Wirkung des Erwerbs der Erbschaft " ist 
besonders hervorzuheben, dass der Verf. schon aus Urkunden des 
14ten Jahrhunderts nachweist, dass der Erbe auch mit den Grund- 
stücken den Gläubigern des Erblassers verhaftet war, aber nicht mit 
seinem eigenen Vermögen; welcher altdeutsche Grundsatz sich noch 
in Lübeck erhalten hat, daher hier von keinem beneficium Inven- 
tar ii, die Rede sein sollte. Eine Ausnahme findet nur Statt, wenn 
der Erbe einen überschuldeten Nachlas« ohne Weiteres an sich genom- 
men hat, ohne den Belauf desselben nachweisen zu können. Uebrigens 
war der Beweis nach todter Hand im älteren Rechte schwerer. End- 
lich macht der Verf. es in dem §.22. „Recht desFiscus auf erb* 
lose Güter" wahrscheinlich, dass die Stadt dieses gegen die Mitte 
des 14ten Jahrhnderts erworben habe, wohl als Folge der völligen 
Erwerbung der Gerichtsbarkeit, „da das Recht des Landesherrn auf 
erblose Güter in den älteren Rechtsquellen eben als Ausfluss seiner 
richterlichen Gewalt erscheint." 
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Hierauf folgt, S- IM.v der fcWeiMr Gegenstand des Bachs : Die 
Testamente. Der §. 1. gibt ab Efinieitang reehtsgesebrchtllch& 
Untersuchungen ober das Aufkommen derselben In Deutschland. Der 
Verf. Ist der Ansicht, dass nicht sowohl ein rechtlicher Grundsatz, 
als vielmehr die Sitte gegen letztwüKgc Verfügungen gewesen sei, 
lind erklärt sieh daher sowohl gegen Albreeht, als gegen Beseter, 
obgleich er die Ansieht dieses ffir miirder bedenklieh halt als die 
jenes. Diese fallt mit dem, besolden froher als natorrechtKch ao& 
gestellten Satze zusammen, dass Niemand über das Leben hinaas 
seine Verhältnisse beherrschen kttnne. In dem s. g. Naturzustände 
mag das wahr sein, aber es gehört ohne Zweifel zn Ar vernünftigen 
Entwicklung der menschlichen Verhältnisse, dass dem Vernonftwesen 
diis Recht wird, ein noch nach seinem Tode wirksames Unheil zn 
hüben über die vernünftigste Anwendung seines Nachlasses , insoweit 
nicht andere bürgerliche Verhältnisse entgegenstehen *). Ein solches 
war aber in dein germanischen Rechtsznstande Tange die, für diesen 
mrth wendige, enge Pamilienverbindnng nnd das hierauf berohen de 
gesetzliche Erbrecht. Sie würde wohl noch länger, als es der Palt 
gewesen ist, das Entstehen nnd die allgemeinere Benutzung eines 
eigentlichen letzwilligen VerfBgtmgsrechts gehindert haben, wenn 
nicht das canonische Recht gewesen wäre, welches einen Einfhiss des 
Römischen Rechts vermittelte schon vor der Zeit, als derselbe all- 
gemein wurde. Der Verf., welcher hierauf am Ende des §. kommt, 
hätte diess wohl mehr in den Vordergrund stellen sollen. Dass, wie 
er durch viele Beispiele darthut, Bestimmungen Aber Testamente be- 
sonders früh in Stadtrechten vorkommen, erklärt sich leicht daraus, 
dass hier die FamfKenverhindung am frühesten ihre überwiegende 
Wichtigkeit verlor**). Indem wir aber annehmen, dass die Entste- 
hung des Testamentsrechtes unter den germanischen Volkern durch 
das fremde Recht Verfrüht sei, lässt sich allerdings ein Kampf dieses 
mit dem noch nicht auf diese Stufe gekommenen einheimischen Rechte 
— welchen der Verf. läugnet, S. 173. — nicht verkennen, da hierauf 
die meistens verbotsweise abgefassten Bestimmungen der Rechte hin* 
deuten, Erbgüter, oder andre Güter über einen gewissen Grösse theü 
hinaus zu vermachen. Eine Steile iea candnischen Rechts***) zeigt 

*) Schon in den Sagas, welche ja die Urzeit Nordischer Rechtszustände 
Zeigtfn, kommt vor, dass der Sterbende von seinen Sachen wenigstens unter 
Verwandte Manches vertheilt. S. z. B. Viga Glums Saga Cap. 6.; VtUnwdmel* 
Saga Cap. 27. Vgl. Gans Erbrecht IV. S. 520. 
**) S. des Hec. angeführte Düser t. §. 26—28. 
***) Cap. 2. X. De contue ludine f /., 4 .). 
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selbst, dass m Dänemark letztwillige Vergabungen an Ate Kirche, ob- 
gleich unter ähnlichen Formen als tinter Lebenden vorgenommen, an- 
gefochten wurden. Weber es aber kam, dass noch neben den in 
Gebrauch gekommenen Testamenten die eigentümlich deutschen Ver- 
gabungen auf den Todesfall sich lange erhielten , erklart der Verf., 
S. 174. f., dadurch, dass die Vergabungen nicht bloss wegen der ün- 
'widerrtitifchkeit ein sichreres Recht gaben, sondern auch von den 
Erben, welche 2ur Zeit des Todesfalls die gesetzlichen waren, nicht 
angefochten werden konnten 4 ')« wenn diess von den zur Zeit der Auf- 
lassung nächsten nicht geschehen war. „Besonders mussten bloss 
fetztwillige Verfügungen in einer Zeit bedenklich erscheinen, wo die 
Frage, was und wie viel dem gesetzlichen Erbgange entzogen wer- 
den dürfe, einer bestimmten Entscheidung ermangelte." * 

Im §. 2. „Von den Vergabungen von Todes wegen nach 
Lübischem Rechte" bemerkt der Verf., dass das dort in den Äl- 
testen lateinischen Rechtsaufzeichnungen wohl nur diese hedeute, 
auch seien sie in das revidirte R. I. Tit. 6* u. 9. (obgleich nicht unter 
jenem Namen) aufgenommen, und nie ganz ausser Gebrauch gekom- 
men, indem sie nodrtjetzt zwischen Bf ann und Frau vorkämen. Wah- 
rend andere Urkunden^ Sammlungen vorzugsweise Vergabungen zu 
Gunsten der Kirche enthalten, finden sich solche, mit Ausnahme einer 
einzigen, in den Lflbischen Stadibüchern nicht, weil eine Zuwendung 
von Grundstöcken — dem gewöhnlichsten Gegenstande der Verga- 
bungen — an Kirchen und Kloster nicht erlaubt war. Der Verf. er^ 
gänzt hier die von ihm im 2ten Theile der Abbandlungen **) zum Ebe- 
rechte mitgetheilten Beispiele durch andere, namentlich auch von 
Vergabungen des ganzen Vermögens („coram Ubero", »coram con- 
sifto"), und weist auch hier nach, dass der, welchem die Vergabung 
geschieht, sofort eine Gewere erhält, indem zur Weiterabertragung 
des Rechts Auflassung gehört. Die Vergabungen von Mobilien, wenn 
wir „von den Geschäften absehen, wo Einer dem Andern eine Summe 
Geldes gegen Constituirung einer bestimmten Leibrente oder gegen 
die allgemeine Verpflichtung des lebenslänglichen Unterhalts fibergibt, 
sind vor dem löten Jahrhundert sehr selten, und finden sieb nur in 
der Form von Verschreibungen auf den Todesfall " (doch öffentlich 
beglaubigt z. B. vor einem Ratbmanne und dem Notar ins civitatis), 
auch schon bei Eingehung von Ehen. „Solche Verschreibungen 



*) Da« Citat mm *em Hamburger SUdtrecht in Aaftierk. (54) ist unrichtig. 
**) Vgl« die Recemion denelben in diesen Jahrb. 1844. S. 50. 



Digitized by 



Google 



154 Pauli, Abbandlangen aas dem Lübischen Rechte. 

kommen immer häufiger vor, und nicht übereinstimmend mit dem 
Resultate neuerer Untersuchungen, umfassen sie nicht nur mit den 
Mohüien auch Grundstücke, sondern haben auch ganze Vermögen 
zum Gegenstande, ohne dass in dem einen, wie in dem andern Falle 
von geschehener Auflassung vor dem Rathe eine Spur sich findet." 
Sollte hier nicht ein Einfluss der nicht Gerichtlichkeit erfordernden 
Testaments - Errichtung zu erblicken sein? Zn dem Lübischen 
Testamente führt uns der §. 3., in welchem ,,von dem Alter* 4 
desselben gehandelt und nachgewiesen wird, dass Testamente schon 
im 13ten Jahrhundert gebräuchlich waren, indem sie sich in den 
lateinischen Rechtsaufzeichnungen anerkannt finden, aus denen man 
aber zugleich siebt,, dass die eigentbümlich Römischen Ansichten 
keinesweges durchgedrungen waren*); denn Was im Testament nicht 
vergeben ist, fällt an die gesetzlichen Erben. „Mit dem Jahre 1289. 
beginnt die Reihe der zu vielen Tausenden auf der öffentlichen Re* 
gistratur aufbewahrten Original-Testamente , deren vollkommen feste 
Formen anf ein höheres Alter des Instituts scbliessen lassen. " Auch 
ist „im 14ten Jahrhundert, intestatus decedere, in der Kanzleisprache 
der übliche Ausdruck." Der §. 4. „Wer kann testiren?" zeigt, 
dass das 18te Jahr, als »anni dücrelionis", „mündige Jare" (wie 
auch aus Pupillar- Substitutionen hervorgeht) bei Männern erfordert 
wurde, welches der Verf. auch noch jetzt als geltend ansieht, ob- 
gleich dasselbe nicht im revidirten Stadtrechte vorkommt. Dieses hat 
(I., 7.) vielmehr die schon vor demselben erlassene Bestimmung, dass 
zu allen öffentlichen Handlungen (also auch Vergabungen) und zur 
Uebernahme von Verpflichtungen das Alter von 25 Jahren nöthig sei 
(welche Ausschiebung der Mündigkeit der allgemeinen Entwicklung 
des VormnndschaftsrechU entspricht**). Indessen begreift diess nicht 
nothwendig Testamente, und da der Von diesen handelnde lste Titel 
des 2ten Buchs über das Alter ganz schweigt: so darf im Zweifel 
wohl das alte Recht als fortbestehend angesehen werden, gegen 
Mevius und Stein. Die von jenem angenommenen römischrecht- 
lichen 14 Jahre haben sich doch in Holstein geltend gemacht***). Das 
jedem altern Rechtsleben so sehr entsprechende Erfordernis der Kör- 



*) Auch zeigen Urkunden , S. 401., datt Jemand sich zu letzwilligen Gaben 
verpflichtete; was um so eher für rechtlich möglich gehalten werden mochte, als 
man sich auf den Todesfall zu binden durch die Vergabungen gewöhnt war. 

**) Vergl. deg Rec. Lehrbuch des Privatrechts der Herzogth. S. H. u.L. §«170. 
***) Diets beweiit eine allgemeine königliche Landet Verordnung von 1752., 
wodurch für die allzeit königlichen Städte eine Veränderung eingetreten ist. 
S. d. angef. Lehrb. §. 199. 
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perkraft — obgleich bei Testamenten eine weniger grosse, als bei 
Vergabungen, nöthig war — nimmt in diesem, wie in anderen Stadt- 
rechten, eine den Handelsverkehr abspiegelnde Einkleidung an. Später 
verschwindet es natürlich auch hier; schon im Jahre 1314. beginnen 
Testamente, worin es lediglich beisst: compos rationis et $eusuum % 
oder gar: licet eger, debilis, und aus 1478. ist ein Urtheil für das 
Genügende des Erfordernisses der geistigen Kräfte. 

Die §§. 5. u. 6. handeln „von der Form der Testamente", 
in jenem beweist der Verf. auf eine überzeugende Weise, dass die 
uralte Form der mündlichen oder schriftlichen Errichtung des Testa- 
ments vor 2 Rathmännern nicht, wie Eichhorn meint, aus der ge- 
richtlichen Form der Erbverträge abzuleiten, sondern dass sie die 
eines Privat-Testaments sei, und sich aus den Grundsätzen über den 
Beweis nach todter Hand gebildet habe, S. 213.; indem Rathmänner 
besonders die Eigenschaft glaubwürdiger Zeugen hatten, daher ur- 
sprünglich auch aus dem „sitzenden Rathe <( ausgetretene vom 
Testator gewählt werden konnten. Später aber hat man in der Wis- 
senschaft und auch in der Praxis vieler mit dem Lübischem Rechte 
bewidmeter Städte (namentlich auch der Holsteinischen) die Form, 
als die eines gerichtlichen öffentlichen Testaments angesehen, und 
daher eine Deputirung der Rathsherren durch den Rath erfordert, 
während in Lübeck selbst noch jetzt die Rathmänner unmittelbar von 
dem Testirer zur Aufnahme seines Testaments eingeladen werden, 
S. 217. Der Fall, dass über eine kleinere Summe, im Nothfall vor 
2 erbgesessenen Bürgern testirt werden konnte, kommt, seitdem die 
gemeinrechtliche Form auch Eingang gefunden hat, gar nicht mehr 
vor, und war auch immer selten; so findet sich in der ganzen 
v. Melle'schen Sammlung von 1131 Testamenten nicht ein einziges. 
Oeffentliche Testamente werden nur im Lübischen Landgebiete er- 
richtet — vor »consules ad marchiam deputati", „adweati mar- 
chiae", jetzt „Herren des Landgerichts" — mit Eigentümlichkeiten 
für das Gebiet ausserhalb der alten Landwehr, S. 223. ff. Von pri- 
vilcgirten Testamenten im Sinne des gemeinen Rechts kann man in 
Lübeck nicht reden; die Begünstigung der „Legate zu Gottes Ehr 
und milden Sachen " im revidirten Statut ist eine Sanction des cano- 
nischen Rechts nach seinem damaligen Verhältnisse, S. 220. ff. End- 
lich gedenkt der Verf. noch der Eigentümlichkeit, dass die Testa- 
toren nicht alle ihre Verfügungen in dem Testamente selbst trafen, 
sondern sich darin auf ausserhalb desselben getroffene oder zu tref- 
fende Verfügungen beziehen. Ursprünglich waren doch die Summen 
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— wie die angeführten Beispiele zeigen — einigermaassen bestimmt; 
später aber und noch jetzt kommen ganz allgemeine Vorbehalte, unter 
Bezugnahme auf den Inhalt der s. g. Geheimbfkher vor. »Die Er- 
klärung dieser Ausartung des filteren Gebrauchs ist ohne Zweifel in 
der Öffentlichen Pnblieation der Testamente zn suchen: man wünschte 
den eigentlichen Stand seines Vermögens, int Interesse seiner Erben, 
der Veröffentlichung zn entziehen." 

Deber „Wesen und Inhalt der Testamente" §,7., bemerkt 
der Verf., dass dieser klar darlhae, dass sie keine Erbverträge seien. 
Oft kam sogar die Bestimmung vor, dass die verordneten Gaben nicht 
eher als Jahr und Tag nach dem Tode des Testirers ausgezahlt wer* 
den und demgemäss, dass, wenn der Bedachte innerhalb dieses Ter» 
mins sterben würde, die Gabe keine Kraft haben solle"... „Indessen 
fällt in die Verlegungen zuweilen noch ein Schatten der Vergabungen 
auf den Todesfall hinein, indem die Testirer sich den Geanss und 
Gebrauch der Gegenstände ausdrücklieh vorbebaken." Aber eben 
so klar ist es, dass die Lfibischen letzten Willensordnungen keine 
Testamente nach Romischem Begriffe sind. Dem Verf. sind „selbst 
aus der Zeit, wo das Remische Recht die willkfihrlichste Herrschaft 
übte, wahre Erbeinsetzungen in keinem Testamente vorgekommen 4 *, 
S. 233. Der §. 8. „Von den Beschränkungen der Testamenti- 
fa etion" bebandelt zuerst, unter Bezugnahme auf den ersten Theü 
dieser Abhandlungen, die in Ansehung der Erbgüter, sowohl nach 
älterem als neuerem Recht*), in welchem letzteren sich der Begriff 
so abweichend von dem ursprünglichen gebildet hat**). Eine zweite, 
sich nicht auf die eigenen Güter des Testirers beziehende Beschran- 
kung gründet sich auf die im zweiten Thetle erörterten Rechte der 
Ehefrau. Die dritte, hier behandelte, erwächst aus Gommnnion- 
Verhältnissen. Der Nachlebende derAeltern kann nur über seine 
ideelle Hälfte des Sammtgütes letztwillig verfügen, soweit es nicht 
Erbgut war, also nur über während des Besitzes mit den Rindern neu 
erworbenes Gut; denn nach der Eigentümlichkeit des, Lübtschen 
Rechts hat ja alles Sammtgnt die Erbguts-Eigenschaft. Diess musste 



*) Gegen die Ansicht unsers Verfs. , S. 236., dass auch nach diesem dai Erb- 
gut (oder der als solches anzunehmende Vermögen ttfceil) durch Das, was Jemand 
von ■einem ererbten Gute aufgezehrt oder zur Bezahlung von Schulden verwandt 
hat, verringert (und in demselben Maasse die Testamentifaction erweitert) 
werde, enthalt das mit dem Lfibischen in seiner Entwicklung des RrbgotsreriitS 
ganz übereinstimmende Hamburger Recht wohl entscheidende Gründe. Vergl. 
L. Dreves Das (heutige) Recht der Erbgüter. Hamburg, 1844., S. 57. 
**) Vergl. die Recension in diesen Jahrbüchern 1838. S. 745. 
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auch die Kinder an letztwilligen Verfügungen über ihren Antheil hin- 
dem, da sie kein Verfttgungsrecht über das Sammtgut und seine Ver- 
mehrung hatten ; vielmehr waren dieselben nur über etwaatges, ihnen 
gehörendes Sendergut, insofern dieses nicht auch Erbgut war, mög- 
lieh. Weiter wird an einem Rechtsfatle aus alter Zeit nachgewiesen» 
wie eines von mehreren im Sammtgute sUienden Geschwistern nur 
ober seinen Anibeil verfügen konnte. — Der Verf. hätte noch etwas 
weiter ausführen mögen, wie sehr durch die Ausdehnung der Erb- 
guts -Eigenschaft auch auf bewegliche Güter die Testameati- 
faction, nach neueren Rechte, auch in diesen Verhältnissen in der 
Wirklichkeit beschränkt sefn muss. 

Der §.9. handelt „von den nothwendigen Gaben", welche 
Ueberschrift der Verl mit Vorbedacht gewählt hat; denn von einem 
Hämischen Noth- Erben-Recht, oder PflicbttheUsreehi kann nach 
dem Geiste des Ltf btsehen Rechts nicbt die Rede sein» Dieses kannte 
ursprünglich in Ansefcaag des als Kaefschaftz besessenen Vermögens 
keine Beschränkung der Testatoren za Gunsten ihrer Verwandten, 
selbst nicht der Kinder; nur im Fall diese erst nach dem Testamente 
geboren wurden, sollte dasselbe machtlos sein, wenn es nicht ans- 
dröcklieh vor 2 Rafliimännerri bestätigt wurde; ein 1 Zeichen, dass 
Alles der natürlichen väterliche« Liebe anhekngcsteltt war und der 
Sitte; diese brachte es aber mit sich (wie fast alle, auch die ältesten 
Testamente zeigen), dass auch entfernter* Verwandte, namentlich 
die, weiche die nächsten gesetzlichen Erben gewesen sein würden, 
mehr oder weniger bedacht wurden. In denen des 13ten und Uten 
Jahrhunderts werden sie immer namentlich aufgeführt; in denen des 
löten Jahrb. werden auch selbst neben Leibeserben allgemein (andere) 
„nächste Erben u bedacht, wenn dem Testater keine namentlich be- 
kannt waren« Die se gewöhnlich gewordene freie Gabe wurde aber 
am Ende als Zwangspiicht angesehen, so dass die nicht bedachten 
„nächsten Erben", wenn auch nicht das Testament nmstossen ~ wie 
mit Sicherheit bei dem Vorha n densein von Leiheserbtn anzunehmen 
ist — doch einen Anspruch auf eine Gabe erheben konnten, die aber, 
dem Herkommen nach, auf 4 Pfenninge 8 Schillinge (100 Pfenninge) 
beschränkt war. „So fanden die Revisoren die Sache vor... und 
unbekannt mit dem historischen Entwicklungsgänge des Rechts, ua- 
fimig daher den Rechtsznstand zu beherrschen . . . . machten sie das 
in Rede stehende Legat . • . zum Gesetze • . . und stempelten es unter 
dem Namen »institulio heredis" zu einem innern Solenne des Testa- 
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roents*); .... welche Nennung der 8 Schill. 4 Pf. aas übertriebener 
Aengstlichkeit der Testatoren sogar ganz wörtlich genommen worden 
ist." So wenig diess eine Römische Erbeinsetzung ist, so wenig ist v 
das Römische Pflichttheilsrecht der Ascendenten und Geschwister 
(welches ja auch dem Wesen der Lübischen Erbfolgeordnung, nament- 
bei der Beerbang Abgesonderter, nicht entspricht) als recipirt an- 
zusehen **). Indem aber die Revisoren die vorher erwähnte Ungül- 
tigkeits- Erklärung eines Testaments wegen späterer Geburt von Kin- 
dern zu einer unbedingten gemacht haben***), ist den Kindern die 
Eigenschaft als Notherben beigelegt worden, obgleich auch nieht die 
Römische; denn das Testament ist nicht ungültig, wenn sie nur ir- 
gendwie bedacht sind, und wenn ihnen auch nur die 8 Schill. 4 Pf. 
gegeben wären (S. 267.). Die ausführliche Rechtfertigung der An- 
sicht, dass alsdann auch nicht der Römische Pflichttheil ergänzt ver- 
langt werden könne, bekommt eigentlich erst am Ende, S. 273., voll- 
kommene Klarheit; sie bezieht sich nämlich nicht auf unabgesonderte 
oder nur theilweise abgesonderte Kinder. Sehr richtig rechnet der ' 
Verf. Das, was ein Kind an Erbgut empfängt, in den Pflichttheil 
ein. — Die „Fortsetzung 44 (von notwendigen Gaben), §. 10., 
betrifft die ad pias causas, und „zu Wegen und Stegen" — „arf 
vias et semiles" (Anmerk. 244.). Während jene in späterer Zeit 
den Testatoren vorgeschrieben werden mussten, zeigt §. 11. „Von 
verbotenen Gaben", wie man umgekehrt früher sich veranlasst 
fand , fromme Gaben einzuschränken , indessen nicht sowohl dem 
Belaufe als dem Gegenstande nach, nämlich die von Grundstücken, 
und später von Weichbild -Renten, damit kein Haus aus der Were 
der Stadt käme. Eine Vereinbarung mit der Geistlichkeit, 1282., 
machte aber doch die Gabe unter Bedingung des Verkaufs gültig, 
auch wenn dieser nicht im Testamente ausgesprochen war. Da „die 
Were der Kirche durch die Reformation gebrochen und der Grund- 
besitz der Kirchen schossp flichtig wurde 6 ', so haben die Revisoren 
das Verbot nicht aufgenommen. Aus dem §. 12. „Von den Gaben 
in Bezug auf das Recht der Empfänger" mögen die „schlichten 



*) Statut, revit. IE. 1. E. A. 12. 

**) Wohl in den Holsteinischen Städten Lübischen Rechts, wo dessen Erb- 
folge-Ordnung nicht mehr rein besteht (angef. Lehrb. §.200.). Bei der nicht mehr 
vorkommenden ganz liehen Absonderung lasst sich das Komische Recht auch eher 
anwenden, was ebenfalls deswegen zweckmässig ist, weil Erbgut in Holstein 
nicht mehr der Testamentifaction entzogen ist (Lehrbuch §. 29.). 
***) St. revto. A. 5. 



Digitized by 



Google 



Rec. von Hrn. Professor Dr. Faulten zu Kiel. 159 

Galren" hervorgehoben werden, die „nicht bloss den Gegensatz gegen 
die notwendigen bilden, sondern eben sowohl gegen diejenigen, zu 
denen der Testirer zwar nicht verpflichtet ist, die er aber seinen 
nächsten gesetzlichen Erben als solchen hinterlässt." Der Verf. 
ergänzt hier seine Abhandlung von den Erbgütern (im ersten Theile), 
indem er nachweist, dass solchen Erben auch das ihnen durch Testa- 
ment Gegebene Erbgut wird, wenn der Testirer nicht ausdrücklich 
bestimmt, dass das Gut die Eigenschaft des wohlgewonnenen (Kauf- 
st; ha tz) behalten soll. Diess zn bewirken, war der Zweck vieler 
Testaments-Errichtungen. §. 13. „Von den bei den Gaben vor- 
kommenden Clausein." Unter anderen die, dass die Gültigkeit 
derselben von dem Willen eines Dritten, selbst des vorzugsweise 
bedachten Erben abhängig gemacht wird; ferner die, dass die Gabe 
widerrufen wird, wenn die Gläubiger des Bedachten oder andere Per- 
sonen dieselbe sollten in Anspruch nehmen wollen. Im §.14. „Von 
der Reduction der Gaben" weist der Verf. nach, dass dieselbe 
bei Unzureichendheit des Vermögens von Alters her verhältniss- 
mässig — „na Marktalen", „seeundum numerutn marcarum" — Statt 
finde, auch ohne ausdrückliche Bestimmung ; er erklärt sieb mit Recht 
gegen Mevius für die Nichtanwendbarkeit der lex Falcidia, weil 
diese auf der Notwendigkeit eines Universal-Successors beruhe, die 
dem Lübischen Rechte fremd sei. Im §.15« »Von dem Anwachs- 
rechte" ist, bei der Nichtanwendbarkeit des auf Römischen Erb- 
grundsätzen beruhenden, die Rede von dem sich auf den vermuth- 
lichen Willen des Testators gründenden, wobei in einem Punkte 
eine Abweichung der Lübisch- rechtlichen Ansicht von der Römischen 
gefunden wird. In den §§. 16. u. 17. gibt der Verf. eine sehr befrie- 
digende Darstellung „von den Testaments -Executoren." Er 
weist darauf bin, wie „das germanische Testament eines Instituts 
bedurfte, das den Römischen heres ersetzte"; ja insofern öffentliche 
Personen — in Lübeck zuweilen der ganze Rath — mit der Voll- 
ziehung des Testaments beauftragt wurden, erscheint es sogar als 
vollkommener, namentlich für die Ausführung letztwillig angeordneter 
Stiftungen; indessen bildete sieh doch nicht, wie in den einzelnen 
Deutschen Städten, eine ständige öffentliche Behörde (Anmerk. 259.), 
sondern die Ernennung von Privat -Personen im Testamente war das 
Gewöhnliche, die doch in Lübeck nicht als unmittelbare Ausdehnung 
der bei den Vergabungen vorkommenden Einrichtung der Treuhän- 
der, Salmannen auf Testamente anzusehen ist, S. 313.; denn zu einer 
Zeit, als noch Treuhänder nur nach an sie geschehener Auflas- 
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sung*) diese wieder an die Begabten vornehmen tarnten, bedurfte es 
ihrer an die Testaments-Executoren nicht; diess erklärt steh daher wohl 
daraus, „dass ihnen von Aofeag an ein vogteilieber Charakter bei« 
wohnte", S. 316., oder, wie Bec. lieber sagen möchte; aus der An^ 
sieht von der Notwendigkeit, dieselben, um der fftr den RechUzu« 
stand wichtigen Ordnung der Verhältnisse Verstorbener willen, als 
halböffentliche Personal gelten zu lassen. Der Verf. erinnert auch 
an die altdeutschen Vormünder Getödteter, und ist der Meinung, dass 
auch gekorene Vormünder schon vor dem Aufkommen der Testamente, 
nm 4e$ Verstorbenen Vermögens- oder Familien- Verhältnisse za ordnen 
und za beaufsichtigen, vorgekommen seien* Daher sind die in Testa- 
menten ernanuten Executoreo, testameniarü, mehr als diess, im 
Zweifel auch Vormünder der Frau**) und der Kinder; selbst Vor<* 
muudschaften des Erblassers gehen auf sie über, S. 323. Sie wer- 
den deshalb in den ältesten Testamenten genannt: Procuratores, spä- 
ter Provüores, deutsch: Vormünder; die doppelte Eigenschaft zeigt 
der vorkommende Ausdruck: Provüores et lestamenti executores* 
Ihm Zahl ist in alleren Testamenten selten unter fünf} dass aber zwei 
zusammen gültig Rechtshandlungen vornehmen können, ist später 
oft bestimmt, und diess endlich die gewöhnliche Zahl der ernannten 
geworden, denen auch wohl ein noch jetzt vorkommendes Sechster* 
gänzungsrecht eingeräumt ist; im Nothfalle werden vom Rauhe Testa* 
mentsvoJlzieher verordnet Seit dem 15ten Jahrhundert erscheint die 
Ehefrau selbst unter den PrQvüores***). Die grosse Machivollkom* 
mannet t derselben zeigt sich darin , dass obgleich sie minderjährigen 
Rindern, in ihrer Eigenschaft als Vormünder derselben Rechenschaft 
ablegen mussten, sie hierzu grossjährigen Erben gegenüber nicht ver- 
pflichtet waren, sondern einer Forderung von Seiten dieser durch 



*) Ein Ueberbleibsel hiervon ist, das« die später genügende blosse,, aber 
besondere Vollmacht von dem Obergerichte, in dessen Audienzen jetzt die Ver- 
las* äugen und Verpfändungen von Immobilien vorgekommen Verden, bestätigt 
sein muss, S. 315, 

**) Indessen wird S. 321. nachgewiesen, dass die Wittwe sich andere, als 
iSe von dem Manne ernannten Vormünder sich wählen konnte, wenn dieser es 
nicht verboten hatte. Der Verf. verwirft, A. .289., ,die Ansicht Krauts, dass 
die Gewohnheit der Testirer, ihre Testaments-Vollstrecker zu Vormün- 
dern ihrer Kinder z« bestellen, hn Laufe der Zeit dahin gelahrt habe, dass es als 
etwas sich von selbst Verstehendes angesehen worden sei. Unter der Ueberichrift 
Procurator wird auch in alten Codices (A. 284.) vom „mundibordius" gehandelt. 
Die Vollziehung eines vorhandenen Testaments War also eher Folge ihrer ganzen 
Verhältnisses, 

***) Doch nur wenn sie die Haupterbin ist; in einem solchen Falle wird sogar 
bestimmt: uxor rriea debet super omnes provisores meos capitanea ctse priH- 
cipaii*, /tpcfaftjf» et dimitkendi aum fracßenti terttmmtio qwcquid vatutrit, $.**& 
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Eid begegnen konnte. Im spätem und heutigen Rechte (§. 17.) be» 
zeichnet der ausschliessliche Gebrauch des Namens „Testamentariea" 
oder „ Testamen ts-Executoreo" ihre veränderte Stellung, indem sie 
nicht ohne ausdrückliche Ernennung Vormünder sind ; sonst haben sie 
aber die alte freie Verwaltungsbefuguiss; nur müssen sie Rechnung 
ablegen. Ein, wje es jetzt auch vorkommt, ausser dem Testament 
ernannter Curator funeris et hcreditalis bedarf der Bestätigung der 
obervormundschaftlichen Behörde. Der §.18* „Von dem Hinweg- 
fallen der Testamente 4 * erinnert daran, dass alle älteren Lttbi- 
schen Testamente den Vorbehalt des Widerrufs „viva yoce", »»mit 
levenuHgen lüde" enthalten; was Rec. aus dem Gebrauche der un- 
widerruflichen Vergabungen neben denselben erklären rauchte. Mit 
Recht bemerkt der Verf. gegen die Qommentatoren des Lübischen 
Rechts, dass der blosse Vorbehalt des Widerrufs das Testament, seinem 
ganzen Inhalte nach, bestehen Hess, nicht allein die Legate; denn 
auf diesen im revidirten Stadtrechte IL, 1. A. 4. gebrauchten Aus- 
druck, statt des alten *, gifte" ist kein Gewicht zu legen, da der 
Lübische, Erbe eigentlich Legatar ist. Ein Widerruf geschiehst ge- 
wöhnlich mittelbar durch ein anderes Testament; das Datum entschei- 
det, welches von mehreren vorgefundenen Testamenten das geltende, 
ist (so dass das Lübische Recht doch nicht die äusserste Abweichung 
von dem Römischen Testamentsrechte enthält, die z. B. das Dänische 
Recht zeigt, nach welchem mehrere sich nicht widersprechende Testa- 
mente neben einander ausgeführt werden). In dem, §. 19. „Von der 
Eröffnung und Bestätigung der Testamente* 4 ist gezeigt, dass 
jene zu feiner Zeit von Amts wegen, sondern uur auf Antrag der 
Beteiligten, namentlich der Testainentarieo, Statt fand. „Das Ur- 
theil des Raths über die geschehene Einzeugung der Testamente ward 
im Laufe der Zeit in der Form einer Confirmation, eines bei Macht 
Erkennen ausgesprochen." Diese Form, ,, der man sich anfangs wohl 
nur. bediente, wenn es sich davon handelte, ein Testament gegen An- 
fechtungen desselben aufrecht zu halten", hindert diese nicht, indem 
jetzt alle Testamente nur unbeschadet der Rechte Dritter bestätigt 
werden. Die Bestätigung legitimirt erst die im Testamente ernannten 
Executoren. Dieser Abhandlung ist ein Anhang mit 3 erläuternden 
Beilagen hinzugefügtes. 348—68., von denen die dritte eine erläu- 
ternde Debersicbt der Testamentsabfassung in Beispielen vom 13ten 
bis 18ten Jahrhundert enthält. 

Hierauf folgt „Hl. Ueber die Testamentifaction der 
Frauen", als besondere Abhandlung, wozu sich der Verf. wohl 
Krit. Jabrb f. D.RW. Jahrg. IX. H. II. 1 1 



Digitized by 



Google 



16£ Favft, Abhandlungen aas dem Lübischen Rechte, 

veranlasst gefunden hat durch die Sonderbarkeit de» revidirtea 
Lfibischen Rechts, welches dieselbe nur höchst ausnahmsweise aner- 
kennt. Seine beiden besehrankenden Stellen — IL, 1. Art. 14. nnd 
IQ. _ sind im §.1. an die Spitze der Untersuchung gestellt. IX* 
Beschrankung, über die sich die Erklttrer den Kopf zerbrochen haben, 
Ist um so auffallender, und um so weniger (mit Runde, Heise und 
Cropp, Anmerk. 39.) als altes Lfibisches Recht anzusehen, als es 
„der einzige Fall in seiner Art wäre, dass in froherer Zeit ein ein* 
«eines Statut in einem so wichtigen, auf der Grundansicht des Ge- 
schlechtsunterschiedes beruhenden Punkte etwas von allen übrigen, 
mit ihm aus derselben gemeinsamen Wurzel entsprossenen, durchaus 
Abweichendes enthalten hätte." Hiergegen spricht auch, dass in 
keiner andern, mit dem Lflbischen Reckte bewidmeten Stadt diese 
Beschränkung gilt, Anmerk. 7. Was nun die ältere Zeit in Lübeck 
betrifft; so kamen Vergabungen von Frauen auf den Todesfall , unter 
Zuziehung ihrer Vormünder von jeher vor, §.3. Testamente wurden 
aber im Laufe der Zeit viel häufiger, als Vergabungen (was sich auch 
darin zeigt, dass die Bestimmungen über diese im Tidemann-Güstrow 
schen Codex mit unter der Üebersehrift „Van Testament" gesteift 
sind); da nun Testamente widerruflich sind, so war die Berechtigung 
xu diesen viel unbedenklicher; und wirklich finden sieb in den alten 
Testamenten-Sammlungen sehr viele von Frauen, auch einzelne gegen- 
seitige unter Eheleuten, §.4. Schon in der letzten Hälfte des 14ten 
Jahrhunderts kommen aber welche vor, — Beispiele in §. 5. u. 6* ~— 
in denen die Testirerinn Bezug nimmt auf die von ihren Aeltern oder 
ihrem Manne ertheilte Befugniss. Dies« erklärt sich aber daraus, 
dass,' da alle Frauenzimmer unter Vormundschaft waren, sie nur Aber 
Das, was sie selbst, namentlich als Kauffrauen*) erworben hatten, 
ohne Einwilligung ihrer Vormünder VermOgensverfägangen treffen 
konnten, S. 388. 411. Jene Bestimmungen geben also den Frauen 
nicht erst die Testamentifaction, sondern sie sind nur insofern eine 
Begünstigung för sie, als sie dieselben gegen Hindernisse ihrer Aus- 
übung sichern, die sich möglicher Weise aus ihrer rechtlich beschränk- 
teren Stellung ergeben konnten; daher sieh jene ausdrücklich aach 
auf andere Verfügungen beziehen. Besonders musste die grosse Be- 
schränkung der beerbten Wittwe in Ansehung des Sa mmtguts**) solche 



*) Diesen hat auch das revidirte Recht die Befugniss ertbetlt. Vgl. S.419.& 
**) Wenn alle hier mitgethetlten Testamente wirklich von beerbten Testa- 
toren herrühren, wie nach der Aeusserung S. 403. anzunehmen ist: so zeigen 
'~iige Berücksichtigung des Brautscbatzes, und andere Einsetzung der Frau auf 
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Bestimmungen veranlassen, wovon im §• 8. viele Beispiele mitgutheilt 
find; und erläuternd iit es, das* der Verf., §.7., ans den Ober-Stadt- 
J> fiebern UebereinkOnfte mittheilt, ia welchen der Wittwe, wenn sie 
anf wirkliche Absonderung ihrer Hälfte von Sammtgute verzichtete— 
meistens gegen Leibrenten — von den Kindern ausdrücklich das Recht 
ertbeilt wurde, Ober eiae gewisse Summe des Sammtguts letstwillig 
in verfügen; was nadi den katholischen Ansichten »pro rtdemth** 
SMtmae" für so wichtig angesehen werden nusste (S. 396., vgl. 390.). 
Unter ähnlichen Bedingungen wurden aber auch Brüder ans dem Go- 
sammtgute abgefunden (S. 401 •)• Die den Wittwen gegebene Erlaub- 
niss, Aber Vermögen zu tesliren, bildet meistens den Gegensals gegen 
andere ihr nur auf Lebenszeit hinterlassen* Güter; wodurch man sich 
im Bestrehen, das Vermögen in den Familien zn erhalten, dem Leib- 
zuchtsrechte des Sachsenspiegels anschles*(S. 402. 410.). DieTesta- 
mentifaclion , weiche in jenen Bestimmungen sieh vorausgesetzt fin- 
det, ergibt sich Oberdiess durch mitgetbeUte Testamente, in denen 
Wittwen, ausser Ober das von dem Manne ihnen Ueberlaatene , über 
anderes Vermögen testiren (S. 411-). Ans dem Gebrauche, dfissEhe* 
männer ihren Wittwen, ausser wirklicher Zuwendung von VermOg^es- 
gegenständen, aoeh besoaders die Befugnies ertheiltea, noch Ober 
einen gewissen Belauf ihres (der Männer) Vermögens zn ttsiireo, 
konnte der Irrthum entstehen, dass das Rechte ein Testament zu 
machen, ein den Frauen Oberhaupt persönlich, an und für sich nicht 
zustehendes sei, §.9. Dass aber dieser in dtm der Revision vorher* 
gehenden' Zeiträume noch nicht herrschte, weist der Verf. anf das 
Ueherzeugendste im §. 10. nach, nachdem er Rechenschaft gegeben 
hat Ober die von ihm vorgenommene Untersuchung der aus den Jahren 
1545. bis 1588. aufbewahrten Testamente. Er erinnert Öberdiess an 
die damals vorgegangene im IsteuTkeile der Abhandinngen erörterte 
Veränderung des Rechts der Erbgüter, wonach der Mann auch in An- 
sehung letztwilliger Verfugungen Ober bewegliche ErbgOter be* 
Schränkt wurde, die Erbgotseigenscbaft aber nicht mehr der Statuta** 
Portion anklebte, während die Frau, nach wie vor, auch bei Ver- 
fügungen Ober diese an die Einwilligung ihrer Vormünder gebunden 
war. Dadurch blieb also immer für den Mann die Veranlassung, ihr 
hierüber Testamentifaction zu gestatten. Der Verf. berührt endlich« 

Kindeitheil (vgl. S. 381.). Durch viele solcher letftwilligen Verfügungen kann 
sich die im 2ten Theile dieser Abhandlungen erörterte Ansieht von der recht- 
lichen Möglichkeit tbeilweieer Absonderung der Kinder* ohne Rücksicht suf dt* 
Ssmmtguts- Verhältnis! gebildet haben. Vgl. die Recension in diesen Jahrbücher* 
1840. S. 03. f. 

II* 
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noch die Frage: ob überhaupt zur formellen Gültigkeit eines weib- 
lichen Testaments die Zuziehung eines Vormundes ntttbig gewesen 
sei? und verneint dieses, wenigstens für das Zeitalter der Revision, 
obgleich durch sie dieselbe (wieder) nothwendig geworden ist (S.446.). 
Durch <Ke vorhergegangene Untersuchung bat der Verf. darge- 
than, dass die Revisoren das geltende Recht weder vollständig*), 
noch richtig — wie sie doch sollten und wollten — aufgestellt haben 
(§.11.); on d besonders aus jenem Grunde muss man demselben in 
seiner Erörterung, im §.12., beistimmen, nach welcher das revidirte 
Statut nicht durchaus wörtlich genommen werden kann , nnd auch aus 
dem zur Zeit der Revision geltenden Rechte ergänzt werden muss* 
Der Verf. kommt nun zu folgenden richtigen Sätzen, die sich aber 
freilich in der Recblsanwendung erst wieder Geltung verschaffen 
müssen. Der erste Theil des 14ten Artikels wird demnach so aus- 
zulegen sein: „dass Frauen über das von ihren Männern**) 
Ererbte nur dann frei testiren dürfen, wenn diese es ihnen mit der 
Macht darüber .... frei zu verfügen, hinterlassen haben "; und der 
zweite Theil ist dahin zu ergänzen: dass alle Franen ohne Unter- 
schied über erweislich Erspartes, Selbsterworbenes letztwillig 
zu verfügen die Macht haben." Öiess war wirklich noch in der er- 
sten Zeit nach der Revision in Uebung (S. 439.), und hierdurch wird 
auch der Widerspruch mit B. I. Tit. 9. „Von geschenkten Gaben" 
gehoben, S. 434. ff. Allerdings kann die gesetzliche Bestimmung im 
revidirten Stadtrechte, dass selbst die Kauffrau der Einwilligung ihrer 
Vormünder und nächsten Erben bedarf, nicht unbeachtet gelassen 
werden; aber diese Veränderung des älteren Rechts ist streng, und 
so wenig als möglich beschränkend für die Frauen auszulegen, und 
daher mit Mevius anzunehmen, „dass diese Bestimmung vorzugs- 
weise in der Frauen eigenem Interesse getroffen sei, jenen- also ein 
Widerspruchsrecht nicht unbedingt, sondern nur aus rechtmässigen 
Ursachen zustehe, und nötigenfalls der Senat um Süpplirung ihres 
Consenses angegangen werden könne 4 ', S. 445. Im letzten §. ist 
noch das Verbot des reciproken Testaments unter Ehegatten 
(Art. 10.) erörtert, weil man es auch aus der vermeintlichen Un- 
fähigkeit der Frauen, Testamente zu machen, abgeleitet bat. Es er- 

*) Wenn diess S. 428. auch darin gefunden wird, dau tie ei unerwähnt 
getanen haben, dati Frauenzimmer das ihnen erblich Hinterlassene nicht nur 
nicht dorch Testamente, sondern überhaupt nicht Fremden zuwenden können, 
so ist doch zu bemerken, dass die Revisoren in dem vorliegenden Titel nur von 
Testamenten zu handeln hatten. 

**) Diess wird jetzt auch auf andere Erblasser ausgedehnt, S. 447. 
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klärt sich aber daraus, dass solche Testamente, die beweislich in 
Allerer Zeit errichtet wurden (siehe die Beilagen) gegen die Zeit der 
Revision ausser Gebranch gekommen waren, daher der Rath, 1579., 
einem solchen sogar die Confirmation versagte« Eheleute hatten sich 
also immer ausschliesslicher der gegenseitigen Vergabungen auf 
den Todesfall bedient, daher diese (wodurch der Zweck noch besser 
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II. Anzeigen. 

Theorie des Strafrechts. Von Th. Güntner. Stuttgart, Sonne- 
waldscbe Buchh., 1844. IV u. 14 S. 8. (geh. | Thlr.) 

Eine seltsame, abenteuerliche Schrift. In 34 kurzen Sätzen 
wird eine „neue Theorie 14 des Strafrecbts gegeben, die, insoweit 
sie nen ist, sieb weder durch Logik noch durch philosophischen 
Scharfsinn auszeichnet. Es würde zu weit führen, dem Verf. bei den 
einzelnen Sätzen zu folgen und seine Fehler ihm nachzuweisen. Ref. 
will zum Beweise seines Urtheils nur einige Sätze des Verfs. hier 
mittheilen: §4. „Es ist Ein Geist, der alle Mcnscben beseelt. Durch 
diesen Einen Geist, den gemeinsamen Menschengeist, der in Allen 
derselbe ist, sind sich alle Menschen gleich/ 4 §. 5. „Sind sich alle 
Menschen gleich, so haben auch Alle das Recht auf gleiche Aner r 
kennung." (!) Dieses Verhäitniss sei ein nothwendiges und darum (?!) 
jede Handlung, wodurch es aufgehoben wird, Verbrechen (!). Das 
culpose Verbrechen wird als die Aufhebung der rechtlichen Gleich- 
heit, wenn solche nur durch die Verfolgung des dem Verbrechen zu 
Grunde liegenden Zwecks herbeigeführt wird, (!!) definirt. Urheber 
nennt der Verf. den, dessen Zweck durch das Verbrechen verfolgt 
wird, (also wenn er weder physisch noch intellectuell an der Aus- 
führung Theil nimmt), Gehilfen, den, welcher ein Verbrechen nur 
deshalb vollführte, weil er dazu veranlasst wurde, ohne dass er also 
selbst einen Zweck (!) gehabt hätte, (der Gehilfe hat nur kein un- 
mittelbares Interesse an der That); fortgesetztes Verbrechen die 
Wiederholung einer ein Verbrechen begründenden Handlung zur Er- 
reichung eines und desselben Zwecks. Der Verf. sieht in der Strafe 
„die Wiederherstellung der aufgehobnen rechtlichen Gleichheit, so- 
fern sie eine Nichtanerkennung des Verbrechers in sich schliesst" 
und definirt sie als „die durch ein, die Nichtanerkennung des Ver- 
brechers in dem Masse, als er das Recht Aller auf gleiche Aner- 
kennung verletzte, beurkundendes Aeussere vermittelte Wiederher- 
stellung der rechtlichen Gleichheit. 44 — Wie seltsam und unlogisch 
diese Beweisführungen sind, ebenso so lückenhaft und principlos 
sind sie. 

Ideen und Vorschläge zu einer Reform des Gerichtswesens 
von Jfrr. Friedr. Hecker, Obergerichtsanwalt. Mannheim, Hoff, 
1844. 41 S. gr. 8. (\ Thlr.) 

In dieser kleinen, aber gut geschriebenen Schrift, welche vor- 
zugsweise die Particulargesctzgebung des Grossherzogthums Baden 
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vor Augen bat und auf den den badischen Kammern im Jahre 1843* 
vorgelegten Entwurf sich bezieht * wird zunächst aof das geringe 
Vertrauen, welches das nicht juristische Publicum und insbesondere die 
grosse Masse des Volks zu der jelzligen Gerichtsverfassung habe, einen 
Zustand, welcher nothwentlig aus dem Mangel volkstümlicher Ge- 
staltung derselben entspringe, hingewiesen, dann werden die bedenk- 
lichen Folgen für den Credit der Justizbehörden durch den häußgen 
Wechsel der Rechtsansichten in den verschiedenen Instanzen sowohl 
als die Verschiedenheit der Ansichten der verschiedenen Obergerichte 
desselben Landes gezeigt, indem der Verf. bemerkt, das«, da neue 
thatsächlicbe Momente in den obern Instanzen nicht vorgebracht 
werden dürften, es lediglich eine „Ansichtenlotterie' 1 sei, in welcher 
der Appellant spiele, wenn er gegen das Erkenotniss erster Instanz 
remedire und die Entscheidungsgründe den Nichtjuristen darüber nicht 
beruhigen könnten, weil er sie doch nicht ohne Hilfe eines Juristen ver- 
stehe, — weher wird nachzuweisen gesucht, dass jedem Gerichte die 
Idee einer Schiedsmannschaft zum Grunde liege und also ein Instanzen- 
zug auch unaöthig sei, wie derselbe nicht germanisch und nur durch das 
Bewusstsein der Mangelhaftigkeit der jetzigen Verfassung hervorge- 
rufen worden sei, — demnächst wird darauf aufmerksam gemacht, 
dass jetzt nirgends eine selbstsländige, von der durch sinnliche An- 
schauung gewonnenen historischen Ueberzeugong unabhängige Be- 
weistbeorie sanetfonirt und die Trennung der That- und Rechts- 
frage, wie im englischen Prozesse, auch hier das Zweckmässige™ sei« 
Hieran schliefen sich nun die Vorschlage des Verf. : I. Als unterste 
Ordnung der Anstalten, welchen die Rechtspflege anvertraut ist, be- 
stehen die Bürgermeister- Aemter in Stadt- und Landgemeinden, 
denen die Entscheidung ganz geringfügiger Ansprüche ohne Beru- 
fung überlassen wird. IL Hierauf folgen die Friedensgerichte. Jedes 
Friedensgericht wird besetzt mit einem vom Staate angestellten rechts- 
gelehrten Richter und zweien aus der Mitte der Gemeinde gewähl- 
ten Schöffen. (Es wird hier darauf aufmerksam gemacht, dass, wie 
schon bei den Handelsgerichten, so auch bei dem Aufschwünge der 
Gewerbe u. s. w. es sehr zweckmässig sei, Bürger selbst mit zu 
Richtern zu bestellen, — es wird die Verbindung der Wissenschaft und 
des Lebens in dieser Besetzung gefunden, so wie aof den Vortheil 
wechselseitiger Controle, der Ersparniss von Kosten, der Erweckung 
des Vertrauens und der Verbreitung von Rechlskenntnissen im Pub- 
licum aufmerksam gemacht.) Die Friedensgerichte haben die Auf- 
gabe: den Streit womöglich zu vergleichen, die Grundlagen des Pro- 
zesses durch Anhörung der Parteien, Augenschein-Einnahme festzu- 
stellen, die Beweismittel entgegenzunehmen und hierdurch die Ent- 
scheidung im Bezirksgerichte für den Fall des Misslrngens des Ver- 
gleichs vorzubereiten. Die Parteien müssen ihren Streit zuvörderst 
vor das Friedensgericht bringen und daselbst die Beweismittel genau 
angeben. III. Die Bezirksgerichte. Ein solches Geriebt ist «ollegia- 
lisch organisirt und entscheidet auf Grund der Beweisaufnahme de« 
Friedeosgericbts ohne Berufung. Die Proaessleitong ist, wie in 
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Frankreich, womöglich den Parteien zn Oberlassen. IV. Der Cas- 
sationshof. 

Die Staatsanwaltschaft, ihrWertli im Civil- u. Criininal-Rechtc. 
. Von J*r. Friedr. Adrian Josef The« mar, Advok. am K. 

Rhein. Appellationsgerichtshofe in Köln. Bonn, Habicht, 1844« 

X u. 48 S. gr.8. (geh. ^ Thlr.) 

In der Vorrede zn dieser Schrift, in welcher sich der Verf. 
über die Veranlassung der letztern ausspricht, wird o. A. ein Brief des 
Staatsministers v. Kamptz an den Verf. mitgetheilt, in welchem dieser 
ausgezeichnete Jurist nnd Staatsmann sich für einen entschiednen 
Gegner des in der Staatsanwaltschaft enthaltenen Elements des öffent- 
lichen Anklägers, nnd das Öffentliche Ministerinin in der prenss. Ge- 
richtsverfassung im Allgemeinen fär nutzlos und als Öffentliches An- 
klageinstitnt für nachtheilig erklärt, wie denn auch der v. Ka m ptz'sche 
Entwurf das Institut des Öffentlichen Ministerii nicht kennt. Nach 
einigen einleitenden geschichtlichen Notizen geht der Verf. zuvor-' 
derst auf die Staatsanwaltschaft vom Gesichtspunkte der Nützlichkeit 
betrachtet Aber, wobei er die Wirksamkeit der Staatsanwälte im 
Cmirechte sowohl in den öffentlichen Gerichtssitzungen als ausser- 
halb derselben mittels einer spcciellen Aufzählung der ihnen über- 
tragnen Geschäfte und Angabe der betreffenden Gesetze schildert. 
Hieran schliesst sich eine Mittheilung Ober die Wirksamkeit der 
Staatsanwälte im Criminalrechte (die Bemerkungen Ober den innigen 
Zusammenhang des Amts der Staatsanwälte mit dem Anklageprozesse 
enthalten nichts Neues). Hierauf betrachtet der Verf. die Staats- 
anwaltschaft vom Gesichtspunkte der Notwendigkeit, wobei jedoch 
auch im Ganzen nichts Neues geboten wird. Sodann theilt der Verf. 
noch die Urtheile einiger Juristen, Staatsmänner u. s. w. Ober den 
Werth der Staatsanwaltschaft und eine Rede des Präsidenten Ste- 
phan! in Mainz bei der Einführung eines Staatsprocurator-Sobstituten, 
in welcher u. A. auch die Vorzüge des in Frage befangnen Instituts 
mit beredten Worten geschildert werden, mit. Für denjenigen, der 
mit dem Wesen dieses Instituts weniger vertraut ist, ist diese Schrift 
eine interessante Belehrung. 



Die Lehre von der Streitsverkiindigliiig Oberhaupt und von dem 

. Aufrufe eines Dritten zur gerichtlichen Vertretung insbesondere. 

Von J}#% Franz Finch er, weil. k. k. Prof. in Prag. Wien, 

Braumüller u. Seidel, 1843. XI u. 164 S. gr.8. (geh. £ Thlr.) 

Durch den obigen Titel dieses Buches wird man in doppelter 
Hinsicht getäuscht. Einmal ist nämlich das gedachte Werk durch- 
aus kein neues, in unsern Tagen erschienenes; dann gehört aber 
aneh die vorlieg. Schrift nicht in die C lasse der gemeinrechtli- 
chen Lehrbücher, sondern ist vorzugsweise den particularrecntlichen 
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zuzuzählen. Die Wahrheit der erste ren Behauptung bestätigt die 
Vorrede, mit der Unterschrift: „Prag, im Junius 1831. Fischer." 
Die Gewissheit der zweiten dagegen wird durch das Folgende klar. 
Der Verf. im Gehiete der juristischen Literatur durch mehrere Werke, 
namentlich durch sein Handbuch der dilatorischen Einreden im Civil- 
process hinlänglich bekannt, sagt nämlich in der schon gedachten 
Vorrede: wenn er auch den, über den hier behandelten Gegenstand 
in den Schriften österreichischer Rechtsgelehrten sich findenden Be- 
merkungen von ihrem Werthe durchaus nichts nehmen wolle, so 
lasse sich doch unmöglich verkennen, dass er durch sie — selbst auf 
v. Pratobevera's der Lehre von der Vertretung insbesondere ge- 
widmete Abhandlung hingesehen, — in die Glasse der im* Detail be- 
arbeiteten nicht versetzt worden sei. Ebendeshalb unternehme er die 
ausführliche Darstellung dieser Lehre. Und wenn auch ihr Zweck 
auf eine systematische Entwicklung des heut zu Tage in 
den Oesterreichischen Erbstaaten*) hierüber geltenden 
Rechts gerichtet sei, so habe er denn doch hierbei fortwährend 
auch(!) auf das Römische Recht und auf früher bestandene Landes- 
gesetze, soweit jenes und diese Über die behandelte Rechtsmaterie 
reichen, zurückgesehen. Dass die letztere Versicherung auf vorherr- 
schende Weise realisirt, die einschlägigen Grundsätze des Rom. 
Rechts dagegen, besonders von §8. an, nur sehr spärlich zur Sprache 
gebracht und im späteren Verlauf der Abhandlung fast einzig und 
allein in die Noten verwiesen worden sind, ergiebt der flöchtigste 
Ueberblick der Schrift; demnach bleibt kein Zweifel übrig, dass fol- 
gender Titel : die Lehre von der Streitsverkündigung nach Oesterreichi- 
schem Recht, unter Berücksichtigung des Rom., die einzig und allein 
richtige Benennung des mehr besprochenen Werks gewesen wäre 
und sein konnte. — Der Inhalt des Buches zerfällt in 34 §§., in 
denen der Stoff ungefähr auf folgende Weise vertheilt worden ist: 
§. 1. handelt vom Begriff der Streitsverkündigung. §. 2. zeigt, wie 
selbige vom Begehren um gerichtliche Vertretung zu unterscheiden 
sei. §. 3. stellt den Unterschied zwischen der Streitsankündigung 
und anderen ihr ähnlichen Handlungen auf. §. 4. thut dar, wie die 
Streitsverkündigung überhaupt, und der Aufruf eines Dritten zur 
Vertretung insbesondere, auf einem rechtlichen Grunde beruhen müsse. 
§. 5. handelt vom rechtlichen Grunde des Begehrens um gerichtliebe 
Vertretung und stellt als ersten Hanptgrundsatz auf, dass das Recht 
der Vertretungsforderong auch ohne ein hierauf direct gerichtetes 
Uebereinkommen, lediglich als gesetzliche Folge eines, zwischen 
dem Ve rtre tun gs werber und dem zur Vertretung Aufgerufenen ge- 
schlossenen Rechtsgeschäfts oder des dem Letzteren hierbei zur Last 
fallenden 1 dolus, bestehen könne. §. 6. stellt als zweiten Hauptgrund- 
satz auf, dass auch ausser dem Falle der Haftung für Eviktion, das 
Recht eines Prozesstheils, von einem Dritten gerichtliche Vertretung 



*) Statt der Worte: „in den Oesterreichischen Erbstaaten" gebraucht der 
Verf. den gleichsinnigen Ausdruck: „bei uns." 
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zu fordern* die gesetzliche Folge eines zwischen ihnen vorgefallenen 
Rechtsgeschäfts sein könne, ohne daher ein anf Erlangung dieses 
Rechts direct gerichtetes Uebereinkommen zu bedürfen. §.7. giebt als 
dritten Hauptgrundsatz an; dass das Recht eines Prozesstheils, von 
einem Dritten die Vertretung in diesem Rechtsstreite zu fordern, 
noch ans einem besondern, hierauf gerichteten Uebereinkommen 
entstehen könne. §. 8. bandelt dann vom filteren Böhmischen 
und Mährischen Recht §. 9* vom heutigen. §• 10* weist nach, 
dass das Recht auf Vertretung I. aus dem Gesetze als Folge des 
Rechts auf Gewährleistnng entstehe. §. 11. handelt von den gesetz- 
lichen Erfordernissen zur Gewährleislungsplicht, als Grundlage der 
Verbindlichkeit zur Vertretung. §. 12. von Beurtheilueg einiger 
zweifelhaften Fälle des. Rechts auf Vertretung. §. 13. zeigt, dass 
das Recht auf Vertretungsleistung ferner entstehen könne: 11* aus 
einem Vertrage. 111. ans einer letzten Willenserklärung. §. 14. zeigt, 
dass aus einer erlittenen Beschädigung oder aus einem richterlichen 
Ausspruche jenes Recht unmittelbar nicht entspringe. §» 15. handelt 
vom rechtlichen Grund des Begehrens um gerichtliche Vertretung 
nach dem Wahlrechte. §. 16» von der Pflicht zur Streilsverkündi- 
guag. §. 17. von der Frage: wenn der Streit zu verkünden? §. 18. 
wem die Streitsankündigung zn geschehen? §. 19. ob die Vertretung 
gerichtlich und klagbar gefordert werden könne? §. 20. binnen wel- 
cher Frist der Streit zu verkünden und die Vertretung zu fordern 
sei? §. 21. spricht von der Wiederherstellung der abgelaufenen 
Frist zur Streitsverkündigung und Vertrelungsforderung. §. 22. setzt 
auseinander, dass durch den Uebergang vom schriftlichen zum müad- 
liehen Verfahren diese Frist nicht immer wieder hergestellt wird. 
§. 23« dass das Rechtsmittel der Einsetzung in den vorigen Stand zu 
diesem Zweck nicht Statt habe. §. 24. handelt vom Gerichlsstau4 
fttr die Verlretungsklage. §. 25« beantwortet die Frage: wo die ge- 
richtliche Streitsverkündignng, mit oder ohne Begehren um Vertre- 
tung, anzubringen. §. 26. handelt vom Rechtsnacbtheil des Unter- 
lassens der Streitsverkündigung oder des Begehrens um Vertretung« 
§. 27* vom rechtlichen Benehmen eines Litisdennnciaten über die 
Uim gemachte Streitsverkündigung. §. 28« vom rechtlichen Beneh- 
men des zur Vertretung Aufgerufenen insbesondere. §. 29* vom 
Einfluss des Vertretungsprozesses auf den Gang des Hauptstreits. 
§. 30. von den Rechten, die dem Vertretungskläger aus der Verur- 
U» eilung des Geklagten zur Vertretungsleistung erwachsen. §. 31. vom 
Einfluss, welchen der Beitritt des Litisdennnciaten zum Hanplprozesse 
auf die Beweisführung in demselben äussert. §. 32. vom Regress des 
litisdenunciatea oder Vertretungswerbers nach geendiglem HaupU 
prozesse. §. 33* von den Vertheidigungsmitteln des zur Vertretung 
gehörig Aufgerufenen gegen die wider ihn angestellte Regressklage 
nnd §. 34. endlich von den Vertheidigungsmittelu eines Litisdenun- 
ciaten überhaupt gegen die wider ihn angestellte Regressklage. — 
Die Darstellungsweise des Verf. ist ansprechend, gedrängt und doch 
Heb; Druck, Papier und übrige Ausstattung sind recht leidlich, 
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und wenn endlich auch das Buch de« Vorwarf des fast giuzlicfce« 
Mangel* der Literatur mit vollem Recht verdient, so ist wiederum 
doch auch nickt zu läugnea, dass kein Verf. durchweg eio tiefes 
Studium der behandelten Lehre sich kuad giebt, wodurch die Arbeit 
au einer für die Wissenschaft nur dankenswerten Erscheinung sich 
emporschwingt. Wallher. 



Sammlung der Provinzial- und Partikalar-Gesetze a. Verord- 
nungen^ welche f. einzelne« ganz od. nur thcilweise an die Krone 
Preussen gefallene Territorien des linken Rheinufers Ob. Gegenstände 
d. Landeshoheit, Verfassung, Verwaltung, Rechtspflege u. d. Rechts- 
zustandes erlassen worden sind, herausgeg. von Job. Matthias) 
Sittel, K. Justizrath u. Landger.- Ober- Secr. zu Trier. 2 Bde. 
Trier, Lintz, 1843. VI. 812 u. 840 S. gr. 8. (geh. 5 Thlr.) 

An die in diesen Jahrbüchern 1844. S. 431. ff. angezeigte Samm- 
lung der Gesetze für Münster u. a. schliesst sich die in der Uebcr- 
ackrift genannte Arbeit des Herrn Sittel, welche wie jene, durch das 
Justizministerium für die Gesetzerevision veranlasst und im Auftrage 
des Königlichen Slaats-Ministeriums zur PnbliciUt gebracht worden 
ist. Der Herausgeber erklärt dies Werk daher auch geradezu für 
eine Fortsetzung der von Seotti za Düsseldorf begonnenen Samm- 
lung und erinnert: „der Nutzen dieser Sammlungen ist augenfällig. 
Wir lernen darin die Vergangenheit kennen, und da in der Vergan- 
genheit viele Einrichtungen der Gegenwart wurzeln, auch diese durch 
jene besser verstehen. Ein ganz besonderes Interesse hat sie indes* 
sen für den nractischen Juristen 4 '. Die Rücksicht auf die Praxis hat 
denn auch den Herausg. bei der ganzen Arbeit geleitet, und wer 
kann dies missbilligcn? Die praetische Tendenz bat den Charakter 
des Werks bestimmt und es wiederholt sich daher hier, was über 
die münstersche Sammlung früher bemerkt worden ist, namentlich 
dass viele Gesetze leider nur in ungenügendem Auszuge, selbst nur 
dem allgemeinsten Inhalte nach mitgeteilt sind, da deren vollständig 
ger Abdruck höchst wünschenswert!» gewesen wäre. Uebrigens hatte 
bei etwas sparsamerem Drucke, da einmal eine gewisse Bogenzahl 
wohl nicht überschritten werden sollte, ein nicht unbedeutender Raum 
für die Mittheilung mebrer wichtigen Documeale gewonnen werden 
können. — Die äussere Einrichtung der vorliegenden Sammlung 
stimmt im Wesentlichen mit den früheren überein, doch hat die 
münstersche Collection wesentliche Verzüge durch genauere Ueber- 
sichten, sorgfältigere Register u. s. w.; auch yermisst man ungern 
die .Colunineu-Uebersehriftee, deren Mangel den Gebrauch erschwert« 
Der Herausg. bemerkt, er habe „nur zuverlässige Quellen benutzt, 
und inländische und ausländische Staats-, Verwaltung»- und Gerichts«« 
Archive waren ihm zu Gebote gestellt 14 Dadurch wurde er auch 
besonders in den Stand gesetzt „in den Einleitungen der einzelnen 
Territorien die Zweifel über die bestandene Gesetzgebung zu heben, 
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und da, wo ein Gewohnheitsrecht bestand, dasselbe soviel als thun- 
Hch aufzunehmen und dnrch authentische Documente nachzuweisen. 
Zugleich ist in jenen Erläuterungen das Geschichtliche in kurzem 
Risse gegeben, der Rechtszustand, die Rechtspflege und so manches 
Andere, was die persönlichen und vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Gebiets- Unterthanen* betrifft, oder auch für die Geschichte von 
Interesse sein dürfte, in einigen Worten mitgetbeilt." So dankbar 
man dem Verfasser für diese Einleitungen und Ausführungen auch 
sein mo ss, kann doch nicht ungerügt bleiben, dass Vieles hier sich 
zu sehr als Skizze und aphoristische Darstellung zeigt, während es 
nicht gerade so schwierig gewesen wäre, ein wenn auch gedrängtes, 
doch vollständigeres Ganze zu geben. Der Herausg. hat zu Wenig 
die vorhandene Literatur über die von ihm behandelten Territorien 
berücksichtigt, ja so wenig, dass er nicht einmal darüber eine Nach- 
weisung ertbeilt, ob und wo einzelne der von ihm aufgenommenen 
Gesetze schon früher gedruckt worden sind. Zum Theil hätte schon 
v. Kamptz die Provjnzial- und statutarischen Rechte in der Preussi- 
schen Monarchie Bd. III. S. 379 f. 439 f. hierbei die nötbigen Finger- 
zeige geben können. Wegen der allgemeinen politischen und der 
besondern kirchlichen Entwicklung dieser Länder mag auch auf die 
Geschichte der Quellen des evangelischen Kirchenrechts von Rhein- 
land-Westfalen S. 642. f. 761. f. hingewiesen werden. 

Der Gegenstand der Sittel'schen Sammlung ist das Recht der- 
jenigen Gebietstheile des linken Rheinufers, welche in FoJge der 
Friedensschlüsse vom 30. Mai 1814. und 20. November 1815. an 
die Krone Preussen abgetreten wurden, jedoch mit Ausschluss der 
hessischen Grafschaft Niederkatzenellenbogen, der Reichsstädte Aachen 
und Göln so wie deren Gebiete, des Herzogthums Geldern, des Für- 
sten th ums Mors und der Herrlichkeit HöFstgau. Die Aufgabe ist eine 
sehr weitschichtige, da dieselbe dahin gerichtet ist, die Gesammtheit 
der grössern und kleinern Territorien zu behandeln, welche früher 
von eigenen Fürsten, Grafen und Herren regiert wurden. Der Herausg. 
erinnert darüber: es war nirgends hohe, mittlere und niedere Gerichts- 
barkeit so häufig von der Landeshoheit gelrennt und einzelnen Herr- 
schaften und Gemeinschaften verlieben, als in diesen kleinen Ge- 
bieten. Es herrschte hier eine erstaunliche Mannigfaltigkeit in der 
Verfassung der Justiz und Administration und in den zur Anwendung 
kommenden Rechtsnormen. Viele hatten eigene Gesetzbücher und da- 
neben Particular- Verordnungen, welche jene aufhoben, modifizirten 
und ergänzten. Bei andern galt das gemeine Recht mit Partikular- 
Verordnungen. In mehren Territorien herrschte neben dem ge- 
schriebenen Rechte «noch ein besonderes Gewohnheitsrecht. Viele 
hatten dagegen blos ein Gewohnheitsrecht neben Partikular- Verord- 
nungen. Es gab auch mehre Gebiete, die keine eigenen Rechte und 
Gewohnheiten halten, sondern die des Nachbars befolgten u* s. w. 
Ueberall halten aber das gemeine Recht und die Reichssatzungen auf 
Reichsboden, wo die Landrechte, die Partikular-Verordnungen und 
^ Gewohnheitsrecht schwiegen, subsidiäre Gesetzeskraft. In Folge 
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der franzOsichen Revolution verschwanden alle diese Mannigfaltig- 
keiten, deren Kenntntss aber doch auch jetzt noch dringend not- 
wendig ist: denn die unter der Herrschaft der früheren Gesetze un- 
widerruflich erworbenen Rechte werden noch immer nach denselben 
beurtheilt und das jetzige geraeine Recht (der Code civiie u. s. w.) 
bezieht sich bei manchen Materien ausdrücklich auf die provinziellen 
und Ortlichen Gewohnheiten, die eben aus den früheren Recbtszustän- 
den entnommen werden müssen, so dass sich tagtäglich \u den Ge- 
richten Fälle darbieten, wo auf die früheren Gesetze zurückgegangen 
werden muss. Praxis und Wissenschaft gewinnen daher aufs Neue 
auch durch diese Sammlung, von der wir freilich nur einen kleinen 
Anfang erhalten: denn während hier nahe an hundert Herrschaften 
in Retracht kommen (vergl. v. der Nahm er Entwicklung der Terri- 
torial- und Verfassungs- Verbältnisse der deutschen Staaten an beiden 
Ufern des Rheins. S. 259. ff. und v. Lancizolle Uebersicht der 
deutschen Reichs-., und Territorial-Verhältnisse S. 139. ff.) enthalten 
die beiden vorliegenden Rande des Sitte 1'schen Werks erst die 
Darstellung eines nur geringen Theils, etwa eines Sechtels. Wir 
werden uns auf eine Anzeige des Wesentlichsten beschränken. 

Der erste Rand enthält 3 Sammlungen. — Erste Sammlung: 
Grafschaft Nassau -Saarbrücken und Herrschaft Chriegingen- 
Püttlingen nebst mehren lothringischen Ortschaften. S. 1 — 
559. — In einer Einleitung wird die politische Geschichte darge- 
legt, dann folgt der Nachweis der geographischen Verhältnisse, der 
Regalien und Revenuen der Grafen als Landesberrn, des Justiz- und 
Verwaltungswesens, des Rechtsznstandes, Gerichtsverfahrens, eine 
Schilderung der C lassen der Untertbanen, der Beschaffenheit der 
Güter, eine Skizze über den Erbverein des fürstlichen Gesammthau- 
ses Nassau. Darauf werden die nach dem Code eivile noch beste« 
henden Rechtsgewohnbeiten aufgeführt, von der Ruralgesetzgebung, 
dem Raum- und Ueberfallsrecht gehandelt und Notizen über das Ar- 
chiv der Grafschaft gegeben. Daran schJiessen sich Nachweise der 
bei den von Frankreich ausgetauschten Ortschaften bestehenden . be- 
sonderen Verhältnisse (Chriegingen-Pültliogen, Fahlscheid, Kutzbof 
Kirschhof, Niedersalbach, Emmersweiler, Rübingen, Raosbacb). 
Dann folgt die Beantwortung der Frage: Liefern die Saarbrttcker 
Rannkarten und Lagerbücber den Beweis des Eigenthums? und eine 
Tabelle aller Gemeinden, Weiler und Hufe der Grafschaft Saarbrü* 
cken mit Angabe der vormaligen und der heutigen Gescbäftsbezirke. 
— Es würde uns zu weit fuhren, wenn wir aus diesen Materialien 
auch nur das Hervorragendste bezeichnen wallten, denn der ganze 
Stoff ist ein überaus interessanter, leider aber wird der Genuas sehr 
erschwert durch die völlig unsystematische Ordnung und Zerstücke- 
lung des Zusammengehörigen. — Nach der Einleitung, welche S. 92. 
scbliesst, giebt der Herausg. ein chronologisches Verzeicboiss zur 
Grafschaft Saarbrücken: mit der Anmerkung, dass einer hohen Re- 
stimmung gemäss nur diejenigen Gesetze, Verordnungen u. s. w» 
wortlich im- Drucke mitgetheilt werden, welche noch einen prakti- 
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sehen Nutzen gewähren, da die übrigen blos im Verzeichnisse auf- 
genommen und in das Königliche Provinzial-Archiv tu Koblenz nie- 
dergelegt sind. Das Verzeichnis« selbst weist 1212 Nummern nach, 
von denen jedoch nur 289 gedruckt sind. Das Verzeichnis« ist nicht 
vollständig, viele der mitgetheilten Docaniente sind schon anderwei- 
tig gedruckt und leicht zugänglich, wahrend nicht wenige nur citirte 
Gesetze für die Auffassung gegenwärtiger Zustande als bedeutungs- 
voll wohl in extenso der Sammlang einverleibt zu werden verdient 
hatten. Es möge genügen nur einzelne Beispiele hervorzuheben. 
Unter Nr. 1 . ist Mos cittrt: 1321. März. Freiheitsbrief für Saarbrücken 
und St. Johann. Dieses Documeni ist bereits gedruckt in Krämer 9 * 
Geschichte des Ardennischen Geschlechts , Codex difitom. p. 421. sq. 
und correcter wiederholt in Griinm's Weisthömern B. II. 1 — 8. 
Unter Nr. 2. folgt: 1321. SaarbrOcker Ln ndrecht oder Landcharte, 
abgedruckt als nnm. 1. S. 188 — 155, jedoch nur unvollständig, und 
hegleitet von Anmerkungen des Herausg. S. 155 — 182. Vollständig 
ist das Landrecht gedruckt bei Kram er a. a. 0., Codex diplom. p. 
551 — 617, die ersten Capitel sind wiederholt bei v. Ka*tnptz die 
Provinzialrechte B. III. S. 379 — 399 und nur aus letzterem erhal- 
ten wir in unserer Sammlung einen Auszug. Von 1321. macht der 
Herausg. einen Sprung bis 1435. und fibergeht die bei Kram er mit- 
getheilten Verordnungen aus der Zwischenzeit, da doch mehre der- 
selben ein besonderes juristisches Interesse berühren, wie: der Rapper 
Gerechtigkeiten zu Saar-Ensningen vom 11. August 1348. (a.a.O. 
S. 467.), Vereinbarung Ober die Ehen der eigenen Leute vom 4. Feb- 
ruar 1376. (das. S. 535.), kirchliche Verordnung aus dem 14ten 
Jahrhundert (S. 621. ff.), Statuten der Freyheit vff allerhand Punkte 
Mondags nach vnser Frauen Tage Lichtmesse des Jahrs 1392. (S. 
623* vergl. auch v. Kamptz a. a. 0. S. 400. nr. 4.) u. a. m. Eben 
So wenig hat der Herausg. auf mehre hierher gehörige wichtige Rechts- 
denkmäler aufmerksam gemacht, welche in Grimm 9 s Wetsthflmern 
mitgetheiit sind, wie: die reeht vnd wiesonge der jaredinge des hofft 
zu Polckelingen von 1422. (Band II. S. 9. folg.), das Weisthum 
von Arneval (S. 19. folg.) «. v. a. — Wollten wir in dieser Welse 
die ganze Sammlung beleuchten, so würde sich noch mancher Nach- 
trag und näherer Nachweis beibringen lassen. Es mögen indessen 
die obigen Beispiele genfigen, um bei der Fortsetzung der so ver- 
dienstliehen und wichtigen Arbeit den Herausg. zur Berücksichtigung 
der Literatur u. s. w. zu vermögen, allenfalls auch um später die sieh 
darbietenden Ergänzungen in einem Anhange zu tiefern. — Die 
zweite Sammlung bezieht sich auf die Grafschaft Ottweiler 
(S. 563—777). Unter den einleitenden Abhandlungen mag beson- 
ders auf die Darstellung der ehelichen Gttterverhaltnisse (S. 585 — 
595) aufmerksam gemacht werden. Das chronologische Verzeich- 
nis der für die Grafschaft Ottweiler insbesondere ergangenen Ver- 
ordnungen umfast 221 Nummern, von denen 74 (oder genauer 77) 
mitgeteilt sind, die sich vorzugsweise auf polizeireditliche Verhilt- 
- : «se beziehen. Bin zweites Verzeiehniss giebt die für Saarbrücken 
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und Ottweiler gemeinsehafttich ergangenen Verordnungen, ein Aus- 
sog ans dem bei der ersten Sammlung gelieferten Verzeichnisse. — 
Die dritte Sammlung umfasst die Reichsherrschaft Illingen 
(S. 781 — 812), mit einem Nachweise von 27 Verordnungen aus den 
Jahren 1700 — 1778., von denen 15 gedruckt sind. Im Ganzen herrschte 
hier gemeines Recht, daher nur spectelle» meistens polizeiliche Ver- 
ordnungen geboten sind. 

Der zweite Band enthält 7 Sammlungen. — Die vierte Samm- 
lung für das Herzogthum Lothringen and die Herrschaft 
Wadgassen nimmt beinahe zwei Drittbeile des ganzen Bandes ein 
S. 1 — 513. Herr Sittel giebt hier eine klare und gedrängte Ueber- 
sicht der Geschichte und des Rechtszustandes, so wie ein chronolo- 
gisches Verzeiehniss der durch die Herzoge von Lothringen erlasse- 
nen Edicte o. s. w. nebst den dnrch die souveränen Hofe publizirten 
Arrits und Reg lernen s von 1232. bis 1784. Das Verzeiehniss be- 
ruht auf dem : Recueil authentiqve des Edits et Ordonnance* de Lor» 
raine des H. Francois von Neufekateau (1784.) und dem Dictionnaire 
des H. de Rogiville (1777.). Die übrigen Sammlungen (v. Kamptz 
a. a. 0. S. 439. 440.) sind nicht berücksichtigt, auch deren Verhalt- 
niss zu den benutzten nicht bezeichnet; die chronologische Ueber- 
siebt giebt 1720 Nummern, von denen 118 abgedruckt sind. Von 
den för die Herrschaft Wadgassen verzeichneten 18 Documenten sind 
8 mitgetheilt aus den Jahren 1578 — 1794. — Die ffinfte Samm- 
lang enthält die Reichsherrsehaft Saarwellingen S. 517— 
627., mit einer Uebersicht von 117 Gesetzen, von denen 37 aufge- 
nommen sind, meistens Gegenstände der Landpolizei berührend, ins- 
besondere auch das Porstrecht und die Verhältnisse der Juden. — 
Dasselbe gilt von der sechsten Sammlung für die Reichsherr- 
sehaft Hüttersdorf S. 631 — 668. mit 8 Verordnungen, von denen 
5 gedruckt sind, und einer speciellen Darstellung des Rechtszustan- 
des. — Die siebente Sammlung entwickelt die Verhältnisse der 
Reichsherrsehaft Sehwarzenholz und Labach S. 671 — 681., 
mit Angabe von 5 Urkunden, von denen 1 abgedruckt ist. — Die 
achte Sammlung S. 685 — 736. enthält die Herrschaft des 
Stalbacher Thaies und liefert ein Verzeiehniss von 28 Verord- 
nungen, den Abdruck von 9. Die fauchst eigenthümlichen Zustände 
der Vierherrschaft Labaeh sind in der neunten Sammlung 
S. 739 — 788. dargestellt. Die an dieser Herrschaft in der letzten 
Zeit betheiligten Landesregierungen waren Chur- Trier mit y, Pfalz* 
Zweibrücken mit -£, Freiherr von Hagen zur Motten mit 4p das Klo- 
ster Fraunenlauteru mit ^. 31 Verordnungen sind registrirt, 21 ab- . 
gedruckt. — Den zweiten Band schliesst die zehnte Sammlung 
fttr die Herrschaft Theley S. 791—840., von deren 95 Verord- 
nungen 33 mitgetheilt sind. 

Die Absicht dieser gedrängten Anzeige ist nnr dabin gerichtet, 
das juristische Publicum auf die für alle Rechtsdisciplinen höchst 
wichtige Schrift aufmerksam zu machen. Es wird dieselbe niemand 
ohne reiche Belehrung aus der Hand legen. Die Fortsetzung er- 
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warten* wir mit Sehnsucht, wünschen aber, dass der Verf. die obigen 
um der Sache willen geäusserten Andeutungen berücksichtigen 
möge.. H. F. Jacobson. 



Beitrag zu den ehelichen Verhältnissen, insbesondere zu der 
rechtlichen Stellung der Frauen, nach dem Hamburgischen Stadt- 
rechte von 1270. von Carl Willi. Härder, J. U.Dr., Advok. zu 
Hamburg. (Ein in d. Jurist. Sekziou d. Vereins f. Hamburg. Geschichte 
' gehalt. Vortrag.) Hamburg, Kittler, 1843. 92 S. 8. (geh. ^ Thlr.) 

In dieser Abhandlung liefert der Verf. einen dankenswertben 
Beitrag zur specielleren Kunde des alleren hamburgischen Rechts. 
Da die Entwicklungsstufe des Statuts von 1270. und sein Ver- 
bältaiss zu anderen deutschen Stadtrechten und Recbtsquellen schon 
mehrfach eine verdiente Beachtung gefunden hat, so kann auch die 
vorliegende Darstellung eines wichtigen, tief ins bürgerliche 4ind 
häusliche Leben eingreifenden Theils desselben, für Freunde deut- 
' scher Rechtsgeschichte keinenfalls ohne Interesse sein. — Die Gegen- 
stände, welche der Verf. seiner Darstellung und Beleuchtung unter* 
zieht, sind, kurz angegeben, diese: Begriff des Wortes „Echteschup" 
(Ehe); Verlöbniss; Consens der nächsten Blutsfreunde (welcher bei 
Strafe des Erbguts erforderlich war) ; Mundium, welchem alle Frauen- 
zimmer unterworfen waren, dessen Arten, Zweck und Wirkungen; 
insbesondere: Wirkungen der. Vormundschaft des Mannes rücksicht- 
lich seiner Dispositionsrechte über die Güter seiner Frau, (Fahrnisse, 
wohlgewonnene Immobilien und Erbgut); Aufhören seiner Vormund- 
schaft, insbesondere wegen Uebergabe seiner Person an seine Gläu- 
biger; Haftung der Frau für die Schulden ihres Mannes; Schulden- 
wesen der Frau (welche zwar nicht an ihre Gläuhiger zu Hand und 
Halfter übergeben, aber doch, von ihnen durch Abnahme ihres Ober- 
kleides bis zur endlichen Bezahlung gemahnt werden durfte); Haf- 
tung des Mannes für die Schulden seiner Frau; lelztwillige Drsposi- 
tidnsbefugniss derselben; rechtliche Verhältnisse der Wittwe, Vor- 
mundschaft über sie und ihre unmündigen Kinder, Folgen ihrer zweiten 
Ehe, ihre Haftung für eigene und des verstorbenen Mannes Schulden, 
ihr Befugniss zu Schenkungen und letztwilligen Verfügungen u. s. w. 
An den geeigneten Orten sind die Lieber gehörigen analogen Bestim- 
mungen rücksichtlich de/ Jungfrauen eingeschaltet. • — Anhangsweise 
berichtet der Verf. über einige verwandte criminalrecbtliche Bestim- 
mungen des Statuts von 1270., nämlich über die Strafen wegen Not- 
zucht („Wyffnod"), Entführung, (der Entführer war straffrei, wenn 
die über 16 Jahr alte Entführte ihm freiwillig und „oaket sonder 
Kleed 44 gefolgt war, in welchem Falle jedoch ihr Erbgut wegen man« 
gelnden Gonsenses der Verwandten verloren war), sowie wegen Ehe- 
bruchs und Schwächung, lieber Bestrafung des Incests schweigt das 
Statut« .— r- Ungeachtet der sich ergebenden genauen Verwandtschaft 
dieser statutarischen Bestimmungen und der entsprechenden des 
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Sachsenspiegels u. s. w, kommen doch anch manche nicht uninteres- 
sante Abweichungen und Eigentümlichkeiten vor. Da eine einfache 
Darlegung der bezeichneten Gegenstände, wie sie aus dem Statut 
resultiren, der Hauptzweck des Verfs. gewesen ist, so hat er weniger 
auf ihr Verhältniss zu den spateren Gesetzen gesehen und das histo- 
rische Interesse vorwalten lassen. Entspricht nun auch dieser Gesichts- 
punkt des Verfs. seiner zunächst vorliegenden Absicht vollkommen, 
so lässt es sich doch nicht verkennen, dass hinzugefügte Andeutungen 
der späteren Entwickelungen bis auf die Gegenwart, das mit sicht- 
licher Liebe und unter Beurkundung eines umsichtigen Forschungs- 
geistes, gründlichen Fleisses und vielseitiger Sachkenntniss geschrie- 
bene Werkchen noch schätzbarer und praktisch bedeutsamer gemacht 
haben würden. Der Darstellung selbst würde eine mehr systematische 
und übersichtliche Anordnung des Stoffs nicht geschadet haben. — 
Möge der Verf. seinen in der Vorrede angedeuteten Plan: das gesamte 
ältere Hamb. Familien- und Erbrecht bis zum (jetzt geltenden) Statut 
von 1603. einer historischen Forschung zu unterziehen und die Resul- 
tate mitzutheilen, nicht anstehen auszuführen. 
Hamburg im September 1844. 

Dr. Otto Benecke. 
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III, Berichte über akademische 
Schriften. 

1 , lieber ein, in Jastiiüan's Pandekten enthaltenes, Verzeichnis» 

ausländischer Waaren, von denen eine Eingangssteoer an den 
ZoJUtfttten d. röm. Reichs erhoben wurde. Von M.E2. Birksea. 
(Gelesen in d. Akad. d. Wissenschaften am 2. Nov. 1843.) 50 S. gr.4. 

2. Das Polizei-Gesetz des Kaisers Zeno üb, d. bauliche An- 
lage der Privat häuser in Constantinopel* Von H*K.BIrloie«. 

(Gelesen in d. Akad. d. Wissenschaften am 8. Febr. 1844.) 35 S. gr.4. 

Der berühmte Verfaner der Ueberiicht der bisherigen Versuche zur Kritik 
und Herstellung des Textes der Zwölf- Tafel -Fragmente hat wiederum die 
juristische Literatur durch zwei Abhandlungen bereichert, in welchen zwei bis- 
her vernachlässigte Stellen des Corpus iuris einer genauen Untersuchung unter- 
worfen worden sind. Der Name des Verfs. bürgt von selbst dafür, dass darin ein 
reicher Schatz von Gelehrsamkeit niedergelegt sei, der verbunden mit dem Scharf- 
sinne und der Gediegenheit der Verarbeitung desselben ein ganz neues Licht auf 
jene Stellen wirft. 

Die erste Abhandlung*) betrifft die /. 16. §. 7. D. de Publicanit (XXXIX. 
4J, welche aus der Monographie des Juristen Aeliuu Marcianus de Delatoribut 
entlehnt ist und eine ausfuhrliche Aufzählung einzelner Waaren des Auslandes 
enthält, die bei der Einführung über die Zolllinie des römischen Reiches den 
Pächtern der öffentlichen Steuern anzumelden waren, zum Behuf der Erlegung 
der gesetzlichen Abgabe. Dieses Fragment, das durch seinen Inhalt ganz geeignet 
ist, den Mittelpunkt zu bilden für die Untersuchung über die, nichts weniger als 
genügend aufgeklärte, Lehre von Handelsabgaben unter den römischen Kaisern, 
ist ohngeachtet der, wie die beigebrachte Literatur beweist , zahlreichen Bear- 
beiter theils kritisch noch sehr verdorben, theils zu keinem befriedigenden Resul- 
tate gebracht. Jenes zu beseitigen, dieses herbeizuführen mittelst Hinzuziehung 
noch unbenutzter Schriften des Alterthums ist des Verfs. Aufgabe gewesen. Zu- 
vörderst zeigt er das Unkritische des bisherigen Verfahrens, blos einen oder den 
andern Text der Ausgaben zu Hülfe zu nehmen, oder blos den der Vulgata der 
Florenlina gegenüber zu stellen. Statt dessen nimmt er vier Reihen an, von 
denen die genannten die erste und vierte bilden, die Haloandrinische die dritte, 
die zweite endlich die Ausgaben, welche in Folge des Einflusses des Andr. 
Alciatus seit dem Beginnen bis in die Mitte des 16. Jahrhunderts den Text der 
Vulgata einer selbstständigen Kritik unterworfen haben. Dieser Annahme 
gemäss wird S. 7. f. der Text des Fragments in 4 Golumnen neben einander mit 
Angabe der Varianten mitgetheilt. Hieraus ergiebt sich, dass alle Ausgaben, 
mit Ausnahme der Halo anders, das Fragment als einen besondern Paragraphen 
mit den Worten : Speeies pertinenteg ad vectigal, beginnen lassen. Haloander 
traf das Richtige, wahrscheinlich gestützt auf Handschriften, wie die Accursische 
Glosse zu dieser Stelle vermuthen lässt: „Er non habent gut dam hie §. 



*) Ueber dieae wurde eine kurze Notiz, aua den Verhandlungen der Akademie ent- 
lehnt, in diesen Jahrb. im S. 1123. mitgetheilt. Die Red. 
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, ted cum praedietit c&nttnuatur; nur scheint Haloander irkfct den 
Zusammenhang diese» Fragments mit §. 6. erkannt zu haben, wie i. B. das Ein- 
schiebsel des Wortes puta hinter vecttgat^vermuthen lässt. Dass non aber der 
Zosammenhang des Fragments mit §. 6. ein inniger sei, wird durch Auseinander- 
setzung des Planes der gedachten Monographie Marcian's tut Genfige ausge- 
führt; und so erscheint das vorliegende Verzeichnis steuerbarer Einfahrartikel 
nicht als ein isolirtes Stock, sondern in Folge der Verknüpfung mit $. 6. als das 
Referat des Inhalts eines Rescrtptes von Marcus Antoninus und C o m m o d u s. 
Keineswegs wollte der Jurist ein vollständige» Veraeich niss steuerpflichtiger 
Einfuhrartikel geben, wozu er nicht einmal als Jurist berechtigt und vielleicht 
auch niettt befähigt war. Indessen scheint der Grund der Vollständigkeit nicht 
auszureichen , denn gerade dieser Punkt dünkt dem Ref. nicht erwiesen werde» 
zu können; vielmehr hält er das Fragment für ein Erläuterung«- oderSupple* 
mentarreseript zu einem uns unbekannten Steuergesetze, woraus sich auch viel-« 
leicht die Versetzung einiger Artikel in eine nicht gebärig* Klasse erklärt, ein 
Punkt, dessen Hebung dem Verf. viele Schwierigkeit gemacht hat. Jene Ver- 
kennung nuu des Zusammenhanges mit dem gedachten Rescripte ist es eben 
gewesen, welche theils zur falschen Behandlung der Texteskritik beigetragen 
hat, theils zu anderweitigen falschen Ansichten, z.B. derjenigen, die ein gemein- 
sames Kriterium sämmtlicher verzeichneter Gegenstände postuliren, nämlich das 
Ursprungsattest als Waaren Indiens. Der Verf. zerlegt hierauf S. 22. die Liste 
der verschiedenen besteuerten Artikel in 6 Kategorien. 1) Gewörze und Spe- 
cereien (von einnamomum bis xylacinnarnnmumj ; 2) Baumwollen-Gewebe (opnt 
bytticumj, kostbare Pelz waaren aus dem Oriente (pelle* Babylonicae, pellet 
Partkicae), Elfenbein und Indisches Eisen; 3) Edelsteine der verschiedensten 
Art; 4) Opiate aus Indien, indische Matten (veltt terta) y rohe und gesponnene 
Seide (metaxa und ttema terienmj , seidene und halbseidene Gewebe (cettit teriem 
veltubteriea) , gleichwie andere orientalische Gewebe, die in Beziehung auf den 
Stoff, oder wegen der Färbung, besonders kostbar waren fvela ttneta, c«r- 
batea); 5) Eunuchen aus dem Orient (tpadones) und die, zu den Kampfspielen 
in Rom zu beziehenden, sogenannten Africanae bettiae (tnditi leonet, leaenae s 
pardi, leopardi, pantherae) ; 6) werth volle Farbewaaren (purpura,fmcutj, und 
feine Wolle aus dem Orient (Marocvrttm lana, capilH lndxci). Darauf folgt nun 
die Untersuchung der einzelnen Artikel, wobei eine seltene Belesenheit beur- 
kundet wird; viele Worte werden glücklich emendirt, oder erklärt, z. B. foHut* 
pentatphaerum j foliumbarbaricutn, cattia turiana, malabathrum, aromaln- 
dieum , chalbane, toter y aichehteia, onyx Arabicut , carpartrm, lapit univertun 
hopia Indien u. s. w. Nach Beseitigung dieser Schwierigkeiten wird das Resultat 
zusammengestellt und am Ende gesagt, dass das Rescript die Bestimmung gehabt 
habe, die kostbaren Einfuhr- Artikel aufzuzahlen, bei deren Beschlagnahme die 
Belohnung der Angeber in der Zuweisung eines gesetzlich fixirten Antheils an den 
eammitta bestand, welche Annahme freilich in dieser Beschränkung davon ab- 
hängt, ob das Fragment eine vollständige- Steuerliste enthält, oder nur ein Er- 
gänzung«- und Erläuternngsrescript ist. Dass aber Justinian's Compilatoren 
kein Bedenken hatten, diesem Excerpte einen Platz unter den Auszügen aus dem 
klassischen Juristerirechte anzuweisen, lag nach des Verfs. Meinung darin, dass 
Niemand dadurch in Versuchung gebracht wurde, eine allgemeine Liste für <lie 
Eingangszeile darin gewahr zu werden, während anderseits der Inhalt diese« 
Rescripts immer noch von genügendem Interesse war für die Rechtspraxis der 
damaligen Zeit. Denn die Verpachtung der portoria hatte damals noch nicht 
durchweg aufgehört, wie die Mittheilungen Justinian's über die loeatio vecti- 
galium in seiner Constitutionen -Sammlung bezeugen. Ferner waren die in 
dem erwähnten Rescripte aufgezählten tpeciet pertinentet ad cectigal auch zu 
Justin ian's Zeiten fortwährend einer Eingangssteuer unterworfen geblieben 
und daher konnte jenes Aktenstück, für die Beurtheilung der Ansprüche üerdela- 
toret auf die comrm'tta, nach wie vor als eine Quelle des praktischen Rechts 
benutzt werden. 

Die zweite Abhandlung verbreitet sich über die bekannte c. 12. Cod.Jutt. 
de Aedificiit priv. VIF F. 10. Es wird gezeigt, dass dieses Gesetz, welches als 
das wichtigste und umfassendste baupolizeiliche Regulativ von J u stinian, ohne 
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etwas daran zu ändern , in der c. 13. eiusd. tit. zum allgemeinen Landesgesetze 
erhoben und erst in der Nov. 53. mit einem Nachtrage zur Abwehrung von Aus- 
deutungen und Umgehungen versehen worden ist, ein umfassendes Ergänzungs- 
gesetz des Gesetzes des Kaisers Leo und eines frühem Zeno's sei, welche Ge- 
setze in Folge des grossen Brandes Constantinopels im J. 469. bei Gelegenheit des 
Wiederaufbaues der abgebrannten Stadttheile erlassen worden waren. Dieser 
Zweck des Gesetzes sei auch die Ursache, warum die beiden erwähnten frühem 
Gesetze im Justinianischen Codex in Wegfall gekommen sind. Zunächst ist die 
Rede von der gegenwärtigen Gestaltung der Constitution und deren Restitution 
im Justinianischen Codex, wobei schätzenswerthe Nachträge beigebracht worden 
sind. Die darauf folgenden Paragraphen sind dem Inhalte des Gesetzes selbst 
gewidmet. Es mochten die erwähnten frühem nach dem Brande von 469. 
(s.S. 12. ff.), bei welchem auch die grosse öffentliche Bibliothek unterging, er- 
lassenen Gesetze an Ueberfüllung technischer Ausdrücke leiden, dagegen war 
der Kaiser bemüht, die streng juristischen Ausdrücke in seiner Bekanntmachung 
zu vermeiden und durch Substituirung allgemein fasslicher Bezeichnungen es 
Jedermann möglich zu machen , die Bedeutung der einzelnen gesetzlichen Vor- 
schriften selbst ohne die Belehrung eines technischen Auslegers selbstständig zu 
begreifen. Auch ist es charakteristisch, , dass Zeno den Bauherrn gegen die 
Zögerungen der Unternehmer und Werkführer gesichert wissen will, mittelst 
amtlichen Einschreitens des Stadtpräfecten ; ferner dass der Kaiser für die ge- 
richtliche Verhandlung der Reclamationen , welche von dem betheiligten Nach- 
bar gegen den Bauherrn erhoben werden dürften, zur Abkürzung des Verfahrens 
und Vermeidung von Cbicane die Gerichtsbarkeit jenes Präfecten von der Beach- 
tung der Förmlichkeiten entbunden hat. Leo's Gesetze litten hierin an der 
Schwäche des blossen Hinsteilens von Verboten und Concessionen , ohne zu- 
gleich das Verfahren für die praktische Anwendung der Maasregeln näher zu 
bestimmen. — In der Betrachtung der einzelnen Punkte des Gesetzes hebt der 
Verf. namentlich die Bestimmungen über die Höhe der wiederaufzubauenden ab- 
gebrannten Häuser, über das legi lim um spatium, über die vtaeniana, tolaria 
und über die bauliche Lage und Einrichtung der Verkaufslokale auf den öffent- 
lichen Plätzen der kaiserlichen Residenz hervor und erläutert sie mittelst Bei- 
bringung eines reichen Schatzes antiquarischer Bemerkungen. Hierbei ist Ref. 
völlig einverstanden mit der Ansicht , dass die Vorschrift des alten römischen 
Stadtrechts, dass zwischen Nachbargebäuden ein unbebauter freier Raum zur 
Sicherstellung gegen Feuersgefahr vorbehalten bleiben müsse, weder in Rom 
noch in Constantinopel so gedeutet worden sei, als ob dadurch die Freistellung 
der Privatgebäude nach allen Seiten und nicht blos nach der von der öffentlichen 
Strasse abgewendeten Richtung anbefohlen sei. Denn nicht allein die Ueber- 
. bleibsel römischer Pro vinzialstädte, wie z.B. zu Pompeii, Veleia, Tarracona, 
Segovia, Merida sprechen dafür, sondern auch die Ruinen zu Rom und Constan- 
tinopel selbst j und intula bedeutet nicht etwa ein von allen Seiten abgesonderte« 
Privathaus, sondern wie noch h. z.T. das italienische i»ola oder spanische isla 
ein aus mehrern Häusern bestehendes Quartier. Freilich konnte es wohl vor- 
kommen , dass das Haus eines römischen reichen Privatmannes mit seinen Hun- 
derten von Sclaven und andern bei ihm wohnenden Personen ein dergleichen 
ganzes Quartier einnahm. Hervorzuheben ist ferner die gründliche Unter- 
suchung über die Verkaufslokale auf den öffentlichen Plätzen, in der zugleich 
das Capitolium und das piXiov ihre Erläuterung finden. Schliesslich bemerkt 
noch Ref., dass er sich noch vollständigerer handschriftlicher Exemplare dieses 
Gesetzes zu erinnern glaubt, als die Ausgaben enthalten. 

Hänel. 
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IV. Berichte ftfrer Zeitschriften. 

Centralarchiv für die gesammte Staatsarzneiknnde. Heraus- 
gegeben von J. B. Friedreicb. Jahrgang 1844. Heft 1 — 4. 
Regensburg, Manz. 824 S. gr. 8. (5 Thlr.) 

Die Aufgabe dieser Zeitschrift ist, die Medicinalbeamten und Geriehtsärzte 
sowohl als die Juristen mit den neuesten Erscheinungen der in- und ausländischen 
Literatur der gesammten Staatsarzneiknnde bekannt zu machen. Bei der grossen 
Bedeutung dieses Theiles der medicinischen Wissenschaft einer- und dem grossen 
Umfang desselben nach den neuesten, hierher gehörigen Forschungen und Fort- 
schritten andrerseits ist es nicht blos für den Mediciner, sondern noch vielmehr 
für den Juristen fast unmöglich, sich mit den sammtlichen, hier einschlagenden 
and seinen Beruf speciell mit betreffenden literarischen Producten ausreichend' 
bekannt zu machen. Die gerichtliche Medicin hat in neuerer Zeit einen so ge- 
waltigen Aufschwung genommen, die gerichtliche Psychologie so wesentliche 
Fortsehritte gemacht und ihre hohe Bedeutung eine solche Anerkennung gefun- 
den, dass kein Jurist, insbesondre aber kein Untersuchungsrichter die Anfor- 
derung, mit diesem Theile der medicinischen Wissenschaft sieb genauer bekannt 
zu machen, von sich abweisen darf. Dem Juristen ist übrigens noch weniger 
als dem Gerichtsarzte die Möglichkeit geboten, von allen, seine Wissenschaft 
berührenden literarischen Erscheinungen in der medicinischen Wissenschaft 
Kenntniss zu erlangen. Das Centralarchiv will nun coraplete Auszüge der neue- 
sten in- und ausländischen Literatur der Staatsarzneikunde liefern, d. h. Aus- 
söge nicht nur aus allen vom Jahre 1843. an erschienenen nnd noch erscheinen- 
den selbstständigen Werken und einschlagenden Zeitschriften, sondern auch 
Auszüge aus den in andern Journalen zerstreut vorkommenden, hierher gehörigen 
Abhandlungen, so dass der Leser durch das Archiv einen vollständigen und 
genauen Ueberblick über die Forschungen der Staatsarzneiknnde erhält, ohne 
die einzelnen betreffenden Bücher und Schriften einem besondern Studium unter- 
werfen zu müssen. Dass diese Auszüge mit grosser Sorgfalt und Umsicht ver- 
fasst sind, dafür bürgt schon der Name des Herausgebers. Für den Juristen 
werden von besonderm Interesse sein: L Beziehung der Medicin zur Oeffentlich- 
keit und Mündlichkeit der Rechtspflege. II. Ueber Verwandtschaft zwischen 
Wahnsinn und Verbrechen. IX. X. Ueber Vergiftungen durch Arsenik und Blau- 
säure. XVI, Ueber Zurechnung in juridischer und psychologischer Beziehung. 
Unter XVII. XVIII. werden sehr interessante Fälle von mania Irantitoria, Mono- 
manie u. s. w. mitgethe^It. XIX. Ueber die Lungenproben. ( Hier ist von beson- 
derm Interesse die geschichtliche Einleitung des Herausgebers.) XX. Ueber* 
zweifelhafte und gewaltsame Todesarten der Neugebornen. XXII. Ueber gericht- 
liche Sectionen. XXIX. Ueber Kopfverletzungen. XXX. Ueber Brustver- 
letzungen. XXXI. Ueber Schusswunden. XXXVIII. Ueber Phrenologie in Bezug 
auf Gesetzgebung und Rechtspflege. XXXIX. Ueber den Brandstiftungstrieb. 
XL. Ueber die Trunkenheit in Bezug auf Zurechnung. XLV. Zur Hygienik der 
Strafanstalten. XLIX. Ueber die Frage des Ueberlebens bei mehreren angeblich 
gleichzeitig gestorbenen Personen. 
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2. Jahrbücher der Gegenwart. 1843. Krater Artikel. Juli. Nr. 6— 11. S. 21. f. 

25. f. 29. f. 33. f. 37. f. 41—43. Zweiter Artikel. September. Nr. 41— 45. 

S. 161— 163. 165. f. 169 — 171. 173. f. 177 — 179. Dritter Artikel. 

September. Nr. 46—49. S. 181 - 187. 189 — 102. October. Nr. 49. 

S. 193 — 196. 
Die Einleitung zu dieser sehr ausführlichen Beurtheilung spricht von dem 
Einflüsse, welchen die Philosophie auf die übrigen Wissenschaften bei uns erlangt 
hat oder noch erlangen soll, mit besonderer Rücksicht auf die Jurisprudenz und 
ihre einzelnen Disciplinen. Nach dem liebergange auf das Buch bemerkt der Rec: 
„In der Vorrede spricht der Verf. vielleicht mit einer gar zu entschiedenen Gering- 
schätzung von seinen Vorgängern und schreibt seiner Arbeit das Verdienst der 
Neuheit in einem allzugrossen Umfang zu. Indessen ist es begreiüeh, dass das 
Bewustsein der' grossen Arbeit, die ihm jedenfalls zu thun blieb, das Behagen an 
dem mannigfachen Gewinnste seiner ausgezeichneten und umsichtigen Bestrebun- 
gen, der Aublick der immerhin neuen Gruppirung, die er seinem Stoff in ge- 
schmackvoller, wenn auch hie und da durch grossere Redseligkeit etwas beein- 
trächtigter Form zu geben gewusst hat, das Selbstgefühl des Verf. über das er- 
laubte Maas hinaussteigern konnte. — Jedenfalls ist ihm dies eher zu verzeihen, 
als der vom Zaun gebrochene Ausfall gegen den franzosischen Process, von dem et 
den ganz ungehörigen Ausspruch thut, dass er, als heuriger Transactionsversuch 
zwischen dem äussersten Despotismus und den Nachwehen des sinnlosesten Frei- 
heitssckwindels , ein wissenschaftliches Interesse nicht in Anspruch nehmen 
könne (S. 13.). Im übrigen ist die milde Gesinnung und Urbanität des Verf. mit 
Anerkennung hervorzuheben. — Jedenfalls gebührt dem Buche das Verdienst, 
zuerst ein umfassendes, geordnetes, bis in die Einzelheiten, so weit es möglich 
war, aufgehelltes Bild des röm. Strafprocesses nach seinen verschiedenen Ent- 
wicklungsstadien aufgerollt zu haben. Es ist dies vom Standpunkte der histori- 
schen Schule aus geschehen, wiesogleich die Eingangsworte der Einleitung an- 
zeigen, welche an die berühmten Savigny'schen Sätze lebhaft erinnern. Dabei 
hat der Verf. die Einseitigkeit des Standpunkts grossentheils glücklich gemieden 
und ein Ganzes geliefert, das auch von der philosophischen Schule als höchst 
willkommen begrüsst werden darf, wenn gleich der einmal gewählte Standpunkt 
des Verfs. es natürlicher Weise mit sich Wachte, dass das Wesen oftmals von 
der Erscheinung überwuchert wird und eine pragmatische Erörterung eintritt, 
wo man eine Construction hätte erwarten dürfen." — Im Folgenden bespricht 
der Rec. die einzelnen Partieen des Buches so, dass er dasselbe im Ganzen und 
in den Einzelnbeiten einer sorgfältigen Prüfung unterwirft. Nachdem er auf 
diese Weise den Process der Republik besprochen hat, äussert er sich am Ende 
des zweiten Artikels so: „Mit allem bisher Angeführten hat uns nun der Verf. ein 
anschauliches und möglichst deutliches Bild des specitisch römischen Processes 
aufgerollt, wofür wir ihm aufrichtigen Dank wissen. Er ist namentlich auch 
mit sehr umsichtiger Kritik zu Werke gegangen und hat die Glaubwürdigkeit der 
verschiedenen Quellen in's rechte Licht gestellt. Wenn hie und da eine Hypo- 
these gewagt, ein Punkt zu wichtig genommen, ein anderer vergessen und nicht 
richtig aufgefasst sein sollte, so wird man diese dem Verf. im Hinblick auf den 
Reichtbum und die umsichtige Gruppirung des zusammengestellten Materials 
nicht hoch aurechnen dürfen. Man wird ihm den Ruhm lassen müssen, vom 
Standpunkt des empirischen Historikers aus das Möglichste geleistet und die Ge- 
schichte des röm.Strafprocesses zu einer vorher nicht geahnteu Klarheit gebracht 
zu haben. Je mehr wir aber diese anerkennen, um so mehr vermissen wir, 
dass der Verf. nicht weiter gegangen ist und statt der blossen Beschreibung der 
äusseren Schicksale eine Seelen- und Geistesgeschichte jenes Processes geliefert 
hat. Dass dies Weitere nicht zum blossen Schmuck, sondern in sehr wichtigen 
Punkteil zur wesentlichen Berichtigung seiner Arbeit gedient haben würde, ist 
an mehreren Beispielen aufgewiesen worden. Es hätte aber auch ausserdem dem 
Verf. selbst dazu gedient, das zu beweisen, was er wiederholt uns versichert, — 
die specifische Eigenthümlichkeit des römisch-republikanischen Processes gegen- 
über dem englischen und französischen. Eben diess nämlich, die Einsicht in 
den eigentlichen Charakter, die specifische Differenz der verschiedenen nationalen 
Hervorbringungen kann nur dann aufgehen, wenn die Geschichte philosophisch 
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' behandelt, wenn der Lebenslauf der Idee selbst dargestellt wird. - Gerade* das, 
was so Viele unverständiger Weite als Abstraction scheuen, fuhrt erst zur 
rechten Kenntniss des individuellen Lebens." — Am Ende des dritten Artikels 
aber heisst es: „Nachdem wir hier den wesentlichen Inhalt des Geib'schen 
Ruches getreu referirt und dabei seine schwachen Seiten, die grösstenteils aus 
seinem wissenschaftlichen Standpunkte überhaupt zu erklären sind, nicht ver- 
schwiegen haben, scheiden wir mit aufrichtiger Achtung von dem Verf., und 
wünschen, dass seine Arbeit, obgleich zunächst und fast im Uebermass ein Pro- 
duct einer Schule, namentlich auch bei Praktikern, besonders bei den zu legis- 
latorischer Thätigkeit berufenen, Eingang gewinnen möge. Es ist daraus Vieles 
zu lernen, wenn auch, wie hier gezeigt wurde, das Beste manchmal zwischen 
den Zeilen gelesen werden muss. Möchte dieser Geschichte des röm. Strafpro- 
cesses eine ebenso tüchtige, wenn auch immer nur pragmatisch gehaltene Ge- 
schichte des germanischen folgen! Der Verf. wäre der Mann dazu; der rechte 
Zeitpunkt dazu wäre gleichfalls da, besonders wenn wir auch praktisch den 
gemeinschaftlichen [gemeinrechtlichen?] Process der Geschichte anheimfallen 
zu sehen das Gluck haben sollten." (Rec. R. Kost I in.) 

3. Archiv des Criminalrechts. Neue Folge. Jahrg. 1843. St. 2. 3. S. 281 — 288. 

427—435. 
Diese Recension , welche mit der mehrerer anderer Schriften aus dem Ge- 
biete der Geschiebte des röin. Criminalrechts und Criminalprocesses verbunden 
ist, urt heilt über das obige Werk: „Keine Schrift hat so umfassend und grund- 
lich den röm. Strafprozess zum Gegenstande ihrer Forschung gemacht .... Er 
[der Verf.] hat mit den Quellen sich genau vertraut gemacht; die Hauptsache ist, 
dass überall der Forscher sich bewährt, welcher die feinsten Beziehungen der 
Theile des Strafprozesses mit der röm. Geschichte und allen politischen Umge- 
staltungen Roms geistvoll auffasste und in ein Detail des Verfahrens eingeht, 
durch welches allein der innere Zusammenhang aller Theile des röm. Prozesses 
klar wird. Man sieht bald , dass der Verf., dem die Bedeutung und der Organis- 
mus des auf Mündlichkeit gebauten Verfahrens klar geworden ist, auch auf 
manche Theile des röm. Prozesses aufmerksam machte, welche bisher oft ver- 
nachlässigt wurden." — Es folgt nun eine sehr ausführliche Inhaltsangabe mit 
einzelnen kritischen Bemerkungen. Am Schlüsse wird gesagt, dass dieselbe 
zeigen werde, wie reichhaltig das Werk sey. „Die Wissenschaft hat dadurch 
unfehlbar gewonnen. Neue Forschungen werden dadurch angeregt werden." 
(Rec. Mittermaier.) 

4. Neue Jenaische Allgemeine Literatur-Zeitung. März 1844. Nr. 62. 63. 65— 6T. 

S. 245-^-252. 257 — 265. 
„Mit nicht geringen Erwartungen haben wir das vorstehende Werk zur 
. Hand genommen, das einem tief gefühlten Bedürfnisse unserer Wissenschaft 
abzuhelfen sich anheischig macht. Dass die bisherigen Darstellungen der Ge- 
schichte des röm. Criminalprocesses dürftig und ungenügend und voller Irrthfimer 
sind, ist unbestritten und den Tadel, den der Verf. in s. Vorrede darüber aus- 
spricht, unterschreiben wir vollkommen. Dass der Verf. über diese seine Vor- 
gänger hinausgegangen ist und ihre Werke ziemlich überflüssig gemacht hat, so 
weit sie es nicht ohnehin schon waren, erkennen wir ebenfalls bereitwillig an; 
eine Kritik, die es sich zur Aufgabe stellte, diese neue Geschichte des röm. Cri- 
minalprocesses mit Sigonius, Schmiedicke u. s. f. zu vergleichen, würde 
nur in jeder Beziehung lobend aasfallen können. Allein wir müssen doch Reden- 
ken tragen, unserer Kritik diese Wendung zu geben; ja wir zweifeln sehr, dass 
dem Verf. mit dem sehr zweideutigen Lobe gedient sein möchte, er habe Sigo- 
nius übertroffen. Diese altern Leistungen sind hinter der heutigen Rechtxwissen- 
schaft — ich meine nicht den speciellen Theil derselben, mit dem das Werk des 
Verfr. sich beschäftigt, sondern die Rechtswissenschaft überhaupt — so unend- 
lich weit zurückgeblieben, dass man dieselben weit übertreffen kann, ohne doch 
ein Werk zu liefern, das den Anforderungen der Gegenwart entspricht. Wir 
halten uns also für berechtigt, einen ganz andern Massstab, den der heutigen 
philologischen Jurisprudenz, an das vorliegende Werk anzulegen und nachdem 
»"verneinen Standpunkte der Wissenschaft, nicht nach dem besondern des hier 
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gerade in Frage stehenden Theils dasselbe zn beurtheilen; wobei wir nur bitten 
müssen, als stillschweigend vorausgesetzt anzusehen, dass das Werk wie die 
neueste so auch die beste Darstellung des röra. Criminalprocesses ist. — Die 
Aufgabe, die der Verf. sich gesteckt hat, ist eben so weitläufig als grossartig. 
Während eines Zeitraums von zwölf Jahrhunderten durch alle Wechselfalle der 
Geschichte des grössten Volkes der Erde unter den mannichfaltigsten Revolu- 
tionen des staatlichen Lebens ein einzelnes, tief in öffentliche und private Verhält- 
nisse eingreifendes Institut zu verfolgen, dasselbe von seiner Entstehung bis zu 
seiner Auflösung zu begleiten und zu zeigen, wie es durch alle Perioden hindurch 
aus demselben Princip hervorging, aus dem Imperium des Magistrats — das ist 
unter allen Verhältnissen, auch bei trefflichen Vorgängern, eine Aufgabe, die 
ohne eine gewisse Verwegenheit Niemand unternimmt. Wenn aber der Verf. 
des vorlieg. Werkes dies Ziel sich zu stellen wagte, während es ihm wohl bewusst 
war, dass nur über einzelne wenige Punkte gute Vorarbeiten vorhanden waren, 
und dass er also das gute Beste selbst thun sollte, so müssen wir seine Uner- 
schrockenheit in der That bewundern. Er hat es nichtsdestoweniger unter- 
nommen; er hat sich durch die Schwierigkeiten der Aufgabe nicht abschrecken 
lassen , sondern sie zu losen versucht. Es ist dies immer ehrenvoll, aber die un- 
parteiische Wissenschaft kann es nicht billigen , wenn man so unbesehen avan- 
cirt, ohne das Terrain recognoscirt und die Flanken gedeckt zu haben. Es ist 
unser Hauptvorwurf gegen den Verf., dass er sich eine zur Zeit unlösbare Aufgabe 
gestellt hat. Ein blosses Compendium, d. h. eine Zusammenstellung der bei den 
Alten vorfindlichen Notizen und der von den Neuen angestellten Forschungen 
wollte der Verf. nicht geben ; das sagt er selbst in der Vorrede und zeigt es an 
zahlreichen Stellen seiner Schrift. Er wollte also mehr leisten ; dennoch müssen 
wir behaupten, dass seine Arbeit nur insofern brauchbar ist, als sie ein Compen- 
dium in dem angegebenen Sinne abgeben kann. Der Fleiss , den der Verf. hierauf 
verwandt hat, verdient die grösste Achtung; seine Versicherung, dass wirk- 
liche Hauptstelleu ihm überall nicht entgangen sein dürften (Vorrede S. IX.), 
habeich, so weit meine desfalligen Studien reichen, bestätigt gefunden. Ebenso 
ist die Benutzung der neuern Literatur durchaus genügend. Allein hier hören 
auch im Ganzen die Leistungen des Verfs. auf. Ihm schwebte noch etwas Höheres 
vor als die immer sehr dankenswerthe Sammlung und Motivirung der loci pro- 
bantet: eine „Geschichte des röm. Criminalprocesses u , d.h. die präcise auf 
historischen Vorarbeiten ruhende Darstellung des Begriffes der Wissenschaft in 
seiner geschichtlichen Entwickelung. Im röm. Criminalprocess mnss erst durch 
eindringende Untersuchung der einzelnen Fragen ein Fundament gewonnen wer- 
den, das — wir wagen es zu behaupten — dieser bislang noch völlig bodenlosen, 
auf dem Zusammenraffen der Beweisstellen (was ja im 16. Jahrb. für Wissenschaft 
galt) beruhenden Disciplin durchaus fehlt. Das hat der Verf. nicht gethan. 
Gründliche Erforschung jedes einzelnen Punktes wirft Licht auf das ganze Alter- 
thum und dies wieder in seiner Totalität erleuchtet das Einzelne, so dass durch 
diese Wechselwirkung zuletzt das Detail wie der Begriff ins Klare tritt. Diesen 
Weg haben Niebuhr und Rubino verfolgt, jener ahnend, dieser forschend. 
Wir bedauern, den Verf. nicht zu diesen Männern stellen zu können; er hat 
weder Niebuhr's Takt noch Rubino's Methode. — Allerdings erklärt der 
Verf. in seiner bescheidenen und, wie wir fest überzeugt sind, aus voller Heber- 
zeugung geschriebenen Vorrede, dass er nicht die Hoffnung hege,, Alles zu 
leisten, was bisher vermisst ward; dass'es sein Hauptwunsch gewesen sei, für 
die Erforschung des Processes ein höheres und allgemeineres Interesse zu er« 
wecken und den Kampf erst zu erregen. Wir sind fest überzeugt, dass sein Buch 
hierzu' nicht wenig beitragen und bald in den Händen aller Derer sein wird, die 
dem röm. Criminalprocess geschichtliche Forschungen widmen wollen ; allein es 
kann unsere Meinung von der Unvollkommenheit des Werkes nicht ändern, dass 
der Verf. sie gewissermassen theilt. Ein schlichtes sorgfältiges Compendium 
wäre eben so nutzlich, ja nutzlicher gewesen, indem die Mängel des Werkes in 
seinem Hinausstreben aber die compendiarische Qualität seinen Vorzügen in 
dieser nicht selten Abbruch gethan hat. Statt das Dunkle und noch nicht genü- 
gend Erklärte einfach hinzustellen , linden wir hier gewöhnlich eine extemporirte 
Lösung der Schwierigkeiten, die Niemand befriedigen kann, aber der Brauch- 
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barkeit des Werket alt Resume der gellenden Meinungen Eintrag thnt. Ueber~ 
haupt hat der Verf. ein unglückliche! Talent, die Lucken und Mängel der Unter- 
suchung durch sein Darstellungstalent zu verdecken. Die Form der Behandlung, 
die ebenfalls für ein Compendium weniger raisonnirend und untersuchend, mehr 
referirend und darstellend hätte sein müssen, verdient, abgesehen hiervon, Lob; 
klar und gut ist das ganze Buch geschrieben. Mtn mochte den Verf. den 
Sigonius des 19. Jahrb. nennen ; ergleicht ihm an Belesenheit, an Durchsich- 
tigkeit und Anmuth der Darstellung; er gleicht ihm aber auch in der Mauie, 
Alle* prima viata zu erklären, und dies ist jetzt weniger zu entschuldigen, als 
vor dreihundert Jahren. Nur zu oft ist die Darstellung nichts weiter als elegant ; 
nur zu oft ist die Klarheit blos in der Darstellung. Die Klarheit des Denkens, 
der Vorstellung ist immer erfreulich, selbst wenn sie, wie in Keller's treff- 
lichen Büchern, sich in behaglicher Breite ausspricht; die der Darstellung da- 
gegen , die wir hier finden, bewahrt keineswegs vor logischen Fehlern und veran- 
lasst manches überflüssige Wort, das namentlich in einem Compendium (und 
als solches wird Hrn. G.'s Schrift in praxi betrachtet werden) sehr störend ist. 
JKurz, wir wiederholen es, die gefährliche Tugend der Eleganz entschädigt uns 
nicht für eine kurze, gehaltene, streng wissenschaftliche Darstellung; besser 
wäre es gewesen, die unausgefüllten Lücken und ungelösten Widersprüche ein- 
fach zur Untersuchung hinzustellen, als Räthsel — zu rathen. Nur zu oft wer- 
den wir beim Lesen dieses Buches an die moderne Weise des Häuserbaues erin- 
nert, wo dieselben statt des Mörtels durch den Cement zusammengehalten 
werden." Der Rec. lässt nun eine sehr ausführliche Betrachtung von Einzel- 
heiten aus der ersten und zweiten Periode folgen. Er erkennt es dann an, dass 
der Verf. der dritten Periode, „diesem mühsamen und minder anziehenden Tb eil" 
seine Kräfte zugewendet hat, und giebt den Grund an, warum er diesen Theil 
von seiner Beurtheilung ausgeschlossen habe. Er fährt hierauf so fort: ,, Leber- 
haupt müssen wir gestehen, wir haben die Beurtheilung dieses Werkes nicht 
gern und erst nach wiederholtem Bedenken übernommen. Die Vorzüge desselben 
liegen Jedem vor Augen; die Fülle des Materials, die Ordnung der Behandlung, 
die deutliche Anmuth der Form auf dereinen, die strenge Beobachtung des lite- 
rarischen Austandes, die Vermeidung von Süffisance wie von sklavischer Nach- 
beterei auf der andern Seite. Dazu nebine man, dass ein ähnliches Werk drin- 
gendes Bedürfniss war, dass wir uns bis jetzt mit Büchern behalfen, die aller 
literarischen Nachweisungen entbehrten und fast nur ein cento aus Stellen der 
alten Autoren waren, so wird man begreifen , wie ungern wir uns entschlossen, 
dennoch trotz allem Diesem die Unternehmung im Ganzen für verfehlt zu er- 
klären. Dass sie diess sei, waren wir überzeugt; aber diese Ueberzeugung war 
nicht leicht mitzutheilen. Sie war nicht blos ans der Betrachtung des Buches, 
sondern noch mehr aus der des gegenwärtigen Standpunktes der Wissenschaft 
hervorgegangen. Mit jedem Detailpunkte, in dem unser Studium uns die Irr- 
thümer der gegenwärtigen Darstellung entdeckte, wurde es uns immer klarer, 
immer augenscheinlicher, dass die Kunde des republikanischen Criminalpro- 
c esse s erst noch gewonnen werden soll, dass unsere gegenwärtige comwuni* 
opinio noch wesentlich auf den Forschungen der italienischen Juristen des löten 
Jahrb. beruht, und mit aller Zufälligkeit und Willkürlichkeit, mit allen Misver- 
ständnissen und Erfindungen, welche jene Zeit charakterisiren , reichlich aus- 
gestattet ist. Es ist natürlich, dass jede Wissenschaft Irrthümer einschliefst, 
die die weitere Forschung der Gegenwart und Zukunft zu entfernen berufen ist; 
allein es ist ein Unterschied, ob diese im Wesentlichen die alte Theorie bestätigt 
und Einzelnes nachbessert; oder ob sie uns, indem sie Details berichtigt, au 
dem ganzen Boden der Wissenschaft irre macht. So ist es uns ergangen. Im 
Einzelnen hat unser Studium uns wol über Manches aufgeklärt; im Ganzen hat 
es uns mehr gegeben als genommen, indem wir dahin gekommen sind, den ganzen 
Criminalprocess mit der grössten Skepsis zu behandeln und dem trefflichen 
Platner vollkommen beizustimmen, wenn er über die Vernachlässigung der 
Geschichte des Criminalprocesses klagt. Ubwol streng genommen Niemand, als 
wer selbst auf diesem Gebiete geforscht hat, hier uns beistimmen oder wider- 
legen kauu, haben wir doch in dieser Kritik es dem Verf. schuldig zu sein 
geglaubt , unser im Wesentlichen hierauf gestütztes Machtheiliges Urtheil über 
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•ein Bucb durch einige Beispiele zu belegen. Mehr Alf Beispiele waren von einer 
Kritik nicht zu verlangen; wir hoffen sie so ausgewählt zu haben, data der Leser, 
der lieh von der Richtigkeit unterer Ausstellungen überzeugt hat, zugeben wird, 
et habe nur in einer grenzenloa vernachlässigten Doctrin eine Anzahl so tief ein- 
greifender Irrthümer Jahrhunderte lang bestehen können.- Der Verf. muss es 
sich also schon gefallen lassen, wenn wir in seinem Boche theilweise die «•**• 
mnnis opinio kritisirt haben. Er hat freilich die Irrthümer nicht begangen, aber 
er hat sie nachgesprochen; und dass er zur Unzeit resümirei» wollte, war jn 
unser Hauptvorwurf. — Als zweiten Gesichtspunkt bei unserer Kritik haben wir 
die Beurtheilung der selbständigen Leistungen des Verfs. angesehen. AVer es 
auch eigentlich immer ein Flicken des alten Kleides mit neuen Lappen, so konn- 
ten doch diese neuen Ansichten des Verfs. ihren eigentümlichen Werth haben; 
es war gewiss eine reiche Ausbeute an Berichtigungen im röm. Criminalproeess 
möglich. Lieber hätten wir diese nicht gerade in eine vollständige Geschichte 
desselben eingeflochten gesehen, indem durch diese Einreihung der Untersuchung 
oft zur Unzeit Grenzen gesteckt werden ; allein war das Gegebene nur gut, so ist 
dies ein untergeordneter Tadel. — Unsere Ansicht über die neuen Hypothesen 
des Verfs. nun liegt dem Leser in einer Reihe von Beispielen vor. Errare hmma~ 
num; es kommt nur darauf an , wie man irrt. Den Verf. können wir leider nicht 
davon freisprechen, dass er ohne gehörige Umsicht und ohne historischen Sinn 
in der Weise der Post- Niebuh rianer Vermuthungen aufstellt, denen nur eine 
ephemere Existenz zu Theil werden kann. Die Wissenschaft verbannt die Ein- 
falle aus ihrem Reich, und damit ist dem grössern Theil der eigenen Ansichten 
des Verfs. das Urtheil gesprochen." Der Rec. lobt noch Druck , Papier and Cor- 
reetheit in den vielen Citaten, vermisst dagegen ein Register. (Rec. Theod. 
Mommsen in Altona.) 

5. Allgem. Liter .-Zeitung. Mai 1844. Nr. 128.129. S.1017— 1022. 1025—1032. 
Auf eine Prüfung der einzelnen Resultate des Werks folgt eine Beurtheilung 
des Ganzen. Hier sagt der Rec: „....wir überblicken.... allerdings kein 
durch die Neuheit seiner Gedanken oder den Glanz seiner Formen überraschendes 
Werk. Die Anordnung und Gruppirung zwar gehört dem Verf. — und diese 
würde durch Ausscheidung der häuslichen und geistlichen Gerichtsbarkeit, durch 
bestimmtere Entgegensetzung der schwächern obrigkeitlichen Gewalt über die 
Bürger, als Glieder der herrschenden Gemeinde, und der stärkeren Gewalt über 
die Unterthanen in den Provinzen, welche in der Kaiserzeit über alleUntertlianen 
des Kaisers ausgedehnt wird, noch sehr an Einheit und Zusammenhang haben 
gewinnen können. Der Stoff aber ist durch die gemeinsame Thätigkeit der Vor- 
und Mitzeit gesammelt und hervorgearbeitet. — Der Vortrag ist fliessend und 
urban, aber doch schlicht und anspruchslos, hin und wieder (S. 542. z.B.) auch 
wohl etwas schleppend. — Dennoch hat der Verf.. indem er dieses reiche Mate- 
rial zum ersten Mal zu einem wahrhaft geschichtlichen Ganzen gestaltete, dessen 
Leben er aus eigenen innern Gesetzen, nicht blos nach den äussern Formen der 
Verfassung entwickelt, welche durch die Entstehung der Republik, durch 
Sulla, durch Constantin hervorgerufen wurden, etwas auf diesem Gebiet 
völlig Neues und bei der Umsicht und Sorgfalt, mit der er zu Werke geht, in 
hohem Grade Befriedigendes geliefert. — Und so scheiden wir denn von seinem 
Werk mit dem Anerkenntnis*, dass es sowohl der röm. Rechtfcfceschichte als dem 
Strafprocess einen wesentlichen Dienst geleistet hat. Kein gründlicher Arbeiter 
in einem dieser Fächer darf es unbenutzt lassen/ 1 

Quacstiones de jure crim. romano praesertim de cri- 
nUnibus eatraordinarüs. Script. Mduar*. Piatnerus, 

phil. etj. u. Dr.) Prof. p. o. etc. Marburg, Elwert, 1842. X u. 

475 S. gr. 8. (geh. 2£ Thlr.) 

Archiv d. Cr im in airecht*. Neue Folge. Jahrg. 1643. St. 2. 3. S. 28t— 288. 427—43$. 

Jahrg. 1844. St. 1. S. 150—156^ 

Auf die obige Schrift beziehen sich in der hier uaehge wieseneu Recension, 

welche sich zugleich über mehrere andere, das Rom. Strafrecht, sowie den Straf - 
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procem betreffende Schriften erstreckt, namentlich folgende Stellen (im Jahrg. 
1844. St. 1. S. 154. ff.): „Die gegenwärtige Anzeige kann nach der Richtung, 
welche die für das Archiv bestimmten Anseigen nehmen müssen, sich nur darauf 
beschränken, die Leser auf die bedeutendsten Ergebnisse der in neu erschienenen 
Schriften enthaltenen Forschungen aufmerksam zu machen. In dieser Beziehung 
weisen wir vorzuglich auch auf das oben angeführte Buch des ruhmlich bekannten 
gründlichen Forschers, des Hrn. P. hin." — „Geistreiche Entwickelungen fin- 
den sich (p. 23 — 49.) über den religiösen Charakter, der in' der Strafe nach röm. 
Ansichten sich fand." — „Eine wichtige Erörterung findet sich p. 147. über die 
Frage: ob der bei den pubt. judieiit geltende Grundsatz: ne ob idem crimen plu- 
ribus legibut reutjieret, auch bei den crim. extraordin, galt . . . Die Bemühun- 
gen der Schriftsteller ( die des Hrn. P. sind ebenso scharfsinnig als gründlich ), 
feste Grundsätze anzugeben , die darüber galten , möchte vergeblich seyn. " — 
„Sehr dankenswerth sind die Forschungen p. 175. über die Freiheit des richter- 
lichen Ermeisens in Bezug auf das Erkennen der Strafe bei den extraordin. 
eognilionibua , und p. 177. über die Rücksichten, nach welchen die Strafe aus- 
gemessen wurde." — „Eine sehr werth volle Entwickelung bezieht sich von 
p. 190. auf alle einzelne crimina extraord. und ihr Verhältnis! zu den Verbre- 
chen, mit welchen sie im Zusammenhange stehen." (Rec. Mittermaier.) 

Precis de tadministration de la justice criminelle che* 
leg Romains, par Eebastard-Delisle, Procureur du Rot 
ä Falognes. Paris, 1841. 

Archiv d. Criminalrechts. Neue Folge. Jahrg. 1843. St. 2. 3. S. 281— 288. 427—435. 
Jahrg. 1844. St. 1. S. 150-156. 
Ueher diese Schrift äussert der Rec. in der hier angezeigten Gesammtrecen- 
aion mehrerer, das Strafrecht und den Strafprocess bei den Römern betreffender 
Schriften (im Jahrg. 1844. St. 1. S. 150.) u. A. Folgendes : „Eine nähere Betrach- 
tung dieser Schrift ist zwar nicht in der Beziehung wichtig, dass man reichhal- 
- tige gründliche neue Aufschlüsse über schwierige Punkte des röm. Strafverfah- 
rens in derselben zu finden hoffen darf; allein dennoch verdient sie Beachtung, 
weil der Verf. den Zweck hatte, den Zusammenhang des röm. Verfahrens mit den 
politischen Einrichtungen Roms und dem öffentlichen Geiste der damaligen Zeit 
zu schildern und Vergleichung mit dem franzos. Strafprocesse anzustellen. Der 
Verf. kennt freilich nur die Werke der älteren Schriftsteller, Rosini, Poltet 
a. A< über den röm. Prozess ; die neuern Forschungen der deut. Schriftsteller sind 
ihm unbekannt; man bemerkt aber doch, dass der Verf. selbst die Quellen studirt 
hat und ein Mann von Geist ist, welcher oft fein beobachtet und gute Verglei- 
chungen macht." Es folgt ein Bericht über den Inhalt. (Rec. Mittermaier.) 

Das Sacralsystem und das Provocationsverfalirdn der Römer. 
Zwei Beiträge zur Kunde des röm. Staats- u. Recbtslebens, von 
Aug. Theod« Woeniger, Dr. phil. u.jur* Leipzig, Brock- 
baus, 1843. XXIV u. 343 S. gr. 8. (geb. lf Tblr.) 

1. Allgem. Literatur-Zeitung. April 1844. Nr. 92. S. 729 — 736. 
Der Eingang bezeichnet die Richtung des Verfs. nach dessen Angabe als eine 
vermittelnde , welche die sich bekämpfenden Gegensätze — die historische und 
die philosophische Richtung — zu versöhnen strebe. „Man kann dieser Methode 
bei Untersuchungen, wo es darauf ankommt, den Geist der alten Institute in 
ihrer systematischen Gliederung zu erfassen, nicht seinen Beifall versagen, 
vorausgesetzt, dass die durch sie zu vermeidende Einseitigkeit wirklich vermie- 
den werde und dass die Forscher eben so vor sclavischer Abhängigkeit von dem 
Ueberlieferten, als vor willkürlicher Benutzung der Quellen sich zu hüten 
wissen. u Von der zweiten Abhandlung („das Provocationsverfahren der 
Römer**) spricht der Rec. zuerst, und, nachdem er ihren Inhalt angegeben und 
Aussteilungen gegen Einzelnes gemacht, bemerkt er: „Die ganze Abhandlung 
empfiehlt sich -durch Klarheit und Vollständigkeit, sowohl in Beziehung auf die 
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gegebenen Totalüberiichten , als auf die Darstellung der Singularitäten. Zwar 
darf man überraschende Combinationen und wichtige neue Aufschlüsse nicht er« 
warten und dieses um so weniger, da die vorhandenen Quellen , wenigstens bei 
der republikanischen Periode, ausreichen, ein vollständiges und in allen seinen 
Theilen zusammenhängendes Bild der prooocatio zu entwerfen. Letztere« hat 
Hr. W. gethan, indem er die Quellen gut zusammengestellt und im Ganzen ge- 
wissenhaft benutzt hat. Als neu können wir nur die genetische Entwicklung 
der provocatio bezeichnen, das Meiste Andere ist dem dieser Verhältnisse Kun- 
digen bekannt, obgleich man es nirgends in dieser Vollständigkeit zusammen- 
gestellt findet und Hr. W. hat Manches durch selbstständige Forschung gefunden, 
indem er nicht wusste, dass darüber Aehnliches schon geschrieben war." Nach 
einer Relation über die erste Abhandlung („das Sacratsystem der Römer") wird 
von dieser gesagt, dass sie „reicher an neuen Ideen, als die zweite sey und 
manche interessante Specialitäten enthalte." Einzelne kritische Bemerkungen 
werden hinzugefügt. (Rec. W. Rein.) 

2. Archiv des Criminalrechts. Neue Folge. Jahrg. 1843. St. 2.3. S. 281— 288. 
427 — 435. Jahrg. 1844. St. 1. S. 150 — 156. 
Der Rec. gedenkt in diesem Bericht, welcher über mehrere das Strafrecht 
und den Straf process der Römer betreffende Schriften sich verbreitet, des obigen 
Buches wiederholt mit lobender Anerkennung der Leistung des Verfjs. Er nennt 
dasselbe (Jahrg. 1843. St. 3. S. 428.) eine „sehr beachtenswürdige Schrift ", und 
bemerkt insbesondere, dass der Verf. üher das Sacrals traf recht „Treffliehe« 
geliefert* 4 habe (Jahrg. 1844. St. 1. S. 153.). (Rec. Mittermaier.) 



VI. Miscellen. 



Die Ottobonische Handschrift der Novellen. 

In der Vorrede meiner Ausgabe der vorjustinianischen Novellen habe ich 
S. V., Note * bemerkt, dass ich das Blatt, auf welchem ich die Quaternionen- 
zahlen der Ottobonischen HS. bemerkt hatte, verloren habe, und deshalb die 
Lücken der letztern mit völliger Gewissheit um so weniger angeben könne, als 
aller Anfragen in Rom ohngeachtet, die HS. auf der Vaticanischen Bibliothek 
nicht zu finden sei. Ich bin jetzt so glücklich, diesen Mangel durch die Gefällig- 
keit des Hrn. Dr. Drossel in Rom ergänzen zu können, der, nachdem er mir 
unter dem 24. Oct. v. J. meldete, dass sich die HS., freilich mit verändertem 
Einbände, vorgefuoden habe , unter dem 28. December v. J. das Quaternionen- 
verzeichniss mit folgender Beschreibung der HS. in ihrer jetzigen Gestalt giebt: 
„Der Novellencodex ist jetzt unter N. 7277. ein integrirender Theil der Vaticana, 
ist neu in rothen Saffian gebunden. Rücken und Ränder des Einbandes zieren 
moderne Schnörkel. Nichts mehr von alten Wappen und Insignien. Vor dem 
ersten Pergamentblatte 4 weisse Blätter, von denen des ersten erste Seite, so 
wie der gegenüberstehende Deckel mit granblauem Papiere (eolore caeruleo) aus- 
geschlagen. Die 4 ersten Pergamentblätter, die zerrissen, sind mit weissem 
Paniere ausgeflickt. Nicht ohne Vorsicht. Nach dem 127 (128)sten Blatte des 
Codex 4 weisse Papierblätter Die zweite Seite des letzten davon und die Inseite 
des Einbandes, wie vorn, mit graublauem Papiere ausgeklebt. *' Hiermit fällt 
also jetzt die Beschreibung des Einbandes weg, welche schon Amaduzzi giebt, 
und die ich S. III. /. c, gegeben habe, nebst dem, was von mir über die Vorsets- 
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b&tter geragt worden ist. Warum 4er Codex umgebunden worden »ei, da doch 
der Band noch im J. 1824. ein schöner war, lägst sich schwer errathen. Wollte 
man etwa die Erinnerung an die letzte Abstammung; Ex Bibliotheca 
Jotefhi Garampii vernichten? Die Quaternionenzahlen anlangend giebt 
iriir Hr. Dr. Dressel folgendes Verzeichnis»: „A. auf/«»/. 7h«. Es fehlt das 
dem Tten correspondirende also erste Blatt, das wohl weiss war. (S. dagegen 
meine Vorrede S. V. Es fehlt das 2te Blatt mit dem Titelverzeichnis der L. R. B. 
vom 1&. Capitet an), B. auf/W. l&b-, C. auf /öl. 23 h*, D. auf /ol. 30 \ es 
scheint das dem SOsten entsprechende Blatt also das zwischen 23. und 24. aus- 
gefallene zo seyn; E. auf/o/. 38h., F. auf/«/. 46h., G. auf/«/. 54h., ff, auf 
/fc/.«2b., /. auf/o/. Tdh., k. auf/©/. 78*., L. auf /ol. 86 h., Af. auf /o/. 94b., 
A. auf/o/. 101h., das Bl. zwischen 99 und 100 nicht numerirt. (S. meine Vor- 
rede S. IV.). ©. auf/»/. 109h., p, auf /o/. 117b., Q. auf/o/. 1251»'« (eigent- 
lich also/v/. 126b.) Hiernach ist in meiner Vorrede S. V. statt Septemdecim 
qualernionum numeri supersunt — O et* igitur folia perterunt, zu schreiben: 
Sedecim quatcrnionum numeri tupertuut — D u o igitur /olia perterunt , und 
dann weiter zu streichen denique sex alia exeidisse certum est. Ich 
war dadurch in Irrthum gerathen, dass ich die ernte Quaterniouenzahl auf einem 
frühem, als dem Tten Blatte suchte, und nun vermuthete, dass ausser dem 
Generaltitel der HS. mehr Blätter, als der Fall ist, in den Titel Verzeichnissen 
fehlten. Im übrigen stimmt meine Angabe und namentlich bestätigt sich die 
Behauptung, dass die Lücken der Novellen in der Ottobouischen HS. mit Aus- 
nahme der Lücke im ersten Theodosischen Novellentitel aus dem mangelhaften 
Zustande des Codex erklärt werden müssten, dessen Abschrift in der Ottoboni- 
schen Handschrift vorliege. Hänel. 



Personal-Notizen, • 
Beförderungen und Ehrenbezeigungen, in Preussen sind 

die Geh. Justiz -Rät he Dr. Karl Friedr. Göschel und Jähnigeu, ingleichen 
die Geh. Über-Tribunal-Räthe K. J. Ulrich und Prof. Dr. Georg Friedr. 
Puchta zu Mitgliedern des Staatsraths ernannt worden* — Im Königr. Sachsen 
ist dem Geh. Justiz-R. Dr. Christian Ernst Wergs die 8 teile eines Präsidenten 
des A.-G. zu Buddissin übertragen worden. — In Sachsen-Koburg ist der Regier.- 
ii. Justiz-R. Fleischmann zu Roburg zum Geh. Regier.- u. Justiz-R. beför- 
dert worden. — In Sachsen -Altenburg ist der Geh. R. Dr. Karl Christian 
v. Wüstemann zum wirkl. Geh. R. u. zweiten Minister mit dem Praedikate: 
Excetfenz ernannt worden. — Den K. Preuss. Rothen Adler- Orden haben er- 
halten und zwar 1. Classe mit Eichenlaub der Geh. Staats - u. Justiz-Minister Dr. 
Friedr. Karl v. Savign j, den Stern znr 3. Classe m. Eichenlaub der wirkl. 
Geh. Ober-Justis-R. v. Voss zu Berlin, 2. Ctasse m. Eichenlaub der wirkl. Geh. 
Obcr-Jostiz-R. u. Director Dr. Job. Wilh. Jak. Bornemann und der Geh. 
Staats- n. Justiz-Minister Uh den , 8. Classe m. d. Schleife der Geh. Ober-Justiz- 
Itath Ernst, der Präsident d. Kammer-Ger. u. Director d. Kurmärk. Pupillen- 
Kollegiums v. Kunow, der Director d. Criminal-Ger. zu Berlin v. Schrötter, 
der Geh. Justiz- u. Kammer-Ger.-R. Stropp, der Geh. Ober-Justiz -fi. Vos- 
winkel und der Geh. Ober-Tribunal-R. v. Winterfeld, 4. Classe der Vice- 
Präsident des O.-L.-G. zu Frankfurt a.O. Burchardt, der Geh. Post- u. Kammer- 
Ger.-R. Friedländer, der Geh. Justiz- R. Koch, der Kammer-Ger.-R. Noack, 
der Geh. Justiz- u. Kammer-Ger.-R. le Pre*tre und der ord. Prof. Dr. Adolph 
Aug. Friedr. Rudorffzu Berlin. — Den K.Verdienst-Orden der Bayer. Krone 
haben erhalten und zwar das Kommenthurkreuz der Präsident des A.-G. in Kich- 
stadt O. Ludw. Freih. v. Leonrod, das Ritterkreuz der Mintaterial-R. u. 
General-Secr. im Ministerium der Justiz Dr. Sim. v. Haller und der Director 
des A.-G. zu Bamberg Heinr. v. Kiliani; den K. Bayer. Verdienst-Orden des 
heil. Michael und zwar das Kommeuthurkreuz der Präsident d. Regierung d. Ober- 
pfalz u. v. Regensburg Fr. Freih. Zu -Rhein-, das Ritterkreuz der O.-A.-G.-R. 
Dr. C. Aug. Kleinschrod, der Director d. A.-G. zu Neuburg Anton Freih. 
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v. Beding, der A.*G.-R. Jos. v. Habermann zu Bamberg und der A.-G.-R. 
J. Nep. v. Sicherer au Passau. — Den K. Sachs. Civil-Verdienst-Orden haben 
erhalten und zwar das Grosskreuz der oben genannte Herz. Sachsen-Altenburg. 
Minister v. Wflstemann, das Ritterkreuz der A.-R Dr. Karl Heinr. Haase 
an Leipzig und der bisherige Präsident des A.-G. zu Budissln Karl Aug. 
v. Zezschwitz, letzterer bei seiner Versetzung in den Ruhestand (s. unten). — 
Den Gherz. Badischen Orden v. Zähringer Löwen haben erhalten und zwar das 
Kommandeorkreuz der Hofrichter Obkircherau Rastatt, das Ritterkreuz der 
Geh. Referendar im Justiz-Ministerium Junghanns, der Hofrath u. ord. Prof. 
Dr. Anton Stabel zu Freiburg, der Hofger.-Dir. Thilo und der Hofrath und 
ord. Prof. Dr. Karl Adolph v. Vangerow zu Heidelberg. — Das Komman- 
deurkreuz 2. Classe des Gherz. Hess. Ludwigs- Ordens hat der Ö.-A.-G.-R. 
v. Herff zu Darmstadt, und das Ritterkreuz des Gherz. Verdienst-Ordens Phi- 
lipps d. Grossmüthigen haben die Geh. Justiz-R; H. Stockhausen und v. Hei- 
mol t und der Hofger.-R. v. Lepel ebendaselbst erhalten. — Das Komthurkreuz 
"l. Classe des Herz. Sachsen-Ernestin. Haus-Ordens hat der Kanzler Regen- 
hertz zu Koburg erhalten. 

Versetzungen im Dienst* Der O.-L.-G.-R. Möller zu Frank- 
furt a. O. ist nach Breslau und der O.-L.-G.-R. Höpuer zu Breslau nach Frank- 
furt a.O., ingleichen ist derO.-A.-G.-R. Galli zu Posen atsRath an das Kammer- 
Gericht zu Berlin versetzt worden. 

Venetaungen in den Äubestattd. Der oben genannte Präsi- 
dent des A.-G. zu Budissin v. Zezschwitz ist auf sein Ansuchen in den Ruhe- 
stand versetzt worden. 



VII. Juristische Bibliographie. 

Neu erschienene Schriften. 

27. Annaleu der deutschen u. ausländ. CriminalrechtspOege. Begründet von J. E. 

Hitzig u. fortgesetzt von W.L.Demme. Jahrg. 1845. in 12 Heften. (26— 
29. Bd.) Altenburg, Heibig. lsHeft. 151S.gr. (8 Thlr. m* 14 Fl. 24 Kr. rh.) 

28. Auwaldsaeitung, norddeutsche, oder wöchentliches Feuilleton für Rechts- 
praxis n. Justizpflege. Redact.; Dr. Emil Ferd. Vogel Jahrg. 1845., in 
52 Nummern, (äl Bog.) Grimma, Verlag! - Com pt. 4. (lJTblr.) 

29. Anwalt -Zeitung. Eine Wochenschrift. Redact.: Bopp, Hofgeritkttad- 

vocat in Darmstadt. Jahrg. 1845. in 52 Nunini. (äl Bogen). Heidelberg, 
C. F. Winter. Lex.-8. (4 Thlr. » Für Südd. 7 Fl. rhein.) 

30. Archiv der Forst- u. Jagdgesetzgebung der deut. Bundesstaaten. Herausgeg. 

von St. Bebten. 20. Öde«. 2. Heft. Freiburg, Wagnerische Bucbh. 138 S. 
gr. 8. (Geh. } Thlr.) — Dess. neue Folge. 1. Bdes ls Heft. Ebenda«. 
8 o. Pag. o. 183 S. (Geh. f Thlr.) 

31. Blatter für volkstümliche Rechtskunde. Eine Wochenschrift mitlnteUigenz- 

blatt für literarische, juristische, landwirthschaftt. u. gewerbliche Geschäfts- 
auzeigeu. Herausgeg. von Heiur.Graichen, Adoocat im Leipzig. Jahrg. 
1845. Leipzig, Goetz in Comsa. gr. 8. (2 Thlr.) 

32. Bure Aar dt, Dr. Georg Chr., ord. Prof. d. R. au der Unio. zu Kiel, — 
Ijehrbuch des römischen Rechts. 2. TW. (Das System u. die innere Geschichte 
des reo». Privatreeals.) 2. Abth. ; Das Sachenrecht. Stuttgart, A. Ueaching 
u. Comp. Vi u. S. 369—598. gr. 8. (Geh. 1J Thlr.) 

33. Damianittch, Mart., — Handbuch des adeligen Richterarats für Militiar- 

Richter. 1. Tbl.: Die Verlassenschaftsabbandlungen. Wieu, Braumuller u. 
Seidel, iv u. 282 S. gr. 8. (Preis för 2 Bde. 2} Thlr ) 
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34. Eliingcr, Dr. Jo$., — Handbuch dei österreichischen Civil - Rechtes. 
Enth. den Text dei allgera. börgerl. Gesetzbuches v. J. 1811. mit kurzen Er- 
läuterungen desselben unter Anfuhrung der geiammten Literatur u. säramt- 
licher einschlägigen Justiz-, politischen u. cameralistischen Gesetze nach 
ihrem wesentlichen Inhalte. Wien, Braumüller u. Seidel, xn u* 698 S. gr. 8. 
(Geh. 4Thlr. — FürOesterr. 5F1.C.-M.) 

35. Fein, Dr. Eduard, ord. Prof. d. R. am der Univ. zu Zürich, — Chresto- 
mathie der Beweisstellen zu Puchta's Pandekten. Zum Gebrauch bei Pan- 
dektenvorlesungen. I. Heft. Zürich, Orell, Füssü u. Comp, vm u. 256 S. 
(Geh. 1 Thlr. » FürSüdd. 1F1. 45 Kr. rhein.) 

36. Freu dei, Dr.G.H., — Anleitung zur Kenntniss der wesentlichen Bestim- 
mungen für deu administrativen Wirkungskreis der Landgerichte in Bayern. 
Bayreuth, Buchner'sche Buchh. 19 Bog. gr. 8. (Geh. 1| Thlr.) 

37. Gesetze U.Verordnungen, das Apothekerwesen betreffend, für das Königr. 

Sachsen, nebst e. Sachregister. Leipzig, Goetz. xiv u. 86 S. 8. (Geh. } Thlr.) 

38. Hack, C. F.G., — Alphabetische Zusammenstellung der für die Haupt- 

u. Residenzstadt Stuttgart bestehenden Polizei-Verordnungen u. sonstigen 
Vorschriften. Stuttgart, J. F. Steinkopf. 100 S. 8. (Geh. J Thlr. — Für 
Südd. 30 Kr. rhein.) 

39. Handbuch für sächsische Stadträthe, Rathmänner U.Stadtverordnete, d.i.: 
Die allgemeine Städteordnung f. d. Königr. Sachsen , nebst dazu gehörigen 
Gesetzen u. Ausführung!- Verordnung, in ihrer Anwendung auf grossere u. 
kleinere Städte, ausführlich erläutert und mit allen gesetzlichen und prä- 
judiciellen Erörterungen bis auf die neueste Zeit versehen. Grimma, Ver- 
lags -Comptoir. viu. 234S. 12. (Geh. £ Thlr.) 

40. Jahrbücher, kritische, für Deutsche Rechtswissenschaft, begründet von A. 

L. Richter, fortges. von Dr. R. Schneider, Königl. Sacht. Appellations- 
rath in Dretden. 9. Jahrg. (1845.) in 12 Heften. Leipzig, B. Tauchnitz jaus. 
1. Heft. 96 S. gr. 8. ( 6} Thlr. pr. Jahrg.) 

41. Jut Tranttilvamco Saxonicum. Auetore Laditiao guondam Nagy de 

Branyittka. Editum per Leop. Magy de Branyitska. ClaudiopoH. 
(Hermannstadt, Hochmeister'sche Buchh.) 16jBog.gr. 8. (Geh. 1£ Thlr.) 

42. Justis-Ministerial- Blatt für die Preuss. Gesetzgebung und Rechtspflege, 
herausgeg. im Bureau des Justiz-Ministeriums. 7. Jahrg. (1845.) Berlin, 
Hey mann. 4. (2 Thlr. «- 3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

43. v. Kamplz, Staattminister , — Prüfung der landständischen Rechte der 

bürgerlichen Gutsbesitzer in Mecklenburg. 3. Lief. Berlin, Dum ml er. iv 
u. S. 735—953. gr. 8. (Geh. 1 Thlr. — 1 Fl. 48 Kr. rhein.) 

44. Monatschrift für die Justiz-Pflege in Württemberg. Herausg. v. A.Sarwey, 

Ober-Tritmnal-Rath. 10. Bd. in 3 Abth. Ludwigsburg, Nast. 1. Abth. l.Hft. 
104 S. 8. (Geh. 1 1 Thlr. — Für Südd. 3 Fl. rhein.) 

45. Pressseitung, allgemeine. Jahrg. 1845. in 104 Numm. ( \ Bog.) Leipzig, 

Brockhaus. gr. 4. (5}Tblr. = 9 Fl. 36 Kr. rhein.) 

46. Die Reform. Monatsschrift für Gesetzgebung, herausgeg. v.Gutt. Eberty. 

1. Bd. in 6 monatl. Heften. Berlin, Hermes. 1. Heft. 64 S. gr.8. (Geh. 
2} Thlr. — 4 Fl. 12 Kr. rhein.) 

47. Wochenblatt für merkwürdige Rechtsfälle, in actenmässigen Darstellungen 

aus dem Gebiete der Justizpflege u. Verwaltung zunächst für das Königreich 
Sachsen. 5. Jahrg. 1845., in 52 Numm. (Bog.) Leipzig, B. Tauchnitz jtf». 
hoch 4. (3JtThlr.) 

48. Zeitschrift für Rechtspflege u. Verwaltung, zunächst für d. Königr. Sachsen. 

Herausg. von Dr. Th. Tauchnitz u. Regier.- Ref er. C. G. Sperber. Neue 
Folge. IV. Bd. 4. Heft. Leipzig, B. Tauchnitz jun. S. 289— 384. gr. 8. (Geh. 
i Thlr. = 54 Kr. rhein.) 

49. Zeitschrift für deutsches Strafverfahren. Herausg. v. Dr. Lud tu. v.Jage- 

mann, Fr. Nbllnern.J.D.H. Temme. Neue Folge. 1. Bd. 3. Heft. Dann- 
stadt, Leske. S. 307—444 S. gr. 8. (Geh. f Thlr. — 1 FI. 12 Kr. rhein.) 

(Hierzu lnteUigcnzblatl Nr. \.) 
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einander positiver und natnrrechüicher Bestimmungen, eine Diseiplin, 
welche fast allein keinen Nutzen gezogen hat aus der reformatorischen 
Bewegung, welche dieses Jahrhundert durch Begründung einer wahr« 
haft historischen Behandlung der Jurisprudenz hervorgerufen hat, die 
Völkerrechlswissenschaft hat bis jetzt noch keine Rechtsgeschichte 
und desshalb auch keine Rechtsphilosophie aufzuweisen. Der Grund 
dieser auffallenden Erscheinung liegt wohl besonders in dem Ein- 
flüsse einzelner Publizisten, ich nenne namentlich Vattel, Martens, 
Kl Über, deren Standpunkt und Auffassung des Völkerrechts für lange 
Zeit in weiten Kreisen tonangebend gewesen ist. Entweder fasste 
man das Völkerrecht nach dem flachsten Positrvismus als das „prak- 
tische" auf, und entnahm es aus den zur Zeit geltenden Vertrügen 
und Gewohnheiten, unbekümmert um die historische Entwicklung und 
Gestaltung der einzelnen Lehren, (nach Moser's Vorgange beson- 
ders Martens), oder man verband mit diesem Material sogenannte 
naturrechtliche Grundsätze, welche willkührlich abstrahirt und keines- 
weges der durch die geschichtliche Betrachtung aufgefundenen Natur 
der Verhältnisse entnommen waren, und — wie wichtig und unent- 
behrlich erschien dieses „droit naturel"! Klüber sagt (Droit des 
gens, PrSface p.4.) : »V&bord il remplit les lacunes, qui ne se 
prSsentent que trop souvent dans un Systeme du droit des gens po- 
sitif, et sous ce rapport il est (Tun usage essentiel; ensuite il sert 
de ciment ä ce mime Systeme, en classant et liant les principes." 
Niemand wird in einem solchen willkührlich zusammengewürfelten 
Konglomerat das geltende, praktische Völkerrecht suchen und finden 
können, und doch war diese Auffassung bis in die neuere Zelt die 
herrschende, während die zuerst erwähnte ganz in den Hintergrand 
trat. Andere endlich, von einer, erst in der neuern Zeit überwun- 
denen, beschränkten Ansicht von der Bedeutung und Natur des Rechts, 
als des im Staate Erzwingbaren, ausgebend, läugneten überhaupt die 
Existenz eines positiven Völkerrechts und den juristischen Charakter 
der in den Völkerverhältnissen angenommenen Grundsätze. Es fehle 
der juristische Zwang zur Geltendmachung derselben unter unab- 
hängigen, soovera inen Staaten, und die ganze Geschichte lehre, dass 
gewöhnlich die physische Macht im Dienste einer selbstsüchtigen 
Politik durch Sitte und Moral nur unvollkommen gezügelt ward. 
(Hugo, Falck.) So also stand es bisher um das Völkerrecht, ent- 
weder wurde es als juristische Diseiplin gar nicht anerkannt, oder 
es war ein wunderliches Gemisch von Abstraktionen , frommen Wün- 
schen nnd positiven Bestimmungen. 
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Erst in der neuesten Zeit hat die Wissenschaft des positiven 
Völkerrechts naeh langem Schlammer einen neuen Aufschwang ge- 
nommen. Ist es schon als Fortschritt zn achten, dass fast allgemein 
das Trostlose ihres bisherigen Zustande« anerkannt ist, so bringen 
die beiden vorliegenden Schriften entschieden noch einen positiven 
Gewinn hinzu, insofern sie den für die Begründung einer Wissen* 
schaft des wahren positiven Völkerrechts allein zulässigen Weg be- 
zeichnen und ausserdem ein schönes Material zum Aufbau derselben 
Hefern. 

Nr. 1., womit wir, seinem Hauptinhalte naeh, am zweckmässig* 
sten anfangen, besteht aus vier Abhandlungen: 1) Ueber Begriff 
und Wesen des praktischen europäischen Völkerrechts (S. 3 — 19.). 
2) Grundzüge des altertümlichen Völkerrechts (S. 23 — 44.)- 3) Ge- 
schichte des miltelaltrigen Völkerrechts (S.47 — 186.)- 4) Das Un- 
tersuehungsrecbt in Seekriegen (S. 189—221.). — Im ersten Auf- 
sätze versnobt der Verf., an der Stelle der bisherigen „ meist ziem- 
lich unklaren Vorstellungen und Beschreibungen , Begriff und Wesen 
des Völkerrechts wissenschaftlich festzustellen (Vorr* S, HL). Er geht 
Von der unUbgfcaren Thatsache des Widerspruches aus, welcher in 
dem praktischen europäischen Völkerrechte zwischen Theorie und 
Praxis bestanden, und von dem Einflüsse, wellchen zn allen Zeiten 
die, Politik und Staatsräson auf Beobachtung oder Niehtbeobachtung 
de* allgemeinen Völkerrechts-Gesetze ausgeübt habe. Während nach 
der Ansicht vieler Staatsmänner und Juristen das Völkerrecht als der 
Inbegriff von wirklichen oder . Zwangsrecbten und Gesetzen für das 
gegenseitige Verhalten der Völker gelte, als ein Recht, welches also 
das Belieben der Souveraine und Völker ausschliesse und eine Norm 
n»d Richtschnur Ar ihr Handeln und Entschliessen enthalte, werde, 
unter Umständen von denselben Staatsmännern, die Allgemeingültig- 
keit dieser Normen und ihre Rechtsverbindlichkeit für die Souveraine 
aus dem Grunde. in Abrede gestellt, weil der Staat sie nicht aner- 
kannt habe und wegen seiner Souverainetät an dieselben nicht ge- 
bunden sei. Der Verf. deutet sodann die verschiedenen vergeblichen 
Versuche an, diesen Zwiespalt zu heben, den Vorschlag einer Unter- 
werfung der Souveraine unter ein allgemeines Völkergesetzbucb, die 
ebenso unausführbare Idee eines ewigen Friedeos; das allgemeine 
Völker- und Weltgericht, welches die Päpste ,, während des 12. und 
13. Jajirbuod. vermöge göttlicher Vollmacht als Stellvertreter Christi 
auf Erden mit hoher Weisheit und Gerechtigkeit gehegt haben", sei 
vorübergehend gewesen und habe dem mehr und mehr sieh ent- 

13* 
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wickelnden Selbstbewosstsein der Staaten weichen müssen. So sehr 
Rez. die geschichtliche Berechtigung und die innere Nothwendigkeit 
jener Suprematie anerkennt, welche in jenen Jahrhunderten die Päpste 
über die Staaten ausübten, so vermag er doch weder in die „gött- 
liche Bevollmächtigung 4 ', noch in das Lob einzustimmen, welches der 
Verf. hier diesem „Völkergericht" zollt. Rez. erkennt die Klug- 
heit, Umsicht und Konsequenz an, mit welcher die Päpste ihr Ziel 
verfolgten und ihre Interessen vertheidigten , aber „gerecht 44 kann 
er diese überwiegend egoistische Politik nicht nennen. — Den Grund 
des mangelhaften Zustand es der Völkerrechtswissenschaft findet der 
Verf. besonders „in der althergebrachten, überängstlichen Heimlich- 
keit der öffentlichen Angelegenheiten, welche auch die Staatshand- 
lungen, Beschlüsse und Maassregeln in den gegenseitigen Verhält- 
nissen der souverainen Völker gar zu oft als zufällige Meinung und 
Willkühr des Souverains oder seiner Räthe und Günstlinge erscheinen 
Hess." Rez. ist dagegen der Meinung, dass trotz dieser stets über- 
wiegend gewesenen Scheu vor der Oeffentlicbkeit ein gewaltiger Stoff 
für die Wissenschaft des Völkerrechts von je her vorhanden gewesen 
ist, und dass in den meisten Fällen wohl nur eine oberflächliche und 
rein äusserliche Betrachtung und Auffassung jene Handlungen und 
Maassregeln als zufällige und willkührliche erscheinen lassen konnte. 
Rez. bat schon vorhin seine Ansicht ausgesprochen, dass der Haupt- 
grund des traurigen, der Entwicklungsstufe der übrigen juristischen 
Disciplinen so gar nicht entsprechenden, Zustandes der Völkerrechts- 
wissenschaft in der Autorität einzelner Publizisten gelegen habe, 
welche durch das Gewicht ihres Namens mit ihrer einseitigen und 
verkehrten Auffassung und Bebandlungsweise nur zu lange dominirten 
und dadurch Bewegung, Läuterung und weitere Entwicklung dieser 
Disciplin verhinderten. 

Der Verf. entwickelt hierauf seine eigene Ansicht über Begriff 
und Wesen des Völkerrechts in folgenden Sätzen: „Der Souverain 
ist der erste Diener des Staats", und hat „den allgemeinen Staats- 
willen zu wollen, auszusprechen und auszuführen", nach Innen, wie 
nach Aussen, denn auch in den gegenseitigen Verhältnissen der 
souverainen Völker dokumentirt sich ein, nach allgemeinen Vernunft- 
nnd Rechtsgesetzen bestimmter, allgemeiner, vernünftiger Staats- 
wille. Auf diesem beruht das Völkerrecht, welches, obgleich ihm 
eine gerichtliche Erzwingbarkeit fehlt, dennoch ein Recht, eine 
rechtliche Nothwendigkeit ist, - weil der Staatswille in seinem 
Verhalten zn andern Staaten, ebenso wie in den Streitigkeiten der 
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Unterthanen, sich „durch das vernünftige Denken und Nachdenken 
der verfassungsmässigen Behörde dem Rechte und Gesetze gemäss 
bestimmt", nnd demselben im Falle des Widerstandes von Seiten 
eines andern Staates die völkerrechtlichen Zwangsmittel der Repres- 
salien nnd des Krieges zu Gebote stehen. So sehr Rez. mit der 
Begründung des Völkerrechts auf den „allgemeinen Staatswillen " 
übereinstimmt, so wenig kann er diess in Betreff der Gründe, welche 
der Verf. für die rechtliche Notwendigkeit des Völkerrechts an- 
führt, denn das Recht besteht auch hier, ehe und ohne dass es von 
dem einzelnen Souverain durch sein vernünftiges Nachdenken erkannt 
und bestimmt ist, der Vertrag, welchen dieser mit andern schliesst, 
und worin eine völkerrechtliche Norm aufgestellt wird, ist nie Quelle 
derselben, sondern Ausdruck des schon vorhandenen Rechts. Eben- 
sowenig kann dies erst durch die völkerrechtlichen Zwangsmittel zum 
Recht werden, weil diese in gleicher Weise ein schon bestehendes 
Recht voraussetzen. Es ist die allgemeine Anerkennung der Not- 
wendigkeit und Vernünftigkeit gewisser Normen , es ist also der all- 
gemeine Staatswille, das allgemeine Rechtsbewusstsein der Völker, 
wodurch jene zu einem Völkerrecht werden. Dem einzelnen Sou- 
verain ist durch diesen allgemeinen Völkerwillen eine rechtliche Norm 
für sein Verhalten zu andern Staaten gegeben, ohne dass dadurch 
seine SouveraineUt als aufgehoben gelten könnte, welche nie und 
nirgends mit Willkühr identisch ist. Wie der Souverain im Staate 
durch den Staats willen gebunden ist, so nach Aussen durch den all- 
gemeinen Völkerwillen. Das Recht und Gesetz für die innern Ver- 
hältnisse des Staats nnd seiner Glieder soll stets sein der Ausdruck 
des Gesammtbewusstseins, des National willens, und die Handlungen 
und Beschlüsse eines Staats in seinem Verhalten zu andern Staaten 
der Ausdruck des allgemeinen Rechtsbewusstseins der Völker, nach 
beiden Seiten hin ist also die Willkühr und die Herrschaft des Wil- 
lens eines Einzelnen ausgeschlossen. Der Verf. musste aber freilich 
zu jener Ansicht kommen bei der sehr engen Begrenzung, welche er 
dem sogenannten „allgemeinen Staatswillen" giebt. Er sagt näm- 
lich, durch das Christen thom und n unter der ernsten und liebreichen 
Zucht der Kirche" seien die christlich -germanischen Staaten nicht 
nur zu wesentlich gleicher Gesittung und Sittlichkeit, sondern auch 
zu gleicher Vernunftbildung erwachsen, welche dann auch die „gegen- 
seitige Erkenntniss und Anerkenntnis* der Staaten als souverainer 
Völker" herbeigeführt habe, worauf das europäische Völkerrecht be- 
ruhe. Das etgenthümliche Wesen desselben bestehe darin, dass sich 
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der Staatswille in seinem Verhalten zu andern Völkern mit vollkom- 
mener Freiheit selbst bestimme. Vermöge der Souverainetät behaupte 
sich der Staat nicht nar innerhalb seines Staatsgebietes mit voller 
Unabhängigkeit, sondern auch in seinem Verhältniss zu andern Staa- 
ten, in welchen derselbe die sittliehe Idee wiedererkennen und ehren 
müsse , wie sich selbst. Dazu sei er schon durch sich selbst genö- 
tbigt, aber auch dnrch den andern Staat, weil dieser ihn dann auch 
nicht anerkenne und ehre. — Der allgemeine Staatswille besteht 
hiernach nur in der äusserlichen gegenseitigen Anerkennung der 
Staaten als souverainer, eine Anerkennung, mit welcher ein isblirtes, 
abgeschlossenes Verhalten derselben gegen einander, sowie die ver- 
schiedensten und abweichendsten Ansichten über völkerrechtliche 
Principien vereinbar sind; er involvirt also nicht die allgemeine not- 
wendige Uebereinstimmung in den völkerrechtlichen Beziehungen und 
Verhältnissen, ohne welche ein Völkerrecht undenkbar ist. Rez. fin- 
det das eigentümliche Wesen desselben nicht darin, dass sich der 
Staatswille in seinem Verhalten zu andern Staaten mit vollkom- 
mener Freiheit selbst bestimmt, sondern vielmehr darin, dass jeder 
Sou verain durch die nothwendige Unterordnung unter das allgemeine 
Rechtsbewusstsein der Völker, d.h. also unter die Prinzipien, welche 
als nothwendig und vernünftig für die Völkerverhältnisse allgemein 
anerkannt sind, sich selbst beschränkt. Der Verf. will den bisherigen 
Widerspruch zwischen dem Völkerrecht und der Souverainetät da- 
durch lösen, dass er jenes negirt, oder doeh auf den Satz der gegen- 
seitigen Achtung und Anerkennung der Souverainetät reduzirt, wo- 
mit für die wissenschaftliche Begründung des praktischen Völker* 
rechts und die Lösung völkerrechtlicher Kontroversen nichts gewonnen 
ist. Rez. war dur,ch diese Auflassung des Völkerrechts um so mehr 
überrascht, als er aus den oben erwähnten Vordersätze« des Verfs. 
über Begriff und Schranken der Souverainetät ganz ändere Sehluss- 
folgerungen und Anwendungen erwarten musste. Dagegen stimmt er 
vollkommen dem bei, was der Verf. Über das Verhältniss des philo* 
sophisehea uud positiven Völkerrechts sagt (S. 14.)': „In diesem 
praktischen Völkerrecht Aaan das wissenschaftliche Moment, was. ans 
der Natnr des Staats und seiner gegenseitigen Verhältnisse zu an- 
dern Völkern nach allgemeinen Vernunftgesetzen mit Notwendigkeit 
folgt, als natürliches, allgemeines * . . . oder philosophisches Völker-« 
recht von dem so genannten positiven t oder wirklich als allgemeines 
V&Uccrrechtsgesetz geltenden unterschieden, aber nicht getrennt wer* 
den, da es seine Natürlichkeit, Allgemeinheit, Notwendigkeit und 
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Wahrheit eben dadurch zu erweisen hat, dass es nicht Mos möglich, 
nach den Vernunftgesetzen gedacht, sondern auch wirklich in und 
«wischen allen vernünftigen Völkern . . . . als Recht erkannt und an- 
erkannt ist. Nur beides zusammen, das allgemeine oder Vernunft- 
Völkerrecht . in seiner unzertrennlichen Einheit mit dem positiven, 
bilden das praktische Völkerrecht Der blosse Gedanke, und schiene 
er auch noch so vernünftig, und die blosse Satzung oder bloss po- 
sitive, willkührliebe Bestimmung, die des vernünftigen Grundes er- 
mangelt, sind beide gleich unwahr und unrecht/ 4 

Der positive Gewinn dieser ersten Abhandlung ist unläugbar die 
Bezeichnung des richtigen Weges, auf welchem allein eine Wissen- 
schaft des positiven Völkerrechts gefunden werden kann, wiewohl 
der Verf. sie nicht gefunden hat, weil er auf halbem Wege wieder 
umkehrte. Das positive europäische Völkerrecht bernht anf dem 
übereinstimmenden Recbtsbewusstsein der europäischen Völker in 
Bezug auf ihre gegenseitigen Verhältnisse, wie es thetls aus gemein- 
samer nationaler Abstimmung, tbcils aus dem ehemals nach allen 
Seiten gleich: wirksamen Einflüsse der Kirche und der durch ihn vier« 
mitteilen gleichen Kultur und Gesittung, theils aus der Gemeinsam- 
keit ihrer politischen Entwicklungen und Schicksale, nach langen 
Schwankungen und Kämpfen hervorgegangen ist. Wohl sind die ein- 
zelnen Staaten sou verain, da sie aber dicht isolirt neben einander 
stehen,, sondern Theile einer grössern Völkereinbeit, eines völker- 
rechtlichen Bundes oder Systems bilden, welches von einer innere 
Notwendigkeit getragen, nicht durch wHIktthrliche Verbindungen 
und Verträge geschaffen ist, so ist eben dadurch denselben für ihr 
gegenseitiges Verhältniss und überhaupt für ihre Stellung nach Aussen 
Form und Inhalt gegeben, welcher seinen rechtlichen Charakter 
durch die allgemeine Anerkennung seiner Nothwendigkeit und Ver- 
nünftigkeit erhält. Ein Tribunal, eine äussere Gewalt zur Erhaltung 
und Verteidigung dieses Völkerrechts gegen die Willkühr und den 
Egoismus des einzelnen Souverains existirt freilich nicht, beides wäre 
mit dem Begriffe der Souverainetät unvereinbar. Die Wiener Kon- 
gressakte und die Pentarchie bieten zwar starke Waffen und Garan* 
tieen für das Bestehen und die Beobachtung des Völkerrechts, aber 
sie sind keinesweges unüberwindlich und untrüglich; auch die öffent- 
liche Meinung straft und richtet die Politik der Souveraine, aber 
auch sie kann irregeführt sein und sieb täuschen, das einzige, aber 
unfehlbare und unnachsichtige Gericht über Völker und Seuveraine, 
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die Rächerin jeder Verletzung and Verhöhnung des Völkerrechts, 
ist die Weltgeschichte. 

Aas diesen Andentungen ergiebt sich, dass wir allein auf dem 
Wege der historischen Ergründung und Erforschung zur Erkenntniss 
des beutigen Völkerrechts werden gelangen können, dass nur die 
Geschichte uns den Geist und den Charakter des allgemeinen Rechts- 
hewusstseins der Völker, den innern Zusammenhang der verschiedenes 
Auffassungen, und die Notwendigkeit und Berechtigung der gegen- 
wärtigen nachweisen kann. Erst auf diesem Grunde und mit dem so 
gewonnenen Materiale ist ein System des heutigen, praktischen euro- 
päischen Völkerrechts denkbar. 

Hierzu liefert der Verf. in den folgenden Abhandlungen sehr 
dankenswerte Beiträge. S. 23 — 44. charakterisirt er das alter- 
tümliche Völkerrecht, und weist bei den Völkern des Alter- 
thums auf den verschiedenen Entwicklungsstufen, bei den Horden und 
Nomaden, den Kasten Völkern, dem Heerstaat, bei den Juden, Grie- 
chen und Römern, völkerrechtliche Gebräuche nach, welche aus dem 
Charakter und der Individualität jener Völker hervorgegangen waren, 
und widerlegt dadurch die Ansicht vieler, dass jenen Völkern ein 
Völkerrecht ganz gefehlt habe. Freilich waren sie weit entfernt von 
jener freiem, grossartigen Auffassung, welche das .beutige euro- 
päische Völkerrecht charakterisirt. Sehr interessant ist der fol- 
gende Abschnitt : Geschichte des mittelaltrigen Völkerrechts 
(S. 47— 186.). Auch hier zeigt der Verf., dass es nie und nirgends 
völlig an völkerrechtlichen Gesetzen und Gebräuchen fehlte, welche 
allerdings nnd natürlich dem Gemeinwesen und Rechtssinne der Na- 
tionen zu bestimmten Zeiten entsprachen. Das Völkerrecht des Mit- 
telalters entwickelte sich hiernach „in den beiden grossen Weltrei- 
chen der abendländischen Kirche und des Islam's, worin die höchste 
Alles bewegende Macht, der Glaube, das Recht aber und die Ver- 
fassung, wie die höchste Gewalt, geistlich ist, und kommt in ihrem 
Kampf mit einander in den Kreuzzügen zu seiner lebendigsten Betä- 
tigung und Ausübung. 1 ' Nachdem P. in den Hauptzügen das Kriegs- 
und Friedensvölkerrecht des Islam bezeichnet hat, geht er zu dem 
Einflüsse über, welchen das Christenthum, die Kirche nnd die Hie- 
rarchie auf das gegenseitige Verhalten der Fürsten und Völker aus- 
geübt hat, welches durch einen grossen Theil des Mittelalters im 
Kriege, wie im Frieden in vielen Punkten wahrhaft barbarisch, roh, 
ohne Recht und Sitte war, wiewohl es im Ritterthum ein veredelndes 
und milderndes Gegengewicht fand. Die Zeit des 14. und 15. Jahr- 
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honderts erscheint als überwiegend völkerrechtslos, „denn nicht 
nur im Kriege werden alle Gesetze und Gebote der Menschlichkeit 
nnd des Christenthums mit Füssen getreten, sondern auch im fried- 
lichen Verkehr der Fürsten herrscht List und Trug, Willkühr und 
freche Gewaltthat." „Um die spröden gegeneinander und gegen das 
Allgemeine streng abgeschlossenen und sich abstossenden Lebens- 
und Rechtskreise , welcher die Verfassung nur wie ein hölzerner 
Rahmen umschloss, in lebendige Gemeinschaft und Wechselwirkung 
zu setzen, bedurfte es eines sie Alle und Jede treffenden Unrechts 
oder der Politik, welche Nicolo Macchiavelli seinem Fürsten 
empfiehlt, und fast an allen Höfen in Gang bringt 4 ' (S. 102. 103.). 
Erst die Städtebündnisse und die Hanse knüpfen wieder dauernde 
völkerrechtliche Verbindungen auch mit mächtigen Völkern und Für- 
sten, und tragen dadurch- zur Wiederbelebung und Ausbildung eines 
wahrhaften Völkerrechts bei an der Stelle der bisherigen überwie- 
gend herrschenden Willkühr und Rechtslosigkeit. Manche Ab- 
schnitte des Friedensvölkerrechts dieser Zeit, z. B. das Fremden- 
recht, besonders das Strandrecht und Heimfallsrecht, die Rechtsver- 
haltnisse der Gesandten, der Vermittler u. A. sind sehr ausführlich 
behandelt, und, wie überhaupt die ganze Abhandlung, reich an in- 
teressanten Notizen, wekhe die grosse Belesenbeit des Verfs. be- 
zeugen. — An die Darstellung des Einflusses der Reformation und 
der weitern Entwicklung des Völkerrechts bis Hugo Grotius hat 
sich der Verf., laut der Vorrede (S.V.), wegen Unzugän glich keit der 
erforderlichen Quellen und Hilfsmittel noch nicht wagen mögen. 
Wenn Rez. auch nicht mit allen Einzelheiten einverstanden ist, so 
namentlich nicht mit der in allzu starkem und günstigem Liebte ge- 
haltenen Zeichnung der Wirksamkeit und Thätigkeit der Päpste, mit 
der Auffassung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat (S. 112.), 
mit der Ansicht des Verfs. über die Entstehung des deutschen König- 
in ums (S. 62.)» über die Bedeutung der falschen Dekretalen (S. 64.) 
u. A. m. ; wenn Rez. ferner auch eine übersichtlichere Anordnung und 
Vertheilung des Materials gewünscht hätte, so kann er doch dem 
Verf. das Zeugniss nicht versagen, einen sehr verdienstlichen und 
dankenswerthen Beitrag zur Geschichte des Völkerrechts geliefert 
zu haben. 

Die dritte Abhandlung (Das Durehsuchungsrecht gegen 
den Menschenhandel und gegen den ehrlichen Kauf- und 
Frachthandel in Seekriegen) bezeichnet der Verf. selbst als 
einen „Vorschlag zur Güte." Während er die Untersuchung der des 
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Sklavenhandels verdächtigen Schiffe vollkommen billigt, will er das 
Durchsuchungsrecht im Seekriege gänzlich angeschafft haben , weil 
es widerrechtlich, und die Konfiskation der auf neutralen Schiffen 
befindlichen Güter ein Eingriff in fremdes Eigenthum, ein Raub sei, 
welcher durch Kriegsreeht, Kriegsmanier und Kriegsraison ebenso* 
wenig gerechtfertigt werden könne, als durch den Zweck, den Han- 
del des Gegners zu vernichten. Denn „wenn ein Kaufmann oder 
Schiffer so denkt oder rechnet, der an seinem Nachbar einen unbe- 
quemen .Mitbewerber hat, so lässt sich das vielleicht mit der sog. 
menschlichen Schwäche und Leidenschaft seines Krämerherzens ent- 
schuldigen; aber eines souverainen Volkes, eines christlichen Staates 
ist solche gemeine, und obenein verbrecherische Handelseifersucht 
durchaus unwürdig u (S. 211.). Dieser Zweck werde ohnehin durch 
jenes Mittel gar nicht erreicht, diess gemeine europäische Seerecht 
müsse also um der allgemeinen christlichen Gerechtigkeit willen, um 
des allgemeinen europäischen Völkerrechtes und Wohles willen, um 
der Ehre und Würdigkeit der kriegführenden Staaten und des Rechts 
der neutralen Völker willen abgeschafft werden (S. 214.). Als das 
sicherste Gegenmittel erscheint ihm die Abschaffung aller, oder doch 
der concessionirten Privat- Seeräuberei, „weil die Ausdehnung der 
Freibeuterei auf die neutralen und priyilegkten Schiffe ihren eigent- 
lichen Grund darin hat, dass von dein Raube der feindlichen 
Schiffe allein die Kaper nicht bestehen könnten." Diese 
letztere Behauptung ist eine höchst wunderliche und sicherlich irrige« 
Wie ist es denkbar, dass die kriegführenden Seemächte jenes viel- 
fach bestrittene Recht so energisch und konsequent vertbeidigt und 
geltend gemacht hätten , nicht in ihrem eigenen Interesse, um feind- 
liches Gut überall, wo sie es finden, selbst auf neutralem Gebiete, 
zu confisziren, des Feindes Handel also auf alle Weise zu stören 
und zu hemmen, sondern, — um ihre Kaper zu nähren und zu 
beköstigen! 

So gut gemeint der ganze Vorschlag ist, und so sehr er gerecht- 
fertigt erscheint vom Standpunkt der Billigkeit und altgemeinen Ge- 
rechtigkeit, so gehört er dennoch allem Anschein nach zur Zahl der 
frommen Wünsche, und selbst wenn die Seemächte sich zur Abschaß* 
fung der Kaperei verständen, würde damit kaum etwas für die Besei- 
tigung des Dnrchsuchungsrechts gewonnen sein, so .lange nicht, wie 
ein berühmter Publizist sehr treffend sagt, die Völker selbst eine 
politische StimmfiShigkeit erlangt haben, und die Regierungen sich 
an das nationale Bewusstsein, die Ehre und das Wohl der be- 
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herrschten Volker gebunden halten, und darin auch ihre kralligste 
Stütze anerkennen. ' 

Im J. 1839. stellte die Pariser Akademie der moralischen und 
politischen Wissenschaften die Preisaufgabe : „ Quels sont les progr&s 
qtf a faxt le droit des gens tu Europe depttü la paix de West- 
pkalie?" Hr. Wheaton, Gesandter der nordamerikanischen Ver- 
einsstaaten am Berliner Hofe, bereits rühmlich bekannt durch seine 
bisherige literarische und praktisch - diplomatische Tbatigkeit, eon- 
currirte dabei, und seine Arbeit erhielt von den Preisrichtern eine 
ehrenvolle Erwähnung. Nr. 2. ist ein Abdruck derselben, bereichert, 
durch einen kurzen Abriss der Geschichte des Volkerrechts vor dem 
Westphälischen Frieden und durch eine Fortführung derselben bis 
zur neuesten Zeit. Rez. erkennt dankbar die Sorgfalt und den Pleiss 
an, welchen der Verf. auf die Sammlung des reichen Materials ver- 
wandt, und die Ausführlichkeit und Genauigkeit, mit welcher er ein- 
zelne Abschnitte bebandelt hat, und er halt diese Schrift für eine sehr 
tüchtige und brauchbare Vorarbeit zu einer Völkerrechts-Geschichte, 
allein die Pariser Preisaufgabe findet er darin nicht gelöst und Titel 
und Inhalt des Werks einander wenig entsprechend. Der Verf. be- 
schränkt sich im Wesentlichen auf eine Zusammenstellung der wich* 
tigsten Verhandlungen und Differenzen der europaischen Staaten seit 
dem 17. Jahrhundert, und auf die Mittheilung its Inhalts der Haupt- 
verträge und Friedensschlüsse. Ob aber und in wieweit darin Modi- 
fikationen des bisherigen Rechtsbewusstseins ausgesprochen und aner- 
kannt waren, aus welchen Veranlassungen abweichende Ansichten 
und Auffassungen und neue Verhältnisse hervorgingen, warum diese 
nothwendig die leitenden und allgemein geltenden wurden, davon 
schweigt der Verf., es fehlt die Verarbeitung, die Benutzung des 
Stoffs für die Geschichte des Völkerrechts. Dagegen hat Hr. W. 
ein reiches Material für die Geschichte der Völkerrechts- Wissenschaft 
zusammengestellt, ohne dass dasselbe zum grossen Tbeile irgend 
etwas zur Lösung der gegebenen Aufgabe beitrüge. Niemand wird 
die Bedeutung und den Einfluss einzelner Publizisten auf die Fest- 
stellung und Rezeption völkerrechtlicher Normen und Überhaupt auf 
das gegenseitige Verhalten der Völker läugnen, diese Publizisten 
und ihre Werke bilden also ein Moment in der geschichtlichen Ent- 
wicklung des Völkerrechts, und sie durften vom Verf. nicht über- 
gangen, ihr Einfluss musste nachgewiesen werden. Was soll hier 
aber die Aufzählung der mannigfachen Ansichten, welche zu ver- 
schiedenen Zeiten von Philosophen, Theologen, Juristen und Staats- 
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männern aufgestellt worden sind, über die Natur und den Charakter 
des Völkerrechts überhaupt oder einzelner völkerrechtlicher Verhalt- 
nisse, und welche, ohne irgend eine praktische Bedeutung erlangt 
zu haben, nur für die Geschichte der Wissenschaft interessant sindl 
Wenn daher Rez. vorbin einen wesentlichen Mangel und Lücken in 
vorliegender Schrift beklagte, so möchte er hier Ueberflüssiges oder 
vielmehr zur Sache nicht Gehöriges ausgeschieden wissen. Die fol- 
gende Relation des Inhalts mag zugleich als Motivinmg jenes Ur- 
theils dienen. 

In dem einleitenden „Pricis historique des progres, qu' afait 
le droit des gens en Europe avant la paix de fVesphalie" (S. 3 — 
17.) handelt der Verf. den Umfang und Charakter des Völkerrechts 
bei den Griechen und Römern ab (S. 3 — 9.), deutet den Einfluss des 
römischen Rechts und der Päpste auf das gegenseitige Verhalten der 
Völker und die Beseitigung der Barbarei und des Faustrechts an 
(S. 9.), und gebt darauf zu einer mit biographischen Notizen ver- 
webten Charakteristik der Theorieeo und Ansichten einiger spanischen 
Theologen, sowie des Alberico Gentili über, und schliesst mit 
Hugo Grotius (S. 10 — 17.). Welch reicher Stoff liegt für die 
Geschichte des mittelalirtgeo Völkerrechts vor, und dennoch reduzirt 
sich die Darstellung dieser in dem PrScis auf eine Seite (9.), denn 
die ersten 7 Seiten enthalten, wie erwähnt, das Völkerrecht des AI« 
terthums oder vielmehr der Griechen und Römer, die letzten 7 Seiten 
dagegen Beitrüge zur Geschichte der Völkerrechts- Wissenschaft. Kein 
Wort ^on dem wesentlichen Einflüsse der gemeinsamen germanischen 
Nationalität, des Christentbums, der Kirche, der Konzilien, der Kreuz- 
züge, des Ritterthums u.s. w., kein Wort endlich von der Bedeutung 
und den Wirkungen der Reformation auch nach einer dieser Sei- 
ten hin! 

Nachdem der Verf. in einer „Introduction^ den wesentlichen 
Inhalt und Einfluss des westphälischen Friedens in .völkerrechtlicher 
Beziehung angegeben hat, geht er an die Lösung der Hauptaufgabe, 
indem er 4 Perioden in der Entwicklungsgeschichte des Völkerrechts 
annimmt: 1) Vom westphälischen Frieden bis zum Utrechter Frieden 
(1648—1713.), 2) bis zum Pariser und Hubertsbnrger Frieden (1763.), 
3) bis zur französischen Revolution (1789.), 4) bis zum Wiener Kon- 
gress (1815.). An die letztere knüpft er die Darstellung einiger der 
neuern Verhandlungen der europäischen Mächte. In jeder dieser 
Perioden hebt der Verf. nur die wichtigsten Kontroversen hervor, er 
zeichnet nicht den allgemeinen Charakter des Völkerrechts in jenen 
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verschiedenen Zeitabschnitten, und weist nicht die Veranlassung, die 
Art und den Grad seiner Modifikationen und Entwicklungen nach. Er 
selbst sagt darüber (S. 50.): „Une analyse complete de toutes les 
questions speciales du droit des gens qui ont 6t6 agiUes depuis la 
paix de Westphalie et qui pourroient jeter quelque lumiere sur les 
progrSs que ce droit a faits depuis cette tpoque, exet der ait 4vi- 
demment les limites quHl faut mettre ä un memoire. Nous choisi- 
rons donc de preförenee entre les matteres diverses, qui se pr&sen- 
tent dans ce vaste sujet, celles qui sont les plus importantes sur le 
point de vue politique et dans leur application actuelle aux rap- 
ports mutuels des itats en temps de paix et en temps de guerre." 
Rez. giebt ihm vollkommen zu, dass ein genaues Eingeben in alle 
speziellen völkerrechtlichen Fragen den einem solchen „memoire" 
gesetzten Raum bei weitem überschreiten würde, unumgänglich nöthig 
aber ist die allgemeine Charakteristik des Reehtsbewnsstseins der 
Staaten in den einzelnen Perioden und eine Darstellung seines Ent- 
wicklungsganges. Diesem allgemeinen Bilde konnte der Verf. dann 
nähere Beleuchtung, grössere Bestimmtheit und Ausführung geben 
durch das Hervorheben der wichtigsten völkerrechtlichen Kontro- 
versen und Verhältnisse. Statt dessen finden wir hier nur Einzel« 
heiten, isolirte Gruppen, es fehlt die Einheit, das Zusammenfassen 
der einzelnen Theile unter einem leitenden Gedanken, die geistig« 
Durchdringung des Stoffs. 

In der ersten Periode (S. 24 — 110.) betrachtet der Verf. fol- 
gende Punkte: 1) Das Interventionsprinzip zur Aufrechthaltung des 
politischen Gleichgewichts, wie es während dieser Periode wieder- 
holt anerkannt und aufgestellt worden ist, wobei er ein interessantes 
Bruchstück aus Fenelon's Examen de la conscience sur les devoirs 
de la Royaute'" über diesen Gegenstand mittheilt. — Diese ganze 
Darstellung schwebt in der Luft, denn ihr fehlt die unentbehrliche 
Basis oder der Hintergrund, nämlich eine Skizze des Ursprungs, der 
Bedeutung und des Einflusses des politischen Gleichgewichts, ohne 
welche jenes Prinzip nicht vollkommen klar und deutlich hervortritt. 
2) Das Seekriegsrecbt, welches überhaupt in der ganzen Schrift mit 
einer besonders Vorliebe und Ausführlichkeit behandelt ist. Der 
Verf. erörtert gründlich den Inhalt des Seekonsulats, die abweichen- 
den französischen Ordonnanzen, die Anerkennung osd Rezeption be- 
sonders des erstem in einer langen Reihe von Verträgen und Frie- 
densschlüssen, die verschiedenen Auffassungen des Begriffs der Kon- 
trebande, der Blokade und des Rechts der Neutralen, endlich das 
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Durchsuchungsreeht. 3) Di« Streitigkeiten in Betreff der Oberherr- 
schaft einzelner Staaten. über gewisse Meerestheile , namentlich Eng- 
lands Ober die 4 Meere, welche Grossbritannien und Irland umgeben, 
und Dänemarks Aber den Belt und Sund (Sundzoll). 4) Die Behand- 
lung der Kriegsgefangenen, besonders die in dieser Zeit (seit de» 
Aufkommen der stehenden Heere) üblich werdende Ranzionirung und 
Auswechselung der Gefangenen. Dem ersten Abschnitte über das 
Interventionsprinzip lässt der Verf. folgen eine Reihe von Paragra- 
phen über die Publizisten der letzten Hälfte des 17ten Jahrhunderts 
und ihre Theorieen, besonders Pufendorf, Leibnitz, Spinoza, 
Zoucfa, Leoline, Jenkins, John Seiden, Samuel Rachel, wel- 
che Cor die Entwicklung und Ausbildung des Völkerrechts fast ohne 
alle Bedeutung geblieben sind. Der Verf. überschätzt den Einfluss 
dieser Theorieen auf die Praxis durchaus, wenn er sagt (S. 26.); 
»Pendant loute cette pMode Vinfluence des Berits des publieistet*.. 
Sapercoit visiblement dam les conseils et dans ta comduite des na- 
tions." Und ebenso unbegründet ist das folgende Urtheil: ,,Z« 
diplomatü du dix-septieme stiele 6ia.it savante et lakourieuse dans 
le maniement des affaires. Ses documents sont remplis des appels 
faits non seulement aux consid&raiions de polilique mais aussi auw 
prineipes du droit , de la justice et de Pe* quitt, ei ä VautoriU des 
oracles du droit public, ä ses regles et d ses prineipes gdnerauv, 
par lesquels les droits du faible sont protigts contre les envakiste- 
tnents de la force supirieure par Vunion de tous ceux, qvi sont in- 
ttresses dans le danger commun." Die Diplomatie und Politik des 
17. Jahrhunderts war wahrlich nicht durch das Festhalten am Recht, 
an der Gerechtigkeit und Billigkeit ausgezeichnet, sondern durchEgois- 
mus, Vergrösserungssuebt und Doppelzüngigkeit. Um die eigenen 
Interessen zu fördern, die egoistischen Zwecke zu realisiren, scheute 
man sich nicht, selbst den Schein des Rechts aufzuopfern. Beispiele 
dieser Art bat der Verf. selbst geliefert aus der französischen Politik 
gegen England und Oesterreich. 

Anch in der zweiten Periode ist der Verf. weit entfernt von 
einer allgemeinen Charakteristik und einer Entwicklung der Hodifi- 
cationen , welche im Recbtsbewusstsein der Völker in Bezug auf ihr 
gegenseitiges Verbalten eingetreten sind. Auch hier beschränkt er 
sich auf Mittheilung der „principales questions du droit des gens 
debattues pendant la ptriode" (S. 110.). Dahin gehört; 1. Der 
österreichische Erbfolgekrieg; es wird die Veranlassung angegeben, 
ein langes Exzerpt aus dem Anti-Machiavel Friedrich's II. raitge« 
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theilt über die „mofij/i, qui pöurroient justifier un souverain de 
s^engager dans une guerre"* und zuletzt der Inhalt des Dresdner 
und Aachner Friedens. 2. Der sehlesische Krieg. Im Pariser und 
Hubertsburger Frieden wurden der Westphälisehe, Ulrechter und 
Aachner Friede bestätigt, sie bewirkten daher keine wesentlichen 
Modifikationen „dans les arrangements territoriaux des itats du 
centre et du midi dePEurope", dennoch verändert sich seitdem die 
Stellung der Grossmächte, wie der Verf. nachweist: das protestan- 
tische Preussen und Russland treten in die Reihe dieser ein, Schwe- 
den, Spanien und Holland dagegen verlieren die frühere Bedeu- 
tung. 3. Das Seekriegsrecht, wobei auch die englisch -preussischc 
Differenz wegen des schlesischen Anlehns ausführlich besprochen 
wird, sowie die englische Kriegsregel vom J. 1756. in Betreff des 
Handels der Neutralen in Kriegszeiten. 4. Das Gesandtschaftsrecht. 
Dieser ganze Abschnitt (S. 169 — 194.) ist nichts Anderes, als eine 
Relation Über die betreffenden Werke des Albericus Gentilis, 
Wicquefort und besonders Bynkershoek, dessen Schrift: De foro 
legatorum auf 20 Seiten in einem Auszuge mitgetheilt wird, in wel- 
chen nur dann und wann einzelne Bemerkungen unsers Verfs. einge- 
streut sind. Derselbe sagt hierüber (S. 194.): „Nous nous sommes 
arrites si longtemps sur les ouvrages du publiciste hollandais con- 
cernant les droits de legation, parce qu'ils nous oni fourni Vocca- 
sion de retracer Pkistoire des progris que cette partie du droit des 
gens avaitfaits enEurope ä Pepoque oü il icrivait." Rez. begreift 
nicht, wie Hr. W. sein Exzerpiren „retraeer Vhistoire« nennen kann. 
Was soll ferner die Darlegung der Ansichten von Bynkershoek in 
diesem Werke und für diesen Zweck, wenn nicht zugleich die lieber* 
einstimmung derselben mit der Praxis und dem Völkerrecht nachge- 
wiesen ist. Diess war unerlässlich nöthig, und dazu bedurfte es 
eigener Untersuchungen, welche dem Verf. eine weit angemessenere 
Veranlassung zur Darstellung des Gesandtschaftsrechts dieser Zeit 
gegeben haben worden, als das Werk des genannten holländischen 
Publizisten. Den Scbluss bilden Notizen über die Projekte eines all- 
gemeinen Friedens vom Abbe de St. Pierre und von Rousseau. 
Auch in dieser Periode schiebt der Verf. eine Charakteristik der 
berühmtesten Publizisten dieser Zeit ein (S. 121 — 142.). Er sagt 
(S. 120.): „Nous allons rendre compte des ouvrages de ceux, qui 
ont le plus contribui aux progres du droit des gens moderne de 
VEurope y et surtout eeux qui sont devenus classiques dans V6tude 
et rapplication de cette science." Es sind: Wolf, Vattel, Mon- 



Digitized by 



Google 



208 Wheaton, Hist, des progr. du droit des gens en Europe etc. 

tesquieu, Bynkersboek, Real, Mably u. A. In dem Abschnitte 
über das Seekriegsrecht theilt der Verf. längere Exzerpte aus den 
betreffenden Schriften von Heineccius und Huber mit. — Worin 
bestand aber jener gerühmte Einflnss? Hr. W. hat eine wesentliche 
Verschiedenheit des Völkerrechts dieser Periode von dem der vorigen 
nicht nachgewiesen ond konnte es aoch nicht, denn sie war nicht 
vorhanden, nur die Wissenschaft des Völkerrechts ist durch jene 
Werke bereichert worden. 

Die dritte Periode enthält ein ebenso unzusammenhängendes, 
unverarbeitetes Material, wie die vorigen. Auch hier beschränkt 
sich der Verf. auf eine Erzählung der Hauptkollisionen und Begeben- 
heiten und die Angabe der wichtigsten Verträge, ohne nachzuweisen, 
in wiefern in ihnen ein Fortschritt und Modifikationen des bisherigen 
Völkerrechts ausgesprochen seien. Mit besonderer Vorliebe hat Hr. 
W. auch hier das Seerecht, und namentlich das Recht der Neutralen 
behandelt, und dieser Abschnitt ist hier, wie in den frühern Perioden, 
der gelungenste und reich an interessanten und belehrenden Notizen 
und Mittheilungen. Den Beschluss bilden kurze Charakteristiken der 
beiden berühmtesten Publizisten dieser Zeit, Moser'* und v. Mar- 
tens, sowie eine ausführliche Darstellung des Bentham'schen Pro- 
jekts eines allgemeinen Friedens. 

In der vierten Periode erörtert der Verf. zunächst die Anwen- 
dung des Interventionsprincips von Seiten der Alliirten gegen Frank- 
reich in den Revolotionskriegen und das von diesem dagegen ver- 
teidigte Prinzip der Nicht- Intervention, sodann, mit Benutzung der 
diplomatischen Korrespondenzen und der Parlamentsverhandlungen, 
das eigentliche Motif des Krieges, welchen England im J. 1793. an 
Frankreich erklärte, ferner sehr ausführlich das Seerecht während 
des Krieges mit Frankreich, besonders den Gegensatz der von Eng- 
land und der von den Neutralen in dieser Hinsicht aufgestellten und 
trotz mancherlei Schwankungen vertheid igten Prinzipien. Höchst 
auffallend ist aber, dass der Verf. die Kontinentalsperre und die da- 
gegen von englischer Seite ergriffenen Repressalien und den weitern 
Verlauf dieser Kollision nicht mit einer Sylbe erwähnt, obgleich 
diese Tbatsachen das Völkerrecht jener Zeit ganz besonders charak- 
terisiren. Ueberhaupt spricht er sich über den bewältigenden Ein- 
fluss Napoleon's und seiner Suprematie auf die bisherigen Normen 
für das gegenseitige Verhalten der Staaten, und über die durch ihn 
herbeigeführten Verletzungen des Völkerrechts gar nicht aus, wie- 
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wohl gerade durch sie die Verträge seit 1814. ihr rechtes Licht und 
ihre Erklärung finden. Höchst wahrscheinlich scbloss die ursprüng- 
liche Preisschrift des Verfs. mit dem §. 9.: Convention maritime de 
1801. entre rjngleterre et la Russie, und das Folgende ist späterer 
Zusatz. (Vergl. Prtf. /i.V.). Zunächst fasst Hr. W. den Wiener 
Kongress ins Auge. Unter den Verhandlongen desselben hebt er 
besonders hervor: die polnisch - sächsische Frage, die Theilung 
Polens (er theilt hier eine Rede mit, welche Fergusson 1832. im 
englischen Parlament Ober diesen Gegenstand hielt), die Fest- 
setzungen in Betreff Krakau's, die Gründung des deutschen Bundes 
und Entstehung der Bundesakte (hier bespricht er auch die Wiener 
Schlussakte vom Jahr 1820., die Bundesbeschlüsse vom 28. Juni 
1832m und theilt eine sehr interessante, die Beschlüsse des Karls- 
hader Kongresses und die seitdem vom Bunde eingeschlagene Rich- 
tung scharf tadelnde Rede ihrem wesentlichen Inhalte nach mit, wel- 
che Mr. Litton Bolwer am 2. August 1832. im Unlerhause hielt), 
die Rekonstruktion Oestreichs, die Wiedervereinigung Genuas mit 
Sardinien, Norwegens mit Schweden, Belgiens mit Holland, die 
schweizerische Verfassungsfrage, das Reglement über den Rang der 
Gesandten, die Abschaffung des Negerhandels und die Freiheit der 
Flussschiffahrt (jusqü 1 ä la merl). 

Die folgenden Abschnitte (S. 394. ff.) sollen, wie der Verf. sich 
in der Vorrede selbst ausdrückt, nichts Anderes sein, als „une 
notice sur les interventions des grandes puissances, les affaires in- 
tirieures des autres dtats." Sie handeln von der Stellung der 
Pentarchie im Allgemeinen, der Intervention der 3 östlichen Gross - 
machte in Neapel 1820., Frankreichs in Spanien 1822., Englands in 
Portugal 1826., vonMer Veranlassung nnd Tendenz der Quadrupel-* 
Allianz im J. 1834., und endlich von der belgischen Frage, welche 
der Verf. in ihrem ganzen Verlaufe bis zur definitiven Lösung durch 
die Londoner Konferenz sehr ausführlich erörtert. Wie wenig der 
Verf. beabsichtigt haben kann, auch nur die wesentlichsten Momente 
der neuesten Entwicklung des Völkerrechts in diesem Anhang zusam- 
menzustellen, geht daraus hervor, dass die griechische und orien- 
talische Frage, der Zollverein, die neuern Vertrüge nnd Unterhand- 
lungen in Bezug auf das Durchsuchungsrecht u. a. iu. gar nicht er- 
wähnt sind. 

Am Schlüsse resumirt der Verf. die Fortschritte, welche das 
Völkerrecht seit dem Westphfilischen Frieden gemacht hat, in vier- 
Krit. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. III. 14 
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sehn Sitzen, welche zwar vollkommen begründet siad, a-ber gar 
nicht als das nothwendige Resultat der bisherigen Entwicklung er- 
scheinen, tondern zom grtfssten Tkeife isotirt und geschichtlich un- 
beglanbigt dastehen, eine natürliche Folge des oben nachgewiesenen 
Hauptmangels, an welchem das ganze Werk laborirt, dos Mangels 
einer wahrhaft historischen Behandlang dos Materials, 
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Ueber das Verhältniss der Beschlüsse des deutschen Bundes 
zu Sachen der streitigen Gerichtsbarkeit und gerichtlichen 
Entscheidungen* Von Ar. Heiwr» Zoepfl, *. o. Prof. d. R. 
an d. Univ. Heidelberg. Aus dem civil. Archiv Bil. XXVII. H. j}. 
besonders abgedruckt. Heidelberg, Mohr, 1844. 54 S. gr. 8. 

Recensirt 
von 

Herr« Geheimen Kanzlei- Secretair J*r. I*iel>e zu Bvaunscbweig. 

Der Verfasser erörtert in dieser sehr interessanten Abhandlung 
eine Reihe keineswegs zweifelloser Fälle, in denen e9 steh um die 
Thätigkeit des deutsches Bundes bei Sachen der streitigen Gerichts- 
barkeit fragt. Wir müssen ihm dabei in da» Eruxeloe feigen. Bei 
der Errichtung des deutseben Bundes wurde freilich von der Ein- 
setzung eines ständigen höchste« Gerichtshofes für Deutschland an 
die Stelle der untergegangenen Reichsgerichte abstrahirt, dagegen 
in Art 11. der Bundesacte für den Fall von Streitigkeiten unter den 
einzelnen Bundesmitgliedern durch Beat im »nag von Austrägal- Ent- 
scheidungen Fürsorge getroffen. Die Wiener Sehlussacte Art« 29. 
erkennt alsdann noob den alten Fundamentalsatz der deutschen Rechts« 
Verfassung an, dass Jedem y der ein Recht behauptet, eam gericht- 
licher Weg eröffnet werden müsse, indem sie für Fälle gehemmter 
oder verweigerter Rechtspflege die Hülle des Bundes verheiset. Die 
Verhältnisse waren in Deutschland indes» zu eomplteirt, als dass diese 
zwei Grnndbestimurangen hätten ausreichen können« Zunächst be-- 
merkte man die Notwendigkeit, für die Entscheidong von Streitig* 
keiten zwischen Regierungen und Landstäaden einen Rechtsweg au 
eröffnen, und dieses geschah dorch die Errichtung eines Bundes« 
sdmedsgerichts, welchem ausserdem die Befugnis» bey gelegt wurde, 
Streitigkeiten unter den. Bnndesgliedern selbst z* entscheiden* Dann, 
ahev nahmen die Streitigkeiten Aber die Verhältnisse der St a ndes- 
herren noch eine besondre Aufmerksamkeit in Ansprach, und es 
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wurde durch den Beschluss vom 15. September 1842. für die Streitig- 
keiten zwischen Souveränen und Standesherrn ein eigentümlich or- 
ganisirtes Bundesschiedsgericht geschaffen. Der Verf. bemerkt, dass 
auch diese Bestimmungen noch nicht erschöpft seien, indem z. B. 
noch Anordnungen Ober Becbtsstreitigkeiten zwischen den Mitglie- 
dern einer und derselben souveränen Familie, wegen der Thron folge, 
der Gültigkeit einer Ehe u. s. w. fehlten, und kommt dann auf die 
speciellen Fälle von Streitigkeiten über standesherrliche Rechte, die 
zu der ganzen Abhandlung Anlass gegeben zu haben scheinen. Wenn 
eine bisher noch nicht als standesherrlich anerkannte Familie, wel- 
che sich entweder in einem vertragsmässig begründeten singulären 
publicislischen Verhältnisse, oder gar nur in einem einfachen Unter- 
thanenverhältnisse befindet, Ansprüche auf hohen Adel und Ebenbür- 
tigkeit erhebt, so ist es zwar klar, dass ein solcher Anspruch ein 
eigentlicher Rechtsanspruch sei; dagegen sind aber Bedenken über 
die für die Entscheidung als competent zu betrachtende Behörde 
möglich. Der Verf. unterscheidet zwei Fälle: a) die Frage über 
den hohen Adel kommt als Präjudicialpunkt für einen anderweiten 
Streit, z. B. über Erbfolge vor. Bier kann man kein Bedenken tra- 
gen, mit dem Verf. das Gericht der Hauptsache auch hinsichtlich des 
Präjudicialpunkts für competent zu erklären, zugleich aber auch dem 
Urtheil über den letztem nur formelle Gellung unter den Parteien 
zuzuschreiben, b) Wird dagegen der hohe Adel von einer Person 
für die Familie, aus welcher sie abstammt, nicht blos einem ein- 
zelnen Gegner gegenüber, sondern in einem weitern Umfange als 
ein von ganz Deutschland anzuerkennendes Recht in Anspruch ge- 
nommen, so modificirt sich die Frage aufs Neue. Die Resnltate, zu 
denen der Verf. gelangt, sind folgende: Wenn der betreffende Lan- 
desherr auf geschehenes Nachsueben seine Anerkennung des hohen 
Adels ausspricht, so ist dieses nur ein, den Regenten für seine Be- 
ziehungen zum Petenten bindendes Abkommen, welches für die üb- 
rigen Familiengenossen des Petenten, wenn diese es vielleicht ihrem 
Interesse angemessener fänden, den hohen Adel in Abrede zu stellen, 
ohne Wirkung und von den Gerichten nicht zu beachten ist. Die 
Zuständigkeit des hohen Adels ist ein factum^ welches bewiesen wer- 
den muss, und dessen Existenz oder Nichtexistenz durch positive 
Anordnung nicht befohlen werden kann. Weigert der Landesherr 
dagegen die Anerkennung, so liegt darin keine Rechtsverweigerung, 
vielmehr kann nun erst grade der Rechtsweg betreten werden. Was 
die hierzu compelenten Gerichtshöfe betrifft, so kann sich der Lan- 
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desherr die Entscheidung seiner eignen Gerichte gefallen lassen, ohne 
dass indess diese Entscheidung wieder mehr als sein Verhältniss zum 
Kläger feststellte, oder er kann diese Entscheidung ablehnen, indem 
die Landesgerichte regelmässig keine Jurisdiction über den Souverän 
haben. Diese Ablehnung kann auch darin ihren Grund haben, dass 
vielleicht zwischen der betreffenden Familie und dem Landesherr« 
besondre Verträge bestehen, nach welchen Ober die Rechte der er- 
steren eine Entscheidung der Landesgerichte möglich ist, der Lan- 
desherr aber glaubt, dass die Entscheidung der Frage Ober die Zu- 
ständigkeit des hoben Adels dennoch nicht mit zur Competenz dieser 
Gerichte gehöre. Alsdann liegt ein neuer im Rechtswege zu er- 
ledigender Streit über die Auslegung des Vertrages vor. Es kann 
sich daher in Fällen dieser Art fragen, ob nicht die deutsche Bun- 
desversammlung die geeignete Instanz sei, oder welche Einwirkung 
ihr sonst auf die Erledigung der Sache zustehen könne? Eine Selbst* 
entscbeidung ^er Bundesversammlung ist hier nicht denkbar. Nach 
Art. 29. der Wiener Schlussacte hat sieb dieselbe nur verpflichtet, 
Justizverweigerongen zu beseitigen, nicht aber selbst Recht zu spre- 
chen, und der ausser Art. 29. noch etwa anzufahrende Art. 63. der 
Schlussacte, nach welchem die Bundesversammlung die Verpflichtung 
übernommen bat, den Standesherren zum Genüsse der ihnen zuge- 
sicherten Rechte zu verhelfen, begründet eine solche Jurisdiction 
ebenfalls nicht, weil dabei vorausgesetzt wird, dass in dem vorkom- 
menden Falle der hohe Adel bereits anerkannt und ausser Zweifel 
sei. Die Bandesversammlung würde demnach eine Justizverweige- 
rung gegen einen Souverän begehen, wenn sie den von demselben 
bestrittenen hohen Adel selbst zuspräche und die Entscheidung nichl 
der richterlichen Instanz überliesse. Wohl aber hat die Bundesver- 
sammlung nach Art. 29. der Schlussacte einen Weg der rechtlichen 
Entscheidung zu eröffnen, und hier ist die Anordnung einer Austrägal- 
Instanz, so wie dieselbe zur Zeit der Reichsverfassung statt fand, 
das einzige geeignete und rechtlich nothwendige Mittel, indem das 
alte deutsche Herkommen der Austräge durch die Bundesverfassung 
nicht geändert ist. Wollte man aber auch annehmen, dass die Bun- 
desversammlung die Entscheidung selbst an sich ziehen könne, so 
würde sie doch nur durch Stirameneinhelligkeit, und also nur mit 
Zustimmung des einzelnen Souveräns, in dessen Gebiet standesherr- 
liche Rechte in Anspruch genommen werden, diese Rechte zuspre- 
chen können, indem hier augenscheinlich Jura singulorum in Frage 
stehen, und die Souveränitätsrechte dabei allerdings einer Beein- 
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trächtiguag ausgesetzt sind. Beschlüsse einer Majorität, die einem 
einzelnen Souverän jede beliebig« Familie und Familien in belie- 
biger Anzahl als «landesherrlich in sein Gebiet etasetzten, wären 
mit dem Wesen des Bundes nnd der Erhaltung der Seeveränetät 
durchaus nicht verträglich. Ein besondres Argnment hierfür liegt 
noch darin, dass in Art. 6. der Wiener Schlossacte der Bund auf die 
gegenwärtig daran Theil nehmenden Staaten beschränkt, in Art» 12. 
die Aufnahme neuer Mitglieder an Stimmeneinbelligkeit im Plenum 
gebunden, nnd in der Bundesacte Art. 6» die Frage, ob den media- 
tisirten vormaligen Reiehsständen einige Curiatstimmen im Plenum zu- 
gestanden werden sollen, künftiger Berathung vorbehalten ist« Eine 
Anerkennung der Standesherrlichkeit durch blosse Majorität würde 
bei dieser damit verbundenen Anwartschaft auf Theilnahme am Bunde 
zu Widersprüchen führen. Es könnte endlich noch vorkommen, dass 
nicht eine Familie oder deren Haupt mit dem Antrage auf Anerken- 
nung des hohen Adels nnd der früheren Reichsstandschaft hervorträte, 
sondern dass dieses nur von einem „andern Mitgliede derselben, wel- 
ches den gegenwärtigen Stamm- und Fideicommissgutsbesitzer aus 
seinem Besitze zu verdrängen und sich erst in bereits anhängiger 
gerichtlicher Verhandlung die Stellung ab Familienchef zu erstreik- 
ten sncht und etwa schon ein abweisendes gerichtliches Urtheii gegen 
eich hat" geschieht. Es kann dabei vorkommen, dass der Landes- 
herr die Abgabe einer Erklärung über die Zuständigkeit des hohen 
Adels verweigert, das besitzende Familienhanpt aber diese Zustän- 
digkeit gradezn bestritten bat. Wird hier die Bandesversammlang 
angegangen, so lässt sich deren Incompetenz durchaus nicht bezwei- 
feln. Ihre Erklärung könnte als Zengniss, nls Gesetz oder als Ent- 
scheidung betrachtet werden, und es würde sich fragen, welchen 
Einünss dieselbe *auf den anhängigen Rechtsstreit, für welchen der 
Jteclamant sie zu benutzen gedächte, haben könnte. Ais Zeügniss 
wäre sie irrelevant* da sie nur von einigen, verhällnissmässig wenigen, 
ehemaligen Reichsständen ausginge, da ün ein Verhältnis* betrifft, 
welches zur Zeit der Reichsverfassung nicht anders als unter Mitwir- 
kung säntmtlicher, auch der jetzt mediatisirten Reichsslände , und 
namentlich nicht ohne specieüe Zustimmung des fürstlichen oder graf- 
ischen Cellegiams oder der Bank, xn welcher der Reclamant gebären 
wollte, hätte beurkundet werden dürfen, und da die Bandesversemnv 
4ung nicht die für solche Beurkundungen ( die beim Fehlen der vor- 
mals dazu competenteu Behörden nicht mehr möglich sind) eompetente 
Behörde ist. Als Gesetz könnte die Erklärung des B.-V. aber nicht 
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gelten, weil es auf die Wahrheit einer Thatsaehe ankommt und diese 
«ich nicht gesetzlich anordnen lässt. Als Entscheidung, als Urtheil 
betrachtet würde ihr Werth aber eben so misslich sein. Als ble* 
einseitige, nur auf Gehör des eben Theiles abgegebene Entscheidung 
würde sie unter die Kategorie der nnregelmässigen Justizübung, der 
Justizverweigerung fallen. Für die schon anhängige Rechtssache 
wsäre üe völlig bedeutungslos, das Gericht könnte sie nur als Macht- 
sam ch behandeln.- Die möglichen Folgen könnten alsdann die Auto- 
rität der B.-V. compromittirea ; ertheilte sie die gebotene Anerken- 
nung, so könnte der bisherige Fideicoramtssbesitzer und Familienchef 
gerichtlich definitiv manuteairt werde«, and hätte alsdann das Recht, 
das Aufdringen der standesherrlichen Würde als unbefugte Znmothung 
abzuweisen, während der Bund diese Würde «einer Familie zugespro- 
chen hätte. Auf keine Weise könnte aber der Bund, wenn er ent- 
scheiden wollte, die essentialia eines jeden Rechtsverfahrens vernach» 
lässigen und dem jetzigen Familienhaupte die Ausführung seiner Gegen*- 
gründe versagen. Eine eigentümliche und sehr wichtige Rücksicht 
liegt endlich noch in dem Verhältnisse der übrigen standesberlichen 
Familien. Seilte sich die Anerkennung von Seiten des Bundes nichl 
blos auf die Souveräne beschränken und auch die Standesherren nö* 
tbigen* die neu anzuerkennende Familie für ebenbürtig zu halten, 
so müssten auch die übrigen standesherrlichen Familien eingewilligt 
haben, und diese letztern sind daher allerdings befugt und dabei in- 
teressirt gegen derartige Schritte von Seiten des Bundes zu protesliren. 

In den Hauptsachen glaubt Rcc. mit dem Verf. völlig gleicher 
Ansicht sein zu missen« Die Gründe, die ihn dazu bestimmen, lie- 
gen Theils in dem bereits Angeführten, TbeJls werden sie, so wie 
die Gründe zu einem Dissentiren über Nebenpnnkte aus dem Folgen« 
den klar werden. 

Bei Streitigkeiten über Statusverhältnisse ist es freilich Regel, 
dass das gegen einen jusius tontradictot erwirkte Urtheil auch all- 
gemein und gegen jeden Dritten bindend sei. Offenbar reicht man 
mit dieser Regel aber für Streitigkeiten über den Adel nicht aus, und 
mau wird eine durchgängige Zuständigkeit des Adels aus einer Ent- 
scheidung gegen einen einzelnen Gegner nicht folgern wollen. Es 
kann daher ein wiederholter Ausweis über den Adel nöthig werden* 
wie ihn z.B. das Preuss. Laadreeht Th.2. Tit. 7. §. 17.f kennt, der 
alsdann gewiss nur dann, wenn er dem Landesherrn gegenüber ge* 
führt und von diesem als genügend anerkannt ist, die Frage ein für 
alle Mal erledigt. Manche Gesetze, wie das baiertsche Ediet über 
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den Adel §. 8., schreiben daher eine solche Anerkennung von Selten 
der Landesregierung durch Eintragung in eine Matrikel vor. Hier- 
durch ist alsdann der Beweis des Adels gegen Jedermann zu fttbre«, 
und der also anerkannte Adel wird überall als unzweifelhaft zustän- 
dig betrachtet werden müssen. Anders muss es sich beim hohen Adel 
verhalten. Hier würde Anerkennung oder Urlheil hinsichtlieh eines 
Landesfürsten nur eben in Bezug auf diesen wirken, weil es sich um 
eine Würde handelt, die von ihm nicht verliehen worden kann, und 
dje einer ganzen Standesclasse, welche dem Landesherrn als eben- 
bürtig gilt und in ganz Deutschland zerstreut ist, zukommt. Es würde 
daher nur eine Anerkennung von Seiten des gesammten hohen Adels, 
einschliesslich der Souveräne, jener Anerkennung, welche particular- 
rechllich in der Eintragung in eine Adels-Matrikel liegt, gleich- 
kommen. Eine derartige Einrichtung existirt aber nicht. Zwar ist 
bei den Wiener Ministerialconferenzen im Jahre 1820. von standes- 
herrlicher Seite der Antrag gemacht, dass sämmllicbe des Rechtes 
der Ebenbürtigkeit jetzt theilhaftige standesherrliche Familien in ein 
zu dem Ende bei der Bundescanzlei zu eröffnendes Protocoll oder 
Register (standesherrliche Matrikel) verzeichnet, und dass in solches 
die in diesen Familien durch Geburt, Vermählung odor Tod vorgehen- 
den Veränderungen — eingetragen werden sollten. Üeber* diesen 
Antrag ist indess eine Entscheidung nicht erfolgt, und eine Standes- 
herrliche Matrikel, mit welcher zugleich die Behörde, welche über 
die Aufnahme darin zu entscheiden hätte, das Verfahren, welches 
hinsichtlich der etwaigen Reclamationen einzuhalfen wäre und end- 
lich der liquide Beweis über vorhandene standesherrliche Rechte 
gegeben wäre, existirt nicht. Wenn daher ein Reclamant mit An- 
sprüchen auf dergleichen Rechte auftritt, so ist dieser Anspruch frei- 
lich fOr den Rechtsweg geeignet, aber die Frage von dem Gegner, sowie 
von dem competenten Forum, ist nicht ohne Schwierigkeiten. Dass 
zunächst gegen Jeden, der dem Ansprüche widerspricht, geklagt wer- 
den könne, folgt wohl aus der Natur der Präjudicialklagen, allein 
das ergangene Urlbeil würde immer keine allgemeine Gültigkeit haben. 
Diese Gültigkeit würde selbst dann fehlen, wenn es gegen den Lan- 
desherrn des Reclamanten ergangen wäre. Auf das Gericht, wel- 
ches im letztern Falle gesprochen hätte, würde dabei nicht einmal 
etwas ankommen können. Der Landesherr mag sich seinen eignen 
Gerichten unterwerfen, oder es mag auf die vom Verf. bezeichnete 
Weise durch eine vom Bunde angeordnete Austrägalinstanz gespro- 
chen werden, immer würde das Urtheil nur seine Wirkung zwischen 
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den streitenden Parteien äussern and auf Verhältnisse des Reclamanten 
2« dritten Personen, mit welchen er vielleicht in einem Streite über 
Rechte anderer Art, för welche die Existenz des hohen Adels prä- 
jndiciell sein müsste, begriffen wäre, keinen Einfluss äussern. Uns 
scheint die Frage vom justus contradictor gradezu die Hauptsache 
zu sein: wie als solcher beim niedern Adel nur der Landesherr, der 
diesen Adel verleihen könnte, gelten darf, so würde beim hohen 
Adel, da eine über diesem stehende einzelne Person fehlt, nur der 
gesammte hohe Adel, Standesherren und Souveräne, der Justus con- 
tradictor sein. Ein Rechtsweg zur Durchsetzung der bestrittenen 
Zuständigkeit des hohen Adels mit dem Erfolge der Allgemeingöltig- 
keit Hesse sich daher nur gegen diesen gesanimten hohen Adel denken. 
Dass der Bundestag grade die Behörde sei, welehe sich ihrem 
Wesen naeh für die Entscheidung der In einem solchen Rechtswege 
zu verfolgenden Ansprüche eigne, wird sich nicht deduciren lassen. 
Der .Bund ist ein völkerrechtlicher Verein der deutschen souveränen 
Fürsten und freien Städte zur Bewahrung der Unabhängigkeit und 
Unverletzbarkeit ihrer hn Bunde begriffenen Staaten und zur Erhal- 
tung der innern und äussern Sicherheit Deutschlands. Aus diesem 
Begriffe des Bundes folgt, dass die Frage von der Zuständigkeit des 
hohen Adels keine Bundesangelegenheit ist. Um Aufnahme in den 
Band handelt es sich dabei augenscheinlich nicht. Obgleich nach 
Art. 6. der Bundesacte weitere Erwägung bei Berathnng der or- 
ganischen Bundesgesetze vorbehalten ist, ob den mediatisirten vor- 
maligen Reichsständen auch einige Cnriatstimmen in Pleno zugestan- 
den werden sollten, so ist doch dieses Zugeständniss nicht erfolgt, 
und die Wiener Schlussacte bezeichnet den Bund ausdrücklich als 
einen Verein der souveränen Fürsten und freien Städte. Es könnte 
sich also eine Thätigkeit des Bundes durch eigne Entscheidung über- 
haupt nicht denken lassen. Die.sämmtlichen einzelnen Bundesmit- 
glieder könnten sich freilich — wobei grade die Bundesversammlung 
nicht einmal notbwendig ihr Organ zu sein brauchte — zu einer An* 
erkennung vereinigen, die dann für die Gonsentienten bindend wäre; 
eine allgemein gültige Feststellung der standesherrlichen Qualität 
würde aber hierdurch auch nicht bewirkt werden, weil theils die 
übrigen standesherrlicben Familien ebenfalls bei der Sache interes- 
sirt sind und also ihre Zustimmung unerlässlich sein würde, theils die 
Anerkennung in keinem Falle, selbst nicht im Falle der Zustimmung 
dieser Familien, rückwärts wirken, und wenn es in einem andecn 
Rechtsstreite auf das frühere Vorhandensein des hohen Adels in 
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einer Familie ankäme, des Beweis hterfär liefern könnte» Es würde 
sieh eine Thätigkeit des Bundes daner nur in dem Sinne denken lei- 
sen , dass er zufolge des in Art« 29« der Schlussaete ausgesprochnen 
Grandsatzes für einen behaupteten Rechtsanspruch den Rechtsweg, 
der Niemandem verweigert werden soll, eröffnete. Dass dieses, wie 
der Verf. S. 29. f. annimmt, deren eine gegen den Landesherr« des 
Reck man teil anzuordnende Austrägal- Instanz geschehen könne, in- 
lerliegt wieder zwei Bedenken« Zunächst möchte das auf dem Retcks- 
her kommen beruhende und mit der Reichsverfassung zusammenhän- 
gende Institut der Ausfrage woM nicht mehr als practisch zu betrach- 
ten sein, und von Austrägal «Instanzen nur in den besondern Füllen, 
in welchen die Randesgesetzgebung sie statuirt, die Rede sein können« 
Bei Riagen gegen den Landesherrn möchte der jetzt zulässige Weg 
der sein, Jats der Landesbert* sich der Entscheidung seiner Gerichte 
unterwirft und das nötigenfalls die Vermittelung der Bundesversamm- 
lung zu diesem Ende eintritt. Angenommen auch, es erfolgte der 
Spruch durch ein Austrägalgericht, so würde damit der Zweck des 
Reclamanten, die Zuständigkeit seines Anspruchs auf allgemein 
bindende Weise festgestellt zu sehen, doch nicht erreicht sein. Dass 
aber dem Reklamanten ein Rechtsweg, der grade für diesen Zweck 
wirksam wäre, eröffnet werden mOsste, liegt in der Befugniss und 
Verpflichtung des Bundes nicht, indem die dem Reclamanten hier ent- 
gegentretenden Schwierigkeiten in der Thut doch nie eine Justizver- 
weigerung enthalten. Dass bei Statusprocessen die Entscheidung 
nicht schlechtweg gegen Jeden gilt, dass in dieser Beziehung die An- 
siebten der Rechtslehrer verschieden sind (z. B. Glück, Gommentar 
Bd. S. S. 600. Kierulff, Theorie des gem. Civilrechts S. 307. Note. 
Keller v. d. LiU Cont. S. 399. f.), kann freilich zu Belästigungen 
fahren, eine Verschliessung des Rechtswegs liegt hierin indess nicht. 
Der Reelamant würde überall, wo er ein Interesse dabei hätte, seinen 
ßtütus klagend geltend machen können, und wenn dieser Status in 
einem andern Processe als Präjudicialpunkt in Frage käme, hieran 
beim Gerichte der Hauptsache die nächste Gelegenheit haben. 
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AHJLK40TA. Theedori Schohsttci hreviarium Novellarum, 
colkctio regularum iuris ex institutionibtts, fragmenta brtviarii 
Codicis a Stephano antecessore compositi, appendix eclogae, 
fragmenta epifomae Novellarum Graecae ab Anonymi* sive Miano 
tonfectae, "fragmenta Notellarum ex variorum eommentariis^ 
edieta praefectorum praetorio. Ex bibüothecis montis Mho, nee 
non Bieneriana, Bodteiana, Laurentiana, Marciana, Parisiensi 
Regia, Vaticana, et Caesarea Vindobonensi edidit, prokgomenis^ 
versione Latina et adnotationtbus ülttstravit, indieibus instruxit 
Carol. Eduard* toaehwriae* j.u. Dr., Prvf.publ. extraord. 
ht univ. Ruperto- Carolina, collegii ictorum Heidelberg, assessor, 
instituti archaeol. Rom. socius. Leipzig, Barth, 1843. LXI u. 
294 S. gr. 4. (4| Tblr.) 

Reeensirt 

von 

Herrn Professor JDr- Heinritocli zu Leipzig. 

Erster Artikel. 

. Als vor nunmehr sechs Jahren der Herausgeber der vorliegenden 
Anekdeta in der kistoriae iuris graeeo-romam delineatio eine Skizze 
der äusseren byzantinischen Rechtsgeschichte de« juristischen Publi- 
cum vorlegte und dafür so dauerhafte Grundlagen gewann, dass nach 
dem Zeugnisse MertreuiPs (histoire du droit Byz antin L p. LH.) 
erst durch diese Leistung eine Geschichte dieses RecbtstheHs mög- 
lich gewerden ist, worde bereitB öffentlich die Ansicht ausgespro- 
chen, dass zur Erreichung dieses Zweckes Niemand über ein so rei- 
ches, meistens ans unzugänglichen Bibliotheken geschöpftes Material zu 
gebieten habe, als der Verfasser (s. diese Jahrbücher 1839. S. 960.) • 
Aus* diesem handschriftlichen Apparate nun, welchen dieser Gelehrte 
auf seinen mehrjährigen Reisen durch Frankreich, England, Italien und 
den Orient mit bewunderungswürdigem Fleisse zusammengetragen, 
theilt nns derselbe jetzt eine Auswahl bisher angedruckter Schriften 



Digitized by 



Google 



220 y Avi*$ota ed. Zachariae. 

mit, welche für die Kritik und Exegese der Justinianischen Rechts- 
bflcher von Bedeutung sind, und über dunkle Parthien der byzan- 
tinisqhen Rechtsgeschichte ein Licht ganz eigentümlicher Art ver- 
breiten« Wer nun die Schwierigkeiten aus eigner Erfahrung kennt, 
mit welchen jede tüchtige Bearbeitung solcher Anekdota notwen- 
diger Weise verknüpft ist, wird sich nicht btos darüber freuen, 
dass der Herausgeber Treffliches gegeben und zur dogmatischen Be- 
nutzung vorbereitet hat, sondern ihm auch dafür Dank wissen, dass 
er diess in einer Art und Weise gethan, welche diese Benutzung 
thuulichst erleichtert. Nicht bloss dass von den mitgetheilten 
Stücken überall ein lesbarer, sorgsam auf Handschriften gegründeter 
Text geboten wird, so hat sich der Herausgeber auch der Mühe un- 
terzogen, eine lateinische Uebersetzung beyzufügen, welche überall 
die Stelle eines Gommentars vertreten kann; er hat ferner in den, 
jedem Stücke vorausgeschickten Prolegomena die Geschichte des 
Werkes ausführlich erörtert; die Quellen verzeichnet, aus welchen 
der kritische Apparat geschöpft ist; den Plan seiner Textrecension 
nach Massgabe dieser Hülfsmittel genauer entwickelt, endlich durch 
ausführliche Indices für die Bequemlichkeit der Leser gesorgt 
Wenn nun gleichwohl derselbe im kurzen Vorwort sich über eine 
ungebührliche Zurückhaltung der Anerkennung beschwert und seinem 
gepressten Herzen in folgenden Worten Luft macht: sunt ertim 
non pauct\ qui, st vel libris , iuris Gracco- Romani ad 
interpretationem iuris Iustinianei uti neutiquam dedi- 
gnentur^ tarnen editores illorum pkilologos magis quam 
iuris peritos esse existiment, so kann Rec. unter dem Zurufe 
c'est tout, comme chez nous, nur die verkehrte Ansicht derer 
bemitleiden, welche die wissenschaftlichen Leistungen zur Parthey- 
sache machen und den Werth des Gelehrten nicht nach dem, wie, 
sondern was er leistet, beurtheilen. Nicht zu billigen scheint es 
indess, wenn der Verfasser fortführt; quodsi libro singulari de 
actione in factum adversus eum y qui locupletior f actus 
est, somniaverisy vel longum ac taediosum tractatum de 
mora eiusque effectibus spisso volumine eompilaveris 9 
cuncti te laudare properant, acceptaque manu in grc- 
mium iureconsultorum recipiunt. Sin recondita exquiras, 
semina spar gas, ex quibus laeta messis sperari polest, — 
segetem tuam teque ipsum pauci sunt, qui colant. Denn 
mit der Abweisung einiger unreifen Arbeiten auf dem dogmatischen 
Gebiete des Civilrechts ist doch noch gar nichts für die Sache 



Digitized by 



Google 



Rcc. von Hm, Professor Dr. Heimbach zu Leipzig. 22t 

bewiesen; das dogmatische Gebiet ist und bleibt, insofern es sich 
auf tüchtige Quellenexegese unter Zuziehung aller InterpretationmHtel 
stützt, auch fernerhin die Hauptbeschäftigung der gelehrten Juristen, 
und, wenn die Resultate derartiger Forschungen im Uni versi tatsunter* 
rieht und im practischen Leben schneller und leichter Anerkennung 
finden, als die Bestrebungen der Neuzeit um die Erforschung und 
Berichtigung der Quellentexte, so liegt das nicht sowohl in der 
geringeren Verdienstlichkeit selcher Arbeiten, als vielmehr in der 
durchaus practischen Richtung unsers Zeitalters und in der leider 
nur zu sehr fühlbaren Herrschaft, welche sich einige Pandektencom- 
pendien (ihrer sonstigen Vorzüge unbeschadet) als alleinige Träger 
der wissenschaftlichen Quellenforschung über unsre Zeitgenossen zu 
erwerben gewusst haben. 

Die erste Stelle in der Sammlung nimmt der Novellensyntomos 
des Theodorus von Hermopolis ein. Der Herausgeber hat ihn im 
Kloster der heiligen Laura auf dem Berge Athos in einer Handschrift 
des 11. Jahrb. aufgefunden, welche die Zahl 37. an der Stirn trägt, 
und den Syntomos mit der Epitome des Athanasius Scholastikus 
in Verbindung bringt. Dieses Ms. ist in §• XXI. der Prolegomena 
p.XX — XXII. genauer beschrieben, unter Anfügung der handschrift- 
lichen Facsimilia. Theodorus hat, von seinem Geburtsorte, der 
Stadt Hermopolis, welche zur Thebais gehört, den Beynameh 
'EQfiovaoXltyg erhalten, davon findet sich eine Spur in der Ueber- 
schrift des Werkes p. 7. vor in den Worten: QioScqqov GxoXaonxov 
0rjßcUov 'EQixonolkov, welche proleg. cap. IV. §. L. p. XLV1. ganz 
nach Ref. Ansicht erklärt werden; wahrscheinlich war er Christ, 
da zu dem Advocaten stände, welchem er angehörte, ' damals nach 
Vorschrift von £.15. C. 1. 4. (der H. schreibt p. LXFJL fälschlich 
L. 4.) und L. 8. C. 2. 6. , nur rechtgläubige Christen zugelassen 
wurden. Sein Zeitalter wird Cap. JV. §. LV1. p. LI. in folgender 
Weise bestimmt. Das« er nach 575. geschrieben bat, ist deshalb 
anzunehmen, weil er einige Novellen des Kaisers Tiber II. vom 
Jahre 574. und 575. in den Syntomos aufgenommen. Später als 
Mauricius (+602.) darf er aber wohl deshalb nicht angesetzt wer- 
den, weil seine Codexbearbeitung aus dem lateinischen Originaltext 
geschöpft ist, die Kenntniss des Lateinischen aber im Oriente sich 
seit dem Tode des Mauricius verloren hat, und weil bereits unter 
Mauricius aus dem Syntomos einiges in die Sammlung der 168 Ori- 
ginalnovellen übertragen worden* Wenn wir von dem letzten Grunde 
absehen, welcher auf durchaus problematischen Ansichten über die Ent- 
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etebung dieser Sammhiog beruht, so urikhte aneh der erste ffir die Be- 
hauptung des Beransgebera nickt gerade entscheidend erscheinen, da 
sieh jene Kenntntss der lateinischen Sprache im Oriente jedenfalls 
nicht auf EiemabJ, fordern mr attmäUich verloren hat, auch die 
Novellen de» Heraclina anneeh Sparen dieser Kenntnis» verrathen. 
Vergl. die Stellen in Justeili hibtiathtc* iuris cmnemici tont. IL 
p. 1345., 1370., 1372* Entscheidend ist wohl folgendes Argument 
Theodorns trügt in Syntomos die Novellen Justintans, 
Justins IL und Tiberios IL, soweit er ihrer habhaft werden konnte, 
nicht zum akademischen Unterrichte, sondern zum practmckea Ge- 
brauch zusammen. Lässt sich nun wohl annehmen, das« er diese Snmm- 
long, welche nicht Mos auf rein Justinianisches Recht berechne* ist, 
mit den aufgenommenen Stücken geschlossen haken würde, wenn er 
nicht nnter Tiber. IL, senden» später den Syntomos abgefasst hatte? 
Sollte man nicht vielmehr erwarten, das* er nach dem ganzen Plane 
seines Werkes, das geltende Novellenrecbt ausammenzasteUes, di« 
Novellen des Manricius und späterer Kaiser in die Sammlung auf* 
genommen haben würde, wenn er das Bueh unter ihrer Regierung- 
geschrieben hätte? Zudem stellen sich die aufgenommenen Novelle» 
das Tiberiua (161.,. 163., 164.), welche nnr Einnäht durch ein 
Justinianisches Gesetz (162.) unterbrochen werden, ingleichen die 
Eparcsnka (166 — 168.) offenbar als geschlossene Anhänge zu einer 
grösseren Sammhmg heraus; dieser Ansehluss aher scheint für dfa 
Novellen Tiber 9 » am einfachsten daraas an erküren, dass dem Verw 
fasser des Syntomos jene Novellen des Tiber ins, ab die neuesten 
Staatsgesetze, am spätesten zn Banden gekannten sind, d. b. nach 
bereite erfolgtem Ahachlnsa des Theib, welcher das ältere, auf die 
Gesetze Juatinians und. Justins II. sich stützende Novellenrecbt 
mitsulbeilen bestimmt war. — Unter seinen Lehrern hatte noch ReC 
den Pa tri ciua nahmhaft gemacht, welcher Tor Justin ian oder im. 
Anfange seiner Regierung gelehrt hat, naeh dem eigenen Zeugnuaenr 
des Theodorns in den Basti, ed. Mtimbtmk. tarn. L p. 722. und ed. 
Fabrot. tom. FL p. 217« Diese mm hält der Heranageber oben* 
ftr wahrscheinlich, weil ein Jurist, welcher unter Tiberiua IL nndf 
vielleicht noch später geschrieben habe, nicht fiftgKch im Anfange nee 
Jahrhundert» juristische Vorträge gebort haken banne« Ersucht «W 
halb das erst genannte Zengnise dnreh die Bemerkung zu beseitigen, 
dass es wahrscheinlich vom T ha lelä na, nicht von uaserm Theodor na 
herrthrt? vom zweyten hingegen wird behauptet, e* sey am den 
handschriMieb verborgten Worten o /ttnroc dtdnsncdoe nickt mit Heilt 
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6 ifrig dtödaxctlog, als tielmehr 6 xef»og dMomlog zu machen^ 
Vermnthung, die durch den Sprachgebrauch des. Thaleläns. nicht 
wenig unterstützt wird (§. JL/A ^. XLFIL «#?.>* Allein die zuerst 
genannte Behauptung beruht auf einem MissversUndnisse, weMm 
sich bey genauerer Ansieht der fraglichen Steile von selbst herans- 
stellt« Theodorus sagt zu £.40* €.2.4»: w*r einen schriftlich*»* 
durch Binzufftgung der Aquitiana Stipulatio bestärkt«» Vergleich Ter* 
letzt, hat sieht btoa die Pöna zu zahlen, semoWa auch zur&ckzuer* 
statten, was er in Folge des Vergleiches erkalten. Daran schlief st 
sich mm als Folgerung [oit) folgende Frage: wer also beydes, die 
Pöna bezahlt and, was er empfangen hat, herausgieb*, kann der die 
alte, darch den Vergleich aufgelöste Klage noch fernerhin anstellen? 
Diese Frage aber ist es, welche im Verlauf der Stalle unter Aafuh* 
rang des üat^ixiog aa »führ! ich beantwortet wird. Diesen logische* 
Zusammenhang der Stelle nun bebt die Annahme völlig auf, dass die 
Frage aiebt den Theodoros, sondern dem Thaleläus angehöre* 
Nimmt man noch dazu, dass dergleichen €Q*ttafmx(>itoig ganz: mit 
dem übrigen Plane der Codcabearbeitang des Theodoros ttberesa- 
stimmea fvergL nro/. cap. FL §. XL. p. XXXVI.) , so wird man die Za> 
sammenstelhi'ng der Frage mit den Worten des Theodorus nur gut 
heissen k5nmeo,zumakd sie auch darch Handschriften verbirgt wird. Der 
Gegeegrund, dass d er Ausdruck peeds vorkommt, der dem Thalelflus 
gel&ulg sey, während Theodorus regelmässig äm'oit u.a.m. brauche, 
kann gegen jene» inneren Grand wokl schwertieb in Betracht kam 
men; er scheint aber auch seiner ganzen Grundlage nach sehr pro» 
blematisch zu seyn. Wenigstens lässt sich nicht absehen T warum 
Theodorus bey Beantwortung solcher Fragen nicht pafrs gebraucht 
haben solle, da er dock ia gleicher Beziehung eine Frage mit den 
Worte« ei 4s yvm&h o« x. *. X. beantwortet. (BmsiHea **?. Fwfr. 
tom. F. p. 532.) Eine Wendung, die auch sonst in den Schriften 
des Theodorus nidit ungewöhnlich ist. VergLSy»r.No?,22*cdjM4. 
/*.40. — Dass ferner Step h an us, welchen Theodoros als seinen, 
Lehrer bezei ch n et , identisch ist mit dem bekannten Aatecessor glei- 
ches Namens, welcher um die Mitte des 6* Jahrhunderts einen Codex- 
anizug bearbeitet bat, dafür wird ein Beweisgrund angeführt^ wel- 
cher Bei entgangen ist. Theodoros scheint nebmlich bey Er- 
klärung von L. 21« & 1- 5. als Meinung seinen Lehrers Stephanus 
anzuführen , dass ia der Zahl derer, denen nach diesem Gesetze das 
Zeuguiss untersagt ist, auch Juden (ei 'Eßgafot) gehören (Basil. ed. 
Heimb. tom. IL p. 417.) 5 wenigstens kommt dieser Sinn heraas, 
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wenn wir au» den negativ gefaasten Wortes des Theodorus im 
Gedanken die Affirmative herausnehmen. Diese Ansieht hat sieh im 
ersten Theile der Coüatio eonsÜtuHonum des Paendo -ßalsamon er- 
halten an einer Stelle, welche wahrscheinlicher Weise dem Ste- 
phanus zugehört (Justelti bibliotheca iuris canonici tarn. IL p.1289.), 
wenn schon die Constitution, welche hier excerpirt ist, die Juden 
nicht ausdrücklich genannt hat. Als Aufenthaltsort dieses Stephanus 
wird p. XLIX. Constautiuepel bezeichnet, weit er solche Juristen ci- 
tirt, welche in Constantinopel gelebt haben (sollte diess von Doro- 
theus und ThaleUus [Bas. ed. Heimback tom.L p. 763., totn. II. 
p. 579., 608.] so gewiss seyn?); weil Beryt in Folge des Erdbebens 
-damals keine Recbtsschule mehr gehabt habe, an welcher er als An- 
tecessor habe fungiren können (hier sind wohl unbekannte Quellen 
zu Rathe gezogen worden, denn in denen, welche Ref. zugänglich 
sind , steht kein Wort davon) , und endlieh auch deshalb, weil er eine 
Novellensammlung anzieht, welche zu Constantinopel cursirt habe. 
Das nun scheint unrichtig, insofern man es auf die Grundlage der 
Sammlung der 168. — auf die bereits froher abgeschlossene Samm- 
lung der 120. bezieht. Vergl. Biener die Geschichte der Novellen 
S. 90* In den Paratitla zu dem Codexcitate, welche den' ersten Theil 
der Coüatio constitutionum des Pseudo-Balsamon ausmachen und 
nach des Verfs. eigner Annahme von Stephanus herrühren, kommt 
eine Reihe von Novellencilaten nach Zahlen vor, welche mit der 
Sammlung der 168. und 120* zum Theil übereinstimmen, zum Theil 
aber auch von ihnen wesentlich abweichen, und diess nun scheint 
darauf zu deuten, dass dem Stephanus eine eigentümliche, nach 
Zahlen geordnete Sammlung Justinianischer Novellen vorgelegen habe. 
Ref. will diese Novellencitate sämmtlich nach der Zahlenreihe, unter 
Angabe der Zeugnisse und unter steter Berücksichtigung ihrer Stellung 
in der Sammlung der 120.» zusammenstellen. 

Nov. 5. ///. parat. Just, biblioth. iuris canonici tom. IL p. 1272. 
ifdypm&t tty «'. duira&v, ijg jj imyQcuprj, nsQt (lovaazyofo)* 
neu fiovayu&v xal yyovtibwv (in der Sammlung der 120. 
Nov. 5.). 
Nov. 6. ///• parat. L c. xal rqv s , fjg ij imyQayri, aqp %ov a£g 
du %MQorov€titj&qt roig musxonovg xal 9tQ8ößvt4(>ovg xcu 
öutxotovg xal *a i&jg; IV. parat, tom. IL p. 1283. ty* ?'. 
&ata%w 9 ijg ij imyoaqrq, vofiog ns^i %ov amg M %etaa- 
tomadai tovg iataxoaovg xal t« i$jg ( in der Sammlung 
der 120. Nov, 6.). 
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Nov. 7. //• parat, tom. IL p. 1252. xal typ ptta t&p reapüp f. 
didtagif, tjg jJ imyoa<pq , *o'jt«o? »*oi tov ^ ixnonta&ai jj 
ärzaXXdttsa&ai tä ixxXyataatütä noaypata (in der Samm- 
lung der 120. Nov. 7.). 

Nov. 22. ///. parat, tom. IL p. 1272. xal typ x(? 9 tjg ij emyooupy, 
neol t&p devteooyafiovptw (in der Sammlung der 120» 
Nov. 22.). 

Nov. 44. //. parat, tom. IL p. 1252. xal typ fid\ yg y imyQacprj, 
neol tqg tm ixxXfjaiaanx&v äxmjtw TtoayfAarew ixnoiyaemg 
, xcu xataßoXtjg. Aach die Leunclav'sche Uebersetznng hat 
diese Zahl (in der Sammlung der 120. Nov. 46.). 

Nov. 50. V. parat, tom. IL p. 1291. xal tw fietä tag peaqäg (leg. 
rw peaow. Siehe zu Nov. 7.) v. diata£ip qg ij imyoaqrf, 
mol tov jui) iXev&eoro&ijpai ßovXevtixqg tvfflg 'IovÖaiovg xal 
tä i&jg (in der Sammlung der 120. Nov. 45.). 

Nov. 52. //. parat, tom. IL p. 1252. xal tijv pß'. tjg tj imyoaqrf % 
acte typ dtdtafyp typ ßovXofihqv tovg i% änoyQcupov xal 
iXev&f'oag teyfiiptag iXev&ioovg ehai poefo&ai xal tä i£rjg 
(in der Sammlung der 120* Nov. 54.)« 

Nov. 73. (?) ///. parat, tom. IL p. 1272. xal typ oy. \g i\ im- 
yoaqyq, q didra^tg naQtatqai (leg. naoä tfot dei) Sixd&cr&at 
popaxovg xal acxritoiag. Die Leunclav'sche Ueb ersetz ang 
bat 78 aueh steht weiter unten (p. 1273.) geradezu ip 
tjj orf. f was aueh schon desshalb als richtig anzunehmen 
ist, weil der Verf. die Novellen immer nach der gewöhn- 
liehen Zahlenreihe citirt (hier 5., 6., 22., 75., 73., 80.), wel- 
che dann unschicklicher Weise unterbrochen würde , auch 
die Zahl oe. weiter unten IV. parat, tom. IL p. 1283. io fol- 
genden Worten wieder vorkommt: xoi trjp oe äpenfyoaqiop 
pfo ovcap apayxalap de xal cptXdv&QConov. Siehe auch unten 
Nov. 104. (in der Sammlung der 120. Nov. 79.). 

Nov. 75. (?) I.e. tom. IL p. 1272. xal tqp oe. qg y tnvfqmp^ y 
diäta^tg iopijpevei tfjp noovioap diata£tp trjp neol tmp efotop- 
toDP elg popaatyQiop xal tä i%rjg. Doch hat Lennclav in 
der Uebersetznng die Zahl 76* (in der Sammlung der 120. 
Nov. 76.). 

Nov. 76.(?) siehe die vorige Novelle. 

Nov. 78. (?) siehe Nov. 73. 

Nov. 80.7//. parat, tom. II. p. 1272. xal typ ri, %g q ifftygaq)^ ij 
diara^igii dia tm ä^uofAatoap xal imaxoxrjg iXev&eoovüa ttjg 
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ifttaxorttjg (feg. rlfg vrt^ovatotrjtog). Die Zahl bestätigt sich 
aoch durch die Leone laVsehe Uebersetzung. Unten steht 
indess (/>. 1273.) nt. y was aber schon Leonclav richtig 
verbessert. IF. parat, lotn. IL p. 1283. xoä iq* ri. v t g fj 
imygoKpri, 17 dtä tmr a^mfiauxtöf xai rrjq imGxoarjg Äev- 
Ötgovcra rtjg ine^ovtrtorrjrog (in der Sammlung der 120. 
Nov. 81.). 
Nov. 104. (?) IF. parat tom. IL p. 1283. xai rijv $#, fjg 17 im- 
YQ(t<pij' 9iata\tq fraget viai dtxd&aOcH foi (tovaxövg xcu 
äoxTjtQtag. Die L e u n c I a v'sche Ueberset2ung giebt die Zahl 
21. Es ist aber nach der Ueberschrift dieselbe Novelle, 
welche bey Nov. 73. vorgekommen ist. Weiter unten steht 
die Zabl qxÖ' (in der Sammlung der 120. Nor. 79.). 
Ans dieser Tabelle ergiebt sich, dass die Novellenzahlen 5., 
6., 7., 22., vielleicht auch 76. mit der Sammlung der 120. überein- 
stimmen, dagegen die Zahlen 44., 50., 52., 80., wahrscheinlich 
aoch 78. davon entschieden abweichen. Kann man nun wohl fer- 
nerhin noch annehmen, dass die Sammlung des Stephanus mit der 
Grundlage des Syntomos — der Sammlung der 120. — - verwandt 
sey? Hat aber Stephanus eine eigenthfimlicfae Novellensammleng 
bey diesen Gitaten vor sich gehabt, so muss aoch die Behauptung, 
dass die von ihm benutzte Novellensammlnng in Constantinopel 
enrsirt habe, als grandlos wegfallen. — Im Digestencommentar 
giebt der Jurist mehrere Novellencitate nach Zahlen, welche wahr- 
scheinlich auf die nehmliche Sammlung gehen , da ein Theit der- 
selben mit der Sammlung der 120. übereinstimmt, was indess in 
den Basilikenscholien auch erst durch die zweyte Hand verur- 
sacht seyn könnte, Eins aber entschieden abweicht. So stimmt 
zur Sammlung der 120. das Gitat von Nov. 4. Bas. ed. Heimbach 
tom. IL p. 565.; von Nov. 18. tom* HL p. 7. und ed. Fabr. tom. F* 
p. 255., wo freylich der Name des Stephanas fehlt, aber wohl un- 
bedenklich supplirt werden muss theils nach der Scholiastenordnung 
in den Basiliken (denn es geht anch hier, wie sonst immer im Titel, 
einScholinm des Gyrillos dem des Stephanas voran), theils weil 
die vorliegende Stelle eine iodTfjtrig ist, dergleichen Stephanas in 
seinem Pandektencommentar der Texterklflrung anzufügen pflegte ; 
von Nov. 49. ed. Heimb. tom. IL p. 527.; ferner gebort in diese Ka- 
tegorie auch das Gitat von Nov. 115. ed. Fabr. tom. F. p. 238. in der 
Protheoresis, dergleichen dem Pandektencommentar dtB Stephanas 
mthümlich sind; auf dieselbe Stelle beziehen sieh anch die No- 



Digitized by 



Google 



Rcc. von Hrn. Professor Dr. Heimbeck zu Leipzig. 227 

velleecitate bcy Fabr. tom. F. p. 225. u. 257., welche freylich o«J\ 
also 114. ergeben, and nach dem Obigen wohl io qm. verwandelt 
werden müssen. Zudem ist pä. in der ersten Stelle doch wohl nur 
Druckfehler, da Fabrot's Uebersetzuag ergiebt: const. 115. Jeden- 
falls aber scbeiat Emendatioa schon deshalb not big, weil der Platz 
der Nov. 114. in der Sammlung des Stephanns durch Nov. 112. 
ausgefQllt ward, auf deren zweytes Capitel sich das doppelt ver- 
borgte Citat Qid'. io den Bas. ed. Heimbach tom. IL p. &2$.seq. be- 
zieht. Dass nun diese von Stephanus benutzte Novelleosammluog 
UeberschriAen enthalten habe, welche den lohalt des Einzelstflckes in 
Kurzem angaben, erhellt aus den angeführten Stellen der Codexbear- 
bettnng, wo solche Rubriken immer mit den Worten jjg rj iaiyQaqtrj 
angef&hrt werden, wahrscheinlich in Uebereinstimmung mit der all- 
gemeineren Sitte der Juristen, die Novellen nach der Inhaltsangabe 
zn citiren. Eine weitere Spur davon hat sich in den Basiliken ed. 
Heimback tom. IL p. 565. erhalten, wo Nov. 4- so angeführt wird: 
avayntöi *ijp d'. öia%a£t» tch peta top xtidixa, tjng popoOstet #r*oJ 
iyyvyrar xal papd&toQmp xal atxuyooftjtwv; ferner ebenda- 
selbst p. 528., wo es heilst: xcä i))v gtd'. victQav %Sn pnk top 
xoidtxa duwa%tp (ytte xeiicu ßtß. g. utl. d' xsq>. ß\ das Eingeschlos- 
sene ist offenbar ein Zusatz nach den Basiliken), %ug tibq\ ra>* 
XiTiyatOQMf xal rrjg xaXovppiag vopQ&eiovaa ytjofr. Einige von 
den aufgenommenen Stocken hatten gar keine Ueberschrift (Justelli 
bibliotheca tom. IL p, 1283.). — Von wem die Sammlung herrührt, 
lUssi sich nicht mit Gewissheit sagen ; doch steht zu vermutben, dass 
Stephanus sie selbst veranstaltet haben werde, da die damaligen 
Juristen gewöhnlich nur Werke, die sie seihst verfertigt, zu citiren 
pflegen. So z. B. stimmen die NoveHencitate im Codexcommentar 
des Theedorus durchgehend* zu der von ihm aufgebrachten Ord- 
nung der 168* Dass die Sammlung noch zu Justinian's Lebzeiten 
abgefragt worden , ergiebt sich tbeils ans dem Zeitalter des Ste- 
phanus überhaupt, tbeils aus dem Umstände insbesondre, dass 
Athanasius Scholastikus, welcher unter Justin IL die zweyte 
Ausgabe seiner Novellenbearbeitung lieferte, sie vielfach benutzt hat. 
Hauptsächlich kann aber zur Unterstützung dieser Behauptung ange- 
führt werden, dass Stephanus bey der Anführung von Nov. 114. 
und 115. solche Ausdrücke braucht, welche nur auf eine noch 
Sehende Person bezogen werden kennen. Er sagt im Pandcctencom- 
n*e»Ur (JBa*. ql. Fair. iom. F. p. 225.) xal rävtag anctqrtpwpivfi 
pea^a tov foanoftv äiaxcgig Qid\ und ebendaselbst p. 238« avdypw&i 
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de rrjf gtt. tov deaitorov Öiara&v — nennt also den Verfasser dieser 
Novellen kurzweg 6 d&jnotijg^ ohne Hinzufügung eines Namens, was 
nicht füglich hätte geschehen können, wenn bereits der Nachfolger 
Justinian's auf dem Throne gesessen. Wahrscheinlich ist die 
Sammlung des Stephanus auch dem Theodorus bekannt gewesen; 
darauf deutet schon das Verhäilniss des Schülers zum Lehrer. 
Gleichwohl hat Theodorus davon bey Abfassung des Syntomos 
wenig oder gar keinen Gebrauch gemacht; diess ergibt schon die 
Verschiedenheit der Novellenüberschriften in beyden Werken und 
erklfirt sich einfach aus der Bemerkung, dass Theodorus för die 
ersten 120 Stücken es vorgezogen hat, eine filtere chronologische 
Sammlung zu Grunde zu legen, der dann vielleicht auch die abwei- 
chenden Ueberschriften entlehnt seyn könnten. Viel stfirker ist die 
Novellensammlung des Stephanus von Athanasius benutzt wor- 
den, welcher einen 'grossen Theil der Novellenrubriken daraus ent- 
lehnt hat, nur dass er sie meistens mit xcu tä Qrjg abkürzt« 
So stimmt die Ueberschrift von Nov. 4. (Bas. ed. Heimbach tom. IL 
p. 565.) wörtlich zu Athanas. tit. 15. const. 1. p. 153.; die 
von Nov. 5. (Just. hibl. tom. IL p. 1272.) zu Athanas. tit. 1. 
const. 13. p. 20.; die von Nov. 6. (Just. I. c. p. 1272.) zu Athanas. 
tit. 1. const. 1. p. 1.; die von Nov. 7. (Just. tom. IL p. 1252«) zu 
Athanas. tit. 2. const. 1. p. 26.; die von Nov. 22. (Just. tom. IL 
p. 1272.) zu Atkanas. tit. 10. const. 2. p. 113.; von Nov. 44. (Just, 
tom. IL p. 1252.) zu Athanas. tit. 2. const. 8. p. 40*; die von Nov. 50. 
(Just. tom. II.p. 1291.) zu Athanas. tit. 7. const. 2.; die von Nov. 52. 
(Just. tom. IL p. 1252.) zu Athanas. tit. 18. const. 1. p. 163.; die 
von Nov. 73. oder vielmehr 78. (Just. tom. IL p. 1272.) zu Athanas. 
tit. 1 . const. 17. p. 22.; die von Nov. 75. oder 76. ( Just. tom. II. p. 1272.) 
mit Athanas. tit. 1. const. 15. p.22.\ die von Nov. 80. (Just. tom. IL 
p. 1272. u. 1283.) zu Athanas. tit.\S. const. 3. p. 164. Demnach 
steht zu vermuthen, dass Athanasius den ganzen Bestand der von 
Stephanus citirten Novellensammlung unter Hinzufügung der neuera 
Gesetze, soweit sie ihm bekannt waren, in die Epitome aufgenom- 
men haben werde. 

Wir kehren zu Theodorus zurück. Sein schriftstellerisches 
Wirken erstreckte sich nach der gewöhnlichen Ansicht von den Justi- 
nianischen Rechtsbüchern auf die Pandekten , den Codex und die No- 
vellen. In Rücksicht der Pandekten wird diess vom Herausgeber 
(cap. III. §. XLUI. p. XL.) in Zweifel gezogen. Er meint nchm- 
lich, dass die Digesteninterpretationen, welche unter des Theo- 
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dorn 9 Namen in den Basilikenscholien cursiren, von einem andern 
Theodorus herrühren können/ d. h. von dem, welcher von Justinian 
znr Codificationsarbeit zugezogen worden ist, oder vielleicht aus dem 
Digestencommeatar des Dorotheus entlehnt sind, da sich in die« 
sem einige Aosdricke wieder finden, welche auch in jenen Scholien 
vorkommen. Diese Vermothung, deren letztem Theil auch Heim« 
bacb (BasiL tom. Hl. p. 255. n. 287.) fast gleichzeitig mit dem 
Herausgeber ausgesprochen hat, scheint indess unhaltbar. Nicht 
allein ist es unwahrscheinlich , dass an 6 Stellen gleichmässig die 
Siglen des Tbeodorus und Dorotheus verwechselt worden seyen; 
so haben wir, wie jetzt auch Morlreuil a. a. 0. p. 310. bemerkt, 
in Basti, ed. Heimbach tom.I. p. 660. ein Zeugniss des Theodorus 
aus seinem Codexcommentar, dass er zu den Prota der Pandekten 
geschrieben habe: ofuog pt/w/cmc, heisst es zu L. 23. C. 2. 3., a>* 
bItzov bI; to dfc ndxttg tw aontm* itfQt viov xcä ÖovXov naxxtvovrcof. 
Daranf deuten auch eioige merkwürdige Citate der Pandektenpartes 
d. h. der Prota und de rebus, welche in ihrer jetzigen Fassung 
voraussetzen, dass der Schriftsteller früher über jene beyden 
Partes gearbeitet und diese Arbeit veröffentlicht habe — und diese 
Citate sind wiederum der Codexbearbeitang des Theodorus ent- 
lehnt. Zu L. 14. C.2. 4. heisst es in den Basti, ed. Heimbach tom.I. 
p.701., dass in einem gewissen Falle die Condictio causa data, causa 
mon secuta zuständig sey, dg iv r<p a. ß<ß. xm di Qt'ßovg ipaöoftev. 
Ferner wird zu L. 16- C. ibid. I. c. p. 702. gesagt, dass ein Ver- 
gleich, er möge nun vor der Litiscontestation oder nach derselben 
abgeschlossen seyn, nicht einmabl durch ein kaiserliches Rescript um- 
gestossen werden kann, es mttsste denn der Eine der Transigenten 
zur Zeit des Abschlusses minderjährig gewesen seyn ; ein solcher 
nehmlich k,ftnne auch dnrch das Gesetz bestätigte Vergleiche ohne 
Weiteres umstossen, oa; xal «W t$ ds ndxttg iwv agcbtcw (Aefia&q* 
xuptf. Zu L. 13. C. 2. 3. (tom. h p. 657.) endlich wird eine Regel 
aus der genannten Constitution abgeleitet, welche Theodorus bereits 
in seinem Buche zu den Prota der Digesten aufgestellt habe: onto 
xsxapofiazai t][*iv, heisst es da, iv tqi de fraxrig t<Sv Ttgoirwr, tovro 
neu avttj fi didra^ig Xiyn* — Eine ganz andre Frage, welche man zu 
erörtern vergessen hat, ist die, ob diese Pandektenbearbeitung des 
Theodorus auf die ganzen Pandekten oder nur auf gewisse Tbeile 
derselben sieb erstreckt hat, welche im Rechtsuntefrichte alljähr- 
lich erklärt wurden. Hier nun scheinen die angeführten Zeugnisse, 
welche die Pandekten lediglich nach Partes unter Angabe des Buches 
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und der Titelüberschrift citiren, darauf hinzudeuten , data das Werk 
nach Partes abgetheilt gewesen sey, and dass es jedenfalls die Prota 
und die Pars de rebus in sich aufgenommen habe« Ausserdem finden 
sich Öfters in den Basilikenscholien Stellen zu dem sogenannten Anti- 
papian d.h. Buch 20 — 22. der Pandekten, welcher nach der eonsL 
ad antecessores §. 4- im dritten Jahre des akademischen Cursus er* 
klärt wurde, — nehmlich L. 1. und 25. D. 22. 1« in den BasiL ed. 
Heimbach tom. IL p. 475., 673. , 674.; sodann auch zu den volumma 
de dotibus, welche im zweyten Uaterrichtsjabre mit den librz singu- 
lares de tutelis, de testamentis und de legatis abwechseln sollten 
(const. ad. antec. §. 3J, nehmlich £.18. u. £.64« IL 24-3. \n Basti. 
ed.Heimb.tom.III.p.255., und tom! HL p. 287., wo auch Heimbach 
gegen das Zeugniss der Handschriften JcaQo&eov zu lesen vorschlägt. 
Nur eine einzige Stelle hat sich zu einem Pandektenbucbe erhalten, 
welches im Uoiversitätsunterrichte vom Antecessor nicht erklärt wurde; 
es ist ein Scholium zur sechsten Pars zu L. 1. D. 37.3. in den Basti, 
ed. Fabr. tom. V.p. 301. Ob man indess auf diese einzige Auetori tat 
hin annehmen dürfe, dass die Arbeit des Theodorus sich Ober den 
ganzen Umfang der Pandekten verbreitet habe, dürfte doch wohl 
noch einigem Bedenken unterliegen. Dass wenigstens nicht das mit 
der Sigle Oeodcog. versehene Pandektenscholium zam Titel de fitrtis 
(Dig.47.2.) ed. Fabr. tom. VIL p. 337. zur Unterstützung dieser Ansicht 
angeführt werden kann, da es nicht sowohl dem Theodorus, ab 
dem Theodoritos zugehört, bat der Herausgeber p. XU. gegen 
Reitz mit überzeugenden Gründen ausgeführt. — Weit gründlicher, 
als das Pandektenwerk des Theodorus, ist die Codexbearbeitung 
desselben in cap. II. §. XXXIII — XLILj p. XXXI — XL. besprochen 
worden, und damit sind auch die Bemerkungen über die später an- 
gefertigte Synopsis erotematica ex Codice Theodori §, XL/V. p. XLL 
zu verbinden. Der Titel des Werkes scheint avvtoftot *«&£, oder 
üvftofAog xoidtxog gewesen zu seyn (p. XXXIV.) ; es Ut unmittelbar 
aus dem lateinischen Originaltexte gearbeitet (diess zeigen einige 
Missverständnisse, welche sich nur daraus erklären lassen, dass der 
Verf. andre lateinische Worte vor sich hatte, ab in uasern Ausgaben 
verkommen); die änssere Oeconomie des Buchs schliefst sich an die 
Bücher- und Titelfolge des Justinianischen Bechtabuehes an; doch 
ist nicht immer die Constitutionen folge in den Titeln festgehalten 
worden, da aus Einer Constitution manches Mahl zwey &tipata ge- 
macht werden; diesen öipeeta sind Verweisungen auf PareUelsieUeo 
(nstQstaofmal) hey gegeben, die nach dem Herausgeher (p. XXXV.) 
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stamtlieh dem Codex und den Novellen entlehnt «od, was frey- 
lich durch die bereits oben angeführten Basti, ed. Heim (fach Um. L 
/>. 657., 660*f 701-, 702. widerlegt wird, sofern man nicht mit dem 
Herausgeber (p. XXXVL) annehmen will, dass diese Stellen alle, 
insoweit sie die Pandekten anfahren, dem ThaleUus angehören. 
Doch scheint auch er selbst seiner Vermuthung nieht recht getraut 
90 haben, da er p. XXXVL nicht weiss, was er mit den Digestenr 
citaten in andern, dem Theodorns zugehörigen Codexstelien an- 
fangen soll (BasiL ed. Heimbach tom. L p, §5$., Um. IL p. 373«, 485., 
-567.). Bey manchen Themata kommen auch Fragen vor, welche sich 
an den Inhalt des Gesetzes ansehliesseu ■od dann vom Schriftsteller 
ausführlich beantwortet werden (p. XXXVL geg.). Um ein vollstän- 
diges Bild von der Arbeit zu geben, hat es der Herausgeber ver- 
sucht, einige Titel dieses Werkes aus den zerstreuten Fragmenten 
zu restituiren, nehmlich Buch 0. Titel 22. u. 42* Möchte sich doch 
Hr. Prof. Zachariä entsch Hessen , in ähnlicher Weise den ganzen 
Codex des Theodorus und des Thalelüus zu bearbeiten: an Mar 
lerial zur Verarbeitung, und an Fähigkeit, dasselbe tüchtig zum an- 
gegebenen Zwecke zu verwenden, fehlt es ihm wahrlich picht, und 
wie wichtig eine solche Restitutionsarbeit für die Kritik und Exegese 
des Justinianischen Codex wäre, kann jetzt noch gar nicht berechnet 
werden, Referent, welcher sich früherhin zu einer ähnlichen Arbeit 
entschlossen hatte, möchte rücksichtlich derselben fojgeode Wünsche 
aussprechen. Einwahl verlangt er nehmlich für eine solche Leistung 
eine tüchtige Zusammenstellung der Restitutionsquellen unter genauer 
Angabe der Beiträge,. welche sich daraus zu dem gedachten Zwecke 
ergeben (was der Herausgeber in dieser 'Rücksieht §. XX XIV % 
p. XXXII. seq. geleistet bat, scheint nicht ausreichend); sodann 
wird es durchaus nöthig die Fragmente, welche dem Werke nach 
handschriftlichen Zeugnissen angehören, genau (vielleicht durch ein 
äusseres Zeichen z.B. ein Sternchen) von denen zu sondern, welche 
nur Vermutbungsweise dazu gerechnet werden können; und in Fällen 
dieser letztern Gattung wären in den Noten die Gründe für die Ver- 
mntbung genauer zu entwickeln, welche sich theils aus der in den 
Basiliken festgehaltenen Scboliastenordnung, theils aus dem, in den 
uobezweifelt ächten Fragmenten wiederkehrenden Sprachgebrauch 
ergeben. — Eine genauere Zeitbestimmung für die Abfassung 3er 
Codexarbeit hat der Herausgeber nicht versucht. Jedenfalls scheint 
nie jinger, als der Novellensyntomos, und das geht schon daraus 
hervor, dass die Novellen dort regelmässig nach der Ordnung, der 
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168. citirt werden, welche doch zaersl durch den Syntomos auf- 
gckommen ist. 

Wir wenden ons jetzt zur Gbaracteristik des Syntomos. in 
diesem Werke bat Theodoros unter 168 Rubriken, welche er 
teccQai nennt, und mit fortlaufenden Zahlen nnaterirt, Auszüge ans 
den Novellen Justinian's, Justin'«, Tiber'« und den Eparckiken 
zusammengestellt. Jedem Excerpte gehen unter Weglassung der 
kaiserlichen Adresse, die doch wobi för unnöthig gebalten ward, die 
Anfangsworte des excerpirten Stückes voran, ein Phänomen, welches 
auch im Athan^sischen Novellenconnnentar vorkommt und sich aus 
der Gewohnheit, die Einzeluovellen nach ihren Anfangsworten anzu- 
führen, hinreichend erklärt, wie der Herausgeber cap. /. §. XXX. 
p.XXnil. aus denScholien der Basiliken cd. Fabr. tom. HL p. 683. 
auf überzeugende Weise nachweist. Von diesen Anfangsworten, 
welche je nach der Originalspracbe des Gesetzes bald lateinisch, bald 
griechisch waren, sind die lateinischen in der Handschrift, welche 
der Ausgabe zu Grunde liegt, entweder ganz ausgefallen (vgl. Nov. 9. 
p.2i M Nov. 36. p* 50., Nov. 65. p. 69., Nov. 75. p. 77.), oder durch 
eine entsprechende griechische Cebersetzung verdrängt worden, die 
sich als solche aus den falschen Lesarten, * eiche sie befolgt, leicht 
kundgiebt. So wird Nov. 34., welche mit den Worten rem duram 
beginnt, p. 49. gesagt: ttgäyfia dinlaaux^ow r was wohl eher aus 
rem duplans entstanden scheint, als aus rem duplatn, worauf der 
Herausgeber p. 49. not.i. rathet; ebendaselbst werden die Anfangs* 
worte von Nov. 35.: inter viros ersetzt durch die Ueberselzung 
peta^v r&v £wrw, wo offenbar viros mit vivos verwechseil wor- 
den; so ist endlich Nov. 111. p. 105* ativa entstanden ans Missver- 
ständniss der Worte quod medicamenta. Die Novellenauszüge, 
welche auf die Anfangsworte jedes Gesetzes folgen, besteben aus 
kurzen Sätzen, welche den Inhalt der oft so wortreichen Novellen 
zerlegen, und diesen Sätzen werden Novellencitate aus den leget d. h. 
aus andern Novellen und dem Gonstitutionencodex {naQanopnai) fast 
überall beygegeben. Dass hier die Institutionen und Digesten gar 
nicht vorkommen, ist seltsam, scheint indess theils in dem Gegen- 
tatze des Juristenrechtes (ius) zu dem Gonstitutionenrechte (leges)^ 
theils in dem Umstände seine Erklärung zu finden, dass das Consti- 
tutionenrecht im akademischen Gursus erst im fünften Jahre daran 
kam (const. ad antecessores §.5^, also zu einer Zeit, wo der Rechts- 
unterricht aus dem Juristenrechte bereits im Voraus abgeschlossen 
war. War nun die vorliegende Arbeit überhaupt mehr für Praktiker 
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als zum Universitätsunterricht bestimmt, so war es natflrlieh, die 
Novellensammlung nur als Nachtrag zum Constitutionencodex zu be- 
handeln, und das Digestenrccht, soweit es zur Erklärung der Novellen 
nölhig war, als bekannt vorauszusetzen, was freylich von der Ent- 
wicklung des Herausgebers (cap. I. §. XXIX* p. XXFll.) etwas 
abweicht. Die Reihefolge der Sätze, welche die Epitomä ausmachen, 
schliesst sich in der Regel ganz an die Ordnung des Novellentextes 
ao, und am Ende derselben werden die Sabscriptionen milgetheilt. 
Dieser That umstand scheint zu erweisen , dass Nachträge, welche 
nach der Subscription eingestellt sind , wohl nicht vom Verfasser de» 
Syntomos herrühren können, sondern vielmehr vom Abschreiber an 
der gehörigen Stelle ausgelassen und, später, als dieser sein Ver- 
sehen inne wurde, am Eude des Stockes angefügt worden sind. So 
gehören von Nov. 22. die §§. 53. u. 54., welche eine besondre Ueber«. 
schrift haben, ttsqI ömgeäg h alle? &ipa%t jedenfalls nach §. 36 , aber 
vor §. 37., wo sie nach dem Vorschlag des Herausgebers einzustellen 
sind; auch raflssen die §§. 55 — 57., welche unter der Ueberschrift 
ntfi xlrjQtxdw mitgetheilt werden, wahrscheinlich gleich hinter §. 43« 
eingeschaltet werden. — Durch diese Bemerkungen widerlegt sich 
die Ansicht Biener's (Geschichte der Novellen S. 68.), dass 
Theodorus die griechischen Novellen in ihrem ganzen Texte auf- 
genommen und mit Anmerkungen versehen habe; eine Meinung, wel- 
che schon Referent in seiner Fragmentensammlung des Theodorus 
(Avtxdwia /. p. 205.) stillschweigend verworfen hatte. Dass nun die 
am angefahrten Orte entwickelten Vermutbungen über die ursprung- 
liche Beschaffenheit dieses Schriftwerkes schon in den nächsten Jahren 
auf so überraschende Weise bestätigt werden könnten, hatte Ref. 
bey der Anfertigung der eignen Arbeit nicht im Entferntesten 
geahnet. — Als Titel des Werkes macht der Heransgeber nach dem 
Zeugnisse der Handschrift geltend: Svinopog t&v reagcHf dtatcQecop 
avv Ttagcuiofiftatg ttjg xeifuvtjg opotog diatQfo&og nij pet er *(p xmdix*, 
firj di if avraZ; %uXg veagatg; er zeigt auf das Bestimmteste, dass 
cvrtopog als Masculinum zu nehmen sey; doch geht er wohl zu weit, 
wenn er meint, Ref. habe das Wort im Griechischen als Femininum 
behandelt, weil er einmahl: die Hvptopog gesagt habe. Vielmehr 
war dieser, als er jenen Ausdruck gebrauchte, ganz in seinem Rechte, 
da er das Zeugniss der bodftejanischen Handschrift, was der Heraosg. 
§.XXIX. p. XXVIL coli. §. XXXII. p. XXXI. jetzt geltend macht, 
nicht kannte, und, weil das Adjectivum avrrofiog Generis communis 
ist, tj ßtßkog zu suppliren dachte. Jedenfalls ist es aber nicht gut zn 
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beissea, wenn aus dem Gebrauche des Artikels %m in den folgenden 
Worten gefolgert wird, dass dem Theodorus eine bereits abge- 
schlossene und durch den praktischen Gebrauch sanctionirte Nevel- 
lensammlung (also doch wohl die der 168 Nevellenoriginalieu?) vor- 
gelegen haben müsse. Allerdings deutet der gebrauchte Artikel nach 
den Gesetzen der griechischen Sprache Etwas als bekannt an; allein 
es ist doch wohl viel natürlicher die Worte avfiopog wp vboq£v dut- 
jd%ec<Hf einfach so zu «hersetzen, dass der Syntomos die (be- 
kannten) Novellä Gonstitutienes enthalten, als sie so zo 
nehmen, dass der Sinn herauskommt: Syntomos der in der 
(bekannten) Sammlung zusammengestellten Novellä Con- 
stitutione«. Aber gerade so müssten sie übersetzt werden, wenn 
das RaisonBement des Herausgebers einigen Schein haben sollte. — 
Dem Werke geht in der Handschrift ein Rubriken Verzeichnis« vor* 
aus, welches wahrscheinlich nicht vom Verfasser herrührt, da es 
eine ganze Reihe von Corruptionen enthält, welche nur durch die 
gedankenlose Anfügung der Anfangsworte einzelner Novellen an die 
Uehersehrift entstanden sind. Vergl, z. B. Nov. 128., wo die Anfangs* 
werte der Novelle mitten unter die Uehersehrift derselben gerathen sind; 
Nev. 138., wo die Corroptel daraus entstanden ist, dass der Schrei- 
ber die Inscription und die Anfangsworte des Gesetzes zusammen- 
schmolz, aber in der Mitte eine Zeile aualiess, welche von jener das 
Ende und von dieser den Anfang enthielt. Für uns aber wird dieser 
Index in andrer Beziehung sehr belehrend« nehmlich durch den Um- 
stand * dass er sich, wie auch der Verf. p* I* Note 1, sehr richtig 
bemerkt hat, als die Quelle des sogenannten Index Regina ausweist, 
welche Ref. in den 'AM. IL p. 237—247. aus C0d.P0ris.gr. 1349* 
herausgegeben bat. Dieser Index erscheint nehmlieh als ein Rubriken- 
Verzeichnis* der Novellen nach der Ordnung der 168., wobey immer 
genau angegeben wird, wo jedes Einzelstück in den Basiliken einge- 
tragen worden. Mag nun dieser letzte Theil von demjenigen her«*» 
rühren, welcher die Novellenrubriken zusammengestellt hat, oder erat 
einer späteren Hand angehören (Ref. hatte Lc.p.LXVlll. vermutbet, 
dass er ans einem Basilikenindex genommen ist, dergleichen sich einer 
in der Coislin'schen Basilikenhandschrift num.\5\. vorfindet), immer- 
hin bleibt es gewiss, dass der hauptsächlichste Theil des Werkcbueas 
*•— die Novellenrubriken — ia einem genauen Zusammenhange mit 
einander steht und auf einer älteren Grundlage beruht. Diess nun 
hatte Ref. sehen daraus geschlossen, dass ein grosser Theil derselben 
^eder mit den Zeugnissen der griechische» Novelienhandschrifte«, 



Digitized by 



Google 



Rec. von Hra. Professor Dr. Heimbach zu Leipzig. 135 

nach mit den Rubriken des Athanasius Seholastikus übereia- 
sÜnimt, und gleichwohl von dem, in das zehnte Jahrhundert gehörigen 
Anonymus, weicher die avmo^og dicugeaig twv ftaQobv tcv 'Iovoriftctfov 
abgefasst hat, bey der Anführung einzelner Novellen nach der Ord- 
nung der 168. gleichlautend angegeben wird (l. c. p. LXV11L). 
Jetzt freylich erfahren wir durch die neue Entdeckung! dass jeae 
Rubriken sammt und sonders ans dem Syntomos geschöpft sind mit 
wenig geringen Abweichungen, welche theils durch Weglassung ein- 
zelner Worte entstanden sind, (so fehlt z.B* Nov. 16* im Index xa- 
*aftt$/jKtt», was Theodorus hat; bey Nov. 25., 27—30. ist der Ar- 
tikel des Theodor us weggelassen; Nov. 44. enthält im Index nicht 
die Worte ncd avpßoXatoyQaqmp xai\ welche bey Theodorus stehe»; 
in Nov. 46. fehlt am Ende das Wort aHtvtjtow, und in der vorher- 
gehenden Nov. 45. der ganze Schlusssatz ou tifß vnbxsMiu) theils 
einige unbedeutende Erweiterungen der Rubriken bey Theodorns 
enthalten, welche doch wohl nur von der Hand des Comptlators her- 
rühren, mögen sie nun unmittelbar dem Originaltexte der Novellen 
oder aus andern Bearbeitungen derselben entlehnt worden seyn. So 
wird Nov. 4. nach dem Worte iyyvr}i*¥ noch eingeschoben: xai a*- 
nywtpmp, was bey Theodorus fehlt; ferner steht Nov. 7. noch xod 
iftipvfevoeuv nach dem Worte agayfidteof, was bey Theodorus den 
Schluss der Uebefsefarift bildet; so wird endlich Nov. 33* nach dem 
Worte daptitynw gegen das Zeugnis« des Theodorus noch das 
Wor^ fOftujfiMa eingeschoben. Dass aber überall die Rubriken des 
Theodorus zu Grunde liegen, ersieht man nicht blos aus der fast 
durchaus wörtlichen Uebereinstuamung beyder Quellen, sondern baupt» 
sächlich auch noch ans dem Umstände, dass sich in den Index Regia! 
eine Reibe von sonderbaren Corrnptionen eingeschlichen hat, weU 
che nur aus Missverständniss der Quelle entstanden seyn können. S« 
wird Nov. 15. aus ixdfxow das sinnlose IBiztw gemacht ^ Nov. 48. au* 
dem abgekürzten %aQit vielmehr x*Q f V& ferner sind Nov. 123. die 
Anfangsworte der Novelle *ren< dMHxfoeag *<£ nQwr>pl(ov, weiche aus 
Versehen in das Rubrikeaverzeichniss des Theodorus gekommen^ 
im Index Regina beybehallcn und daraus ein Thetl der Inscription 
gebildet worden: xed dtomyamg jiqovoijUw; endlich ist Nov. 153. aus 
dem richtigen xtmevQtiv des Theodorne im Index das sinnlose 
Xa^8Q7tttcov geworden. Doch inden sich im Index zwei Abweichun- 
gen von Theodorus, welche wohl nur aus der Benutzung andrer 
Quellen stammen oder der WiUkühr des Compilaters zugeschrieben 
werden müssen. Das erste gilt von der Rubrik der 138. Novelle, 
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welche im Iudex so lautet: nsqt tov elg tb dmlow $eorta$ touove, 
wo Theodorus giebt: nsqi ßaödixijg tofitpsktg xcu jrsot tov tovg 
KtvcaßcdXofierovs ronovg xmta fiiqoq tb dinlovt; de» zweyte von der 
Umstellung der 68« Nov. an den Platz von Nov. 69. und umgekehrt, 
welche Umstellung als Eigentümlichkeit des Index Regini gelten 
«Miss, da sie weder durch den flehten Theodorn s, noch durch die 
Zeugnisse der Venezianischen und Plorenünisehen Novellenhand* 
Schriften unterstützt wird. 

Die vorliegende Bearbeitung des bis auf eine Lücke am Ende 
des Werkes und einige Zeilen in der Mitte desselben in der Band- 
schrift vollständig erhaltenen Syntomos soll nunmehr genauer geprüft 
werden, und zwar kommen hier folgende Punkte in Betracht: die 
Vollständigkeit des kritischen Apparates; die Art und Weise, wie 
dieser Apparat zur Textconstitution benutzt worden; die Coojeetorair 
critik des Herausgebers; der Werth der von ihm angefügten latei- 
nischen Uebersetzqng ; die Geschichte des Werkes im Mittelalter its 
Orientes. Die Vollständigkeit des kritischen Apparates betreffend, 
aus welchem der Text construirt werden soll, so hatte bereits 1889« 
Ref. den Herausg. daran erinnert, dass ausser den in der Fragmenten« 
Sammlung des Theodorus benutzten Quellen und der Handschrift der 
heiligen Laura, noch die dem Theodorus Hermopolites zuge- 
schriebene Ecloge über die zehn ersten BasiHkenbücfacr benutzt wer- 
den möge, in welcher die in den Text aufgenommenen Summen des 
Theodorus häufig den flehten Novellentext ganz und gar verdrängt 
haben, welcher ursprünglich den Basiliken text ausmachte (diese Jahr- 
bücher Jahrg. 1899. S. 976. f.). Dieser Wink ist indess in der vor- 
liegenden Ausgabe nicht befolgt worden. Der Herausg. erklärt sich 
darüber prol. cap. F. §. LJC. p. L1V. seq. in folgender Weise: 
■qua er et igitur atiquis, cur nee reliquis subsidiis ab Heim- 
bachio adhibitis neque Ecloga illa lib. 1 — 10. Qasilicorum. 
usus sim. Causae cur ita facerem, hae fuerunt. Nimirum 
in omnibus istis iibris — reperiuntur quidem Theodor* 
fragmenta: ea autem non ex ipso Theodor o immediate, ut 
ita dicam, excepta sunt, sed potius ex Basilicis Basilico- 
rumpe scAoliis. Itaque, sieubi exstantBasilica cum scho- 
liis iutegra, Iibris istis omnino non opus est, sed et, mbi 
textus BasiUcorum vel scholiorum' deperditus est, ad 
erisin Breviarii non multum conferunt, quippe quae non 
ex ipso Tkeodoro excepta, sed ex Basilicis depravata 
sinL Igitur rectius me faeturum esse putavi, si penitus 
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ab iis abstinerem, ne forte lectiones incertas in textum 
intruderem aut iis notas frustra refercirem. Er unterschei- 
det also, um kurz zu seyn, zwischen kritischen Huifsmitteln erster 
und zweyter Hand, und halt es ftir unnöthig, diese zu benutzen, 
wo die Quellen, aus denen sie geflossen sind, vollständig vorliegen* 
Allein diess Raisonnement hat bey genauerer Betrachtung der Sache 
keinen Anspruch auf Gültigkeit. Der Text der Basiliken und deren 
Scholien sind in so wenig Handschriften, die zudem noch in den er- 
sten 18 Büchern wiltkuhrlich verkürzt sind, auf uns gekommen, dass 
jeder Beytrag zur Textberichtignng derselben aus spateren Quellen 
willkommen seyn muss; nur dürfen diese Beyträge, sofern sie die 
Theodorusstellen betreffen, in der Ausgabe des Syntomos nicht als 
Quellen erster Hand fongiren, sondern sie können höchstens dazu 
dienen, die Lücken und Unrichtigkeiten der Fabrot'schen und Heiro- 
bac haschen Basilikenausgabe weniger fühlbar zu maehen. Diese Be- 
merkung wird aber röcksichtlich der Ecloge des Theodorus noch 
viel wichtiger durch den Umstand, dass wir in den genannten Bast« 
likenausgaben an den Stellen, wo die Basiliken den Novellentext auf- 
genommen haben, nur wenige, oder vielmehr gar keine Scholien des 
Theodorus vorfinden« Dass dergleichen Scholien aber in den voll» 
ständigem Handschriften des 11. und 12. Jahrhund, gestanden haben 
müssen, ergiebt tbeils die Analogie andrer Basilikenhandschrifton, 
theils eine, wenn auch nur oberflächliche Ansicht der genannten 
Ecloge, deren genauere Kenntniss Ref. der Güte Biener's verdankt. 
In diesem Werke sind die Novellenworte, welehe den Text der Ba- 
siliken bilden, häufig weggelassen und als deren Ersatz die Scholien 
des Theodorus, welche in den altern Msc. am Rande standen, in 
den Text gezogen worden. Ein ausdrückliebes Zeugniss für diese An- 
nahme findet sich in der Ecloge lib. V. tit. 2. (der Biener'schen 
Handschrift foL 155. B.), wo zu der in den Text gesetzten Summe 
des Theodorus Nov. 120. §. 3. folgendes am Rande bemerkt wird: 
3 naooiaa aaosfißoXij iQpijviia iazi toi 'EqfAonoUiov , xttfidytj 
6%<n&ef (d. h. am Rande der Handschrift, aus welcher die Eeloge 
gefertigt ward) inl tq> m'pmq* xs<puXai<p toi dtvrtyov titkiov toi 
nipntov ßißXiov, und/o/. 158.2?., wo es zu derselben Novelle §. 10* 
heisst: fj naooiaa naq^ßolri iat\ Qeodcioov, xtips'vt] Sgtö&e* toi 
ivarov xal dixatov toi devtfyov tltXov toi fripmov ßißkiov, inglei- 
chen /o/. 161. A. zu derselben Nov. §. 20« h nafoiaa naQfpßokq so- 
ptpeia iötl toi 'EqfionoXltov Qiodwqov xeifierrj el£co&ev iv rq> t&\ 
xsqxxlaüp toi dwtioov tklov toi ndfmtov ßtßliov. Kann man wohl 
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deutlicher, ab es hier geschieht, das Verfahren desjenigen, welcher 
die Belege verfertigt hat, bezeichnen? Aliein es fehlt anch nicht an 
andern Beweisen flr die eben aufgestellte Behauptung, und diese 
bieten sich von selbst dar, wenn wir den Basilikentext, wie ihn 
Heimbach ans der Coislin'schen Handschrift gegeben hat, mit 
der Belege vergleichen. In dieser Handschrift bilden ganz nach 
dem ursprünglichen Plane der Basilikencompilaterea (diese Jahrbücher 
1889. S. 990., 991.) die Textwerte der Justinianischen Novellen den 
Basilikentext; die Auszöge des Theodorus, wekhe den Schölten 
zufallen (a.a. 0. S.991>)> kommen fiberall nicht zum Vorschein, weil 
überhaupt keine Schölten in der Handschrift vorhanden sind. Ver- 
gleicht man nun die betreffenden Stellen mit der sogenannten Ecloge, 
so stellt sich gerade das nehmliche Verhältnis« heraus, wie es oben 
COr Nov. 120% §* 3. angedeutet worden. Die Werte der Novellen 
sind hier aus dem Texte verschwunden, und durch die Summen des 
Theodorus ersetzt worden, und gerade diesem werden sie in den 
Schotten der Ecloge ausdrücklich zugeschrieben, was Ref. an fol- 
genden Stellen bemerkt hat, nehmlich zu Nov. 120. §. 9. foL 158. A* 
4 nctfoSo* nc^fftßoXri eQprptüx iatl rot? 'EQponolltw QtodtoQW im\ 
to) oydom Keqxdatcp toi SevteQOv tMov toi aifuttov ßtßlfov; zu, der- 
selben Nov. §. 15. foi. 159. B. y fragovaa naQtfißolij ietl tov Tfyio-» 
noXkov 0eodmQQ9 HBtfibij iv tqi ulevtanp &j(wti toi nipntov xoet 
denmtev ntqmkaiov toi devtiqov t&Xov toi mpmov ßtßliov. Ein Tbeil 
dieser Einschaltungen ist auch in die Fabrot'sche Ausgabe auf die 
Anctorität des Codex Pmris. graecus 1352. hin übertragen worden, 
und 4ies4 Einschaltungen bieten, wenn sie in einer Tabelle zusammen- 
gestellt werden, einen unumstößlichen Beweis daftr, dass diese Hand- 
schrift nicht blos durch Weglassung ganzer Titel, die man für nn- 
nractisch hielt; verkürzt worden ist, sondern auch in Text und 
Schölten eine eigentümliche Umarbeitung erfahren hat, welche 
auf eine spätere Textrecension schliessen Iflsst; daher denn der Plan 
Heimbach's, für die ersten 9 Bücher die Coislin'scbe Handschrift 
in Grunde zu legen, seine volle Erklärung erhalt — Nach diesen 
Bemerkungen glaubt Ref. dem Herausg. einen Gefallen zu Ihue, wenn 
er die in jener Ecloge vorkommenden Einschaltungen aus Theodorus 
übersichtlich zusammenstellt, und dann die Lesarten, welche sich zur 
Kritik des Syntomos daraus ergeben, nach der Ordnung desselben 
mittheilt. Die Einschaltungen beireffen folgende Stücken: Nov. 8. 
§. 1. n. 11. finden sich Üb. FL tit. 3. /#/. 19. u. 20.; sodann siebt 
foL 1B4. A. — 163. B. in lib. F. tu. 2. Nov. 120. §. 1— 4u, «., 5- 
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(so ist die Ordnong in der Handschrift) 7—10., 15., 16., 19 — IS. 
27., 25., 26., 28.; ferner Nov. 123. §.10., 11., 14.J 13., 16., 15« 
19., 23., 30., 39., 40., 45., 46., 49., 50. sind in Text aufgenommen 
ttk. HL Ht. i.fol 121. B. — fol 130. A., aas derselben Nov. ist 
§. 69. zum Theil aufgenommen Hb. IP. tit. 1. fol 136. A. t freylieh 
verarbeitet mit dem ächten Novellentexte; endlich ist in demselben 
Titel fol 146. A. — fol 149. B. der grffsste Theil von Nov. 133. 
aufgenommen, und zwar in folgender Ordnung §. 1., 2., 4—6., 9 — 
11., 13 — 15. Die Varianten zu diesen Stocken nach der Ordnung 
ies Syntomos sind im Einzelnen folgende. Nov. 8. §. 11. p. 20* 
lin. 1. rqg fehlt in der Belöge. — Nov. 120. §. 1. Zeile 3« fehlen die 
Worte tj avraXXaaaeray, wie in den Basiliken; ein weiterer Grund, 
um sie mit dem Herausg. p. 120. Note 2. zu streichen. — Zeile 5. 
giebt die Ecloge nai statt tj int, was von den Basiliken abweicht; 
und statt ßaaiXei hat sie ßaödtxy o<xm, was besser seheint und dem 
Urtext der Nov. 120. cap. 1. entspricht. — Ebendaselbst §. 2. Z.2. 
fiOfOf] f*6mr. — Z. 3. Nach xaro+og fögt die Ecl. hinzu airm, was 
mit den Basiliken stimmt. — Z. 4. fehlt das Wort nQoaaiua. — Eben« 
daselbst §. 3. Z. 2. setzt die Eeloge nach tapelop hinzu: rj s*> noXtr, 
was durch Nov. 120. cap. 1. §. 1. vollkommen bestätigt wird und des 
wiederkehrenden fj halber leicht ausgefallen seyn kann. — Z. 4. fohlt 
ij vor ipfttrvcu. — Ebendaselbst §. 4. Z. 2. fehlt *g in der Ecloge.—* 
Z. 3. schiebt sie vor irotxtcot das Wort tm ein ; daraus erklärt sich 
die Versetzung des Artikels im Codex der heiligen Laura: rmr *oi 
*<5* tfjg. — Z. 4. ivotxicw] irotxiov. Ebendaselbst §. 7. — Pag. 122. 
§. 7. Z. 1. OTori^arfmoa?] imm&4r<xHjar. — Z. 2. xai fmVJ ijf rcnV.— 
Z.3. fehlt in der Ecloge das Wort ftovov. — Ebendaselbst wird nach 
ixaroötTJe eingeschoben potqaq. — §. 8. Z. 4. nsQtyQacpetai] ygaepetau 

— Z. 5. i6mov ] ooew, wie die Basiliken. — - Z. 7. aal oi] rj ol — 
Z. 8. ay%iGtat] ayxtoxelg. — Ebendaselbst ntoX] nctQa, wie in den 
Basiliken. — Z. 10. Nach avyytrm wird hinzugefügt avrx>v, was in 
den Basiliken fehlt. — Z. 11. Nach peta wird hinzugefügt r^V, was 
sich auch durch Nov. 120. cap. 5. §. 1. psta sq* avtm teXsvrrjf be- 
stätigt. — §.9. Z. 2* ipqwrevovat] ipyuteiaovGi. — Z. 4. fehlt di. — 
§. 10. Z.4. potot] portp, wie die Basiliken , was dem Sprachgebrauch 
dieser Zeiten angemessen scheint. — Z. 10. fehlt neu vor e7&. — 
Z. 11. naQijw tlprjpa] tlprjpa naQv%m. — Pag. 123. §. 15. Z. 1. 
fehlen die Worte twt thaym ofxcw, wie im Codex der heu. Laura. 

— Z. 2. ayyjustcu] ayywiBZg tm tvctyaf e&mr. Man sieht, dass der 
Fehler des Codex auch in die Eeloge tibergegangen ist. Sollte das 
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nickt Zweifel gegen die Aufnahme der Basilikenlesart in den Text 
erregen? — Z* 3. nQ&ypata orta] n^ayfia Sf. — Ebendaselbst ictv- 
f«f] avra»?. — §.16. Z. 2. fehlen die Worte i} iftqtvtev&h. — Z. 3. 
ota/or] <totfo, was freylich nicht so gut ist« — Z. 6. fehlt yvetai. — 
Z. 7. wird nach avrov eingeschoben yiftzau — Z. 12. ipnof\ ixnw. 
Das ist offenbar anrichtig. — §. 19. Z.3. edcaxdr u] dedobxaat u. — 
Ebendaselbst avadUtovttet] aradiöopteg, wie die Basiliken. — §. 20* 
Z. 2. Nach rovro wird eingeschoben de, was wegen des folgenden 
dtfecu leicht aasgefallen seyn kann. — Ebendaselbst inl] mgi\ was 
nicht so gut ist — Z. 21. Xapßdvcov] Xaßcov. — Z. 3. avtqr] avrov. 
Pag. 124. §• 23. Z. 3. wird vor «*%> eingeschoben tj f was nicht 
gut ist. — Ebendaselbst ndfi^] nana. Uebrigeas wird durch die 
Belöge die Wortstellung des Codex der heiligen Laura bestätigt, 
welche die Basiliken verändert haben. — Z. 4. idioky] tftarae<$- — 
§. 25. Z. 1* ixxXtjüicumxor] exxXijtoaattxd. Es bestätigt sich also 
noch hier die Wortstellung des Codex gegen das Zeugoiss der Basi- 
liken. — Z. 2* ctpadidotco] aradidoTcu, wie in den Basiliken. — Z. 26. 
Z. 1. fehlt un. — Z. 2. Nach SooQrj&eir wird hinzugefügt: xal roaov- 
?o? SteQW, otrov a£iof eatlf avto 16 BQaypa. Findet sich nun dieser 
Zusatz auch nicht in der Handschrift, so wird er doch vollkommen 
durch Nov. 120. cap. 11. bestätigt. Sollte also nicht eine Lücke 
nach öa>Q)j&tv anzunehmen seyn? — In Nov. 123. kommen folgende 
Varianten zu Tage. Pag. 125. §. 10. Z.2. Xdßn] Xdßoi. — Pag. 126. 
§• 14* Vor xXfjQtxbg wird der Artikel 6 eingeschoben. — Ebendaselbst 
yeffo&co] yina&m, was richtiger scheint. — Z. 2- wird nach purftoorr)? 
eingeschoben reXdov, was sich durch Nov. 123* cap. 6. seine Bestä- 
tigung erhält. — Ebendaselbst fehlt unrichtig oücov. — Ebendaselbst 
wird nach hioXsvg eingeschoben dixtjq, was sich auch durch den 
Originaltext der Novelle bestätigt — Z.4. tatq txxXyoiatg] itjq ixxXtj- 
aiag. — Z.4. fehlt hdQqt* was mit aXXq> gehäuft, unerträglich scheint, 
auch in Nov. 123. cap. 6. nicht steht — Z. 5. giebt die Ecloge statt 
dijXovfiinjg aitlag folgendes: Ötaxorwiperog. — §. 13. Z. 2. hat statt 
xav die Ecloge hav, was zur Lesart des Codex stimmt, und jeden- 
falls nieht durch die Basiliken hätte verdrängt werden sollen. — Z. 3. 
ei ßovXorrai] hat ßovXtowai, was durch den Gegensatz iäv ßovXtttrat 
empfohlen wird. — Ebendaselbst fiiworye] pzrtot. — Z. 4. fehlen 
die Worte mqi aXXag mjdafiovtag. — §. 15. Z. 1. iorw] ecu. — 
Z. 2* ovafa] neQiovaia. — Z. 3. fehlt das Wort efy. — Ebendaselbst 
fehlt tovrov* — Ebendaselbst §. 16* Z. 3. *§ avtow] Sgartp, was 
nichts taugt — Z. 2. xap iyxX^fuetm^] rj iyxXtj[ianxq 9 was vielleicht 
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der Leseart der Bodlejanischen Handschrift vorzuziehen seyn dürfte. 
Jedenfalls bestätigt sich aber durch die Belöge der Ausfall einiger 
Worte in der Handschrift der h. Lanra. — Z. 4. fehlen die Worte 
xoi x . xQwyiov bis Z. 6. mnlmwGw; wahrscheinlich ward diese Aus- 
lassung durch das Wort innlntu Z. 3. veranlasst. — - Z. 6. ßaoaft£6- 
fiiPOi] ßaffantypwoq* — Z. 45. «Jp^/foffai] i^oqt^nm. — Z. 8. xo*4- 
£««*] xatsxrjrai. — Pag. 127. §. 30. Z. 1. Xe] X'. Diese nun bat 
auch der Text der Nov. 123. cnp. 13., ferner Athaaasius Seho- 
Ia8tikus. Das 85. Jahr darf für den Presbyter schon deshalb nicht 
angenommen werden, weil Nov. 123. cap. 1. §.1. diesen Alters* 
termin für den Bisehoff bestimmt hat. Wahrscheinlich ist das Zahl- 
zeichen b . ans dem folgenden fooq entstanden. Aas diesen Gründen 
muss hier unbedenklich der Belöge der Vorzog gegeben werden; -~ 
Ebendaselbst ymWw] yvriaöm. — Z. 2. fohlt das Wort ua. — Z.4. 
ysWfffr»] ywia&w, iat fiovoyafiog «W xcu ptj «fc devr&QOvq ijXfa ydftovg. 
Möglich, dass die Worte ictr ftoroyapog iatl fleht sind; das Folgende 
scheint indess aas den Endworten der Nov. 123. aap. 13. entstanden 
zu seyn. — Pag. 128. §• 40. Z. i. steht der Artikel o vor SaiXog. — 
Ebendaselbst xal] %, was nicht richtig ist. — Z. 3. fehlt das Wort 
jpi£oro*90jjf. — Z. 4. btowtov pbtoty*] fu&toi inavtov. — Z. 5. 
ftopdafj] pordmi. — §• 45* Z. 3. Xwov^y&e] ixxhjaictg, was nicht gut 
ist, da die Nov. 123. cap. 20. giebt: gco^atf«* «ys dafeg Isifet^* 
yfa?. — Z. 4. fehlt das Wort afy. — kXjJ^ov] kA^iko*, was durch 
den Originaltext der NoveUe seine Beglaubigung erhält — Z. 5. 
*« o*ä avra]. Von diesen Worten an bis ans Ende des §. steht nichts 
in der Ecloge, welche dnfttr Folgendes giebt: «et de Xotnel oi *<sj? 
ix*Xrt<Ha<Jn*al£ rci§*r#r ifa^BQOfispei ei aXamtjp pctQtvQÜt* go^/samel 
tf iyxXrjtutuxqj nQayfACtti HQ^nbai dttXiyx&ebioaf, ov pofov tov xhqQOv 
xm rijs äxxXfjauurttxijg or&wwg ixßdXXwTcu, aXXd xa\ ßaadfoig vto- 
ß&XXovtm, und das ist offenbar aus einer Umarbeitung des Original- 
textes entstanden. — §• 46. 'Z. 1. fehlt %L — Ebendaselbst schiebt 
die Belöge nach dem Worte fWfa%ov Folgendes eins ij dtaüopürarp; $ 
ft0fOAttgiaq tj aato]?(ttag. Diess nun scheint nicht so unbedingt za 
verwerfen, da es durch den Originaltext von Nov. 123« cap. 21. seine 
volle Bestätigung erhält. — Z. 2. x^/fff] xqini. — Z. 4. Nach de 
wird xtd eingeschoben, was nicht gerade schlecht ist. — Z. 5. u. 6» 
fehlen die Werte ro3r wötopmor tjj dtasd&t. — Z. 6» avtrp] anto»* 
— Z. 7. xveuooff] xv^annt. — Z. 8. iyxXrpq] i*xX$jup. — Z. 8. ipn- 
yfoetat] y*iX*qnfa*uu, was ganz unrichtig ist, — Pag. 120. Z. 1. 
iftfoity] ätxfyt av — §. 49. ***#***%] *« W &Wf**w »^eeojiww. — 
Krit Jahrb. t D. R.W, Jahrg. IX. H.III. 16 
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Z. 2. fehlt das Wort «w*<j>. — Z. 3. acftf^itrcv] in&ipttw. — Z. 4. 
fea^r] *°t"*n*' — Z. 5. yA^«ai] ylmrihtu — §.50. v*o&*<j*h] 
vno&do*J*. — Pag. 130.§.69.Z.2.ov] py. — Ebendaselbst ßa&por] 
ßcc&fwp aX£ iw a* neun*; oi fifa^oi u* s. w«, wie im Novelleutexte. — 
Nov. 133. §. 1. P- 143. Z. 2. tä«©*] t Oeiec. — dtaj^am] *«#*.— 

§. 2. Z. 2. d*o] &*%*<&. — Ebendaselbst o&o<c] o&m §. 4. qt- 

fW0«r] ^* rM * — Z. 3. avyypi(pioto6if\ <Tvy%mQh(n<jat. — Z. 3. Nach 
yop? schiebt die Ecloge eia yniptiq. — Z. 4. Nach oiik werden die 
Werte Maotv *«v«e eingeschoben. — Pap. 144. §. 9. Z. 2. fehlt aach 
mp&Q&t das Wort potuatfetop; aoeh kann es den Zosammenhaage 
aach reebl gut entbehrt werden. — .§. 10. Z. 1. popatovoy;] yvtcuxi?. 

— Ebendaselbst wird vor iuo*p&ii der Artikel ij eingeschoben, wel- 
cher wegen des Anfangsbuchstaben des folgenden Wertes ausgefallen 
seyn nag, aach wohl wegen des vorhergehenden ij 0t^a>aec eicht 
föglteh entbehrt werden kann. — Z. 2* tutQteuMN»] na$tm9*»i 
woraas man vennothen milchte: naQltmöa*. Allein Nov. 133. cap. 3. 
§• 1. ergiebt: noQtivcu %otg propb<H$. — Ebendaselbst noVot] p&mu. 

— Z« 4. oys&ovaw] bytilovau < — Z. 5. fehlt das .Wort yvtcuxmr. — 
§. 11. Z. 1. fehlen die Worte xal avotfaitm. — Z. 2* feUt k«1 vor 
6 ifrexoq. — Ebendagelhst fehlt das Wort de. — Ebendaselbst pompir] 
popcmfiQfop, was richtiger sebeiet. Nov. 133. cap. 4. oti f«ir 
poruoniQJm* Qoq%o$. — Z. 3. imcxe\pao&cu ocpsiXet] wujkobw oqpeA 
lova. — §• 13. Z.2. fehlt das Wort ovtag. — Z. 3. fehlt das Wort 
noukaxfav. — Z.4. artjHOVGt] avTJxeMt. — §• 14.Z. 1. x*&8$(*jtv0#m] 
%atrri$U&a>. — §. 15. Z. 1. fehlt das Wort nafade&etg. — Z. 2* 
ä&w 04 ?] inaq%(HQ n»Qado&*iq. — Ans dieser VariantenObersicbt er« 
sieht maa, dass die Ecloge nieht aar bessere Lesearten bietet, als die 
Übrigen Quellen, sondern aach zer Ausfüllung einiger LQckca und 
zar Bestätigung zweifelhafter Lesearten beaatzt werdea kaaa. — An 
wichtigsten erscheint sie aber aa den Stellen der Basiliken, welche ia 
nasere Ausgaben nar auf dem Zeagaiss einer einzigen Handschrift 
beruhen, iheils zar Centrolle derselben, theils aar Abweisung von 
Nachlässigkeiten in der Fabrot'schen Aasgabe. Ia solchea Fällen 
stimmt nun, merkwürdiger Weise, die Eeloge fast regelmässig zar 
Handschrift der h. Laura. 

Fragen wir ferner, wie der Herausg. den kritischen Apparat 
znrTextconstitution beautzl hat, so läset sich von einem Manne, wel- 
cher seine hamanistische Bildung bereits in einer ganxea Reihe voa 
Schriften bewährt hat, schon im Voraus annehmen, dass er auch 
hier den richtigen Weg getroffen haben werde. In einem Werke, 
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dessen Kenntnis« auf einer einzigen und noch dazu grösstenteils 
correct geschriebenen Handschrift beruht, war es natürlich, diese 
Handschrift dem Texte zn Grunde zu legen. Das» der Herausg. 
den Plan gehabt hat, besagt cap. V. §. LXL p. LX^ und dass er 
ihn auch ausgeführt, bezeugt die Ausgabe auf jeder Seite. In- 
dessen kommt bei genauerer Prfifung, hauptsächlich durch das Zu* 
sammenhalten dieser Handschrift mit den Novelleuoriginalen eine 
Reihe von Lücken zu Tage, welche grOssten Tfaeils durch Homöote» 
leuta veranlasst sind; diese Lücken nun hat der Herausg« kein Be- 
denke* getragen, theib aus den übrigen Hülfsmittoln erster Hand, 
iheüs nach Conjecturausiu Rillen, versteht sich, unter genauer Angabo 
der Abweichung von der Handschrift und ihrer Gründe in den Noten. 
Einige orthographische Eigenthämlichkeiten der Handschrift sind still- 
schweigend verbessert; Fehler von grösserer Bedeutung worden fast 
überall dnrch sinnige Vermutbungen gehoben, welche bald in den 
Text aufgenommen, bald nur in den Noten angedeutet werden, 
überall aber unter Angabe der Gründe zur Rechtfertigung der Emen* 
datioo. Kann nan nach diesen Leistungen Ref. auf der einen Seite 
nicht umbin, den Herausg. zu beglückwünschen, so scheint auf der 
andern doch noch Einiges stehen geblieben zu seyn, was vielleicht 
hätte eorrigirt werden sollen. So lag es wohl nahe, p* 18. Nov. 4. 
§• 4« Z. 1. statt el ds pij waogef ygrjpatii ° XQSto&tijs zu lesen: 
tvffoo «i iQ/riiiatM, was schon der Sprachgebrauch verlangt (Nov. 22. 
§» 44. d di iyyvm ovh eiftOQ^), noch mehr aber das folgende: 
$ttju äkXm Hahqtmv BQaypcnxop* — Gewiss musste ferner p. 24. 
Nov. 15* §• 3. Z.5», wo es beisst: vor Alters sey dem Defensor alle 
fünf Jahre ein Nachfolger im Amte gegeben worden, tag xQatei /ST. 
a\ toi nmd. tu re. dun. d\, eorrigirt werden dx; xefrat, da es 
offenbar die Absieht des Schriftstellers ist, ein Chat bey zu bringen, 
welches seine, dem Code*reebte entnommene Behauptung rechtfer- 
tigen soll, nicht aber in seinem Plane lag, die angeführte Co- 
dexstelle als jetit noch gültig da zu bezeichnen, wo er die Abän- 
derung des Novellenrechtes bereits vorher in der gegenwärtigen Zeit 
angeführt hatte. Ob die Uobersetzung: sieui statuit Hb. /. 
Cod. tiL 55* eon&t. 4. dem xgutti entspricht, das ist eine Frage, 
welche Ref. nicht bejahend entscheiden wuchte. — Ebendaselbst 
§. 6. Z« 2. scheint in den Worten nm ott ov* agd&oai unbedenk- 
lieh geschrieben werden zu müssen: eriow; denn nur so kommt 
die Bedeutung: qualecunque heraus, welche allein der Stelle an« 
gemessen ist, . wie auch der Herausg. in der Uobersetzung gefühlt 
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bat. Liest man die Worte getrennt, wie es in der Ausgabe geschieht, 
so\önnte das nur so abersetzt werden: aber aucb alles, was sie 
also in die Gesta aufnehmen, und das wäre ganz gegen den 
Zusammenhang der Stelle. — > Pag. 62. Nov. 53. §. 5. Z. 1. scheint 
statt dvfütbt nQO xajd^8(og unerlässlich ttQO TtgoxaroQ^mg; nicht 
blos nach dem Grandtexte (Nov. 53. cap. 3. §. 1.), sondern aoch 
nach dem Sprachgebrauche der Novellen Überhaupt (die Litiscon- 
testation heisst nehmlich hier immer nQQ%ataQ%*Q, . niemals xata^tg). 
Eine Bestätigung ergiebl §. 7. Z. 7., wo es heisst: nqb tTQOxa- 
idfacog. Zudem hat die Emendation von Seiten der Paläogra- 
pbie keine Schwierigkeit, da die erste Sylbe von a^oKartto&Mg 
nach der Präposition nqo leicht ausgefallen seyn kann. — Pag. 71* 
Nov. 69* §• 4. Z. 6* scheint in den Worten xcd py Id&xj d if. duk. 
unbedenklich zu schreiben ai rj iy. diät. Der Artikel ist sieht blos 
nach dem altgemeinen Spracbgebrauche und dem des Theodorus 
insbesondre unentbehrlich, sondern wird aueh von dem Beisatz: xai 17 
a. xcu ß'. xai ti /. xcu ij r{. xcu y y. diät, verlangt. — Pag.&9. Nov. 90. 
cap. 4. Z. 2. scheint ein Fehler stehen geblieben zu seyn, welcher aus 
dem Zusammenhang des Ganzen leicht erkenntlich ist. Es heisst da : Die 
sind (als Zeugen) nicht zulässig, welche sagen, dass sie gehört haben, 
dass der Eine Schuldner des Andern sey, oder dass dieser jenem 
eine Geldzahlung leiste (xaraßedXew rqtds XQVofor), oder dass dieser 
von jenem eine solche Zahlung empfangen habe (laßefr gottf/of)* 
Vergleicht man nun aber die drey angefahrten Fälle unter einander, 
so stellt sich für den ersten das Präsens als richtig heraus, weil der 
Schuldnexus fortdauert; für den zweyten erscheint es aber völlig 
unangemessen, weil eine vergangene Handlung bezeugt werden soll. 
Diess nun bat der Herausg. selbst ganz wohl herausgefühlt, als er 
fibersetzte: et illum Uli aurum so hisse. Offenbar ist also xata- 
ßaUtv zu corrigiren. — Pag. 94. Nov. 95. §. 2. wird gesagt: wenn 
ein Magistrat vor Ablauf der fünfzig Tage, welche er nach der Nieder- 
legung seines Amtes in der Provinz bleiben soll, dieselbe ohne kai- 
serlichen Befehl verlässt, so unterliegt er dem crimen majestatis, und 
wird wieder an Ort und Stelle zurückgebracht: toüg iv&vfov<Uf avro* 
äaoXopjtrdfiBrog. Wörtlich übersetzt, heisst das: nachdem er sich 
gegen die, welche ihn verklagen, vertheidigt hat. Allein 
das wäre unpassend , weil es gerade der Zweck jenes erzwungenen 
Verweilens an Ort und Stelle seyn soll, dass er sich auf die Klagen 
einlassen möge, die aus seiner Amtsführung herrühren und nun erst 
nach Niederlegung des Amtes gegen ihn angebracht werden können. 



Digitized by 



Google 



Reo. von Hrn. Professor Dr. Heimback zu Leipzig. 145 

Vergl. L.\. G.i. 49., Nov,8. cap. 9., Nov. 95. cap. 1., Nov. 128. 
cap. 23. u. 24* Auch erkannte diess der Herausg. ganz wohl, wenn 
er fibersetzt: et rursus reducitur, ut fatisfaciat eis, gut 
eüm conveniunt. Dann aber wird die Emendation anoloytjaofUfog 
notbwendig. — Pag. 125. Nov. 123. §. 2. Z.3. heisst es: ein Curiale 
oder Cobortale soll nicht zum Bischoflf gemacht werden, wenn er 
nicht vorher fünfzehn Jahre hindurch Mönch gewesen ist; denn, wenn 
er dessenungeachtet Bischoff geworden ist, anodidotoo tfj oinela tvffl. 
Das soll doch wohl nur so viel besagen: dann solle er dem frü- 
heren Stande zurückgegeben werden. In Ilebereinstimmung 
damit übersetzt auch der Herausg.: sin praeter haec f actus sit f 
conditioni suae reddatur. Allein das kann im activen arrodi- 
dorm auf alle Fälle nicht liegen, welches das Zurückgeben, nicht 
das Zurückgegeben werden bezeichnet. Man lese also anodi- 
£o<rfto. — Aus ähnlichen Gründen scheint p. 140. Nov. 130. §. 6« 
dido<j&<& zu verbessern in den Worten: iv diod<p anctQyvQiGftbs fifj 
didorco, wo die Uebersetzung : in transitu ne fiat pecuniae 
numeratio bereits das Richtige andeutet. Gewiss wird es aber 
keinem bHlig denkenden Richter einfallen, dem Herausgeber solcher 
Kleinigkeiten halber Vorwürfe zu machen; am wenigsten wird sich 
aber dazu berufen fühlen, wer aus eigner Bearbeitung solcher Anek- 
dota in Erfahrung gebracht hat, wie schwer es ist, da, wo man noch 
keinen Vorgänger hat, überall die Fehler herauszufühlen, und sie 
dann durch sebickliche Emendationen zu heben. 

Dass für den griechischen Text eine durchaus neue, lateinische 
Uebersetzung angefertigt ward, obsehon einige Bruchstücke davon 
bereits von andern übersetzt waren, z.B. von Haloander, Her- 
vetus, Cuiacius, Fabrot, den Gebrüdern Reimbach, das scheint 
schon vom Standpunkt der Gleichmässigkeit aus völlig gerechtfertigt« 
Doch sind die Leistungen andrer Gelehrten bei der Anfertigung der 
neuen Arbeit durchgefaends zu Rathe gezogen, auch die Abweichun- 
gen manches Mahl in den Noten angegeben worden. Ref. weiss nur 
zu gut aus eigner Erfahrung, wie schwer es ist, solche Arbeiten, 
welche gewissermassen einen Gommentar für die bilden sollen, wel- 
che des Griechischen nicht so mächtig sind, nach haltbaren Grund* 
Sätzen zu gestalten, und welche genaue Kenntniss des Novellensprach- 
gebrauchs dazu gehört, um den Sinn des oft vieldeutigen griechischen 
Wortes im Lateinischen kurz und bündig auszudrücken. Er wagt 
demnach nur schüchtern eine Ausstellung, die vom Herausg. gewiss 
gehoben worden wäre, hätte er die Druckbogen noch einer ander- 
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weiten Revision unterwerfen können. Pag. 157. Nov. 157« §. 2. Z.2. 
werden die Worte oö^oXoyTjüaf j} afrupmvqeixp (tic) fibersetzt: e&- 
verint vel fideiusserint. Des leiste nnn ist gewies unrichtig, da 
af*updfti<w and arttqmtifr in der Kunstsprache der Novellen imnfer 
auf des Genstitut bezogen werden, wie ja auch der Herausg. setbu 
anerkennt, da er Nov. 4. in der Uebersehrift dtTtqxorrjTmr fibersetzt: 
eonstitutte peeuniae reis, und ebendaselbst §.4. die Worte noc 
fyffVQOfiQatwtm &rrup<xmj<jeoMf im Lateinischen so wiedergieht: «r- 
gentariorum constitutis. — Dass ferner />. 188. Nov. 28. §. 26. 
Z. 1. die Worte nag &Q%m cpvla*rtG&co di iavtov trp foi^ctP richtiger 
doreh omnis praeses per se ipse provinciam ~- custodiat 
fibertragen worden wären, als mit o. pr. ipse pr. — custodiat, 
dürfte nicht ftglich in Abrede gestellt werden können. Abgesehen 
von solchen Kleinigkeiten, die in der zweytee Ausgabe leicht ge- 
hoben werde« können , müssen wir die Leistung des Herausg. als 
gelangen anerkennen, da sie allen weiteren Anforderungen entspricht» 
welche man an eine derartige Arbeit zu machen gewohnt ist; nament- 
lich kommt ihr das Prldikat der Klarheit und Präcisiea in hohem Grade 
zu ; selbst die feineren Regeln der Latiaitit sind streng beobachtet, 
Weniges abgerechnet, z. B. Nov. 22. §. 44« Z. 22., wo der Satz- 
ton sed obtinent etiam, si verlangt, wahrend es in der Ueber- 
setzung heisst: sed etiam obtinent, si; — und Nev. 17. §-24* 
Z. i„ wo die letzten Worte pij avyxmoshm wohl richtiger deren ne 
sinat, als durch non sinat fihersetzt worden wären. 

Endlich ist noch zu erwähnen, was der Herausg. zur Erörte- 
rung der Geschichte des Syntemos im byzantinischen Mittelalter gethati 
hat. Hier nun stellte sich die Trennung der äneseren Geschichte 
von der inneren als uethwendig heraus. Fttr jene, welche nur die 
Benutzung des Werkes in den späteren Reehtssammlungen betritt, 
wnr .durch die Prelegomenen zur Fragmenlensammlung des Theo- 
dorus mancherley zur Benutzung vorbereitet; darauf bezieht sieht 
nun stillschweigend der Herausg., wenn er eap. V. §. LA. p. L1F. 
nur die wichtigen Hilfsmittel aufzählt, welche ihm sein reichhalti- 
ger, alle Theile des byzantinischen Rechtes umfassender Apparat am 
die Hand gab, und später in einer übersichtlich gearbeiteten Ta- 
belle die Stellen des Syntemos genauer anglebt, welche im Cedex 
Bodleianes 3399. und in den Basiliken und ihren Schoben Hetz ge- 
funden haben. Die Belöge des Tbeo-dorus Ober die zehn 
Bacher konnte hier nicht weiter in Betracht kemmen, da sie 

imos nicht unmittelbar» sondern nur durch das Medium der Hm- 
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sitiken benutzt hat, vod denen dem Verf. des Werkes freytich scbo- 
lienreiehere Handschriften vergelegen haben müssen, als die sind, 
welche nasern Ausgaben za Grande liegen. — Die innere Geschichte 
des Syntomos, welche sich unter den Händen der Abschreiber and 
bey der A*t and Weise, wie die späteren Juristen ihn benutzt haben, 
von selbst zur Textgescbichte gestaltet, hat der Heraosg. einer 
besondern Untersuchung nicht werlh erachtet; doch ergeben die 
Noten, welche den kritischen Apparat mttthetlen, ein reichhaltiges 
Material dazu, was künftigen Bearbeitern der byzantinischen Rechts- 
geschichte zu Gate kommen wird. Nur Einen Punkt will Ref. 
hier hervorheben, am die Wichtigkeit einer solchen Untersuchung 
darznthun. Es ist bekannt, dass der griechische Text der Justi- 
nianischen Novellen eine Reihe von lateinischen Koustausd rücken 
enthalt, welche auch von Theoderus ohne Weiteres aufgenommen 
sind, z. B. Nov. 22. §. 43. trp legatorum servandorum MMHwdoafa*, 
§. 35. xatä u&tfructon u. s. w. Diesen Kunstausdrücken nun ist in 
der Regel keine griechische Erklärung bey gefugt worden; auch be- 
durfte es einer solchen gar nicht zu einer Zeit, wo das Latein auf den 
Universitäten gelehrt, überhaupt aber diese KunstauidrQcke den Jon* 
gern der Wissenschaft allgemein verständlich waren. In späterer Zeit, 
wo sieh die Kenntnis« des Latein's im Oriente verloren hatte, wurden 
dergleichen Ausdrücke*, wie die Ms», des Athanasins und der No- 
vellen erweisen, theils Iber der Linie, theils am Rande durch ent- 
sprechende Uebersetznngen ins Griechische erklärt und diese Ueber- 
setzougen haben, in der Folgezeit bald den Urtext verdrängt, bald 
sind sie daneben unter Einschiebnng eines i\toi oder tovttotit 
zu stehen gekommen (diese Jahrbücher 1839« S. 969.)* Da nun in 
der Handschrift der heil. Laura anch die lateinischen Anfangsworte 
der Novellen durch die entsprechende Uebersetzuag verdrängt won 
den sind, so* liegt die Vermuthnng nahe, dass auch an andern Stellen 
dergleichen Erklärungen in den Text gekommen seyn ntfgen, wel- 
che -— als offenbare Glosseme — entfernt werden müssen. Diess 
nnn gilt von Nov. 7. §. 7. Z. 1., wo es heisst: 6 usufruetos twtbrtw 
6 ek XQV öir (^ er Herasig. liest tovr. tj £p]Gi$) *«5* ixxXrjatttGiixmv 
*Q(typ£r<x>r. Sollten hier nicht die Worte xovxiatw 6 ilg %Qfo lf ZQ 
streichen seyn, weil sie eine nur ungeschickte Uebersetzuag des latei- 
nischen Konitausdruck es enthalten? — ferner von Nov. 8. §. 18.Z.6., 
wo es scheint, als ob aus den Worten ftrfö vno fhßomtoQlas twtiot* 
uvcuüJiamg ßotj&ovperog ähnlicher Gründe halber die Worte tovtiox* 
afanXtjüBng entfernt werden müssten. — Vielleicht hätte sich dann 
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der Herausg. anch entschlossen, tber die Handschrift der La er« 
bey der Textconstilution gewissermasseu hinaunzftgehen, und die 
altere, ursprüngliche Gestaltung des Werkes soviel als mftgUch dar* 
zustellen, welche in jener Handschrift doch wohl nicht überall gleich* 
massig ausgeprägt worden ist. Hatten dann nicht auch die griechischen 
Uebersetzungen der lateinischen Novellenanftioge in Klammern ge- 
schlossen, auch die Lücke am Ende p. 165. ans de« Rubrikenver* 
zeichniss ausgefüllt werden müssen? 

Auf den Syutomos des Theodorns folgt die von einem unbe- 
kannten Verfasser herrührende Zusammenstellung von Regeln aus den 
Justinianischen Institutionen, entlehnt aus Cod. Paris. Gr. 1366m in 
dem sie einen Anhang zur Institutionenparaphrase des Theophilus 
bildet (p. 170—175.)* Das Werkchen schliesst sieh an die Buch- 
und Titelfolge seines Originals an, und giebt zu jeder ausgehobenen 
Regel Parallelstellen aus den Pandekten und dem Codex; die No- 
vellen werden nicht berücksichtigt Diese Anordnung zeigt auf das 
deutlichste, dass es von Jemand angefertigt worden ist, welcher in 
einer Institutionenparaphrase bestimmte Sätze als Regeln angezeich- 
net vorfand, vielleicht mit den Worten Gy/istaxHu d>Qtuep xctrora, 
welche an manchen Stellen sogar sich noch erhalten haben, z. B. /• 
§. 24. p. 170.» oqftefcoGcu ovdapov dvtyrmjor xa»4ta IL §.Ö. n. 171., 
ctjfisicoijcu mqouüP xavofa int qtjtov (qijtov heisst hier offenbar der In- 
stitutionentext, an dessen Rand die Bemerkung stand) ///• §• $• 
p* 173., oder oijpelcwcu coq&ioq ictiv o xafdv IV. §. 2. p. 174* Dürfte 
man nun annehmen, dass die aus andern Theilen der Justinianischen 
Rechtsbücher beygebrachten Parallelcitate am Rande jener Para- 
phrase nachgetragen waren, so würde der Ursprung der Schrift 
auf unzweideutige Weise nachgewiesen seyu. Dass die Znsammen- 
stellung des Ganzen von Einer Hand herrührt, feeigt die innere An- 
ordnung, welche bis auf Kleinigkeiten zum Plane des Compilators 
vollkommen stimmt. Die Schrift führt in der Handschrift den Titel 
Kapoveg zm ivoutovtow, und diesen hat der Heransgeber als wahr 
anerkannt. Daneben steht aber noch im Ms. mit lateinischen 
Worten: DE REG ULIS \JMNbLlbS, was der Herausg. verän- 
dert in de regulis utilibus, oder de regulis iuris liber oder 
de regulis institutionum Hb er. Wie nun, wenn man diesen 
Titel f&r ursprünglich hielte, da auch andre Traetate aus dieser Zeit 
lateinische Ueberschriften haben, z. B, das Buch de aetionibus 
und dann jene corrupten Buchstaben so auflöste: de regulis 
fiopoßtßliQQl — Ueber das Zeitalter der Compilation hat sich der 
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Beraesg. nicht ausgesprochen, ludess muss sie jedenfalls über die Zeil 
nach Heraclios hinauf angesetzt werden, weil auch lateinische Regeln 
ohne griechische Paraphrase vorkommen, z. B. falsa causa non 
tiecet (7/. §.23. f. 173»)* *oxa caput sequitur (IV.%. 8.p.l75.)? 
t» ^uri causa melior est pessidentts condicio (IV. §. 14* 
/>. 175.)» "** &* ein Zeitalter nicht passt, in welchem sich die Kennt- 
nis* des Lateins im Oriente verloren hatte. Für die Zeiten der Isau* 
rier mag noch als Nebengrond angeführt werden, dass die Parallel- 
citate lediglich den Justinianischen Rechtsquellen entnommen sind, 
welche seit Leo und Cons tantin hauptsächlich durch den Einflnss 
der Belöge immer und mehr aus den Händen der Juristen verdringt 
wurden. In dieser Altersbestimmung stimmt nun auch die Art und 
Weise, wie die Pandekten angeführt werden, nehmlich theils nach 
Partes (das gilt aber nur von den Pro ta L §. 3., 7. p. 170.» //. §• 1 , p. 171., 
///. §.4. p. 173., IV. §. 12., 14. p. 175.)> tbeils nach fortlaufenden 
Bücherzahlen, was auch für die Partes de rebus und de iudieiis 
fiberall festgehalten, an manchen Stellen sogar auf die Prota ausge- 
dehnt wird, z. B. /. 1. p. 170* Beyde Citirweisen haben sich zeitig 
gebildet; die erste nach Partes verdankt ihren Ursprung der Schale, 
und kommt nach dem Zeitalter desHeraclius nicht weiter vor. Nur 
an einer Stelle findet sich ein Pandekteneitat nach der Titelüber- 
schrift (IL §. 13. p. 172.) Ofiokog s%8tg fr ?<p ut. diy. trjg ptgneRattKÜtg, 
was auf Dig. XIII. 7. zu beziehen ist. Noch mehr aber wird die 
Vermalbang durch die Godexcitate bestätigt, welche die Einzelcon- 
slitutionen nicht Mos nachzahlen angeben, sondern an vielen Stellen 
auch die lateinischen Anfangsworte erhalten haben, z. B. /• §• 12« 
p. 170* ßi. a. tov xmd. ittX. (f. diar. *£'. tjq rj aqffl de creationtbus ; 
§. 15. p. 171. {& *'. iov xatd. it. %ß'. diett. x'. ov jj &Q%ii cur,; IL 
§.6. p. 171. ßi'. J?'- toi xmd. il *'. dtai. «'. yg tj oq%^ si is; IL §. 17. 
p. 172. ßt\ $'. iov xo>& il\ ny^dtai. d'. yg rj aQffl maximum; III. 12. 
p. 173« /ST. 5 • iov hc*&. iL ß'. dtat. xß'. manifestissmi; IV. §. 16« 
p. 175. ß& y. iov uwd. i$. Xß'. dtat. #/. ijg 17 aq%ii ordinarii. Diese 
Gitirweise nach den Anfangsworten findet sich auch in den Paratitlen 
zum Godex des Stephanns wieder, welche sich im ersten Theile 
der Collectio iripartita des Pseado-Balsamon erhalten haben; sie 
deutet aber nicht bloss auf Kenntniss der lateinischen Sprache Ober* 
hanpt, sondern insbesondre auch auf den Gebrauch der Justinianischen 
Rechtsbücher im Originaltexte, und ein solcher möchte für die Nach-» 
heractianische Zeit schwerlich angenommen werden dürfen. Wir er- 
halten durch diese Bemerkungen für den Zeitraum bald nach Justinian 
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eine Schrift, von der man gtaben »echte, dass sie lediglich Ar des 
ersten Jahrcursus des akademischen Unterrichts bestimmt gewesen 
eey, da" sie sieh an die Institutionen anschtiesst and die Prot«, weiche 
in diesem Jahre ebenfalls daran kamen, unter allen Pandektenpartes 
einzig und allein als Pars bezeichnet. Jedenfalls belehrt sie uns hin» 
Hlnglieh darüber, dass schon damabls die Digesteufragmente nieht nach 
den Anfangswerten, sondern naeb dem Namen Aes Schriftstellers cttirt 
worden, dem sie entlehnt sind, z. B./. §. 7.p. 170. ßfi « . iüp ttowim 
tV. 8. dif. $&'* Celsu, und giebt uns somit den Schlüssel an die Hand 
znr Erklärung der Tnatsache, dass im Basiliken texte, so weit er ans 
Digestenfragmenten besteht, die Namen der Autoren sieh durch- 
gängig erbalten haben. 

In den Prolegemenen Verbreitet sich der Heransg. über die 
Geschichte Her Regulae im Vorjustinianischen Recht , und über Samm- 
lungen derselben, dergleichen sogar einige für die Postjustioianische 
Zeit nachgewiesen werden. Neu 6iad hier die Bemerkungen Über 
das Vorkommen derselben in kaiserlichen Rescripten, welche die 
Entscheidung des vorliegenden Falles häufig auf allgemeine Rechts- 
regeln zurückfahren ; gerade dieser Theil der Constitutionen nun ist 
von den Gompilatoren der Codices als der wesentliche angesehen, 
und den neuen Gesetzbüchern einverleibt worden, unter Hinweglas- 
sung alles Uebrigen, was nur auf den concreten Fall Bezug nahm 
f§. IV. p. 167. seq.). Den Begriff der Regula fasst indes« der 
Heransg. nieht nach Anleitung von L.l.D. 50. 17., womit noch L. 12. 
§•2. L* 71. §. 1. D. 30. zu verbinden sind, auf als Versuche, 
das geltende Recht in kurzen Sätzen zu concentriren (vgl. 
von Savigny'a System des h. rüm. Rechtes I. S. 47.), sondern 
beschreibt sie als: axiomata vel principia generalia % quae 
modo sola prudentium auctoritate nitebantur^ modo sum* 
mam legum confieiebant et enarrabant. Er scheint also die 
in ihrer Fassung nngedeutete Allgemeingültigkeit zu einem wesent- 
lichen Merkmahle der Regulae zu erheben; gerade dies« nun ist es 
freilich, was nach dem Obigen nur als zufällig gelten kann. Warum 
unterHess er es aber, aus Ulpian's Fragmenten, die doch mit holier 
Wahrscheinlichkeit dessen liber Regularum singularis entnommen 
sind, den Begriff der Regulae zu conslruiren, das Dositbeanische 
Fragment zu Rathe zu ziehen, welches sich selbst als Fragment aus 
den Regulae eines alten, nicht weiter bekannten Juristen ankündigt, 
endlieh seinen Begriff von Regula mit den Fragmenten aus den libri 
IV. regularum des Scävola, der libri V. des Aelius Marcianus, 
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der libri Septem des Ulpian und Paulos, der libri X. des Mo- 
dest in und der libri XIII. des Rnfious in Uebereinstimmung zu 
bringen? 

Die Ausgabe des Werkchens ist ganz nach der Handschrift 
veranstaltet; die Gilate sind s&mmtlich nachgesehen, und unrichtige 
Zahlen in den Noten verbessert worden. Dem Ganzen ist eine latei- 
nische Uebersetzung beygegeben, von der Ref. nichts zu sagen 
weiss, als dass sie so ist, wie man 'sie vom Herausgeber erwarten 
konnte. 
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II. Anzeigen. 

Corpus Constitütionum Germaniae, oder die sämmtlichen Ver- 
fassungen der Staaten Deutschlands, mit den beiden Grundverträgen 
des Deutschen Bundes u. deren wesentlichen Ergänzungen. Herausg. 
von Plt« Ant. Ctuido v. Meyer, lste Lief. £rankf. a. M., Brönner, 
1845. 200 S. schmal 4. (geh. 1 Thlr.) 

Der um die Kunde der Quellen unsers Deutschen öffentlichen 
Rechts hochverdiente v. Meyer, bisher Gherzogl. Mecklenburg. Le- 
gationsrath b. d. Gesandlschaft am Bundestage, vor Kurzem aber nach 
fünfundzwanzi&jährigem Dienste dieser Stellung auf sein Ansuchen 
enlhoben, beginnt mit der vorliegenden Lieferung eine neue Quellen- 
sammlung, welche wir in diesen Jahrb. zur Anzeige zu bringen uns 
um so mehr beeilen, als sie sowohl nach dem Plane, welcher bei 
ihrer Anlegung befolgt worden ist, als nach der Art, wie derselbe 
zur Ausführung gebracht wird, die angelegentlichste Empfehlung ver- 
dient. Der Herausg. bezweckt nämlich eine Sammlung aller Gesetze 
und Verordnungen, welche zu dem dreizehnten Artikel der Bundes- 
acte („In allen Bundesstaaten wird eine landständische Verfassung 
statt finden") in Beziehung stehen, und zwar nicht blos der neueren 
Verfassungen oder sog. Constitutionen, sondern aller und jeder in 
den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Verfassungen. Eine solche 
Sammlung existirt noch nicht; denn die vorhandenen haben zunächst 
nur die constitutionellen Verfassungen zum Gegenstand. Zur Bear- 
beitung eines solchen umfassenden Quellenwerks ist nun aber vor- 
zugsweise der Herausg. berufen, als ein Mann, welchem die Biblio- 
thek der Bundesversammlung geöffnet ist, eine reiche practische Er- 
fahrung und Kenntniss der betreffenden Gesetze beiwohnt und eine 
vorzügliche wissenschaftliche Befähigung zur Seite steht. Die letz- 
tere hat sich besonders in den zahlreichen Anmerkungen, mit wel- 
chen er die in seine Sammlung aufgenommenen Gesetze begleitet 
hat, und welche nicht blos in Erläuterungen, Nachträgen, Verwei- 
sungen u. dergl. bestehen, sondern auch die einschlagende Literatur 
berücksichtigen. Die Sammlung wird durch die Bundesacte eröffnet, 
mit welcher die Wiener Schlussacte dergestalt vereinigt ist, dass die 
einzelnen Artikel der letztern denjenigen der erstem, auf welche sie 
sich beziehen, in kleinerem Drucke beigegeben sind, so dass man 
den zusammengehörigen Inhalt beider Gesetze mit einem Blick über- 
sieht. Auf dieselben folgen ,, Beilagen 44 in folgenden Abtheilungen : 
1 Beilagen der Bundesacte. IL Ergänzende Beilage z. Bundesacte, 
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als worauf dieselbe sieh beziehe (die KL Bayer. Declaration v. 19. März 
1807. vergl. B.-A. Art. 14.). III. Beilagen, ans den B.-T.-Verhand- 
Inngen und Beschlüssen u. s. w. zusammengestellt. A. Die Consti- 
tuirung des Bundes, seine Mitglieder und deren Gebiete betreffend. 
B. Bundesverfassung, wie sie ans den Grundgesetzen hervorging. 
Hiernach enthält dieser erste Abschnitt der Sammlung, welcher bis 
S. 102. reicht, ein vollständiges Material zur Kenntniss der Verhält- 
nisse des Deutschen Bundes. Es folgen nun die Verfassuirgsgesetse 
der einzelnen Staaten, zuerst Oesterreichs von S. 103 — 150.* wobei 
jedoch zum Theil in angemessener Weise Uebersichten des Verfas- 
sungszustandes einzelner Territorien die Stelle der Mittheilung aller 
denselben betreffenden Gesetze vertreten; diese Uebersichten sind 
meistens aus Schubert'« Handbuch d. allgem. Staatskunde v. Europa 
Tbl. 1. entlehnt. .So wenig Bef. sonst geneigt ist, sich mit Relationen 
zu begnügen, wo es sich um eine Queilenzusammenstellung handelt, 
so muss er doch anerkennen, dass hier theils bei der grossen Um- 
fänglichkeit der fraglichen Gesetze, theils wegen des geringeren In« 
teresses, welches eine vollständige Mittheiiung derselben gewähren 
würde, eine Ausnahme von der sonst zu beobachtenden Regel gerecht- 
fertigt wird. Mit S. 151. beginnt die Zusammenstellung der, die 
Verfassung Preussens betreffenden Gesetze, wobei diejenigen, welche 
sich auf die Gemeindeverfassitng beziehen, den Anfang machen, 
worauf die über die Kreisverfassung folgen, jedoch in dieser Liefe- 
rung noch nicht vollständig gegeben sind. — Die ganze Sammlung 
ist auf einen Band von ungefähr 100 Bogen berechnet und soll binnen 
Jahresfrist beendigt, seyn. Den Beschluss soll eine allgemeine Ein- 
leitung der landständischen Verhältnisse in Deutschland bis zur Gegen- 
wart bilden ; wir behalten uns vor, über die Fortsetzungen nach ihrem 
Erscheinen zu berichten. Gegenwärtig sey nur noch bemerkt, dass 
auch das trefflich ausgestattete Aeussere dazu beiträgt, diese Samm- 
lung in jeder Hinsicht als ein vorzügliches Werk erscheinen zu lassen* 
über dessen Bedeutung nach dem Obigen weiter Etwas nicht hinzu- 
fügt zu werden braucht. 



Bey träge zur Kenntniss civilistisches- Bücher seit 1788. vom 
Geh. Justiz Rath Gomthur Hugo in Göttingen. 3ter Bd. — A. u. 
d. T.: Letzter Beytrag des Geb. Justiz Rath Gomth. Hugo zu den 
Göttingischen gel. Anzeigen, Die von Oppermann's Geschiebte Der- 
selben und einiges Aehnliche. Berlin, Mylius, 1844« XVI u. 86 S. 
8. (geh. \ Tblr.) 

In den letzten Jahren seines Lebens hat Hugo wiederholt, fast 
bei Allem, was er schrieb, selbst bei Beiträgen fär die Göttingschen 
Anzeigen die Bemerkung ausgesprochen, dass es aller Wahrschein- 
lichkeit nach* das Letzte sey, was er hiermit als ein Zeichen seiner 
literarischen Thätigkeit der gelehrten Welt mittheile. Ueberhaupt 
drückte er in seinen letzten Schriften den Gedanken an ein baldiges 
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Ende seiner irdisches Laufbahn sehr häufig ans. Alle diese Aensse- 
rangen neben den Ref., wie er nicht bergen kann, stets in eine weh* 
mftthige Stimmung versetzt. So erhebend es ist, wenn ein Mann, 
der ein langes tbatenreiehes Leben hinter sich bat, ein Leben, wel- 
ches ihm die edelsten Freuden und Genüsse bot und empfinden lies«, 
nnbestochen durch die Reise desselben den Blick von dem Irdischen 
abwendet und auf das Ewige richtet, se schmerzlich ist es doch für 
seine Verehrer, dass sie den Zeitpunct eingetreten sehen, in wel- 
chem ein solcher Mann seine Thätigkeit für die Wissenschaft ein- 
stellen zu müssen glaubt und das lebhafte Interesse, welches er aa 
der letztern stets bethitigt hat, durch die Ueberzeugung, dass seines 
Bleibens hier nicht länger sey, zum Schweigen bringt» Auch die 
eben bezeichnete Schrift enthält auf ihrem Titel und sonst die be- 
stimmte Hindeutung auf den Schluss des irdischen Tagewerks. Und 
bei diesem Buche hat den Verf. sein Vorgefühl nicht getäuscht. 
Ziemlich gleichzeitig mit der Nachricht von seinem Tode durchlief 
die öffentlichen Blätter die Anzeige, dass die vorliegende Schrift er« 
schienen sey. Dem Ref. ist wenigstens aus der neueren Litern* 
geschiente kein andere« Beispiel einer solchen bestimmt und wieder- 
holt vor der Welt ausgesprochenen Abrechnung mit dem Leben be- 
kannt« Diese ist aber nicht Mos deshalb, sondern auch aus dem Grunde 
höchst merkwürdig, weil alle die Schriften, in welchen sie sich ausge- 
drücktf findet, keine Spur eines Abnehmens der geistigen Kraft oder gar 
des Absterbens zeigen, vielmehr in ihnen die langgewohnte Rüstig- 
keit und Lebendigkeit unverkennbar sich kund giebt, und die Schärfe 
des Verstandes und die Eigentümlichkeiten der Auffassung und Dar- 
stellung ganz so, wie früher, wiederzufinden sind. Nur das Mate- 
rial, welches die Schrift liefert, deutet darauf hin, dass der Verf. 
mit dem literarischen Leben abgeschlossen hat, — es ist eine Nach- 
lese zur Vervollständigung dessen, was in den Zeiten des unbeschränk- 
ten Schaffens an das Tageslicht gefördert worden war. Eröffnet wird 
das Buch mit einer Vorrede, vorzüglich bestimmt zur Angabe des 
Grundes, aus welchem an die Stelle des Titels der ersten zwei Bände; 
„Beyträge z. civilist. Bücherkenntniss der letzten 40 Jahre" der oben 
angegebene gekommen ist, und zur Erklärung der Zusammensetzung 
des Buches aus ziemlich heterogenen Bestandteilen, nebenbei aber 
auch, wie wir dies beim Verf. gewohnt waren, mit Bemerkungen 
über andere Gegenstände ausgestattet. Namentlich verbreitet er 
sich am Schlüsse über den Gebrauch der grossen und kleinen Buch- 
staben, insbesondere die so häufige Anwendung der erstem, welche 
sich in seinen Schriften findet. Die einzelnen Aufsätze, welche auf 
die Vorrede folgen, sind: 1. „Anzeige von Hrn. Advoc. Opper- 
mannn io Hoya, Geschichte dieser Anzeigen" (S. 1 — 16.). Es ist 
nämlich diese Anzeige der Oppermannschen Schrift ursprünglich för 
die Gütting. gel. Anzeigen bestimmt gewesen und daraus die Auf- 
schrift zu erklären. Eigentlich Jurtstisches von Interesse enthält die 
Anzeige nicht, wohl aber geben solches £. die „Ztsäfze", welche 
~ S. 16 — 41. stehen; Manches, was för die CMebrtengeschjchtt 
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kerne rkenswerth ist, findet sich liier. 3. »Hrn. Prof. Bachofen 
lex Foconia." Eine Anzeige dieser, nach in den KriL Jahrb. (1845* 
S. 7. ff.) besprochenen Abhandlung; die erslere ist eigentlich auch 
för die Göttinger Anzeigen bestimmt gewesen (S. 42 — 57.). 4. „Hrn. 
D. Ott Naehriehten Aber den Verfasser im Droit" (S. 58 — 72.)« 
Berichtigungen und Zusätze zu den biographischen Notizen, welche 
0. in der genannten Zeitschrift mitgetheilt hat. 5. „Der lOte May 
1838." Der auch in diesen Jahrb. 1838. S. 481. ff. veröffentlichte, 
zuerst in einer Beilage der Kasseler Zeitung erschienene Aufsatz über 
des Verfs. Doctor- Jubiläum; voraus gehen einzelne Nachträge. — 
S. 85. f. stehen noch Verbesserungen zo diesem Bande. — Ans die* 
ser Uebersicht ergiebt sich nun zwar, dass dieser dritte Band der 
Beiträge nicht eben sehr reich an Mitlheilungen von allgemeinem In* 
teresse sey, wohl aber hat er afe die letzte Gabe eines um die Wis- 
senschaft hochverdienten Reformators derselben Ansprach auf beson- 
dere Theilnahme. 



1« AbhandloBg über die Einwendung des unbefugten Gerichtsstan- 
des, über den Rekurs und über den Rückerlag der Klage wegen 
der Inkompetenz des Gerichts von JH% Jos« Weflsely , ktk.ö.o. 
Prof. d. allgem. bürgert. Rechtes an d. Univ. zu Prag, Referenten 
u. Votanten des k. k. böhra. Landrechtes u. gewesenen Dekan der 
jnrid. Fakultät an d. Univ. zu Inspruck. (Themis von JDr. J. 
Wenaely, neue Folge, 1843. H. 6. S. 1—42.)* 

2« Abhandlung über die Einwendung des unbefugten Gerichtsstan- 
des, 'über den Rekurs und den Rückerlag der Klage von JPr« 
Wenzel Porfh, böhm. Landesadvokaten, gewesenen Dekan d. 
prager jurid. Fakultät u. s. w. (Ans der Zeitschrift f. Österreich. 
Rechtsgelehrsamkeit u. polit. Gesetzknnde, Jahrgang 1843. XI. Heft 
besond. abgedr.) Wien, Solinger, 1843. 3frS.gr.8. (geh.^Thhr.) 

3* Widerlegung der vom Hrn. Dr. Porth aufgestellten Gegenan- 
sichten über die Einwendung des unbefugten Gerichtsstandes, über 
den Rekurs und den Rückerlag der Klage wegen der Inkompetenz 
des Gerichts von JH% Jos. Wessely, k. k. o. ö. Prof. d. bürgert. 
R. u.s.w. [Aus der Themis von JDr. J. Wessely, 1843. H.7. 
besonders abgedruckt.] Prag, gedr. in d. Fürsterzbischöff. Buch- 
druckerei, 1844. 78 S. 8. (geh. -^ Thlr.) 

4» Beleuchtung der von dem k. k. Hrn. Prof. Dr. Jos. Wessely 
versuchten Widerlegung der aufgestellten Gegenansichten über die 
Einwendung des unbefugten Gerichtsstandes, über den Rekurs und 
den Rückerlag der Klage wegen der Inkompetenz des Gerichts von 
nr. Wenzel Porth, böhra. Landesadvok. u. s, w. [Aus d. Zeit- 
schrift f. Österreich. Rechtsgelehrsamkeit u. s. w. 1843. besonders 
abgedr.] Wien, gedr. b.SoIIinger, 1844. 57S.gr.8, (geh. -^Thlr.) 

Diese vier Abhandlangen behandeln eine und dieselbe Frage und 
elörften, wenn auch durch ihr« Beziehung auf den österreichischen 
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Civilprocess zunächst nur ein partikularrechtliches Interesse anzu- 
regen geeignet, doch durch die Veranlassung, der sie ihr Entslehen 
verdanken, auch ausserhalb Oesterreich beachtet zu werden verdienen. 
Die Veranlassung zu den obigen Schriften gab nämlich der bekannte 
im J. 1842. von dem böhmischen Grafen Christian von Waldstein 
durch seinen gerichtlichen Vertreter Dr. Porth anhängig gemachte 
Rechtsstreit, dessen auch in Öffentlichen Blättern vielfach Erwähnung 
geschehen ist Dr. Porth überreichte in Vertretung des genannten 
Grafen bei dem böhmischen Landrechte gegen das k:. k. Fiskalamt in 
Vertretung des allerhöchsten Aerars eine Klage, deren Sehlussbitte 
dahin gerichtet war, dass das Gericht erkennen möge, das k.k. Aerar 
sei zur Restitution sämmtlicher nach dem Tode des im J. 1634. wegen 
Hochverrat!» widerrechtlich hingerichteten Grafen Albrecht von Wal- 
lenstein Hinterbliebenen, dessen Erben laut einer testamentarisch an- 
geordneten und von dem damaligen Kaiser Ferdinand II. bestätig* 
ten fideikommissarischen Substitution zugefallenen, aber vom Aerar 
angeeigneten Güter, oder zur Restitution ihres Werthes und zur Be- 
zahlung der Gericbtskosten zu verurtheilen. Die Klage bastrte der 
Kläger auf einen doppelten Grund: 1. auf die nicht erwiesene Schuld 
des damals hingerichteten Grafen und die daher widerrechtlich ge- 
schehene Gonfiseation seiner sämmtliehen Güter; 2. darauf, dass 
diese Güter durch die von Albrecht v. Wallenstein angeordnete und 
vom Kaiser genehmigte fideikommissarisefae Substitution zur Zeit 
der geschehenen Gonfiseation nicht mehr ein Etgenthum des Grafen 
Albrecht Wallenstein, sondern seiner Posterität gewesen seien; da- 
her sei widerrechtlich über dieselben als über jura aliena verfügt 
worden* Das ist ungefähr der kurze Inhalt des in vielen Bogen 
durchgeführten faktischen Klagegrundes, dessen Wahrheit durch Do- 
kumente mancherlei Art zu beweisen gesucht wird. Wenn irgend 
das Sprichwort: Omne nimium nocet seine volle Bestätigung findet, 
so ist es hier. Hätte der Kläger den ersten Theil des faktischen 
Klagegrundes, dessen gänzliche Erfolglosigkeit leicht voraus zu sehen 
ist, fallen lassen, und sieb blos auf den zweiten Theil beschränkt, 
so hätte er nicht mir schon an sich klug gehandelt, sondern auch 
den dadurch herbeigezogenen durch zwei Jahre bei allen drei In- 
stanzen fortgeführten Incidenzstreit, der die in den oben angeführten 
Schriften verhandelte Gontroverse veranlasst hat, vermieden, und • 
der Hauptprocess hätte möglicherweise einen günstigen Ausgang 
nehmen können. — Dass das Hofdekret v. 6. Oct. 1783. Nr. 197., 
so wie die Resolution v. 31. Oct. 1785. Nr. 489. Tit. 1., welche 
dem Richter verbieten, schon im Zuge des Verfahrens in das Innere 
der Schriften einzugehen, nicht soweit auszudehnen seien, dass der 
Richter auch nicht zum Rehufe der Erhebung seiner Gompetenz den 
Inhalt der Klage in Beurtheilung ziehen dürfte, ist eine Behauptung, 
deren Wahrheit, auch abgesehen von den in der Schrift unter Nr. 1« 
von Prof. Wessely entwickelte» überzeugenden Gründen, schon 
uaeh dem klaren Wortlaut des Gesetzes nieht dem geringsten Zweifel 
unterliegt. Eben so klar ist es, dass gemäss der Resolution vom 
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11. Sept. 1784. Nr. 385., des Hofdekrets v. 14. März 1866. Nr. 738. 
und des §. 1341. des allgem. bürgerl. G.-B. die vom Grafen Wald- 
stein durch seinen Vertreter Dr. Porth überreichte Klage wegen 
des die Verhandlung auf dem Civilrechtswege offenbar ausschliessen* 
den ersten Theils des faktischen Klaggrunds, von dem seiner Inkom- 
petenz sich bewosst sein sollenden Gerichte hätte zurückgewiesen 
werden sollen. Wenn nun dessen ungeachtet das Gericht, trotz seiner 
offenbaren Inkompetenz diese Klage nicht zurückgewiesen, sondern 
dem Fiskus zur Ueberreicbung der Einrede aufrecht verbeschieden 
bat, so wäre unsers Eracbtens ein vom Fiskus in Vertretung des ge- 
klagten Aerars gegen die aufrecht verbeschiedene Klage ergriffener 
Rekurs das geeignete Rechtsmittel gewesen, um die Inkompetenz des 
ersten Gerichts bei dem btthern Gerichte darzuthun. Das geschah 
denn nun wieder nicht, sondern der Fiskus bediente sieb der exceptio 
fori deelinatoria und verband zugleich damit den Rückerlag der Klage 
ob rem judicatam. Gegen beide protestirte der Kläger als gegen 
gesetzlich unzulässige Rechtsmittel. Die Gerichte erster und zweiter 
Instanz waren über die rechtliche Zolässigkeit dieser Rechtsmittel 
verschiedener Ansicht. Der oberste Gerichtshof, an den dieser in- 
eidenzstreit endlich zur Entscheidung gelangte, hat ftlr die Zulässig« 
keit derselben entschieden. Es wurde der exceptio fori dectinatoria, 
so wie dem Rückerlag Statt gegeben, und so der Kläger mit seiner 
Klage zurückgewiesen.. — Diese historischen Daten schienen uns 
nolhwendig zur näheren Beleuchtung der fraglichen Controverse, bei 
der Dr. Porth als Rechtsfreiind des Grafen von Waldstein, Professor 
Wessely aber als Referent und Votant des k. k. böhmischen Land* 
rechts betheiligt waren. Es würde zu viel Raum fordern, wenn wir 
in die Beurtbeilung einzelner Gründe eingehen wollten. Es sind 
eigentlich drei, obschon von einander abhängige Fragen, über welche 
Dr. Porth und Dr. Wessely streiten, von denen jeder seine An- 
sicht mit einem Aufwände von Scharfsinn vertheidigt. Wenn der 
ganze Process auch keine anderen Folgen gehabt hätte, als dass zwei 
Männer, von denen der eine als Rechtslehrer, der andere als Rechts- 
freund einen wohlbegründeten und verdienten Ruf hat, eine zweifei* 
hafte Rechtsfrage von allen Seiten beleuchteten und so einer künf- 
tigen Legislation vorarbeiteten, so wäre schon deshalb der Process 
nicht zwecklos begonnen worden. Die erste und wichtigste Frage» 
von der die Beantwortung «der beiden anderen theilweise abhängt 
betrifft die Zulässigkeit der exceptio fori deelinatoria für den FaH, 
wo der Givilrichler eine Streitsache, die der Civilgerichtsbarkeit 
überhaupt nicht untersteht, dennoch zu Gericht angenommen und 
aufrecht verbeschieden hätte. Die Beantwortung dieser Frage dreht 
sich einzig und allein um die Auslegung des §. 40. d. allgem. G.-O. 
Dieser lautet: 

„Glaubt der Beklagte, dass dem Richter, bei welchem gt- 
klagt wird, nicht die Gerichtsbarkeit gebühre, entweder weil 
die Streitsache, oder Beklagter für seine Person dessen Ge- 
richtsbarkeit nicht unterstehe, oder weil eben diese oder eine mit 
dieser zusammenhängende Streitsache, das Ist welche aas dem nämlichen 
Krit. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. III. 1 7 
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Faktum entsprangen ist, schon bei entern «Äderen Richter Mhingig, to soll 
er fängiteni vor Verfliessung der Hälfte der ihm znr Einrede bestimmten 
Frist diese Einwendung einbringen, widrigen! damit nicht gehört werden. 
Der Richter aber hat darüber nach Einvernehmung des Gegners zu er- 
kennen." 
Während Prof. Wessely unter dem Ausdrucke Richter nicht nur 
ein individuell bestimmtes Civilgericht, sondern das Civilgericht 
überhaupt, und unter dem Ausdruck Streitsache nicht bios eine 
Ci vi Istreitsache, sondern jede Art von Streitsachen verstanden wissen 
will, glaubt Dr. Porth den Wortlaut des §. 40. d. a. G.-0. blos auf 
Civilstreitigkeiten und nur auf einen individuell bestimmten Richter, 
nämlich auf denjenigen, bei welchem die Klage überreicht wurde, 
beschränken zu müssen. Wessely meint, der §.40. d. a. G.-0. müsse 
nicht nur von jenen Streitsachen verstanden werden, die der Civil- 
gerieb tshark ei t des Civilriehters, bei dem geklagt wird, nicht 
unterstehen, sondern auch von jenen Streitsachen, die überhaupt 
f ar keinem Civilgerichte unterstehen, und sonach finde die exceptio 
fori decUmatoria auch in jenem Falle Statt, wo eine zum ci vi (gericht- 
lichen Verfahren Überhaupt gar nicht geeignete Streitsache bei einem 
Civilgerichte anhängig gemaeht worden ist. Dagegen meint Porth, 
4er §. 40. d. a. G.-O. spreche nur von solchen Streitsachen, die zwar 
an sich zur Civilgericbtsbarkeit sich eignen, aber nur nicht jenem 
Civilrichter, bei welchem geklagt wird, sondern einem andern Civil« 
riehter unterstehen, daher der Geklagte in dem Fall, wo er den 
Gegenstand der Klage, als vor das Forum des Civilriehters nicht ge- 
hörig erachtet, von der in diesem §. eingeräumten exceptio keinen 
Gebrauch machen kutane. Wir wollen uns hier weder auf eine Wider- 
legung noch auf eine Begründung der einen oder der anderen An* 
ficht einlassen, doch müssen wir bemerken, dass unseres Dafürhai* 
tens man sich trotz der scharfsinnigen und anseheinend sehr schla- 
genden Gründe Wessely's bei einer unbefangenen Auffassung des 
§• 40«y so wie der andern darauf Bezug nehmenden processualischeo 
Gesetze schwerlich für seine Meinung entscheiden dürfte. — Die zweite 
Frage, die in jenen Controversschriften zur Spraehe kömmt, bandelt 
von der Zulässigkeit des Rekurses im Falle einer offenbaren Inkom- 
petenz, d. i. von dem Fall, wo eine vor das Forum des Civilriehters 
überhaupt nicht gehörige Streitsache dennoch von einem Civilgerichte 
angenommen und von demselben aufrecht wäre verbeschieden worden. 
Porth räumt nicht nur die Zulässigkeit dieses Rechtsmittels ein, son- 
dern er behauptet in Uebereinstimmung mit seiner Interpretation des 
§• 40. d. a. G.-0., dass dieses auch das einzige zulässige Rechtsmittel 
sei, um die offenbare Incompetenz des ersten Richters zur Kenntnis* 
des obern Richters zu bringen und die Aufhebung des erlassenes 
Beseheides zu erwirken. Wessely dagegen bestreitet zwar nicht 
die Zulässigkeit des Rekurses nach dem gegenwärtigen Standpunkt 
der Gesetzgebung, er behauptet aber, dass auch neben dem Rekurse 
auch die exceptio fori declinatoria Statt finde, und dass sie nach 
dem frühern Standpunkte der Gesetzgebung sogar das einzige zu- 
lässige Rechtsmittel gegen die offenbare Inkompetenz des Richters 
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gewesen sei. Ref. hält aach hier die Meinung des Dr. Porth fltr 
die richtigere. — Der dritte Controversponkt, um dessen Erörterung 
es sich in den angezeigten Schriften handelt, betrifft die Frage, ob 
in dem streitigen Fall nach österreichischen Givilgesetzen mit der 
Einwendung des anbefugten Gerichtsstandes auch der Rückerlag 
der Klage Stalt finde. Wessely erklärt sich für die Zuläasigkeit 
desselben ans einem doppelten Grund; erstens: sei der Rückerlag 
der Klage eine natürliche Folge der Einwendung des unbefugten Ge- 
riehls ; indem der Klüger nämlich mit dieser Einwendung behauptet, 
der Richter sei nicht kompetent, handle er nur sachgemäss, wenn er 
seiner Einwendung des unbefugten Gerichtsstandes die ihm zugestellte 
Klage allegirt und beziehungsweise mit derselben zurücklegt, weil 
sie ihm zu keinem Gebrauche mehr dienen kann, da er Über dieselbe 
Rede und Antwort zu geben nicht verpflichtet zu sein glaubt. Dieser 
Rückerlag sei aber auch zweckmässig, weil der Richter der Klage 
bei der Entscheidung über die exceptio fori declinatoria benöthiget 
sei, um zu erkennen, ob die vom Geklagten hervorgehobenen Inkom« 
petenzgründe in derselben gelegen sind, oder nicht. Auch der Klä- 
ger werde durch diesen Rückerlag zufrieden gestellt, weil er das 
dem Geklagten zugestellte Exemplar seiner Klage zurückerhält, was 
er vielleicht wieder brauchen kann, um dieselbe Klage bei dem 
kompetenten Richter einzureichen. Dieser Grund, dessen Unhaltbär- 
keit Porth klar und überzeugend darthut, würde, wenn er anch 
schon an sich richtig wäre, für die Beantwortung der aufgeworfenen 
Frage nichts entscheiden, weil er höchstens als ratio de lege ferenda, 
aber nicht de lege lata Berücksichtigung verdiente. Ei handelt sieh 
hier nicht darum, ob der Rückerlag der Klage in Verbindung mit der 
exceptio fori declinatoria räthlich oder zweckmässig, sondern ob er 
gesetzlich zulässig sei, und diese Frage müssen wir trotz des zweiten 
von Wessely angeführteu Grundes verneinen. Dasjenige Gesetz, 
welches von dem Rückerlag der Klage spricht, ist das Hofdekret 
v. 15. Jänner 1787. Nr. 621. Jeder, der dieses Hofdekret ohne 
Befangenheit von irgend einem Parteistandpunkte liest, wird gewiss 
keinen Augenblick zweifeln, dass in demselben von keiner andern Klage 
und von keinem andern Urtheile die Rede ist, als von denen, die bei 
einem Givilgericbt und im Civilprocesse vorgekommen sind, daher 
die gesetzliche Verfügung nur von civilgerichllichen, nicht aber von 
kriminalgerichtlicben Erkenntnissen zu verstehen ist. Die entgegen- 
gesetzte Behauptung Wessely's hängt mit seiner frühem Ansieht 
rücksichtlich der Zulässigkeit der exceptio f od declinatoria bei einer 
zum civilgerichllichen Verfahren sich nicht eignenden Klage, eng 
zusammen, deren Unrichtigkeit ebenfalls Porth, wie schon erwähnt 
wurde, mit entscheidenden Gründen nachgewiesen hat. 

Nach dieser kurzen Anzeige kann Ref. nicht umhin, zu gestehen, 
dass er diese Schriften mit vielem Interesse gelesen, indem er eine 
der wichtigsten processualischen Fragen hier mit acht wissenschaft- 
lichem Geiste behandelt gefunden bat; und ist es in den Abhand- 
lungen Wessely's die juristische Schärfe, die ihn so sehr angespro- 
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eben bat, so Ist es anderseits die Rahe und Sicherheit, so wie die 
Klarheit und Gründlichkeit, mit der Porth sein Thema behandelt, 
welche den angenehmsten Eindruck auf ihn machte. 



1. Der Tod des Pfarrers Dr. Friedr. Ludw. Weidig, Ein 
actenmttssiger u. urkundlich belegter Beitrag zur Beurtheilung des 
geheimen Strafprozesses n. der politischen Zustande Deutschlands. 
Zürich u. Wintertbur, Literar. Comptoir, 1843« 102 S. gr. 8. 

2. Actenmässige Darlegung des wegen Hochverrats eingelei- 
teten Verfahrens gegen Pfarrer Dr. Friedr. Ludw. Weidig, 
mit besondrer Rücksicht auf die rechtlichen Grundsätze über Staats- 
verbrechen u. deutsches Strafverfahren, so wie auf die öffentl. Ver- 
handlungen Ober die polit. Prozesse im Gherzogth. Hessen über- 
haupt und die späteren Untersuchungen gegen die Brüder des Dr. 
Weidig, verfasst von MPr. Friedr. ÄTöllner, Gherz. Hess. Hof- 
gerichls-R. in Giessen. Darmstadt, Leske, 1844. VII, 678 u. 
64 S. gr. 8. (geh. 1£ Thlr.) 

3« Die geheimen Inquisitionsprozesse gegen Weidig n. Jordan. 
Zur neuen Unterstützung des Antrags auf öffentl. Anklageverfahren 
u. Schwurgericht von C»rl Welcker, Mitglied d. Bad. Zweiten 
Kammer. (Der Ertrag f. d. Jordanische Familie.) Karlsruhe, Braun'- 
sehe Hofbuchh., 1843. X u. 35 S. gr.8. (geh. J Thlr.) 

4. Erwiederung auf des Hrn. Carl Welcker's Schrift: „Die geheimen 
Inquisitionsprozesse gegen Weidig u. Jordan u. s. w." Von dem 
Gherz. Hess. Hofgerichts-R. Cteorgi zu Giessen. Siegen u. Wies- 
baden, Friedrich'sche Verlagsbuchh., 1 844. 32 S. 8. (geh. £Thlr.) 

5. Gedanken über den Prozess Weidig. (Abgedruckt aus dem 
„Deutschen Bürgerblatt.«) Ebendas., 1844. 31 S.S. (geb. | Thlr.) 

6i Kritik dar von Dr. Nöllner zu Giessen verfassten acten- 
mässigen Darstellung des Processes Weidig. Von einem 
Freunde des Rechts und des Fortschritts. Leipzig, Hartmann in 
Commiss., 1844. 29 S. 8. (geh. £ Thlr.) 

7. Nachträgliche actenmässige Mittheilungen aber die politischen 
Untersuchungen im Gherzogth. Hessen, insbesondre diejenige gegen 
Pfarrer Dr. Weidig, eingeleitet durch allgemeine Betrachtungen 
über den Inquisitionsprozess in Vergleichung mit dem öffentl ich- 
' mündlichen Anklage verfahren, von Martin Seh&fTer, Gherz. 
Hess. Hofgeriehts-R. in Giessen. Giessen, Heyer's Verlag, 1844. 
IV u. 36 S. gr. 8. (geh. -J Thlr.) 

8- Kritik der vonDr.Friedr.Nöllner gelieferten actenmässigen 
Darstellung des wegen Hochverrats eingeleiteten gerichtl. Ver- 
, fahrens gegen Pfarrer, Dr. Friedr. Ludw. Weidig, von einem prak- 
tischen Criniinalisten. Wiesbaden, Ritter'sche Buchh., 1844. H)3S. 
gr. 8. (geh. $ Thlr.) 
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9. Einige Worte zur Beurtheilung des Wahnsinns überhaupt 
und des Säufer- Wahnsinns insbesondre, in mediziuisch-gerichtl. 
Beziehung. Nebt e. Anhange veranlasst durch des Hrn. Hofger. -R. 
-Cteorgi von Giessen „Erwiederung n. s. w." [s. oben Nr. 4.] Von 
JDr. ©raff, Gherz. Hess. Medicinal-Director, u.J^r.Stegmayer, 
Gherz. Hess. geh. Medicinal-R. zu Darmstadt. Wiesbaden, Beyerle, 
1844. IV u. 82 S. 8. (geh. & Thlr.) 

Es ist wohl selten eine so furchtbare Anklage gegen einen Un- 
tersuchungsrichter erhoben worden, wie diejenige, welche gegen den 
Hofgerichtsrath Georgi zu Giessen als lnquirenten in der Unter- 
suchung gegen den Pfarrer Dr. Weidig vorgebracht worden ist. Die 
Beschuldigung, dass Georgi selbst Hand an Weidig gelegt und dem- 
selben die Todeswunde beigefügt habe, ist so entsetzlich, dass wohl 
Alle, zu denen die Nachricht von dieser Anklage drang, von Grauen 
ergriffen wurden. Die in der obigen Schrift unter Nr. 1. enthaltene, 
mit verschiednen Aktenstücken unterstützte Anklage gegen Georgi 
wurde der Gegenstand mann ichfa eher, öffentlicher Besprechungen und 
der peinliche Eindruck, den sie hervorrief, war um so grösser, als 
diese Schrift — welche allgemein dem bekannten, ebenfalls in poli- 
tische Untersuchung verwickelt gewesenen Dr. W. Schulz zuge- 
schrieben wird — mit ausserordentlicher Gewandtheit, Lebendigkeit 
der Darstellung und nicht gemeinem Scharfsinne abgefasst ist nnd die 
Hessische Regierung ebensowohl als .Georgi anfänglich die Anklage 
keiner Widerlegung würdig achteten, vielmehr jene Schrift von Erstrer 
confiscirt wurde. Aber als dies geschab, war die Schrift schon zur 
allgemeinern Kenntniss gelangt nnd die Hessische Regierung konnte 
nun, um den Schein zu zerstören, als ob doch an der Anklage etwas 
Wahres sei, nicht umhin, eine Mittheilung über den Gang der Unter- 
suchung wfder Weidig und dessen tragisches Ende auf Grund der 
ergangenen Acten ausarbeiten zu lassen, welche in der Schrift unter 
. Nr. 2. bekannt gemacht worden ist. 

Der Pfarrer Weid ig war wegen ihm beigemessnerTheilnahme an 
den revolutionären Umtrieben im Gherzogth. Hessen am 24. April 1835. 
zur Untersuchung und Haft gekommen. Die Untersuchung wurde in 
Folge eines vom Hofgerichi zu Giessen erlheilten Commissorü vom 
Hofgerichtsrathe Georgi, obschon W. denselben bereits früher bei 
der Einleitung der Untersuchung (wegen persönlicher Feindschaft) 
recusirt hatte, geleitet. Am 23. Februar 1837. früh 7{ Uhr fand 
der Gefangenwärter den Pfarrer Weid ig, als er ihm das Frühstück 
bringen wollte, auf seinem Bette ausgestreckt, mit gefalteten Hän- 
den im Blute liegend und die Wasserflasche nahe am Eingange des 
Gefängnisses in Scherben zerschlagen. Der H.-G.-R. G. traf um 
8 Uhr mit den Gerichtspersonen im Arresthause ein, und sie fanden 
den W. in der erwähnten Lage, wobei sein Leib sich mit den 
Athemzügen hob und senkte. Es wurde nach dem Arresthausarzte 
geschickt und der um 9£ Uhr mit der fernem Erhebung des That- 
bestands beauftragte Richter verfügte sich um 10 Uhr in Begleitung 
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der Medicinalpersoaen in die Arrestzelle des W. Bis zu dieser 
Zeit war der Verwundete ohne alle Aufsicht und Hilfe ge- 
blieben und selbst die Glasscherben waren nicht entfernt worden. 
W. lag jetzt auf der rechten Seite des Körpers, seine vorher ent- 
blössten Beine nun mit dem Bette bedeckt, der Hals ohne Binde; 
über dem Kehlkopf fand man eine 4 Z. breite weitklaffcnde Wunde, 
der Verwundete athmete noch durch die Stimmritze. Hinter der 
Kopfseite des Bettes lag eine zusammengebundene weissleinene Hals- 
binde, die mit noch frischem Blute bedeckt war, — während anzu- 
nehmen (S. 571. d. Schrift unter Nr. 2.) i dass W., als der Gerichtsdiener 
ihn aufgefunden, das Tuch noch am Halse getragen, — bedeutende 
Blutspuren, Abdrücke der Füsse, waren auf dem Fusshoden, so wie 
Blutspuren an der Wand u. s. w. zu bemerken. An der Wand der 
Zelle staoden mit Blut folgende Worte, auf welche W. bei dem Be- 
ginne der Legalbesicbtigung auf mehrere Fragen der Aerzte hindeu- 
tete, geschrieben: „da mir der Feind — jede Verteidigung nahm 
— versagt so — ich einen schimpft. Tod — freies Sterben. F.L. W. u 
(Einige Worte konnten nicht entziffert werden.) Während der Be- 
sichtigung verschied W. Von den Medicinalpersonen, welche der- 
selben beigewohnt und die Obduction u.s. w. besorgt haben, ist nun 
schon erklärt worden: a) dass zu der Zeit der ersten Auffindung und 
der Besichtigung durch G. die Halswunde noch lange nicht zu der 
Ausdehnung gebracht gewesen, als sie bei der Legaluntersuchung 
gefunden worden sei; b) dass das um 10 Uhr mit frischem Blute 
durchdrungene Tuch um 8 (Ihr noch nicht vom Halse entfernt ge- 
wesen sei; c) dass aller Wahrscheinlichkeit nach bei rechtzeitiger 
Hilfe Bettung und Heilung des Verwundeten möglich gewesen sei« 
Die nähere Mötivirung dieses Gutachtens kann — bei ihrer Umföng- 
lichkeft — hier nicht wiedergegeben werden. Ebenso auffallend ist 
ein S. 33» f. in der Schrift unter Nr. 1. mitgetheiltes Schreiben des 
Mediciaalrathes Dr. Stegmayer, als Arresthausarzts, in welchem 
derselbe Ober die mannichfachen, ausserordentlichen Beschränkungen , 
Beschwerde führt, denen er bei seinen ärztlichen Besuchen der Ar- 
rest* ten ausgesetzt gewesen sei, wovon auf S. 56. f. mehr als auf- 
fällige Beispiele gegeben werden, wie er den Pfarrer W. überhaupt 
nur einmal, etwa 5 — 6 Wochen vor seinem Hinscheiden gespro- 
chen habe, derselbe dabei in seinen Erklärungen beschränkt gewesen 
sei und er, St., jedesmal, wenn er ihn gesehen, habe bemerken müssen, 
dass er sich, mit schwer unterdrückter Indignation, gegen die Verta- 
gungen and das Verfahren seines Inquirenten zu äussern gewünscht 
habe. Auch wird S. 26. bezeugt, dass G. kurz vor der gerichtsärzt- 
lichen Untersuchung sich dahin ausgesprochen habe, dass er die Ver- 
letzung nicht für bedeutend und gefährlich, auch wohl nicht für ernst- 
lich halte, während er S. 41. behauptet, dass er die schwache Hebung 
des Leibes für die letzte Zuckung des Lebens gehalten habe. In 
einem S. 44. f. mitgetbeiltcn ärztlichen Gutachten, dessen Verfasser 
nicht genannt worden ist, ist nun mit Entschiedenheit die näher mott- 
virte Behauptung aufgestellt, dass die bei der Legalbesicbtigung des 
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W. vorgefundne grosse Schnittwunde demselben von fremder 
Hand beigebracht worden sei und dass die an der äussern Seite 
des rechten Schenkels vorgefundnen bereits vernarbt gewesnen Wan- 
den von Stockprügeln herrühren können. — Der Bruder und 
Schwager des Verstorbnen traten nun mit Beschwerden gegen Georgi 
auf; sie beschuldigten ihn u. A., dass er W. mit Stockscblägeu be- 
straft habe, schilderten ihn gradezu als gemütbskratik und am deli- 
rium tremens leidend (was auch für einen Fall S. 61. in dem* 
pflichtmässigen Gutachten des Medicinaldirectors Dr. Graff und de* 
Geh. Med.-Raths Dr. Stegmayer Bestätigung gefunden hat) und 
brachten ein „einstimmig ausgestelltes' 4 Gutachten der medicinischen 
Facultät zu Zürich bei, in. welchem die Ansicht ausgesprochen wird, dass 
es weder gewiss noch wahrscheinlich sei, dass W. sich die Halswunde 
in ihrer ganzen Ausdehnung beigebracht, dass die mehrstündige gänz- 
liche Vernachlässigung und Hilflosigkeit des verwundeten Gefangenen 
dessen Tod wenn nicht herbeigeführt, doch wesentlich befördert habe, 
und, wenn (was nicht anzunehmen) W. die grosse Wunde sich schon 
vor 8 Uhr beigebracht, die Rettung des Verwundeten zwar sehr zwei-, 
felhaft, aber doch nicht unmöglich gewesen sei. Ferner ist es in 
diesem Gutachten für wahrscheinlich erklärt worden, dass die Haut« 
wunden am Schenkel von Schlägen herrühren, und zuletzt die An- 
sicht aufgestellt worden, dass der scheinbar oder wirklieh beabsich- 
tigte Selbstmord W.'s hauptsächlich veranlasst worden sei durch 
die ihm zn Theil gewordne Behandlung, insbesondre durch Verhin- 
derung der regelmässigen Besuche des Arztes, mittels welcher allein 
die Möglichkeit gegeben gewesen sei, die gefährliche Gehirukrank- 
beit rechtzeitig zu erkennen und zu heilen. — Endlich sind der Schrift 
unter Nr. 1. S. 79. ff. Erklärungen von zwei politischen Gefangnen 
über ihre Behandlung während mehrjähriger Haft beigefügt, in denen 
Anschuldigungen gegen Georgi von solcher Schwere erhoben wor- 
den sind, dass sie denselben allein schon dringend zu seiner Recht- 
fertigung und Vertheidigung hätten veranlassen sollen. 

Als nun bekannt wurde, dass Dr. Nöllner der Heransgabe eines 
halbofficiellen Berichts über den Tod Weidig's u. s. w. sieh unter- 
zogen, konnte schon bierin eine günstige Vorbedeutung für die Er- 
gebnisse desselben in Hinblick auf die anerkannte Ehrenhaftigkeit 
Nöllner's gefunden werden. Diese Vorbedeutung hat sich auch zum 
Theil bestätigt. Nöllner hat nur wenige, ins Detail eingehende Be- 
merkungen in seinem speciellen Tbeile über die erhobenen Beschul- 
digungen bei den einzelnen Stellen eingeschaltet und in der Haupt- 
sache sieh damit begnügt, die betreffenden Protocolle, Gutachten, 
Berichte u. s. w« raitzutheilen. Sind ferner auch durch die mitgetbeil- 
ten Protocolle u. s. w. nicht alle Zweifel gehoben und ist manches 
noch im Dunkeln geblieben, so ist doch wenigstens der schrecklichste 
Verdacht genügend beseitigt worden. Es würde die Grenzen dieser 
Anzeige zu weit überschreiten, wenn eine detaillirte Relation des 
gedachten Berichts hier gegeben werden sollte. Ref. beschränkt sich 
daher zunächst auf das Wichtigste und hat in Bezug auf die oben 
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herausgehobenen Beschuldigungen Folgendes zu reiumiren: 1) Der 
Gerichtsdiener bat das Gefängnis* sofort, als er die Verwandung VV.V 
bemerkt, wieder verschlossen and den Schlüssel bei sieb behalten, — 
ein Gleiches ist geschehen, nachdem G. den Incnlpaten besichtigt, 
bis zum ßrsebeinen derGericbtsärzte; — 2) es ist nach den wieder- 
holt erfolgten Befragungen der Obducenten nnd der Gerichtspersonen, 
besonders da die Wunde erst entdeckt wurde, als W.'s Bart abge- 
nommen wurde, sowie da die Halsbinde und das schwache Tageslicht 
der ohnedem düstero Zelle der sofortigen Wahrnehmung der Wunde 
entgegenstanden, wohl möglich, dass die Halswunde bei der ersten 
Besichtigung nicht wahrgenommen worden, obschon sie bereits vor« 
banden gewesen ist; — 3) es ist sehr wohl anzunehmen, dass W. 
selbst die Halswunde nach nnd nach durch die Glasscherben , die man 
ihm gelassen, bis zu der Grösse erweitert habe, in welcher sie von 
den Gerichtsärzten gefunden wurde ; — 4) die von der Züricher Fa- 
cti I tut für das Gegentheil angezognen Gründe werden dadurch besei- 
tigt, dass mehrere Thatsachen, welche von wesentlichem Einflüsse 
sind und jene Gründe bedeutend schwächen , ihr unbekannt waren, 
als sie das fragliche Gutachten ertheilte. — Nicht minder sprechen 
dafür, dass W. sich selbst allein den Tod gegeben, die von ihm an 
die Wand gesebriebnen Worte, auf welche W. bei der Legalbesich- 
ttgung wiederholt hinwies, — die von der physischen Persönlichkeit 
W.'s hergenommenen Gründe (S.607.), — mehrere Aeusserungen W.'s 
in der Untersuchung und die von mehreren seiner Mitschuldigen in 
ziemlich gleicher Weise vorgenommenen Selbstentleibtmgsversuche 
(S.ö05.f.), — ■ die S. 608. unter 4. enthaltne Bemerkung in Betreff 
der Menge der vorgefundenen Schnittwunden u. s. w. — Dagegen ist 
keineswegs mit völliger Gewissheit ermittelt worden, wem vorzugs- 
weise die in der That völlig unverantwortliche Vernachlässigung der 
Beaufsichtigung des Verletzten und die Verspätigung von Herbeiho- 
lung ärztlicher Hilfe zur Last filllt, obschon die angestellten Erörte- 
rungen wenig Zweifel an der Verschuldung G.'s übrig lassen, auch 
dieser sich wegen der ihm gemachten Vorwürfe mit nichts Anderm 
in der Hauptsache, als mit seiner Bestürzung hat entschuldigen können, 
indem die übrigen Entschuldigungsgründe in der That so schwach sind, 
dass sie keine besondre Erwähnung verdienen und S. 660. eine sehr 
scharfe Kritik erdulden müssen, auch G. bei dem frühern Selbstmords- 
versuche eines andern Inculpaten sofort Wache bestellt hatte u. s. w. 
Man muss mit vollem Herzen die tiefe Entrüstung theilen, welche sich 
in dein S. 588. ff. mitgetheilten, von einem ehrenwerthen Milgliede 
des Hofgerichts hierüber an letzt res erstatteten Vortrage ausspricht, 
wie denn in Bezug darauf, dass die Mittel, mit denen sieh W. ver- 
wundet hatte und die Metzelei fortsetzte, ihm gelassen wurdeo, keine 
Entschuldigung in dem Berichte G.'s zu finden und kaum zu be- 
zweifeln ist, dass W. die Hauptwunde sich erst in der Zeit 
von 8 — 10 Uhr zugefügt hat. Es wird dieser Vorwurf immer 
für G. ein sehr schwerer bleiben. Zwei Stunden blieb W. ohne ärzt- 
liche Hilfe in einem verschlossenen Zimmer, ohne Aufsicht und mit 
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den Mittele, den begonnenen Versuch einer SelbeUödtang za vollenden \ 
Die Ansicht, dass W^, wenn innerhalb der Zeit von 8 — 10 Uhr recht- 
zeitig Hilfe erlangt worden wäre, wahrscheinlich hätte gerettet wer- 
den können, ist nicht beseitigt. Könnte sie als richtig erwiesen wer* 
den, so würde jene Unterlassung allerdings sogar als criminalrecht« 
lieh strafbar angesehn werden können, wie S. 656. f. richtig ausge- 
führt worden ist. Jene Verschuldung G.'s wird auch in dem Vor- 
trage beim Hofgerichte S. 662. zugestanden und nur eben der Man- 
gel des Beweises des Gansalzusammenhangs zwischen dieser Unter- 
lassung und W.'s Tod zu Gunsten G.'s geltend gemacht. — Ebenso 
ist nicht zu bezweifeln, dass W.'s Gehirn zur Zeit der That sich in 
einem kranken Zustande befand und eine Verwirrung der Seelentbä- 
tigkeit mit Zuverlässigkeit als Ursache der That angesehn werden 
muss, und die Wahrscheinlichkeit von den Gerichtsärzten wiederholt 
bestätigt worden, dass die Hautwunden an W.'s Schenkeln von Stock- 
prügeln herrühren. (Das Hofgericht hatte übrigens schon früher auf 
eine Anfrage G.'s demselben eine sehr energische Weisung ertheilt, 
keine schweren Ungehorsamsstrafen ohne vorherige Anfrage gegen 
W. anzuwenden, nachdem G. kurz zuvor bei dem Hofgerichte 
den Antrag auf körperliche Züchtigung W.'s gestellt hatte). 
Ebenso ist nach dem gerichtsärztlichen Ausspruche, dafern man dem- 
selben Glauben schenken will, S. 635. nicht zu zweifeln, dass G. sieh 
in delirio trementi potalorum befunden habe und die Ursache dieses 
Zustands wird sowohl in diesem Gutachten als in den von den An- 
wehen mehrerer Inhaftaten eingereichten Perborreszensgesuchen als 
stadtkundig und notorisch bezeichnet, so dass nach den S. 640. 
bemerkten Votis der Mitglieder des Hofgerichts diese Gesuche nur 
per majora abgewiesen wurden. — Es kann nicht in Abrede gestellt 
werden, dass es wohl besser gewesen wäre, wenn das Hofgericht, 
dessen Verfahren man, was die Erörterungen über den Tod W.'s be- 
trifft, seine Anerkennung nicht versagen kann, bereits früher mehr 
Rücksicht auf W.'s Beschwerden genommen und bei der offenen, ziem- 
lich persönlichen Erbitterung, welche «wischen W. und G. herrschte, 
den letztern. seines Auftrags wider W. enthoben hätte. — Ref. kann 
mit dem Verf. der Schrift unter Nr. 1. in das ausserordentliche Lob, 
welches W. von demselben erhält, nicht einstimmen, wenn schon W. 
— nach den mitgeteilten Resultaten der Untersuchung — wohl schwer- 
lich des ihm Beigemessneu für schuldig würde erachtet worden sein. . 
W. erscheint zwar als ein geistig sehr begabter und gebildeter Mann, 
als ein Gharacter von eiserner Festigkeil und Willenskraft, allein seine 
politischen Ansichten waren ebenso verwerflich als die Mittel, welche 
er nach den Aussagen der übrigen Inculpaten zur Erreichung seiner 
politischen Zwecke für erlaubt hielt, unbedingt und schlechterdings 
als strafbar und unmoralisch sich darstellen, wie insbesondre die Lehre 
vom erlaubten Meineide, und es ist nicht zu billigen, dass er die 
geistige Superiorität, welche er über viele seiner Bekannten hatte, 
,zu ihrer Verleitung zu revolutionären Umtrieben missbrauebte. Es 
ergibt sich aus den mifgetheilten Protocollen ferner zur Genüge, das* 
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W. seine Stellung als Inculpat sa seinem Richter völlig verkannte und 
ia der That den Inawenten absiehflieh wiederholt gereizt zu haben 
seheint, um ihn zu ärgern und zu krfinkea, daM er seine geistige Gewalt 
aach hier geltend machen wollte, während G., den Cbaracter seines 
Inealpaten verkennend , wiederholt denselben oft unnOthig seine Mächt 
Üblen Hess, ihm willkürlich Bitten abschlug (z. B. S. 502. f.) und ihn 
mit empfindlichen Ungehorsamsstrafen (auch körperlicher Zichtignng) 
bedrohte, welche er zum Theil auch anwendete (S. 525. bemerkt G. 
tu einem Berichte, er werde W. „als unter den Stock gestellt be- 
trachten "), wodurch natürlich W. aufs Neue gereizt uad erbittert 
werden musste. Die Beschwerden W.'s so wie andrer Inealpaten über 
G. nahmen kein Ende, — die Berichte sowohl wie die Protocolle G.'s, 
von welchen die ersteren zum Theil in einem sehr auffälligen Tone 
abgefasst sind, tragen einen Stempel der Gereiztheit und Aergerücb- 
keit an sich, die entschuldbar ist, aber bei einem inquirenten leicht 
auch wider seinen Willen ihn zu Härten verleiten kann. (W. sprach 
u. A. die Befürchtung aus, von G. heimlieh ermordet zu werden, wäh- 
rend dieser jenen beschuldigt, einen tbätlicben Angriff auf ihn ver- 
sucht zu haben). Die Untersuchung wurde dadurch wesentlich ge- 
hemmt, Monate vergingen, ohne dass sie fortschritt, G. blieb Inqai- 
rent und die Absendung eines andern Commissars erfolgte erst, als 
das Grässliche geschehen war. Ein Mann, wie W., bei seiner hohen 
geistigen Bildung und bei seiner Reizbarkeit und Energie, masste 
mit besondrer Vorsicht und Schonung behandelt werden, aueh wenn 
er ein peinlich Angeklagter war. — Als die Führung der Untersuchung 
in andre Hände kam, nahm sie endlich einen, der Hauptsache selbst 
geltenden Fortgang. — Es bedarf zur Rechtfertigung eines Perhorres- 
eenzgesuchs nicht eines förmlichen Beweises, sondern es genügt 
einige Bescheinigung der Gründe, aus denen eine gerechte Furcht 
des Inculpaten gegen den Inquirenten entspringt. Es scheint wohl, 
als ob W., ohnedem gereizt und krankhaft verstimmt, dadurch, dass 
man ihm Annahme und Abhilfe seiner Beschwerden verweigerte, aufs 
Tiefste gekrankt und das Schlimmste befürchtend, nur in dem selbst» 
gewühlten Tode die Rettung zu finden glaubte. — Der Bruder W.'s, 
Revierförster W., hatte dem G. in einem Briefe die fahrlässige Tod- 
tung seines Bruders beigemessen, G. ihn deshalb denuncirt und W. 
die exceptio veritatis vorgeschützt, zu deren Bescheinigung, welche 
ihm nachgelassen wurde, er sich auf die Aussagen derAerzte u. s. w. 
bezog. Das Hofgericht erkannte nun zwar, weil, wie oben bemerkt, 
der Caasalnexus zwischen der Omissivhandlnng G.'s und W.'s Tode 
nicht nachgewiesen, den Beweis für verfehlt, sprach jedoch aus, dass 
Denunciat triftige Gründe für die Wahrheit seines Vorwurfs gehabt, 
absolvirte ihn daher in Betreff derVerlfiumdung von der Instanz und 
belegte ihn wegen Verletzung der Amtsehre G.'s (wegen des sonstigen 
Inhalts des Briefs) mit einer Busse von 16 Gulden. Gegen dieses Er- 
kenntniss hat W. remedirt, das Erkenn tniss zweiter Instanz ist aber 
noch eicht erfolgt — Der zweite Bruder W.'s, Assessor W., hatte, 
in einem officiellen Schreiben noch viel stärker und bestimmter sich 
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ausgedruckt und G.'n gradezu der verschuldeten Tod lang seines Bru- 
ders bezüchtigt. Es ist auch gegen ihn verfahren, zur Zeit aber ein 
Erkenntniss noch nicht poblicirt worden. — Vorausgeschickt sind in 
der Schrift unter Nr. 2. der Mittheilung der Aktenstücke über W.'s 
Tod interessante Relationen Ober die Ergebnisse der Untersuchungen 
gegen denselben in den Jahren 1819.» 1833., 1834.» über die neueste 
Anklage gegen ihn wegen Theilnabme an hochverrfllherischen Ver- 
bindungen und Abfassung und Verbreitung von Plugschriften verbre» 
brecherischen Inhalts, so wie seine Recusationsgesucbe und seine 
Disciplinarvergehen und Beschwerden, — Mittheilongen, aus denen 
man allerdings einen neuen Standpunkt für Beurtheilung der W. 'sehen 
Sache gewinnt. 

Nachdem wir hiermit die Relation Ober den speciellen Thei! des 
Nöllner'schen Buchs geschlossen, haben wir noch kürzlich des eben- 
falls sehr »in fön glichen allgemeinen Tbeils zu gedenken. Der Verl 
bespricht hier, nachdem er eine kurze Charakteristik der beiden 
Schriften unter Nr. 1. u. 3. vorausgeschickt hat, zunächst den Tbat» 
bestand undCharacter hochvjerrätherischer Unternehmungen überhaupt 
und der revolutionären Umtriebe in Teutschland bis zum Frankfurter 
Attentate insbesondre, — hieran knüpfen sich allgemeine Betrach- 
tungen vom Standpunkte des Gesetzgebers in Betreff politischer Vcr* 
brechen, worauf die Grundsätze des Strafverfahrens mit besondrer 
Beziehung auf politische Verbrechen und die particulüren Bestimmun- 
gen im Gherzogth. Hessen entwickelt werden, indem der Verf. diePflieh» 
ten des Untersuchungsrichters im Allgemeinen und insbesondre bei 
Verhaftungen wegen Gefahr der Flucht und bei Gollnsioaen, so wie 
bei Behandlung der Gefangnen vom Gesichtspunkte der Disciplin in 
den Untersuchungsgefängnissen, und die Pflichten der Angeschuldigte! 
(wobei allenthalben spezieller Bezug auf die fraglichen politischen Uo» 
tersochungen und die darin verwickelten Incolpaten genommen wird) 
erörtert. Eine Charakteristik mehrerer in die polit. Untersuchungen 
verwickelter Personen schlicsst diesen Theil. Auch dieser Theil steht 
mit den Erörterungen über W.'s Process und Tod in wesentlichem 
Zusammenhange und tässt einen Schluss auf Nöllner's Urlheil hier« 
über zu. Hat N. auch dasselbe nicht gradezu ausgesprochen, so muss 
man doch annehmen, dass auch er das Verfahren G.'s nicht billigt. 
Es wird übrigens hier nicht blos dem Juristen und Staatsmann, son- 
dern auch dem Gesetzgeber, dem Psychologen und Arzte ein sehr 
reiches Material zu interessanten Betrachtungen und Erörterungen 
geboten. Ref. hebt nur heraus, dass auch hier Nöllner wiederum 
für Einführung eines mündlich -öffentlichen Strafverfahrens sich aus- 
spricht. 

In der Schrift unter Nr. 3. wird in der That nicht viel Neues 
geboten. Es ist eine Wiederholung der in der ersten Schrift wider 
Georgi aufgestellten Verdachtsgründe einer schtildhaften Theilnabme 
an W.'s Tode, verbunden mit einer Anerkennung der ausgezeichneten 
Darstellung und Argumentation in der Schrift unter Nr. 1. und mit 
einem wiederholten Antrage auf öffentliches Anklageverfahren und 
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Schwurgericht. Soviel das hier ebenfalls, besprochne Urtbel gegen 
Jordan anlangt, so sind die von Welcker vorgebrachten Wider- 
legungen jetzt, nachdem die Schriften von Boden und Schantz er- 
schienen, nichts Neues mehr und können wenigstens hier übergangen 
werden. Als Welcker diese Schrift, in welcher er den Pfarrer 
Weidig mit dem Prof. Jordan zusammenstellt und ober G. auf Grund 
der Schrift unter Nr. 1. das Verdammungsurlheil spricht, heraus- 
gab, war die Nöllner'sche Schrift noch nicht erschienen. Hatte 
Welcker sie gekannt, so würde er wohl kaum jene beiden Minner 
gleichgestellt und ohne Weitres die Beschuldigungen gegen G. als 
zweifellos angesehn haben. 

Als die We I c k e r'sche Schrift erschienen war, wurde die Er- 
wartung, ob und was G. zu seiner Verteidigung vorbringen werde, 
noch gespannter. Es erschien bald darauf die Schrift unter Nr. 4. 
Allein sie rechtfertigte die gehegten Erwartungen schon deshalb nicht, 
weil sie von einer ausserordentlichen Gereiztheit und Gehässigkeit 
gegen Welcker zeugt, die, wenn sie schon bei den Beschuldigungen 
desselben wider G. menschlich, doch unangemessen ist; er hat dabei 
doch jedenfalls ebenso seine Stellung als Welcker's Motiven ver- 
kannt, denselben ziemlich deutlich als einen Freund Weidig's be- 
zeichnet, auch ihn fälschlich juristischer Irrthümer beschuldigt. Wenn 
G. sich auf dasZeugniss seiner Behörden und darauf beruft, dass die 
Yertheidiger der Inculpaten bei Durchgehung der Acten nichts Nach- 
theiliges gefunden, so wird dieses die erhobnen Beschuldigungen 
nicht völlig beseitigen, da, wenn G. sich wirklich Illegalitäten hatte 
zu Schulden kommen lassen, nicht anzunehmen wäre, dass er sie 
auch actenkundig gemacht haben würde, wenn schon zuzugeben ist, 
dass bis zum Beweise des Gegentheils die Legalität zu präsumiren 
sei. G. hat diese Beschuldigungen mit Entrüstung zurückgewiesen, — 
die neuere Schrift von Nöllner hat ihn in manchen Punkten gerecht- 
fertigt, wogegen z.B. die Entfernung derAerzte von öftern Besuchen 
der Inculpaten nicht völlig aufgeklärt worden ist. — Die Beschul- 
digung, dass er in delirio tremenli gewesen, bezeichnet G. ebenfalls 
als nnwahr und bemerkt, dass das ärztliche Gutachten, durch welches 
jene Beschuldigung unbedingt bestätigt wird, aus persönlicher Abnei- 
gung seiner Verfasser, deren Verfahren in der Untersuchung gegen 
den gemütskranken Studenten v. Minnigerode er ebenfalls einer 
tadelnden Kritik unterwirft, gegen ihn hervorgegangen. Allerdings 
ergiebt sich aus den Nöllner'schen Mittheilungen, dass das Verhält- 
niss zwischen diesen Aerzten und G., wie selbst das Hofgericht zu 
Giessen in einer Verordnung andeutet, nicht eben ein freundliches 
gewesen ist, andrerseits ist es aber ein schwerer Vorwurf, dass diese 
Aerzte, deren amtliche Stellung sowohl als sonstige Berufstreue einige 
Gewähr gibt und von denen einer selbst Leibarzt des Landesherrn. 
geworden ist, ihrem persönlichen Grolle gegen G. gefolgt seien und 
ein falsches Gutachten erstattet hätten, abgesehn davon, dass es den 
Anschein gewinnt, als ob jene persönliche Abneigung erst in Folge 
dieses Gutachtens entstanden sei. — Auch hier gibt G. zu, dass W. 
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ziemlich 2 Standen, nachdem man die Verwundung entdeckt, ebne 
ärztliche Hilfe und ohne Aufsicht sich befunden habe, sucht aber die 
Schuld theils auf die Aerzte selbst, theils per indirectum auf den 
Hofgerichts- Assessor Weber, den er mit Erhebung desThatbestanda 
beauftragt gehabt, abzulenken. Was diesen sogen. Auftrag anlangt, 
so ergibt sich, dass G. dem — immiltelst verstorbenen — W. die 
Erhebung des Thatbestands keineswegs mit Bestimmtheit aufgetragen 
halte. Die Schrift G.'s vermag den Leser nicht von dem, was G. 
will, zu überzeugen und der Ton, in welchem sie zum Theil geschrie- 
ben ist, macht einen unangenehmen Eindruck. 

In der Schrift uuter Nr. 5. sind zwei bereits im Deutschen Bür- 
gerblatte bekannt gemachte/ Artikel aber den Weidig'scben Process 
wieder abgedruckt. Sie enthalten eine kurze, aber sehr gelungene 
Critik der Schriften unter Nr. 1. 3. 4. und sind mit einer sehr ge- 
mässigten Haltung geschrieben. Ebenso wie der Verf. der Gewandt« 
heit und dem Scharfsinne des Verfassers der Schrift unter Nr. 1. volle 
Gerechtigkeit widerfahren lffsst, so erklärt er sich doch entschieden 
gegen die Voreiligkeit, mit welcher derselbe ohne zureichende Gründe 
die Beschuldigung des Mordes wider G. erhoben, wogegen er auch 
letztern ernst tadelt, dass er einem Manne, wie W., Stockschläge 
angedroht und den Verwundeten ohne ärztliche Hilfe und ohne Auf- 
sicht hat liegen lassen. Am Schlüsse dieser auch noch manche andre 
richtige Bemerkungen enthallenden Schrift erklärt sich der Verf. 
ebenfalls für ein mündlich öffentliches Verfahren. 

Die Schrift unter Nr. 6-, in einem ruhigen und gemässigten Tone 
gehalten, hat nicht sowohl das juristische, als das grossere Publikum 
auf mehrere Punkte der Null n einsehen Schrift, welche von allge- 
meinem Interesse seien, aufmerksam machen wollen. In der Vorrede 
ist bemerkt: 

„Alles was bisher su Gunsten G.'s geschah, seine Belobungen, seine Ordens- 
decoration, seine Wahl zum Landtagsabgeordneten, ja seine eigene, sum 
Theil gemeine, tactlose und durch eine unwürdige Sprache ausgezeichnete 
Vertheidigung u.s.w. haben ihm Schritt vor Schritt geschadet und der Wahr- 
heit genutzt. Es hat ihn noch Niemand zu rechtfertigen gewagt und würde 
er gerechtfertigt, so wäre dies nur ein neuer Beweis, dass der deutsche Cr!» 
miualprocess noch weit schlechter ist, als man bisher geglaubt hat, dass die 
grössten Rohheiten und Gewalttaten durch ihn beschönigt werden können." 

Es wird zunächst darauf aufmerksam gemacht, dass, wenn schon die 
Acten wohl nicht alle einschlagenden Thatsachea enthielten, doch 
das Mitgetheilte des Materials zur Genüge enthalte, um das Schau- 
derhafte des Verfahrens erblicken zu lassen; ferner dass auch dann 
ausreichender Grund zur Entfernung eines Richters vorhanden sei, 
wenn derselbe, obschon er sich keines eigentlichen Verbrechens schul- 
dig gemacht, doch ein unsittliches und sein Ansehen verletzendes Be- 
nehmen beweise, dass insbesondre aber Instructionsrichter in Unter« 
snchungen wegen Staatsverbrechen die unbescholtensten, geacb leisten 
und selbststündigsten Leute sein müssten. Das Verfahren G.'s wird 
einer sehr streugen Kritik unterworfen und stark getadelt, . — die 
Nothwendigkeit einer froheren Abrufung G.'s im Interesse der Unter« 
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suebung selbst und die sattsame Bescheinigung der Perborrescenz- 
gesuche wider ihn gezeigt , — das Benehmen G.'s gegen die Ange- 
klagten erörtert, — die mannigfachen Widersprüche in den Beschwer- 
den W.'s und den Berichten G.'s werden nachgewiesen. Der Verf. 
stallt S. 17. f« den Satz auf, dass W. bei seiner Reizbarkeit und der 
Erbitterung zwischen ihm und G. nicht mehr habe leben können, als 
ihm die Möglichkeit, seine Beschwerden wider G. bei der Visitations- 
eommission anzubringen, entzogen worden, und dass bei dem Verhal- 
ten G.'s gegen W. ein gedeihlicher Fortgang dar Untersuchung nicht 
zu erwarten gewesen sei, welche in Röcksicht auf das Verfahren G.'s 
mit den Ketzer- und Hexeninquisitionen verglichen wird. Es wird 
mit Wärme geschildert, wie W. durch diese Behandlung habe zur 
Verzweiflung gebracht werden müssen, und behauptet, dass G. seine 
positive Pflicht gegen W. bei dessen Leben und Tode auf eine nicht 
zu rechtfertigende Art verletzt habe. Die Unzulänglichkeit und der 
theilweise Widerspruch der von G. zur Entschuldigung seines Beneh- 
mens bei der Auffindung W.'s am Morgen seines Todestages vorge- 
brachten Gründe wird S. 21. f. gut nachgewiesen. Es ist dem Verf. 
beizustimmen, dass, wenn schon in Vielem die Beschuldigungen des 
Dr. Schulz widerlegt, sie in Vielem doch nunmehr grade besser 
begründet, auch selbst neue Anklagspunkte aufgefunden worden sind. 
Schliesslich gibt auch der Verf. zu, dass W« stark belastet sei, wenn 
schon die wichtigsten Verdachtsgründe wider ihn erst nach seinem 
Tode erlangt worden seien ; er spricht sich mit Wärme für ein öffent- 
lich mündliches Verfahren aus. 

Die Schrift unter Nr« 7. anlangend, so ist zu bemerken, dass 
der Verfasser derselbe ist, welcher vor einigen Jahren die acten- 
mässige Darstellung der im Gherzogth. Hessen in den J. 1832 — 1835. 
stattgehabten hochverräterischen Unternehmungen herausgegeben hat 
und welchem, als vormaligen Referenten in den politischen Unter- 
suchungsprocessen im Gherzogth. Hessen, auch genauere Bekannt- 
schaft mit dem Processe gegen W. zuzutrauen ist. In der ersten 
Abtheilung der Schrift entscheidet sich der Verf. gleichfalls für ein 
mündlich öffentliches Verfahren und bezeichnet dasselbe „nach dem 
Principe und der Erfahrung als dasjenige, was unter allen Um- 
ständen regelmässig am sichersten und schnellsten zum Ziele führt 
und seinem Zwecke am besten entspricht." In der zweiten Abthei- 
lung bezieht er sich — gewissermassen zur Rechtfertigung des Hof- 
gerichts und wohl auch G.'s — auf das unpassende und ordnungs- 
widrige Benehmen W.'s während der Untersuchung und auf die üble 
Stellung des Inquirenten in den politischen Processen der Öffentlichen 
Meinung gegenüber, welche in dem Inculpaten hier häufig einen Mär- 
tyrer der Freiheit und ein Opfer tyrannischer Staatsgewalt erblicke. 
Beides ist zuzugestehen, ohne dass, wie oben bemerkt wurde, G. 
dadurch ausreichend entschuldigt wird und ebenso kann nach den 
actenmässigen Mittheilungen dem Hofgerichte kein Vorwurf gemacht 
werdeo, wenn schon, wie gedacht, zu wünschen gewesen wäre, dass 
es bei der Prüfung von Pe'rhorreseenzgesuchen den Grundsatz, wie 
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hierbei sehon eisige Bescheinigung vollkommen ausreichend sei, an- 
geDemmen hätte. Die dritte Abtbetfang der Schrift betrifft mehrere 
einzelne Stellen der Nftllner'schen Schrift, welche, nach der An- 
sieht des Verfs., leicht zo Mtssdeutnngen über das ron dem Hofge- 
richte bei diesen politischen Processen beobachtete Verfahren führen 
and nnrichtigen Vorstellungen Eingang verschaffen könnten ; der Verf. 
versucht dieselben zu widerlegen. Es sind diese ohnedem nur apho- 
ristischen Bern erkan gen von keinem besondern Interesse. 

In der sehr got geschriebnen Kritik anter Nr. 8. — deren Verf. 
sich ebenfalls für Öffentlich mündliches Verfahren entscheidet — wird 
die Nöl Ine r'sche Schrift in ihrem allgemeinen Theile einer, zum 
Theil ins Specielle eingehenden Prüfung unterworfen and beleuchtet. 
In der Besprechung des speciellen Theils wird u. A. auch der oben 
schon herausgehobne Umstand geltend gemacht, dass die, den Pf. 
W. gravirenden Aussagen der Coincnlpaten erst nach seinem Tode 
erlangt worden sind und bis dahin specielle Anzeichen wider W. nicht 
vorlagen, dass W., schon ehe 6. zum Inquirenten bestellt worden, 
denselben aus persönlichen Gründen als Richter recusirt hatte, G. 
aber nichts de stowe niger mit gedachtem Auftrage bekleidet wurde. 
Das Verfahren G.'s gegen W. und die Übrigen Angeklagten wird hierauf 
sehr stark getadelt, und dessen mannigfache Fehler und Unzweck- 
mässigkeiten werden auf Grund der zum Theil von G. selbst verab- 
fassten Protocolle, Berichte u. s. w. mit edler Wärme, aber in ge- 
mässigtem Tone nachgewiesen. Das Benehmet! W.'s gegen G. wird, 
ebenfalls zwar nicht in Schutz genommen, es wird aber zugleich ge- 
zeigt, wie bei einem passendem Benehmen G.'s alle diese ärgerlichen 
Auftritte wohl vermieden worden wären, wie derselbe gar nicht zum 
Inquirenten, dessen Eigenschaften ihm abgingen, passe, oft eine ganz 
unnöthige und zweckwidrige Strenge in Folge seiner gereizten Stim- 
mung gegen W., den er nicht zu behandeln verstanden, habe walten 
lassen, wie der Inculpat vielen unnötbigen Beschränkungen unterwor- 
fen und ihm das Recht der Beschwerde willkürlich verkümmert wor- 
den sei, und wie endlich bei W.'s Tode unverzeihliche Nachlässigkeiten 
vorgekommen seien. Der Verf. schliesst mit folgender Auslassung: 
„Dieses Urtheil mag hart erscheinen, aber ein jeder unparteiischer Richter 
wird demselben beistimmen müssen. Wäre ein Verfahren wie das beleuch- 
tete nicht ein Ausnahmefall, wurden der deutsche schriftliche Criminalpro- 
cess und das Verfahren der Criminalrichter häufig Gelegenheit zu solchen 
Critiken geben, dann würde es unverantwortlich sein mit Einführung 
eines ändern Verfahrens zu zögern, denn schlechter konnte es nicht werden. 
Doch zur Ehre des deutschen lnquisitionsproeesses, welcher leider fiele 
Mängel hat, sei es gesagt, dass es so schlimm nicht aussieht. Et gibt auch 
Gerichte, wo ächte und wahre Humanität geübt wird und wo ein Unter- 
suchungsrichter, welcher bei einem von einem Gefangnen versuchten Selbst- 
morde so handelt, wie es bei W. geschah , der schwersten Rüge, vielleicht 
Entfernung von seinem Amte sich aussetzen würde« Wir fühlen, es ist 
hart, was wir sagen, aber gleich dem Verf. der actenmässtgea Darstellung 
haben wir für Wahrheit und Recht gesprochen.' 4 

Was endlich die Schrift unter Nr. 9. anlangt, so ist sie durch 
die Georgi'sebe Schrift hervorgerufen worden und es bezwecken 
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ihre Verfasser, sieh in derselben, die iis Mit Genehmigung der Regie- 
rsng herausgegeben haben, gegen die Vorwurfe G.'s so rechtfertigen. 
Der erste Thcil der Schrift, verfasst von Dr. Graff, enthält allgemeine 
Andeutongen Ober Wahnsinn and insbesondre Säuferwahnsinn, ferner 
die — wie dem Ref. dünkt — vollständige Rechtfertigung derAerzte 
in Betreff der Minnigerode'schen Untersuchung, demnächst eine Ref- 
lation und vollständige Krankengeschichte von Dr. Stegmayer, dem 
damaligen Hausarzte G.'s, über die Krankheit des letztern, nach 
welcher in der Tbat an dem Vorhandensein des delirium tremens 
nicht zu zweifein ist und die Behauptung G.'s, dass es ein Anfall von 
Grippe gewesen, völlig widerlegt ist, wobei auch auf vielfache, all- 
gemein bekannte Excesse derselben Art, welche diesem Anfall voraus- 
gegangen, hingewiesen wird. Im zweiten Theile, verfasst von Dr. 
Stegmayer, werden zunächst die Beschuldigungen G.'s wider die 
Verf. in Betreff des Todes W.'s genügend widerlegt (wai schon ans 
der N&IIner'schen Schrift hervorging) und die Widersprüche in G.'s 
Benehmen nachgewiesen, auch behauptet, dass, als G. die Zelle W.'s 
zum erstenmal betreten, die That des letztern noch nicht vollendet 
gewesen sei; mit edler Wärme werden die unnöthigen Verzögerungen 
Seiten G.'s in Betreff der Rettung W.'s nachgewiesen. St. rechtfer- 
tigt sich gegen „die beispiellos perfide Denunciation", die ihm G. bei« 
gemessen, weil er, obschon dessen Hausarzt, die Beschuldigung, als 
ob G. am Säuferwahnsinn gelitten, erhoben habe, damit, dass er als 
Anstaltsarzt bei derCollision zwischen den Pflichten seines Amts und 
denen als Hausarzt den erstem den Vorzug gegeben habe. Dies muss 
such gebilligt werden ; Schweigen wäre hier Verletzung der höheren, 
gegen den Staat übernommenen Pflichten des Amtes gewesen. 



Die Separation der Massen im mecklenburg. Concnsprocesse 
und deren Folgen dargestellt von Kirnst v. Berg* Gutsbesitzer. 
Bertin, gedr. a. Kosten d. Verfs., [Neu-Brandenburg, Brünslow in 
Commiss.,] 1844. IV u. 192 S. gr. 8. (geh. * Thlr.) 

Der Verf. dieser Schrift ist, wie schon auf dem Titel angezeigt 
ist, nicht Jurist; er hat sich lediglich durch seine Schicksale in einem 
Concursprocess veranlasst gesehen, als Schriftsteller aufzutreten. 
Nach dem Vorworte wurde er von Freunden und Verwandten ge- 
beten, Ober jenen Process Etwas in den Druck zu geben, weil sie 
sich ein nur eiuigermassen vollständiges Bild desselben aus den bis- 
herigen Mittheilungen, welche er ihnen über diesen „unglücklichen 
und in gewisser Beziehung sehr merkwürdigen Process u gemacht 
hatte, zu entwerfen nicht im Stande gewesen waren. Er gewährte 
diese Bitten von Personen, „welche nicht selten Zeugen waren seiner 
BekOmmernisse, seiner Gesundheit zerstörenden Aufregungen und 
seines herben Verdrusses" um so mehr, als er überhaupt und beson- 
ders im Hinblick auf sein vorgerücktes Alter das Bedftrfoiss fühlte, 
nicht nur seinen Freunden, sondern auch einem grossem Theile des 
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Publikums den wahren Hergang der Sache mitzutheilen, „damit auch 
diejenigen, welche sein unerschütterliches Streben in der Verfolgung 
seines Rechtes bisher verkannt haben, endlich einmal begreifen mö- 
gen, auf welcher Seite sich hier das Recht befinde." — Diese Eröff- 
nungen des Verfs. erweckten in dem Ref. kein günstiges Vorurtbeil 
für den Inhalt der Schrift. Vielfache Erfahrungen haben ihn belehrt, 
dass die Darstellungen von Rechtsstreitigkeiten, welche von -Laien 
ausgegangen sind, in der Regel kein Licht über die erstem verbrei- 
ten, am allerwenigsten, wenn diese Laien, wie der Verf. von sich in 
dem Vorworte bemerkt, sich mit einzelnen Zweigen der Rechtswis- 
senschaft soweit möglich bekannt gemacht haben. Der Jurist findet 
in solchen Darstellungen das Hauptsächliche, worauf es eigentlich 
ankommt, gewöhnlich gar nicht hervorgehoben, geschweige denn 
auf eine genügende Weise factisch begründet; der Leser aber, wel- 
cher nicht Jurist ist, wird noch weniger im Stande seyn, eine Erör- 
terung zu begreifen, in welcher die Ansichten eines. Laien mit den 
Anflügen einer von ihrem Urheber halb verstandenen und daher um 
so unverständlicheren Rechtsgelehrsamkeit vorgetragen sind. So ist 
es auch hier. Hätte der Verf. lediglich die in dem fraglichen Pro« 
cesse einflussreichen Parteischriften, Urthel und Entscheidungsgründe, 
höchstens mit kurzen, den Gang des Rechtsstreits referirenden Notizen 
abdrucken lassen, so würde er wenigstens dem juristischen Publikum 
eine sichere Unterlage zur Beurtheilung seiner Beschwerden gegeben 
haben. Statt dessen hat er Einzelnes aus dem Processmaterial, wie 
es ihm gerade passend zu seyn schien, herausgerissen und dies mit 
einer breiten Auseinandersetzung seiner Rechtsansichten begleitet. 
Damit ist weder den Juristen gedient, noch den Laien, die noch 
weniger, als jene, das, was ihnen hier vorgelegt wird, werden ver- 
stehen können. Auf eine Kritik jener Rechtsansichten im Einzelnen 
kann nun Ref., da er für ein juristisches Publikum schreibt, sich nicht 
einlassen; es genüge daher im Allgemeinen die Bemerkung, dass neben 
Vielem, was auf Missverständnissen, schiefen Begriffen und mangel- 
hafter Kenntniss beruht, doch auch hier und da Einiges vorkommt, 
wo der gesunde und natürliche Sinn des Verfs. das Richtige getroffen 
hat. Namentlich enthält die Kritik der verschiedenen Ansichten über 
die Wirkungen des pactum reservati dominit, welche sich S. 71. ff. 
findet, manche recht gute Bemerkungen; sie giebt den Beweis, dass 
der Verf. die Sache besser durchdacht hat, als mancher Jurist, wel- 
cher darüber geschrieben hat. Ebensowenig wie die Rechtsansichten 
des Verfs. kann aber Ref. auch die Geschichte des Processes, auf 
welchen sich die Schrift bezieht, zum Gegenstand dieser Anzeige 
machen, hauptsächlich um deswillen nicht, weil der Verf. selbst für 
eine vollständige Herbeischaffung des dazu gehörigen Materials nicht 
gesorgt hat. Es bleibt daher nur übrig,' Folgendes über den Inhalt 
der Schrift mitzutheilen. Der Conen rsprocess, um welchen es sich 
bandelt, ist zu dem Vermögen des Landjägermeisters v. Weltzien, 
des früheren Besitzers des vom Verf. aus der Goocnrsmasse gekauf- 
ten, im Gherzogth. Mecklenburg- Streu tz gelegenen Gutes Neuen- 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg.IX. H.IIL 18 
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kirchen, bereits an 25. Not. 1811. eröffnet worden, und wenigstens 
zu der Zeit, als der Verf. ich rieb (im J. 1844.) , noch nicht beendigt 
gewesen« Der Verf., dessen Vater jenes Gnt vor dem Gridar beses- 
sen hatte, ist dadurch bei diesem Proeesse betheiligt, dass ihm für 
sich nnd als Cessionar seiner Geschwister eine sehr bedeutende For- 
derung von Kaufgeldern zusteht, welche dem Käufer des Guts 
v. WeUzien unter Vorbehalt des Eigeothums creditirt worden waren. 
Die bemerkenswerthesten* Puncto nun, welche in diesem Proeesse 
vorkommen und hauptsächlich die Klagen des Verfs. veranlasst haben, 
sind etwa folgende. 1) Die lange Dauer dieses Concursprocesses. 
Doch lässt 6ich freilich nicht ersehen, wen hierbei eine Schuld trifft. 
Nach einer Mittheilung des Verfs. S. 116. ist sogar ihm selbst von 
der Justizkanzlei zu Neu-Strelitz der Verschleif der Sache beige- 
messen worden. Jeden Falls ist es eine sehr traurige Wahrnehmung, 
dass zu solchen Missbrluchen das bestehende Verfahren Veranlassung 
geben kann. — 2) Die rechtskräftig erkannte Separation der Massen, 
lieber diesen Punct hat der Verf. ausserordentlich viel geschrieben 
nnd geklagt. Und doch vermisst Ref. eine klare Angabe der Tat- 
sachen, welche jene Separation herbeigeführt haben. Nach S. 25. 
ist sie von der verehel. v. Weltzien, welche ein eheweiblicbes Ein- 
bringen liquidirt hatte, beantragt worden, aber die Begründung dieses 
Antrags und die sonstigen dabei einschlagenden factischen Umstände 
sucht man in der Schrift vergeblich. Nach anderen Stellen der Schrift 
scheint es dagegen wieder, als wäre der Verf. selbst als Separatist 
aufgetreten; z B. S. 49. In dieser Beziehung ist also die Darstellung 
ganz unklar. Ref. ist daher auch nicht im Stande, über die vom 
Verf. behauptete Unrecbtmässigkeit jener Maassregel ein Urtheil an 
faileu ; der von letzterem am meisten geltend gemachte Umstand, dass 
dieselbe früher in Mecklenburg nicht gewöhnlich gewesen sey, würde 
natürlich ganz bedeutungslos seyn, wenn sich ergäbe, dass sie gesetz- 
lich begründet sey. — 3) Zwei Hauptbeschwerden des Verfs. beziehen 
sich auf die Fragen! ob der Vorbehalt des Eigenthums an einem 
Gntsinventarium sich auch auf solche Stücke, welche zu demselben 
erst nach der Zeit dieses Vorbehalts, sey es an die Stelle in Weg- 
fall gekommner oder ausserdem , hinzugekommen sind, nnd ob der 
Vorbehalt des Eigenthums an einem Gute sich auch auf diejenigen 
Früchte, welche zur Zeit der Geltendmachung dieses Vorbehalts, ins- 
besondere beim Ausbruch des Concurses zum Vermögen des Käufers, 
schon vom Boden separirt oder fällig gewesen sind, erstrecke oder 
nicht? Beide Fragen sind in dem in Rede stehenden Proeesse in ver- 
schiedenen Instanzen gegen ihn entschieden, nämlich verneint worden« 
In der erstem Beziehung ist dem Verf. nach des Ref. Ueberzeugnng 
nicht Unrecht geschehen. Diejenigen Gegenstände, welche zn dem 
fraglichen Gutsinventarium nach der Zeit, wo der Verkäufer sich das 
Eigeothum an demselben vorbehalten hatte, hinzugekommen sind, 
können deshalb nicht unter diesem Vorbehalt begriffen seyn, weil der 
Verkäufer an ihnen noch niemals ein Eigenthum gehabt, also anch 
ein solches sich nicht bat vorbehalten können. Hat der Käufer durch 
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dolus oder culpa das Abhandenkommen von Inveatarienstüeken, wel- 
che schon zur Zeit des Eigenthumsvorbehalts jene Qualität hatten und 
daher in diesem Vorbehalt mitbegriffen waren, verschuldet, so haftet 
er allerdings für dieselben wegen jener Widerrechllichkeiten , auch 
kann sie der Verkäufer ohne Zweifel vindiciren, wenn sie ein Dritter 
besitzt; aber die nach dem Vorbehalt neu hinzugekommenen Stücke 
werden blos deshalb, weil sie an die Stelle jener getreten sind, dem 
Eigenthum des Verkäufers nicht unterworfen. Dagegen hält Ref. die 
erwähnten Entscheidungen über die Früchte für unrichtig und findet 
die Klagen des Verfs. über erlittene Rechtsverletzung insoweit für 
vollständig begründet. Jene Entscheidungen beruhen auf den ver- 
kehrten Ansichten ihrer Verfasser über die Natur des pactum reser- 
vat! domim'i, welches sie insgesammt als eine Resolutivbedingung 
aufgefasst haben, während es doch in der That als Suspensivbedin- 
gung zu betrachten ist. Es bedarf einer weiteren Auseinandersetzung 
hierüber nicht, weil in der neuern Zeit diese Rechtslehre in zwei Ab« 
Handlungen auf sehr gründliche Weise von dem allein richtigen Ge- 
sichtspunkte aus erürtert worden ist, nämlich von Duncker im Rhein. 
Museum Bd. 5. (Neues Rhein. Mus. Bd. 1.) S. 65— 118. u. 160—189. 
und von v. Geyso in d. Zeitscb. f. Givilr. u. Proz. Bd. 5. S. 161 — 177. 
Namentlich ist in der erstem Abhandlang auch das Verhältnis« des 
Verkäufers, welcher sich jenen Vorbehalt gemacht hat, im Concurse 
des Käufers sorgfältig berücksichtigt. Es ist freilich ein leidiger 
Trost für den Verf., welchem sein gutes Recht dadurch entzogen ist, 
dass auf unrichtigen Ansichten bereuende Rechtssprüche in Rechts« 
kraft übergegangen sind, wenn man ihn auf Schriften verweist, aus 
welchen seine Richter, falls sie dieselben schon gekannt hätten, sich 
eines Bessern zu belehren im Stande gewesen wären. Das ist nun aber 
einmal der Lauf der Dinge in der Welt; wir sind alle Menschen und dem 
Irrthum unterworfen; unter Menschen wird stets etwas Menschliches 
vorkommen. — Man wird es aber unter diesen Umständen dem Verf. 
gewiss nicht so sehr verargen, wenn er über jene Entscheidung**, 
deren Fehler er als Laie durchschaut hat und mit seinem Vermögen 
büssen soll, sich etwas erbittert äussert. Bedenklicher sind seine 
Herauslassungen über ein (bei den obigen Fragen unter Nr. 3. nicht 
betheiligte«, wohl aber in anderer Beziehung dem Verf. ungünstiges) 
Urtheil der Jaristea-Fakukät zn Jena ans dem Anfange des J. 1835. 
Bier soll nach S. 170. nicht blos irrtfanm venEinfluss gewesen seyn. 
Der Verf. verspricht, darüber Mittheilengen an einem andern Orte 
machen zu wollen, und diese ist er sowohl der auf solche Weise an- 
gegriffenen Fakaltät, als auch der Sache der Gerechtigkeit schuldig* 
Nur möge er dabei «inen Juristen zu Rathe ziehen und mit der 
nJHhigen Vorsicht zn Werke gehen 1 
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Ueber das sammarische Verfahren nach zürcherischem Rechte. 
Von H. Eduard Meyer, Prokurator. Zürich, gedr. b. Ulrich, 
[Meyer u. Zeller,] 1844. 84 S. gr.8. 

Als Arten des sammarischen Processes, welche das Zürcherische 
Recht kennt, werden hier folgende vier bezeichnet und besprochen: 
der Executivprocess, .das Befe hl verfahren, das Verfahren bei Bauin- 
hibitionen und der Arrestprocess. Der Verf. bemerkt in dem Vor- 
wort sehr richtig gegen die Zweifel Anderer, dass diese vier Pro- 
cessarten in der That als summarische zu betrachten seyen, wie es 
denn auch sehr wahr ist, wenn der Verf. hinzufügt, dass selbst in 
einem Lande, dessen gewöhnliches Processsystem auf möglichste Kürze 
und Einfachheit berechnet ist, summarische Processarten nicht ent- 
behrt werden können. Zwar suchen Manche die Gerechtigkeit darin, 
dass alle Verhältnisse nach gleichem Maasse gemessen werden sollen, 
und halten daher Ausnahmen von der gewöhnlichen Processform für 
verwerflich. Allein die Verhältnisse des Verkehrs lassen sich nicht 
wie Rekruten messen und uniforroiren, ihre Mannigfaltigkeit bringt 
die Notwendigkeit einer verschiedenartigen Behandlung von selbst 
mit sich. Wer in dem Falle, wo die klagbar gemachte Forderung 
auf klarem Brief und Siegel beruht, den Klüger dasselbe Verfahren 
beobachten lassen will, welches eintritt, wenn die Servitut, welche 
geltend gemacht wird, auf Verjährung beruhen soll, deren Beweis 
nur durch Befragung vieler Zeugen möglich ist, — wird allerdings 
keinen Executivprocess neben dem ordentlichen zulassen, aber gewiss 
auch, kein gerechtes und dem Rechtsleben entsprechendes Process- 
gesetz geben. — Was nun jene vier summarischen Processarten des 
Zürcherischen Rechts anlangt, so stellt der Verf. die von denselben 
geltenden Grundsätze nach den vorhandenen gesetzlichen Bestimmun- 
gen und der Praxis in einer sehr klaren und wissenschaftlichen Weise 
dar, so dass sein Buch dem Praktiker, welcher jenes Recht anzuwen- 
den hat, eine sehr dankenswerthe Hülfe gewähren wird. Aber auch 
der Deutsche Jurist wird demselben bei näherer Bekanntschaft eine 
anziehende Seite abgewinnen und mannigfache interessante Vergleich- 
puncte mit unserm Process darin finden. In dieser Beziehung ist 
hervorzuheben, dass der Verf. das gemeine Recht mit seiner Literatur 
öfters herbeigezogen und dadurch zur Vergleichung beider Rechte 
noch besondere Veranlassung gegeben hat. — Der Executivprocess, 
welcher mit Einscfaluss des Executionsverfahrens für Wechselforde- 
rungen von S. 5 — 40. abgehandelt wird, wird allerdings erst vom 
Verf. mit diesem Namen bezeichnet, weder die Gesetze noch die 
Praxis nennen ihn so; doch ist der Name ganz passend gewählt, da 
in der That eine grosse Aehnlichkeit zwischen demjenigen Verfahren, 
welches nach Züricher Recht bei urkundlich liquiden Forderungen 
Statt findet, die auf eine Geldleistung gerichtet sind oder deren Aequi- 
valent in Geld angegeben wird, und dem deutschrechtlichen Executiv- 
process vorhanden ist. Nur darin zeigt sich eine wesentliche Ver- 
schiedenheit, dass bei jenem erstem Verfahren auch illiquide Ex- 
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ceptionen berücksichtigt werden und die Execution der völlig liquiden 
klägerischen Forderung zu hemmen vermögen, eine Anomalie, welche 
der Rüge des Verfs. nicht entgehl. Bei der Darstellung des Wech- 
selverfahrens, dessen Kenntniss auch für den auswärtigen Juristen so 
erspriesslich ist, ist besonders auf Treitschke's Encyclopädied.W.-R. 
Rücksicht genommen. **— Das Befehlverfahren (S. 41 — 54.) ist „dazu 
bestimmt theils Ansprachen, welche nicht auf Geld gerichtet sind, 
sofort zu reguliren, theils den jüngsten Besitz zu schützen/ 6 Es hat 
Aehnlichkeit mit dem Römischen Interdictverfahren und unserm auf 
provisorische Verfügungen abzweckenden Verfahren. — Das summa- 
rische Verfahren bei Bauinhibitionen (S. 55 — 67.), für welches in der 
operis novi nunciatio ein analoges Institut gefunden werden kann. — 
Der Arrestprocess des Zürcher Rechts endlich (S. 68 — 84.) weicht 
nicht wesentlich von dem gemeinrechtlichen ab; nur der Personalarrest 
ist gar sehr beschränkt, lieber den Grund und die Bedingungen des 
Arrests macht der Verf. S.70. ff. sehr gute, zum Theil gegen M i Her- 
rn ai er gerichtete Bemerkungen. Bemerkenswert ist der Grundsalz 
des Zürcherischen Rechts, dass das forum arresti niemals blos in 
Folge des verfügten Arrests auch forum für die Hauptsache wird. — 
Auf eine recht zweckmässige Weise hat der Verf. seiner Darstellung 
Mittheilungen von Entscheidungen des Zürcherischen Obergerichls 
einverleibt. Auf diese Weise stellt sich die vorliegende Schrift in 
jeder Beziehung als ein sehr beachtenswerlher Beitrag zur Process- 
literatur dar. 
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DI; Berichte über akademische 
Schriften. 



De „justi" notione, quam proposuit Herbart* Diss. 
inaugur. , quam publico examini submittil C W. JP. Stephan* 
Dr.jur. Göüingen, Dieterich, 1844. 27S.gr. 8. (geh. |ThIr.) 
Der Verf. rühmt tuvördent ander von Herbart gegebenen Begriffsbestim- 
i, datt durch tie die Verbindung det Rechte mit der Moral be- 
iigleich dadurch der Regriff der Billigkeit schärfer, als bei frfi- 
i , von jener getrennt bei. . Er bekämpft aber dann wieder die 
»leitung des Rechten au« der Vereinigung der Willen, und 
m erdietg im Einzelnen durchgeführt hat, mit der Anwendung 
über H u fland gefällten Urlheila auf den vorliegenden Streit- 
ier nicht im Ernite so sein toll, sondern da Alles nur dem ab- 
ht zu Gefallen so getagt wird : so darf man wohl fragen, wozu 
dienen solche naturrechtliche Abstractionen ? Vielleicht nur, um das Bedürf- 
nis der Ergänzung durch die Moral recht fühlbar zu machen. " — > Da hier der 
Herbart'sche Satz von dem Standpunkte des Herbart'schen Systems selbst 
aus angefochten wird, so befindet sich Ref., der diesem System nicht huldigt, 
nicht in der Lage, für oder gegen einen von beiden Theilen etwas sagen zu 
können, so sehr er auch mit dem Resultate, wie es im ersten Satze des oben 
angeführten ürtheils angedeutet wird, sich einverstanden erklärt. 



De mortis causa donatione» Diss. inaugur. scripsit Anselm. 

MPrider* bester, Moeno-Francofurtanus y u.j.Dr. Heidelbergae, 

1841. VIII u. 40 S. 8. 
„Quam quam non potsum imaginari, tne pott Worum [Hasse und 
v. Schröter] scripta, estentialiter novum quidquam pofte afferre, tarnen 
reputant, jam dicta, ti reete dicta tunt, repeti'nonm'si utile e%%e po*$e" etc. 
Mit diesen Worten bezeichnet der Verf. bescheidener Weise den Weg, den er 
genommen hat, und es kann ihm wenigstens das Verdienst einer klaren und über- 
sichtlichen Zusammenstellung nicht abgesprochen werden, welche vielleicht 
v. Vangerow in seinem später erschienenen Leitfaden §. 56t. f. nicht un- 
beachtet gelassen bat. Mit der Latinität muss man freilich bisweilen transigiren 
(z. B. practica momenti est intettabilitat). Hier und da giebt der Verf. noch 
Verweisungen auf das Frankfurter Stadtrecht. 



Darstellung des Rechtes der Gewissens- Vertretung im gemeinen 

deutschen Civil process nach seinem Ursprung u. in den heutzutage 

anzunehmenden Grundsätzen. Inauguralabhandlung v. H« C. Kurz, 

Dr.jur. Aschaffenburg, Pergay, 1843. VIII u. 66 S. 8. (geb.^Thlr.) 

Wie die Vorrede angiebt f ist diese Schrift zur Bewerbung um den von der 

Juristen-Fakultät zu Würzburg für das J. 18*9/40. ausgesetzten Preis geschrieben 
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worden. Sie hat den Preii nicht erlangt, wohl aber iit dem Verf., wie er weiter 
mittheilt, „einstimmig eine öffentliche Belobung, wegen dei in der gedachten 
Arbeit bewährten grossen Fleisses, sowie seiner schönen Kenntnisse und klaren 
• Darstellangsweise zuerkannt " worden. Mit diesem Urtheile der Fakultät stimmt 
Ref. gans überein. Der Verf. hat einerecht gute Arbeit geliefert; insbesondere 
erscheint sie als sehr löblich, wenn man bedenkt, dass dieselbe von einem Stu- 
dtrenden herrührt. Aber des Preises war sie allerdings nicht würdig. Dazu 
fehlt es ihr zunächst an einer irgend genugenden dogmengeschichtlichen Behand- 
lung des Gegenstandes, welche theils nach den Worten der Preisaufgabe aus- 
drucklich verlangt, theils bei der eigentümlichen Entstehung der Gewissens- 
vertretung von selbst geboten war. Durch eine sorgfältigere geschichtliche 
Untersuchung dieser Art würde auch der Gegenstand bedeutend an Interesse ge- 
wonnen haben, sowie daraus eine nicht kärgliche Ausbeute für die dogmatische 
Entwickelung der Lehre zu erwarten stand. Ferner lässt auch diese Entwicke- 
lung Manches zu wünschen übrig. Sie ist etwas dürftig ausgefallen und obwohl 
der Verf. meistens ein gesundes Urtheil bewährt, so vermisst man doch eine voll- 
ständige Beherrschung des Stoffes und hier und da ein klares Bewusstseyn seines 
Verhältnisses zu dem übrigen Processsystera, Doch, wir wiederholen, solche 
Ausstellungen sind gegenüber einer Schrift, welche mit Anspruchlosigkeit von 
ihrem jungen Verf. dem Publikum, noch dazu auf besondere Veranlassung, über- 
geben wird, weit weniger geltend zu machen, als wenn es sich um eine andere 
literarische Erscheinung handelte. — Noch ist zu bemerken, dass die Abhand- 
lung von J. Wolffsohn, Ueber Gewissensvertretung, im Archiv f. d. Civilist. 
Praxis. Bd. 25. S. 255 — 283. von dem Verf. nicht berücksichtigt worden ist; zur 
Zeit der Preisbewerbung war sie allerdings noch nicht erschienen , ob sie aber 
nicht bei der Herausgabe der vorlieg. Schrift dem Verf. schon zugänglich gewesen, 
sieht man nicht, da seine Vorrede kein Datum hat. Es ist jedenfalls zu bedauern, 
dass der Verf. diese Abhandlung nicht benutzt hat, schon der Vollständigkeit 
wegen , aber auch um deswillen , weil sie ihn auf gar Manches aufmerksam 
gemacht haben würde. 



De probatione, quae fit per libros mercatorum. Diss. 
inaugur. juridica, quam... in univ. Georgia Augusta pro summis 
in utr. j. honoribus rite capessendis scripsit JMaccintil. Werd. 
MoesMing s Moeno - Francofurtanus. Gocttingae ex typograpk. 
Huth. MDCCCXXXVlll. 36 S. 8. 

Die Literatur über diesen Punct ist schon so reich , dass man dieses Schrift- 
chen des Verfs., dem übrigens »librum eujugdam Haentelii intpicere non con- 
tigit") recht wohl vermissen könnte. Es enthält gerade nichts Falsches, aber 
auch nichts Mehr, als was sich Jeder aus den Lehrbüchern über Handelsrecht 
und Process selbst entnehmen konnte. 



IV. Berichte über Zeitschriften. 

Seit dem Monat April des Jahres 1843. erscheint zu Philadelphia eine rechts- 
wissenschaftliche Zeitschrift unter dem Titel: American Law Magazine, eine 
Fortsetzung der früher in Boston herausgegebenen , welche den Titel American 
Juriit führte. Dem Ref. liegen die bis zum April 1844. erschienenen fünf Hefte 
vor und er glaubt, es werde den Lesern der Krit. Jahrbücher einiges Interesse 



Digitized by 



Google 



280 American Law Magazine. 

gewahren , wenn er sie mit den Inhalt jener Hefte näher bekannt macht. Zuvor 
bemerkt er nur noch, dati alle Vierteljahre ein Heft von etwa* fünfzehn Bogen 
erscheint, und dass iwei solche Hefte einen Band bilden. Der Jahrgang kostet 
fünf Dollars. Verleger sind T. u. J. W. Johnson. Das Aeussere ist sehr anständig. ' 

Der Inhalt ist in den einseinen Heften gewöhnlich nach vier Rubriken ver- 
theilt. Die erste ist die umfassendste, indem in dieselbe alle grösseren Abband« 
Iongen aufgenommen werden. Die s weile, mit Juritprudence bezeichnet, ent- 
hält alphabetische Sammlungen von Entscheidungen Englischer und Amerikani- 
scher Gerichtshöfe. In der dritten (Critical nn licet) werden Kritiken und An- 
seigen literarischer Erscheinungen mitgetheilt. Die vierte, mit der Ueber- 
schrift: Quarter ly litt of new publica ti on» ^ bringt Verzeichnisse der neusten, 
im Amerikanischen Buchhandel erschienenen juristischen Werke. In dem zweiten 
Heft findet sich noch eine fünfte Rubrik: Legal intelligence, — Ref. wird sich in 
dem folgenden Bericht auf die erste und dritte Rubrik beschranken. 

Das erste Heft bringt folgende Abhandlungen: Life of Chief Juttice Tilgh'man 
(S. 1 — 30.). — On the application of paymentt (S. 31 — 51.). Der Verf. kommt 
bei der Erörterung dieses nach dem Englischen und Amerikanischen Recht vielen 
Zweifeln unterworfenen Gegenstandes auf die bekannten Bestimmungen des Rom. 
Rechts Ober die nämliche Materie. Er theilt mehrere Stellen aus dem Titel der 
Digesten de solutionibut mit, hält es aber für noth wendig, seine Leser erst damit 
bekannt zu machen, was unter den Digesten zu verstehen sey. Auf eine Inter- 
pretation jener Stelleu lässt er sich nicht ein, wohl aber spricht er über das den- 
selben zum Grunde liegende Princip vom legislatorischen Gesichtspunct aus. — 
On the Uability of the grantee of a franchite $o an action at law for conte- 
quential damaget, from it$ exerei$e (S. 52 — 75.). Die vom Verf. entwickelten 
Grundsätze sind der Natur der Sache entsprechend, auch bei uns anerkannt. — 
The right of sovereignty in the thore ofthe tea (S. 76 — 95.). — On the liabilily 
of corporatort (S. 96 — 110.). Auch hier geht der Verf. auf das Rom. Recht zu- 
rück, indem er die Verpflichtungen der einzelnen Mitglieder einer Corporation 
aus den Obligationen der letztern behandelt — Novation (S. 110 — 126.). Eine 
rein civilistische Erörterung, welche auf eigenem Denken beruht und recht in- 
teressant ist; sie betrifft besonders die Frage über die Erklärung des animus 
novandi. Aus der civilistischen Literatur ist Pothier der Hauptgewährsmann 
des Verfs.; die späteren, namentlich die Deutschen L'iviüsten kennt er nicht. — 
Unter den Schriften, welche in den Critieal noticet des ersten Heftes besprochen 
werden, heben wir ans: S. 223 — 230. Jos. Story, Commentariet on the Law 
of Bills of Exchange, Foreign and Inland, at adminittered in England and 
America, toith occational Illuttralions from the Commercial Law of Continental 
Europe (Botton, 1843 J. 

In dem zweiten Hefte macht unter den Abhandlungen den Anfang: Life of 
Chief Juttice Marthall (S. 243 — 301.). — Es folgen: Pott -nuptial Settlements 
(S. 302—318.). -— The tecurily of private proper ly (S. 318 — 347.), über die 
rechtmässigen Eingriffe der Staatsgewalt in die Privatrechte. — Habeat Corpus 
(S. 348 — 376.), bezüglich auf den bekannten Process von M'Leod, — In der 
dritten Abtheilung werden namentlich besprochen: Story Commentariet on 
Equity Juritprudence, at adminittered in England and America (London, 1843 J, 
The Equity Drafltman (New York, 1842.;. 

Das dritte Heft bringt in der ersten Rubrik: A Memoir of William Rawle 
LL. D. (S.l— 39.). — Alienage (S. 39—67). — Personal hereditaments (S.68 — 
87.). — Limitation of et tatet after afailure of ittue (S. 88—115.). — Alle 
diese Abhandlungen sind ohne specielles Interesse für die Deutschen Juristen. — 
In der dritten Rubrik steht eine Anzeige von Starkie, A Treatise on the law of 
Stander and Libel, and tncidentmlly ofMalicious Pertecutiont. 

Die erste Abtheilung des vierten Heftes enthält Folgendes: Sketch of the 
character andgeniut ofHugh S. Legare (S. 259— 271.). — A Litt of the variout 
reporters, ar ränge d in order of the Urne , with remarks (S. 271—345.). — The 
iegal doctrine of intanity (S. 346 — 357.). Diese Abhandlung beschäftigt sich 
mit der Frage: welcher Grad von geistiger Unfähigkeit begründet die Unzurech- 
nungsfähigkeit! Sie ist mehr casuistisch, als untersuchend. — Englith law 
reform (S. 357—376). Hier werden Auszüge aus den Briefen des Lord Breugham 
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an Sir Graham über die Codiflcation def Civilrecbts gegeben and mit Anmer- 
kungen begleitet. Beide Mittheilungeu sind tehr interessant und verbreiten sich 
insbesondere über die legislative Bedeutung des Rom. Rechts sehr einsichtsvoll. — 
Warrant*? (S. 377- 380.). — Power of tale (S. 381—388.). -r Die dritte 
Rubrik enthält u. A. eine Anzeige von Smith, A. Treatite on the Praetice of the 
Court of Chancery (Philadelphia, 1842 J. 

Im fünften Hefte linden sich folgende Abhandlungen: Biographieal Notice of 
Edward Living* ton (S. 1 — 16.). — Marriage tetllemenlt (S. 16— 22.). — The 
law oflibel (S. 23 — 48.). Eine interessante Erörterung über die gesetzgeberische 
und gerichtliche Behandlung der Lehre vom Pasquill, durch viele Fälle erläu- 
tert. — Trantfer of personal proper ty hy judgment (S. 49 — 64.). — Contribu- 
tion (S. 64 — 82.). Die beiden letztern Aufsätze, von welchen der erstere aller- 
dings auch das Rom. Recht berührt, sind ohne besonderes Interesse für Deutsche 
Juristen. — Dasselbe gilt von den in diesem Hefte angezeigten Schriften. 



V. Miscellen. 

Personal -Notizen. 

Beförderungen uncTIShrenbeBeiffiinffem* Der ausserord.. 
Professor an der Univ. Greifswald Dr. K. Th. Pütter und der ord. Prof. an der 
Univ. Basel Dr. Jul. Wilh. Planck sind zu ord. Professoren an der Univ. 
Greifswald, der ansserord. Professor an der Univ. WGrzburg Dr. Jos. Loren i 
Breitenbach ist in provisorischer Eigenschaft zum ord. Professor der Rechts- 
philosophie undEncyciopädie an derselben Univ. und derPrivatdocent an der Univ. 
Berlin Dr. Heinr. Rod. Gn eist als ausserord. Prof. an derselben Univ. ernannt 
worden. — InPreussen sind der Staats- See retair u. Präsid. d. Obercensurgerichts, 
wirkl. Geh. Ober- Justiz-R. Bode und der Geh. Ober-Trib.-R. u. Prof. Dr. Georg 
Fried r.Puchta zu Mitgliedern der Gesetzkomraission, die Geh. Justiz- u. O.-L.- 
G.-Rathe Do na lies zu Insterburg u. Wever zu Hamm, sowie der Inquisitoriats- 
Director, O.-L.-G.-R. Wich mann zu Paderborn zu 0.-L.-G.-Directoren und 
zwar der erste bei dem 0.-L.-G. zu Insterburg, der zweite bei dem zu Hamm, der 
dritte bei dem zu Arnsberg, endlich der O.-L.-G.-R. Bergmann zu Stettin zum 
Director des Land- u. Stadt-Ger. in Nordhausen ernannt worden. — In Bayern 
ist der Präsident der Regierung der Pfalz Eugen Fürst v. Wrede zum Präsi- 
denten des A.-G. von Oberfranken ernannt worden. — In Württemberg ist der 
Ober-Tribunal-R. Dr. Feuerlin Mitglied des Staatsgerichtshofes geworden.— 
In Sachsen ist der Rath b. A.-G. zu Dresden Dr. Georg Karl Treitschke zum 
Ministerial-R. im Justiz-Ministerium mit dem Character als Geh. Justis-R. beför- 
dert worden und hat der Hof- u. Justis-R. Dr. Ferdin. Zschinsky, mit derSpe- 
cialdirection des ersten Senats im A.-G. zu Dresden beauftragt, den Character 
eines Vice-Präsidenten mit der Bestimmung erhalten, dass er im Falle der Ver- 
hinderung des Präsidenten auch die Specialdirection im zweiten Senat über- 
nehme. — In Braunschweig ist der O.-L.-G.-R. v. Campe zu Wolfenbüttel zum 
Director d. Kreisgerichts zu Braunschweig und an dessen Stelle der Kreisrichter 
Henke zum O. L.-G.-R. ernannt worden. — In Sachsen- Weimar ist derUniv.- 
Syndikus u. Archivar Dr. Herrn. Gottlieb Heu mann zu Jena zum Assessor in 
d. Landesregierung zu Weimar befördert worden. — Den Kurfürstl. Hess. Haus- 
orden v. gold. Löwen haben und zwar das Commandeurkreuz 2. Classe der Ober- 
Ger.- Director Engelhard und da» Ritterkreuz der Geh. Justis-R. Giese; — 
dat Grosskreuz desGherzogl. Sachsen-Weimar. Falken-Ordens hat der wirkl. Geh. 
R. u. Kanzler Dr. v. Müller zu Weimar; — den Kaiserl. Russ. St. Annen- Orden 
2. Classe hat der Geh. Ober- Justiz-R. u. Vice-Präsident d. O.-L.-G. zu Stettin Dr. 
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v.Möller; — das Komraandenrkreuz d. Päpetl. Ordens ▼. h. Gregor hat der Geh. 
Hofrath u. Prof. Dr. Frans Konr. Rotthirt iu Heidelberg erhalten. — Der 
Geb. Hofrath u. Prof. Dr. Leop. Aug. Warnkönig zu Tübingen ist zum 
eorreipond. JMitgliede der Akademie der moral. u. pol it. Wiitentchaften zu Paria 
und der Hof- u. Justiz -R. u. Prof. Dr. A. L. J. Michelten zu Jena zum 
eorreipond. Mitglied« dea Vereint f. Hamburg. Gelchichte ernannt worden. 

TersetZOng Im Dienst. Der Rath b . A .-G. zu Bautzen C h r i 1 1 o p h 
v. Reitzenitein iit in gleicher Eigenschaft, mit Vorbehalt leiner Anciennetät 
bei dem erwähnten Gerichtshofe, an das A.-G. zu Dresden versetzt worden. 

Versetzung in den Ruhestand* Der Präsident des A.-G. von 
Oberfranken Freih. v. W al den f eis ist in den Ruhestand versetzt worden. 

Todesfülle. Am 11. Januar starb zu Wien der K. K. wirkl. Hofrath der 
obersten Justizstelle Fr. Schnitzer Edler v. Linden stamm, €9 Jahr alt. — 
Am 26. Januar zu Karlsruhe der Geh. Referendar im Justiz -Ministerium Jos. 
Merk, seit Anfang d. J. 1844. wegen Krankheit pensionirt, früher Advokat, dann 
Justizbeamter, 1825 — 34. Rath b. Hof-Ger. zu Freiburg, Mitarbeiter an den Zeit- 
schriften über Radisches Recht, geb. zu Donaueschingen am 21. Dec. 1780. — 
Am 30. Januar zu München Joh. Georg Jos. Karl Maria Freih. v. Aretin, 
K. Rayer. Kämmerer u. Staatsrath, früher General -Komiqissar, geb. zu Ingol- 
stadt am 28. April 1771., Verf. der Schrift: Ueber Wort, Geist u. Praxis d. bayer. 
Verfassungs-Urkunde (H. 1. 2. München, 1830. f.). — Am 15. Februar zu Mainz 
der K. Rayer. wirkl. Geh. Rath u. Rheinschifffahrts- Kommissar Dr. Bernh. 
Sebast. v. Nau, Komthur u. Ritter, u. s. w., früher Prof. an d. Univ. Mainz bis 
zu deren Aufhebung, sodann Prof. an dem Forstlehr-Institut zu A ich äffen borg, 
geb. 1766., Verf. der Schrift : Grundsätze d. Völkerseerechts (Hamburg, 1802.). — 
Am 22.Febr. tu Oldenburg der Landger.- Assessor Tkeod. Chr. Aug. v. Kobbe, 
geb. zu Glückstadt d. 8. Juni 1798., Verf. von : Die Malletsche Frage u. der Voget- 
seheVertheidigongsversuch rechll. erörtert (Oldenb., 1835.) und Die Reichsgräfl. 
Bentinck. Suecessionsfrage (Bremen, 1836.). — An demselben Tage zu Stuttgart 
der Rechtskonsulent Dr. Ludw. Fr. Griesinger, geb. daselbst am 2.Juni 1767., 
Verf. der Schriften: Der Rechtsgelehrte v.F.Rapolla a. d. Latein, übersetzt (1792.); 
Von d. Verbindlich^ d. Vertrage n. allg. Grundsätzen (Tübingen, 1793.); Kom- 
mentar üb. d. Württemb. Landr. (10 Bde. Frankf. a M. 1793 — 1809.); Theoret 
Beweis, das* d.Anwachsungsr. b. d. Personaldienstbark. d.UsuaStait finden könne 
(Stuttgart, 1794.); Gesch. u. neue Theorie d. Suität (eben das., 1807.); Dt Ser- 
vitut* Imminum et ne luminib. officialur (Leipzig, 1819.) ; Ueb. d. Justiz- Organi- 
sation d. neuern Zeit, üb. Untersuchung*- u. Verhandlungs-Maxime u.s.w. (Tü- 
bingen, 18»).); Der Büchernachdruck (Stuttgart, 1822.). — Am 28. Februar zu 
Göttingen der Geh. Justiz -R. u. ord. Prof. Dr. Fr. Christ. R ergmann, stellver- 
tretender Kurator d.Univ., Ritter u.s.w., geb. zu Hannover d. 29. Sept. 1785. Verf. 
von : Atämadoer*. de indole rom. jurium in re (Götting., 1805.) ; Abriss e. Systeme 
d.Pandecten (ebendas. 1805., 2. Aufl. 1810.); Lehrb. d. Privatr. d. Code NapoL 
(ebendaa., 1810.); Das Verbot d. rückwirk. Kraft neuer Gesetze im Privatrecht 
(Hannover, 1818.); Corpus juri* judic. civ. German. (ebendas., 1819.); Anleit z. 
Referiren, vorzügl. in Gerichtssachen (Göttingen, 1830., 2. Aufl. 1840.); Beiträge 
z. Einleit. in d. Praxis d. Civilprocesse vor deutschen Gerichten (ebendas., 1830., 
2. Aufl. 1839.); Dia. de libello, quem Tmneredu* Birnen, de judieiorum online 
eompoeuit (ebendas., 1838.; vgl. Jahrb. 1841. S. 229. ff.); Libri de judieiorum 
ordine PWi, Tancredi, Gratiae (ebendas., 1842.). — Am 2. März zu München 
der quiesc. Präsident des A.-G. von Schwaben u. Neuburg, Dr. jur. et philo** 
Geo. Mich. v. Weber, Koromenthur der Verdienst- Orden d. Rayer. Krone u. v. 
h. Michael, Ehrenkreuz d. Ludwigs-Ord., früher Professor, dann Director dea 
Hofgerichts zu Bamberg, nach 50jähr. Staatsdienst zu Ende d. J. 1843. in den 
Ruhestand versetzt (vgl. Jahrb. 1843. S. 1054.), 77 Jahr alt, Verf. der Schriften : 
Ueber d. Einführung d. Wildsteuer (Nürnberg, 1794.); Nachtrag hierzu (ebend., 
1795.); Von d. Nothwendigk. e. Samml. Vaterland. Recesse (Bamberg, 1795.); 
Ueb. d. Repartition d. Kriegsschulden, in Jurist. Hinsicht, nebst e. krit. Darstell, 
aller bisher gemachten Vorschläge (Würzburg, 1798.); Ueb. d. Appellation in 
Crimiaalsacaen (Bamberg, 1805.); Grundsätze d. Bamberg. Landrechts, nebst 
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e. Parallele d. Würzb. u. Baier. Reehts («Bde., Bamberg* 180«. ff.); Handbuch 
d. in Deutschland übl. Lehnrechts, n.G.L.Bohmcr's Grundsätzen (4Thle. Leipzig, 
1807 — 18.); Ueb. d. Bayer. Credit- u. Schuldenwesen, d. Einfuhr, d. Hypotheken* 
bucher, d. Concursproc. u. d. Executiom verfahren u. s.w. (Sulzbach, 1819.); 
. Die hundert Beschwerden d. gel am roten deutschen Nation, dem röm. Stuhle über- 
geben im J. 1523., ihrer Wichtiglr. wegen in Erinnerung gebracht u. m. Anmerk. 
begleitet (Erlangen, 1829.), und Darstellung d. säromtl. ProviniiaU u. Statutar- 
Rechte d. K. Bayern ( 5 Bde. Augsburg, 1838 — 44.). — Am 5. Mars zu München 
der O.-A.-R.Jo s.v. Miller, Verf. d. Schriften: Rhapsodien üb. Hrn. G.L. Maurer' ■ 
gekr. Geschichte d. altgerman. Gerichts- Verfahrens (München, 1824.); Krit. Be- 
leuchtung d. v. Feuerbach'schen Grundsätze üb. Oeffentlichk. u. Mündlichk. u.s.w. 
(ebendas., 1825.); Die Oeffentlichk. u. Mündlichk. d. bürgert. Gerichts-Verfahrens 
vor d. Richterstuhle d. Kritik (ebendas., 1826.). — Am 9. März zu Karlsruhe, wo 
er sieh als Abgeordneter gegenwärtig aufhielt, der Obergerichts- Advokat Adolph 
Sander, früher bis 1842. Hofger. -R. zu Rastatt (vgl. Jahrb. 1842. S. 286.), geb. 
zu Rastatt im J. 1801. Verf. von: Die elterl. u. ehel. Notzniessung. Nach d. Land- 
recht (Karlsruhe, 1829.*); Handb. f. Eheleute aller Stände (ebendas., 1829.); Was 
dürfen wir Badener in d. peinl. Gesetzgebung erwarten? (ebendas., 1831.), auch 
Mitarbeiter an Jurist. Zeitschriften, besonders dem Archiv d. Criminalrechts. — In 
der Nacht v. 9. zum 10. März zuLübeck der Bürgermeister Dr. Christian Heinr. 
Kindler, seit 20 Jahren ältester und zuletzt noch im Obergericht präsidirender 
Bürgermeister, seit 42 Jahren als Mitglied des Senats in den verschiedensten 
Functionen, namentlich auch bei Gerichten thätig, geb. zu Lübeck a. 28. Aug. 1762. 



Nekrolog. 



Am 28. December 1843. starb zu Greifswald ein um die Wissenschaft sehr 
verdienter Gelehrter, der ord. Professor an der dortigen Univ. Dr. Karl Schil- 
den er. Auffallender Weise ist dieser Todesfall bis jetzt, so viel Ref. bemerkt 
hat, in den gelegensten öffentlichen Blättern und selbst in den Literatur-Zeitungen 
mit Stillschweigen übergangen worden. Um so mehr findet Ref. sich aufgefordert, 
folgende Notizen, welche ihm neuerdings zugegangen sind, in den Krit. Jahr- 
büchern mitzutheilen. Der Verstorbene war am 26. Aug. 1777. geboren. Früher 
war er als Docent wie als Schriftsteller mit glücklichem Erfolge sehr thätig. 
Durch die Herausgabe des Guta-Lagh (d. i. der Insel Got bland altes Rechtsbnch; 
in der Ursprache einer alten Uebersetzung a. d. 16. Jahrh. u. einer neuen, nebst 
vielen Anmerk., Greifswald, 1818.) hat er unsere Germanisten zum Studium der 
altnordischen Rechte angeregt und durch seine Beiträge z. Kenntniss d. german. 
Rechts ( 2 Stücke, ebendas. 1822. 27.) mit Wärme und Eifer auf die Kultur einer 
nationalen Rechtsanschauung hingewiesen. Der Universität wie der Welt war 
er, von Kränklichkeit und besonders von Hypochondrie heimgesucht, seit einer 
Reihe von Jahren schon abgestorben, wenn er auch der geistigen und politischen 
Entwicklung unserer Nation mit Liebe folgte und bis zum Tode im Besitz seiner 
geistigen Kraft blieb. Er war eine gefühlvolle, anregende Natur und vielseitig 
gebildet. Hätte er mehr Thafkraft und Energie besessen, sowie die Gabe, sich 
zu concentriren , gehabt, so wurde er noch Bedeutenderes haben leisten können. 
Sein Streben aber ist doch kein vergebliches gewesen und verdient alle Aner- 
kennung. In den letzten Jahren beschäftigte ihn vorzugsweise ein rechtsge- 
schichtlicher Gegenstand, die religiöse Gemeinschaft der alten Mitsch wdrenden. 
Auf denselben beziehe« sich namentlich eine im J. 1833. zu Greifswald von ihm 
herausgegebene Abhandlung (Ueber die religiöse Gemeinschaft der alten Mit- 
schworenden untereinander u. mit dem Principal, n. deut. u. scandinav. Reehts- 
quellen), ferner die Schrift: Das Gottesbewusstsein im Volksrechte der Ger- 
manen (ebendas., 1839.; vgl. diese Jahrb. 1839. S. 528. ff.), sodann zwei kleine 
Aufsätze üb. Gegenstände d. altgerm, Rechts, welche er unter diesem Titel im 
J. 1842. drucken Hess, ohne sie in den Buchhandel zu geben (vgl. diese Jahrb. 
1842. S. 950. f.) und ein kleiner Aufsatz, welcher in diesen Jahrb. 1844. S. 476. f., 
also erst nach seinem Tode, abgedruckt worden ist. Andere Schriften von ihm 
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ausser den schon genannten sind: Versuche üb. die Grundsätze der Civilgesetz- 
gebung (Berlin, 1804.); Zwei philosophisch- Jurist. Abhandlungen (ebend., 1807.); 
Ueb. d. schwedische Verfassung (ebenda»., 1811.); Bemerkungen su J. Grimm's 
Abband!., betitelt: Literatur d. altnord. Gesetseu. s. w. (Greifsw., 1818.); auch 
gab er zu Stralsund im J. 1819. die Abhandlungen von Matth. Caloniut, deprftco • 
.... Suetno Gothico terverum jure heraus. Er hinterliess eine ausgezeichnete 
Bibliothek , besonders reich an seltenen Werken aus dem Gebiete der nordischen 
Geschichte und Rechte. 



Notiz. 

In diesen Jahrbüchern , 1844. S. 054. f., ist ein Plagiat, welches sich in der 
Deutschen Vierteljahrs- Schrift, Januar — März 1844., findet, mit nachsichts- 
loser Strenge gerügt worden. Diese Rüge haben andere Blätter weiter verbreitet, 
auch die politischen Zeitungen haben sich dieses Stoffes bemächtigt, und in den 
letztern ist auf nicht zu rechtfertigende Weise der Verdacht der Urheberschaft 
jenes Vergehens auf zwei Ehrenmänner hingelenkt worden, welche durch ihre 
wissenschaftlichen Leistungen gegen solche Angriffe hätten geschützt seyn sollen. 
Von denselben veranlasst hat nun die Redaction der genannten Zeitschrift in der 
Beilage zu Nr. 57. der Augsburger Allgem. Zeitung v. 26. Febr. 1845. S. 454. er- 
klärt, dass sie sich im vollständigen Besitz der Beweismittel befinde, durch wel- 
che sich ergebe, dass der am 27. December v. J. verstorbene Regier. -R. Alex. 
Muller (vgl. diese Jahrb. 1844. S. 1130.) der Urheber jenes Plagiats sey. Um 
auch unserer Seits zur Beseitigung jedes ungegründeten Verdachts beizutragen, 
theilen wir diese Notiz über den subjectiven Thatbestand zur Vervollständigung 
der früheren, in diesen Jahrb. gegebenen Nachweisung des objectiven That- 
bestandes mit. 



VI. Juristische Bibliographie. 

Neu erschienene Schriften. 

50. Abdruck der Revisions- Gegenschrift für den Herrn Reichsgrafen Gustav 
Adolph v. Bentinck wider den Hrn. Reichsgrafen Wilhelm Friedr. Christ, 
v. Bentinck, betreff, die Succession in den Reichsgräflichen Herrschaften u. 
Gütern. Herausgeg. von den Doctoren C. F. Dieck u. F. G. Eckenberg. 
Leipzig, B. Tauchnitz ja», in Comm. vi u. 388 S. gr. 8. 1844. (Geh. lJThlr.) 

51. Alk er , ff., Land- u. Stadtgericht graltt, — Handbuch zur Vorbereitung 
u. zum prakt. Gebrauch für preuss. Juristeu u. für preuss. Justiz-Subaltern- 
Beamten, so wie zur Belehrung für alle diejenigen, welche das jetzige 
preuss. Gerichtsverfahren kennen lernen wollen. 2s — 4s Heft. Lissa, 
Günther. S. 81 — 364. gr. 8. (Geh. Subscr.-Pr. ä ± Thlr.) 

52. Archiv f. Oeffentlichkeit u. Mündlichkeit im Strafverfahren. Sammlung der 
denkwürdigsten Kriminal prozesse. 1. Bd. (Prozess Lafarge.) 2s — 4s Heft. 
Karlsrohe, C. Macklot. S. 129—536. gr. 8. (Geh. ä£Thlr. — Für Südd. 
24 Kr. rhein.) 

53. — Dess. 2. Bd. ( Prozess Ludwig Napoleons.) ls Heft. Ebd. S. 113— 250. 
gr. 8. (Geh. \ Thlr. — F. Südd. 24 Kr. rhein.) 

54. — neues, für preussisches Recht u. Verfahren , so wie für deutsches Pri- 
vatrecht. Herausgeg. v*Dr. J. F. J.Sommer u. Fr. T/t. Boele. 10. Jahrg. 
3s Heft. Arnsberg, Ritter. S. 34t— 558. 8. (fThlr.) 
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55. Archiv, scblesisches, für die prakt. Rechtswissenschaft, herausgeg. ron C. F. 
Koch, Ober landtgerichtt- Roth. 5. Bd. 3f Heft. Breslau, Aderhols. iv 
u. S. 371 — 494. nebst lxx S. Sachregister aber alle 5 Bde. 1844. (Geh. . 
} Thlr. =« 1 Fl. 21 Kr. rhein.) 

56. Bedenken, zweites offenes, die Kniebeugungs- Frage, insbesondere die 
neueste K. B. EntSchliessung v. 3. Nov. 1844. betreffend. Mit swei Beilagen. 
Vom Verf. der Schrift: Die Kniebeugung der Protestanten vor dem Stmctis- 
ttmtoMU.s.w. 2. Aufl. Bayreuth, Buchner'scher Verl. 30S.gr. 8. (Ceh.^Thllr.) 

5T. Beiträge zur Erleichterung des Gelingens der prakt. Polizei, begr. durch 
Merker, Redact. W. Stieber. 23. Jahrg. (1845.) in 52 Nrn. (ä 1—1 J Bog.) 
Berlin, Simion. gr. 4. (4 Thlr.) 

58. Betrachtungen über Gegenstande des schriftlichen Civilprozesses u. Adro- 
catenwesen* Erlangen, F. Enke. iv u. 66 S. gr. 8. (Gez. £ Thlr.) 

59. Blätter für Rechtsanwendung, zunächst in Bayern, herausgeg. von /. A. 
Seuffert. 10. Bd. (Jahrg. 1845.) in 26 Nrn. (ä 1 Bog.) Erlangen, Palm u. 
Enke. gr. 8. (2 Thlr.) 

60. Bornemann, Dr. W., wirkt. Geh. Ober-Juttizrath u.Staatt-Secretatr,— 
Syitemat. Darstellung des preuss. Civilrech'ts mit Benutzung der Materialien 
des allgero. Landrechts. 5. Bd. enth. das Familienreclit. 2. verm. u. verb. 
Ausg. Berlin, Jonas Verlagshdlg. vi u. 389 S. gr. 8. (2 Thlr.) 

61. Central-Blatt der Abgaben-, Gewerbe- u. Handels- Gesetzgebung u. Verwal- 
tung in den Königl. Preuss. Staaten. Jahrg. 1845. Berlin, Jonas Verlagshdlg. 
gr. 4. (2 Thlr. — 3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

62. Chrudimtky, Ant. Alex., tämmtl. R. Dr. ander Univ. zu Prag, — Das 
gesetzliche Pfandrecht des Bestandgebers u. die Art der Geltendmachung des- 
selben. Prag(Calve'scheBuchh.) T7S.gr. 1844. (Geh. ^ Thlr.) 

63. Corpus Constitutionum Germaniae, oder die sämmtl. Verfassungen der 
Staaten Deutschlands, mit den beiden Grund vertragen des Deutschen Bondes 
u. deren wesentlichen Ergänzungen. Hera u gg. v. Ph. Ant. Guido v. Meyer. 
I. Lief. Frankfurt a. M., Brönner. 200 S. schmal 4. (Geh. 1 Thlr.) 

64. Gesetz- u. Verordnungsblatt für das Konigr. Sachsen. Jahrg. 1845. Dresden, 
(Leipzig, Fr. Fleischer.) gr. 4. (1 Thlr. =. 1 Fl. 48 Kr. rhein.) 

65. Gesetzsammlung für das Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen. 1844. 
Sondershausen, (Eupel.) 43 Bog. gr. 4. (2 Thlr.) 

66. Gesetzvorschlag über Ungarns Freistädte. Entworfen von der zu diesem 
Behufe v. Reichslage des Jahres 1843. ausgesandten Circulardeputation. 
Nach dem ungar. Urtexte übers, von J. Kritttelka. Nebst e. Anhange 
von Dr. E. Henttltnann. Tirnau, Wächter. 85 S. gr. 8. 1844. (Geh. 
\ Thlr.) 

67. — über die Volk ■erzieh ung im Konigr. Ungarn. Aus d. Ungar, übers, von 
Dr. Emrich Hentslmann. Tirnau, Wächter. 40S.gr. 8. (Geh. | Thlr.) 

68. Gett, Dr., Adam Fr., Appell.- Gerichts -Ralh zu Bamberg, — Prakt. 
Erörterungen aus dem gesammten Gebiete der Rechtswissenschaft, mit be- 
sonderer Rücksichtnahme, neben dem gemeinen Rechte , auf die bayerische 
u. preuss. Gesetzgebung, und unter Beziehung auf Erkenntnisse des Königl. 
Bayer. Appellationsgerichts zu Mittelfranken, dann des Königl. Oberap- 
pellationsgerichts zu München. Erlangen, Palmsche Verlagshdl. xvm u. 
409 S. gr 8. (Geh. IX Thlr. = 2 Fl. 42 Kr. rhein.) 

69. Gneitt, Dr. Heinr. Rud., — Die formellen Verträge des neuern romischen 
Obligationenrechts in Vergleichung mit den Geschäftsformen des griechi- 
schen Rechts. Berlin, L. Oehmigke. vi u. 514 S. gr. 8. (Geh. 2} Thlr.» 
4 Fl. 48 Kr. rhein.) 

70. Grundgesetze, die, des Deutschen Bundes, oder Deutsche Bundes- und 
Schluss-Acte, nach Ordnung der Bundesacte vereinigt; nebst den wichtig- 
sten Territorial- Bestimmungen u. den organ. Gesetzen des Bundes. Von 
G.v.Meyer, Legationtrath. Frankf. a. M. , Bosalli. 6 Pag. u. 102 S. 
Schmal 4. (Geh. | Thlr.) 

71. Hat ein Bremisches Ministerium die rechtliche Befugniss ein Mitglied su ex* 
kludiren? Eine kirchenrechtliche Abhandlung. Bremen» Kaiser. 14 S. 
gr.8. 1844. (Geh. jThlr.) 
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72. Hemmann, Dr.H.G., — HendlexicoH mm Corpus jurit eioiHt. Nach 
den Quellen bearbeitet. 3. Lief. Jena, Hochbauten. S. 24t — 368. gr. 8. 
(Vollständig in 4 Lief. 2TMr. — 3 FI. 36 Kr. rbein.) 

73. Hin rieh*) Prof., — Trier -Rouge -Schneidern Chi in Staats- n. bundes- 
rechtlicher Hinsicht. Ein fliegendes Blatt su Neujahr 1845. Halle, 
Schwetscblce u. Sohn. 20 S. gr. 8. (Geh. 2£Ngr.) 

74. Hoff mann, Dr. Job. Aug. Gottfr., Pfarrer in Mohr a, — Versuch einer 
Darstellung d. in d.Gherzogth. Sachsen- Weimar-Eisenaeh gelt. Protestant. 
Kirchen rechts. Jena, Croekersche Buchh. iv u. 412 S. gr. 8. (Geh. lJTblr.) 

75. Ideen z. Einführung e. all gem. deutschen Pressgesetzes. Berlin, Mittler. 
36S.gr. 8. (Geh. |TMr.) 

76. Juliut, Gutt., — DieK. Preuss. Seebandlnng u. d. bürgert. Gewerbsrecbt. 
Leipzig, O. Wigand. 100 S. gr. 8. (Geh. £ Thlr.) 

77. Kieter, Dr. D. G., geh. Hofr. u. Prof, tu Jena, — Zwei alcadem. Reden. 
Leber d. Verhältniss d. Philos. d. Natur s. Religion, nnd: Ueber d. Emanci- 
pation des Verbrechers im Kerker. Jena, Croekersche Buchh. 56 S. gr. 8. 
(Geh. i Thlr.) 

78. Kleinmann, F., Rech ttcontulent in Balingen, — Die Notwendigkeit 
durchgreifender Justiz-Reform , unsere dermaligen Aussichten anf solche, 
und was hiebe! den öffentlichen Rechtsanwälten zu thun bleibt/ Rottweil, 
Setzer. 15 S. gr. 8. 1844. (2£Ngr.) 

79. Klunker, J.Ludw., Dominikai 'Oberbeamter im Lemberger Kreite, — 
Die gesetzliche Unterthans- Verfassung in Gallizien. Aus dem Wortlaute 
der bis auf die neueste Zeit erflossenen Verordnungen systematisch zusam- 
mengestellt 3 Bde. (I. u. II. Bd.) Lemberg, Winierz. XH u. 327, 347 S. 
gr. 8. (Geh. 6 Thlr. — 10 Fl. 48 Kr. rhein.) 

80« Koch, C.F., — Lehrbuch des preusiischen gemenien PriTatrechts. l.Bd. 
1. u. 2. Lief. Berlin , Trautwein'sche Buchh. S. 1 — 320. gr. 8. (Subscr.- 
Preis (»Lief, f Thlr.) mit Pränumeration auf die letzte Lief. 2 Thlr.) 

81. Köstlin, C. R., Dr. u. Prof d. Rechte, — Neue Revision der Grundbe- 
griffe des Criminalrechti. Tubingen, Laupp. 688 S. gr. 8. (9 Thlr.) 

82. Kräfte Dr. Fr., Hofgerichtsrath xu denen, — Die Verpachtung von 
Landgütern mit Guts - Inventarien. Gekrönte Preisscfarift. Altenburg, 
Schnuphase'sche Buchh. x u. 69 S. gr. 8. (Geh. £ Thlr.) 

83. Kritz, Dr. Paul Ludolf K. Sacht . Ober- Appellationtralh, — Sammlung 
von Rechtsfallen u. Entscheidungen derselben. Mit wissenschaftliehen Ex- 
eu rsen versehen. 5. Bd. Leipzig, Barth, vi u. 362 S. gr. 8. (2 Thlr. =* 3 Fl. 
36 Kr. rhein.) 

84. Lieber, Franz, Prof. in den vereinigten Staaten, — Bruchstücke über 
Gegenstände der Strafkunde, besonders über das Eremitensystem. Ham- 
burg, Agentur des Rauhen Hauses. 48 S. gr. 8. (Geh. 6\ Ngr.) 

85. Meyer, Stadtsyndicut zu Hörn, — » Versuch eines Entwurfs von Grund- 
lagen zu einer Reform des Justizwesens im Ffirstenthum Lippe. Detmold, 
Meyer'sche Hofbuchh. 86 S. 8. (Geh. £ Thlr.) 

86. Möller, A., K. Bayer. Advocat, — Ohne Trauung durch die Kirche keine 
chriitliche Ehe gültig. Einige Worte gegen die sogenannte Civilehe mit be- 
sonderer Beziehung auf den jüngsten Gesetzgebungs-Entwurf für dasGrossh. 
Hessen. Pappenheim, (Nürnberg, Bauer u. Raspe.) 23 S. kl. 8. 1844. 
(Geh. £ Thlr. — Für Südd. 15 Kr. rhein.) 

87. Miigge, Dr. Th., — Die Censurverhältnisse in Preuesen. Denkschrift, 
mit Bezug auf die beigefügte Petition den Mitgliedern des 9. Prov.-Landtages 
der Mark Brandenburg u. der Nieder-Lausitz gewidmet. Leipzig, Hermann, 
gr. 8. (Geh. \ Thlr.) 

88. Mühlenbruch, Dr.C.F., — Lehrbuch des Pandeeten-Rechte, nach der 
Dectrina Pandectarum deutsch bearbeitet. 4. verb. Aufl. , herausgeg. von 
Dr. Otto Carl v. Madai. 3. TbL nebst vollst. Register über alle 3 Theile. 
Halle, Schwetschke u. Sohn, xvi u. 551 S. gr.8. (4 Thlr. = 7 Fl. 12 Kr. rh.) 

89. Nachtrag zur amtlichen Handausgabe des Gesetzes über die Verpflichtung 
zum Kriegidienste im Kdnigr. Württemberg. Stuttgart, J. F. Steinkopf. 
38 8. gr.8. (Geh. | Thlr.) 
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90. Nippel, Franz , Xav., k. k. o. ö. Appellatiomrath , — Erläuterung der 
allgem. Gerichtsordnung vom 1. Mai 1781. nebst e. Anhange, die Erörterung 
der Abweichungen der westgalizischen Gerichtsordnung enthaltend. Auf 
Grundlage des begonnenen Commentars des Hof rat hg Franst Georg Edlen 
v. Kees. t. Bd. Wien, Braumüller u. Seidel. Vi u. 628 S. gr.8. (Geh. 
2£ Thlr. •= 4 Fl. 48 Kr. rhein.) 

91. Ordnung für sämmtl. Städte der preuss. Monarchie vom 19. Nov. 1808., nebst 
den durch die Kabinetsordre vom 14. Juli 1832. bestätigten nachträglichen, 
die Städteordnung ergänz, u. erläuternden Bestimmungen. Grünberg, Levy- 
söhn. 79 S. 8. (Geh. \ Thlr. = 18 Kr. rhein.) 

92. Provinzial-Gesetzsammlung des Königr. Böhmen für das J. 1842. (24. Bd.) 
Prag, Haase Söhne, 1843. 58$ B. gr. 8. (2 Thlr.) 

93. — Dieselbe förd.J. 1843. (25. Bd.) Ebd. 57 J B. gr. 8. 1844. (2 Thlr.) 

94. Publicist, der. Eine Zeitschrift zur Besprechung criminalistischer u-, ad- 
ministrativer Gegenstände, gesellschaftl. u. bürgert. Verhältnisse. Herausg. 
von A. F. Thiele. 1. Jahrg. (1845.) in 12 Heften. (1. Heft. 30 S.) Bertin, 
Liebmann. gr. 4. (Geh. 3 Thlr.) 

95. Pütt er, Dr.K.Th., Prof.d.Rechtswistentch., — Das practische europ. 
Fremdenrecht. Nebst e. Anhang zur Kritik der fremdenrechtlichen Bestim- 
mungen des preuss. Strafgesetz-Entwurfs. Leipzig, Hinrichs'sche Buchh. 
XII u. 212 S. gr. 8. (Geh. \ Thlr. = 2 Fl. 6 Kr. rhein.) 

96. Quellen, die, des Curländischen Landrechts. Herausgeg. von M. C. 
Rummel, Privatdoc. der Provinc- Rechte an d. Univ. z\t Dorpat, 1, Bd. 
1. n. 2. Lief. Instructorium des Curländischen Processes. Dorpat, Kluge. 
XXXiv u. 272 S. gr. 8. (Geh. 2 Thlr. «= 3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

97. Rauer, K. F., — Die ständische Gesetzgebung der Preuss. Staaten. 
2 Thle. Berlin, Heymann, vm u. 280, xvi u. 638 S. gr. 8. (Geh. 4 Thlr.) 
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I. BecensioneiL 

OromHinieii der criminalistiselien Iniputationslehre. Von 
Albert Frfedr. Berner, Dr. d. R. Berlin, Dümmler, 1843. 
XVI u. 310 S. 8. (1$ TWr.) 

Recensirt 
von 

Herrn Professor JBr. Abegf; zu Breslau, 

Was man anter Zurechnung, Imputation, versteht, beschränkt 
aidi nicht auf die verwerfliche, sondern gebt auch auf die gute Band» 
lang, — es ist das Allgemeine und in der Handlung iherbaupt ge- 
gründet. Wenn man das Gebiet der s. g. moralischen Imputation ab* 
gesondert bearbeitet, wenn man bei der rechtticben einen Unterschied 
der bürgerlichen *) und ä^t strafrechtlichen macht, der sieh mehr nur 
auf die Anwendung unter gegebenen Bedingungen beliebt, so beruht 
diess nicht sowohl auf wesentlicher Verschiedenheit der Sache seihst 
und ihres Begriffes, als auf dem praktischen Bedürfnisse. Allerdings 
wird, bei der Hervorhebung* einer dieser Seiten in bestimmter Begren- 
zung, also hier der criminalistiscben Imputationslebre, die Wissen- 
schaft am meisten durch Monographien, — die auch wieder die ein- 
zelnen Momente, Seelenzustäade u. s. w. zum Gegenstand der Bear- 
beitung machen, gewinnen. Nur muss dabei theils gegen die irrige 
Ansieht gewarnt werden, als ob das Strafrecht seine eigen thflm liehe 
Zurechnungslehre hatte oder aufstellte* da es vielmehr nur die Wahr- 
heit der 'Sache anzuerkennen und den wissenschaftlich erfassten Be- 
griff auf sein Gebiet und für den gerechten Zweck anzuwenden bat, 
wodurch Modifikationen, aber nicht durchgreifende Umgestaltungen 
entstehen können; theils ist sieht zu übersehen, dass ^ie Monographie 
ebenso das Verhttltniss des Gegenstandes zu dem Ganzen als zu ihren 
eignen Tbeüeo wissenschaftlich- bestimme*, durch die innere Entwick- 

*) Vgl. F. C. Th. Hepp die Zurechnung auf dem Gebiete des Civilrechts. 
TflWnge«, laäa. 

Kritifthrb.tD.RW. Jahrg.IX. H.IV. 1£ 
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lang beweisend darlegen, oder mit andern Worten, dass sie die Be- 
deutung des Systems anerkennen soll. Der Verf. hat dieses richtig 
erkannt, er bemerkt (S. VII.), es handle sich hauptsächlich um die 
Principien selbst, nm die Grund zöge des Ganzen und um die Stellung 
dieses alsTheiles im System des gesammlen Strafrechts. In derThat 
ist dieses, wenn von speculativer und dennoch praktischer Auffassung 
die Rede seyn soll, für das Ergebniss unerlässlicji, und folgereicher, 
als eine Reihe einzelner an sich noch so treffender Ausführungen. 
„Man kann'S 8a g l cr (ohne dabei zu erwähnen, dass dieses die in 
meinem Lehrbuche durchgeführte Ansiebt und Grundeiatheilung sey) 
„den allgemeinen Theil entweder in Schlussform darstellen. Ober- 
satz: Strafgesetz. Medius Terminus: Verbrechen. Con- 
closio: Strafe und Bestrafung. Ebenso lässt sich dasselbe aber 
auch begriffsmässig darlegen, indem man I. von dem Verbrechen/* 
II. von der ihm entgegengesetzten Strafe und III. von der Anwen- 
dung der Strafe auf das Verbrechen handelt/ 4 Er enthält sich hier, 
obsekon er „mit sich selbst völlig einig 44 ist, welche dieser fiinthei- 
longtn die wahre sey, doch eines entscheidenden Urtbeib, da es ihm 
au Raum gebreche, eine hinlängliche Begründung seiner Ansieht 
zu geben, glaubt aber „um so mehr diese Streitfrage auf sich beruhen 
fassen zu. können, als nach beiden Trichotomien die Lehre von den 
Verbrechen, in weiche grade die Imputationslehre fällt, auf ganz 
gleiche Weise einen eignen Theil bildet. 44 Mit diesem Ergebniss« 
•in verstanden, habe auch ich keine Veranlassung, diese Sireitfrage 
(wenn man hier eine solche annehmen will, die denn jedenfalls unter 
den Systematikern nicht auf diese beiden Eintheüungen sich beschränkt) 
weiter zu verfolgen, indem ich nur bemerke, dass in den Worten 
„lässt sich aber auch begriffsmässig darlegen " gewiss der Nachdruck 
nicht auf „begriffsmässig" zu legen sey, als wenn dieses einen 
Gegensatz zu der zuerst erwähnten Schlussform bezeichnen sollte — 
denn das Begriffsmässige ist eben der Sehluss, und nur dieses, nicht 
das Begrifflose lässt sich in wahrhafter Schlussform darstellen; son* 
dem der Nachdruck ruht auf dem: „auch". Der Begriff gestattet 
mehrere Scblussformen, da ohnehin auch die Praemissea sieh ale. 
Gonclusionen aus andern Obersätzen ergeben und die Glieder ihr* 
Stellung verändern können Uebrigens habe ich, auch in der weiter»' 
Darstellung, mehr Veranlassung zur Zustimmung als zu dem Gegen- 
tbeü. leb darf bei der Anerkennung, die ich schon jetzt für die 
Leistung auszusprechen mich verpflichtet fühle, von der ich körztich 
Bericht zu erstatten habe, offen bekennen, dass ich weder dadurch 
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au Gunsten derselben voreingenommen sey, weil es vorzugsweise die 
vod mir In solcher Form und mit dem im Wesentlichen übnreiBStim« 
menden Inhalt im System vorgelegten und vielfach erörterten An- 
sichten sind, welche der Verf., unbeschadet seiner Selbstständigkeit, 
nasführt, noch dass ich einer entgegengesetzten Empfindung deshalb 
sey, weil der Verf. zwar wohl gelegentlich, aber nicht da, wo es 
darauf besonders ankommt, des Vorgängers gedenkt. Indem er von 
dem Begriff des Verbrechens als Handlung ausgeht, welcher die 
Zurechnung unmittelbar angehört, nnd diese letzlre anf dolus ond 
culpa bezieht, so ist diess der von mir durchgeführte Grundgedanke, 
hinsichtlich dessen ich, neben der Beistimmuag gewichtiger Auto- 
ritären, auch freundlich wissenschaftlichen Kampf mit ehrenwertbea 
Gegnern zu bestehen habe, wovon die im Decemberheft des Jahrg. 
1843. dieser Jahrbücher S. 1057 — 1108. abgedruckte, von mir be- 
reits im J. 1842. ausgearbeitete kritische Anzeige des Werkes von 
H; Luden , »»über den Tatbestand der Verbrechen" Zeugniss giebt. 
Auf diese Anzeige will ich mich in der folgenden Darstellung zur 
Erspare iss von Wiederholungen und für die Sätze bezieben, wo ich 
jetzt in dem Verf* einen achluogswerthen Beistand habe, . so wie für 
die v wo unter uns selbst Abweichungen statt finden, die in der auch 
bei aalest Strehen nach Objektivität doch nicht ganz zu beseitigenden 
individuellen Weise der Auffassung und der Darstellung ihren Grund 
haben. Die Uaterschiede sind aber im Verhältniss zu allen Mitarbei- 
tern bei der notwendigen Ueheretnstimmnng in den wesentlichsten 
Grundsätzen aaserer Wissenschaft oft so fein, dass sie nur dem tie- 
fem Kenner bemerkbar werden, und man daraus niebt unbedingt 
eine Gegnerschaft ableiten darf. Wenn sie für die Anwendung oft 
kaum in Betracht kommen, wenn das, worauf die Wissenschaft, da 
es nicht Mos um das Ergebnis« » sondern auch; um die richtige Ber 
gründung desselben and die methodische Entwicklung za thnn ist, 
einen Wertb legt, möglicherweise selbst ohne Nachtheil für die 
Rechtspflege, als untergeordnet angesehen wiray so ist doch jeder, 
der nicht blos die Theorie, sondern audh deren wahrhaftes Verbalt* 
niss zur Praxis würdigt, darüber einverstanden, dass selbst kleine 
Abweichungen nicht gleichgültig seyen und es verdienen, gründlich 
aar Sprache gebracht zu werden, mögen sie wirkliche oder angeh- 
liehe Goo sequenzen eines anerkannten Princips seyen oder selbst zu 
fernem Folgerungen führen, die, — wo wir uns gewissenhafte Reche«-' 
schalt geben wolle* , nicht ohne EinAoss auf das Recht- sind, wie es 
denn, — salbst wenn das Recht nicht gefährdet würde, doch immer 

19* 
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nicht gleichgültig ist, naf wellten Wege Aasselbe begründet und 
nach ftr den einzelnen Fell zam Vorschein gebracht worden. 

' Was ich auf der angegebenen Grundlage Ober den ans gemein- 
schaftlichen Standpunkt, die Auffassung desselben and die Ergebnisse 
zu bemerkeu habe, wird eich einfach «n eute Darlegung des Ganges 
anknBpfen, weichender Verf. gemlhlt hat« Mehr, als bei irgend 
einem andern Gebiet tritt hier die Verbindung von Form und Inhalt, 
von Methode und Gegenstand hervor* Denn es ist auch eine, jeder» 
zeit möglichst in Ausfuhrung gebrachte Ansicht, dass die Methode 
nicht von Aussen her an den Gegenstand gebracht, sondern aus ihm 
selbst entnommen werde, oder dass der wissenschaftliehe Inhalt nickt 
willktthrlicb in ein System gezwungen, sondern frei in demselben, 
wie er es bedingt, erkannt, und damit zugleich sein Recht und seine 
Wahrheit bewiesen werde. Allerdings gestaltet sich dieses in der 
Anwendung mit Rücksicht auf den Gegenstand verschieden, insbe- 
sondre wird der Stoff und dessen Beschaffenheit, welcher frei erhal- 
ten werden seil, bald mehr bald minder eine Modification bedinge«, 
je nachdem er mehr ein iosserlich und positiv gegebner, oder frei 
erzeugter ist. Doch, wäre es unrichtig, daraus eine durchgängige 
Entgegensetzung z. B. des Geschichtlichen und des Philosophische» 
zn folgern. Jene durch den Stoff gebotene Eigentblmltcbheit der 
Behandlung, die also schon dadurch von blosser Subjektivität ent- 
fernt, eine bedingt nothwendige ist, erfolgt innerhalb des anerkannten 
Princips, und nicht als eine Abweichung von demselben. Das Ge- 
scbichtlicbe ist als Werden und Gewordenes dem Reiehe des Gedan- 
kens und dem Begriffs nicht fem, am wenigsten in dem Inhalt der 
Wahrheit, die sieb ein Daseyn zu geben strebt; das Philosophische 
bat seine Geschichte, und zwar in zweifacher Weise, und bildet aef 
dem Standpunkt unserer Zeit nicht einen unversSbnbaren Gegensatz. 
Wir geben auch hier nicht einen Streit der Principien nnd eine 
Alleinherrschaft dessen, was nur Moment des Ganzen ist, za, son- 
dern bestehen auf einer, ihrer Unterschiede, die sie frei enthalt nnd 
beherrscht, sieh bewussten Einheit, die in der Sache selbst liegend, 
wesentlich verschieden ist von äosserlicher Vermittelung. Man muss 
dieses gelegentlich wieder in Erinnerung bringen, wo über dieses 
immanente Wesen des Begriffes so viele Missverstindnisse obwalten, 
die sieh keineswegs gleichgültig ffer die Behandlung des Gegenstan- 
des erzeigen. 

Zum Ausgangspunkte der besondern hier zu behandelnden Lehre, 
»elcher dieses zugleich für die Lehre von den Verbrechen überhaupt 
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ist, wird mit Recht in. der Einleitung der Witte und die Freiheit ge- 
nommen: „der Wille und die in demselben wurzelnde Zarechnupgs« 
älhigkeit, als die subjektive Voraussetzung der Imputationslebre. 41 
Es wird damit sofort das als Thema aufgestellt, was ich stets ver- 
theidigt und aus dem Begriff der Handlung ausgeführt habe. Da« 
mit stimmt auch Oberen», was der Verf. als „Motte" voranschickt, 
eine Aensseruag Afittermaier's: „Man erkennt immer mehr, dass 
das in den letzten Jahrzehnten verbreitete Streben, aus der Lehre 
von der Zurechnung die Frage nach der Willensfreiheit au verbannen, 
auf einer irrigen Ansieht — beruht. " Nur ist zu hedanern, dass 
Mittermaier dennoch zu Ergebnissen gelangt, die grade auf der 
Ansicht beruhen, welche er selbst als irrig anerkennt Davon weiter 
unten. Die Auffassung des Willens, einerseits als des Endpunktes 
der Philosophie, dos subjektiven Geistes, anderseits als Ausgangs* 
ponktes derjenigen des objektiven Geistes, und die Methode der Be- 
griffsentwickelnag, so dass zunächst die Direratioa des Willens in 
die beiden Momente der Allgemeinheit und Besonderheit eintritt, so- 
dann aber beide in der Eihzelnbeit sich zu einer lebendigen Einheit 
durchdringen, ist den Kennern der spekulativen Philosophie bekannt 
und wird so viel Zustimmung oder Widerspruch erfahren, wie diese 
seihst. Aueh, dass hier Wille und Freiheit identisch genommen wer- 
den, dass jener nieht als ein für sich selbststandiges Vermögen zo 
betrachten sey, dem nach Umständen die Prädicate frei oder unfrei 
hinzugefügt werden könnten, — dass Unfreiheit mit dem Willen nicht 
bestehe und „ein unfreier Wille ein Unding sey", dass „wo der 
Mensch nicht mehr als blosses Naturobjekt, sondern als Mensch 
wirkt, wo er will, da allemal freie Wirkung vorhanden sey" (S. 10. 
11.), sind bekannte, aber auch wohl von dem Standpunkte andrer 
Systeme nicht zu bestreitende Sätze. Der wahrhafte vernünftige 
Wille ist aber noch nicht der nur unmittelbare, an sich seyende, 
noch nicht der für sich seyende, reflektirende, sondern erst der 
an und für sich seyende — nach Inhalt und Form freie Wille. 
Diess mögen Andere auf andre Weise begründen, in der Sache selbst 
liegt die Wahrheit, von der aus hier das Ergebniss interessirt, wel- 
ches der Verf., dessen Ausführung hier nicht wiederholt werden 
soll, mit den Worten bestimmt s „Wenn wir ohen sagten, dass der 
blos an sich seyende Wille zurechnongsnnfthig sey, und darum nicht 
als strafbar in Betracht kommen könne, so ist der an und für sich 
seyende Wille zwar durchaus zurechnungsfähig, aber — weil er mit 
der sittlichen Nothwendigkeii zusammenfallt, jeder Utah** unfähig, 
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so dass auch mit ihm die criminalistische Tmputationslehre nichts zu 
s chaffen hat. Es kann somit die Freiheit, um welche es sich im Straf- 
recht handelt, nur die formelle seyn, diejenige, die wir oben den 
für sich seyenden, wählenden Wiiko: die WillkOhr, genannt haben'* 
(S. 15. 16.)> 

Man kannte über die Ausdrueksweine rechten, wenn von eine« 
zurecbnungsunftUiigen und fähigen Willen die Rede ist, da der Verf. 
ja- seihst schon in dem Willen die Freiheit erkennt* Aber diess trifft 
nicht die Grundansicht. Er bat Recht in der Bemerkung, dass das 
Leugnen der Freiheit eine Verkennung der Stufen des Willens sey. 
Hier kommt es nur anf die Willkühr ao, „in welcher die Möglich- 
keit des Fortganges znr wahren Freiheit liegt. 4 ' „Der seinen Lei- 
denschaften folgende Mensch handelt allerdings unfrei, weil er nicht 
der sittlichen Notwendigkeit gehorcht, in welcher die wahre Frei- 
heit liegt, dass er aber unfrei handelt, ist seine Schuld. Gerade diese 
Unfreiheit wird ihm zugerechnet, denn sie ist eine freiwillige." 
Kein Kenner wird diesen Ausspruch, der eine Wahrheit enthält, ohne 
welche aller Unterschied von Recht und Unrecht und der Inhalt der 
auf das Wissen und Wollen zurückzubeziebenden Handlung auf- 
gehoben würde, mit der unhaltbaren, übrigens wesentlich verschie- 
denen Annahme — die wenig Zustimmung gefunden hat — * verwech- 
seln, derzu folge jede, auch die in geistiger Krankheit gegründet* 
Unfreiheit dem Leidenden zur Schuld zugerechnet werden sollte. 
Jedenfalls wäre diese, allgemein das Individuum« in seinem ganzen 
Seyn ergreifende Schuld noch eine andere als die, welche hei der 
besondern Handlung zur Sprache kommt, die allerdings anf einer all« 
gemeinen Grundlage beruht, und es verbietet, den Menschen lediglieh 
nach dem Augenblick und der abgerissenen Eiazelnheit zu beurtheileu. 
Das Verbrechen ist das Unvernünftige, und somit handelt der Ver- 
brecher unvernünftig. Nur folgt daraus uicbt, dass der Mensch 
Überhaupt unvernünftig sey, sondern vielmehr, dass dieser, wo er 
als Vernunft wesen gilt, die von der objectiven und seiner eigenen, 
ihm immanenten Allgemeinheit, abweichenden Handlungen, deren In- 
halt nicht das Vernünftige und Rechte ist, verantworten und auf sieh 
nehmen müsse. Wenn die SeelenstOrung u. s.w. jene Allgemeinheit 
selbst afficirt und dann eine Unfreiheit obwaltet, so ist diese durchaus 
verschieden von der nothwendig zuzurechnenden Handlungsweise des- 
sen, den wir in einem andern Sinne «nfrei nennen, weil er nicht das 
Freie, Rechte mit Freiheit vollbringt* sondern sieh von dem Öegeo- 
tbeit beherrschen lisst. So spricht man von Jemand, de? unter der 
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Gewalt seiner Leidenschaften, Begierden steht, der ein Setave seiner 
Sinnlichkeit ist, so ist die Rede in der Schrift von der Knechtschaft 
der Sünde, aber ohne dass darin eine Aufhebung der Verantwortlich* 
keit ausgesagt würde. 

Aber Alles dieses ist, wie die Voraussetzung, „dass der Wille, 
die Freiheit in der That die Basis der Zurecbnungsföhigkeit sey", oft 
bestritten worden. Es wird richtig erinnert, der Standpunkt der un- 
mittelbaren GewissheK einer menschlichen Freiheit und der daraus 
folgenden Zurechnnngsftthigkeit, welche die altern Criniinalisten (und 
nicht blos diese) annahmen, konnte nicht beibehalten werden. Dw 
Zwiespalt offenbarte sich in den beiden entgegengesetzten Ab« 
straktionen de« Determinismus und dos Indifferenti&mus, von 
denen jener wieder als die Prftdestinatioaslehre, oder als der 
Materialismus hervortrat. Indem der Verf. dieses ausfuhrt, so 
kommt er auf die Ansieht Feuerbach's, über die ich ohnlängst einige 
Bemerkungen niedergelegt habe*), und wobei ihm Gelegenheit wird, 
dessen vielfach angegriffenen Gegner Klein einigermassen in Schutz 
zu nehmen. Die Fe uerbach'sehe Ansicht ist bekannt, eben so, was 
Tbibaut in den Beitragen zur Kritik der Feuerba ch'schen Theorie 
Aber die Grundbegriffe des peinlieben Rechts theilweise so wohl be- 
gründet erinnert bat. Es bedarf daher hier für die Darstellung eines 
der Geschichte anheimgefallenen Standpunktes auch nicht eines wei- 
tern Eingehens. Nur eines sey es erlaubt hervorzuheben, was ich 
bereits in der eben angeführten Abhandlung, welche die Thib aufsehe 
Schrift betraf, zum Gegenstande der Betrachtung gemacht hatte, und 
jetzt auch von dem Verf. berührt wird, da es allerdings einem auf-» 
merksamen Beobachter nicht entgehen konnte. Ich meine das Ver- 
haltniss Feuerbach's zur Kan fachen Philosophie, auf deren Boden 
anleugbar die Theorie des erstem entstanden ist, und welche doch 
in ihrer Begründung und ihrem Ergebnisse so ganzlich abweichend, 
ja gradezu und namentlich in Betreff der Lehre der Zurechnung für 
einen Rückschritt zn erachten ist. Indem Feuerbach der erimi« 
na lis tischen Imputation ein ganz eignes, von der Allgemeinheit und 
Freiheit des denkenden sittlichen Wesens gesondertes Gebiet an* 
weiset, und dabei auf die Voraussetzung der Herrschaft der Sinnlich- 
keit, von der Notwendigkeit, der Möglichkeit und Wirklichkeit des 
psychischen Zwanges ausgeht, gelangt er zu dem Ergebnisse, das« 
die strafrechtliche Zurechnung auf der Fähigkeit beruhe, sich durch 



*) Arehi? des Crt«.-R. J. 1841. S. 467. f. 
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dU Drohung des Strafgesetzes abschrecken xo lassen* Unier andern« 
zum Tbeil äusserliehen Gründen, welche diese» obschon früh and oft 
angefocbtene Theorie doch so lange in. Auteritit erbalten konnten« 
ist wohl der nicht ohne besondern Eiafluss gewesen, dasa bei vielen 
die Zurechnung, oder deren Ausschliessung betreffenden Fragen, das 
Ergebniss nicht abweichend von dem war, welches bei der richtige* 
Auffassung eintritt. In der Mehrzahl der Fälle der Uazurecbnuagfr* 
fithigkeit ist der Zustand des Individuums auch ein solcher, wo ver- 
gebens auf die Möglichkeit und Fähigkeit, sich durch psychologisches 
Zwang bestimmen zu lassen , gerechoet werden kann» Aber diesen 
Zusammentreffen im Ergebniss ist nicht ein Princip, nicht die da« 
Wesen der Sache ergreifende Wahrheit Und so ist denn erst weit 
später zur hoffentlich immer mehr sich verbreitenden Anerkennung 
die Theorie gelangt, die wir vertheidigen, und die auch der Verl, 
von der Freiheit, wie sie hier zu nehmen ist, ausgehend, sich an- 
eignet, die er hier allein des Menseben würdig erklärt, „dass dan 
Strafgesetz an die Vernunft und Freiheit gerichtet seyn, dass auf 
Vernunft und Freiheit auch die Imputationslthre erbaut werden müsse" 
(S.34.). Die Dürftigkeit der s.g. Begriffe von Freiheit, Willen und 
Handlung, mit der sich diejenigen Juristen bebelfen, welche für ihren ' 
unmittelbaren theoretischen oder praktischen Gebrauch solche ohne 
Rücksicht auf das Gebiet, das hier in Betracht kommt, und auf die 
in demselben gemachten Fortschritte, entlehnen, und so gut es gebe« 
mag, zurecht legen, kann allerdings einer tiefern Auffassung der Sache 
nicht genügen. Und wenn auch die Zurechnungsfaiiigkeit, von wel- 
cher hier die Rede ist, nicht als „der Zustand der vollen Freiheit 
und Vernttnitigkett" deinirt werden darf, wenn es gegründet ist, 
dass wo wahrhafte Veruünftigkeit und Freiheit, wo der vernünftige 
Wille ist, kein Unrecht statt finde, so muss doch diese um so mehr 
als die Grundlage angenommen werden» als zunächst bei dem Princip 
nnr von der Handlung überhaupt — nicht minder der guten, ge- 
rechten, zu sprechen ist; die verwerfliche muss, neben den Eigen- 
schaften, die sie als solche erscheinen lassen, auch die allgemeinen 
der Handlung hahen, so dass beide in der besondern, namentlich der 
verbrecherischen Handlung einander durchdringen* Dass wir im 
gewöhnlichen, näher im juristischen Spracbgehrauciie die Zurechnung 
nur auf die eine Verantwortlichkeit begründende Handlungsweise be- 
ziehen, lässt sich wohl erklären und rechtfertigen» ohne dass darin 
der Sinn liegen sollte, für das andre Gebiet, mit dem es freilich das 
Recht nicht zu thun bat, die Zurechnung auszuachliesson. Aber es ist 
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eben daran, weil jene höhere Wördigung der vernünftigen Handlung 
nach Form. und Inhalt, wo das erkannte Vernünftige, da« Freie, als 
freie* Werk des Willen« vollbracht, und von dem Subjekt sein Ver- 
bältaiss zu- seiner objektiven Aufgabe frei erfasst wird — dem Gebiet 
der criminellen Imputation fremd bleibt — - nicht nöthig, letztere so' 
herabzusetzen, wie es, mit Verzicbtleistnag auf die sittliche Natur 
des Menschen «ad seines Denkens and Willens, von Hanehen geschehen 
ist. Die jene höhere Seite, die Ehre ond Wurde des Menschen ver- 
leugnende Ansicht der herrsehenden Sinnlichkeit wird nicht schon 
dadurch als die richtige bewiesen, weil etwa die Uebeithat das Werk 
und die Wirkung der letztern ist. Wäre diese gänzlich der Fall, so 
wurde eicht diese That, sondern die ganze Voraussetzung in diesem 
Individuum eine abnorme seyn und allenfalls den Scbluss auf die 
mangelnde Zurechnuagsfähigkeit zulassen, deren Grund dann ein wei- 
terer und deren Folge nur die vorliegende Tbat wäre. Aber wie 
gesagt, die Unvernünftigkeit dieser für sieh liefert noch nicht jenen 
Beweis. Sie offenbart vielmehr den durch das handelnde Individuum 
gesetzten und in ihm seihst bestehenden, somit auch durch dasselbe 
za verantwortenden und aufzuhebenden Widerspruch. Es ist die in 
dem besendern Falle hervorgetretene Abweichung des Menschen als 
Vernunftwesen, ak Allgemeinen, von sieb selbst, von seiner ihm inne- 
wohnenden Vernfinftigkeit und Vernunftföhigfceit, weiche, steh auch 
in ihm, in der Stimme seines Gewissens, zum Bewusstseyn bringt, 
nnd welche als das Allgemeine, Notwendige sich ftber das nur Be- 
sondere, als das Herrschende, als die Macht des Rechten und Guten 
bethäiigen murss. Hierauf aliein beruht Schuld und Strafe, beide in 
aelawendiger Beziehung auf den Willen, und hier liegt auch die 
Grenze gegen das, was ausserhalb des Gebiets des Unrechts und der 
dadurch bedingten Aufhebung an seiner Quelle liegt. Es ist das 
Gesetz in den Gliedern, dem Fleische , das isL widerstrebt dem Gesetze 
in dem Geiste, nad das diesem weichen muss, nicht aber schon des-» 
halb 9§ntü Freibrief hat, weil es da ist. Wenn, wie ich glauben 
omss, der Verf. hiermit einverstanden ist, werden wir mit ihm, zu- 
nächst an dem wahren Begriff des Willens festhaltend^ sagea kennen: 
„Zurechnengaftihigkeit sey der Zustand, in welchem man wollen könne", 
so Irene ich mich nach seiner Zustimmung in einem Punkte, wo icH 
theils mit Unrecht von Mehreren angegriffen, theils mindestens miss» 
verstanden worden bin. Der Verf. sagt (S.35.): „Fragt man uns, 
wann und unter welchen Umständen der Zustand der Zurechnungs- 
fähigkeil beim Menschen vorhanden sey, so müssen wir ohne Zweifel 
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antworten: Er ist der gewöhnliche. Sobald der Mensch als 
Mensch wirkt, kann die Wirkung ihm zugerechnet werden; das 
aber kann wohl vernünftigerweise nickt bezweifelt werden, dass der 
Mensehr in der Regel ein Mensch sey. 44 Einerseils ist diess eben so 
sehr in der Natnr der Sache und der Erfahrung gegründet, als der 
damit in Verbindung stehende Sali, dass, wenn die Zurechnung*- 
föbigkeit ausgeschlossen werde, dieses auf eiaeai besondern hier int 
concretenFall vorhandenen Grunde, z.B. der Geisteskrankheit, Kind* 
heit, Trunkenheit beruhen müsse, nicht aber schon im Allgemeinen 
und im Voraus so angenommen werden dürfe, um erst umgekehrt, 
gleichsam als Ausnahme das Daseyn des Normalzustandes darzutbun. 
Mehr habe ich nicht gesagt, ood diess nenne ich das Missverständ- 
niss, während es ofenbare Verdrehung meiner ausdrucklichen Worte, 
dass hier überall nichts zu präsunrirea sey, ist, wenn man (z. ß. 
Mittermai er) behauptet, ich wolle eine allgemein gesetzliche prae* 
sumtio imputabililatis aufstellen, was meine Ansicht keineswegs 
ist, so wie ick, auch wo die Regel so gefasst wird, wie ich sie au%e- 
stellt und begründet habe, und wo für deren Anwendung allerdings die 
genauste, schon im Untersuchungsprincip gegründete Erforschung notb- 
wendig ist, nicht zugeben darf, dass diess dieselben Gründe seyen, 
aus welchen früher von Vielen eine praesumtio doli behauptet 
worden ist, der ich bei jeder Gelegenheit widersprochen habe. Dieser 
Ansicht tritt auch der Verf. bei, und muss es, nach seinen Vorder- 
sitzen, indem auch er geltend macht: „Es wird jedoch dadurch 
keineswegs eine praesumtio juris für die Zurecbnungsfähigkeit be- 
gründet, die der Verbrecher 41 ) durch den Beweis seiner Zurechnung*» 
Unfähigkeit erst zu widerlegen hätte. Der Richter soll von gar keinen 
Vornrtheilen ausgeben, d. h. nie vor der Untersuchung schon ein 
Urtheil fertig haben,. Nichts voraussetzen. 44 

Und mit voller Einsicht in den wahren Standpunkt der Sache 
setzt er hinzu: „Viel widersinniger als die praesumtio imputa- 
bililatis ist aber die Verniuthung des Gegentheils : die Ansicht, dass 
die Verbrechen, wenigstens die schwerern, im Zustande der Unzu- 
rechnungsfähigkeit begangen werden " (S. 34.). 

Am Schlüsse der Einleitung wird die Frage aufgeworfen, ob es 
Grade der ZurechnungsßLbtgkeit gebe? Schon diese Frage bekundet 
den Mangel der richtigen Einsicht« Wo von Graden die Rede ist, 
geht diess innerhalb der allgemeinen Basis auf die verschiedenen 

*) So kann er nicht genannt werden, so lange die Zurechnung iweifel- 
aaft ist. 
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Gestaltungen und Stufen des widerrechtlichen Wille««, and folge- 
weise aof das, was man Zurechnung znr Strafe zu nennen pflegt; 
man spricht — und aneh die nenern Gesetzgebungen tbun es — da- 
von, dass Jemanden etwas in hOherm oder geriogerm Maasse zage» 
rechuet werde, „Es giebt versebiedene S taten des widerrechtlichen 
Willeos, aber es giebt nir Eine Zureehnungsfiüiigkeit." Und wenn 
damit das positive Recbt *nieht übereinstimmte, — wie es gleichwohl 
der Fall ist — so würde diess nur beweisen, dass dieses, oder viel» 
mehr eine für solches sich ausgebende willkübrliche Gesetzgebung 
sich aogemaasst hätte, in einem Gebiete, welches ausserhalb ihres 
Berufs steht, Vorschriften aufzustellen und praktische Bestimmungen 
zu treffen. 

Das erste Kapitel: „Begründung der Zurechnung 14 ist 
nur die folgerichtige Ausführung dessen, was die Einleitung vorbe- 
reitet bat. Der Verf. beginnt: „Zurechnen heisst, wie wir vorläufig 
sagen können : etwas Objektives dem Subjekt auf die Rechnung 
schreiben. .Die Zurechnung ist also ein Urtheil; der Begriff, wel- 
cher demselben zu Grande liegt, ist der der Handlung." Indem durch 
die Imputation ein Geschehenes zu benrtheilen ist, so erscheint dieses 
zunächst als rein Objektives und Aensserlicbes — ohne Retfexion auf 
den Urheber ist es ein blosses Faktum, eine Tbat. Dieser gegenüber 
steht der Wille. als das Princip derselben« Betrachten wir sein Werk 
als ein rein Innerliches, abgesehen von dem wirklich Geschehenen, 
so nennen wir es: das Gewollte — das abstrakt Subjektive. „Die 
Einheit des Subjektiven ond Objektiven, des Inneren, und desAeusseren", 
„indem das Geschehene auf den Willen, das Innere anf das Aeussere 
bezogen wird, — worin eben das Zurechnen besteht — so ergiebt 
sich der Begriff der Handlung, wo das Innere sieh geäussert, das 
Geschehene gewollt ist u (S. 40.). Der Verf. nennt mich vornehmlich 
als den, welcher unter den neuern Criminalisten die Begriffe „von That 
ond Handlung streng wissenschaftlich geschieden habe." Und aller« 
dings finde ich nicht bles in Betreff dieses Unterschiedes, sondern* wie 
es bei einer philosophischen Begründung, die sich nicht aufEiazelnhei- 
ten beschränken kann, vielmehr das Ganze begreifen muss, zu erwarten 
ist, meine Ansicht auch Ober das Verbältniss des Innern und Aenssern 
nnd deren Identität, der Handlung, und somit über das Wesen der 
Zurechnung hier wieder; wie denn auch in der Anerkennung, dass 
dar Begriff der Handlung das ganze Wesen der Zurechnung erschöpfe, 
dass Zurechnung in dem Urtheüe bestehe, dass eine wirkliche Hand- 
lung vorliege, und in der Anführung meiner Worte, namentlich: „dass 
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die Zurechnung sieht etwas leeserlich neben die Handlung Bmz*- 
kommendes, sondern in dieser selbst enthalten sey", „das* dem Ur- 
heber dann bestimmter die Handlung zum dolus oder zur culpa 
zugerechnet werde", und in der ganzen weitem, aef diesem Grund* 
beruhenden Ausführung mir die Genagthonag zu Theil wird, einer* 
seiu das, was ich von den Ergebnissen der philosophischen Durch- 
forschungen versucht habe, unserer Wissenschaft dienstbar zu machen, 
von dem Verf. gewürdigt zu sehen , andrerseits in seinen auf der 
gemeinsamen Grundlage sieh selbststaadig bewegenden Ererterougee 
eine Bestitignng zu erhalten. Diese fehlt euch nieht bei einer rieb- 
tigen Exegese der Quellen, wie auch ieh bereits gezeigt habe» Da 
ich sonst bei verschiedenen Gelegenheiten alles dieses wieder aufge- 
nommen habe, so bemerke ich nur noch meine Zustimmung zu der 
Ansteht, dass das Princip der moralischen uod det juridischen Zu* 
reebnung — bei dem innern Zusammenhang der Gebiete — die man 
vergebens gegen einander völlig zu iseliren strebt, nicht ein verschie- 
denes sey, sondern ein gemeinsames — der Wille. Die Verschte* 
denheit betrifft nicht die Zurechnung selbst, sondern das Objekt, h% 
ist nicht eine priecipielle. Die Grenzen naeb dieser Seite werde» 
(S. 470 bestimmt. Die Motive o.e. w. können auch bei der Strafbar- 
fceit in Betracht kommen — aber diess liegt so wenig, als etwa der 
Grund der Strafmilderung, in dem Begriff der Imputation als solcher. 
Ob nun, wie hier in dem zweiten Capitel geschieht, sofort 
von der „Aufhebung der Zurechnung" gehandelt werde* misse, 
weil die Darstellung der Bedingungen von selbst (durch ein argu- 
mentum a cvntrtrie) dahin fahrt, dass, wo jene Bedingungen 
nicht vorhanden sind, die Zurechnung biuwegfalle, dieses zweite 
Capitel also schon in dem ersten liege — möge dahingestellt bleiben« 
Allerdings ist der Stoff die Kehrseite des vorigen, welche ans Grin- 
den, die hier in dem Gegenstande und dessea Gestaltung liegen, sieh 
«Uta blos negativ als ein Mangel bezeichnen lÄsst, sondern eine po- 
sitive Ausführung der unter verschiedenen Gesichtspunkten fallenden 
Ursachen der Ausschliessung fordert. Dens), was nachher den in« 
halt des dritten Capitel« ausmacht, „der delus und die eulpa'\ 
das ist nieht minder schon in dem ersten begründet — wie der Verf. 
auch hier raU mir übereinstimmend anerkennt Rechtfertigen iftast 
sich unzweifelhaft die- hier gewählte Stellung, und da es nach ob* 
jektiven Gründen geschieht, so könnte die in der bestrittenen Fragfr 
Ober das System sich behauptende Freiheit der individuellen Ansicht 
hei Seite gesetzt bleiben. Nur, in so fem der Verf. seine Ordnung 
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för eine innerlich notwendige nimmt, wie sie sich ans dem Entwick- 
lungsgange der Sache selbst ergiebt, bei dem wir nicht* htnzothun» 
glaube ich jenes Bedenken nicht unterdrücken zu dürfen *). 

Es macht aber dann das System seine Forderung anch innerhalb 
dieses neu zu behandelnden Gebietes der Gründe der Aufhebung der 
Zurechnung geltend. Diese Ausdrücke: Aufhebung, oder Wegfallen 
die auch Andere, wie es gewohnlich ist, gebrauchen — sind nicht 
ganz erschöpfend, sie bezeichnen mehr nur die Falle, wo aus irgend 
welchen Ursachen eine ursprünglich vorhanden gewesene Zttrechnongs» 
und Handlungs- Fähigkeit nicht mehr vorhanden ist, nicht aber die, 
welche den Gattungsbegriff der „Ausschliessung" mit umfassen 
und von denen hier auch gesprochen werden muss, wenn gleich an- 
fangs die Zurech nungsftthigkeit nicht bestanden hat. Beifall ver- 
dienen die Erinnerungen, welche (S<49.) gegen die gewöhnlichen 
Eintheiinngen des zu gliedernden Stoffes vorgebracht werden. Nur 
dürfte man gerade da, wo gangbare Irrthümer berichtigt werden, er- 
warten, dass die, welche sie vermieden und sich früher dagegen er* 
klart haben, anch nicht mit Stillschweigen Übergangen würden, oder 
dass, was bereits zur wissenschaftlichen Anerkennung gebracht sey, 
wir solches auch da finden, wo die Darstellung aof den Ergebnissen 
früherer Forschungen beruht. Mit Recht nehmlieh wird bemerkt* 
1) dass Drohung, gerechte Nothwehr, erlaubte Selbsthülfe und voll* 
kommen verbindlicher Befehl nicht hierher gehören. Denn durch 
diese wird nicht die Handlung, nicht ihre Bedingung, die Zurech* 
nungsföhigkeit, aufgehoben, sondern die Rechtswidrigkeit und 
die Strafbarkeit. Was in solchen Verhältnissen Verletzendes ge* 
schiebt, ist nicht Unrecht, nicht Verbrechen. Ich habe dieses bei 
mehrern Gelegenheiten ausgeführt und im System diese Patte da ab- 
gehaodett, wo von der Rechtswidrigkeit und Strafbarkeit und deren 
Wegfallen die Rede ist (§.99—111.), während von den dieZöreöh^ 
Hang selbst ansschliessenden Umständen §. 89. gesprochen ist. Die 
Ursache des gewohnlichen Fehlers ist aber nicht blas die vom Verf. 
(S. 49.) angegebene, dass „man es für barbarische Härte hielt, hier 
eoasequent (die wirklich begründete) Zurechnung eintreten zu lassen* 
dass man glaubt, der menschlichen Schwäche hier eine Inconseqoenz 
schuldig zu seyn" — ich habe diess und einen desfalls gehegten Zweifel 

*) Der Verf. selbst stellt S. 260. die Ansicht auf, dass die nächste Entwick- 
lung der Handlung zu der Betrachtung von dolus, culpa u. s.w. führe und die 
jetzige Stellung der Lehre von der Aufhebung der Zurechnung sein subjektives 
Thun seyn, so wie, dass erst am Schlüsse der ganzen Entwicklung „die syste- 
matische Stelle für die Lehre von der Aufhebung der Zurechnung wärt. 44 
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nirgends gefunden — sondern sie liegt darin, da« mau von einer 
Zurechnung zur Strafe ab etwas Selbststladigem spricht« während 
diese nur auf die Handlung gebt. Wo der Begriff der Bandfaog, 
also auch der verbrecherischen wegen Mangels der Zurechnung fehlt, 
da kann nicht von Strafe die Rede seyn. Wenn nun, bei dem Da- 
seyn der Handlung, das steh in den hier erwähnten und anders zu 
stellenden Fällen nicht leugnen lä&st, die Unterstellung unter das 
Strafgesetz nicht erfolgt, weil die Handlung nicht strafbar, nicht 
Verbrechen ist, so ist diess allerdings etwas wesentlich Verschiedenes« 
Nur diess ist das Gemeinsame, dass das Objektive, das Recht und 
Gesetz (welches ich daher an die Spitze stelle) Gehorsam fordert, 
dass das Verbrechen der Bruch dieses Rechts ist. und dass somit für 
beide an sieb ganz gesonderte Kategorieen das Ergebnis« sich heraus- 
stellt, dass ein solcher Bruch, eine solche zum Wesen des Verbre- 
chens erforderliche Entgegensetzung des subjektiven Willens gegen 
das Objektive nicht statt findet — dort, bei dem Mangel der Zurech- 
nung, weil es Oberhaupt an diesem Willen gebricht, hier, weil — 
bei einer erlaubten Handlung z. ß. Nothwehr — Gehorsam gegen 
einen verbindlichen Befehl — nicht ein Unreebt verübt, nicht von 
dem Subjekt und dessen nur besonderm Willen, im Widerspruch gegen 
eine ihm als bindend gegenüberstehende Objektivität, in die Tbat 
fibergesetzt wird« Diese Uebereinstimmnng ist eine negative: es sind 
in beiden Fällen nicht verbrecherische, nicht strafbare Handlun* 
gen vorhanden; dort gar keine Handlung, — hier unleugbar Hand« 
hing, die also auch als solche zugerechnet wird, die aber dem Ge- 
setze nicht entgegen« vielmehr diesem entsprechend ist«, und aus die« 
gern Grunde nicht geahndet werden darf und kann. Dagegen ist es 
2) ein Verdienst des Verfs., den Unterschied zwischen Zurechnung«* 
Unfähigkeit (wofür man auch oft Zurecbnungslosigkeit sagt) und 
Unzurechenbarkeit bestimmter hervorgehoben und danach die 
Fälle genauer gesondert zu haben. In der That kann man, u B. von 
d*m,Zwang, in so fern dadurch Jemand unwiderstehlich ergriffen, und 
mechanisch zur Voll fahrung der widerrechtliche« Erscheinung ge- 
brauch t ist, nicht sagen, dass er den sonst Zurechnungsfähigen 
zureebnengsunf$big mache, sondern nur, dass seine That nicht zu* 
rechenbar, somit allerdings, wie ich es ausdrücke, nicht seine 
Handlung war. „Bei dem durch vis absoluta Erzwungenen haben 
wir eine unzurechenbare That eines zurechnungsfähigen Subjekts." 
Man tonnte danach allenfalls „Zurechnungslosigkeit" als „Hauptüber- 
schrift" wählen und unter diese die Zurechnungsunfähigkeit als sub- 
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jektive, die Unznrecnenbarkeit als objektive ZorechiHNigslosigkeit 
sobsvmirein Unter erstere würden die Zttstttode falten, wo der den- 
kende Wille vorhanden war, aber durch eine» Mangel der denken« 
den Allgemeinheit irre geleitet werden musste: Geisteskrankheiten, 
Irrtbum o. s. w. unter letztere, die Zustände, wo das Individuum die 
That gar nicht gewollt hat: Zofali, Zwang n. s. w. (S.51.)* 0b~ 
schon in dieser Unterscheidung ein Fortschritt läge, so genügt er 
doch nicht. Wo Zurechnungsunfähigkett ist, da hat auch Unzurechen- 
barkeit statt, aber nicht umgekehrt« Wenn bei der subjektiven Zu- 
rechnungslosigkeit die denkende Allgemeinheit, der wahrhaft mensch« 
liehe Wille fehlt — so würde im Gegensatz bei der objektiven die 
That fehlen müssen. Diess ist aber bei dem Zwang, dem Zufall, 
nicht der Fall* „That ist hier vorhanden: es fehlt nur die Vermu- 
te lung von That und Willen«" Hiermit, und durch die Negation, 
gleichsam die Kehrseite dessen, was zum Begriff der Handlung ge- 
kört, gewinnt der Verf. eine logische Eint hei lung; die Handlung ent- 
hält die Verrohte lung der beiden Momente Willen und That* Die 
Zurechnung fallt also hinweg, wenn entweder 1) die Vermittelung 
oder 2) die denkende Allgemeinheit und damit der Wille oder 8) die 
That fehlt. Auf dieser Grundlage werden nun (S. 58. t.) die Falle 
betrachtet, wo die Zurechnung aufgehoben ist. 

Um eine vollständige Uebersicht der Abhandlung zu geben, will 
ich die Hauptrubriken und die darunter gestellten Fälle kürzlich an- 
führen. 

I. Aufhebung der Zurechnung wegen Mangels der Ver- 
mittelung von Wille und That. Dahin gehört 1. Der Zufall« 
J. Der unmittelbare, ä) durch mechanische Kräfte, wo jedoch, 
auch in dem angeführten Beispiele der Herrschaft des Gesetzes der 
Schwere, und der dadurch bewirkten Verletzung, weder von Wille 
noch That die Rede seyn kann, b) durch physiealisebe, c) durch 
organische Kräfte. DasErgebniss ist hier überall eben so dürftig, 
als die Voraussetzungen unsicher sind. Der Verf. legt selbst keineir 
zu grossen Werth darauf. 2?> Zufäll in den Folgen. Das, worauf 
es hier ankommt, ist zu zeigen, wo bei der Handlung, deren wahr- 
hafte Folgen in ihr selbst gegründet und also von dem Willen aufzu- 
nehmen sind, die Grenze sey, zwischen den im Causalzusammeahang' 
liegenden Folgen und den blos, nach andern Umständen* der Zeit 
nach folgenden Wirkungen, die wenigstens in Beziehung auf den' 
Handelnden als zufällig« betrachtet werden können. Femer 2. der 
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Zwang (vis äbstluia). 8* Der Irrthum (emr fmeii). Der 
Stafengaag «ad Fortschritt wird gut bezeichnet (S. M.): „Wie durch 
blinde Natunnäebte, so kann der mimtcbttche Leib auch durch eines 
anders Menschen determinirt werden. Diese Stufe ist hoher, ab die 
vorige, indem bier (bei den Zwang n. s.w.) die Bestimmung «cht 
nebr von der unbewnssteu Objektivität, aendern von einem rieb wis- 
senden Subjekte aasgebt« Der wettere FertscbriU »am Irrthum bestebl 
darin, dass das fremde Pcincip, welches im Zufall ein rein sinnliches 
war, im Zwange von einer fremden Subjektivität ausgebt , im Irrthum 
endlieb in das lauere des fraglieben Subjekts selbst, in sein eignen 
leb, htaeiuverlegt wird« Hier ist dann der Widerspruch von Wille 
und Tbat auf seine höchste Spitae getrieben. " Es versieht sieb, 
dass, wo der Gezwaageae nur als Werkzeug willenlos gedient bat, 
niebt ibn, sondern den Zwingenden die Verantwortung trifft, und 
letztem nicht nur för das, was er solchergestalt ab verbrecherische 
Wirkung hervorbrachte, sondern wegen der dem Andern angefügten 
Gewalt — Es ist Qberall niebt von dem psychischen Zwange und 
Drohungen die Bede. Bei dem Irrthum nur von dem faktischen. Der 
Rechtsirrtbam, der unter einen andern Gesichtspunkt fällt, schliessi 
in der Regel die Verantwortung nicht aus. 

IL Aufhebung der Zurechnung wegen Mangels der 
That. Davon nur wenig. Denn cogitationis poenam nemo 
patitur* Hier ist überhaupt nichts da, was auch nur zu der Frage 
nach der Zurechnung Veranlassung geben könnte. Doch darf der 
Satz nicht unausgesprochen bleiben, gegen den, in weiterer Auf- 
fassung, so oft gefehlt worden ist. 

III. Aufhebung der Zurechnung wegen Mangels der 
denkenden Allgemeinheit. Hier kommt in Betracht, was man 
im esjgern Sinn ZurecJiaungsuufahigkeit nennt» Dort war die Zureeb* 
nuog aufgehen**, aber aus andern Gründen als denen der subjektiven 
Unfähigkeit. Dieser Theil der Abbandlang, nach Grandsätzen der 
Wissenschaft des subjektiven Geistes, der Psychologie, welche (S* 67.) 
als „medieitiscb -forensische" bezeichnet wird, ist nacb Inhalt und 
Darstellnag gleich geeignet, die Aufmerksamkeit der Leser in An- 
spruch zu nehmen. Denselben möge er denn empfole* seyn, ohne 
dass nähere Mitteilung des Einzelnen und daran zu knüpfende Be- 
merkungen dazu Bedttrfoiss sind. Wir würden nicht Mos mit dem 
Verf. zu verhandeln haben, der bier so vielfach selbst aus andern 
Gebieten den Stoff der Betrachtung bat entlohnen müssen. Im Gänsen 
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erscheinen aber die Grenzen richtig inne gehalten, die Selbstständig- 
keit der reehtsphüosopbischen Erörterung gewahrt, die Anwendungen 
auf das Straf recht wohl begründet. Diess gilt insbesondre von dem, 
was bei Gelegenheit des Verhältnisses von Leib und Seele vüber die 
G all 'sehe Schadellehre u. s. w. gesagt ist, mit der früher eben so 
viel Missbrauch getrieben worden ist, als jetzt zu fürchten ist von 
der s. g. Phrenologie — wenn nicht die Uebertreibungen, nament- 
lich der Materialisten und derer, die von der Natur des Gerstigen 
keine Ahnung haben, umgekehrt zu dem gleichfalls nicht zu wün- 
schenden Ergebniss führen werden, dass eine immerhin beachte ns- 
werthe Ansiebt, die eine Seite der Wahrheit darbietet, spurlos und 
ohne Einfluss auf die Wissenschaft vorüber geht. Wir wollen war- 
Üb, ob die, welche von einer früher noch nicht geebneten Betrach- 
tungsweise und Concentrirung der Unendlichkeit des Gedankens in 
den Schranken bestimmter Erscheinungen eine ganz neue, der Ge- 
rechtigkeit entsprechende Würdigung der Schuld, und damit neue 
Gestaltung des Rechts, vorläufig behaupten, in der Folge befrie- 
digende Beweise zu liefern und obrer Theorie Leben zu geben ver- 
mögen, oder auch nur sich bestreben; und es wird, wenn es uns 
nicht mehr vergönnt seyn sollte, wohl später ein Anderer von denen, 
welche mit Aufmerksamkeit und Theilnahme den Gegenstand verfol- 
gen, zur Förderung der Wahrheit und der Gerechtigkeit, Rechen- 
schaft ablegen oder von der andern Seite verlangen! — Der Verf; 
spricht von Pyromanie, Mordmonomanie, Steht monoman ie und andern 
zu Uebelthaten führenden Trieben. Sind sie Triebe, selbst unwider- 
stehliche, so ist damit nur gesagt, was schon vor einer Reihe von 
Jahren Burdach in Königsberg erinnert hat, dass eben dem Triebe 
nicht widerstanden worden sey. So wie die sittliche Pflicht, gegen- 
über den Trieben, die, selbst wo sie ihrem Inhalte nach nicht zum 
Unerlaubten führen, bewahrt, beherrscht, und auf das Maass ihrer 
Berechtigung zurückgeführt werden sollen, — nicht hinwegfällt, so 
wird auch weder durch die zufolge eines seieben Triebes steh betä- 
tigende widerrechtliche Verhaltongsweise, noch dadurch, dass der 
Trieb überhaupt zur Herrschaft gelangt ist, die Zurechnung aufge- 
beben, es müsste denn eine wahrhafte psychische Störung vorhanden 
seyn. Auch bei der s. g. amentia oder insania eaculta tritt der 
Verf. den Autoritäten bei, welche sich, ohne zu lengöen, dass der 
Zustand des partiellen Wahnsinns und fixer Ideen sehr verborgener 
Art seyn könne, doch gegen die Annahme einer eigentümlichen 
Krankheitsform erklären (S. 91.)* Auch die mania sine delirio, 
Krit Jahrb. f. D. R. W. Jahrg. IX. H. IV. 20 
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die anter mehrere andern Mitlerina ter*) annimmt, die aber 
nach der Ausführung des för diesen Zweig der Wissenschaften so 
hochverdienten, nnd letzterer leider zu fräfc entrissenen Heake, 
entweder unter den Begriff des furar transilorius, oder der 
mania inttrmittens und periodic* fällt, will der Verf. „gänz- 
lich ans dem Register der Aufbebangsgrflnde eiaer criminalistischesi 
Znrechnong gestrichen" wissen. 

Demnächst wird anter der Rubrik: „Zurecbnungsunffihig- 
keit wegen noch nicht entwickelter Verninftigkeit ans! 
Freiheit 44 von der „Jugend, Taubstummheit 4 * (S.97.1.), dann wegen 
transitorisch aufgehobener Vernftnfkigkeü nnd Freiheit, von denn 
Affekte, der Trunkenheit, Trunkfailigkeit und delirium tremens^ 
ferner von den SehJafzastanden, Schlaf und Schlaftrunkenheit, Traum* 
Nachtwandeln nnd endlieh von furor transitarius (S. 115. f.) 
gehandelt, worauf dann zuletzt von „Zureebaungsunfähigkeit 
wegen permanent aufgehobener Vernünftigkeit und Frei» 
heit", nach den Kategorien von Blödsinn, Wahnsinn und Manie 
(S. 153* f.)» ttberaU mit Anführung erläuternder Beispiele in einer 
Weise gesprochen wird, welche eben so sehr an sieb und als Methode, 
als nach dem Inhalte und den praktischen Ergebnissen sich empßelt. 
Die Voraussetzungen gehören, wie bemerkt, zum Theil andern Ge- 
bieten an, und der Verf. folgt meist den Darstellungen erfahrner 
Seelenkundiger und Aerzte. Was die Anwendungen auf das Straf« 
recht betrifft, so habe ich wenig zu erinnern und für mich individuell 
keine Veranlassung, meine Ansichten gegen das hier Vergetragene, 
oder mit diesem verbunden, gegen die Anderer zu vertheidrgen. 

Das dritte Capitel ist überschrieben: „Der dolus und die 
culpa." 

Lassen wir för einen Augenblick bei Seite, was in der Einlei- 
tuag (S. 174.) als bedenklich erwähnt wird, dass die „gründlichsten 
Schriftsteller ober dolus und' culpa diese letztere zwischen dolus 
und casus stellen, wie man aber hier plötzlich, von dem Grundbe- 
griff der Handlung ans, auf den casus komme? 44 und betrachten wir 
„ die Fortentwicklung zum dolosen nnd eulposen Verbrechen als eine 
immanente, in dem einmal zu Grunde gelegten Begriffe der Band* 
lung gehaltene, welche durch die eigene Bewegung; dieses Begriffes 
zu Stande kommen mnss", so bin ich mit dieser Forderung eben so 



*) Zu dessen von dem Verf. hier angeführter Schrift v. J. 1825. ist eine 
zweite anzuführen, von der ich in diesen Jahrb. 1839. S. 800. ff. Bericht erstattet 
habe. 
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einverstanden, als ich froher das Ergebnis* in ähnlicher Weise vor- 
getragen habe, wie es sieh hier findet 4 ). Da nehmlieh in dem Be- 
griffe der Handlang die beiden Momente : Wille und That liegen, und 
nur diese, so bat die weitere Entwicklung das Verhältnis» dieser 
beiden Momente zu einander nachzuweisen. Das erste ist das „Gleich- 
gewicht von Wille nttd ThaL" Das Geschehene ist ein Gewolltes, das 
Gewallte ein Geschehenes. Die Handlung stellt sieb hier dar als das 
dolose Verbrechen» wenn der Wille, als das vollendete, wenn die 
That dasjenige ist, worin sich das Gleichgewicht, die gediegene To- 
talität von Wille nnd That reflektirt, Es sind hier aber, wie, zur 
Vermeidung von AtiSsversUtedoiss hätte hinzugesetzt werden können, 
nicht zweierlei Handlangen, deren Unterschied erst i» der folgende« 
Entwicklung beitvortiilt, sondern es ist immer nur eine vorbanden: 
das Verbrechen ist doloses nnd vollendetes. Aber das ist richtig 
erinnert, das* in der Rückbesinnung der Totalität aaf die. eine oder 
die andere Seite schien ein Uebergreifen der zurückh* ziehenden Seite 
über die andere liege; dieses als wirkliches Uebergewicht der einen 
oder andern Seite gedacht,. ergiebt die Begriffe des fahrlässigen und 
des. versnobten Verbrechens. Des weitere : ist aebmlich zweitens. 
das „Uebergewtcht eines Moments in, 4er Tojalim der flannUnng," 
Auch bei diesem, wo folglich das .andere Moment snrtfektriu, mnss, 
so lange der Begriff der Handlung erhalten bleibt pnd nicht gang auf- 
gehoben ist, dieses andere Moment in der. Totalität der Handlung 
enthalten teyn; weder wo culpa noch wo Conat statt findet, ist es 



*) Meinte Untersuchungen. ans dem Gebiete der Straf-R.*W. S.40€.ff, Da-r 
selbst habe ich unterschieden und weiter erörtert: 1) Die Einheit der in der Hand- 
lung liegenden Momente (näher hier bezeichnet als Abtficht und Erfolg, so dass 
der letztere gewollt and wie er gewollt, auch herbeigeführt,, also trafere in 
dem letztern vollständig vorhanden ist), die concrete Vereinigung ihrer Bestand- 
theile, das Zusammentreffen und gegenseitige Entsprechen der s. g. innern und 
änssern Handlung. 2) Die Trennung dieser beiden Momente — welche sieht 
gegenüber der vorigen Congruenz nur theilweise und so berühren, dass das Ge- 
biet der einen über das der andern nach einer von jener nicht berührten Seite 
hinausliege. Dazu gehören a) vorhandene Aibsieht. (besser Versa**) und ein da- 
durch bestimmtes Benehmen, ohne die erwartete Wirkung, die zum Thatbe- 
stande des Verbrechens gehört — Versuch, b) Vorhandener vollständiger, dem 
Gesetze widersprechender Erfolg einer zwar zuzurechnenden , jedoch rucksichtr 
lieh der Beziehung auf diese Wirkung nicht absichtli«heo Thätigkeit — culpa. — 
Auch hier wird schliesslich bemerkt: ,,Kein Versuch findet also anders, als ab- 
sichtlich statt, und keine eulpa ist strafbar,. als so fem famm?haU>e4t**d«eiftj 
gewisser £7X0 lg gehört, der nicht eintreten sollte, dessen Vermeidung Pflicht 
ist u. s. w. u Ich muss jedoch tadeln, dass ich den sonst von mir beobachteten 
bezeichnenden Ausdruck Vorsatz statt Absicht hier nicht gebraucht, und freue 
mich, zu Sehen, dass der Verf. in der Fassung und Darstellung mehrere Verbes- 
serungen dessen, was ich (freilich schon vor £4 Jahren) so vorgelegt, vorge- 
nommen hat, 

20* 

Digitized by VjOOQIC 



308 Berner , Grundlinien d. crtmfoaKatischen Imputationslehre. 

ausserhalb derselben. Unter dieser Voravsseteung wird, wenn in der 
Totalitat der Handlung das Moment der That überwiegt, so jedoch, 
dass es noch von der Totalitat gebalten bleibt, der Begriff des colposen 
Verbrechens, wenn das Moment des Willens flberwiegt, der Begriff des 
Conats sich ergeben. Dort ist mehr geschehen als (wenigstens direkt) 
gewollt war; hier mehr gewollt, als geschah. Folgerichtig ist dann 
aber aoch, wie das Bisherige, onr nicht überall aef gleiche Weise 
ausgedrückt und begründet, Oberall anerkannt, dass bei der darge- 
legten gegenseitigen Polarität Conat und Colpa sich von einander 
abstossen. „Der Conat kann nur dolos, das cnlpose Verbrechen 
■nr vollendet seyn." So ist es, „wenn man innerhalb der Hand- 
lung bleibt, und nicht mehr als eine Totalitat in Betracht zieht." 
„L&sst ein und dasselbe Verbrechen, als ein Convolut verschiedener 
Handlungen, die Begriffe von culpa und Conat zugleich in sich zu, 
so ist jeder nach seiner besondern Natur zn beortheilen; es ist Aber 
dieses Xusserlicbe Aneinanderkommen Nichts *• bemerken/ 4 Der 
Verf. will, da man gewöhnlich Conat und Vollendung nicht in die 
Lehre der Zurechnung stellt, diese weglassen. Aber er erkennt an, 
dass wenn man dieselben nicht als einen integrirenden Theii der Im* 
putationslehre gelten lassen will, diese letztere selbst als Theil eines 
grossen Ganzen erscheine — nehmlich als Theil der Lehre von der 
Handlung (S. 177.)- So habe ich die Sache in meinen Lehrbüchern 
dargestellt, und ich bin daher um so mehr mit den Folgerungen ein* 
verstanden, welche hier für die systematische Behandlung des Criminal- 
rechts gezogen worden. „Bei dem Conat und der Vollendung wird 
die Handlung (als Totalität des Subjektiven und Objektiven) von der 
objektiven, in der Lehre von dolus und culpa von der subjektiven 
Seite aufgefasst. Dort wird gefragt: wie ist dasSubjektive objektivirt? 
hier, wie ist das Objektive subjektivirt?" Der Verf. erinnert Init 
Grund, dass nicht dae ganze vorliegende Werk als Lehre von dem 
innern Charakter der Handlung, der von dem äussern gegenüber- 
gestellt werden dürfe, dass vielmehr die bisherige Entwicklung in 
ihrem Verhältnisse zu dolus und culpa einerseits, zu Conat und Vollen- 
dung anderseits, richtig aufgefasst, Beiden auf ganz gleiche Weise 
angehöre. Im Begriff der Handlung liegt alles dieses; von diesem 
Begriffe bin aber ich insbesondere und in dieser vom Verf. gebilligten 
Weise stets ausgegangen *). Natürlich kann die Unterscheidung der 



*) Vom Begriffe der Handlang, dem Verbrechen, bis ich im Lehrbnefce 
§. 63. ausgegangen. Die Entwicklung der allgemeinen Bedingungen der ver- 
'seherischen Handlung §. 69. fuhrt, nachdem zuerst von dem Subjekte §. 70. f. 
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innern und äussern Seite der Handlung nicht in den Sinne seyn, dass 
die eine, fär die Betrachtung und den nächsten didaktischen Zweck 
hervorgehobene Seite die andere verleugnete; sonst würe der Begriff 
der Handlung und ihrer Ein heil, wie ihres Grundes, der die Zu- 
rechnung ist, zerstört. Somit finde ich denn wieder den Verf. auf 
gleichem Ergebnisse, wenn er sagt: „Erst hier dirimirt sich die Lehre 
ven der Handlung in zwei Seiten, deren eine die Lehre von dolus 
und culpa, den inneren — die andere, die Lehre vom Connt und 
vollendetem Verbrechen, den Süsseren Charakter der Handlung 
darstellt. Jede Seite ist indess immer noch in die andere reflektirt", 
„wir werden daher", setzt er hinzu, „hin und wieder auch in der Er* 
örterung des dolus und der culpa auf Gonat und vollendetes Verbre- 
chen Rücksiebt nehmen müssen.* 4 

Die wettere Darstellung hat nun zum Gegenstande I. den dolus 
und zwar an steh (Vorsatz) nateh seinen innern Unterschieden — 
praemeditatio, wotttr ich lieber den römischen Ausdruck propo- 
oilum brauche, und impeius — die gleichfalls römische Bezeich- 
nung, die unserm doch auch aus der fremden Sprache entlehnten 
Affekt entspricht, gegen dessen Verwechslung mit Leidenschaft 
auch der Verf. sich richtig erklärt; dann den dolus in Beziehung auf 
sein Anderes (Absicht) als dolus determinatus, d. i. der auf 
die reale Möglichkeit des Erfolgs gerichtete dolus, und als dolus 
iitdeierminatus seu eventualis, d. i. der auf die blosse Mög- 
lichkeit des Erfolgs gerichtete dolus, wonach von der Goncurrenz 
des dolus determinatus und indeterminatus die Rede ist; endlich der 
dolus als Rückbeziehung aus seinem Andern auf sieh selbst (Zweck). 
S. 174- f. 

Das Gebiet des Streitigen, welches in dieser Lehre gross genug 
ist* wird hier noch dadurch vermehrt, dass die Darstellung in einer 



die Rede war, auf den Abschnitt von dem innern Charakter der Handlung, oder 
der .Natur des Willem und der Zurechnung, wo denn insbesondere auch von doiut 
und culpa §. 78. f., und dann auf den von dem äussern Charakter der Handlung 
öder der Aeusserung des Willens durch die Thätigkeit, wo von Vollendung und 
Versuch §. 91. f. so gehandelt wird, dass, wie schon die Ueberschrift und die 
Anordnung, noch mehr die Ausführung zeigt, überall die Totalität es ist, in 
welcher sich die besonders hervorgehobene Seite, oder das überwiegende Moment 
bewegt, und die Beziehung der einen Seite auf die andere festgehalten und aus- 
drücklich in Erinnerung gebracht wird. Dass die Handlung, der die Zurechnung 
wesentlich angehört, als Grundlage zu fassen sey, und demnach die Erörterung 
der letztern, in dem Abschnitte von dem innern Charakter, nicht eine Aus- 
schliessung des Moments des Willens, gegenüber der andern Seite sey, liegt so 
sehr in dem auch von mir aufgestellten und durchgeführten Begriffe und der Ein- 
heit, dass ein Missverständniss nicht su besorgen steht 
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voa dem Inkalte entlehnten Perm und nach Kategorien erfolgt, wei- 
che von den Crimiaalisteu am wenigsten anerkannt werden. Man 
wird nehmlieh nnn auck diese angreifen, theils als Fnrm für sick, 
theils so fern der Inhalt, — die Charakterisiruag der kesondern Ge- 
ataltangen des dolus, des käsen Willen« dadurch bedingt erscheint. 
Wenn aber die philosophische Betrachtung auch die Form nicht nur 
Oberhaupt für wesentlich und dem Inhalte angehörend zu erkennen 
hat, wenn fnr den wahrhaften Inhalt die Form eine noth wendige, 
nwht willkunrlich beliebte ist, und dadurck aneh Gang und Methode 
der Behandlung se bedingt ist, dass hierin zugleich mit der sich ein- 
fach ergebenden fintwiekeluag der Beweis gegeben ist, so nrass man 
dem Verf. um so mehr im Ganzen Beifall geben, als er durch Ver- 
gleichuog mit dem positiven Rechte und duroh Anführung und sorg* 
fällige Erörterung von praktischen Beispielen und gerichtlichen Ent- 
scheidungen seiner Darstellung uoefc einen bestimmtem Halt verleiht, 
^ ihm vor dem Vorwurf sichern, ohne Rücksicht auf die Wirklich- 
keit, lediglich theoretisch, in dem Sinne, wo Manche damit einen Tadel 
verbinden) verfahren zu seyn. Ohnehin ist die Natur des Willens nickt 
Gegenstand legislativer, sondern spekulativer Auffassung; letztere 
aber hat das Recht der Wirklichkeit, uad den Boden, auf dem sie 
selbst statt findet, nie verleugnet. Möchte sieh doch Niemand duren 
eine leider nicht selten vorkommende Voreingenommenheit, welche 
statt auf den Inhalt des Vorgetragenen und auf die Ergebnisse zu 
sehen, vielmehr sofort naefc dem philosophischen Standpunkt — der 
allerdings berücksichtigt und geprüft werden rauss — fragt, um von 
vorn berein ein verwerfendes oder zustimmendes Unheil zu fällen, 
sich abhalten lassen, die in hohem Grade beachtenswerte Darstellung 
mit der Aufmerksamkeit zu verfolgen, welche sie verdient. Sie wird 
keinen Leser unbefriedigt lassen. Ich will nicht sagen, dass sich 
nicht gar Manches in dem Ergebnisse oder der Weise der Begrün- 
dung anders darstellen lasse, ja dass selbst, wenn man im Ganzen 
den Standpunkt für den richtigen erkennt, doch im Einzelnen sich 
keineswegs die unbedingte Notwendigkeit ergebe, jede Behauptung, 
die hier vorkommt, jede Folgerung und Anwendung gelten zu lassen-*-» 
so namentlich in Beireff der nicht durchgängig gegründeten Polemik 
wider mehrere, auch praktisch brauchbare Unterscheidungen des 
dolus % oder der Erklärung dessen, was man als dolus indirectus be- 
zeichnet, den übrigens als eignen Begriff auch der Verf. nickt zuge- 
steht. Aber man wird im Ganzen das, was die Wissenschaft auf dem 
Standpunkte ihrer jetzigen. Ausbildung' zum Bewiis&tseyn gebracht, 
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und was sich auch in der Anwendung und in den neuem Gesetz- 
gebungen immer mehr Anerkennung verschafft hat, hier nieht nur 
im Resultate wiederfinden, sondern auch auf eine solche Weise dar- 
gethan und durchgeführt, dass man mit Genugthuung die innere Na- 
tur, die Wahrheit der. Saehe erkennt, und sich der Notwendigkeit 
bewusst wird oder erinnert. Und dasselbe gilt auch von der Eot- 
wickeloog des Wesens IL der culpa*) (S. 217. ff.) , weiche unter- 
schieden wird in Frevelhaftigkeit d. i. culpa mit dem Bewusst* 
seyn der Möglichkeit, und Unbedachtsamkeit oder Unvorsichtig- 
keit d. i. culpa ohne das Bewusslseyn der Möglichkeit des 
verbrecherischen Erfolgs, worauf erst von Concurrenz von 
Frevelhaftigkeit und Unbedachtsamkeit, und endlich, als auf 
Nr. I. und iL sich beuchend, IIL von Concurrenz \on> dolus uad 
culpa, gehandelt. wird. 

Die der Anzeige gesetzten Grenzen verbieten mir. ein weiteres 
Eingehen in die Sache, was eine Mi itaeiiuog der Ansichten des Verls* 
und der methodischen Entwicklung voraussetzen würde, ohne, wel- 
ches einzelne Erinnerungen. Iheüs nicht überall verständlich, theils 
nieht genügend gerechtfertigt seyn würden. Soweit ich dieBerech-* 
tigung des ßeurtfaeilers in Anspruch nehmen darf, auch etwas von 
de» Seinigen über den Gegenstand beizutragen — möge es ab wen 
ebend seyn oder sie* als übereinstimmend erweisen — kann ich mich 
auf mehrfache, in diesen Jahrbüchern und an andern Orten nieder- 
gelegte ErürDerungen beziehen. Uebrigens mag zwar weder über- 
haupt, noch für eine Arbeit in der Form der gegenwärtigen überall 
die Berücksichtigung der Literatur gefordert werden, die man sonst 
wohl findet« Eine Monographie hat dieses nicht weiter nötbig, als 
es einerseits vom Standpunkte der geschichtlichen Ent Wickelung des 
. Gegenstandes, auch in den Meinungen und Ansichten der Schrift-» 
steller, anderseits bei der Polemik und Vertbetdtgung bestimmter Ab- 
sichten noihwendig gehoten wird. In dieser Hinsieht ist weniger die 
Unverständigkeit zu tadeln, als eine hier und da sichtbare Zufällig- 
keit in den Anführungen- Anderer , und den Weglassangen, da dort 
nicht gerade stets die wichtigsten Quellen und Autoritäten benutzt, 
oder nafemhaft gemacht sind, hier eine Abstchtlicbkeit zu veraiothen 
durchweg unrecht seyn würde. 



*) Hier hält« auch ite Schrift von Gärtnt r: Finium calpäe im jure crimi- 
nali regumdorum prohitio angeführt werden soUen. Vgl. dasu meine A nieige in 
diesen Jahrb. 1838. S. J SS. ff. 
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Nur wenige Bemerkungen mögen noch erlaufet seyn. - Recht gut 
sind (S. 193. f.) die verschiedenen Fälle gesondert, welche man bald 
unter den Gesichtspunkt der Concurrenz von dolus und culpa ^ bald 
blos des erstem , bald des Einflusses eines Irrthums su stellen pflegt, 
wenn nebmlich der Thater in Beziehung auf das nehmltche Verbra- 
chen und den nehmlieben Erfolg mehrere Handlangen vorgenommen 
bat, welche verbunden diesen Erfolg herbeiführen, ohne dass jedoch 
der ursprüngliche Vorsatz, dessen Verwirklichung noch nicht den Er- 
folg herbeiführtet noch der spatere Erfolg, dem ein anderer Vorsatz 
zu Grunde lag, für sieb hinreichen, um den Thal bestand eines Ver- 
brechens zu begründen, welches nothwendig in einer Einheit des Vor* 
satzes und der durch diesen bestimmten Verfahrensweise besteht, — 
ein Verhältnis*, wobei allerdings die Annahme eines s. g. dolus 
generalis nieht genügt, um die für sich bestehenden besondern 
Handlungen zu verbinden , wenn nicht in diesen selbst, durch den 
Versatz, die erforderliche Contiauität Hegt. Dean wenn diese Bedin- 
gungen erweislich vorbanden sind, dann Mndert es nichts, dass die 
Handlung nach ihrer äussern Erscheinung in einer Reibe oder Mehr- 
heit einander unterstützender Thatigkeitee besteht, welche durch den 
Willen und zwar durch einen und denselben Entschluss beseelt sind* 
AU Beispiel wird zunächst — (denn nachher erörtert der Verf. noch 
mehrere andere, von Gerichten entschiedene Reehtsfalle und deren 
Entscheidungsgründe) — folgendes, oft gebrauchte, angefahrt. „Sem- 
pronia glaubt ihr Kind" — wie sie sich vorgesetzt hatte zu thun — 
„erwürgt zu haben und wirft es nunmehr ins Wasser; die Untersuchung 
liniert aber dasErgebniss, dass jenes Kind nieht am Erwürgen, son- 
dern erst im Wasser gestorben war." „Wollte sie durch die zweite 
Handlung die erste nur verbergen, so wird man Gonat einer Ted- 
tung, concurrirend mit culposer Tödtung, annehmen müssen. 
Wollte sie dadurch nieht blos ihre erste Handlung verbergen, son- 
dern sich des Erfolgs derselben vergewissern, so liegt ein mit be- 
stimmtem Dolus vollendetes Verbrechen (der Tadtung) vor." 
Diesen (S. 193. ff.) betrachteten FäHen lassen sich mehrere andere 
anreihen, von denen ich obnlängst gehandelt habe *). Ich bin weder 
der Meinung, hier den s. g. generellen dolus, und mit diesem eine 



*) Unter andern bei Gelegenheit der „Entscheidungen gemeinrechtl. Con- 
troversen von Habicht 44 in d. AUgem. Lit.-Zeitung 1844. Nr. 227 — 229. and in 
diesen Jahrb. 1844. S. 769. ff. bei der Anzeige der Schrift von Pfotenhauer 
über den Einfluss dei faktischen Irrthumi o. s. w., wo ich auch auf frühere 
Betrachtungen dieiei Gegenstandes Bezug genommen habe. 
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Präsomption för die Vorsätztiehkeit der zweiten Handlung, rücksicht» 
lieh des eingetretenen, aber möglicherweise hier nicht, wie bei dem 
Drop r anglichen Vorsatz gewollten Erfolgs, noch unter allen Umstan- 
den einen eventuellen dolus anzunehmen, in dem Sinne, wie solcher 
unstreitig überhaupt und insbesondere in dem gegebenen Falle statt 
finden kann, weicher dann ein drittes zu den beiden vom Verf. auf« 
gestellten darbietet. Es ist zugleich eine faktische Frage, wo es auf 
den Beweis ankommt, dessen Stelle allerdings nicht eine Vermuthuag, 
und nicht die willkührJicbe Annahme einer hierfür bereehneten eignen 
Art des dolus , mit irgend einer der vielfach bestrittenen und in so 
verschiedenem Sinn gebrauchten Bezeichnungen vertreten kann. Ist 
die erforderliche Vermittelung, und mit dieser die Einheit der ge- 
trennten Tfattligkeiten, als Wille und Handlung in Betreff der Absicht 
und des Erfolgs erweislieh vorhanden, dann löst sich die Schwierig- 
keit, im Zweifel würde schon nach allgemeinen Gründen die gelin- 
dere Meinung den Vorzug haben; aber diess ist kein aus der Natur 
der Handlung, sondern ein aus einem aussein Umstände entlehnter, 
obwohl gerechtfertigter Grund. 

Eine andere Bemerkung, die ich noch hinzufügen möchte, be- 
trifft die Aeusserung des Verfs., der es missbilligt, dass die gründ- 
lichsten Schriftsteller die culpa zwischen dolus und casus stellen, 
und dann fragt, „wie aber kommt man hier plötzlich auf den casus?" 
(S. 174.)« Ich habe hier nicht pro' domo zu streiten« Wo ich diesen 
Gegenstand berühre, habe ich deutlich genug den casus als die 
lossere Erscheinung, „welche bei gänzlichem Mangel jeder Absiebt 
entstanden", von der Handlung ausgeschieden, und von der Zurech- 
nung, ab in dem Willen gegründet, bemerkt, dass sie „nicht den 
casus treffe, aber nothwendig die beiden andern — deJus und culpa", 
weil auch bei letzterer „Handlung und Wille sey", umfasse*). Und 
das ist auch die meines Wissens von Niemand ernstlich bestrittene 
Ansicht des Verfs. Wenn aber das Wesen der Handlung (zunächst 
ebne wettern Unterschied der dolosen und eulpose») bezeichnet wird, 
so ergiebt sich als Gegensatz von selbst die Niehthandlung; der 
casus % als die Grenzen der Handlung, wo die Zurechnung keinen 
Grand und kein Gebiet bat« Man würde von dem Zufall gar nicht 
sprechen, der ganz ohne Beziehung auf einen Menschen vorkommt, 
wie wenn z. B. ein Ziegel von einem Dache fallt und Jemanden ver- 
letzt. Aber man gedenkt desse lbe n , wo er, wie in dem vom Verf. 



*) Meto Learbttch der SlrefrtchUwiiieniehaft f 9X 
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S. 285. angefahrten Beispiel, in der äussern Erscheinung «Uli als 
Folge (d.h. nicht nach de« Causatzusammenhang, sondern im Sinn 
der Zeit, als Begebene! t) an das aaschkeest, was veo ejaem bau- 
debden Wesen ia Wirksamkeit gesetzt ist. Dkss geschieht hier; 
aber um "die Grenze der Handlung and Zurechnung zu bestimmen, 
um zu zeigen, wo jene nicht weiter statt finde. In diesem Sinn wird 
auch im Givilrecht von casus, in Verbindung mit der Handlang, als 
verpflichtender gesprochen, aber hier wird sogar unter Umständen 
Jemand, gegenüber der sonstigen Regel, .den casus überhaupt ab ein 
Schicksal tragen zu müssen, rechtlich für schuldig «rächtet, dem An* 
dern, dem er das Seinige oder dessen Werts vollständig zu gewähren 
hat, auch für den casus aufzukommen. Es versteht sich, dass so wie 
überhaupt eine Uebertrugoug civilrechtlicher Vorschriften auf das 
Criminalrecbt bei der Verschiedenheit der Principiea und des Gegen« 
Standes unzulässig ist, so nach hier eicht von der Verbindlichkeit zum 
Schadensersätze ein Sehluss auf die Strafbarkeit gemacht werden 
dürfe. Auch die classtseben Juristen stellen daher den casus aeben 
die Handlung (nicht zu derselben) und nicht blos so, dass sie, wie 
auch wohl geschieht, emsus für cu Ipa. brauchen, obwohl selbst diese 
Ausdrecksweise nicht eine. Bedeutung ist (S. 271— 28&). Daan 
darf aber, uabesehadet der Verfolgung des innere Entwicklungsganges, 
der dem Zufall nirgends eine Stelle hei der Handlung lässt, für den 
didaktischen Zweck wohl des casus als der einen Seite gedacht wer- 
den, wo gegenüber dem Willeo, auch bei der culps 7 jede Handlung 
und Zurechnung aufhört, so wie die culpa auf der andern Seite ihren 
notwendigen Gegensatz an dem dolus hat* In der That steht sie 
dann, wenn man nicht blos Handlung und Nichthandlung unterschei- 
det, sondern mehr die entere nach dem Moment des Willens und 
seines Verhältnisses zu dem äussern Erfolge, in delose und cnlpose 
sondert, zwischen dem dtrfus und dem emsus in der Mitte. Nimmt man 
nun wieder die ganze Handlung in der Vermittlung von Wille und 
Tbat zusammen, ohne weitere Unterscheidungen* jedoch so, dass 
diese als hier aufgehobene gedacht wenden, wo eben für die mehr 
oder weniger statt findende Congruenz, wie ich es früher bezeichnet 
habe, der Conat und die Culpa mit inbegriffen sind, so werden steh 
als die Grenzen der Handlung — begreiflich von dem Falle abge- 
sehen, wo gar nichts ist, was zur Betrachtung Anlass bietet — die 
innern Einseitigkeiten ergeben, eines Gedankens, der .noch nicht 
einmal zum Willen gediehen ist, geschweige denn zur That, und 
einer äussern Erscheinung, die auch Thai seyn könntet wenn sie von 
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dem hier gänzlich fehlenden Willen — wärt dieser auch nnr so be- 
schaffen, wie es der von dem dolus am meisten entfernte Grad der 
culpa ist — beseelt erschiene. Bezeichnet man jene Grenze, ohne 
Besorgniss eines Missverständnisses durch Anführung der Regel: 
„evgitatitnis po&num nein* putitur") wofür wir auch ein deutsches 
Recbtssprichwort haben, so mag man auch für die andere sagen: „der 
casus wird Niemanden zugerechnet." In beiden Fällen ist keine 
HandJung, in jedem aber das vorhanden, was, wenn die andere Seite 
und die Vermitlelung beider da wäre, eine solche begründen würde 
(S. 32*). Wird aber solchergestalt die culpa zwischen dolus und 
casus gestellt, so kann natürlich nickt die Meinung seyn, „dass in 
der culpa Doloses und Gasuelles eoineidire" — was der Vofi. (S. 234.) 
absurd nennt» Dass aber, . nach den äussern Zusammenhängen, die 
der Handelnde, insbesondere bei der Unbesonnenheit als Möglich- 
keiten einerseits nicht in seiner Gewalt hat und die in ihrem Fortgang 
nicht mehr seine That sind, anderseits, weit eben darum auch ihr 
Nichteintreten ausser der Macht des in Thäligkeit befindlichen Indi- 
viduums steht — der Uebergang immer mehr oder minder an der 
ftussersten Grenze statt finden könne, hat Hegel, dem der Verf. 
vornehmlich folgt, ausdrücklich und trefflich ausgeführt*). Der Verf. 
bält es selbst (S. 234.) für nothwendig, seine Ansicht gegen daaMiss- 
verstindniss, als stelle sie jenes auf, was er tadelt, zu vertheidigeo, 
und in Betreff der bildlichen Ausdrucksweise, die auch nur bild* 
Heb zu nehmen sey, zu bemerken, „dass man Begriffsmomenle natür* 
lieh nicht nach Pfunden, Lothen und Quentchen abwägen könne." 
Ja, man kann, wenn man einen Werth auf die, allerdings auch hier 
nicht gleichgültige Weise der formellen Behandlung legt, dasjenige 
anfahren, was S. 260. gesagt wird, und einen richtigen Blick in dal 
Wesen der Sache bekundet: „Der Begriff der Zurechnung entwickelt 
steh fort zu der delosen, der eulposen, der vollendeten Handlung 
iwd dem Versuche« Wie diese durch die Bewegung seiner Momente 
geschieht, ist gezeigt worden. Die Aufhebung desselben vollzieht 
sieh selbst in den Begriffen von Gonai uud Culpa. In der letzten Art 
der culpa — der Unbesonnenheit, Unvorsichtigkeit — überwiegt das 
Thatmnment immer mebr und mebr, bis es sich endlich vom sub- 
jektiven Moment abl&st» Eben so muss sich in der Eniwickelung 
des Gonats zeigen, wie sich endlich das Willensmoment völlig von 
der Thatseite trennt» Dadurch aber bebt sich der Begriff der Hand« 



*) Rechtsphilosophie^ 145.*. 
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lung selbst auf, »dem zuvörderst die Vermittelung von Wille und 
That wegfällt, welches sich zunächst als cmsus darstellt" 

Das Capitel schliesst mit eraer kurzen Uebersicht der Grand* 
sätze des positiven Rechts, and Andeutungen, die für eine noch feh- 
lende Geschichte der Auffassung der verbrecherischen Handlung und 
Zurechnung hei den wichtigsten Völkern dienlich sind. 

Endlich ist Gegenstand des vierten Capitels: „Der Impu- 
tationsbeweis* mit Berflcksichtigung der Stellung des Ge- 
richtsarztes" (S.295.ff.). 

Schon in der Einleitung war bemerkt, dass weder die Zureeh- 
nungsfäbigkeit, noch die Zurechnungsunffchigkcit präsumirt werden 
könne. Das isl, wie ieh oben mit Bezugnahme auf andere Ausfüh- 
rungen erwähnt, auch meine Ansicht. Der Richter hat, wo es auf 
Tbatsachen ankommt, die eines Beweises bedtirftig, aber auch fähig 
sind, überhaupt nichts zu vermuthen, um sich etwa das Geschäft der 
Untersuchung zu erleichtern, oder letztere wider' seine Pflicht für 
entbehrlich über das zu halten, was die Grundlage der danach erst 
statt findenden Zurechnung — und diese wieder zum dolus oder zur 
culpa — ist, wobei gleichfalls nichts rechtlich vermutbei werden darf« 
Aber wenn dem so ist, und wenn eine Vermuthung für oder wider, 
gleich sehr im Widerspruch mit der Gerechtigkeit und der Erfahrung 
steht, so ist dadurch niebt gesagt, dass der Richter da, wo die Band* 
lung, die Begehungsart, die ganze bekannte Lebensweise des zu Bems 
theilenden, dessen Verhallen in den verschiedenen Stadien einer 
tadellosen, ordnungsmäßigen Procedar, und überhaupt Altes, was 
sich setner unbefangenen Beobachtung darstellt, die Znrecbnnngs- 
fäbigkeit und den normalen Geisteszustand erkennen lässt, willkübr- 
lich und ohne Grund zu Zweifeln herabsteigen dürfe, insbesondere 
durch Annahme des Zustandes mangelnder Zureehnangsfähigkeit als 
Regel, die dann in favorem defensionü geltend gemacht, und wo 
durch Aufstellung verborgener Geisteskrankheit, der Vernunftwidrigv 
keit des Verbrechens an sich u. s. w. ausgeholfen werden soll. Uebrigens 
ist durch die Allgemeinheit, in welcher meist eine Regel für oder 
wider behauptet wird, der wahre Standpunkt der Sache verkehrt 
worden. Die Ausschliessung der Zurechnungsfäbigkeat beruht auf 
bestimmten Tbatsachen sehr verschiedener Art, die schon als solche 
nicht zu vermuthen, sondern nüth igen falls zu erweisen sind. Diese 
sind zunächst, wie ich ausgeführt habe*), gehörig unter einander 



*) Lehrbuch der StrafrechUwissenschaft $. »0, 
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und von dem Fall der Geisteskrankheiten im weitem Sinne zu sondern. 
Der letztere ist es allein, bei dem der Streit obwaltet, über welchen 
auch der Verf. sich erklärt und wo von dem Verhältniss des Richters 
zu den Sachverständigen, und von der Frage, wer diese seyen und 
was dem Gebiet ihrer Beurtheiluag anheimfalle, die Rede seyn kann. 
Oder wollen die Gegner, die als Regel und wider alle Erfahrung, wider 
das gewöhnliche tägliche Handeln im Leben, im Verkehr, im Amt 
und Beruf, wo sich das Recht, die Sitte, die Vernunft, die Klugheit, 
Ueberlegung u. s. w. erweiset — vielmehr die Abnormität, die Geistes« 
Störung präsumiren, — wollen sie zufolge einer beliebten allgemeinen 
Regel die Vermuthung auf Thatsachen und Umstände ausdehnen, wo 
die Widersinnigkeit offen am Tage liegt? Soll man Trunk- und Schlaf- 
zustände vermuthen, wo sie durch nichts indicirt sind? Will man 
präsumiren, der vor Gericht stehende Mann reifern Alters sey zur 
Zeit der Verübung ein Kind gewesen? 

Man sieht, zu welchen Gonsequenzen die Grundlosigkeit und All- 
gemeinheit jener Behauptungen der Gegner führt. Die rein faktischen 
Fälle, wo ein direkter Beweis möglich ist, fordern eine ganz andere 
Behandlung als die, wo nur auf wissenschaftlichem Wege und aus 
innern Gründen ein Beweis statt finden kann, und wq einerseits das 
Recht seine Geltung in seinem Gebiete behauptet, andrerseits die Hülfe 
einer Wissenschaft (mit ihren Voraussetzungen, der s. g. gerichtärzt- 
lichen, mit Seelenkunde, der des Zusammenhangs von Leib und Seele, 
und deren gegenseitiger Beziehung u; s.w.:) noth wendig ist, welche 
selbst noch grosse Fortschritte zu machen hat, um allen Anforde- 
rungen zu genügen. In der Hauptsache ist jetzt von theoretischen 
und praktischen Rechtsgelehrten, von den ausgezeichnetsten Gerichts- 
ärzten und in den neuern Gesetzgebungen richtig erkannt, wo der 
Zweifel beginne, auf was es zur möglieben Lösung desselben an- 
komme und was, wo diese nicht gelingt, nach den Umständen anzu- 
nehmen sey. Damit scheint auch der Verf. einverstanden zu seyn, 
von dessen verdienstlicher Arbeit ich versucht habe, einen, sie der 
Beachtung empfelenden Bericht zu erstatten, wie mir es die Theil- 
nahme an dem eben so wichtigen als interessanten Gegenstände und 
die Anerkennung, welche der vorgelegten Leistung gebührt, zur 
Pflteht gemacht bat. 

Breslau im Juli 1844« 
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AUEKdOTA. Tkeodori Scholastici hreviarium Novellarum^ 
colleclio regulär um iuris ex institutionibus, fragmenta breviarii 
Codicis a Stephano antecessore compositi, appendix ectogae, 
fragmenta epitomae Novetlarum Graecae ab Anonymo sive Iutiano 
confectae, fragmenta Nove Itarum ex variorum commentariis, 
edicta praefectorum praetorio. Ex bibUothecis montis Jtho, nee 
non Bieneriana, Bodleiana, Lauren Unna, Marciana, Partsiensi 
Regia, Vaticana, et Caesarea Vindobonensi edidit, prolegomenis, 
versione Latina et adnotationibus illustravit, indicibus imtruxit 
Carol. Kduard. Zachariae, j. u. Dr., Prof.pubi. extraord. 
in univ. Ruperte- Carolina, eollegii ictorum Heidelberg, assessor* 
instituti archaeol. Rom. socius. Leipzig, Barth, 1843. LXf n. 
294 S. gr. 4. (4| Thlr.) 
• 

Recensirt 

von 

Herrn Professor JEN*» Hebnbacl» zu Leipzig» 

Zweiter Artikel. 

Ans der Codexbearbeitung des Anteeessor Stephanus werde« 
p. 181 — 194. unbekannte Fragmente mitgetheilt, und zwar zuerst die, 
welche sieh im Cod. Bodleianus 3399. aus Buch VI. Titel 23., 25., 30. 
erhalten haben (p. 181 — 184); dann kommt der Anhang zur Ecloge, 
welcher einige Fragmente jener Arbeit unter dem Namen desS t e p h a n n s 
anfQhrt, daneben aber auch eine Reihe anderer Codeistellen blos unter 
Angabe der Buch- und Titelzahl, von denen es höchst waftrscheiaiieJi 
ist, dass sie ebendaher stammen. Einige derselben finden sich im er- 
sten Theile der Colleclio constitutionum ecclesiastiearum des Pseodo- 
Balsamon wieder; nebmlich /. 5. §. 2. bey Jvst. II. p. 1284. steht §. 40. 
p. 192. — /. 5. §. 14. //. p. 1287. steht §. 42. p. 192. — /. 5. §. 14. 
u. 16. ILp.l2&7.seq. steht §.43. u. 44. p. 192. seq. — /. 5. §. 17. 
p. 1288. steht §.46. f. 193. — /. 5. §. 20. //. p. 1289. steht §.47. 
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p. 193. — /• 6. §. 1. //, p. 1292. sieht §. 50. p. 193. — /. 7. §. 6. 
//. p. 1293. steht §.48./?. 193. — /. l.parat.%. 1. //. />. 1293. sieht 
§.39./>. 192. — /.9.§. 12- !/./>. 1294. steht §.41./>. 192. — /. 10. 
§. 1. //./>* 1296. steht §. 20./?. «89. — /. 10; parat. §. 1. //./>. 1296. 
steht §. 21. p. 189. — /. 10. paräL §.2; //. p. 1291 steht §.23* 
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darf. Es verbreitete sieh aber Ober den ganzen Codex nach der 
Bflcher- und Titelfolge; die Titelüberscbriften sind griechisch über- 
setzt; die Einzelconstitnüonen werden ganz in der Reihefolge des 
Urtextes excerpirt, aber ohne' Angabe der Anfangsworte; jedem Ex- 
eerpte wird die Zahl vorangesetzt, welche die Constitution in den 
Urtext hatte; angeschlossen werden die Paratitla, weiche die 
Parallelstellen nur aus dem Codex und den Novellen entlehnen — 
sich also auf die Lege* im Gegensatz des Jus beschränken. Die 
Parallelstellen des Codex enthalten ausser den numerischen Angaben 
aaeh noch das Anfangswort jeder Constitution ; ein Beweis, dass die 
Paratitla unabhängig aus dem Originaltext gearbeitet sind. — Die 
Identität des Verf. mit dem bekannten Digestenexegeten wird §. 6* 
p. 179. fiberzeugend nachgewiesen , und §. 7. p. 179. seq. sein 
Zeitalter in folgender Weise bestimmt: er lebte unter Justinian, 
Ist aber etwas jünger als Theophilus, da er noch dessen Vorlesun 
gen über die Pandekten besucht hat; er kann also auch nicht iden- 
tisch seyn mit dem Advocsten Stephanus, welcher von Justinian 
zur Abfassung der Pandekten verwendet ward. Jedenfalls war er 
Rechtslehrer an einer Universität, da ihm der Titel anteeessor 
als Beyname zukommt; der Herausg. vermuthet — zu Constan- 
tinopel, da Beryt damals in Trümmern gelegen« er auch eine 
Novellensammlang braucht, welche mit der der 168. viel Aebn- 
lichkeit gehabt habe. (?) — Eine genauere Nachweisung über die 
Zeit seiner Schriftsteller*)' ist nicht versucht worden. Doch hätte 
aus der Vergleiebung der von Stephanus im Pandekten- und 
Codexcommeniar citirten Novellen gefolgert werden können, dass 
beyde Werke nicht vor 542. n. Chr. abgefasst sind, weil die spä- 
teste Novelle, welche aus der Sammlung des Schriftstellers im 
Pandektencommentar erwähnt wird, — Nov. 115. — jenem Jahre 
angehört (vergl. Biener Geschichte der Novellen S. 522.). Diess 
Werk wird wohl aber auch vor dem Tode Justinians anzusetzen 
seyn, da der Kaiser bey Gelegenheit jenes Novellencitates mit Aus- 
drücken bezeichnet wird, welche nur von einem annoch lebenden 
Monarchen gebraucht werden konnten (§. 7. p. 180.). 

Zur Ausstattung der Ausgabe sind für die Fragmente der Bod- 
leianischen Handschrift auch die Lesarten des Codex ßiarcianus 579« 
verwendet worden; die Appendix der Ecloge ist zunächst nach der 
Pariser Handschrift Nr. 1384* bearbeitet, welche sich durch Vollstän- 
digkeit der aufgenommenen Stücke vortbeilhaft auszeichnet, daneben 
sind aber noch andere Handschriften zu Ratbe gezogen, welche der 
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Herausgeber §. 5. p. 178. aufzuzählen unterlassen hat. Die Durch- 
sicht der Noten ergiebt indess leicht, dass es folgende gewesen sind : 
die bereits oben angeführte Bodleianische Handschrift, die Pariser 
1788., 1391., eine Florentiner (Laur. plut.lX. cod. 8.), zwey Wiener 
Handschriften Nr. 2. u. 8., und eine von Biener. — Angehängt sind 
einige Fragmente von Novellen byzantinischer Kaiser, welche der 
Herausg. über das Zeitalter des Basilius hinauf ansetzt (p. 195.) 
aus der Pariser Handschrift 1384. Eine lateinische Uebersetzung ist 
nicht beygefügt worden. 

Die folgenden Sätze, welche Fragmente alter Novellenbearbei- 
tungeji enthalten, sind sämmtlich der bereits genannten Bodleianischen 
Handschrift Nr. 3399. entlehnt. Voran gehen zusammenhängende 
Stücken eines solchen Werkes, in welchem die Justinianischen No- 
vellen in der Weise excerpirt waren, dass die Exeerpte unter fort- 
laufenden Capitelnummern standen. Erbalten sind in der Handschrift 
Cap. 341—345., 350—354., 366-, 445—447., 482—486. (p.20S— 
211.)* Von diesen Fragmenten nun nimmt der Herausg. an, dass sie 
aus derselben Novellenbearbeitung geflossen sind, welche der Ano- 
nymus in seinem Pandektencommentar benutzt hat. Er weist mit 
überzeugenden Gründen nach, dass die von diesem citirle Novellen- 
bearbeitung nicht die Ordnung der 168. befolgt hat (vgl. diese Jahr- 
bücher 1839. S. 971.); dass sie ferner in fa'pata zerfiel, welche 
von Eins an fortlaufend numerirt waren in der Weise, wie es mit 
den Gapitelzahlen in Julians Epitome der Fall ist; dass sie end- 
lich aus dem Originaltexte gefertigte Exeerpte in griechischer Sprache 
enthielt (prol. cap. IL §. 5. p. 201.)* Solche fortlaufende Capitel- 
zahlen über den griechischen Novellenexcerpten finden sich in der 
Bodleianischen Handschrift wieder; also sind beyde Sammlungen 
identisch. Dabey wird natürlich vorausgesetzt, dass beyde denselben 
Novellenbestaud enthielten; dass sie diesen Bestand in der n eh ra- 
uchen Reihefolge verarbeitet haben; dass die aus dem 'Urtexte ge- 
machten Exeerpte in beyden Sammlungen überall gleichlautend ge- 
wesen sind; dass unter der fortlaufenden Gapitelzählung auch die 
Gonstitutionenzahlen in ihrer natürlichen Aufeinanderfolge angegeben 
waren (wenigstens citirt der Anonymus gewöhnlich zuerst die Con- 
stitutiouenzahl und geht erst dann auf die des &t[ia über); dass jede 
Constitution eine griechische Rubrik gehabt habe (Anonymus citirt 
meistens neben der Constitutionenzahl auch die Titelüberschrift); dass 
endlich die Capitel in beyden Werken mit demselben Namen bezeich- 
net waren. Nun findet es sich aber gerade, dass die Bodleianische 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H.*IV. 21 
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Handschrift die Einzelconstitutionen nach ihren Nummern citirt, dass 
sie von Novellenrubriken keine Spur hat; dass sie das Einzelcapitel 
bald KtyaXcuop (§. 445. p. 210.), bald Stafette nennt (§. 351. p. 209 , 
§.366. £• 210.) , wofern diess letztere nicht ans der wahrschein- 
lichen Bachüberschrift 'lovcttPtctroi veaqa dtdta^tg zu erklären ist 
(§.350./>.208., §.483./>.210. 9 §.486.^.211.), während Anonymus 
sie nur als öepccia bezeichnet (Basti, ed. Heimbach I. p. 395., ed. 
Fabr. PI.p.\46.). Kann man es demnach Referenten verargen, wenn 
er sich nicht Ober dergleichen Bedenken kühn hinwegzusetzen nnd 
jene Aehnlichkeit der fraglichen Sammlungen nur als eine entfernte 
zo bezeichnen wagte, jeden Schlnss auf die Identität der Arbeiten 
aber als grundlos zurückwies? (diese Jahrbücher 1830. S. 072.). — 
Sodann behauptet der Herausg., dass die Novellenbearbeitung, wel- 
che Anonymus citirt, nnd die, wovon sich in der Bodleianiscben 
Handschrift Fragmente erhalten haben, auf derselben Novellensamm- 
lung beruhen, welche Julians Novellenauszug zu Grunde liegt, und 
diesem Schriftsteller zuzuschreiben sind; indess babe derselbe nicht 
die Eine Arbeit aus der andern, sondern b.eyde aus derselben No- 
vellensammlung unabhängig von einander gefertigt (§.11. p-204.). 
Sprechen wir zuerst von der Novellenbearbeitung des Anonymus. 
Hier wird nun wieder zur Aufrechthaltnng der Hypothese vorausge- 
setzt werden müssen , dass beyde Sammlungen den nebmlichen No- 
vellenbestand hatten; dass die Aufeinanderfolge der Stücken die seh ra- 
uche gewesen u. s. w. In letzterer Rücksicht gieht indess der Herausg. 
selbst zu, dass diese Aufeinanderfolge wenigstens an drey Stellen 
nicht stattgehabt haben kö>ne (§. 10. p. 204.), die Richtigkeit der 
Leseart in den Basilikenhandschriften vorausgesetzt. Bedenkt man 
nun, dass wir überhaupt nach den bisherigen Untersuchungen nur 
von fünf Constitutionen die Stellung bey Anonymus mit Bestimmtheit 
angeben können, und dass von diesen fünf nur eine einzige (Nov. 
76.) denselben Platz einnimmt, welchen sie bey Julian hat, wäh- 
rend die übrigen vier entschieden abweichen, so wird es doch schon 
nach numerischen Verhältnissen für wahrscheinlicher gelten müssen, 
dass jenes einmahlige Zusammentreffen der Zahlen nur zufällig ist, 
als dass man glauben sollte, gerade dieses Zusammentreffen sey 
wesentlich, und jene yiermablige Abweichung nur durch Ohngefähr 
entstanden. Wie nun aber, wenn die Richtigkeit der meisten Ab- 
weichungen sogar durch Parallelstellen verbürgt wird? So findet sich 
das Citat xa* iv tJ &/ fectQ% ddpan. ox'. (also Nov. 68., bey Julian 
66.)* bey Anonymus (Heimback /. p. 395.) , nnd in einem andern 
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Scbolinm ( He Im b. IL /J.480.), das auch der Herausg. derselben Hand 
unbedenklich zuschreibt (p. 199« not 19.)* Sodann kommt an der 
ersten Stelle noch vor: xal ir ttj nsqi ixxXrjtmv ps &i[um. qo$ (also 
Nov. 45., bey Julian 44.), was in der zweyten auch steht, nur das« 
es hier statt faxXrjTCo? fälschlich heisst vf*ltjnaiw. Endlich wird auch 
das Citat von Nov. 89. (bey Julian 90.) durch zwey Stellen des 
Anonymus erhärtet (Heimb. 1. p. 786., Fabr. IV. p. 701.)* Sollte 
gegen so klare Zeugnisse noch fernerweit der Einwand gelten können, 
dass die Disharmonie beyder Sammlungen auf blosser Zahlencorruptel 
der Basilikenhandschriftea beruhe?. Allein der Herausg., der bey 
genauerer Untersuchung der Sache sich dieses Resultat nicht verber- 
gen konnte, schlägt noch einen andern Weg ein, um diese lastigen 
Zeugnisse zu beseitigen (§. 10« />. 204.); er sagt nehmlich, dass die 
Handschriften und Ausgaben des Julian bey der Angabe der Consti- 
tutionen- und Gapitelzahlen nicht mit einander übereinstimmen, und. 
glaubt aus diesen Abweichungen die Differenzen beyder Quellen 
erklären zu dürfen. Ob dieser Einfall von Sachkenntuiss zeugt, 
mögen Andre entscheiden, die mehr als Referent in den Handschrif- 
ten Julians gearbeitet haben« Was Ref. aus eigner Anschaung von 
drei der ältesten Handschriften (der zu Wien, Berlin und Vercelli)' 
weiss, ist nur soviel, dass die Constitutionen, welche Julian verar- 
beitet hat, überall in der nehmlichen Ordnung und Reihefolge zu- 
sammengestellt sind, wenn auch die äussere Bezeichnung derselben 
durch Zahlen, z. B. const. LX. % mancbesmahl sich an eine unrichtige 
Stelle verirrt haben mag, d. h. zu Capiteln gekommen ist, welche 
andern Constitutionen entlehnt sind, — und diess bestätigt auch 
die Handschrift zu Troyes, die freylich schon ein Jahrhundert später 
anzusetzen ist. Diese Thatsache nun widerlegt jene Erklärungs- 
weise auf das bündigste; denn, sollte diese möglich seyn, so müss» 
ten willkührliche Versetzungen des Inhaltes ganzer Constitutionen 
in denMss. Julians angenommen werden, dergleichen sich in keiner 
der genannten Handschriften vorfindet. — Als Nebengrund gegen 
die Identitätshypotbese mag hier noch geltend gemacht werden, dass 
die Novellenbearbeitung des Anonymus, wie auch der Herausg. aner- 
kennt, bey jeder Einzelconstitution Inhaltsüberschriften mitgetheilt 
hat, welche doch wohl für einen wesentlichen Bestandteil der Samm- 
lung gelten müssen, da manche Novellen nur nach diesen Ueber- 
schriflen angeführt werden ohne Angabe der Constitutionenzahl. 
Dergleichen Rubriken finden sich in Julians Novellenauszug nirgends 
vor, vielmehr sind nur die einzelnen Capitel mit solchen Ueber- 

- # Digitized by VjOOQ IC 



324 "AvixSora ed. Zachariae. 

scbriften versehen. — Weniger Gewicht kann nach dein jetzigen 
Standpunkt der Ausgaben Julians auf die Disharmonie der Themen- 
zablen bey Anonymus und der Capitelnummern bey Julian gelegt 
werden, da wir bis jetzt noch keine tüchtige Bearbeitung Julians 
besitzen, welche uns in den Stand setzt die Gapitelabtheiluag der äl- 
testen Recensioo mit Einem Blicke zn überschauen. — Rücksicbtlich 
der Fragmente, welche in der Bodleianischen Handschrift vorkommen, 
hatte Ref. schon früher jene Identitätsbypothese entschieden verwor- 
fen, weil sich bey genauerer Betrachtung innere Widersprüche zwi- 
schen diesen Fragmenten und Julians Novellenauszug herausstellen, 
die auf verschiedene Verfasser deuten (diese Jahrbücher 1839* S.970.). 
Der Herausg. bleibt indess bey seiner Ansicht und macht Ref. den 
Vorwurf: expositionein meam non expectandam esse ratus, 
coniecturam meam % quasi embryonem in utero suffocare 
voluit (cap* IV • §» 12* p> 204.); späterhin heisst Ref. auch ivat- 
tioqtaviwv nimis strenuus indogalor. der contrarietates in* 
venire sibi visus sit, u^bi revera nullae sunt (ibid. p.205.). 
Da nun wird er es ganz natürlich finden, wenn Ref. es versucht, seine 
frühere Behauptung hier weiter zu begründen. Zunächst ist es mit 
der Identitätshypothese nicht wohl unverträglich, wenn sich nach- 
weisen lässt, dass Eine und dieselbe Sanction des Urtextes in beyden 
Sammlungen in einer solchen Art und Weise ausgedrückt sey, welche 
sich durchaus widerspricht. Ref. will zur Herstellung dieses Beweises 
nur eine Stelle beydejr Bearbeitungen vergleichen. 

Julian sagt const. CFUL cap. 378.: 

5/ quis aliquem in instrumenta, quod idoneos tres ha- 
beat testet, vel in testamento, vel in monumentis publicis, 
filium suum nominaverit, neque addiderit, utrum naturalem an legi- 
timum, videatur eum legitimum dixisse. 

Die Bodleianische Handschrift ergiebt p. 208. cap. 341. : 

'Ofijfooy naidaq i$ iXBv&iQag, tjv* ayayio&ai ijdvvafo, iav 
iv ayooalcp avpßoXaicp jj Idiome Iqco vnb roioüv a^tontajuov 
paQtvQTj&ivvi i} iv dia&yxy y iv vnopvripaGiv smy avtovg q 
nvä i% aitüv vlov, Hai [irj nooo&qofl qwoixov, navteg ix tovtov xcu 
povov yivovtcu yvjjöioi. 

Hier fällt es nun gleich auf den ersten Blick auf, dass der Grie- 
che als Urkunden, worin die Person als Sohn mit Wirkung bezeich- 
net werden könnte, nahmhaft macht, das ayooatov avpßoXaiov, 
was nach dem Sprachgebrauch der damahligen Zeit auf Notariats- 
instrumente zu beziehen ist (vgl. Bethmann- Hollweg Handbuch 
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des Civilprozesses Bd. I. S. 207.); ferner eine eigenhändige von 
drei Zeugen unterschriebene Urkunde, ein Testament, und 
die Acta, während Julian nur von den drey letzten Gattungen 
von Urkunden spricht, also die Notariatsinstrumente gar nicht be- 
rücksichtigt. Nach diesem also wäre jene Bezeichnung im Nota- 
riatsinstrumente wirkungslos, nach jenem hätte sie volle Gültig- 
keit, wie in den übrigen Fällen. Bedenkt man nun vollends, dass 
auch der Urtext (Nov. 117. cap» 2.) alle vier Urkunden so, wie sie 
bey dem griechischen Bearbeiter stehen, genau neben einander stellt 
(einoi it GvpßoXaiqi ehe ayogatcp 8*re idt'% %et(A üvyyeyQitfiniv^ k.t.A.), 
so möchte nicht viel gegen die Behauptung einzuwenden seyn, dass 
der Grieche die Sanction der Constitution entschieden genauer wie- 

a dexgegeben habe, als Julian; — Noch mehr, der Grieche hebt, 
ganz wie es im Urtexte der Novelle geschieht, als Vorbedingung der 
Sanction den Umstand heraus, dass die Kinder von einer Nicht-Sclavin 
seyn müssen, zu welcher der natürliche Vater in einem solchen Ver- 
hällniss stand, dass er sie hätte heyralhen können — und das hängt 
weiterhin mit der Römischen Idee zusammen, dass der Concubinat auch 
mit Sclavinnen möglich ist, die doch nach der Freylassung vom 
Patron geheyrathet werden können. Dieses Erfordemiss nnn hat 
Julian gar nicht berührt. Man sieht also, dass die Verfasser beyder 
Sammlungen verschiedener Ansicht waren über die Voraussetzung, 
unter welcher die Sanction eintreten soll. — Als einen weiteren 
Grund gegen die Identitätshypothese glaubt Ref. den Umstand gel- 
tend machen zu dürfen, dass der Gedankengang, den beyde Epito- 

'maloren in andern Fragmenten zu Tage legen, durchaus verschieden 
ist. Er wird zu diesem Zwecke einige Capitel Julians mit einer deut- 
schen Uebersetzung der griechischen Bearbeitung zusammenhalten. 

I. Der Grieche sagt §. 342. p. 208. : 

Kinder aus einer, ohne Schrift abgeschlossenen Ehe 
und die von einerFrau, welche ein Heyralhsgut zugebracht 
hat, beerben ihren Vater auf die nehmliche Weise. 

Julian sagt cap. 380«: 

Si quis sine dotaUbus instrumentis maritali affectione uxorem 
duxerit et ex ea liberos habuerit, ac postea seeundas contraxerit 
nuptias, et ex eo quoque matrimonio filios proereaverit, utraque 
.progenies similiter ad patris hereditatem vocetur. Et ex diverso, 
si quis cum dotalibus instrumentis nuptias celebraverit et liberos 
habuerit^ posteaque sine scriptis affectione sola matrimonium cön~ 
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traxerit et ex eo habuerit liberos, simititer omnes, ad paternam 
successionem vocabuntur. 

Hier drängt der Grieche in Einen Satz zusammen, was Julian 
als zwey gesonderte Fälle behandelt» and diese Sonderang findet 
ihren Erklärungsgrand in dem Umstände, dass auch der Urtext (Nov. 127* 
cap.§.) beyde Fälle genau so, wie Julian, aus einander hält. Man 
sieht also, dass dieser sich hier an den Gedankengang des Originals 
viel genauer anschliesst, als der Grieche« 

IL Der Grieche sagt §.445* f. 210. im ersten Satze: 

Eine Antenuptias-Donatio, welche 500 Solidi über- 
steigt, soll den Acten insinuirt werden. 

Julian sagt const. 114. cap. 424. 

Si propter nuptias donatio quingentorum solidorum quanlitatem 
excedat, insinuari eam iubemus monumentis publicis, celebrandis 
in hac quidem regia civitate apud magistrum eensus, in 
provinciis autem apud defensores civitatum, vel apud 
quös huiusmodi monumenta agi possibile est* 

Hier giebt Julian nach Anleitung des Urtextes (Nov.l27.cap*2.) 
genau die Behörden an, bey denen jene Insinuation vorgenommen wer- 
den soll; gerade dieses wird aber der Grieche für unwesentlich gehal- 
ten haben, da er diesen Theil derSanction mit Stillschweigen übergebt* 

III. Der Grieche sagt §.446. p. 210.: 

Ein Parens, welcher nicht eine zweyte Ehe abge- 
schlossen hat, hat, wie früher gesetzlich bestimmt worden 
ist, an der Dos und (Propter Nuptias) Donatio den Niess- 
brauch und an einem Kindestheile Eigentumsrecht. 

Julian cap. 425.: 

Si mulier marito suo defraudata ad secundas non pervenerit 
nuptias, habeat quidem ante nuptias donationis usumfructum % se- 
cundum quod iam disposuimus; lucretur autem et portionem pro- 
prietatis tantam, quantam numerus liberorum eins concedit, ut ipsa 
quoque pro uno filio habeatur. Quod autem de matribus diximus % 
hoc et de patribus intelligendum est, et de aliis personis ascenden- 
tium, quae non ad secundas perveniunt nuptias. 

Julian bebandelt ganz nach Anleitung des Urtextes (Nov. 127. 
cap. 3.) zuerst die Frau, und geht dann erst auf den Mann und die 
weiteren Adscendenlen über, während der Grieche alles in Einen 
Satz zusammenzieht. 

In diesen Beyspielen, welchen noch §. 351. p. 209. vergf. mit 
Julian const. 109. cap. 394., wo dieser in den Worten secundum 
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quod inferius declarabitur sich auf den Inhalt des folgenden 
Capiteis bezieht, angeschlossen werden mag, scheint sich soviel mit 
Gewissheit zu ergeben, dass beyde Epitomatoren in der Darstellung 
des Inhaltes der nehmlichen Stücken verschiedene Zwecke verfolgt 
haben, indem es dem Griechen nur um eine summarische Angabe des 
Inhaltes zu thun war, während Julian viel ausführlicher ist und sich 
ganz genau dem Ideeogang des Originaltextes anschliesst. Wie wäre 
nun Eine Person dazu gekommen, aus demselben Originaltexte zwey 
ihrer Anlage und ihrem Zwecke nach durchaus verschiedene Excerpten- 
werke zu compiliren? — Gegen diese innern Gründe können nach 
Ref. Dafürhalten auch die äusseren nicht in Betracht kommen, wel- 
che der Herausg. §. 13. p. 205* seq. nahmhaft macht. Er vermulhet 
nehmlich die Identität des Anonymus und Julians, 1) weil dieser, wie 
jener, Schüler des Stephanus gewesen zu seyn scheint. Aber wird 
nicht Stephanus, der wahrscheinlich lange Zeit sein Lehramt ver- 
waltet, viele Schüler gehabt haben? Zudem geht diess Argument die 
Auszüge der Bodleianischen Handschrift gar nicht an, ausser wenn 
nachgewiesen wird, dass diese dem Anonymus zugehören. 2) Weil 
beyde Kenntniss des Latein bewähren. Allein Latein wurde zu 
Justin ians Zeiten in Gonstanlinopel und Berytus öffentlich ge- 
lenkt und war jedem Juristen unumgänglich nothwendig, wenn er 
Vorträge Über die originallateinischen Rechtsbücher Just in ians 
hören wollte. 3) Weil beyde Antecessoren gewesen zu seyn scheinen, 
und diess nun wird für den Anonymus aus den Floskeln yivdxjMtg, 
fiav&dvetg, iyvaoq gefolgert. Allein yvw&i und ähnliches braucht auch 
Theodorus, welcher nie ein Lehramt bekleidet hat. 4) Weil beyde 
wahrscheinlich zu Gonstantinopel das Recht gelehrt haben. Für den 
Anonymus wird angeführt, dass nur zwischen den Universitäten zu 
Gonstanlinopel und in Syrien die Wahl bleibt (?) und dass er Syrien 
eine entfernte Gegend nennt. 5) Weil sich dann das sonder« 
bare Stillschweigen befriedigend erklären lasse, welches die byzan- 
tinischen Juristen rücksichtlich Julians beobachtet haben, wenn man 
diesen unter der Maske des Anonymus verborgen glaubt. — Wenn 
es dem Herausg. nur auf die Zahl/der Gründe, nicht auf deren Ge- 
wicht ankam, so hätte mit demselben Recht noch geltend gemacht 
werden können, dass beyde Männer waren, dass beyde Verstand 
hatten, beyde aas dem byzantinischen Reiche stammten, beyde 
zur christlichen Religion sich bekannten, beyde 4} es Griechischen 
mächtig waren, beyde geschriftstellert haben u. s. w. Sogar die 
Vermuthong Kriege Ps (antiqua versio Latina fragm. e 
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Modesttnt libro de excusationibus. Lips. 18&0. 4. />.17.), das« 
die alte lateinische Uebersetzung dieser Fragmente, welche den Glos* 
satoren bekannt war, in dem Basilikentext berücksichtigt worden, 
weiss der Herausg. p. 206. zur Unterstützung der Identitätshypothese 
zu benutzen; natürlich anter Hinweglassung der unhistorischen Zu- 
thaten, die von Kriegel herrühren. Er legt sich aber diess Ar- 
gument in folgender Weise zurecht: der Basilikentext hat hier, wie 
fast überall, die Pandektenbearbeitung des Anonymus aufgenommen; 
dieser Anonymus — identisch mit Julian — bat nun wahrscheinlich 
auch jene lateinische Uebersetznng von Modestins Fragmenten ge- 
fertigt, vielleicht nach seiner abgekürzten Pandektenbearbeitung; da* 
her die Verwandtschaft der Uebersetzung mit jener Paraphrase, wel- 
che später die Basiliken aufgenommep haben. Kann man wohl glau- 
ben, dass Julian, der regelmässig ßovXevtal mit curiales über- 
setzt*), identisch ist mit Jemand, welcher in L. 22. D. 26. 5* das 
letztgenannte Wort durch consiliarii überträgt? Vgl. Kriegel 
/. c. p. 24. 

Der Text der Bodleianiscben Fragmente ist in der Ausgabe nach 
denselben Grundsätzen behandelt, welche bey den früheren Stücken 
vorgekommen sind. Der Textconstilution liegt die Bodleianische 
Handschrift zu Grunde, doch ist die ursprüngliche Ordnung nach Ar 
Zahlenreihe da wiederhergestellt worden, wo diese Handschrift die 
Gapitel willkührlictr versetzt; an einigen Stellen werden auch Lese- 
arten aus Codex Marcianus 579. mitgetheilt. Bey der Restitution 
der ursprünglichen Gapilelzahlen hat sich der Herausg. manches 
Mahl Abweichungen von den Handschriften erlaubt, von denen 
wenigstens Einer das Prädicat der Evidenz nicht zukommt. Gleich 
die ersten fünf Gapitel nehmlich enthalten Auszüge aus Nov. 117»; 
davon sind in den Handschriften nur zwey numerirt worden, nehm- 
lich das erste tXa. und das letzte tp.% \ Nun corrigirt der Herausg. 
des inneren Zusammenhanges halber an der ersten Stelle rfta., weil 
er die letzte Zahl für richtig hält; allein man hätte ebenso gut die 
erste als die richtige annehmen und dann an der letzten Stelle cor- 
rigiren können iXb. 

Ausserdem sind in den gedachten Handschriften noch andere 
Novellenbearbeitungen benutzt, welche theils dem juristischen Publi- 
kum gedruckt vorliegen, nehmlich Athanasius, Theodorus, die 



*) Vergl. z. B.Jul. const. 34. eap. 115. mit Nov. 18. öap. 2., Jul. const. 35. 
cap. 125. mit Nov. 38. 
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Sammlung der 87 Gapitel von Johannes Scholastikus, theils 
weiter nicht bekannt sind. Die aas unbekannten Qnellen entlehnten 
Fragmente hat 'der Herausg. nach der Ordnung dir 168. zusammen- 
gestellt, und mit einer lateinischen Uebersetzung versehen unter dem 
Titel fragmenta Nove Ilarum Justiniani e variorum com* 
mentariis excepta. Ex Codice Bodleiano 3399. (/*. 212 — 
226.) Einige derselben hatte Ref. aus derselben Quelle nach der 
Abschrift des Herausg. bereits früher mitgetheilt, und diese nun hat 
der letztere mit der lateinischen Uebersetzung hier wieder abdrucken 
lassen. War das nöthig? und wie ist diess Verfahren mit der Ueber- 
schrift 'Avindoia in Einklang zu bringen? Jedenfalls steht aber nicht 
zu bezweifeln, dass einzelne von den mitgetheilten Stücken für die 
Kritik und Exegese des griechischen Novellentextes von Bedeutung 
sind, und in einer neuen Ausgabe desselben sorgfältig berücksichtigt 
werden müssen. 

Den Schluss der Sammlung bilden die wichtigen Edicte der Prä- 
fecti Prätorio, so weit sich ihre Originale in der Sammlung der 168 
Novellen, ferner ihrRubrikenverzeicbniss in der Venezianer Novellen- 
handschrift, und die aus den Originalen entlehnten Auszüge in der 
Sammlung der Bodleianischen Handschrift 264. und vereinzelt in 3399., 
den beyden Venezianer 579. u. 172., in der Wiener (cod. iurid.gr.l.) 
und der Florentiner (eod. Laurentianus plut. LXXX. num. 6.) vor- 
finden. Absichtlich sind solche Edicte weggelassen, welche in den 
Gonciliensammlnngen bereits gedruckt vorliegen, indess wäre es viel- 
leicht nicht ohne Interesse gewesen, sie auch hier mit abgedruckt zu 
sehen, theils weil auf diesem Wege eine vollständige Sammlung der 
von den genannten Magistraten erlassenen Edicte realisirt werden 
konnte; theils, weil gerade die weggelassenen Stücken reiche Beleh- 
rung über die Form solcher Erlasse ergeben. Der Ausgabe gehen, 
wie in den übrigen Theilen der Sammlung, Prolegomena voraus 
(p. 227 — 264.), welche die Geschichte der Präfecti Prätorio behan- 
deln (cap. I.) 9 von ihrem Rechte zu ediciren und der Form, dem 
Namen, dem Einflösse ihrer Edicte sprechen (cap. IL), und die Quellen, 
welchen wir dergleichen Fragmente zn entnehmen haben, übersicht- 
lich zusammenstellen (cap. HL). Die Geschichte des Magistrates bis 
auf Justinian ist stiefmütterlich behandelt und bat Ref. in keiner 
Weise befriedigt (/?. 227 — 229.); eine allgemeine Verweisung auf 
die Litteratur, wie sie p. 229. vorkommt, hätte ausgereicht, wofern 
der Herausg. nichts Anders zu geben beabsichtigte, als was schon 
die gewöhnlichen Vorträge über Institutionen und Römische Rechts- 
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geschiente zu bieten pflegen. Gründlicher wird der Heransg. für die 
Postjustiniaaische Zeit ; er zeigt, dass sich die Sporen der Magistratur 
bis auf Heracliuft herab verfolgen lassen, aber seitdem verschwin- 
den, und dass Cotstaotinus Porpbyrogenneta der Prifecti Prätorio 
nur noch als Antiquität gedenkt. Er ist daher geneigt, das Ab- 
kommen derselben mit der von Heraclins an versuchten Themen* 
eintheilung in Verbindung zu bringen. Wie wird er aber dann den 
Basilikentitel : mal icßsoog inaqjm noX&ng xcu to|«ü$ inagfpv noa*- 
TcoQuor (lib. FL tit.A.) erklären können? — Bey Gelegenheit der 
Frage, wann das Jus Edicendi den Präfecten zugestanden worden, 
kommt auch die bekannte Stelle der Epitome Legum zur Sprache, 
welche den Servius Cornelius als Mitarbeiter Julians bey der Ab« 
fassuag des Edictum Perpetuum bezeichnet (f. 231. not. 43.). Sollte 
da 'AÖQiavoq o ßaaiXsvg richtig Übersetzt seyn durch Marianus rex> 
da der Sprachgebrauch der Byzantiner verlangt imp er ator Adr.? 
Das Jus Edicendi stand nach der Lehre des Heransg. dem Magistrate 
von- Anfang an zu (/?.23i., 233.); es beschränkte sich indess ledig« 
lieh auf den ihm angewiesenen Wirkungskreis ; die ersten Edicte be- 
trafen also nur die castrensis Jurisdictio und das Imperium (p. 233.). 
Seit dieser Wirkungskreis sich erweiterte, berührten die Edicte auch 
andre Gegenstände, welche in das Bereich der Magistratur gezogen 
wurden; über Gegenstände der Jurisdiction sind bis auf Diocletian 
herah keine Edicte erlassen worden (p. 233. seq.). Die scheinbar 
entgegenstehende L. 2. Cod. de officio praef. praet. (1.26.) wird auf 
geschichtlichem Wege durch die Voraussetzung erklärt, dass nach 
dem Tode Ulpians, welchem Alexander Severus viele Regie- 
rungsgeschäfte Übertragen und unter andern auch die Befugniss er- 
tbeilt hatte, -Constitutionen im Namen des Kaisers auszufertigen, der 
Zweifel entstanden sey, ob diese vom Präfectus Prätorio ausgefer- 
tigten Formae auch noch nach dem Tode des Magistrates fortgelten 
sollten ; diess nun habe der Kaiser auf die Anfrage eines Beamten, 
ob sie zn beobachten seyen, bejahend entschieden (cap, IL §. 13« 
p.242 — 244.). Seit Gonstantin betreffen die Erlasse des Magi- 
strates bald die Publication kaiserlicher Gesetze, bald das Steuer- 
wesen und die damit verbundene Indictio, bald nur die ihm unmittel- 
bar untergebenen Oflßcialen, bald Verwaltungsgegenstände in den 
Provinzen, vielleicht edicirte man auch schon von Gonstantin an über 
Gegenstände der Jurisdiction (p.2%£.scq.). Viel ausführlicher sind 
die Nachrichten über den Umfang der Edicte seit Anastasins. Was 
uns davon erhalten ist, betrifft ausser den bereits genannten Gegen- 
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ständen die Aufrechthaltung der Bona Fides bey dem Abschlass von 
Contracten, hauptsächlich aber prozessualische Gegenstände, nehm- 
lich die in bona Missiones, die Lehre vom Beweise u. s. w. (p. 236.)» 
Als grundlos wird die Meinung von Otto und Heineceius verwor- 
fen, dass auch die Präfecti Prätorio bey dem Antritt ihres Amtes der 
Jurisdiction halber ein Ediclum perpetuum aufgestellt haben (p. 236*); 
wenigstens geboren dabin nicht die Edicte, durch welche sie, nach 
der allgemeinen Sitte des orientalischen Reichs, ihren Amtsantritt 
den ihnen untergebenen Statthaltern und Bisch offen bekannt zn machen 
pflegten. In der Kunstsprache heissen die Erlasse des Magistrats bald 
edicta, nqoyQappara^ zuwejlen TrQoataypatOy nowna£etQ, oder yqapr 
pata, xoiva ygappata, dutjoappava, ivnoi, mancbesmahl mit dem 
Zusatz inaQxixoi rvttoi zum Unterschied "von den kaiserlichen Consti- 
tutionen (&eü>i ivnoi). Vergl. p. 237 — 239* Der Ausdruck index> 
welcher nach dem Verzeichnisse der Venezianer Handschrift einigen 
Erlassen eigenthflmlich gewesen zu seyn scheint, (x\ ivdt% aanoQOQ... 
xa. ivdi% rw aviw. xß\ lvdi% im avtwr. p, 260.) wird vom Herausg. 
entweder auf edicta brevia oder auf epistolae edictales ge- 
deutet (p. 238.), während man doch eher versucht seyn könnte, ihn 
mit der Indictio in Verbindung zu setzen, d. h. mit dem jährlichen 
Patent, welches das Steuerquanlum für jede Provinz bestimmte. Un- 
licht ist der Ausdruck irtaQxixa, welchen Guiacius observ. FL 10. 
dafür aufgebracht bat; gestützt auf ein durchaus missverstandenes 
Zeugniss des Harmenopul (p. 240. not. 10* coli. p. 246.). — Die 
Gültigkeit solcher Verordnungen verstand sich, so lange ihr Verfasser 
das Amt bekleidete, von selbst; ob sie aber nach seinem Abgange 
ohne Weiteres in Kraft blieben, oder vom Nachfolger erst bestätigt 
werden mussten, ist zweifelhaft* Der Herausg. entscheidet sich für die 
erstere Ansicht, weil Justinian ihr Fortgelten mit allgemeinen Worten 
vorauszusetzen scheint (L. 27. C. 8. 40.J und einen dem Nicetas 
angehangen Erlass auch nach seinem Tode (*$> rvncp Ntürjtov toi 
paxaQimTdtov) fortgelten lösst (Nov. 30. cap. 3.). Wahrscheinlich 
ist dieser Erlass identisch mit dem, welchen die Novelleiihandschrift 
unter Num. 9* und die Bodleianische unter Num. 13. mittheilt, ohne 
indess den Verfasser zu nennen. Wenigstens stimmt der Inhalt des 
Auszugs p. 271. völlig zu dem, was der Kaiser am angeführten Orte 
der forma des Nicetas zuschreibt. — Bey der Classification der 
-Quellen, welchen wir dieKenntniss solcher Edicte verdanken, spricht 
der Herausg. zuerst von den Stücken, welche in der Sammlung der 
der 168 Novellen am Ende erhalten sind; die ersten zwey (Nov. 166. 
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167.) werden nach Ref. Recension mitgelheilt, unter Benutzung der 
Papiere des sei. Mayer, welcher den ganzen Anhang der Bologneser 
Novellenhandschrift abgeschrieben hat, soweit derselbe jetzt in der 
Florentiner nicht mehr vorhanden ist (p. 249 — 255.); in Rücksicht 
des dritten Stückes (Nov. 168.) hat sich der Herausg. auf die bereits 
von Gujacius mitgelheilte Basilikenstelle beschränkt, von welcher 
die Ueberschrift in der Sammlung der Venezianer Novellenhandschrift 
unter Nom. 2., ein unbekannter Auszug in der Bodleianischen Samm- 
lung unter Num. 24. p.27£.seq. eingetragen ist (p. 255. seq.), also 
hat er dasjenige Stück verworfen, welches Ref., als dazu gehörig, aus 
der Bologneser Handschrift herausgegeben, hatte. Der Herausg. macht 
vor allen Dingen darauf aufmerksam, dass die Zahl Q7T&\ welche in 
der Handschrift dem Stücke beygefügt wird, nicht mit Ref. in q£&' 
zu verwandeln ist, sondern wohl auf einen Ausfall von 24 Stücken 
zwischen Nov. 167. und dem gegenwärtigen gedeutet werden muss, 
der wahrscheinlich in der Florentiner Novellenhandschrift früher vor- 
gekommen ist, ehe Bologninus sie absehreiben Hess. Diess nun 
und hauptsächlich der auch vom Herausg. gellend gemachte Mangel 
an Zusammenhang zwischen diesem Stücke und dem ächten, was 
Cujacius giebt, scheint, wofern nicht eine Lücke in der Mitte an- 
zunehmen ist, sehr entschieden für die Ansicht des Herausg. zu 
sprechen. Verwerflich ist es aber, wenn hinzugesetzt wird: si quid 
est in me iudicii, tractatum Icli alicuius sapit (p. 248.). 
Worauf können Ausdrücke, wie ov TzetQaha&tjaafief ovds ro Öoxovv rqi 
f6fi(p naQeXiaapev (non praeter ivimus, neque^ quod legi place t, iacere 
sivimus) gedeutet werden, als auf den Kaiser oder wenigstens auf 
eine beschliessende Behörde? — Sodann wird die Sammlung 
der Venezianer Novellenhandschrift besprochen (/>. 257 — 261« coli. 
/?. 263.). Der Herausg. setzt sie unter oder bald nach Tiberius IL 
an, und hält sie für entschieden älter, als die Bodleianische, theils 
weil sie die Stücken im Originaltext enthielt, während in der letzten 
nur Auszüge stehen, theils weil sie den Präfecti Prätorio, welche 
gegen das Ende der Justinianischen Regierung lebten, ihren Amts- 
tilel (tov ivdoiotaxov) giebt, was in der andern Sammlung nicht der 
Fall ist. Sie besteht aus 4*9 Stücken, deren Inhalt in einem mit fort- 
laufenden Zahlen bezeichneten Rubrikenverzeichniss angegeben wird. 
Die Einzelstücken rühren, soweit wir ihren Ursprung verfolgen können, 
sämmtlich von den Präfecti Prätorio Orientis her, und sind zum Theile 
an einzelne Provinzialstatthalter, welche unter ihnen standen, er- 
lassen worden. Die Ordnung der Stücken ist weder chronologisch, 
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noch durchgehen ds systematisch; indess lässt sich nicht verkennen, 
dass die ersten 19 Stücken nach einem bestimmten Princip geordnet 
sind, was sich aus folgender Inhaltsübersicht zu ergeben scheint: 
Adiectiones von unfruchtbaren Grundstücken (1.2.)» Erwählung und 
Amtspflichten bestimmter Municipalmagistrate (3. 4.), Curialen und 
ihr Verhältniss zur bischöflichen Jurisdiction (5.6.), Steuererhebung 
und Preyheit von der Personalexecution bey der Steuerexecution 
(7 — 9.), Eröffnung der Prozesse (10—12.), Anfertigung und Auf- 
bewahrung der Acta sive Gesta (13—15.), Beweis (16 — 19.). Mit 
dem zwanzigsten Stück hebt ein Anhang an, welcher nicht nach dem 
gleichen Principe geordnet ist, sondern vielmehr zusammenstellt, was 
von Einem Verfasser herrührt, nehmlich dem Asper Alypius Con- 
stantinus gehören drey an (20 — 22.)? dem Addäus 1. (23.), dem 
Bassus 1. (24.), dem Zoticus 2. (25. 26.), dem Arcbelaus 5. 
(27—32.), dem Basilides 1. (33.), dem Tbeodotus 1. (34.), dem 
Petrus 1. (35.), dem Eugenius 1. (36.), dem Hephästos 1. (37.), 
dem Areobindes 1. (38.), dem Leo 1. (39-). Es scheint dem- 
nach, als ob der Sammlung ein älteres, systematisch geordnetes Werk 
zu Grunde liegt, das durch den Nachtrag der bis auf die neueste Zeit 
herabreichenden Stücken vervollständigt worden. Da nun diese Nach- 
trüge bis auf das Ende der Regierung Justini ans herabgehen, so 
liegt die Vermuthung nahe, dass der Anbang vielleicht schon in die- 
ser Zeit compilirt worden ist; auch würde sich. aus dem Fortgelten 
solcher Verordnnngen neben den kaiserlichen Gesetzbüchern, was 
Justinian in L. 16. CS. 1.Z.27. C 8. 40. Nov. 30. cap.3. bezeugt, 
leicht erklären lassen, wie man bereits in diesen Zeiten darauf kam, 
solche Sammlungen anzulegen, oder bereits angelegte bis auf die 
neueste Zeit herabzuführen. Dass man späterhin, als man auf die 
Idee kam, die rein Justinianischen Novellen, soweit sie in dem 
Syntomos des Theodorus enthalten waren, unter Ausscheidung 
alles Fremdartigen nach der Reihefolge des Syntomos zusammenzu- 
stellen, dieser Arbeit auch unsre Sammlung als Anhang beygegeben 
hat, ist nach dem ganzen Plane jener Zusammenstellung, welche das 
Ausgeschiedene in die Anhangssammlungen verwies, ebenfalls leicht 
begreiflich. Leider ist uns von dem ganzen Buche nichts weiter er- 
balten, als die 39 Rubriken, welche von den meisten Stücken eine 
kurze Inhaltsangabe ergeben, und nicht überall den Namen der Ver- 
fasser nennen. Soweit wir indessen diese durch die Vergleichung 
der andern Sammlung ausmilteln können, rühren die eingetragenen 
Stücken sämmtlich von Personen her, welche von Zeno abwärts bis 
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gegen das Ende der Justinianischen Regierung die Präfectnr be- 
kleidet haben; das älteste scheint das Edict des Basilius (16.), 
welches von falschem Zengniss handelt, in das Jahr 490., also noch 
in die Regierang des Kaisers Zeno gehört, und von einen neueren 
Gelehrten irrthttmlicher Weise für eine Novelle desBasilinsMacedo 
gehalten worden ist (p. 273.)* ' Diess Rtibrikenverzeichniss nun hat 
der Herausg. p. 258 — 261. nach Ref. Abschrift unter Gontrolirung 
derselben nach der Mayer'schen Arbeit herausgegeben, und in den 
Noten die Zeit der Abfassung der Einzelstücken durch Nachweisung 
der Magistratsjahre für die Urheber zu bestimmen gesucht. Zur Er- 
klärung der Abweichungen, welche zwischen den genannten Ab- 
schriften in den Noten zu Tage kommen, halt Ref. es f&r nftthig, 
zu bemerken, dass Mayer die verblichenen Züge der Handschrift 
durch einen Oeberwurf von Gallapfeltinktur zu beleben gesucht 
hatte. Diese Tinktur nun hat das Eigentümliche, dass der aufge- 
frischte Buchstabe im Momente des Eintrocknens am klarsten hervor- 
tritt; nachher aber bildet sie einen braunen Ueberzug Ober die 
ganze Stelle, der nur mit Hülfe andrer Tinkturen mit Erfolg wegge- 
nommen werden kann. In einem solchen Zustande überkam die 
Handschrift Ref. 1834., welcher zu diesem Zwecke die sogenannte 
Giobert'sche Tinctur (Prussiat die Potassa mit Acidum Muriaticum) 
anzuwenden beschloss, da die Schwefelleber sich als unwirksam 
bewährte. Auf diesem Wege trat nun mit dem Verschwinden der 
braunen Decke, welche die Galläpfeltinktur über die fraglichen Blätter 
gezogen, die alte Schrift in bläulich - grünen Formen hervor; und 
was davon lesbar geworden, hat Ref. so genau wie möglich copirt. — 
Die zweyte Sammlung, welche der Herausg. im Codex Bodleianns 
264. entdeckt hat, enthält Auszüge von 33 Stücken, deren Elemente 
sich sämmtlich in der Venezianischen Sammlung nachweisen lassen 
(p. 262.). Von dem letzten Stück zeigt indess der Herausg. mit 
fiberzeugenden Gründen, dass dazu eine ganze Reihe von Excerpten 
aus andern Eparchiken gekommen ist, welche sich grösstenteils in 
den früheren Stücken der Sammlung nachweisen lassen (p. 278.)* Es 
ist eine Forma des Basilius (nach der Venezianer H. des Basilides), 
welche sich über Besitz, Appellationen und eine zehntägige prozes- 
sualische Frist verbreitet (p. 261., 278.)* Mit dieser Inhaltsangabe 
stimmen nun die ersten 3 §§. des Stückes auf das genaueste überein. 
Wenn nun in der vorliegenden Sammlung an die ursprüngliche Rubrik 
in besonderen Absätzen einige neue angeknüpft werden, und in §. 4—8. 
entsprechende Auszüge folgen, welche jenen Rubriken vollkommen 
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entsprechen, so können dieselben wohl schon nach allgemeinen Grün- 
den nicht als Theil des ursprünglichen Erlasses gelten, da sie mit 
jener ersten Titelüberschrift überhaupt nichts zu schaffen haben. 
Bedenken wir ferner, dass §• 5. übereinstimmt mit XXXI. §. 1. 
p. 277., §. 6. mit XXXI. §. 2., §. 7. mit XXXJL §. 2. p. 277., §. 8. 
mit XXXII. §. 3. , so rauchte die Vermuthung des Verfs. hinlänglich 
gerechtfertigt scheinen. Wahrscheinlich gehört also auch §. 4., 
dessen Inhalt mit jener ersten Titelüberschrift nicht übereinstimmt, 
gleichfalls einer andern Verordnung an, wenn wir auch jetzt nicht 
im Stande sind, die Quelle desselben nachzuweisen. Der Sammlung 
geht in der Handschrift ein Inhaltsverzeichniss von dreyssig Nummern 
voraus (p. 265.) , welches den kurzen Rubriken fast überajl den Na- 
men des Urhebers hinzusetzt. Die Einzelstücken der Sammlung sind 
weder chronologisch, noch systematisch, noch nach den Verfassern 
geordnet, auch deutet eine genauere Vergleichung der Ueberschriften 
mit denen in der Venezianer Handschrift darauf hin, dass die vor- 
liegende Sammlung nicht aus der Venezianischen entstanden seyn 
kann. Wahrscheinlich gehört auch sie einer Zeit an, in welcher es 
darauf ankam, die Edicte der Präfecti Prätorio der praktischen An* 
wendung halber zu kennen, und, da sie nur Stücken von Magistraten 
enthält, welche von Zeno bis auf Just inian herabreichen, so liegt 
die Vermulhung nahe, dass sie vielleicht bald nach des letztern Tode 
angefertigt worden. Im praktischen Gebrauch hat man dieser Samm- 
lung vor der Venezianer den Vorzug gegeben, welche die .Ori- 
ginale zusammenstellt; wenigstens finden sich Auszüge derselben 
wörtlich übertragen in dem Codex Bodlei. 3399., und Marcianus 579., 
welche die Epitome Legum enthalten; sodann kommen auch in Codex 
Marcianus 172., Vindob. iurid. gr. 7., und Mediceo- Laurent, plut. 
LXXX. cod. 6. Stellen vor, welche mit den Auszügen der vorlie- 
genden Sammlung auf das genaueste übereinstimmen, während sich 
der Gebrauch der Venezianischen Sammlung nicht über die Hand- 
schrift, welche sie enthalt, hinaus erstreckt zu haben scheint. Viel- 
leicht wäre es der Mühe werth gewesen, die Werke, in welchen die 
vorliegende Sammlung benutzt worden, genauer zu characterisiren 
und die Zeit ihrer Entstehung ins Klare zu bringen; dadurch hätten 
wir eine Litterargeschichte der Eparchiken gewonnen, welche aus 
den p. 203. beygebrachten Gitaten construirt werden konnte. 

Die Ausgabe der Bodleianischen Sammlung ist ganz nach der 
Handschrift veranstaltet worden; zur Vermehrung des kritischen Ap- 
parates sind die oben verzeichneten Handschriften, welche Spuren 
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der Benutzung enthalten, verglichen; ans diesen und den Parallel- 
stellen der Justinianischen Rechtsbücher ist ein lesbarer Text. zusam- 
mengesetzt, welchem eine lateinische Uebersetzung anliegt, ganz nach 
denselben Grundsätzen gefertigt, welche der Herausg. bey der Ueber- 
tragung des Theodorus befolgt hat; nur dass sie sich noch getreuer 
dem Urtext anschliesst. — Diese Eparchiken, welche sich sämmtlich 
auf den Wirkungskreis der Präfecti Prätorio als Oberricbter und 
Obersteuerbehörde beziehen, ergeben für die genauere Kennt- 
niss des öffentlichen und des Privatrechtes des sinkenden Römischen 
Reichs, ingleichen für die Erweiterung der Civilprozesswissenschaft 
ganz unerwartete Aufschlüsse, welche der Herausg. zum Theil in den 
exegetischen Noten kurz andeutet. Da indess diese Andeutungen 
nur Wenigen verständlich seyn möchten, so mag es erlaubt seyn, die 
vorzüglichsten Ergebnisse der Entdeckung mit dem schon aus andern 
Quellen Bekannten zusammen zn halten, damit das Neue um so an- 
schaulicher hervortreten möge. 

Wir wollen zunächst Einiges aus dem öffentlichen Rechte bey- 
bringen. Es ist aus den neuern Untersuchungen über das Römische 
Steuerwesen bekannt, dass das Steuerjahr mit dem ersten September 
anfieng und dass die Summe der Grundsteuer im Ganzen durch ein 
Edict ( In diel io 9 auch Delegatio genannt) alljährlich bestimmt 
wurde, zu Justinians Zeiten im Monat Juli oder August (Nov. 128. 
cap. 1.). Bey dieser Gelegenheit nun haben die Präfecti Prätorio, 
welche dieses Edict zu erlassen hatten, einige Vorschriften über die 
Steuererhebung gegeben, von welchen uns folgende erhalten sind. 
1) Die Provincialen sollen das auf sie fallende Steuerquantum gut- 
willig abführen, d. h. ohne dass Zwangsmittel nöthig werden (evypco- 
fiovmg). Vorschrift des Pr, Pr. Leo (*d. FL §. 1. p. 269.) nnd des 
Hephästos (ed.IV, §• 1. f. 268.), Beyde unter Justinian. 2) Sie 
sollen diese Steuern nach dem Inhalt der betreffenden Particularde- 
legation abführen, und nicht schuldig seyn, den Sleuerbeamten für 
die Erhebung mehr zu geben, als ^ des Solidus (das sogenannte 
MQutiov) für jede Steuerhufe (lovyov). Der Ertrag dieser Sammlung 
soll vertheilt werden unter die Gohortalen, die Gurialen, die Scriniarii 
der Präfecti Prätorio, die Ganonicarii Largitionum und alle andern 
Personen, welche auf diese Sportein angewiesen sind. Wer dagegen 
handelt, hat nach dem kaiserlichen Gesetze (xaice zov ropov) fünfzig 
Pfund Gold als Strafe zu erlegen, nnd den Defensor, welcher nicht 
darüber wacht, trifft eine Busse von drey Pfund Gold. Unter dem 
genannten Gesetze ist wahrscheinlich L. 1. C. \. 54. (de modo mul- 
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iaram) zu verstehen, «welch« die von den, Präfecti Prätorio aufznerv 
legenden Geldstrafen auf die Summe von fünfzig Pfand Gold beschränkt 
tat Vorschrift eines Ungenannten (ed. XUL p* 271.), Wahrschau 
lieh des Nicolas, welchem' ton Justinian ein Erlass ähnlichen In* 
nahet zugeschrieben wird (Nov. 30. cap. 3J). 3) Wer Steuern er» 
hebt, soll über das Erhobene sofort qnittiren, und «war soll diese 
Quittung enthalten die. Quantität des Bezahlten* ferner das Grund* 
stöck, für welches bezahlt worden, und. die Zahl den 34e»erhnfen 
(Cvyo*tq>ala). Wer dagegen handelt, soll drey Pfand Gold als Strafe 
erlegen, und diese an .die höchste Behörde eingesendet werden. 
Vorschrift des Archelans, welcher in den. Jahren $24. and 525. 
also laier, instin I. Pfeäfecftoa Prätorio Orient» war. ( ed. XXXII. 
§. 1. p. 277.). Sonderbar, das* Jnstinian späterhin in eignen Ge- 
setzen diese Form der Steuerqaitlangen sanfclioirirt hat (Notr. 17« 
enp. 8.» Nov. 128. cap. 3*)* **«n siebt also, dass der Kaiser nur einen 
Gebrauch bestätigt hai, weichen sich längst ia der SteaerverwnUäag 
herausgetsellt halte und zwar vielleicht in Veranlassung früherer Ge- 
setze, die rücksichtlich gewisser Leistungen etwas Aeou&ehes verordnet 
hatten. Wenigstens findet sieb) einn Constitution von Volenti nian 
vor, welche für. die Quittungen über Pruebtiieferungen an die Horrea 
publica, die Angabe der abgelieferten Quantität verlangt (L.ft. C. 1*1%.). 
4) In Städten sollen Ptadoratorea bestellt werden durah ein gemein- 
achafttiebes Beeret der Bischöffe, der .Ortseinwobner uui Grund- 
besitzer; sie sollen bey dem Antritt ihtes. Amtes schweren, dass $i* 
tund ihre GeatMen rttcksichtlujh der ihnen anvertrauten Gewichte &m 
üOlbige Sorgfalt anwenden werden. Vorschrift des Bierios, web- 
eher unter Anastasius 496. Pr. Pr.<war (ed.FU. p. 260.). Diess 
bezieht sich offenbar auf die , nach im Justinianischen Codex vor- 
kommende Vorschrift Julians, daas in jeder Stadt, ein solcher Magi- 
strat bestellt werden solle, welcher sich bitten soll, in. seinem Amte 
Andre zu betragen oder von Andern betrogen zu werden. Vergl. 
L. 2. Tk. C. de pondtraloribus (12. 7.)i & & Just. C. de pon- 
deratoribus (10« 73.). — Wir gedenken hier absichtlich nicht 
weiter der Vorschriften Über das Zusammenschlagen unfruchtbarer 
Grundstücke zum Zwecke der Grttndsteuerahföfaruiig, weil die betref- 
fenden Sanctionen bereits durch Nov. 166 — 168. bekannt waren. — 
Eine allgemeinere Beziehung hat folgende Vorschrift des Arche laus 
unter Justin 1. (ed. XXFJL §. 2. p. 276.,): Alle Magistrate s#Mea 
nach Niederlegung ihres Amtes noch. 5fr Tage an dem Orte vor» 
weilen, wo sie es .verwaltet haben»- fliess gehl offenbar auf die all« 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg. IX. H.IV. 22 
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gumiaai) Verordnung des Zeno, walehe sxnee Einrichtung getroffen 
hat, damit die vmi Magistrate unterdrückten oder bevorthetttenPer» 
ooaen Gelegenheit finden, ihre Ansprache an den gewesenen Magi- 
«trat an Ort und Stelle geltend an machen <X. 1» C. 1. 49.); die spä- 
tere Esnachftrfung der Vorschrift von Justinian kann aJio nur eis 
Wiederhohtag deatetben Gesetzes gelten, frevlich mit den Zusatz, 
dass» wenn der Magistrat inaerbalb fa genannten Frist AnBtaltea 
mar Flacht macht, die Provincialen selbst ihn greifen, vor den 
Bischoff seblepaea and vor diesem ihre Ansprüche auf summarischem 
Wege bosebeiaigea kennen (Nov. & eap.9. Nov«9& ew#\l. ar.§.f» 
Not. 1Ä8. <*?.£&, 24). 

Für daa Privatracbt seheinen aamoattieh folgende Verordnun- 
gen interessant: 1 ) Jede Wittfwe kann für ihr unmündige« Kind die 
Zahlung von einer Geldsumme bis anm Betrag von 50 Solidi et*» 
h t aa n , ja eine derartige Forderung nach einklagen, ohne dass sie 
a*thig hatte« aashalb die Vormundschaft vuer ib* Kind au übernehmen, 
oder einen Vormund an diesem Aete an erbitten. Eine selebe Zah«- 
laag ist an Rächt beständig; selbst die Wiedereinsetzung in den 
variged Stand wird ahgeMbtagen* Vorschrift des Pr. Pr. Hephaatos, 
vom Innre 662. unter Jastininn (ed. JF. §.2. ». 268»)* Biese 
Sacnction* welche. der Heraasgeber irriger Weise allgemein aof alle 
Minderjährigen bezieht (minor) und dessbaJb auch nicht von der 
Tatet, Baadern van der Gnra (curttrisc) versteht, so blieset sieh ia 
mehrfacher Rücksicht ari. im Justinianische Recht an, welche« ans« 
daflehtieb verordnet, da« den Frauen die Tutel tue* Ihre Rinder aar, 
wenn .sie einwillige», zustehen solle (L. 3. C. 5. 35. Nov. 94. cap* 1. 
Vergl. Jtuderff das Recht dar Vormundschaft Bd. I. S.257.)j dass 
die Matter, wofern, sie nicht geaoeuen ist, die Tutel au Übernehmen, 
wenigstens einen, andern Tutor erbitten mnss (X. 1, §. i. u. % D. 2#.4* 
Vergl. Rndar ff a.a.O. Tb, 1. 8. 4£l.)j dahin gebort es wohl auch* 
wenn die Möglichkeit, diese Tutel zu aaernebmea, den Edictworten 
na«h auf die beschränkt wird , welche nicht zur zweytea Ehe schrei* 
tat (Nov. 94. cap.fl. Vergl. Rudorff a. a. 0. Tb. 1. S, 263.)* Man 
sieht» der Präfect hat von der Regel, dass Nichttutore» in Pro- 
zessen von Unmündigen, wenn »ie klagen, mit der Exceptio: si 
tu fr non est, zurückgewiesen werden (L. 2. C. 5.45. Vergl, 
Rudorff a. a. 0. TL 2. S. 451.), zu Gunsten der Matter eine Aus* 
nähme gemacht, diese Ausnahme aber nur unter den nehmlichen 
Voraussetzungen zugelassen, welche bey der mütterlichen Vormund- 
schaft zutreffen müssen. — 2) JedeEbefrau, welche zur Sicherung ihres 
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HeyratbsgQtes «dfcr ihrer, Donatio propter Nuptias: in difc Güter ihres. 
Ehemannes eingewiesen ^werden, bat die Verpflichtung über die, xu 
dieser Gütenna&se gehörige* Vermägeji6ßiü«ken ein ßffientiicbes In- 
ventar au errichten, und verfällt bey Uat*erJassuug dessen des kai- 
serlichen Gesetzen (*pft *ov fisyalov ßaod&v *6potg)) welche den 
Dolus nnd die Culpa betreffen. E diel de* Pr« Pr. Leo vom J* 5B3 v 
also unter Jüstinian, (ed. FL §.2* />. 269*). Auch diese Votacfcrtft. 
reibet web genau an die Satzung de$ Justinianischen Rechte« ••» daais 
die Frau wegen ihrer Detaj&wrderuag eine &f]4&i*» in die. Güter ihres 
M«a*es verlangen kann (£. 9**Z>» «• 1. & 2&S0.6Ö« 1. Jj* 15. ;§».4. 
Z). 44*3*)? •** wm* d^f P benenn yeransit, segar w&md der Dauer 
der Ebe (X. 29- C.'ft« 12»).. WabrscbeieJJch siuii unfcef den toi 
IttydXw ßowluw vinoiiie Justinianische* Reekfcbüobef geaftfetot, wek 
che bey der Uebernahwe der Vonaundsebaft de* Unterlassen de* U* 
vgatarisirens. als Dolus und Culpa behandeln u*d au diesem Zwecke 
gej^ 4eaS*uwgeu das^iurandwa ifl. Uten, eintrete» Insäen (£*.7j. 
/*r*Z, 57» #. 26. 7« L. 4* «* 5* ft &, 53, VergJ. Rudor ff a. a* 0. Th t 2« 
$» £43J. Qie Ausdehnung des Jtlissiansgrttndea auf die Donatio propter 
Nuptias ist nach nicht neu. . Sie fipdei sUb beueits außgetfatioeban veu* 
Justiniaiir in £.29* C.$. 12.» einer Stelle* welche die Neueren durchaus 
unrichtig, erbeten, wena sie, dieselbe« sur Grundlage eines, der Frau; 
an den Gütern des Mannes zustuhepdeu KeteaUoasrecbtederb^bfnL — 
$) Ganz eigenthUmliob »*ftd die Naphrichun, welche <^X£i/./»p.274« 
Ofta Sergins,, welcher 517* u$ter AntsUsiu* Pr. Pr. war) tifcer die 
Qaereja non numeraW Peounjä und das. testaaiea^vrisfthe Dispns*tioa*~ 
rpcbt der Frau Ober ihr HeyratbsgaJ enthalt. . Zwar wissen wir nicht, 
die da voekomm(ia4e #«/« wwfyain an etwa« Behauet*« arizuhaityrea» 
4oeh dürfte Folgende* ihr Zusammenhang, mit den* älAern Rechte ge-, 
wpaaa/seyn« .Naefe dem cfcsstfehea PanU*btenrechie sUebt die Regrfc 
fpst, d^ss, wenn die Ebe durch den Tod diu* Fra* geltoennt w>d, die;: 
adventicia Des dem Eheawen . yenbleibl» : segsr euofc die pr** 
focUcia,,sefeiui 4erPer*fl* nicht »ebr Jöbl (Ulpümi fra$m.& §>4* 
u. feig, vergl mit Ftfic* fr#gm<,^\Q8< L. 18. §«.1« £« 3&& £> 2* 
pr. IX. 33^ 4. & 42. 4, 41. 3* /«.27> A 5» 12.)- Eine Anwendung auf 
4enPep*rtaitcitsfall eötb^fr A. 5> ; /wv §. 1< A 48. ÖO, und awar nM»£, 
was yon Tigerströai <Oo^alreebt Tb* 2. S^ tat. t) anoimmty räch* 
siebtfich des .Nießbrauch« und. VefwaitUÄgscechte,: aonderaviebbehr 
W vollen Eigenthum« , wie der,Zuato«renhaag>voi Ulpian?* Frag-« 
meatea a« §.4, u.$rI*A*.trt i>^3ä. 4. X.42«^41^< l-i^Ä. 11. 7- 
a,nf das Deutüeb&te 4artbuu fiteeen Grawkau «un e^baiat das Edict 
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im Alge gehabt za haben, wenn et überhaapt von dem Beyrntksgate 
spricht, den Tod der Free vo rau sse t zt (itättp c$ xeerm ty* oWfcf*** 
eimtvötjg) and des PaH hervorhebt, dass die Praa in ihr«» Testamente 
Verfügungen iber das, den Manne zugebrachte Heyrntbsget getroffen 
habe (*mV vno tffa leltvttpTcuTrjg Karaltup^eVrar). Dürfte mau mm 
glaubte, daas die erwibate kaiserliebe Constitution- (?0«<aro*foe>«*tfic), 
die aneh der Heraasg. auf ein verlorea gegaageaee Gesetz de« Anasta- 
si«* dentet (f. 274. Note 271.), ia Abweichung von dem oben erör- 
terten Grandsalze der Frau das Reeht verlieben habe, ia bestimmtet! 
Ftilea Aber gewisse, sam Heyratbsgtite gehürige Slütken testamen« 
tariaeb za verfügen, selsra dieselbea dem Manne übergeben worden 
and bey ihm aoeb aar Tedeaaeit seiner Gattia ia Natara vorhanden 
sind, ▼iadatiictil mit dem Znsatz, dass 9 wenn die Illation der Des 
be zw ei f elt wird, es dem Bh e m ana freystehen solle, die Einzelsaehei», 
seiern' sie aieb neeh erhalten beben, binnen der Zeitfrist, wefche Ar 
dieQaerela noa nomerata Dolis gestattet worden, zu viudieiren, oder 
den ganzen Dotalanaarach an den Gegner abzatreten; so würden wir 
ia itr vorliegende« Goostitatien die Anfinge des nenerea Rechtes zu 
erblichen beben, was Jostiaian in L. un. §. 6. C. 5. IS. allgemein 
saantionirt hart. Für die Aosiassvag der Anastasischea Gonstitntion 
im Jasttniaeisaben Godex lüge alsdann ein hinlänglicher Grand vor 
in der JosHnianmeben Verordnnag, dass das Heyrathsgut bey der 
Ebetrennnag dareb den > Tod - der Frau • immer den Erben der 
Frau, anfallen solle, wufera in den Dotalvertrlgen niebts Anderes 
bestimmt ist (L>% §«6* C> 5. 18«); wenigstens mneste dann die 
oben gedachte Saoetion als unaüthig wegfallen. Endlich würde sieb 
die Frage befriedigend beantworten lassen, wessbalb das Ediet des 
Sergins aieb aoeh unter veränderten Rechtsaneichten fort erbat ton 
habe: denn es ist offenbar, dass die Eigenthtimlrehketten dessel- 
ben aotb bey der oenen Bestimmung Jastinians Anwendung finden 
konnten. Bier bleibt ooeh Übrig, was obea als Inhalt jener Con- 
stitution angegeben worden, ans den Aenssernagea des Erlasses 
zu reeoastroiren, und das soll jetzt in der Art and Weise geschehen, 
dass von der Verordnung eine, wo möglich treue Uebersetzoag ge- 
lierest wird: wenn der Ehemann behauptet, dass er von 
»einer Frau kein Heyrathsgut erhalten habe, so muss er 
nnehweisen, dass er hinnen der vorgeschriebenen Zeit 
(xmtä xasqof) die Querela dottt neu numeraiat gebraucht 
habe (daraus ist zu folgern, dass er im 0nter4assnngsfaU der Dispo- 
sition des Gesetzes unterliegt, wie wenn er das Heyrathsgnt wirklieb 
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empfangen bitte. Man findet hier die Uranfänge der Qt/erela non 
numtraiae dotis, welche durch. £. 14. §. 4. O.A. 30- £.3. C. 5. 15. 
Nov*10©. von Justinian weiter ausgebildet worden. Vgl. die Zeit- 
schrift för Civiirecht and Prozess Bd. 16. S. 73. f. Osenbrüggen 
aar Interpretation des Corpus Joris Civilis, Kiel 1843. S. 25. f.). Hat 
aber die verstorbene Ehefrau in ihrem Testamente gesagt, 
dass sie dem Manne die Dos nicht Obergeben habe, so soll 
dem fibemanne ans jener Vernachlässigung der Querel kein 
JVaehtheil entstehen, sondern es soll immer fernerbin die 
Frage, ob- eine Dos wirklieh inferirt worden, untersucht 
«ad zur Führung des Beweises sollen sogar die, welche 
die Dotalgrundstüeke bebauen, darüber befragt werden, 
ob sie im Besitze des Ehemannes gewesen sind. Im • 
Bejahungsfälle soll dann der Ehemann nicht mehr die Be- 
fugniss haben* der Disposition des kaiserlichen Gesetzes 
sieb zu entziehen, umter dem Vörwande, dass er jetzt (d.h. 
zur Zeit der Klaganstdinng) nieht mehr Besitzer der Sachen 
sey; Ueberga/be und Besitz nehmlieh verursachen, dass die 
kaiserliche Constitution Platz greift. Als Besitzer müsse 
der Ehemann aber auch dann noch gelten, wenn er die em- 
pfangenen Sachen freiwillig an Äwdre übertragen habe, 
oder von Andern mit Gewalt ans ihrem Besitze vordringt 
worden sey, da ihm ja dann die gewöhnlichen Klagen 
wegen Raub nnd Besitzentsetznng zustehen ( wahrscheinlich 
gaht diess anf die Actio vi bonorum raptorum nnd das Jnterdictum 
unde vi)* Sollte sieh aber ans jener Untersuchung heraus- 
stellen, dass der Ehemann nieroahls den Besitz der Dotal- 
sacben erbalten bat, so- soll ihm die Wahl freystehen, ent- 
weder die Dotalstücken einzuklagen, und dann gleich als 
wenn er sie alle besässe, der Disposition des kaiserliehen 
Gesetzes sieh zn unterwerfen, und zwar in der Weise, 
dass, wenn er nach dieser Fietion mehr besitzt, als ihm 
die Constitution gestattet, er sofort die wegen der Sache 
naatlndige Klage an den Gegner cediren muss; oder aber, 
wenn er es vorzieht, jene Saebea nicht selbst einzukla- 
gen, seine Befugnisse an den Gegner abzutreten (in diesen 
Worten wird der Gegner des Ehemannes offenbar als Einer bezeich- 
net, der ab Klüger gegen jhn aufgetreten ist). Aber nur auf 
solehe Saebea, welche noch existiren (%ot$ vmXemofi&ou;) 
nnd im Besitz des Ehemannes befindlich sind, soll sich die 
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Disp osition der kaiserlichen Constitution erstrecke»; da» 
her (&tti) wenn sich später herausstellt, das» anter jene« 
Sechen eecb etwns «ehr aum Vorschein kommt [(f*rjf] 
von dem, worüber. die Verstorbene (im Testamente) verfügt 
habe, such dieses vent Ehemann nach der Vorschrift des 
GeseUef (nma eif ro/tor) herausgegeben werden mnss. Ans 
dieser Ueberaetiang ergiebt sieh anr Genüge der Zusammenhang 
dessen, was oben als wahrscheinlieher Inhalt der kaiserliehen Gen« 
slüntion bezeichnet ward, mit den Werten des Erfasse*. Der Herausg. 
hat diesen Sinn im Ganzen getroffen» nur bey Erklärung derSehmss» 
worte : et tt nliop e> ovroj? <pa*H *wr bni> trjg ttltvttjaamff; xcrsnv 
Xtixf&tmo*, irelehe im Lateinischen ne wiedergegeben werden: st 
quid plus im iis esse eppareat quam a defmnctm reite tum 
e$t, hat Ref. den Gnnilir rwr ~ KUtmlttyQiwtmpj nicht ab das 
Comperatam genommen, sondern vielmehr ab den Inbegriff der Sachen, 
aus welchen das Pragliche um Vorsehen kommt. — 4) Rücksicht* 
lieh der Emphyteuse ist es eine neoe Boilimwing, dass, wem der 
Emphyteuta keinen schriftlich aaffeesetafcen Conlract voramengen ver* 
mag, sendern nur Quittungen tber die Abzahlung des Canon * wenn 
das Wart Emphyteuse vorkommt, eine Zehnzahl dieser Quittungen 
die Vermnthong hegrinden soll, die Emphythense sey Ihr immer, 
nicht Mo* auf eine bestimmte Zeitfrist bestellt worden, and dann seil 
das verliegende VerhJHtmss nach den allgemeinen Vorsehriman «her 
die Emphyteuse benrtheilt werden» Vorschrift des Pr. Pr. Bephlsto* 
vom Jahre 552« unter Jeetinian (edJF. §*&#*t68*> In diese* Vor- 
schrift nnn mdehto Ref. nicht sowohl mit dem Herausg. n\ 268. Note 49. 
eist Art von erwerbender Verjährung für die Emphytense er» 
blicken« als vielmehr eine BenUKigung des Gruedsatiet, dass die Em» 
phyteu4e regelmässig der Schrift nicht bedarf, ausser worin das Eigen* 
tbnm am Grundstücke der Kirche zusteht (Nov. Ifl0.r*ip. $ t §i2.) t die 
Partheyen die sebriftiiehe AhfisspngnnsdriekKeh verabredet* oder aber 
aoe$t etwas fefctgeset* haben, was von der gewöhnlichen Form 4es 
Ceelracles abweicht (L. 1. C. 4.66« Vergl. Arndts im ReehtsieJchten 
Bd. % 5* 870») — nnd eine Wiederaufnahme der damit msamteen» 
hingendea Veremthung, das*, wo ein sehrifUIeherGentraet nicht ver* 
liegt» die gewöhnlichen, durch daaGesets bestimmten Herkmahle aq> 
genommen werden. Ab ein sniebes MerkmahJ steift siehv aber hey 
genauerer Betrachtung nasrer Rechtsiquatieu .die JHichtbescIirafikdng 
des Gentr acte* auf einen bestimmteil Zeitraum von selbst heraus. Gani 
emsebeidsnd ist hier die In* litutio neust eile ///. 25. §• 8>, we bey der 
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Geeebiehte der Empaytbeuse die Rede ist äe pmediis, qümc per* 
peteo pdbtudam fruenda traduntur, id est, quamdw pernio $im 
rwfäus pro hü damino präestetur, und der Fall der Bestellung auf 
Zeit gar nicht erwähnt wird« Im spätere Hechte kommt davon auf 
eine Ausnahme hey dea Emphyteusen der Kirchen und milden Stif- 
tungen vor, welche nach NaV, 7+ aap» 3. nur aaf Desceedenten des 
ersten and zweyten Grades vererbt uad nach ausdrück lieber Verab- 
redung auch auf die Ehegatten Übertragen werden seilen, womit za- 
gteich die Möglichkeit derVeräusseraeg über die Lebenszeit des er- 
prttngtteh Berechtigten hinaus aufgehoben ward 5 indes«, ist diese Aus«\ 
nähme später wiederum vertilgt worden, nach Abzug; der .von der 
Bamptkirche .zu Ceastäatinopel abhängigen Emphyteusen (Nov- 120* 
oap* 6. §. K n. 5»)» Ee stellt sieh demnach die Annahme, das», wer; 
in den Quittungen als Eaiphytanta bezeichnet wird, als perpetttus 
angesehen werden seile, aar als eia Folgerung aus dem allgemeinen, 
eVae Lehre von derfimakfteuse reguJirendeo Priactp heraus. 5)€aaz 
eage^tammlkaeAafsehlttsse über die Bestellung derBirgea vo* Seiten« 
des Mannes zur Sicherung des Heyrathsgutes bey dem Bmpfsajge des* 
aedhen gewahrt die von Ave ob indes -gegen d*e*MiUe des sechsten 
Jahrhunderts erlassene Verordnung (ed. F. <§♦ 1» /?. 261.). Bs heisst 
da mo: wenn eia Hiader^bris^ef eine Ehe absefaliessen will und aäi 
diesem Zwecke sieh einen Carator erbittet, a» bedarf es eines sei* 
chen erst dann , wenn die Person, welche sieh, verehelichen will,' da 
Heyrathegnt empfangt, aad dann seilen aaeh ia Gemassheit des Ge* 
setzen (xaiu im Wpo*) Bürgen gestellt werden« Ist die Frau, wesV. 
die dieses Reyrathsgnt ubeigiebt, aoeh minderjährig, der Mann 
aber, welcher es erhält, bereits volljährig, sey es durch kaiserliches 
Beeoript (xata fttunv ytloiifjUur), sey ee durch Ablauf der <gesetztiohf 
bestimmten) Jahre, so darf kein Bürge verlangt werden (statt er *e y 
was der Berausg.. hat, ist dem Zusammen hange des Ganzen nach zu 
lesen om, am* dem vorhergehenden r<p cwfyl entspricht)» Diese Vor* 
schritt sebii esst sieh ia verschiedenen Beziehungen eng an das Justiniaht? 
sehe Recht ea; erste«, insofern sie den Satz enthalt, dass es zur Veiv 
befrathuog eiaae Minderjährigen nicht erat eines Curators bedarf, was 1 
mit dem damähligea Rechte ganz aheretnstlmtai (L. 20. D. 23. 1. L.% 4 
C. 5. 4* vergl L, 1 . C. ibid.} j zweyteas darin, dass ei» Quraitor bey 
dem Bmptaage des Beyratfaegntes nptbig wird, weil die Empfang-» 
nähme, der Doe mioksiebüich des Ehemannes für eia oneroses Geschäft 
gilt (L. 19» JK 44 7.), daher sie auch JUamg mit andern oneroeeri 
Geschäften znaammeagesseOt (L. & §*2. D. 13. 6. L. 23- ZK S4K 17.) 
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und damit fast regelmässig die Bestellung einer gleich grosses QonmaW 
propler Nuptias verknüpft wird, wart sogar die Puberea sieh einen 
Curator er kitten Blässen (L. 28. C. 5. 12« L. 22- C. 5. 37. Vcrgi. Ro- 
dorff das Recht der Vormundschaft Bd.t. S. 287.); drittens, inwie- 
fern dio VoJIjährigkeitserklfirung eis eia Reservatreckt des Kaisers 
sieh heraostellt, was sie im Justiniani«ebea Redete io der. Thai noch 
ist (vergl. Rodorff a. a. 0. Tb.3. S. 221.). Undeutlich scheint die 
im Erlasse ausgedrückte Notwendigkeit der Bürgeustellang. Worauf 
seil sie belogen werdeo? auf den erbetenen Vormund, der rem pu- 
piiii sah am fore satokdiren seile? Des ist ober dem Zusammen- 
baege aach unmöglich und widerlegt «ich durch die Bemerkung, dass 
die Bürgen wegfallen seife»; wenn die Frau minderjährig, der Mann 
aber volljährig ist. Es bleibt nach dem Zusammenhange des Ge- 
sagten mit der Bestellung des Heyradisgutes nichts ihrig, als den 
fraglichen Passua anf die Bärgen su beziehen, welche der Ehemann 
filr die Erhaltung des Heyrathsgnte» giebt RflekstebtKeh dieses Punktea 
nun finden sich im Justinianischen Rechte folgende Bestimmungen vor. 
Eine Constitution Gratians hat die Rechtsvorschriften und Gewöhn* 
beiurechte ausdrücklich annser Kraft gesetzt, welche dem Ehemann 
die' Verbindlichkeit an/erlegen, in diesem Falle Bürgen zu stellen 
(L. 1. C. 5» 20.)* Noch weiter geht Justiniaa, indem er verftgt, 
dass weder die Ehefrau, noch andre, welche eine Dos bestellen, vom 
Ehemann für die Rückgabe derselben Bürgen, Maodatoren und andre 
lntereessoren annehmen sollen, und als Grund dieser Verfügung wird 
angegeben,, dass, wenn die Ehefrau überhaupt glaubt, sich und ihr 
Heyrathsgut.dem Manne anvertrauen zu können, im Verlangen der 
Bürgschaft eine Aufforderung zar Untreue liegen würde (L,2>C.ibid.), 
Von der Zeit nach der Ebetrennung gilt die Verfügung nicht; denn 
hier kann die Frau ungesäumt Bürgschaft wegen Rückgabe des Hey* 
rathsgutes verlangen (L. 24. §. 2. Z>. 24. 3. L. 7. pr. D. 44* 1.). 
Halten wir nun den von Juatinian für das Intercessionsverbot ange- 
gebenen Grund mit dem vorliegenden Erlasse zusammen, so>ergiebt 
sich, dass die kaiserliche Constitution nur anf voj Rührige Ehemänner 
bezogen worden ist, also anf solche, deren vollkommene Haadtuugs- 
ftlhigkeii auch vom Gesetz aa erkannt wird; nicht aber anf Min* 
derjährige, welchen diese vollkomne Handlungsfähigkeit abgeht. — 
Dass. in derselben Verordnung gleieh darauf zur Empfangnahme ie% 
Heyrathsgntes Insinuaüo Actorum unter Zuziehung von Zeugen vor* 
langt wird, welche inConstantinopel vor dem, Magister Census, ausser- 
dem vor demDefenser vorgenommen werden. soll, ist eine zwar sehr 
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wohlihSüge, aber dem bisher bekannten Jattinkniscben Rechte durchaus 
fremde Einrichtung, welches hierauch Privatqnittungen als gültig aner- 
bennt (vgl. L. 4. §. f. C. 4. 80. mit Nov. 100.)- Das» f&> CoustanUnop ei 
der Magister Ceasus als alleinige! Behörde genannt wird, ist eine natür- 
liche Folge von L. 32. C.$> 54. I» d\e» übrigen Studien kamen früher 
»eben- dem Defense* noeb die Magtstratus als zur Vornahme der In- 
snraatio berechtigt vor diu 30. C. ibid.) $ allein diese scheinen bey 
dem Erlasse unarer Verordnung bereits verschwenden an seya. 6) Be- 
sonders interessant sind die Aufschlüsse, welche sieb rückskhtlidi der 
Traditionsform ergeben. Ein Edict des Basses, welcher nach dem 
erstes Jahrzehnte der Justinianischen Regierung PrüfecKis Pr. war, 
verfügt, dass bey der Uebergabe von Grundstücken in Felge ekies 
Contra&tee Ober den Act in den Provinzen vom Defensor Acta atifgc» 
nommen werden, zn denen, falls edbrtftHebe Mandate an die Verwalter 
derselben vorliegen, nach diese genommen werde« > nast dem Znsatz, 
dass die Verwalter oder die Colonen den neben Erwerber des Grund- 
stückes anerkennen. In Ermangelung des Defemior soll, der Provio- 
ztalsUttfcaker, nnd, wenn aach dieser nicht zn verlangen- ist, der 
Bischoff der Stadt zur Anfertigung solcher Genta verpflichtet seya 
(Nov. IC7.» ed. IL p> 267.)- Diese Vorschrift wird mit denen in Vor- 
btsduog gebracht, welebe bey der Missio in Pessessioiiem zu beebaeh- 
tea sind. Dürften wir das Jahr 533» för die Abfassung de* vorlie- 
genden Edietes annehmen, so mftebte man versjuthen, dess es auf 
die Faasamg der Gesta Einfluss gehabt habe, welebe im griechischen 
Italien um das Jahr 540. über Grandstüeksverküufe und Traditionen 
vorkommen. Wenigstens ist es sonderbar, dass in dem Einen Pro- 
teeoUe die Epistola Tradttiojiis ihrem ganzen Inhalte nach aufge- 
nommen wird (Spangenberg iuris romani tebutae negotiorum num. 
L. p. 249.J, and dass diese Episteln geradezu aa den DefeaSer 
gerichtet- ist. 

Am reichsten sind die Beytafige, welche sich aas der Sammlung 
für die Geschiebte der Gerichtsverfassung und des Prozesses ergeben» 
Zur Erleichterung der Uebersicbt scheint es nüthig,. die Ergebnisse 
der neuentdockten Quelle unter gewisse Bubrihetf zu bringen» I. Rftck- 
sichtlioh der Gerichtsverfassung; wird untre Kenatniss der Ar- 
chive -des Alterthnms bedeutend' gefordert. Der Ausdruck «flpüw, 
offenbar mit aQ%ew f iqefjm zusammenhangend, bezeichnet in den 
asiatischen Städten zunächst den Ort, wo die Arcbonten imüCaat- 
Kehea Angelegenheiten zu thiia haben — die Curie. So kommt 
er vor ia dem bekannten Bündnis* swisebea den Hterapytaitrn und 
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Prianslern bey Chiskull emüemitmtes Jsimtitae p. IM. o*/ ig um 
iftteetq tohtmti int xb aeyeier, b Apyrrn. «* ** **** $•** prmtm- 
demt im curim, spotio saläm bimtstri. femer im Ebrendecrete Ar 
Atta los II. vom Jahre 158. vor Christi Gebart ebesrfaaeihst f. 147. 
tM aageerdact, das Deeret aaf «wie Jlale von weissem Steiae s* 
sehreiben, «ati «raJMrof ir ttj ovo? *reo tri i^gdmv et im partim 
mrte emrüm pomcre. Bereit* aar Zelt dar Paad tU o u jai ist en wM 
der Ausdrnck gebraeebt aar Beaeieaoeeg eines aater ilar Ansieht 
des Magistrates stehenden Ortes, wo Urkendea aufbewahrt w wib 
sollen. Uleiaa tagt im L. 9. §. 0. D. 48. 19. «#/«** et **e ffitfer~ 
e*fo/J, »e ee /ort' sedemmt, que im publieo imetrwmemtm de- 
pönnntur, mrckio forte, vel grammmtepkyiaei*. in den Sentenzen 
das Paellas tib.lF. tit. 6\ §. 1. wird gesagt, <ms Testament eeUe 
aacb dar Brfiaaag vorgaleaaa aad zan Zwecke das Abschri ll s n nch- 
aieaa aufgelegt werdea; triereaf wird aa Bit dam owaetliehee S i e g e l 
wiederum aageaiageJt aad iai Archive niedergelegt, damit aiaa adlhigee- 
falls neue Absehrtftee davon a ehfac a bOana (mc deimdt Ügn* pmMee 
obmgmmtum im mrckivn ndigmtmr). ha folgenden Paragraph beiset 
ea, data aiit der EroaTanag aad Veriesnag dea Testameats, wo aa 
aaeh aar geaiaaht scy, auf daaiParata oder in der Basilika verfahren 
werden solle. Dieser Zusammenhang enn deetet offenbar darnaf, dass 
dergleichea Archive fast an allen Orten des EUmischen Reiche* er« 
riehtat waren. In dar spltern Zeit gab es aareh kirebüche Archive. 
In einer Coestttatton Josttaiaas fX.30. C* 1.4.) wird veringt, data 
die «her die Wahl der Tatorea nnd Cnratoren vom Defense*» gen 
fertigten AcU ia Gegeawart des Ortsbischofs im Archiv amr Kmfce 
niedergelegt werdea soHea (h abteS; rfc ajwnanfg ^xaifftfAxc ae%*b90 
amd&mihu w irnorrop«**), damit das Aadenken an den Aetna er« 
halten werde. Die voHat«ndigite Nachriehl Ober die Einriehtong der 
Stadtarchive ans Jnstiaians Zeit findet sieh in Nov. 15. eqp: &•§«&, 
wo der Präfeete* Prltorio Johannes vom Kaiser angewiesen wird, 
dafitr aa sorgen, dass in jeder Prevlaeielstadt ein Öffentliches Gehlode 
erriehtet werde, wo der Defensor die vor ihm gefertigten Acta in 
Verwahrang bringen kann, nnd dieser Ort soll der Antriebt eines 
eigends dazo gewählten Yorstehera anvertraut werden, damit die An- 
ten gehörig aufbewahrt und, wenn sie verlangt werden, leicht aaf* 
gefunden werden können, nnd dieser Ort wird im folgenden Arehiv 
genannt (x*i $hai ti naQ *t*«fe a^sior). Nun erfahre» wir aber 
ans ed. XFUL p. 27%, weiches dem IV. Pr, Gonstaatinne unter 
Anastosins angehört , dass diese ■inriehtnng fttr Genchtsaatea 
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bereits früher getroffen war, und es stellt sieh mithin die Justinianische 
Verfägoog nur als eine Bestätigung der froheren Eiorichtnng heraus, 
was der Kaiser auch selbst andeutet Sir den Werten Kai xe ptfQi ww 
&p<xQtr}&& h «*% ftoXemv im&QQ&ov* (Nov. 15. cap* 5. §. $.)• ^ er 
Inhalt dieses Erlasses gteht Über die Einrichtung dieser Archire M- 
Ifeude Nachrichten: ttherall sollen öffentlich* Archive (cqrput dtfftoöm) 
angelegt werden zur Aufbewahrung der Gerichts« cten in jedem Bezirke; 
sie seilen stehen unter einem Magistrate , welcher von dem Bischoffi, 
A^tt Hooorati, dem Präses und seiner dobors aus dem Sepimnm der 
ab actis gewählt wird; bey der Wahl seil mau auf gnten Ruf des 
Vorgeschlagenen sehen, Ober den Wähltet soll vor dem PrSses ein 
Proteeoll aufgenommen werden; dem firnaanterf seilen die genannten 
Aden auf seine eigne Gefahr hin zur Aufbewahrung ««»geantwortet 
werden, doch unier Anfertigung eines Regiaters in def*Fe<rtn derOesta, 
und er soll versprochen, diese Acten in gutem Znstande £u;etfhalfen, 
und denen, welche darum bitten, zu edfren ; auch ihm nottfiehrt wer- 
den, dass er mit seinem ganzen Vermögen hallet, nötigenfalls «och 
an Leib und Leben gestraft werden, jedenfalls «ber eine Geldstrafe 
Ten f3af Pfund Gold an die mawma 9ttnsa erlegen soll, wenn er dt« 
ihm anvertraute* Urkunden nieht geborig aafbewahrt^ oder nicht in dein 
Zustande, wie er sie erbalten hat, an seinen Nachfolger übergiebt» 
Diese Verfügungen hängen offenbar mit der ganzen Staatseiariebtnng 
der damaligen Zelt atof das Genaueste zusammen : die nkuHmmBkmm 
geht auf die Kasse des Prttfcetns Frätoriö (vergi. Nov. 32. top. %)\ 
das exfiidowu der Urkunden geht nieht sowohl auf Atisantwertsng 
der Originale, als vielmehr anf beglaubigte Abschriften (vergk 
v. Savigay Geschichte d. iL R. im Mittelalter Th. 2. & 43 , und 
Spangenberg iuttn Rom&ni tabulae p>4fT.) und darauf betitelt sieb 
die Formel: gtsta tibi ex rmte edantur (vergi, Span-geriberg • a. a. 
O. p. 109*, 173. u. s. wj; endtieh deutet die Verfügung <Ä>er die Ab- 
fertigung von Inhaltsverzeichnissen in der Form der-Gesfef ferner 
die Verpflichtung its Magistrats zur Uebergabe- 4es ihm anvertrauten 
Urkundenbetrags an seinen Amtsnaabfeiger, inglelehen die Verbind* 
iichkeiC zur Verabfolgung beglanbter Abschriften auf die Nelhwendig* 
keit der Anfertigung von Archirregislern, dergleichen sieh ans dem 
Bxarebafe seit dem Anfange des sechsten Jahrhunderts erhalten- habe« 
(bey Sp angeuberg /» e. rnn*. LÄlK f.800., num. LJFF. p. W&)-** 
iL I«n Betreff der Netare, der Tabelliones, vertagt "ein Sdiot des 
&#ticüs unter Anastasias, dass sie die vorkommenden Geldzahlun- 
gen in die Contraetiastrumeate aufnehmen j auch die» Zeit* wenn sie 
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erfolgt find, genau angetan sollen; im Ceettaveationefall wird ihnen 
eine Strafe (iampüp) angedroht, welche nies« weiter boaeichuet, 
also wahrscheinlich 4em Urtheil de» Magistrates fiberiaesen wird <Ve\ 
XXV L p. 275.)- Hierdurch bestätigt aieh nun aaf der eines Seite, 
was wir eebon aadertwober wussten» daas die TubeUionea unmittel» 
bar unter der Aafsiabt der Magistrate standen (vergl. Bethmaen- 
Hellweg Handbuch des Civilprozosses Bd- 1. S. 206»); auf <ler ao- 
a\tra fiadea wir darin gowissermassen die Veraalaseoag nur Verfügung 
iustintaas, dass die Zeit der Ausstellung, nebmltcb das Regierungs- 
jehr'des Kaisers, das Censulat, die Ioatetion, der Monat «od der 
Tag im Eingang der NoierUuieOnnneatc ausgedruckt werden aoll 
(Nov. 47.)* — III. Für die Form der Gesim Aber gerichtliche 
Vcrbandlungca gewährt ed. XIX. p t 273. vom Piv Fr. Gen« 
etautiaes unter Aneetaaius einige aeue Aufschlösse* die umso in- 
terenamtar sind, du unter den Papyrusurkundea bey Mario« und an« 
sWwlHs kein cjusiges PretoeeU die streitige Gericktebarkeit betrifft. 
Wee wir bisher wosstea, bosehraekt aieh auf folgendes Wenige: die 
gervebtlicbesi Verhandlungen werden von Sebuellechreibern aufge- 
Micbaet, und kommen in das Journal, in welchem die Verhandlungen 
ebronotegisch «ad summarisch geordnet sind; erst am dritte«, spä- 
testens am finita« Tage werden daraus die Protecelle abgetanst. 
(Vergl. Betamann -Hollweg, a. a. 0. Bd. I. S. 288.) Ana dem 
eben genannten Erlasse des Goastaatiaus erfahren wir aber, im» 
die FreviaciaJetatthalteff die Acta eigenhändig mit dam Worte 
Leetmtn su -unterschreiben haben, und davon Reinschriften (tu 
aejto^a) den Partbeyen binnen fleefzehn Tagen verabfolg** lasse* 
musstco. Wer dagegen handelte, konnte vom Defensor in Anspruch 
geaommen werden und hatte als Strafe fflaf Pfand Gold zu cot richten. 
Verweigert der Defensor die Anfertigung vea Geata und giebt er aaf 
Verlangen keine beglaabte Reinschrift, so unterliegt auch er einer 
Barne vpa zwei. Pfand* Diesen letzte« Tbail des Erlasses bat der 
Bereusg. p. 273. Not* 93. so verstanden, als ob es aieh lediglich am 
die Acta bandelte, welche im gedachten Falle vom Defeaaer über 
4»e Stefanies des Präses aufgenommen werden sollen; ea steht indeas 
kein gegrüadotes Bedenken entgegen, dieser Vorschrift eine allge- 
meinere j Beziehung auf . alle DefeaaoraJgesta zu geben, wenigstens 
enthalten die Worte desPr. Pr. keine Andeutung voe jener Besebr*«- 
kung* Hier nun ist vor allen Dingen der Ausdruck nct&*$d darehaas 
«ea$ 4ia Unterschrift des Präses: Lectun, ist nicbt ans der bey der 
aaiauaUoa von Urkoaden gewöhnlichen Mngietrateformel : Ucta 
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ekartuNt u.s*w. (Spaagenberg Lc.num. XXXHL p.194.) zuer- 
kiftren, sondern deutet dem Zusammenhang de« Ganzen nach auf die 
von Seiten des Magistrats unter die Gesta gesetzte Beglaubigung; sie 
dient zum Absefelnss der Genta, und hingt also genau nrit dem legi 
zusammen) wodurch die kaiserlichen Ausschreiben vom QuUster be- 
glaubigt werden. Vergl. Biener Geschichte der Novellen 3. 28;' — 
Weiter ist die Verfügung des Are he laus aus dem JaW* 524. oder 
dem folgenden, also unter Justin I., von Wichtigkeit, dass predu* 
eilte Bewekorkoadea von den Geriehtssehreifcern vollständig abge- 
sehrieben und den Acten einverleibt werden sollen, bey Strafe von 
fünf Pfand Gold und der Relegation aus Censtanttnopel fttr den Pri- 
positus ScboJfi, und des Amtsverlustes und des Handabbauees für den 
Gerichtsschreiber ( ed. XXXIL §. 3. p. 277., und der damit wohl zu- 
sammenhängende Auszug in ed. XXXHL §. 8. sn 278«). Daes Um 
nehmtiehe Vorschrift auch för die Insinuation von Doenmenten bey 
Handlungen der freywilligen Gerichtsbarkeit gegoftteli hat, ersehe« 
wir aas einer Reibe von Urkunden ans dem Eparcbate, weich» da* 1 
insinnirten Oocumente in extenso mittheilen. Die wickigsten Bey« 
spiele sind das I*s$rwme*hm plenariae stcuritttü ans Ravennn vom 
Jahre 564. (Spangenberg /.c. p. 148.), sodann andre Urkunden, 
deren eine von 572. ist (p. 193.), die Andern von 625. (p. 219»), eilte 
Dritte von 540. (p. 249.). Indes* sefceiat die Gewohnheit, die in- 
siniRrten Doeumente den Acten einzuverleiben, bereits Ilter zu seyn« 
Sie kommt schon zum Vorschein in der Sfracnser Sehenknng des 
Odoaker vom Jafcre 489. (/*. 166.) und in dem Proteeello der Corte 
zu Ravenna vom Jahre 491. (p. 175.). — Nicht blos auf Ifuaieipat* 
aeten, sondern auch auf die vor dem Präses errichteten Gtsta gebt 
die Vertagung des Zotieus unter Aaastasios, dass die Gesta an 
einem freyen, dem Publicum zugängliche» Orte {ptj G*vi*tm&m o^ogir 
h netQaßvanp) und zwar in Gegenwart der Cohens oder wenigstens 
des grösstenteils derselben erriefetet werden sollen. Wird dagegen 
gehandelt, so hat der Präses, und, wer sonst daran Theil genommen, 
eine Strafe von fitaf Pfand GoW zu erlege» (ed.XFLpi%7%). RoR 
hat hier nach der Novettenspracbe die Worte mnQov<rtfq rijs de$*a? 
auf die Cobors dv b. auf das (MBcinm des Prttses bezogen, nicht «nf 
die Curie, wie der Hoffnung, anzunehmen scheint, da er Übersetzte 
praetente ordine. Dann mftsste es. aber hewsen nu^oitnjq <rrfc 
ßovXijg. Diese Vorschrift ist durchaus neu und fördert wesentlMi 
unsre Kenntntss ies Gerichtsverfahrens, fifcwas ähnliches war. bereift* 
früher für die Muwcipalaeta vorgeschriebe*. Waih emer Constitution 
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voe Bonorios tollen tie nicht aodci» gÄltig seyn, ab wenn sie in 
Gegenwart degMagistrates, drayer Curiaten und 40» puhtieus Excepior 
gefertigt siad (L. IM* 7Ae»4 C« 12. 1.), iwd eiae Novelle von 
Tbeodosius IL schein unter Weglaasung des Ma§iefcates die**. 
F«i!m«i^iSar4MAlHiB4lMd«aU4Utigfiir^v. n<so<L2X VergU 

v. S»tigny Geschichte de» B. R. im Mittelalter Bd. 1. S. HO.f.) 

IV; In der Lehre vom Gerichtsstände war die. Verordnung des? 
seihen Zoticus bisher unbekannt, d*s» die Defensoren und die Palret 
Civitatis < 4, k. die vernehsastea CuriaJea). jede«, welcher vor den 
Bttcboff, vor den Defensor oder vor den Oecoopmed Bcelesia' eine» 
gerichtlichen Ansprache» kalber gefordert wird, an* den Hunden jener 
Geistliebe» losmache* »ollen, setfei dann, wenn der Ange&Ugte ei» 
Geistlicher ist { falls sie Widerstand finden, «ollen sie über die Sache 
ei* ProUcoll aufnehmen und dtess an den ftevinrialstaubaker oder alter 
de« kfteksten Magistrat eiaechieken, und den, reicher Schuld bat« 
mit einer -Geldstrafe von fftaf Pfand Geld belegen, die au den Sudt- 
keftte» <afr Zqt« *ff *&««*) verwendet wird (><*♦ X §, 1, /?. 270^ 
Diese Verc*daeag sehlieast »ick gaaa an den Reehtsactiaad uatfei? 
Aneataeius aa, nach welckem streitige* Rechtssachen nur durch freye 
Uebereiokuaft keyder TbeUe an ■den Bischof gebracht weide* koaulea, 
(L* 7. Jm$t C. l. 4»)t jn 4er Klager selbst* wenn der ReUegte ein 
Geisllieber iat> nick* an dea geietlicbea Kichler gebenden, ist /£<!& 
GvMd*}, fiia Prwroij^wekae» euch Just it>i»a t* der /,. 89. §v 4« C. 
Mi. al» gfiltigaaeckenet, umä anerkennen nms*te, da der privilegirle 
Gerichtsstand 4er WeaW und Klostcurgejstliehcn ^erweislich, erat durch 
da» Rwtffl&neekf ei*|seflbrt werde» ist. . Vergl, Be,fcbm»unrH#ll- 
weg tu a. 0» S. 134. Da. nun gleiehwokl jbereile frühere JvireJkcB- 
gesetee z. B. im oVitte • Cartfcagieche; Genial v^a 307« w*d .das a* 
Ckafaedou van 451. ea den Geistliche* aar PflHbt &ema#b& haben, 
nur i vor dem Btaekoff Beck! an nehmen, so. tat 0». leicht erklärlich* 
wie man Im bürgerlichen Leben hoyder Verklage**; reu. Geistlichen 
in den Kali kam, von. dienen aa den Bsscheff, als ihren, recbtniJU&igen 
Richter, gewiesen zu werden« . Diesen» Sterben, nan »eilte «ffentor 
durch den gegen wftHigmfitlaas enta^ge?$e4*heitet werde*« . — Jiaer 
Ikalidbea Aamassung van Saatfelder. GefeUiftbkeit vejtdan)ke*.wir. aeek 
die weitere Verfügung, daaa die Vaagesetnten der Kirebe Niemand 
zwingen sollen, vor ihn« Litern zu eentesifeen, oder dem kirchlichen 
Aayir eckte au entsagen, noch weniger aber Jemand aMs de* Umgehung; 
dba Kirche mit Gewalt enllbrnen dfcftn« Der letale Theü de« iGe-r 
äugten aekfieaut juekunmattethar an Aas Prurilcgium der Unve^leM- 
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Ikibkeit an, welches die Kirche in ihren nächsten Umgehungen genosi; 
daher denn Viele zu diesen Asyle ihre Zuflucht nehmen , um sieh den 
Klagen oder den Executienen in entziehen. Von der Kirche seihst 
gell das Privilegium schon seit 392. ; anf die Sepia tceleäae ist es 
erst von Theodosins IL 4SI. ausgedehnt Verden. Vergl. L. 1« u. 
4. fw\ TO. C 9* 45. Daher denn im spätem Rechte tnch immer jj 
in emV oomr i&fältut vorkommt. Vergl*. Nov. 17« evp. 6. n. 7* Wahr- 
scheinlich sachten nia die BitchttÄe die Sachen derer, welche an 
ihrer Kirche ihre Zuflucht genommen hatten* vor ihr Forum tm Ziet- 
hen, vielleicht unter dem Verwand, die Gerechtsame der Kirche zu 
vertreten, und diesem Unlage nun sollte duck den vorliegenden Er- 
las* gesteuert werden. — V. Rticksichtlick der Gitation wird der 
allgemeine Grundsatz eingeschärft, dass gegen Niemand mit derRtal«- 
citatioa verfahren verden soll, ausser wo ein spezieller Befehl des 
Kaisers vorliegt, in einem Erlasse von Hephästos «nier Justiniae 
im Jahre 552. (ed> IF. §.!>/>> 268.) Im frühen Rechte war die 
Healcltation nnd der damit vorhandene Geßlugnisszwang nicht an 
kaiserliche, sondern an richterliche Befehle geknüpft (L. 9. Tk. 
£7.9. i. ven Valentinian L. 4. TA. C. 9. 2. von Valentinian und 
Theodosins); diese ist auch durch die Alfaahme von £. 4. dt* in 
den Justinianischen Codex 9. 3+ consL Ä. seit 529. bestätigt wer» 
den;, auch die späteren Gesetze setzen diese Vorschrift an .mehraren 
Stellen als geltendes Recht voraus*, z« B. £,4*<§. 1. C3.\2. (583«) 
Nov.* 53* cap* 2., Nov. 112» ce». 2. • Nor zu Gunsten. der ßtschoffb 
wird eine Ausnahme gemacht; sie sollen nicht ohne katsecliehen Be+ 
fehl realiter citiii worden (Na*. 128» eo>* 8. vom Jahre 546.). Mit 
diesen Bemerhnngen steht ann der angefahrte Erlass in Widersprach, 
wenn er. die Möglichkeit der Reaicilntion überhaupt von. kaiserlichen 
Befehlen ahhängig macht. Es liegt aber gewiss 1 sehr nahe,, das Wott 
ifDoamffo* in imaxirm* zu verwandeln,, was mm so weniger Bedenken 
hat« da beyie Worte in Randachriften gewtthnkeh mit Abhreviatnren 
bezeichnet werden, nnd dann würde die Sache mit dem kaiserlichen 
Rechte durchaus im Einklang stehen. — Weiter wird dieAowendnng der 
Real ci tat um znr Herheyschaffnng von Personen ans der Provinz nach 
GonsUntinopel von Aroheiaus «nter Justin I. ausdrücklich unter* 
sagt (€d. XXXIL §. 4. p. 277.)* Biers nun staubt ganh an dem mV 
tern Reckte, welches dem Präfocten von Constantinepel «an ausnahmst 
weise ertaubt, die eignen Officialen und eingeborae 4]eMtantinefo% 
litaner aus der Provinz nach der Hauptstadt zu schleppen (L^t. JmU 
(bdi 1« 2£. ven Valentinian, womit die Verfügung, in Ud& r §. 5* 
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Ct. 3. voa Leo und Aatbenin* saeatnaMabiagt). Aaeb im Nw- 
velleareebte Ut die Sanetem featgabeUea; aosnabnuwoise wiral die 
Reakilatieo zegelassen, «Mies eine kaiaerticbe Saudi« pregauitiea 
ia Beziehung auf eine Causa publica, befiehlt, «4er 4er AppeihUiew» 
preaess ia der Baaptstadl abgesetzt, wird, eadtieb ia des bereits 
durcb frühere Gesetz» aabstbaft geanchten Kellen (Nov. 6§. ca?. 4. 
prtoem.)* — Data leraeraof elasaitifea Aotrag erlasseae Deevele, 
wekhe RealcHataeB verlegen, aiehtig seya seeWa, bat der Pr. Pr. 
Eagaaia* aater Jaeliaiaa zwiseben den Jahres 546—447. aaege- 
snrneben feet Ul §. 4« »% 267.)* *>*«• Verilgnag ist dorcbaus on> 
verstaadtieh, wein wir nicht die aaheidilre SteUaag dieaar CUatieas» 
weiaa im Justinianischen Rechte iaa Auge fassen« Die Insinuation 
der Kiagtdwift gebt nehndicb vom Exeeator aas, und dieser erhält 
daflOr vom fieUaglea ein schriftliches Empfangsbekeasteies aad die 
Ceatia Jadieie sisti* Wird, die Castaa oiebl geleistet, so tritt ans» 
baifoweise Realcttatien ein, d. b. er mass deat Bzeeuter: folgen und 
wird voa ihm -bewacht oder im- fl e ft higniss gehalten (L.W* §.6. C. i. 
4*£»4.§.l. CS. 2* v'ergL Betsmaae«Hollwog^a.a&257.f»)> 
Diäte GrandsäUe werden aacb in Nov. 53* cae. 3. b« 4. fastgebafteo^ 
«ad es erglebt sieb mitbin zur Genige, dass. triebt gleich mit Reai- 
eilet ion ananlangen, aai wenigsten dieselbe ia eiaeai liehtortieheh 
Deerete angeordnet werde« kann, welebes aar auf einseitigen: As- 
trag Einer Partner erJaasea wird. Hit dieser sabaidiftren Stelling 
der ReaJcitatiea hingen ferner Iblgeade wichtige Vcrftgangen des 
bereits genausten Arobelau* zusammen. Nach der Einen ist deai 
Executor untersagt, des-. eierten Besiegten, sofern er aiebl Gaatie 
Jodieio siati* lerntet, sofort las Geftngniea za schleppen, aoadera er 
aoU zavftrdenst aa den Präses Previncia* berichten und dessen wettere 
Befehle abwarten fedl XXVlh §. 1. *, 276.)* Nach der andern aber 
soll der . ia Enaaageiawg der Caution. eiaireteade Gef&ngaisazwang 
nicht Ober zehn Tage dasern. Zögert der. Kläger langer mk deai 
Beweise. seines Anspruchs, so wird der Geföngoisscwaag in etdtisbc 
Caution verwandelt. Wird binnen der zehntägigen Frist ein Urfbeü 
ia der Sache gesprochen, ga tritt regelmässig Entlassmag ans der Haft 
ein*, es mässte.denn Appellation dagegea eingewendet werden, in wel- 
chem laUc die Haft fortdauert, wenn der Beklagte das Beehtsmittel 
gebraucht bat, oder in cidüche Caution verwandelt wird, wenn die 
Appellation vom Klüger herrührt (ed. XXVÜL *. 2760* — VI. Fm? 
die Lehre von den.Cautionen erhalte« wir manche mene Aufschlösse« 
Es ist. bekanntlich ein .Grundsatz .des .späteren Xonstiastionenirecbtes, 
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dass Grundstücksbesitzer von der bey der Insinuation der Kkgschriffc 
notwendigen Realcaution firey sind, nnd zur eidlichen Sicherstellung 
gelassen werden (L. 8. C. 12. 22. von Zeno) nnd dieser Grundsatz 
ist in Justinianischen Rechte durch Einstellung der L. 15. pr.D. 2.8., 
ingleichen durch £.26. §.6. C. 1. 4. nnd L.A. C. 4. 2. festgehalten 
worden. Wenn nnn einEdict des Are hei ans unter Justin L (4d. 
XXXI. §• 2.p. 277. vergl. mit ed. XXXIII. §. 6. />. 277.) verfügt, dass 
diess nur von Grundstöcken gelten solle, welche in der Provinz lie- 
gen, wo die Klage angebracht wird, nnd dass ein ProvincialbesHn 
för die Gerichte in Constantinopel nicht ausreicht, so schlisset sich 
diess zunächst an die bereits oben angeführte Constitution von Zeno 
an, welche allerdings ihrer allgemeinen Fassung nach einigem Zweifel 
Raum gab. Ita videUcet, heisst es da, ut pro tenore gentralium 
edictorum Ai*, qui vel in sacratissima urbe vel im provineiit 
immobiles possident facultates, adiuratoriae cUutioni et 
substantiae suae eredantur. Für das spätere Recht scheint die 
Ansicht des Archelans durch die Aufnahme von Z. 15. §.1. 2). 2. 4* 
bestätigt worden zu seyn. — Eine bisher nicht bekannte Anwendung 
der Cautio iuratoria enthalt die Verfügung desselben Präfoetea, dass, 
wenn ein Executor Jemanden aufhält, welcher nach der Insinuation 
der Klagschrift verreisen will, dieser eidlich dahin caviren solle, 
binnen 15 Tagen zurückzukehren nnd dann die gewöhnliche Cautio 
Judicio sisti zu leisten. Verreist er aber in eine benachbarte Pro« 
vfnz, so soll die Frist verdoppelt werden (ed. XXX. ; p. 277.). Diese 
Bestimmung wird nur durch die Annahme erklärlich, dass der Beklagte 
nicht gleich bey der Afittbeilong der Klagschrift das Empfengsbekennt* 
niss auszustellen nnd die Cautio Judicio sisti zu leisten hatte« Nun er- 
fahren wir aber ans Nov. 53* cap. 3*, dass nach dem filtern Rechte zehn 
Tage Frist zwischen beydeo Acten dazwischen lagen, was erst unter 
dem Einflüsse einiger, von Justinian selbst herröhrender Gesetze 
von Einigen als abgeschafft betrachtet wtrde,, so dass man mit der 
Insinuation der Klagschrift auch sofort die Verpflichtung zur Cautions- 
leiitong und ausbülfeweise die Realcitation eintreten lasse. Das nun 
ändert der Kaiser durch eine Fristgestattung von 20 Tagen. Man 
sieht, wie eng sich derErlass an das Recht des Jahres 524. anscMiesst« 
-—Weiter konnte nach einer Verfügung desselben Präfeeten die Cautio 
Jaratoria an die Stelle der persönlichen Haft des Beklagten treten, 
wenn der Kläger den Prozess hinnen 10 Tagen nicht zn Ende brachte, 
oder gegen das innerhalb dieser Frist gefüllte Urtheil Appellation 
einwandte (ed. XXVIU. p. 276.). — Man ersieht ans aHen diesen 
Krit. Jabrb. &D.RW. Jahrg. IX. H. IV. 23 
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Borne rhanfoo, dass die eidliche Caotion nicht regelmässig, sonders 
nur aashtVeweiee«intrat (vgl. Bethseann-llollweg a. a. 0. S. 257.), 
«4 to kennte leicht von den Zeiten de» Zeno abwärts die Frage ent- 
stehen, ob der Beklagte, welcher aaf eidliche Caation entlassen wor- 
den» auch alle die gewoaulichea Rechte dea Beklagten in Anspruch 
aehaien kenne. In Betreff der Bestellung eines Procorators muss ein 
solcher Zweifel schon oaler Aaastaaina vorgekonunen seyn, da ein 
Bdkt des Zoticns (ed. XV. p. 271.) die Bestimmung hat, ihn an 
hohen, w e h ey n a tür l i c h aach imüemttm sotvi satisdirt werden muss. 
Jedenfalls in Uebereinstimmaug mit dem altea Rechte, welches nach 
dem Grundsatz* nemo mliente rot $i*e tmtisdatione defensar 
ideneut inietligitmr einen Procarator von Seiten des Beklagten 
aar nater dieser Bedingung zulässt (Gtius inst. IV. §.96., 101., fr* gm. 
Fat. §. 317. L. 46. §. 2. B. 3. 3. §. 1. J. 4. 11. Vergl. Zimmer» 
der Römische Civilprozess §. 161. S. 485.). Aber was soll dsfe fol- 
gende heissen: wer eidlich cavirt hat, kenne einen Procorater er- 
nenaen nater der Voraossetsnng der 'Stipulatie iodicatani so/W, nnd 
unter Stellung eines Blrgen his zur Höhe ron 50 Aar« Ar die Kosten, 
wenn daa Strekobject mehr werth ist, als 100; wo diess der Fall 
aicht sey, hranche die Caatio nur aaf 12 Solidi geleistet zn werden! 
Die Caatio pro expensis leistet doch regelmässig nicht der Beklagte, 
sondern vielmehr der Klager (vergl. Bethmaan-Hollweg a. a. 0. 
S. 255.). Wie kommt femer der eidlich Cavirende noch zu einer he- 
gendem Realeaatton för die Kosten? Offenbar hatte derPrflfect einen 
Fall im Ange, dessen Eigenthlmlichheit eine Verbindung beyder Cau- 
tionen in dorsoihen Person mit sich fuhrt, nehmlich der Cantio iudi- 
cata* solvi Ar den Stellvertreter des Beklagten, nnd der Caatio ex- 
pensaram fttar denselhen, wenn er als Kläger anftritt. Diess nun fin- 
det bey der Widerklage statt, die der Stellvertreter ohae Zweifel 
gegen den ersten Kläger anstellen kann. Man sieht also, der Prä- 
fect wollte nur sagen, dass, wenn der Beklagte zurFfihruog des Pro- 
zesses einen Stollvertreter ernennen wolle, er auch gleich von An- 
fang an alle möglichen Chancen zn vertreten habe. Ist diese Erklä- 
rung richtig, so erhalten wir auch einen neuen Aofschloss über die 
Entstehung dar Caatio pro expensis, deren Ursprung wir zunächst 
nur im Justinianischen Rechte gesucht haben, nehmüch in §.2. J. 4* 
11«, und dessen späteren Fortbildungen durch Nov. 53. pr. cap.i. u. 
2., Nov. 96. pr. cap. 1. u. Nov. 112* cap. 2. Man wfirde dann aber 
auch annehmen müssen, dass ihr Betrag von Justinian bedeutend 
vermindert worden sey, da er in dem Hauptfalle! d. h. wenn der Pro- 
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zess akht bis mm Eedurthsil von Kläger forlgestellt wird, nur ein 
Zehntel des Saehwerthes, weichen das Streitobjeet bat, als das 
Maximum der Cautioa passiren lisat. — Dass auch Ar die Recoa* 
ventioa die Behmtiehea Gautioaea zu leisten sind, wie bey der Con* 
veatioa, das hatte man bisher nur aas* der Natur der Saehegesehlotsea; 
ein Zeugaiss hatte sieh dafter aitht weiter vorgefenden« Jetzt koaunt 
ein solches so Tage in dam fidicte dei Arehelaas {W. XXXI* §* i. 
p* 277») 9 welches dem Reconverftes die Verpflichtung Auferlegt, die 
Gaatienea nach dem Wertbe des Prezessohjeetes zu leisten* Vergl. 
(ed. XXXUL §. 5. p. 278«)» — VII. I» die Lehre von der Beweis* 
last gehdrt eine merkwSrdfge Vertagung des Bugeniee, wahrscfaeta* 
lieh aas den Jahren 540. oder 547* tber die Lieferungen der Kauf* 
leute in Gonstaatinepel (ed>UL §, 3. p. 267.). Haben sie nebmlieh 
Waaren, wie Getreide, Kleider u» e* w. längere Zeit hindurch gelte* 
fert, ohne Bezahlung dafttr zu erbalten, so soften sie bey der Bis* 
fclagang des Kaufpreises nur Ar die letzten drey Jahre die Prttsotntio* 
der Nichtzahlung ftr sich haben; daher für diese* Zeitraum der 
Gegner den Beweis der Zahlung übernehmen mass , wenn er den Em- 
pfang der Waaren zugesteht und gleichwohl Absektieu beansprucht. 
Weiter hinauf soll die Präsumtion nicht reichen; der Kläger soll &tt 
die frühere Zeit mit seiner Behauptung * der Kaufpreis sey nicht he* 
zahlt worden, keinen Glauben finden (jitj nramuoare)« Und das scheint 
nicht sowohl auf die völlige Abweisung der Klage, als vielmehr auf 
den Uebergaag der Beweislast auf den Kläger zu deute*« Wahr* 
schein!! eh gründet sieh die ganze Vertagung auf das Strebern des Pr*- 
fecten, das Liefern auf&eehnang so viel als möglich zu beschränken« 
— VIIL Fftr den Zengeabeweis Ist die Verordnung des Basilius 
oder BasiUdes unter Justiniaa, wahrscheinlich vom Jahre 0$&, 
merkwürdig, dass produeitte Zeugen gegen die PredueÜO* nicht das 
Rechtsmittel der Appellation einwenden dürfen * und dass jede Zoo* 
genproduction an eine ■ebnta'gige Frist gebunden ist (4d> XXXHL §> 2. 
ti. 3. p. 278.)« Der erste Tbeii dieser Verordnung hängt vielleieht 
mit dem Verbote verzOgerliche? Appellationen zusammen (Pauli semL 
recepi. F. 35» §. 2. L.l<9. 10. Tk* €. 11. 36) \ der aweyte giebt de* 
Schlüssel zur Erkltrung eines Institutes* welches bisher unverstSnd* 
lieh war. Im Justinianischen Neveilenreohte nehmlieh steht der Grund» 
säte fest, däss in Biaem Prozesse dieselbe Parthey mehrmahls nach 
einander Zeugen prodoeiren kann, und zwar in der Regel drei Mehle; 
eine vierte Pröduetiou wird nur gegen den Eid fttr Gefehrde zöge- 
lassen, der dafauf zu stellen ist, dass der Prodaeent nicht bereiu 
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Keaatniss voa den Aassagea der von ihm fralfter produeirten Zeegam 
erhalten habe (Nov. 00« cap.4.). Diess nua wurde dea Produzenten 
ermächtigt haben, das Be weitverfahren aaeh Beliehen zu verachleife% 
wäre er nicht rftcksicktlich jeder Produktion aa eine bestimmte Frist 
gebunden gewetea 9 aad diese Frist nun leraea wir aus dem gedachten 
Eriatse dea Basiliaa kennen. Vielleicht ist die zehntägige Frist 
nach Analogie der Citationsedicte im Coatumaztalverfabrea eingeführt 
(L. 69. D. 5. t. L. 13. §. 2. C. 3. f.). — IX. In die Lehre von dem 
Drknndaaheweiae gehen die bereits oben vorgekommene Verfü- 
gung des Archelans, dass producirte Bewejsarknnden in extenso 
den Geriehtsactea einverleibt werden sollen (vergl. Nr. III.)» Ferner 
wird in einem Edfete des Leontins nater Aaastasins verfugt, 
dass, wenn Jemand als Beweisnrhnnde indoeirt die Handsebrift von 
der Fran des Gegners, oder dessen Adseendenten oder von Jemand, 
welchen der Gegner mittelbar oder unmittelbar beerbt hat, er die 
Aeehtbeit dieser Urkunde nicht eher an beweisen braucht, als wenn 
der Gegner beschwert, dass er diess nicht in der Absicht den Pro- 
sen an verscMeifen verlange, nach nicht im Stande sej, andre von 
derselben Person ausgestellte Urkunden vorzulegen. Diess nun .stimmt 
ganz zu dem Grundsätze des Römischen Prozesses, dass der Produ- 
eeat der Urkunde im Zweifel ihre Aeehtbeit zu erweisen habe (£• 
un. Tk. C. 2. 27. £.24. JmL C. 0.22«), zu welchem Zwecke ausser 
den 'gewöhnlichen Beweismitteln auch Eidesantrag zqtössig war (vgl. 
Bethmann-Hollweg a.a.O. S.268); der angefugte Eid ist offen- 
bar weiter nichts ab der saecieUe Caiumaieneid, wie er bey dem 
Gesuch um Vorlegung von Recbnungsbichern, bey der Operis Novi 
Nuntiatio , bey dem Eidesantrag u. s; w. vorkommt, natürlich mit einer 
afodifieatiou, welche dem vorliegenden Falle angepasst, aber vom 
Kaiser Justiaian durah ein späteres Gesetz (Nov. 49. cap» 3* §• 1«) 
unmöglich gemacht worden ist, da nach dieser Verordnung das so- - 
genannte Jusiurandnm Probatioaum mit dem allgemeinen Galumnien- 
eidc verbanden werden and nicht iUr sich allein mehr vorkommen 
soll. Wahrscheinlich bezieht sich der letzte Theil der Verordnung — 
die Versicherung, keine andre Urkunde von derselben Person vor- 
legen zu kennen — auf die alte Schriftverglekhung, welche noch zn 
Jnstinians Zeilen als ein Hauptmittel galt, um den Aechthe4t$be- 
weis herzustellen (X. 16«, 20., 21. C.4.21.), von diesem aber in der 
Anwendung mannigfach besehrinkt worden ist. — Eine eigne Wen- 
dung hat in den Edicten der Prftfecti Prätorio die Lehre von der Prä- 
sumtion für die Abzahlung froherer Schulden genommen, welche aus 
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den Quittungen von drey zusammenhangenden Jahren entsteht. Was wir 
bisher darüber wussteu, beschränkt sich auf den Inhalt einer Gonstitotion 
Marcians (L. 3. Just. Cod. 10. 22.)> nach welcher ein Steuerpflich- 
tiger, welcher drey Jahre hinter einander die schuldigen Steuern ent- 
richtet, und die Quittungen darüber producta, der Notwendigkeit 
fiberhoben seyn soll, zu beweisen r dass auch die Steuern früherer 
Jahre von ihm bezahlt worden« Doch wird die Möglichkeit des Gegen* 
beweises anerkannt, und dieser kann theils durch die Gest», theih) 
durch ein Privatdocument geführt werden, in welchem sieh der Steuer* 
Pflichtige sunt Schuldner bekannt hat; Manche neueren- Gelehrten 
haben diese Verordnung auf die Steuerquittungen beschränkt, andre 
hingegen auch auf PrivatquRtungen in der Weise ausgedehnt, dass 
die Präsumtion der Zahlung aus den Quittungen dreyer Jahre hinter 
einander auch för die Rüekzeit entstehe* Vergl. Gesterding im 
Archiv für civilistische Praxis Bd. 4. S. 10. Nun erfahren- wir aber 
aus einem Edacte des Eugenius unter Justinian vom Jahre 540. 
oder 547. , dass schon die Justinianische Zeit för Steuerquittungen 
den Gegenbeweis nicht zuüess (ed. HL §. 1. p. 267.>; dass ferner 
diese Annahme auch in diesem Umfange auf Gontracte von Privaten^ 
Zinsscheine u. s. w. Ibertragen worden ist, selbst för den Fall, dass 
die Quittungen nicht vom Geschüftsberrn selbst, sondern von seinem 
Stellvertreter oder Miethsmann ausgestellt worden (e*f.c?7.§.2./>t267«); 
endlich wird in einem späteren Edicte des Leo, wahrscheinlich vom 
Jahre 563., bezeugt, dass die dreyj ährigen Quittungen in Steuer- 
sachen nur dann den Beweis der Zahlung für die Rückzeit gehen 
sollen, wenn sie alle von Einer und derselben Person ausgestellt 
sind; wo nicht, so scheint es, als ob die Quittungen von 14) Jahren 
nöthig gewesen seyn (ed. FL §. t. p. 269u). Wenigstens führt der 
Zusammenhang der Stelle diesen Sinn mit Notwendigkeit herbey, 
und, dass er auch in den Werten liegen könne, ergtebt sich von selbst; 
wenn man nur den Passus: ix duKpogm — attodeßstg im Sinne der 
Möglichkeit, nicht in dem des Solleus auffasst. Diess seheint der 
Herausg. übersehen zu haben, wenn* er in der Note 5& p. 260. sagt: 
haec aperte eorrupta sunt, sed, quaenam iis medicinmpa- 
randa sit, ingente tne nescire confitevr. — X. In der Lehre 
von den processualischen Strafen kommt eine Verordnung des 
Pr. Pr. Parnasius zu Tage, der aber nach allgemeinen Gründen 
nicht über die Regierungszeit des Anastasius hinauf gesetzt wer» 
den darf, von der wir zwar Nichts weiter wissen, als dass, wenn 
Jemand den Andern» welcher mit ihm bis zum drittten Grade ves- 
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wandt ist, durah seinen Wi d er sp ra c h zwingt, seine Verwandtschaft 
i« beweisen, er schuldig seyn*solIe, die Kosten, iaglekheo den 
daraus verursachten Schaden ihm aus eignen Mitteln sä vergüten 
(erf. XT. />.273.> Vielehe klagt diese Verordnung mit dar resli- 
tnirten L. 15. §. i. C. 4* 20u iimammen» welche jenen Beweia nur 
wter der Voraussetzung des vom Gegner zu leistenden Juswandasn 
oclnmaii *uüs*t, und, wenn er vorführt wird» dam Gegner gewisse 
ntocessualisohe NachtheUe androht, weiche Wer nicht weiter erör- 
tert werden können. — Ferner soll naek einem Ediete des Basilias, 
vielleicht vom Jahre 490«, der Kläger, weiche falsche Zeugen pro* 
ducirt, nur Strafe den*Prezess verlieren, und der Beklagte» der in 
demselben Falle sich befindet, unter Verlost aeiaer Einreden sofort 
eendenmirt werden (ed. XXL p. 273.)* Der Zusammenhang dieser 
Vorschrift mit dem früheren Rechte ist klar. Naeb dem cUssiseaca 
Pandektenrechte hat die Bestechung der Zeugen keine andre Wir- 
kung, ala daaa Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegeben wird, 
fj*33, Ä48. 1.) nad davon ist auch Cod. 7. 58. die Rede, Dies* 
Nichtigkeit trat «ach bey der Bestechung des Richters zweifelsohne 
ein (l. 7. C.7. 640, «Hain der letztre Fatt hatte noch daa Besondre» 
•las» flfr jede Part bey, welche der Bestechung überwiesen ward, der 
Vorhat des Prozesses unvermeidlich war (L. 1. §. 3. J*. 3. 6. L. I. 
C» 7. 49«). Ab diese Modifieation sefaliesat sieh nun das gegenwär- 
tige Ediet an, welchen die Strafe dea Prezessverlostes auch an! die 
Besteehnng der Zeugen ausdehnt» — XL Für die Lehre vom Gen- 
tumacialverfabren wird die Verordnung desPr. Pr. Gonatantinns 
unter Anastaatus, wahrecheinlicb vom Jahre 502. oder 505., von 
Wichtigkeit, dass, wenn Jemand denen, welche sich in eine Kirche 
geflüchtet haben, ein KbgschreibejQ tthersendet und u* an dem hei« 
ligen Orte deshalb in der gehörigen Form (fTQoatjxornsg) erinnern 
llsst, der Beklagte aber hierauf sieb weigert Litern zu eontcetireo, 
derselbe auf klägerisehen Antrag und Beweis dieser Thatsachen von 
dem ordeatlieben Richter durch öffentliche Auaehreiben edictalfrer 
(di ixffyQapßfMtxmr ditfiocuaf xrf&fftaci) citirt, und hierauf der kl§- 
gerisebe Anspruch untersuebt und das Weitere in der Sache verfügt 
werden solle*. Biese Disposition scbUeost sieh in Vielfacher Beziehung 
an das zu Anaatasius Zeiten geltende Recht an) einmahl, indem 
sie auf die durch ein Gesetz von Kaiser Leo genau bestimmte la- 
sinuattonsfbrm hinweist, welche in der Person derer, welche dea 
Schutz der Septa in Anspruch nehmen, eintreten soll (L. 6. §* 2. n» " 
3. CA. 12*); sodann indem sie sioh auf das gewennJtche Coutuma- 
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efalverfahren bezieht, dessen Wesen in der Aufstellung von Edicten 
bestand, wozu späterhin noch der Aufruf durch den Herold (Htjfvfpa) 
kommen musste (vergl. Z.68 — 73. pr. D. 5. 1. £.53. §. i. D. 42. 1. 
InSf C 7. 43. £.2. C. 3- 19, Z. 6. §.4. C. 1. 12. mit Nov. 112. e«/>.3. 
jw%) ,. »od dann konnte der Kläger die Sache einseitig fortsetzen und 
ein Urtheil auswirken (L. 73. pr. L. 75. D. 5. 1, £. 59. §. 3. Zfc 42« !•)# 
was indess picht immer für ihn günstig ausfiel, da. er durch das Con* 
tumacialverfahren des Beweisen nicht überhoben ward.. Vergl. Beth- 
m an n - H o 1 1 w e g a. a. 0. S. 291. Die hwqjfytyiGfAuta dtftioaia könnten 
auf die Edicte bezogen werden, indess scheint es dem Wortsinn aar 
gemessener* den Fall zu berücksichtigen, wo die Citatiousedicte durch 
terme titterae vertreten werden (Paulli $enU rec. V. 5. A. §. 7. I*. 8» 
€. 7*43.)» was wahrscheinlicher Weise hauptsächlich, dann vorkommen 
mochte, wenn der Aufenthalt des Beklagten bekannt war; jedenfalls 
haben sie nichts ausser der Form mit den y^appata typooia gemein, 
welche die Provincialstatthalter an ihre College» erlassen sollen, wenn 
sie finden, dass die zu ihrer Provinz gehörigen Colonen von Leuten 
in der benachbarten Provinz festgehalten werden (Nov. 17« cap. 14«) 
oder mit denen, welche der Quästor an die ProvinzialstaUbalter rieh- 
ten darf, um solchen Personen, welche er von der Hauptstadt fort- 
weist, sicheres Geleit bis an den Ort ihrer Bestimmung zn erwirken 
(Nov. 80. cap. 9.). Man steht aus diesen Bemerkungen, das« der 
Erlass dazu bestimmt war, das Contumacial verfahren gegen Kirch- 
flüchtige zu reguliren, also mit einem Worte die Lücke auszu- 
füllen, welche die Verordnung des Leo in den Worten gelassen 
hatte: sed si hoc faecre detrectet aut differat, iudiciorum 
legumque solitus o*do servetur (L. 6. §. 4- €. 1. 12.)» — 
XII. Die Lehre von der Execution betrifft ein Edict des Pr. Pr. 
Archelaus, welches verfügt, dass Executioasbefebie nicht aisge- 
bracht, auch von den betreffenden Scrinien nicht ausgeführt werden 
sollen, wenn nicht das richterliche Urtheil (r#$ \pqyov$) darin auf- 
genommen worden ist; wo nicht, soll das Executionspräcept ungültig 
seyn (ed.2tXXI.§. 2.p.277.). Diese Nachricht ist durchaus neu und 
giebt einiges Licht über das sonst so- dunkle Executions verfahren des 
nettesten Rechtes, dessen Wesen? darin bestanden zu habea scheint, 
dass der Hagistrat einen Executionsbefehl ausfertigte und an sein 
officium zur Exeeution übergab. Die Gegenwart des Magistrates 
bey dem Executionsacte kamt unmöglicher Weise verlangt worden 
seyn, und das bestätigt sieh auch durch die Bemerkungen, welche 
weiter unten über die Mtesio jn Bona gemacht, werden sollen. Ein 
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aoleher Exeeutioesbcfcbl heust in dem Brüste eommomitorium. — 
Viel verwickelter sind die Vorschriften,' welche sich iber den X6yo$ 
in den Verordnungen der Prftfeeten vorfinden. £um Verständnis* 
derselben wird et nötbig, Budget über daa Weten dietet rithtel- 
haften Institutes, weichet die neuem Prozessualisten wie Zimmer* 
nnd Bethnsaan- Hellweg ganz mit Stillschweigen fibergehen, ans 
den Justinianischen Reebtseuellen beyznbringen, da auch dieBemer- 
knngen von Cniacint in der expositio Novellae 17.» nnd ven Hem- 
bergk zu Vach an Nov. 5. ctp. Z. onhefriedigend erscheinen. Aoyog 
ist die Versicherung persönlicher Unverletzlichkeit, nnd 
enthält die Freiheit von der Personalexeeution, wie sie in 
Steuer- und Givilsaehes vorkommen konnte. Zunächst ist für diese 
Ansicht schon der Ausdruck top tijg acvXutg Xoyop beweisend, wie er 
In Jastiniaaa Edict %>prmef. vorkommt; hauptsächlich aberEdictiO. 
cup. 1., weichet folgende Vorschrift enthält. Wer wegen Nichtzah- 
lung geschuldeter Steuern in die Kirche flieht, den soll der Provin- 
eialstatthalter, welcher seine Auslieferung vom Bischöfe zu verlangen 
hat, iber die Grenze der Provinz schaffen; doch sollen Sie Ausge- 
lieferten die Versicherung erhalten (top naXov/ufOf lapßirovttte 
Xoyop), dass sie an den Ort, wohin sie wollen, ohne Schwierigkeit 
durch die Geriehtsdiener gebracht werden sollen. Theodorus Seho- 
lasticus nennt ihn Nov. 17. §.'11. />. 27. Xoyop umt&daq d. h. die 
Versicherung, dass ihm nichts geschehen tolle. Damit steht es nun 
im Einklang, wenn die, welche den Schutz der Kirche in Ansprach 
nehmen, einen Xoyog sich erbitten, damit sie Öffentlich firey herum- 
gehen können (au/ <pra dt^uMiq, qta&wr&eu, sagt Edict 1& c. 10. /r.); 
indess kann diess nicht die ganze Bedeutung des Wortes gewesen 
teyu, da dieser Zweck nur als ein Theil der im Xoyog liegenden Be- 
rechtigung dargestellt wird. Dass er auf einer öffentlichen Ver- 
sicherung beruht, geht aus dem seltsamen Ausdruck pera ttjg toi 
Xoyov ntotHog in Edict 10. cap. 1. hervor, ferner aus den Redens- 
arten Xapßapup, dtdovm Xoyop, womit das Erhalten und das Er- 
tbeilen der Versicherung bezeichnet wird. Vielleicht erstreckte 
sich diese Versicherung der Unverletzlichkeit auch auf die Freyheit 
von der Vermögensexecution. In Nov. 17. cap. 6. wird der Provin- 
cialstatthalter angewiesen, die, welche einen Xoyog erbalten haben, 
wenn Jemand gegen sie klagend auftritt, zu citiren, die Sache zu 
untersuchen und zu entscheiden, jedoch immer unter Wahrung des 
Xoyog; nach der Condemnation soll er ihnen die Wahl lassen, ob sie 
dem Xoyog entsagen und den Gegner befriedigen oder in die Sepia 
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der Kirche zurückgehen wollen, nod in diesem Falle soll dann inner- 
halb der Septa Execution gegen sie ausgebracht werden. Unter 
Execution ist aber hier lediglich die VermOgensexecutioa zn ver- 
stehen; die Personalexecution bleibt ausgeschlossen nach einem Ge- 
setze von Leo iL. 6. §.4. C. 1.12.). — Znr Ertbeilang des Logos 
sind befugt l)der Kaiser (Edict. 1. praef.), 2) der Prfffectus Prä- 
torio, seine Scriniarii oder Tracteutä, oder ihre Stellvertreter 
(Edict.13.co/?. 10*/"\), überhaupt in Steoersachen der erstere allein 
(Ed. 2. praef.)\ 8) der Provincialstatthalter (Nov. 17. cap. 6.)» 

4) der Präfectns Angustalis nnd die Tribnnen können ihn in 
Aegyptea f&r Steoersachen nur insofern ertheilen, als sie mit ihrem 
Vermögen für den Begünstigjen haften (Edict. 13. cap. 10. §. 8*); 

5) dem Patriarchen ist untersagt, einen Xoyog zu ertheilen, ausser, 
wenn es ihm vom Prttfectos Prätorio ausdrücklich erlaubt wird ; dann 
aber darf er nur auf soviel Tage ertheilt werden, als es der Präfect 
gestattet hat, ferner unter den Bedingungen, welche dieser in der 
Erlaubniss vorgeschrieben (Edict. 13« cap. 10* pr.). Die Oeconomen 
nnd Defensoren der Kirche sind in der Regel an die Einwilligung 
des Patriarchen gebunden (Edict. 13. cap. 10. §. 1.)* — Fragt man 
ferner, in welchen Fällen der Xoyog ertheilt ward, so deutet eine 
bereits oben angeführte Stelle (Nov. 17. cap. 6.) ganz deutlich darauf 
hin, dass er vorzüglich bey Kirchflüchtigen vorkam; wahrscheinlich 
galt er hier als ein Mittel, um ihnen für bestimmte Zeit auch ausser 
den Septa der Kirche freyes Geleit zu sichern. Am deutlichsten wird 
diess aus Edict 10. cap. 1., wo die, welche rückständiger Steuern 
halber den. Schutz der Kirche ansprechen, einen Logos erhalten 
nnd von den Gerichtsdienern ungehindert an den Ort ihrer Bestimmng 
gebracht werden sollen. Dass dieser Fall aber der einzige gewesen 
sey, in welchem der Logos ertheilt ward, kann Ref. nicht glauben, 
wenn schon Guiacius diess anzunehmen scheint; warum wäre sonst 
der Provincialstatthalter angewiesen worden, den Grund der Erthet* 
long in jedem Falle genau zu untersuchen? — Die Bedingungen des 
Logos sind im Justinianischen Novellenrechte genauer bestimmt. Es 
sind im Einzelnen folgende: 1) Der Magistrat hat den Grund genau 
zn untersuchen, weshalb er erbeten wird (Nov. 17. cap. 6.). Diess 
deutet auf eine förmliche Causa Cognitio hin, wie sie jedem Decrete 
eines Hagistrats vorangeht. 2) Ergiebt sich ans der Untersuchung, 
dass eine Steuersache vorliegt, so hat er die Bitte geradezu abzu- 
schlagen (Edict. 2. praef.). 3) Er soll nicht leicht auf längere Zeit 
ertheilt werden, niemahls aber über 30 Tage, nnd nach deren Ab- 
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lauf ist er m erneuern (Nor. 17. en». 6.). Der Patriarch ist an den» 
toh Präfecte* Pritorio vergas chr ie bcnen Zeitraum unwiderruflich» 
gebunden, (Edict. 13* cap. 10. pr.). Einige, z.B. Cuiacius observ. 
VUL 40^ baten et noch zur Ertbeilungsbedingung gemacht, dass der 
Ertheiler eise« Eid leiste. Allein in Nov. 17. cap. £., welche nan 
daflir angezogen bat, kl es nur ek Missveretandnies des alten Inter- 
preten, welcher den Ausdruck l<fyovc dnrch iusiurandum erklärt f 
nach JL 6. §. 5. C. i. 2« kam der Eid nur bey KirchOOchiigen vor. 
Wenn man sieh aber noch auf den Scboliasten Julians berufen hat,, 
so weiss Ref. die Stelle nicht aufzufinden; in der Ausgabe des Mirüus 
anriebt vom Xoyog nur das Seholium zu Consta 21. cap. 71. p. 177. r 
allein da ist von einem Eide nicht im entferntesten die Rede. — Man« 
eben ist es gänzlich untersagt, einen Xoyog zu erbitten, z. B. den Cen- 
analen und überhaupt solchen, welche Steuern erbeben gegen die, 
welche sie bey Gelegenheit ihrer Amtsgeschäfte verletzt haben (Nov. 
128. cap. 13.); auch ist der von einer iacompetealen Behörde etr 
tbeüte lejog schon an sich null und nichtig (Edict. 13. cap. 10- 
§• 1 — 3.). In Steuersachen kann Min nur der Kaiser oder der Prä- 
fcetus Prltorio gültiger Weise ertbeilen (Eiiei. 2^ praef.). — Ausser 
diesem Öffentlichen Xoyy; uavliw kommt im Justinianischen Rechte- 
noch ein privater vor, und zwar in folgendem Fall* Wenn ein Sclav 
oder Colone sich ins Kloster begiebt, um sich seinem Herrn zu ent- 
ziehen, so kann er binnen 3 Jahren von ihm vindicirt werden, doch 
muss ihm der letztere bey der Rücknahme aus dem Kloster verspre- 
chen, dass ihm nichts Uebles geschehen solle. Nov. 5. cap. 2. §. 1» 
Moteu nhtufy <og ovdip avtov dpieei uwuif, Nov. 123« cap. 35. loyor 
froottger» «fc evtiw teuo* vnofurei, trooa toi idlov dsßaojov Xccp- 
ßavorta. Man siebt also, dass die Versicherung der Unverletzlich« 
keit auch von Privaten ausgeben konnte. — Erst jetzt wird es mtfg- 
Ueh seya, die heuen Aufschlüsse zn verstehen, welche uns in dieser 
Lehre die Erlasse der Präfecti Prätorio gewähren. Unter ihnen fin- 
den sich zweyEdicte, welche von Zoticus unter der Regierung des 
Anastasius promulgirt sind (ed. XL p. 270^ ed. XIV. p. 271.). Im 
erstgenannten Edicte wird verfügt, dass Biscbüffe, Ecclesiarum De* 
fensores und Oeconomi keinen Xoyog ertbeilen dürfen, und dass im 
Contraventionsfalle der ertheilte X6yo$ null und nichtig seyn soll; 
auch dem, welcher ihn erhalten hat, soll er nichts nützen. Das nun 
stimmt ganz zu dem, was in Justinians Ed*cL 13. cap. 10. pr. §. 1. 
apeciell für Aegypten verfügt wird. Wenn ferner im Folgenden gesagt 
wird, dass die gedachten Personen den vom Proviocjnbtettbalter er- 
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Acuten %6fg in Obacht zn nehmen haben, und dass nur diesem das 
Recht zusteht, einen solchen zu ertheilen, so wird schon für die Zeil 
des Anastasius ein Reehtssatz nachgewiesen, welcher die eigen- 
thüm&ehe Fassung von Nov. 17. cap. 6. veranlasst zu haben scheint. 
Zuletzt wird verfügt, dass die Proviacialstatthalter den Logos flr 
30 Tage und nnr Einmahl im Jahre Einer und derselben Person er* 
theilen sollen« Das nun gtebt uns einen vollständigen AafschJnss Aber 
den Grund, weshalb Kaiser Jnstinian in der angefahrten Stelle die 
Brthejlung des Logos auf eine Frist von 30 Tagen beschränkt bat; 
er hat nehmlich, was schon friber durch die Erlasse der Präfecte* 
eingeführt war, zum allgemeine* Landesgesetz erheben wollen. 
Wollte man die fragliche Stelle so verstehen, als mflsste der Logos 
vom Prorincialstatthalter binnen 30 Tagen ausgefertigt werden, vom 
Anbringen der Parthey an gerechnet, so würde die oben aufge- 
stellte Vermuthnng fortfallen. Auch leagntt Ref. gar nicht, dass 
die betreffenden Worte: &d6va$ da avtoifg loyot imog X yfUQm 
den Sinn haben können; vielleicht hat auch der Heransg. sie se 
genommen, wenn er tibersetzt: dare autem eos oportere 
Xoyov intra XXX dies. Im zweyten Edicte wird den Militarrbe- 
hOrden, ingleiehen den Soldaten überhaupt verboten, einen Logos 
Jemand zu erlheilen, welcher ihnen nicht unmittelbar untergeben ist; 
zugleich für den Fall, dass Jemand einen Logos erhalten, festgesetzt, 
dass die genannten Personen ihn respectiren, mithin die fragliche 
Person nicht mit Gewalt abführen sollen; für den ContraveationsfaH 
soll sich der Provincialstatthalter seiner annehmen. Sollte dagegen 
Jemand klagend gegen ihn auftreten, so soll der Magistrat ihn citiren, 
und falls er ausbleibt, aus seiner Vermögensmasse dem Klüger Genüge 
gewähren, auch den Saumigen mit einer Strafe von 3 Hand Gold 
belegen, welche zu den Bauten der Stadt verwendet werden sollen, 
weher der Säumige stammt« Was hier Air den Gentumazfall eintreten 
soll, scheut dem Gontumacialverfahren nachgebildet, was nach Leo's 
Verordnung hey den Kirch flüchtigen vorkommt (L. 6. §. 4. C> 1. 12.); 
jedenfalls erklärt sich daraus die Verordnung Justinians, dass der 
Präses Provineiä auch während der Daner des Logos Klagen gegen 
den Empfänger annehmen und zu Ende bringen soll (Nov. 17. cap. 0.)< 
— XIII. Mit der Executioa hängt auch die Lehre von dem Mis- 
sionsverfahren zusammen, welches in einer ganzen Reihe von den 
vorliegenden Edicten behandelt wird. Was wir bisher davon wussten, 
beschränkt sieh auf Folgendes : das ptätorische Ediet, welches die 
Missionen verfftgt, setzt voraus, dass der Eingewiesene von den zur 
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Gttermasse gehörigen Sachen seihst Besitz ergreift, daher ihm auch 
bot gegen den besondre Klagen zustehen, welcher ihn daran hindert* 
das Inteedict ne vmßmt etf, pä 4n po*9c$ s i 'en* m minus est (Z.3. pr. 
§. 2. />. 43. 4. £. 5. §• 37. Z>. 36. 40 and die daneben hergehende 
imftctum *cUo (L. 1. §. 3. L.Z. §. 2. L.*. §.4. A4& 4.)- Amch 
wird eine Exeeutio Decreti extra Ordinem genannt, d^h. die Einftlh- 
reug in den Besitz dnrch den Magistrat, welcher das Missionsdecret 
erlassen (JLZ.pr. §.1. 0. 4B.4.), nnd diese ward nach etaer Paral- 
lelstelle dnreh den Officklis eder Viator verwirklicht (L. & §, 27. D. 
36« 4.); auch wird die Besrtzeinsetzung dnrch Mnaicipalniagistrate 
(L. 5. §. 37. A. 36. 4.) und dnrch Seldatenhaad erwibot (L. 3. pr. 
D. 36. 4.). Anf welche Art nnd Weise der Officialis eder Viator 
hey der extraerdinaria Execntio zu verfahren hat, wird weiter 
nicht angegeben« Ueber diesen Punkt gewähren nns im die vorlie- 
genden Erlasse einige« Aufscbluss, von welchen der älteste dem 
Bustathiu* angehört, welcher unter Anastasius 566. Prlfectut 
Pritorio war (ei. XIL p. 276.). Hier wird der OffieieUs angewiesen* 
wenn die Execution inGonstaalinopel vor sich gehen soll, in Gegen- 
wart von öffentlichen Personen (fal dqfioGisvortmv), wahrscheinlich 
Tabnlarien, die Bewohner oder Detentoren des Grundstocks, auch 
die Nachbarn darüber am befragen, wem das Grundstück angehört» 
nnd ob Niemand daran juristischen Besitz habe, nnd hierauf hat er 
das M issionsdeeret an Ort nnd Stelle in Gegenwart jener öffentlichen 
Personen anznschlagen (rtQoafi&dfcu). Wer ohne Beobachtung dieser 
Form sieh in den Besitz setzt, soll den Gesetzen de vi unterliegen", 
auch dem verdrängten Besitzer allen und jeden verursachten Schaden 
ersetzen. Diese Form nun wird für die Hauptstadt in einem spätem, 
Erlasse des Bassus vom Jahre 538. oder 547. bestätigt, wornach 
das Zeogniss der (HVcialea hinreichen soll, dass sie die Nachbarn 
befragt uad diese ausgesagt haben, das Grundstück werde von Nie- 
mand besessen; in den Provinzen aber bedarf es zur Einsetzung in 
den Besitz noch der Acta des Defensors, in welche auch die genann- 
ten Aussagen der Nachbarn aufgenommen werde» sollen. Ist kein 
Defensor vorhanden, so geht der Act vor dem Proviacfalstatthalter 
vor sich, und in Ermangelung dessen vor dem Bischoff der Stadt 
(Nov. f 67., ed. 2. p. 267.). Für die Vornahme der nöthigen Unter- 
suchungen schreibt eine Form des Areobindus gegen die Mitte des 
sechsten Jahrhunderts eine Frist von 20 Tagen vor; wo die Tradition 
«ethwendig wird, soll sie binnen zehn Tagen nach der Vollendung 
jener Untersuchung erfolgen (ed. V. §. 3. p. 269.). Aus diesen Zeug« 
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■tsaen nun erklärt sieh tob seihst eioe Stelle de» Justinianischen Codex, 
welche deo Interprelen bisher unverständlich war. Justinian ver- 
ordne* in L. 3. C 6- 33.» dass der im Testament eingesetzte Erbe unter 
gewissen Voraussetzungen, welche uns hier nieht weiter inieres&iren, 
•ine Missio in Bona erhalten soll« Mittäter quiiem y heisst es da, 
in ponesiümem earum rertm, quae testaioris mortis tempere fuerunt, 
n»n auiem legitimo tfiode ab alio detinentur % et eam testificatione 
publicarum personarum aceipiaL Was soll es nun beissen, wenn 
gesagt wird, der Eingewiesene solle den Besitz der Sachen erhalten 
unter dem Gezeugniss der pubUcae personae? Nach dem oben 
Gesagten bezieht sich der Kaiser auf den .bereits seit längerer Zeit 
in der Hauptstadt bestehenden Gebrauch, dafs die Officialen bey der 
Executio Decreti die drjfMxruvorteg zuzuziehen haben« — XIV« Die 
Lehre von den Rechtsmitteln ergiebt^ dass, seitdem die Präfecli 
Prätorio inappellabel geworden, gegen ihre Urtheüe eine Berufung 
nur in. der Form der Supplicatio an den Kaiser zulässig war, welcher 
die neue Entscheidung in der Sache entweder dem Amtsnachfolger 
des Präfectus Prätorio oder aber demjenigen aufzutragen pflegte, 
welcher das frühere Urtheil gefällt hatte; im letztgenannten Falle 
freylich unter Zuziehung des Quästor sacri Palatii zur Verhütung der 
Parlheylicbkeit (L. 35. C. 7. 62. vergl. Bethmann-Hollweg a. a. 0. 
S.372»). Diese Supplicatio nun, welche an die Fatalien der Appel- 
lation gebunden war, heisst in der Kunstsprache der Novellen «#«- 
ytjXdqrjou; (Not. 82. cap. 12«, Nov. 115» cap. 1., Nov. 119. cap. 5.)* 
Wenn es nun in einem Edict des Areobindus aus der Mitte des 
sechsten Jahrhunderts heisst, dass, wer zweyMahl in derselben Sache 
von den Präfecli Prätorio verurtheilt worden, das Rechtsmittel der 
Supplication nicht gebrauchen kann, so wird uns zwar nicht gerade 
ein neuer Ausschluss in der Sache geboten, sondern es bestätigt sich 
dadurch nur, was wir bereits aus einer Constitution Valentinians 
wussten (L. 5. C. 1. 19.), an die sich natürlich das vorliegende Edict 
auf das Engste aascbliesst 

Möge der Herausg. aus diesen Bemerkungen Aber seine jüngste 
Leistung das rege Interesse herauslesen, mit welchem Ref. die vor- 
liegenden 'Avixdota aufgenommen hat« Wenn nun gleichwohl einige 
dieser Bemerkungen abfällig ausgefallen sind, so wird am wenigsten 
der, welcher bisher immer die Leistung von der Person des Leisten- 
den zn trennen gewusst hat, Referenten der Tadelsucht zeihen 
wollen, da es bey Hittheilung solcher Schätze, wie sie hier dem 
juristischen Publikum geboten werden, hauptsächlich darauf ankam, 
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die Art und Wette anzudeuten, wie diese Entdeckungen Bit dem 
bereits Betauten, hauptsächlich mit den Resultaten der neuesten 
Forschung auf des Gebiete des bj laatiniseheu Rechtes zusammen- 
gedacht werde* missen; die wesentlichen Ergebniste derselben von 
blendenden, aber deth nnhallbaren Vermuthnngen auszuscheiden, und 
die Kunst in dus gehörige Liebt so »teilen, mit welcher der Heraasg. 
diese neuen Quellen behandelt, und die Verarbeitung des reichen 
Stoffes vorbereitet bat, welchen sie zur Erklärung der Jastinianiscben 
RechtsaneJIen bieten. Leben wir doch alle in Einer grossen Geniein- 
sehaft, in welcher auch sehen der kleinste Beytrag zur Aufhellung 
dunkler Parlhien im Gebiete der Wissenschaft seine Anerkennung 
findet; um wie viel mehr Leistungen von so ausgezeichneter Art, die 
einen grossen Theil dieses Gebietes umgestalten, und wahrlieb nicht 
erst Referentens bedürfen, um sich Geltung zu verschaffen. Möge 
aber euch der treffliche Herausg. durch den Suceess, welchen wir 
dieser Leistung versprechen dftrfen, sich mächtig angeregt fehlen, 
unter Verachtung alles Cliquenwesens auf dem einmal betretenen 
Pfade rüstig vorwärts zu schreiten , und alle Schwingen seiner 
Geisteskraft entfalten, um das Gebiet der Rechtswissenschaft, welches 
ihm schon soviel verdankt, durch die Verarbeitnag seines herrlichen 
Apparates fernerhin zu erweitern. Findet er noch nicht gleich so 
allgemeine Anerkennung, wie er zu erwarten berechtigt ist, so wird 
ihn doch das Bewusstseyn sUrken, dass er leistet, was im Felde den 
Wissens unvergänglich ist, und er die Ansicht derer nur zu bemit- 
leiden wissen, welche gewohnt sind, Gelehrte nach dem, Was sie 
leisten, nicht nach dem Wie zu beurtbeilen. 
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II. Anzeigen. 

Biographischer »nd juristischer Nachlass von Dr. Karl Sa- 
lomo Zachariä v. Iiingentlial, Gberzogl. Bad. Geheimen*. 
IL Klasse, o. ö. Rechtslehrer an d. Univ. Heidelberg, Comthur 
u. s. w. Herausgeg. von dessen Sohne Dr. !£• E. Zacnariä 
v. Iiingentlial. Stuttgart, Tübingen, Cotta'scher Verlag, 1843* 
192 S. gr. 8. (geh. i-J- Tblr.). 

Wenn Biographien bedeutender Männer schon an sich einen 
eigentümlichen Reitz gewähren, da sie den Leser gewissermaassen 
mm Vertrauten dessen machen, dessen Leben sie schildern, und 
eben hierdurch oft eine grössere Theilnahme für ihn erwecken, als 
seine Thaten, seine Schriften zu erregen im Stande waren, indem 
sie zeigen, wie er derjenige wurde, als welcher er von der Mit- 
und Nachwelt geachtet, verehrt, bewundert wird: so ist eine Auto- 
biographie hierzu ganz besonders geeignet, und um so mehr, wenn 
sie, wie die vorliegende, schon durch ihre kräftige frische Sprache 
anzieht, und nicht nur eine äussere, sondern, wenn man so sagen 
darf, zugleich eine innere Lebensgeschichte giebt, d. h. nicht nur 
den äusseren Lebenslauf, die äusseren Sphiksale, sondern auch die 
Gedanken und Empfindungen des Autobiographen in den verschie- 
denen Lagen seines Lebens in ungeschminkter Wahrheit schildert* 
Die vorliegende, doreh viele KernsprOche, durch viele passende 
Vergleiche zwischen dem eigenen Privat- und dem öffentlichen Le- 
ben, durch manche herrliche Wahrheit gewürzte Autobiographie des 
am 17* März 1843., im 74. Jahre seines Alter gestorbenen Karl 
Salorao Zachariä wird nicht nur seinen Schülern, Freunden und 
speciellen Verehrern werrh sein , sondern sie ist auch für einen grös- 
sern Kreis von Lehrern, besonders für diejenigen .interessant, welche, 
wie der Verf., die academische Laufbahn verfolgen. In einer ker- 
nigen Sprache schildert er mit grosser Offenherzigkeit zuerst etwas 
ausführlicher seine Kindheit, welche ihm noch lebhaft vor der Seele . 
steht, die verschiedenen Erziehungs- und Unterrichtsmethoden, die 
bei ihm angewandt worden, den Einfluss, welchen sie auf den leb- 
haften, reizbaren, unverträglichen Knaben gehabt,* wobei er mit in- 
niger Dankbarkeit sich seiner Lehrer erinnert, und unter diesen be- 
sonders zwei, seinen Hauslehrer Schwarze, und den Conrector, 
späteren Rector an der Fürstenschule zu Meissen» welche er von 
seinem 15. Jahre an besuchte, Müller, besonders dankbar hervor- 
hebt. Auf die ganze Richtung seiner späteren Studien und seiner 
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Bildung hatte sein Onkel Klässing, in dessen Hansa er wahrend 
geiner fünfjährigen Studienzeit zu Leipzig wohnte, und anf dessen 
Kosten er studirte, den grösslen Einfloss. Ohne innere Neigung war 
Zachariä zum Rechtsstudium bestimmt, weil auch sein Vater Jurist 
war,» borte aber, von seinen Onkel geleitet, die ersten Jahre seines 
academiscben Lebens ausschliesslich philosophische, geschichtliche, 
philologische und mathematische Vorlesungen, worin er den Grand 
erblickt, dass er später nie das positive Recht allein und als solches 
studirte, sondern dass er sich mehr von dem Allgemeinen, von dem 
Geiste der Gesetze angezogen gefühlt habe. " Nach Beendigung sei- 
ner academischen Studien begleitete er einen jungen Grafen zur 
Lippe als Hofmeister auf die Universität Wittenberg, wo er später- 
hin (1794.) auch als Docent auftrat Treffliche Wahrheiten enthält 
gerade dieser Theil der Autobiographie des Verfs., in welchem er von 
seinem ersten Auftreten als academischer Lehrer spricht und daran 
allgemeine Bemerkungen Ober den Beruf und die Laufbahn eines sol- 
eben knflpft. So heisst es z. B. S. 31.: „Die Zuhörer machen den 
Lehrer, den Redner. Es ist ein grosses Glück für einen angehen- 
den academischen Lehrer, wenn er Zuhörer findet, deren Fleiss den 
seinigen steigert. [Sehr wahr!] Je grösser die Versammlung, desto 
leichter ist es, zu ihr zu sprechen." Und weiter unten: „Um gut 
zu sprechen, muss man mit einer Art von Begeisterung sprechen, 
und Begeisterung quillt nur aus dem Herzen, nur aus Liebe zur 
Sache hervor. (Pectus faeit disertum!) Darum verlieren auch die 
besten academischen Lehrer im Alter ihre Zuhörer, das Jugendfeuer 
ist entflohen, wer vermag es zu bannen! u. s, w." 1802. wurde 
Z. ordentlicher Professor zu Wittenberg, folgte aber 1804 einem 
Ruf nach Heidelberg, wo er bis zu seinem Tode als ordentlicher 
Lehrer, zugleich aber auch als vielgesuchter Rechtsconsulent gewirkt 
hat« Anziehend ist durch die ganze Biographie hindurch die über- 
all eingeflochtene Schilderung seines geistigen Fortschreitens, die 
Richtung, welche seine rechtsgelehrte Bildung, zum Theil durch 
äussere Impulse bestimmt, nahm, anziehend ist auch die kurze, aber 
bestimmte Gharacteristik der Universitäten Wittenberg und Heidel- 
berg, wie er beide im Jahre 1807. bei seiner Versetzung von der 
einen zu der andern fand. Lehrreich sind seine Bemerkungen über 
die staatlichen un<J kirchlichen Verhältnisse im Allgemeinen, und 
Badens insbesondere, so wie diejenigen, welche er über die Art und 
Weise, wie er sich bildete, wie er namentlich schrieb, macht. 
Auch Landtagsdeputirter war er von 1820 — 1829., so wie er auch 
an der Direction der Gesetzgebungscommission Theil nahm. Einen 
ehrenvollen Ruf nach Leipzig 1829. schlug er aus Anhänglichkeit 
an seinen Fürsten aus. Die Liebe zum Landleben, die in seinem 
Alter besonders lebendig wieder in ihm erwachte, veranlasste ihn, 
ein Gut zu kaufen, und für das Wohlergehen seiner Kinder noch 
dadurch zu sorgen, dass er sich im J. 1842., ein Jahr vor seinem 
Tode, unter Beilegung des Namens von Lingentbal adeln liess. 
Der Sohn des Verstorbenen , welcher der im Jahr 1823. geschrien 
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benen Autobiographie einen Nachtrag hinzugefügt hat, vertheidigt 
in- demselben seinen Vater gegen den ihm von Vielen gemachten 
Vorwarf des Schwankens in seinen Ansichten, er habe unablässig 
nach höherer und besserer Erkenntniss gerungen, und sich nicht 
gescheut, wenn er später eine richtigere Ansicht von einer Sache 
oder einem Rechtsgrundsatze erlangt, sieb zu dieser auch offen zu 
bekennen, allerdings ein sehr edler und ehren wer ther Grundsatz, da 
das menschliche Wissen und Können ja nie vollkommen ist, sondern 
immer zum Höheren und Besseren streben soll, wobei es nicht aus- 
bleiben kann, dass man mitunter später eine andere, richtigere An« 
sieht von irgend einem Gegenstande erhält, als man früher gehabt 
hat. Seinen früheren Irrthum und seine jetzige bessere Ueberzeu- 
gung offen anzuerkennen, ist aber keines Mannes unwürdig. — 
Das von dem Herausg. mitgetheilte Verzeich niss der Schriften des 
Verfs. enthält 145 Nummern, und giebt ein Zeugniss von der grossen 
schriftstellei ischen Tfaäligkeit desselben. 

Wir haben uns bei dieser ersten, biographischen Abtheilung 
lies zur Anzeige uns vorliegenden Buchs etwas länger verweilt, weil 
wir sie für das interessanteste desselben halten; die zweite, juristi- 
sche enthält unbedeutendere Abhandlungen, zum Theil nur Frag- 
mente über einzelne Gegenstände des Rechts. Die erste, über 
das Staats- Kirchenrecht der Staaten des Rheinbundes, 
hat jetzt nur noch einen historischen Werth, und da sie, nach ei- 
ner Anmerkung des Herausg. schon aus dem Jahre 1810. herrührt, 
so hat wohl der Verf. dadurch , dass er sie in dem langen Zeiträume 
von 32 Jahren nicht hat drucken lassen, hinlänglich gezeigt, dass 
er eine Veröffentlichung derselben nicht mehr für zeitgemäss halte. 
In der zweiten, über den Begriff des öffentlichen Rechts 
und den des Privatrechts, macht der Verf. einen, recht miss- 
kingenen Versuch, an die Stelle der genannten Einteilung des 
Rechts, gegen welche sich allerdings manche Einwände erheben 
lassen, eine andere, nämlich die in Verfassungs- und Regie- 
rungsrecht, zu setzen, unter welche beiden Hauptklassen von Rech- 
ten alle einzelne Arten derselben subordinirt werden sollen. Aber 
der Verf. bemerkt selbst, dass auch nach dieser „systematischen 
Einlheilung der Rechtswissenschaft," wie er sie nennt, bei einem 
guten Theile von Rechtslehren es zweifelhaft bleiben werde, ob 
und in wiefern sie in den einen oder in den andern Theil des 
Rechts gehören, anderer Einwendungen nicht zu gedenken, welche 
eine Reception dieser Eintheilung wohl sehr problematisch machen 
dürften. Auch das Resultat der dritten Abhandlung: von dem Ver- 
pflichtungsgrunde der Rechtsgewohoheiten, ist durchaus 
nicht befriedigend. Der Verf. deducirt dieselbe nämlich so: „Nie- 
mand wird bezweifeln, dass das • • . • 8, g. jus scriptum verpflich- 
tend sei. Diesem Recht aber ist das Gewohnheitsrecht 
gleich zu achten. Denn ein Gesetz ist nicht deswegen ein Gesetz, 
weil es des und des Inhalts ist, sondern weil es das, was es enthält, 
bekräftigt, sanettonirt. Nun hat diese Sanetion ebensowohl das Ge- 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg. IX. H.IV. 24 
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wohohei tsrecht, als das geschriebene Recht Mithin sind anch beide 
Rechte - . . . ihrer verbindenden Kraft nach einander 'gleich zu ach- 
ten. u Kurz vorher sagt der Verf. , da« die verbindende Kraft des 
Gewohnheitsrechts nicht in die stillschweigende Einwilligung 
des Gesetzgehers gesetzt werden könne; gleich nach obiger De* 
daction dagegen fahrt er fort» dass dieselbe auf den Satze beruhe, 
dass eine Rechtsgewohnheit nur nnter der Bedingung diese Eigen- 
schaft habe, dass sie vom Staat ausdrfleklich als Rechtsgewohnheit 
anerkannt sei. Der Herausg. hätte seine Pietät besser gezeigt, wenn 
er Abhandlungen, wie diese, welche fast auf derselben Seite sol- 
che Widerspräche enthalten , der Oeffentlichkeit nicht übergeben 
hätte. Ja, dieses Urtheil dürfte wohl von der ganzen zweiten Ab- 
theilung nicht zu stark sein; die Wissenschaft hat wenigstens durch 
ihre Veröffentlichung keine grosse Bereicherung erfahren, daher 
wärde der Druck derselben, ohne Nachtheil der Wissenschaft, sehr 
gut haben unterbleiben können. Von den folgenden Abhandlungen, 
von welchen nur die Nr. VII. und IX. etwas erheblicher sind, kön- 
nen wir nur die Ueberscbriften nennen, da ein weiteres Eingehen 
einesteils unnötbig erscheint, anderntheils die Gränze einer blossen 
Anzeige überschritten hätte: IV. Das deutsche Recht, eine Quelle des 
gemeinen katholischen Kirchenrechts. V. Das Recht der katholischen 
Kirche ist auch in dem Sinne ein deutsches Recht, dass es auf den 
sittlichen Zustand der Volker deutschen Ursprungs im Mittelalter be- 
sonders berechnet war. VI. War auch der hohe Adel der Ahnen- 
probe in den deutschen Stiftern unterworfen? Die Antwort, die der 
Verf. hierauf ertheilt, lautet verneinend* VII. Noch ein Beitrag za 
der Lehre von den nichtstandesmässigen Eben des hohen deutschen 
Adels. VIII. Einige Bemerkungen, welche die Stiftung eines Fa- 
milienfideieoromisses betreffen (durchaus unbedeutend.)* IX. Ueber 
die Lehnsfolge in die Firfdaischea Lehne. X. Ueber die Frage: 
kann der Verleger einer Druckschrift sein Verlagsrecht ohne Zustim- 
mung des Verfassers veräussern? (Nach den Umständen verschieden 
beantwortet.) XI. Ueber das Recht des Staats, Handlungen, die blon 
unsittlich sind, zu bestrafen« 

Diese kurze Anzeige wird genügen, um zu zeigen, dass wir 
dem Rerausg. nur für die Mittheilung der äusserst gemflthlichen An- 
giographie Dank schuldig sind, dass wir aber in Betreff der juristi- 
schen Abhandlangen seinem Urtheile, als habe er sie der Mit- und 
Nachwelt nicht vorenthalten dürfen, nicht beistimmen können. 

Häberlin. 

Das Schroten überhaupt ist dem Mühlenzwange nicht unter- 
worfen. Von J. Rohwer je«., Hufner in Holtorf, Abgeord- 
neter d. Holstein. Ständeversammlnng. Oldenburg, Fränckel, 1844. 
38 S. 8. 

Der Verf. dieser Schrift ist, wie ihr Titel anzeigt, nieht Jurist, 
idern ein Landmann Jürgen Rohwer, Hufner zu Holtorf im 
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Ante Rendsbnrg. Et gehen demselben daher auch alle geWirten 
juristischen Kenntnisse ab, dagegen ist er im Besitz eines gesunden 
Menschenverstandes, einer Gabe Gottes, welche auch in Rechtssachen 
oft, ja in der Regel mehr wertb ist, als Gelehrsamkeit und doch lei- 
der mit dieser nicht immer verbunden ist. Mit diesem seinen gasen- 
den Verstand hat er denn «ach in der hier vorliegenden Rechtsfrage, 
deren Gegenstand aaf dem Titel angegeben ist, das Richtige heraus- 
gefunden^ worauf freilich um deswillen ein geringerer Werth, als 
unter andern Umständen, zu legen ist, weil das eigene Interesse des 
Verfs. ihn nothwendig aaf die richtige Ansicht hinführen musste. 
Die Art, wie er seine Ansieht auseinander setzt, ist ebenfalls nar 
lobeaswerth, — kurz, bfindig, klar. Mancher Sachwalter könnte 
sich hier ein Muster nehmen. Vorzüglich interessant war es dem 
Ref., zu sehen, wie ein schlichter, durch wissenschaftliche Studien 
nicht gebildeter Mann mit seinem klaren Verstand zu einem Rechts- 
satze gelangt ist, dessen Wahrheit jetzt freilich von Allen aner- 
kannt, aber früher voa manchem Juristen, seihst von dem zu sei- 
ner Zeit so bedeutenden , auch jetzt noch hier uud da als Prophet 
verehrten Hommel nicht durchschaut worden ist* Bekanntlich hat 
der letztere in seinen fthapsod. ebt. 480. angenommen, dass der 
Arzt, von dem Jemand bisher sich hat behandeln lassen, dann, wenn 
dieser ihn nicht weiter zn Rathe zieht, den Schutz in dem Besitz des 
Rechts, seinen bisherigen Kunden zu cnriren, zu verlangen befugt 
sey. Unser Verf. kommt S. 22. aaf etwas Aehnliches, aber er sieht 
sofort das Unvernünftige solcher Annahmen ein und bezeichnet der- , 
gleichen Fragen als „abgeschmackte Rechtsstreitigkeiten. 4 ' Uebrigeas 
will Ref. das Lob, welches er dem Verf. bisher ertheilt hat, nicht 
auf alle und jede Ansicht erstrecken, z. B. nicht auf das, was S. 20. 
als Grund angegeben ist, weshalb von einer Verjährung, durch wel- 
che auch das Schroten Gegenstand des Mühlenzwangs geworden, 
nicht die Rede seyn könne. — Ben wissenschaftlichen Werth der 
Schrift findet Ref. hauptsächlich in den mitgctheilten Entscheidun- 
gen des 0.-A.-G. zu Kiel, ausserdem hat sie fiir den Holsteinischen 
Juristen noch eine besondere Bedeutung durch die Beziehung auf 
dortige loeale Verhältnisse. In dieser Hinsicht findet Ref. sie auch in 
diesen Jahrb. schon beiläufig erwähnt, nämlich in Franc ke's Recen- 
sion des Lehrbuchs von Panlseu S.58. des gegenwärtigen Jahrganges. 



Praktische Ausführung aus der Lehre von der Sonderling des 
Lehens vom Erbe, mit besonderem Hinblicke auf den Sonde- 
rungsfall in der Lehensherrschaft R. im Kdnigr. Sachsen, nach dem 
im J. 1825. ohne lehnsfäbige Descendenz erfolgten Ableben ihres 
letzten Besitzers. Von J. Fr. Brückner, K. Sachs. Justizamt« 
mann zu Rochlitz [jetzt Amtshauptmann zu Zwickau]. Altenburg, 
Heibig, 1844. 46 S. 8. (geh. | Thlr.) 

Der auf dem Titel bezeichnete Gegenstand wird nach seinen 

hauptsächlichsten Seiten mit besonderer Berücksichtigung des K. 

24* ' 
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Sächsischen Rechts in dieser kleinen Schrift auf eine sehr klare Weise 
und zwar so erörtert, dass die vorgetragenen Ansichten nach dem 
gegenwartigen Stande der Wissenschaft als die richtigen erscheinen. 
Für die letztere hat der Verf. wohl seihst einen Gewinn nicht er- 
zielen wollen und auch nicht erzielt; wohl aber kann seine Schrift 
als eine deutliche und gehörig begründete Anweisung für praeüsche 
Juristen betrachten werden, mit deren Hülfe sie in Fällen, in wel- 
chen eine Sonderung des Lehns vom Erbe in Frage kommt, leicht 
den richtigen Weg finden werden. Erläutert sind die theoretischen 
Sätze des Verfs. durch Beispiele aus der auf dem Titel erwähnten 
Differenz. Diese letztere hat allem Anschein nach dem Verf. den 
Impuls zur Ausarbeitung der Schrift gegeben. Eine besonders merk- 
würdige Erscheinung ist nun dieser Rechtsfall, soweit der Verf. ihn 
mitgetheilt hat, eben nicht; denn was in ihm vorgekommen ist, findet 
sich mehr oder weniger auch in gar vielen anderen Processen, 
z. B. dass der Kläger nicht blos das erste, sondern auch das zweite 
Mal mit «einem Klagvorbringen abgewiesen worden ist-, oder dass ein 
Urtbel, welches in höchster Instanz entschied, von einer irrigen 
Recbtsansicht ausgegangen ist, wie das S. 19. f. von dem Verf. an- 
geführte und von ihm selbst angezweifelte Erkenntnis«. Interessanter 
würde aber jener Rechtsfall und eine noch weit reichhaltigere Quelle 
von Belebrungen über die hier fragliche Rechtsmaterie geworden 
seyn, wenn der Verf. nicht blos die Präliminarien, — den Besitz- 
streit und den Provocationsprocess, — und die, wie erwähnt, zwei 
Mal missglückten Versuche der Anstellung einer petitorischen Klage, 
sondern auch das endliche Schicksal eines mit Erfolg erhobenen An- 
spruchs der letztern Art, namentlich die Art der Beweisführung und 
deren Resultat mitgetheilt hätte. Das konnte er nun freilich nicht 
thun, da die Sache noch nicht so weit gediehen war, als er seine 
Schrift verfasste. Ob er aber gerade um deswillen nicht wohlgethan, 
wenn er seine Abhandlung lieber solange zurückgehalten hätte, bis 
alles das, was Ref. vermisst, eingetreten und der Verf. dadurch in 
den Stand gesetzt gewesen wäre, die von ihm vorgetragenen Grand- 
sätze durch die Beziehung auf die weiteren Vorgänge in jenem Pro- 
cesse noch anschaulicher zu machen, — das ist eine Frage, deren 
bejahende Beantwortung dem Ref. ebensowenig zweifelhaft ist, als 
dem Verf. die verneinende gewesen zu seyn scheint. 
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III. Miscellen. 



Akademische Thätigkeit der Juristen Deutschlands. 

Dag folgende Verzeichniss der auf den* Deatschen Univeni täten für die- 
beiden Semester von Ottern bis Michaelis 1844. (S.) und von Michaelis 1344. bis 
Ostern 1845. (JF.) angekündigten Vorlesungen entspricht in seiner Einrichtung 
im Allgemeinen demjenigen, welches in den Jahrb. 1843. S. 463. ff. mitget heilt 
worden ist. Die Universitäten der Schweiz sind dieses Mal- unberücksichtigt 
geblieben, um beider Schwierigkeit, zuverlässige Nachrichten über die dortigen» 
Verhältnisse zu erlangen, die Veröffentlichung des über die Deutschen Univer- 
sitäten sich erstreckenden Verzeichnisse« nicht zu lange aufzuhalten. — Voraus 
geht dem Verzeichnisse selbst eine Tabelle über die Zahl der Docenten und Stu- 
denten der Rechte in den- angegebenen beiden. Semestern , nach« Art der in den. 
Jahrb. 1844. S. 371. abgedruckten Tabelle. Eine Vergleichung mit der letztern 
giebt das Resultat, dass die Zahl der Docenten im Sommersemester 1844. die- 
selbe, wie im Wintersemester 18||. geblieben ist, im Wintersemester 18f£. aber 
um 1 sich vermindert hat, und' dass die Zahl der Studenten, im Verhältnis* zu 
dem Winterseraester 18{|-., im Sominersemester 1844. um 45 und im Winter- 
semester 18f£. um 96 gestiegen ist. 
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2. Verzeichniss der Vorlesungen. 

Perlte. 

Ord. Pref. v. L an ei «olle: 8. Deut. Reichs- u. Rech ts-Gesch., Ueb. d. 
vormal. Verfassung d. Deut Reiehf u. d. gegenwärt, d. Dent. Bundes; W. Ueb. d. 
Quellen u. Hilfsmittel d. Deut. Staatsrecht«, Deut. Staatsr. u. PrivatfOrstenr. — 
Heffter: S. Europ., insbes. Deut. Staatsrecht, Crirainalrecht, Gem. Civilproc, 
Preuss. Civilproc.; JF. Kirchen recht, Criminalproc, Ueb. gerichtl. Praxis verb. 
m. e. Conversatorium nebst pract. Ueb an gen, Völkerrecht. — Homeyer: S. 
Deut Privatrecht m. Lehn- u. Handels-R. n. Ar«*/, Wechselrecht; W. Deut« 
Reichs* u. Rechts-Geseh. , Ueb. d. altdeut. Gerichtswesen, Preuss. Landrecht. — 
Stahl: 5. Kirchenrecht, Eherecht; W. Naturrecht, Deut Staatsr. o. Privat- 
fürstenrecht, Ueb. d. Landstände. — Puchta: S. Inst. m. Rechtsalterth. u. d. 
Lehre v. d. Quellen d. Rom. R. nlbst Repetiterium su freier Theilnahme f. d. Zu- 
hörer, Rom. Erbrecht; W, Pand. m. Uebungen in d. Entscheid, v. Civilrechts- 
f allen, Rom. Erbrecht, Etklärung schwieriger Stellen d. Ih'g. u. d. Csd. — Ru- 
dorff: S. Rom. Rechtsgesch. , Pand. nebst Erbrecht m. Entscheidung v. Civil- 
rechtsfallen; W. Rom. Rechtsgesch., Inst. u.Alterth. d.Röm. R., Exegese schwie- 
riger Stellen d. Dtg., Gem. u. Preuss. Civilproc. 

Mitglied «.Akademie d.Wlas. Dirksen: & Pand., Rom. Erbrecht; 
W. Rom. Rechtsgesch., Inat u. Alterth. d. Rom. R. 

Aaaaerord, Prof. R o s t e 1 1 : S. Eacyclop. u. M ethod. , Ueb. t. evangel. 
Kirche« verfass., Staatsr. d. Deut. Bundes u. d. einsei. Bundesstaaten u. Privat- 
fürstenrecht, Europ. Vdlkerr.; W. Eacyclep. u. Method., Ueb. d. Verfass. d. 
Deut. Bundes; Kirchenr.. Völkerr. — Goschen: & Encyclop. u. Method.« 
Kirchenr., Dent. Reichs- u. Rechts-Geseh., Erklärung d. Sachsenspiegels, Cri- 
minalproc. — Heydemann:iS. Natnrr., Preuss. Landr., Code Napol., Ver- 
gleichende Darstell, d, Erbr. ». allgem. Preuss. Landr. u. d. Cod. Napoh; W. Ma- 
turrecht, Criminalr., Preuss. Landr., Auserlesene Lehren U.Streitfragen d. Preuss. 
R. — Freih. v. Richthofe n: & Deut. Staatsr. u. Privatfürstenr., Die Lehre v. 
d. Landständen n. Deut. Staatsr., Preuss. Staatsr.; W. Deut. Privatr. m. Handels- 
u. Lehn-R., Conversat. Uebungen im Deut. R. — v. Daniels: W. Ueb. d. Pro- 
cesslettungsamt d. CivilHchters, Inat u. Gesch. d. Fransos. u. Rhein. Rechts. 

Prlvatsloo. Kohlstock: S. u. W. Repetitor. u. Examinator. — Schmidt: 
5. Rom. Rechtsgesch., Inst. u. Alterth. d. Rom. R., Rom. Erbr., Repetitor, u. 
Examinator. ; W. Rom. Rechtsgesch., Pand., Gem. u. Preuss. Civilproc, Repetitor. 
U.Examinator. _— Collmann: 5. Deut. Staatsr. u. Privat fürs tenr. , Europ. 
Vdlkerr., Disputirti bongen flb. pract. Fragen d. Staats- u. Völker-R.; W. Deut. 
Privat- R. m. Handels- u. Lehn-R., Deut. Staats- u. Privatfursten-R., Vdlkerr. — 
Häberlin: 5. Deut. Ifbichs- u. Rechts-Gesch., Deut. Staatsr. u. Privatfürsten r. 
m. besond. Rucks, a.d. neueren Verfass.- Urk., Entstehungs-Gesch.d. öflf.R.d.Deut 
Bundes, Europ. Vdlkerr.; W. Criminalr., Criminalproc, Repetitor, u. Conversator. 
üb. Criminal-R. u. Proc, Vdlkerr. — Gneist: S. Examinator, üb. d. Pand., 
Criminalr., Criminalproc, Ueb. Oeffenllichk. u. M Qndlichk. d. Rechtspflege; W, 
Pand. m.exeget.u.dialect. Uebungen, Rom, Erbr., Criminalr. m. Rucks. a.d. neueren 
Criminalgesetzbucher, Ueb. d. v Geschwornengericht. — Jhering: Gesch. d. 
neuern Jurisprudenz, Rom. Rechtsgesch., Paodeetenpractikum verb. m. e. Repe- 
tition d. wichtigsten Lehren d. heut. Rom. R., Repetitor, u. Examinator.; W. 
Encyclop. o. Method., Gesch. d. neuern Jurisprudenz, Rom. Rechtsgesch. 



Ord. Prof» Walter: 8. Naturr., Deut. Staats- u.Rechts-Gesch., Deut. 
Rechtsalterth. im Ged. Reinecke Vot, Franzds. Civilr., Kirchenr.; W. Encyclop. 
u. Method., Rom. Rechtsgesch., Deut. Privatr., Disputationen ab. d. Deut. Privatr. 
— Blume: S. Inst, u. Quellenkunde d. Rom. R., Repetitor, üb d. Inst«, Gem. u. 
Rhein. Civilproc; W. Pand., Exeget. u. pract. Uebungen, Gem., Preuss. u. Rhein. 
Criminalproc, Kirchenr. — Bdcking: & Pand. Ister Tbl., Rom. Erbr., Ausge- 
wählte Gegenstände d. Civilr., Criminalr.; W. Inst, Erklär, d. Inst d. Gaj. u. d. 
Justin., Conversatorium üb. d. Inst, RÖm. Erbr., Criminalr. — Deiters: S. 
ncyclop. u. Method., Deut Privatr. , Deut. ehel. Gdterr., Lehnr.; 11*. Deut. 
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Staats- u. Rechts-Gesch., Deutschreehtl. Disputator., Preuss. Landr. — Seif: 
Ä, Rom. Recbtsgeseh., Pand., Rom. Farailienr. ; W. Inst., Exegese d. Init. d. Gttj., 
Rom. Erbr., Gem. a. Preuss. Civilproc — Perthes: S. Ueb. d. Deut. Staat vor 
Ausbruch d. Franzos. Revolution in s. Beziehung z. Deut. Staate d. Gegenwart, 
Das Preuss. Staatsr. u. d. Preuss. Verwaltung; W. Deut. Rechtsgeseh., Ausge- 
wählte Theile d. Deut. R., Deut. Staatsr. — Bauerband: W. Franzö's. Civilr., 
Franzds. Wechselr., Rhein. (Franzos.) Civilproc. 

Ausserord. Prof. Nieolovius: 5. Lehnr. , Preuss. Landr. , Preuss. 
Kirchenr., W. Gesch. d. Preuss. R., Völkern, Kirehenr. — Budde: S. Rom» 
Recbtsgeseh., Ausgewählte Stellen d. Sachsenspiegels, Preuss. Landr.; IT. Deut. 
Privatr., Handelsr., Lehnr. 

Privntdoe« Windscheid: 5. Pand., Rom. Familienr.; W. Pand. v 
Uebungen in d. Interpretation d. Digestm. — Hälsebner: S. Deut. Staats- u. 
Bnndes-R.; Pf". Rechtsphilosophie, Erklär, d. Deut. Bundesacte, Völkerr. 

Breslau. 

Ord« Prof» Husehke: 5. Pand., Rom. Erbr., Rom. Personen r. ; W. Rom. 
Civilproc, Gesch. u. Inst. d. Rom. R. — Ab egg: <S. Disputator. üb. d. Lehren d. 
Naturr., Ueb. d. sog. Strafrechtstheorieen , Gem. u. Preuss. Criroinalr., Gem. u. 
Preuss. Civilproc; W. Gem. n. Preuss. Concursproc, Examinator, üb. Criiuinalr. 
u. Civilproc, Gem. u. Preuss. Criminalproc, Naturr. m. vorausgeschickter Gesch. 
dieser Wissenschaft. — Regenbrecht: S. Enoyclop. u. Method., Gesch. d. 
canon. R., Canon, u. Kirehen-R.; W. Ueb. d. Ursprung u. d. R. d. Deut. Land- 
atände, Deut. Staatsr., Posit. Völkerr. — Gaupp: 5. Deut. Reicht- u. Rechts- 
Gesch., Exegetikum üb. d. Leget Fritionum u. Saxonum, Gem. u. Preuss. Lehnr., 
Posit. Völkerr. ; W. Examinator, üb. Deut. Rechtsgesch. , Handels-, Wechsel- 
u. See-R., Encyclop. u. Method. n. s. Grundriss, Deut. Privatr. m. Berücksicht. 
d. Preuss. R., Preuss. Landr. — 'Wilda: S. Deut. Privatr., Deut. Familien- u. 
Erb-R., Naturr.; W. Colloquium üb. auserwählte Lehren d. Deut. R. in. Bezug- 
nahme auf Rechtsfälle u. v. Löwe*8 Germanist. Rechtsfälle, Erklär, d. Deut r 
Bundes- u. d. Wiener Schlussacte, Gem. u. Preuss. Lehnr., Deut. Staatsr. 

Anager ord. Prof« Wasser schieben: 8. Encyclop. u. Method., Canon, 
ii. Kirch en-R., Ueb. Verfas*. u. Regier, d. evangel. Kirche , Deut. Staatsr.; W. 
Colloquium üb. Fragen a. d. Deut. Staatsr., Canon, u. Kirchen-R., Posit. Völkern, 
Deut. Staats- u. Rechts-Gesch. — Gitzler: S. Gesch. u. Inst. d. Rom. R., Rom. 
Sachen* u. Pand.-R. , Disputator. üb. d, wichtigsten Controversen d. Rom. R., 
Gesch. u. Theorie d. Eides; W. Ueb. Verfass. u. Verfahren d. kathol. geistl. Ge- 
richte, Pand., Gem. u. Rom. Erbrecht, Examinator, üb. Rom. R. 

Privntdoe« Grosch: S. Gesch. u. Inst. d. Rom. R., Rom. Sachen- u. 
Pfand- R., Examinator, u. Repetitor, üb. d. gem.R., Preuss. Landr. ; W. Kirchenr. 
in. Eher., Gem. u. Rom, Erbr., Encycl. u- Method., Examinator, u. Repetitor, 
üb. gem. R. 

Erlangen« 

Ord« Prof. Bucher: 8. Inst. , Rom. Erbr.; W. Pand. m. Cenversato- 
rium. — Schmidtlein: S. Differenzen d. gem. u. Bayer. Criminali*^. Differen- 
zen d. gem. n. Bayer. Criminalproc — L asp e y res: W. Deut. Privat- u. Lehn- 
R., Handels- u. Weehsel-R. — Schelling: S. Referirkunst, Rechtsphiloso- 
phie, Theorie d. summar. Processe m. Einschluss d. Concursproc, Repetitor, üb. 
d. Theorie d. ord. Civilpree.; W. Franzds. Civilr., Gem. n. Bayer, ord. Civilproc 
verb. m. Ausarbeitungen. — Briegleb: S. Gem. u. Bayer. Kircheur.; W. Ge- 
schichte d. offen tl. mündl. Gerichts veifahrens in bärge rl. u» peini. Rechtssachen, 
Encyclop. u. Method. 

Anaserord. Prof • v. Scbeurl: 5. Bayer. Staatsr., Inst. u. Gesch. d. 
Rom. R., Erklär, auserwählter Pandectenfragmente; W. Pand., Erklär, d. Be- 
weisstellen zu d. Pand» 

Privntdoe. Gengier: 8. Deut. Staats- u. Rechts-Gesch., Gem. Dent. u, 
Bayer. Handels-, Wechsel- u. Gewerbs-R., Ueb. d. in d. diesseits d. Rheins geleg. 
Laadestheilen d. K. Bayern gelt. Privatr.; W. Europ. Völkerr., Gem. u. Bayer. 
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Lehm 1 ., Bayer. Privatr. m. besond. Rucks, a. d. drei frank. Provinzen, Die Lehre 
v. d. Verteidigung im Strafproc. n. gem. u. Bayer. SCrafr. in Verbindung m. pract. 
Uebungen n. mitgeth. Musterarbeiten. — Ordolff: W. Gesch. d. Rom. R., Ein- 
leitung in d. Studium d. Rom. R. verb, m. Bxegeie v. Stellen a. d. Corp. jur. 

Freiburg. 

Ord.Prof. Warnkönig: 5. Pand.; W. Naturr., Exeget. Vorlesungen 
ob. ausgewählte Titel der Dig., UebungscoIIegium Ob. Rom. R. — Fritz: S. 
Instit., Specieller Theil d. Rom. Obligationcnr. , Examinator, üb. d. Pand.; W. 
Inst, Rom. Rech tsgesch. — Bau rittet: 5. Lehnr., Code NapoL, Bad. Landr., 
Populäre Rechtskurse f. Kameralisten, Handelsr.; W. Encyclop. n. Method. d. 
R.- u. Staats -Wissenschaften, Handelsr. m. Wechseln u. Wechselproc, Bad. 
Landr. — Buss: & Posit. VÖIkerr., Oeflf. R. d. Deut. Bundes u. gem. Deut u. 
besond. Bad. Landesstaatsr. verb. m. allg. Staatsr. ; W. Encyclop. u. Method. d.U. 
u. Staats- Wissenschaften, gem. u. besond. Bad. Kirchenr., oft R. d. Deut. Bundes 
n. gem. Deut. u. besond. Bad. Landesstaatsr. in Verbind, m. alfgem. Staatsr. — 
Stabel: S. Gem. summar.Proe., Practikum ; W. Französ. u. Bad. Civilr., Theorie 
d. Deut. gem. Civilproc. — v. Woringen: S. Deut. Staats- u. Rechts-Gesclu, 
Criminalproc, Erläuter. d. Französ. Strafverfahrens in Straffallen; W. Deut. 
Privatr., gem. Deut. Criminalr. 

Prlvatdoc. Mussler: S. UebungscoIIegium üb. Rom. R., Examinator, 
üb. Rom. R., Bad. Landr., Practikum; W. UebungscoIIegium üb. Rom. R., Pan- 
decten-Practikum. 

Ctieflsen« 

Ord.Prof« v. Löhr: S. Pand. n. v. Wening- Ingenheim; W. Gesch. o. 
Inst. d. Rom. R. m. Rocks, a. Mackeldey , Rom. Erbr. m. Rucks, a. v. Wening- 
Ingenheint, — Birnbaum: S. Naturr., Gesch. d. Natu it., Gem. Criminalproc. 
m. vergleich. Rucks, a. d. Französ. Verfahren n. Mittertnaier'g Strafverfahren ; 
W. Gem. Deut. Criminalr. in Vergleich, m. d. neuen Gherz. u. d. Französ. Strafr. — 
v. Grolman: & Deut. Bundes- u. Staats- R., Allgem. n. christl. Kirchenr. n. s. 
Grundsätzen; W. Gem. Deut. Privatr. m. Lehn-, Handlang!-, Wechsel- u. See-R. 
n. Eichhorn, Deut. Staats- n. Rechts-Gesch. n. t\ Lindetof. — Weiss: & Deut. 
Privatr. m. Einschluss d. Lehn-, Handlungs-, Wechsel- u. See-R. n. s. ContpectuM 
n. m. Bezugn. a. Eichhorn, Deut. Rech tage seh. m. Verweis, a. Zöpfl; W, Pro- 
pädeutik n. s. Contpectus, Naturr., Oeflf. R. d. Deut Bundes u. d.Deut Bundes- 
staaten, Kirchenr. n. s. Conspectut. — Seil: S. Inst. u. Gesch. d. Rom. R. m. 
Rucks, a. Mackeldey, Rom. Erbr.; W. Pand. n. v. Wcning- Ingenheim. 

Prlvatdoc» Schmidt: S. Encyclop. n. Method., Krit. Darstell, d. Haupt- 
grundsätze d. gegenwärt. Standpunctes d. Rechtsphilosophie, verb. m. e. kurzen 
geschieht^ Einleitung, Criminalprocess-Practikuro, Relaterium) IT. Encyclop. 
v. Method., Criminalproc. 

Ctötttugen« 

Orsl. Prof* Hugo: S.u.W. Encyclop. n. s. Lehrb. , Gesch. d. Rom. R. n. 
•. Lehrb. — Bergmann: S.u. W. Pract. Collegium üb. Proc, Relatorium m. 
Hinweis, a» s. Beiträge n. s. Anleit. z. Referiren. — Ribbentrop: S. Pand., 
Einige Abschnitte d. allg. Theils d. Pand. ; W. Gesch. u. Alterth. d. Rom. R., Inst., 
Rom. Erbr. — Kraut: S. Kirchenr., Deut. Privatr. m. Lehn - u. Handels-R. n. 
s. Grundriss, m. theoret.- pract. Uebungen; W. Staatsr. d.Deut.Bundes u. d. eins. 
Bundesstaaten, Kirchenr. — Zachariä: S. Deut Staatsr. n. s. Lehrb., Gem. 
Strafr. mit e. Vergleich, d. neuem Strafges. vorzögt, d. Hannov. St.G.B., Theorie 
d. Deut. Criminalproc. n. s. Grundlinien m. pract. Uebungen; W. Encyclop., 
Allgem. Deut. Strafr. m. e. Vergleich, d. neuern Strafges. vorzögl. d. Hannov. St.- 
G.-B. — Duncker: S. Civil -Practikum, Verfass. n. Verwalt. d. Herzogth. 
Nassau, Theorie d.Civil-Proc. m. summar. u.Concurs-Proc; W.Ctvil-Practikum, 
Deut. Privatr. m. Lehn- u. Handels-R., Nassauisches Landr. — Francke; & 
Inst., Rom. Erbr. ; W. Pand., Civilproc. 

Prlvatdoe. Rothamel: S.u. IT. Forst- n. Jagd-R., Pand., Kirchenr., 
Examinator, u. Repetitor. — Oesterley; S. u. W, Extrajudicial-Jurisprudena, 
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Noiariatskunst. — Benfey: Pand. n. Mühlenbruch y Lehre ▼. Klagen n. Ein- 
reden; IP. Erklar. d. Intt d. Gmjmty Civilproc. — Grefe: S. u. W. Hanno?. 
Privatr. u. s. Leitfaden , Civilproc. — Unger: 5. Encyclop., Oeat. Staatsr., 
Civilproc.; IT. Encyclop., Dent. Staatsr., Civilproc.', Encyclop. d. Rechts- u. 
Staats- Wissenschaften m. e. kurzen Literargeschichte der letztern , Dent. Staats- 
n. Recbts-Gesch., Deut. Staatsr. — Wolff: 5. Civilpractikura n. s. Rechts- 
fallen, Dent. Privatr. n. i. Lehrb., Lehn- u. Handels R.; W. Gesch. d. Deut. 
Staats- n. Privatr., Civilpractikura, Lehn- n. Handels -R., Uebnngen d. Jurist. 
Gesellschaft. — Wippermann: S. Völkern, Strafr. n. Feuerbach y Pand. n. 
Mühlenbruch; W. Deut. Staatsr. m. Rucks, a. s. Beitrage z. Staatsr., Inst. n. 
Mühlenbruch. — - Mejer: S. Straf rech tstheorien , Gera. u. Hanno v. Strafrecht, 
Kirchenr.; W. Kirchen r. n. s. nächstens erscheinenden Lehrb., Theorie d. Deut. 
Criminalproc. m. Vergleich, d. Verhältn. in England u. Frankreich, Darstell, 
merkw. Criminalfälle. — Leist: 5. Gesch. d.Röm.R., Exeget. CoIIegium (Erklär, 
schwieriger Stellen a. d. Rom. Rechtsquellen, Erläuter. d. Theorie d. heut. Rom. 
R.); W. Gesch. d. Rom. R., Exeget. Collegium Ob. Rom. R., Inst. — Zimmer- 
mann: S.u. W, Examinator. u. Repetitor. 

Ctreifrwald« 

Ort» Prof. Barkow: S. Pand. n. Heite, Intestaterbfolge n.Nov. 118. n. 
127.; W. Geschichte d. Quellen d.Röm.R., Inst. m. Erklär, derj. §§. d. Just. Inst., 
welche heut. R. enthalten, Criminalr. — Niemeyer: S. Gesch. n. Quellen 
d. Rom. R., Preuss. Civilr.; W. Innere Gesch. d. Rom. R., Pand. n. Heine. — 
Beseler: S. Deut. Bundes- u. Staats-R., Deut Staats- u. Rechts-Gesch.; W. 
Deut. Privatr. m. Lehn-, Handels- u. See-R., Wechseln 

A«§aer«rd. Prof. v. Tigerström: S. Rom. Erbr., Repetitor, üb. d. 
heut. Civilr., Theorie d. Proc. m. Berücks. d. Preuss. Gerich ti-Ord.; W. Innere 
Gesch. d. Rom. R. n. s. Lehrb., Civilproc. in Verbind, m. d. Grundsätzen d. Preuss. 
Gerichts-Ord., Criminalproc. m. Berücks. d. Preuss. Criminal-Ord. — Pütter: 
5. Encyclop. u.Method., Kirchenrechtsgesch., fiurop. Völkern; W. Encyclop. 
u. Method., Kirchenrechtsgesch., Kirchenr. 

Halle. 

Ord.Prof. Pernice: S. Lehnr., Dent. Staatsr., aoserles. Lehren d. 
Privatförstenr. — Witte: S. Inst. u. Gesch. d. Rom. R., Altröm. Civilproc, 
Preuss. Landr., Pract. Uebungen ; W. Pand., Rom. Pfandr., Erklär, v. /. XX V II f. 
D. — Laspeyres: 5. Deut. Reichs- u. Rechts- Gesch., Abriss d. alt. u. neuern 
kirchenrechtl. Zustandes in Preussen, Preuss. Erbr. — Keller: & Pand., 
Exeget. Vorlesungen; W. Inst. u. Antiquit. d.Röm.R., Exeget. üb. auserwählte 
Stellen d. Gajug, Gem. Civilproc. — Di eck: 5. Deut. Privatr., Bauernr.; VF. 
Staatsr., Kirchenr., Ueb. kirchl. Beneficien. — Hencke: S. Encyclop. u.Method., 
Gem. u. Preuss. Criminalr., Examinator, üb. peinl. R.; W. Criminalr., Theorie 
d. Criminalproc, Repetitor, üb. Criminalr. — Goschen: W. Deut. Privatr., 
Lehnr., Erklär, d. Sachsenspiegels. 

Prlvatdoc. Pfoten.hauer: S. Inst. d.Röm.R., Rom. Erbr.; W. Rom. 
Rechtsgesch., Rom. Erbr. — Eckenberg: S. Gem. Civilproc, Examinator, u. 
Repetitor.; W. Ueb. einz. Pandectenstellen, Preuss. Landr. — Müller: S. Ueb. 
auserles. Kapitel d. Inst. d. Gajui u. Juitiman., Examinator, u. Repetitor.; W. 
Encyclop. u. Method., Repetitor, üb. d. Pand. 

Heidelberg« 

Ord.Prof. Mittermaier: S. Gem. Deut. Criminalr. in Vergleich, m. d. 
neuem Strafgesetzgeh., insbes. auch d. Franzos., n. Feuerbach u. s. Schrift: Die 
Strafgesetzgebung u.s. w., Ueb. d. Verbrechen gegen d. Eigenthum, Criminal- 
practikum, Gem. Deut. Civilproc. n. s. Grundrisse u. s. Werke: Der gem. Deut. 
Process; W. Deut. Privatr. m. Handels- u. Wechsel R. n. s. Grundsätzen, -Deut, 
u. Franzos. Criminalproc. n. s. Buche: Das Strafverfahren u. s. w., Civilprocess- 
practikum m. Hinweis, a. Gemler't Anleitung, Relatoriom. — Rosshirt: & 
Pand. n. s. Grundriss, Kirchenr. n. s. Grundriss n. ».Bezieh, a. Walter u. Richter; 
W. Inst. u. Rechtsgesch. m. vorangeschickter Encyclop., Code Sapol. m. Bezieh. 
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a. d. Röm-German. R., Anwend. d. CodoNapoJ. a, d. Gherzogth. Buden. — Willy: 
& Schriftl. Uebungea im Interpretiren der Quellen d. Rdm.R. m. Benuts. f. Chre- 
stomathie, Erklär, d. loca juris Rom. sec. v. Cropp, Ueb. eins. Lehren d. Rom. 
Privatr., Examinator. Ob. Gef eh. u. Imt. d. Rom. R. d. üb. Pand.; W. Dieselben 
Colleg. und Gesch. d. Rom. R. bis a. Justin, m. Benutz, v. Hugo. — v # Vaogero w: 
& Inst. m. Hinweis, a. Marezoll, Gesch. d. Rom. Privatr. ; W. Pand. n. s. Leit- 
faden. — Morstadt: S. Deut. Privatr. ra.Aiisschluss d. Handelsr. n. schriftL a. 
gedr* Oictaten, Europ. -Deut. Handelsr. n. v. Märten*, Civilprocefs-Practikum 
n. Gentler t Rechtsfallen u, vorsHleg. Acten, Relatorium n. mitzutheil. Acten; 
W. Kirch enr. n. v. Wiete, Civilproc. n..v. Linde u. m. Verweis, a. s. Material- 
kritik v. Martin's Lehrb., Coneursproe. n. v. Linde. — Zöpfl: S. Deut. St.- u. 
R.-Geirh. n. s. Lehrb., Allgem. u. Europ, Volkerr. n. •. Grundriff, Allgera. Staat fr. 
n. s. Lehrb., Deut Staatsr. n, s. Grundriss u. Lehrb., Lebnr. n. s. Grundriff; W. 
Rechtfphilos. u. vergleich. Jurisprudenz , Deut. Staat*- u. R.-Gesch. n. s. Lehrb., 
Bad. Staatsr. 

Ausserord. Pref. Zachariae v. Lingeuthat: 8. Pand. n. Puchta; 
W. Encyclop. u. Method., Gesch. u. Inst. d. Rom. R., Kritik u. Hermeneutik, 
Examinator, üb. Gesch.. u. Inst. d. Rom. R. — Deurer: S. Encyclop. n. Falck, 
Pand. n. Mühlenbruch, Rom. Erbr., Pand.-Practikum n. mitzutheil. Reehtffällen, 
Preuss. Landr., Examinator, üb. Rom. R., Criminalr. u. Proe.; W. Encyclop. u. 
Method. n. Falck, Imt. u. Gesch. d. Rom. R. m. Besieh, a» Marenoll , Erklär, v. 
Hb. XX. A, Pand.-Practikum n. mitzutheil. Rechtsfallen, Examin ntor. üb. Rom. 
R. f Criminalr. u. Proe. — RÖdtr: S. Naturr. n. f. Lehrb., Allgem. u. Europ. 
Volkerr., Allgem. Staatsr. u.Staatswissensch. überhaupt u. zwar die Verfassungs- 
lehre n. s. Grundzügen d. Politik d. R., Deut. Staatsr., Examinator.; W. Naturr; 
n. s. Lehrb., I)eut. Staatsr., Allgem. u. Europ. Völkern, Criminalr. n. Feuerbach, 
Examinator. 

Prlvntdoc. Muncke: & Code civil u. Bad. Landr., Bad. Precessord.; W. 
Code civil, Einleit. in d. gesammte Bad. R. — Saehsse: S. Erklär, v. Taciti 
Germania als Einleit. in d. Deut. St.- u. R.-Gesch. m. Hinweis, a. s. Grundlage d» 
Deut. Rechtslebens, Kirchenr., Lehnr., Examinator.; W. Dieselben Colleg. — 
Brackenhoeft: S. Practikura üb. Deut. Privatr. m. geeigneter Berückficht, d. 
Pandectenr. n. mitzutheil. Rechtsfällen, Gem. Civilproc. n. v. Linde u. f. Erörte- 
rungen, Civilproc.-Practikum, Relatorium, Examinator, üb. Pand., gem. Civilproc. 
u. Deut. Privatr.) W. Gem. Civilproc. n. r. Linde u. s. Erörterungen, Die Hand- 
lungen d. freiwill. Gerichtfbark. verb. ra. schriftl. Ausarbeit., Examinator, üb. 
Pand., gem. Civilproc. u. Deut. Privatr. — Frey: 5. Code Napol n. s. Lehrb., 
Bad. Landr., Französ. Civ.- u. Crim.-Ger.-Verfass. m. Verweis, a. s. Schrift: 
Frankreichs Civ.- u. Criminalverfass., Ueb. d. Grundzüge d. Franzöf. Civ.- u. 
Crim.Proc, Examinator, üb. Franzöf. u. Bad.R. ; W. Franzöf. Civilr. n. f. Lehrb., 
Bad. Landr. m. Verweif . a. f. Lehrb., Frankreichs Gerichtsverfass. m. besond. 
Rücksicht a. d. Juryverfass. , Oeffentlkhk. u. Mündlichk. m. Bezieh, a. s. genannte 
Schrift, Bad. Processord m. Bezieh, a. d. Franzöf . Civilproc. — Oppenheim: 
S. Encyclopädif che Gef eh. d. Staatfwiffenscb., Rechtfphilos. (Naturr. u. Politik) 
jn. e. Dispulator., Staatsr. d. Schweiz; W. Allgem. Staatf- od. Verfaff.-R., Deut. 
Staatir., Volkerr. u. internation. Privatr. — - Sartorius: 5. Kirchenr., Gem. 
Civilproc. n. v. Linde, Civilproc.-Practikum; W. Kirchenr. n. Walter, Gem. 
Civilproc. n. v. Linde, Praetikum u. Relator. d. Civilproc. m. Hinweis, a. s. ge- 
sammelten Rechtf fälle, Examinator, üb. Civilproc. — Friedländer:& Encyclop., 
Rechtfphilof., Gef eh. d. Rechtf philof., Examinator, üb. Imt. u.Pand.; W. Encycl., 
Preuf». Landr. m. e. AbrifS d. Gef eh. d. Preuff. Proceffgetetzgeb., Colloquium üb. 
Inft, Examinator. 

Jena« 

Ol*. Prof. Schmid: S. Allgem. u. Deut. Staatsr.; W. Volkerr. — 
Walfh: <S. Gef eh. d. Rom. R., Gesch. d. Literatur d. Rom. R.; W. Handels- o. 
Wechsel-R., Rom. Rechtf gesch. — Guy et: S. Gem. Civilproc, Reforirkunst ; 
W. Dieselben Coli. u. Pandecten- u. Proceffual- Praetikum. — Michelsen: 
& Volkerr., Kirchenr., Deut. Reiche- u. R.- Gesch.; W. Einleit. in d. Deut. 
Privatr., Allgem. u. Deut. Staatsr. — Dans: S. Inst, Panit, Uebungen d. Jurist. 
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Seminars; W. Pand., Uebungen d. Jurist. Seminars. — Luden: W. Allgem.ii. 
besond. Criminalr., Kirchenr., Criminalproc., Uebungen d. jariit. Semmars. 

O.-Aoell.-Cl.-Rftthe ». d. «loht sdtsd. Seite. Ortloff: & Deut. 
Privat- u. Lehn-R. — Heim back: 5. Rom. Rechtsgesch. ; W. Sachs. Privatr. 
u. Sachs. Civi^roe. — Schüler: 8. Criminalr., W, Criminalproc. 

Ord« Honoror-Prof« Luden: S. Criminalr., Kirchenr., Criminalproc, 
Uebungen d. Jurist. Seminars. 

Ausserord. Prof. Schnäubert: S.Referirkunst; W. Pand.- u. t ro- 
cessUal-Practikum, Examinator, ab. Pand. — Schmidt: S.Encycl.u. Method., 
Inst., Rom. Rechtsgetch., Examinator, üb. Pand.; TT. Inst., Rom. Rechtsgesch. 

Prtvotdoc. Heu mann: 5. Sachs. Privatr. u. Sachs. Civilproc, Rom. 
Rechtsgesch., Civilproc -Practikum, Examinator, üb, Pand.; W. Encyclop. u. 
Method., Rö'm. Erbr., Rom. Rechtsgesch., Examinator, üb. Pand. — Gerber: 
W. Deut.Privat- u. Lehn-R., Examinator, üb. Pand., Civilproc. u. Deut. Privatr. 

Kiel. 

Ord. Prof. Falck: 5. Encyclop., Gem. u. Schletw.- Holst. Civilproc; 
W. Deut. Privatr., Ausgewählte Abschnitte d. Criminalr., Schleswig -Holst. 
Rechtsgesch. u. Staatsr. — Tönsen: S.Schlesw.-Holst. Civilproc; WT.Schlesw. T 
Holst. Privatr. — Burchardi; S. Rom. Rechtsalt erth., Gesch. u. Inst. d. Rom. 
R., Rom. Erbr. — Herrmann: 5. Rechtsphilosophie, Gem. u.Schlesw.-Holst. 
Criminalproc, Ueb. Schwurgerichte; W. Kirchenr. — Paulsen: S. Schlesw.- 
Holst. u. Lauenb. Privatr., See-, Handels- u. Wechsel-R., Nordische Rechtsgesch.; 
XV. Encyclop., Dänisches R., Schlesw. -Holst. u. Lauenb. Civilproc. — J. Chri- 
stiansen: S. Pand., Exeget. Uebungen*; W. Inst. u. Gesch. d.Röm.R., Erklä- 
rung d. Gajug t Rom. Erbr. 

Prtvotdoc. Schmid: S. Gem. u. Schlesw.- Holst. Civilproc, Gesch. d. 
gem. Civilproc, Processpractikum u. Relatorium ; W, Gem. u. Schlesw.-Holst« 
Civilproc. — C. Christiansen: S. Ueb. d. Wirkungen d. Irrth ums b. Verträ- 
gen, Deut. Privatr.; W. Controversen, Deut. Privatr. — Wol ff :.S. Abschnitte 
a. d. Rom. Pfandr., Inst. d. Deut. Privatr. — Stein: 5. Rechtsphilosophie, 
Französ. Rechtsgesch., Völkern; W. Staatsr., Vergleichende Jurisprudenz. 

Königsberg. 

Ord. Prof« Schweikart: S. Deut. u.Preuss. Erbr., Kamerair., Kirchenr., 
Gem. u. Prenss. Criminalproc; W. Gem. u. Preuss. Criminalr., Preuss. Civilr. in 
Verbind, m. d. Deut. Privatr., Eher. — S a n i o : 5. Pand. n. Mühlenbruch, Uebun- 
gen d. Jurist. Seminars; W. Rom. Rechtsgesch., Inst. d. Rom. R., Uebungen d. 
Jurist. Seminars. — v. Buchholtz: & Inst. d. Rom. R. n. Mühlenbruch, Preuss. 
u. Deut. Staatsr., Ueb. erwerb. u. erlosch. Verjähr, n. Preuss. R.; W. Pand. n. 
Thibaut, Repetitor, üb. d. Inst. d. Rom. R. — Backe: S. Rom. Rechtsgesch., 
Antiquit. d. Rom. Vermögensr. n. Gaj. II. TIT., Rom. Familien- u. Erb-R. n. 
Mühlenbruch; W. Rom. Familien- u. Erb-R. n. Mühlenbruch, Antiquit. d. Rom. 
• Civilproc n. Gaj. IV. — Jacobson: 5. Deut. Privatr. m. Berücks. d. Allg. L.R. 
u. provinz. Preuss. R. n. Kraut, Kirchenr. f. Theologen, Civilproc. n. gem. R. u. 
d. Allg. G.-O. ; W. Deut. Reichs- u.Rechts-Gesch., Kirchenr. n. Richter, Han- 
dels-, Wechsel- u. See-R., Repetitor, u. Disputator. üb. Encyclop. u. Method. — > 
Simson: S. Pand. n. Puchta, Gesch. d. Preuss. Gesetzgeb. v. 1740— 1840.; W. 
Inst. d. Rom. R. n. Lang, All gem. Preuss. Landr., Repetitor, üb. d. Grundlehren 
d. Rom. R. 

Leipzig« 

Ord. Prof. Günther: S. Encyclop. u. Method., Allg. Staatsr., Concursr. 
u.Concursproc, Die allgem. Lehren d. Wechgelr.; XV. Ord. u. summar. Civilproc, 
Criminalproc — F.A.Schilling: S. Naturr. m. Berücks. positiv. Rechlsbe- 
stiramungen, Erklär, einiger Titel v. Ulpian's Fragm., Latein. Disputirübungen 
üb. streit. Rechtssätze; W. Naturr.) Obligationenr. — Steinacker: S. K. Sachs. 
Landwirthsehaftsr., Referir- u.Decretirkunst nnt.Mittheil. v. Acten ; W. K. Sachs. 
Privatr. — Marezoll: & Gem. u. Sachs. Criminalr. n. s.Lehrb., Gesch. d. Deut. 
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Crinrimitr.; W. last, u, Rechtsgesch. n.s.I*hrb., Criminalr., Rneyclöp. u.Method 
— Hänel: 8. Pand. n. PuthUt, Lebensbesefcreib. d. neuem Juristen seit dem 
16. Jahrh. ; W. Quellenkunde, Inst n. innere Gesch. d, Rom. R., Aeussere Gesch. 
d. Rom. R. — Albrecht: & Deut. Privatr., Lehnr. als Theil d. Deat. Privatr., 
Deut. Rechtsgesch.; W, Deut. Staatsr., Kirchenr., Eher., so weit es im Kirchen r. 
dargestellt zu werden pflegt. — v. d. Pfordten: 5. Geich. d. RÖm.R., Inst d. 
Rom. R. n. Mühlenbruch y Die Lehre v. d. Vormundschaft, Exeget. Uebungen; 
IT. jGesch. d. Rom. Civilproc, Pand. n. Puchta, Exeget Uebungen. 

Ansaerard. Prof» R. Schilling: S. u. W. Gem. Kirchenr., Gem. u. 
Sachs. Lehnr., Examinator, üb. ausgewählte Theile d. Rom. Privatr. — Weiske: 
S. Deut. Privatr., Gem. u. Säcbe.Lehnr., Gem. Sachsenr.; W. Hebungen d. Jurist. 
Gesellschaft; IT. Deut. Privatr., Deut. Rechtsgesch., Wechselr., Erläuter. d. 
2. Thls. d. Sachs. Constitutionen v. 1512., Uebungen d. Jurist. Gesellschaft. — 
Heimbach: S*. Kirchenr., Eher., Gem. u. Sachs, ord. Civilproc, Summar. Proc; 
W. Process- Practikum unt. Mittheil. v. Acten, Kirchenr., Eher., Examinator, 
üb. d. gesammte R. 

Prlvatdac. Berger: S. u. W. K. Sachs. Privatr., Criminalproc, 
Examinator, üb. alle Theile d. R. — Hö pf nerr 5. Gem. u. Sachs; ord. Civilproc, 
Gem. u. Sachs, summar. Civilproc, Referir- u. Decretirkunst, Practikum üb. d. 
Civilproc n. s. Buche : Rechtsfalle u. s. w. ; W. Concursr. u. Concursproc, Cri- 
minalproc, Referir- u. Decretirkunst, Civilproc -Practikum n. s. Buche. — 
Vogel: S. Deut. Staats- u. Rechtsgesch., Deut. Privatr. m. Lehnr., Uebungen d. 
Otto'schen Jurist. Gesellschaft; W. Encyclop. u. Melhod., Deut. Privatr. m. 
Lehnr., Repetitor, üb. einzel. Jurist. Disciplinen , Uebungen d. Otto'schen Jurist. 
Gesellschaft. — Busse: S. Pand. m. .Rucks, a. Mühlenbruch, Gem. u. Sachs. 
Erbr., Criminalproc ; W. Inst. u. innera-Gesch. d. Rom. R., Aeuss. Gesch. d.Röm. 
R., Criminalr. m. Zusieh. v. Marezoll't Lehrb. — Frege: 5. Examinator, üb. d. 
Inst. d. Rom. R.; W. Erklär, v. Justin. Inst., Examinator. Üb. eiuz. Theile d.Rom. 
R. — Schletter: S. Naturr., Deut. Staats- u. Rechtsgesch., Criminalr.; W~ 
Naturr., Deut. Staats- u. Rechtsgesch., Grandzüge d. international. Privatr., 
Uebungen im freien Sprechen. 

Marburg«. 

Ord. Prof» Platner: & Gesch. d. Rom. Familienr., Deut. Staatir, 
Rom. Rechtsgesch., Naturr.; W. Gesch. d. Rom. Gerichtswesens, Deut. Staatsr., 
Rom. Rechtsgesch., Naturr. — Löbell: S. Erbr. Ister Thl., Pand. n.r. Wening, 
Criminalproc. n. Martin; W. Erbr. 2ter Thl., Criminalr. n. Feuerbach, Inst n. 
Mühlenbruch, Encyclop. n. Fatck. — Endemann: S. Deut. Privatr. , Lehnr. 
n. PätZy Einleit. in d. Dent Privatr.; W. Civilproc. n. Linde , Practikum u. 
Relator., Deut. Rechtsgesch., Gesch. d. Deut. Gerichtswesens. — Vollgraff: 
S. Staatsr. u. Politik, Volker- u. Bundes-R., Examinator, üb. Politik; W. Naturr., 
Staatsr. u. Politik, Europ. Völkern, Examinator, üb. Völkerr. — Richter:, S. 
Civilproc. n. RudoYff, Kirchenr. n. s. Lehrb., Practikum, Examinator, üb. 
Kirchenr.; W. Encyclop., Kirchenr. n. s. Lehrb., Jurist. Literärgesch. , Exam. 
üb. Kirchenr. — Büchel: «S. Ueb. in integr. restitutio, Ueb. d. ordo judi- 
ciorum priv. , Encyclop. n. Falck, Inst. n. Mar e zoll , Legalinstit. , Rom. 
Rechtsgesch. ; W. Ueb. ü.jura in re aliena, Erklär, d. Gajut, Pand. n. r. Wening, 
Rom. Erbr. n. v. Wening. 

Prlvatdoc. Sternberg: 5. Gem. u. Hess. Civilproc. n. v. Linde, Ueb. d. 
Repräsentativsystem; W. Staatsr. — Ziegler: & Criminalr. n. Wächter,. 
Allgero. u. besond. Deut. Staatsr.; W. Völkerr., Allgem. n. besond. Deut. Staatsr., 
Criminalproc. n. Martin. — Wetzeil: S. Pand. n. ihtchta, Erbr. Ister Thl., 
Gesch. d. Deut. Gerichtswesens; W\ Inst n. Marezoll, Civilproc, Erbr. 2ter Thl. t 
Gesch. d. Deut Gerichtswesens. 

Mümclien« 

ferd.Prof. v. Bayer: S. Gera. Civilproc (2terThI. d. ord., dann d. 
summar. u. d. Concursproc) n. s. Lehrb. ; W. Gem. ord. Civilproc. m. pract Ar- 
beiten n. s. Lehrb. — Zenger: S. Pand. u. s. Grundrisse W. Inst d.Röm.R., 
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Geschichte dets. — Philipps: S. Deut. Reichs- a. Reehts-Gesch. n. •. Leit- 
faden, Kirchenr.; W. Deut. Privatr. n. ■• Lehrb. , Encyclop. — v. Moy: S. 
Bayer. Staatsr. n. t. Lehrb., Rechtsphilosophie; W. Allgem. Staats r., Dent.Bundesr. 
u. Staatsr. d. Deut. Bundesstaaten. — Hacker: 5. Repetitor, üb. Civil- R. u. 
Proc; W. Völkerr. n. Saalfeld, Gem. n. Bayer, Criminalr. — Arndts: [S. 
durch d. Beruf, z. Gesetzgeb.-Kommis9. verhindert]; W. Exegese von Goß Inst. 
Comm. IV. — Dollmann: W. Bayer. Lsndr. m. Berücks. d. übrigen in Bayern 
gelt. Partikularr., Inst. d. Rom. R., Gesch. desselben. 

Auaserord. Prof • Dollmann: S. Pand., Criminalr. n. Criminalproc. 

Hosorar-Prsf. Bnchinger: S. Völkerr.; TT. Bayer. Staatsr. 

Prlvotdoc. Hildenbrand: 5. Deut. Privatr., Forst- u. Jagd- R., 
Repetitor, üb. Deut. Privatr.; W. Bergr., Germanist. Rechtsfalle, Gesch. d. canon. 
R. — Mayer: 5. Repetitor, üb. Staatsr.; W. Allgem. n. Deut. Staatsr. — 
Bolgiano: S. Bayer. Civilproc, Civilpractikum; W. Bayer. Civilproc., 
Civilprocesspraetikom. 

Rostock. 

Ord. Prof» Grundier: 5. Encyclop. n. FalcJc y Kirchenr. n. Wiege; 
W. Encyclop. n. Falck, Kirchenr. n. Wiese, Relatorium. — Diemer: S. Pand.- 
Examinator. n. Heise. Mecklenb. Staats- u. Privatr., Gem. u. Mecklenb. Lehnr. 
n. Pätz, Notariatswissensch. verb. m. pract. Ausarbeit.; W. Pand. -Exegese, 
Deut. Privatr. n. Eichhorn. Mecklenb. Staats- u. Privat-R. — Raspe: S. Gem. 
n. Mecklenb. Cirilproc. n. Linde; W. Gem. u. Mecklenb. Criminalr. n. Heffter. — 
Wunderlich: 5. Inst. u. Gesch. d. Rom. R., Rom. Erbr.; W. Pand. — Thöl: 
& Gem. Deut. Privatr.; W. Lehnr., Handelsr. n. s. Lehrb., Civilpractikum. 

Prlvotdoc» Gädcke: 5. Civilpractikum, Examinator.; W. Civilpro- 
cesipractikum, Notariatskunde, Examinator, u. Repetitor, üb. d. ges. Recht od. 
einz. Theile desselben. — v. Glöden: «S.Pand.; TT. Inst., Alterth. u. Gesch. d. 
Rom. R., Conversatorium üb. Rom. Erbr., üb. Rom. Rechtsgesch. u. üb. Deut. 
Rechtsgesch. — Buchka: S. Inst. d. Rom. R., Criminalr.; W. Civilproc. 

Ton d. Regierung coaustfttlrt i Schmidt: & Civilprocesipractikum. 

Tübingen« 

Ord. Prof» v. S c h r a d e r : 5. Rom. Rechtsgesch., Exeget Vorlesung üb. 
Rom. R.; W. Pand. — Michaelis: 5. Württemb. Privatr., Ord. Civilproc. d. 
gem. u. Württemb. R., Summar. Civilproc; W. Deut. u. Württemb. Handelsr., 
Wechseln, Gewerbr., Württ. Privatr., Summar. Civilproc; Civil- u. Civilpro- 
cess-Practikura. — Hepp: 5. Inst. d. Rom. R., Gem. u. Württ. Strafr. u. 
Polizeistrafr. Ister Thl.; W. Gem. u. Württ. Strafr. u. Polizeistrafr. 2ter Thl., 
Deut. u. Württ. Strafproc. — Reyscher: 5. Deut. Staats- u. Bundes-R., Gem. 
n. Württ. Kirchenr.; W. Dent. Privatr. — Mayer: 8. Pand. Ister Thl.; W. 
Pand. 2ter Tbl., Ord. Civilproc. 

Auaaerord» Prof» Köstlin: S. Rechtsphilosophie, Gem. o. Württ. 
Strafproc; W. Gem. Dent. Strafr., Württ. Strafr., Criminalpractikum. — 
Bruns: W. Encyclop., Inst d. Rom. R. 

Prlvatdoe« Bruns: & Rom. Familien- u. Erb-R. 

WftrBborg. 

Ord* Prof. Albrecht: 5. Gem. n. Bayer. Kirchenr., Civil- n. Straf- 
proc -Practikum a. d. Standpuncte d. Bayer. Processr.; W. Gem. u. Bayer. 
Civilproc — Edel: & Gem. Strafproc. in Vergleich, m. d. Französ. u. Bayer. ; 
W. Gem. n. Bayer. Strafr., Polizeiwissensch. u.Poliseir. — Müller: S. Bayer. 
Staatsr., Deut. Reichs- u. Rechts-Gesch., Französ. Civilr.; W. Gem. DeutStaats- 
n. Bundes-R., Französ. Civilr. — Held: S. Gem. Deut. Privatr., Gem. u. Bayer. 
Lehnr., Gem. Handels- u. Wechsel -R., Syst. Darstell, d. wichtigsten Bayer. 
Partikularr. verb. m. e. Repetitor, üb. Dent. Privatr. ; W. Die Bayer. Landr., Gem. 
Dent. Privatr* — Lang: S. Pand.; W. Inst. d. Rom. R., Hermeneutik n. Kritik 
d. Rom, R. 
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MmeNYi.PMf. Breltenbaeb: S. Rechtsphilosophie, Examinator. 
äq.Pand., Pandeetenpractikum; IT. Rechtsphilosophie, Encyclep. n. Method. 

Prlraidoc. Pözl: S. Gera. Deut. Staatsr., Völkern, Pandeetenpracti- 
kum, Bayer. Hypothekenr.; W, Franzöt. Civilr. m. vorzugl. Rucks, a. a. Anwen- 
dung in d. Pfalz, Gem. Deut. Staatsr., Klagenr. m. pract. Uebungeu, Bayer. 
StaaU r., Deut Staats- u. Bechts-Gesch. 



IT. Juristische BiMio^rapItie. 

Neu erschienene Schriften* 

M8. Acten in der Hitsig'schen Untersuchung. 8. Heft: Daf Urtheil der ersten 
u. die Verhandlungen der zweyten Instanz. Leipzig, Weber. 52 S. kl. 8. 
(Geh. { Thlr. — 27 Kr. rhein.) 

119. Actemtöcke, neue, auf der fiscalischen Untersuchungssache wider den 
Kreis-Secretair v. Young zu Lyck wegen Beleidigung des Regierung! -Prä- 
sidenten Braun zu Gum binnen. Königsberg, Theile. 39 S. 8. (Geh. 
£ Thlr. = 27 Kr. rhein.) 

120. Archiv für die civilistische Praxis. Herausg. von Francke, v. Linde, 
v.Löhr, Mittermaier, Mühlenbruch, v. Vangerowu.v. Wächter, 
28. Bd. in 3 Heften. (1. Heft 138 S.) Heidelberg, Mohr. gr. 8. (2 Thlr.-— 
F. Sudd. 3 Fl. rhein.) 

121. Archiv für das Civil- u. Criminalrecht d. König!. Freuss. Rheinprovinzen. 
Herausgeg. durch einen Verein von Mitgliedern des öffentl. Ministeriums u. 
des Advokatenstandes beim Rhein. Appellations-Gerichtahofe zu Kölo. 38. 
(der neuen Folge 31.) Bd. in 4 Heften. (1. Heft 64 u. 32 S.) Köln, Peter 
Schmitz, gr. 8. (2|Thlr. — 4 Fl. 12 Kr. rhein.) 

122. Archiv der politischen Oeconomie und Polizeiwissenschaft, herausgeg. von 
Dr. Karl He mr. Hau u. Dr. Georg Hannen. Neue Folge 3. (der ganzen 
Reihe 8.) Bd. in 3 Heften. (1. Heft. 144 S.) Heidelberg, C. F. Winter, gr. 8. 
(2J Thlr. = 4 Fl. 30 Kr. rhein.) 

123. Arendt^ C, könt'gL Advoeat in SÖrdlingen, — Sammlung interessanter 
Erkenntnisse aus dem gemeinen u. bayerischen Civilrechte und Prozesse. 
I.Heft. Nördlingen, Beck, vm u. 164 S. 8. (Geb. ± Thlr. = 54 Kr. rh.) 

124. Bitzer, Friedr., K. Würtemberg. Regier. -Atzettor, — Das System dea 
naturlichen Rechts. Stuttgart, J. F. Steinkopf, x u. 321 S. gr. 8. (Geh. 
1} Thlr. = 2 Fl. 12 Kr. rhein.) 

125. Blume, Dr. Fr., geh. Justizrath u. ord. Prof. d. Ä. zu Bonn, — Grund- 
riss des Pandektenrechts. Mit einem Quellenregister. Me erweiterte Ausg. 
Halle, Anton. IV u. 140., 46 S. gr. 8. ( } Thlr. « 1 Fl. 21 Kr. rhein.) 

Das Quellenregister allein unter d. T.: Index mnnium titulorum, qui im 
Übrig juris civilit et canonici £mveniuntur 9 ordiue alphabetico ditpo- 
situt. \ Thlr. 

126. Bluwcntritt, Steph^ Juttixtür u. Berggerich lt- Substitut, — Handback 
der allgemeinen Taxnormen , säumt den hieran nachträglich erschienenem 
Gesetzen«. Declaratorien, insoweit selbe nach Einf abrang des neuen Tax* 
u. Stempelgesetzes vom 27. Jänner 1840. bei Amtshandlungen nicht L f. Ge- 
richte in u. ausser Streitsachen Anwendung finden. Mit e. aiphabet. Register. 
Wien, Braumaller u. Seidel. 409 S. gr. $ (Geh. } Thlr.) 
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127. Breidenbach, Dr. M. W. A., — Commenter «her das Grossh. Hessische 
Strafgesetzbuch u. die damit in Verbindung stehenden Gesetze u. Verordn. 
10. n. 11. lieft. Darmatadt, Jonghaus. S. 513—127. Schlot! d. 2. Abthlg. 
des 1. Bandes, gr. 8. (Geh. \\ Thlr.) 

128. Daniels, Dr. A. t\, König!. Geh. Ober-Revisionsrath u. s.w., — Hand- 
buch der für die Konigl. Preuss. Rbeinprov. verkündigten Gesetze, Verord- 
nungen u. Regierungsbeschlüsse aus der Zeit der Fremdherrschaft. 8. und 
letzten Bandes Schlussabth. (Alphabetisches Sachregister.) Köln, Bachern. 
IV u. 169 S. gr. 8. (jThlr.) 

129. Dir ckinck- Holmfeld, Freih.Const.,Dr.jur., — Kritik der holsteini- 
schen Rechtsverwahrung wider die Staatseinheit des Dänischen Reichs. 
Sendschreiben an die Braunschweig. Ständeversammlung üb. die schleswig- 
holsteinische Frage. Altona, (Leipzig, MicheUen.) 78S.gr. 8. (Geh. £ Thlr.) 

130. Dbllinger, Georg, k.bayer. geh. Archivar u.s.w.* — Wirkungskreis der 
Patrimonial-Gerichte II. Klasse. Ein Handbuch für diejenigen, welche sich 
diesem Fache widmen wollen. Augsburg, Kreuzer u. Comp. 164 u. 60 S. 
8. (Geh. 18Ngr.) 

131. Erörterungen u. Abhandlaigen aas dem Gebiete des Hannoverschen Cri- 
minalrechts u. Criminal-Prozesses. He raus geg. v. C. F. E. A. v. Bo thmer, 
Konigl Hanno*. Ober-Appellationsrath zu Celle. 2. Bd. 2. Heft. S. 100 — 
208. Hannover, Hahn'scbe Hofbuchh. gr.8. 1844. (Geh. JThlr.) 

132. Eyssenhardl, Land- u. Stadtrichter zu Ktotter Naumburg am Quais, — 
Justinians Digesten nach Drittheilen, Partes , Büchern, Titeln u. Frag- 
menten, mit Rücksicht auf die vorjustinianischen Werke über das Recht. 
Ein civilistischer Beitrag. Leipzig, Kummer. XU u. 173 S. gr. 8. (Geh. 
| Thlr.) 

133. Finck 9 s Real-Repertorlum der Gros sh. Badischen Gesetzgebung u. Ver- 
fassung. Bearbeitet u. herausgeg. von Ad. Bauer. 2. Bd. 1. Abtheil. (Vom 
Jahre 1834— 1844.) Mannheim, Bensheimer. 567 S. gr. 8. (lfThrr.) 

134. Fürstenthal, J.A.L., Oberlandesgerichts 'Roth, — Das Preussische 
Civilrecht nach Anleitung u. Titelfolge des All gem. Landrechts, mit Berück- 
sichtigung der neueren Gesetze, der Doctrin, der Praxis und des römischen 
Rechts, dargestellt u. erläutert. 2—4. Heft. (Schlugt.) Königsberg, 
Theile. XLiu u. S. 177— -710. gr. 8. (Geh. 3 Thlr.) 

135. Gesetzsammlung für die Mecklenburg- Seh werinschen Lande. 2. Folge, 
umfassend den Zeitraum vom Anfange dieses Jahrh. bis zum J. 1844. Redig. 

i v. Adoocat Raabe. 6. Lief.; Postsachen. Parchim, Hinstorff'sche Buchh. 

, S. 641— 733. Schluss des 1. Bdes. Lex.-8. (Geh. 23} Ngr.) 

jl 136. Gewerbe- Ordnung, allgemeine, nebst dem Entschädigungsgesetz zu der- 
selben. Vom 17. Jan. 1845. Grünberg, Levysohn. 54 S. 8. (Geh. £ Thlr.) 

* 137. — — allgemeine preussische, und das Entsehädigungs-Gesetz zu der- 

' selben. Vom 17. Janaar 1845. Nordhausen, FÖrstemann. 72 S. 12. (Geh. 

\ 4 Ngr.) 

* 138. Haeberlin, Dr. C. F. W. J., Prioatdoc. an d. Univ. zuBerlin, — Grund- 

i* sätze des Crirainal rechts nach den deutschen Strafgesetzbüchern. 1. Bd.: 

fc Die allgemeinen Lehren des Crimioal rechts. Leipzig, Fr. Fleischer. XVH 

u. 200 S. nebst 2 Bogen Tabellen, gr. 8. (Geh. 1 Thlr. 6 Ngr.) 

,fi 139. Hassenpflug, Hans Li an. Ludw. Friedr., — Kleine Schriften juristi- 

i0 sehen Inhalts. I. Bdehen. Leipzig, Breitkopf u. Härtel. Vi u. 212 S. gr. 8. 

^ (Geh. 24 Ngr.) 

0ji 140. Hey de, W.G.v.d., — Verfassung der Kreisstände, oder Sammlung der 

jL gesetzl. Bestimmungen über die den Kreisständen überhaupt und deren Mit- 
glieder insbesondere verliehenen Rechte u. obliegenden Verpflichtungen. 

^ Magdeburg, Baensch. x u. 148 S. 8. (Geh. f Thlr. — 1 Fl. 30 Kr. rh.) 

*T 141. Hoffinger, Ph. H. F., Oberrechuungsrath im Grossh. Ministerium des 

*\ Innern, — Sammlung badischer Baugesetze, nebst e. Anhange rechtlicher 

*? Abhandlungen u. gerichtlicher Entscheidungen über Baustreitigkeiten. 1. u. 

f" 2. Lief. Karlsruhe, C. Macklot. 512S.gr. 8. (Geh. 2 Thlr. — Für Südd. 

tT 3 FL rhein.) 
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143« Jahrbücher für historische u. dogmatis che Bearbeitung d. römischen Rechts. 
Herausgeg. von Dr. Karl Seil u. Dr. Wilh. Seit, ord. Prof. d. Recht$wi$- 
iemchaft an der Univ. zu Bonn u. denen. 3. Bd. 2. Heft. Braunschweig, 
Vieweg u. Sohn. S. 171—324. 8. (Geh. | Thlr.) 

143. Mejer, Dr. Otto, Prieatdoc. zu Göttingen, > — Institutionen des gemeinen 
deutschen Kirchenrechts. Gottingen, Vaodenboeck u. Ruprecht, xxvi u. 
279 S. gr. 8. (Geh. 1A Thlr. = 2 Fl. 33 Kr. rhein.) 

144. Otter loh, Dr.Rob., Sachwalter in Leipzig , — Die fuiiimarif eben bür- 
gerlichen Prosesse nach Königl. Sachs. Rechte dargestellt. Leipzig , Beruh. 
Taucbnitx jun. XI v o. 401 S. gr. 8. (Geh. 2 Thlr.) 

145. Phillip $ , Georg, — Kirchenrecht. 1. Bd. 1. Abth. Regensburg, Man«. 
X u. 408 S. gr.8. (Geh. l£Thlr. — FflrSfldd. 2 FL 24 Kr. rhein.) 

146. Rechts- Lex icon für Juristen aller teutschen Staaten, enthaltend die'ge- 
saramte Rechtswissenschaft. Bearbeitet von Mehreren u. redig. von Dr. Ju l. 
W ei $ ke, Prof. in Leipzig. 6. Bd. 3te Lief. Leipzig, O. Wigand. S. 385 — 
576. gr. 8. (Geh. } Thlr. — Schreibp. $ Thlr.) 

147. Runde, Geheimerath, — - Gemeines Recht für Deutschland. Eine Vor- 
lesung bei der 66. Jahresfeier der Stiftung der literar. Gesellschaft in Olden- 
burg am 17. Decbr. 1844. Oldenburg, Sehulse'sche Buchh. 24 S. gr. 8. 
(Geh. J Thlr.) 

148. Sammlung sämmtL Gesetze U.Verordnungen Ober die gegenseitigen Verhält- 
nisse der Protestanten u. Katholiken im Königr. Württemberg. Stuttgart, 
Metslersche Buchh. vi u. 72 S. gr. 8. ( Geh. 12 Ngr.) 

149. — sammilicher Plenar- Beschlüsse des Oberappellationsgerichts desKgr. 
Bayern in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Besonderer Anhang u. Bei- 
lagen-Band zu Dr. H. A. Moritz Novellen zur bayer. Gerichtsordnung; 
2. Heft. (No. 18 — 33.) München, Frans. 4 Bog. 8. (Geh. \ Thlr.) 

150. Stahl, Friedr. Jul., ord. Prof. d. Rechte an d. Univ. zu Berlin, — Die 
Philosophie des Rechts. 2. Bd.: Rechts- und Staatslehre auf der Grundlage 
christlicher Weltanschauung. I. Abtheil., enthalt.: Die allgemeinen Lehren 
und das Privatrecht. 2. Aufl. Heidelberg, Mohr. XXII u. 405 S. gr. 8« 
(2 Thlr. — Für Südd. 3 FL 30 Kr. rhein.) 

151. Vangerow, Dr. Karl Ad. v., Hofrath u. ord. Prof d. rem. Rechte zu Hei- 
delberg, — Lehrbuch der Pandecten. 1. Bd. (All gem. Lehren. S. g. Fami- 
lienrecht Dingliche Rechte.) SteAufl. 2te Abdr. 3. Lief. Marburg, 
Elwert. 383—574 S. gr. 8. (Geh. \ Thlr.) 

152. Vollgraff, Dr. Karl, o. Prof. d. Staatsr. u. f. w. zu Marburg, — Krit. 
Beleuchtung der Schrift des Hrn. Prof. Zöpfl zu Heidelberg Ob. d. Verhaltntsa 
der Beschlüsse d. deut Bundes zu Sachen der streitigen Gerichtsbarkeit u. 
gerichtl. Entscheidungen. Frankf. a.M., Varrentrapp's Verlag. 56 S. 8. 
(Geh. ±Thlr.) 

153. Zeitschrift f. Civilrecht u. Prozess. Heraosgeg. von Dr. J. T. B. v. Linde, 
Dr. Th. G. L. Marezoll, Dr. A. W. v. Sehröter. Neue Folge. l.Bd. in 
3 Heften, (ls Heft 149 S.) Giessen, Ferber. gr.8. (2 Thlr. — 3 FL 36 Kr. rh.) 

154. Zeitschrift für österreichische Rechtsgelehrsamkeit n. politische Gesetz - 
künde. Herausgeg. von Dr. Jot. Kudler n. Dr.Mor. v. Stubenrauch. 
Jahrg. 1845. in 12 Heften. (1. Heft 1\ Bog.) Wien, Solinger, gr. 8. (Geh. 
7 Thlr.) - 

155. Zeitschrift für Rechtspflege U.Verwaltung, zunächst für das Konigr. Sachsen. 
Herausg. von Dr. Th. Tauchnitz u. Reg.-Ref. C.J. Sperber. Neue Folge. 
4. Bd. 5. Heft. Leipzig, B. Tauchnitz jun. S.385 — 480. gr.8. (Geh. 
£Thlr. — 54 Kr. rhein.) 

166. Zeitschrift für deutsches Strafverfahren. Herausgeg. von Dr. Ludtc. 
v. Jagemann, Fr. Nöllner u. J. D. H. Temme. Neue Folge. 2. Bd. 
1. Heft. Darmstadt, Leske. 160 S. gr.8. (Geh. f Thlr.) 
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I. Recensionen. 

1« De juris Romani nexo et mancipio. Scripsit Carolus 
Seil 9 J. U. D. f in univ. Frieder. JVilh. Rhenana Prof. publ. ord. 
Braunschweig, Vieweg u. S. 1840. 97 S. gr. 8. (geh. £ Thlr.) 

2« Disquisüio historicd-juridica de lege Poetelia Pa~ 
piria. Scripsit Andr. Com. van Weusde, litt. hum. et 
J. ü. D. Utrecht, Natan, 1842. VIII. T. 130 S. gr. 8« 

3. Das Nexum, die Nexi und die Lex Petiüia. Eine 
rechts-historische Abhandlung von Dr. JT. J. Machofen* Pro» 
fessor. Basel, Neukirch, 1843. 160 S. gr. 8. (geh. } Thlr.) 

Recensirt 

von 

Hern JDr* von CUoeden, Privatdocent zu Rostock. 

Obwohl der Gegenstand der drei anzuzeigenden Schriften in der 
juristischen Literatur kein neuer ist, so scheint doch eine Majorität 
• der Ansichten ober denselben, die man als communis doctorum opi~ 
nio bezeichnen und als Maassstab der Neuheit und Eigentümlichkeit 
an die Resultate der gegenwärtigen Abhandlungen legen könnte, sich 
nicht gebildet zu haben. Ich kann deshalb nicht umbin, meine An« 
sieht von demselben vorauszuschicken, in gedrängtester Kürze, theils 
weil sie mir nicht gehört*), theils weil dem Vernehmen nach die 
nächste Zukunft eine Bearbeitung dieses Themas von bewährtester 
Hand gewiss nicht ohne die reichsten Aufschlösse bringen wird. 

Nexum nannte das älteste Recht jedes Rechtsgeschäft, das 
gleichsam palam populo nach gewissem Ritus geschlossen worden 
war. Bin solches konnte je nach der zu Grunde liegenden Absicht 
bald Eigenlhum übertragan, bald eine Obligatio begründen oder auf« 
heben. Eine durch das Rechtsgeschäft nexum begründete Obligatio 

- *) Sie findet sich nämlich, wenn ich anders recht gesehen habe, in Puch- 
ta't Curtus der Institutionen. 
Krü. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. V. 25 
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biess auch nexum, in welcher Beziehong das Wort also ein Rechte- 
re rhflltni ss bezeichnete« 

Wenn der Schuldner eine so begründete Obligatio nicht recht- 
zeitig erfüllte, so mochte der Gläubiger ihn ohne Recht greifen, vor 
den Magistrat bringen und um den Zuschlag bitten. Durch die Aas- 
sage der beim nexum gegenwärtigen Zeugen war die Sache sofort 
liquid (aes confesmm aoram populo) ; Einwendungen des Schuldners 
(Beklagten kann man ihn kaum nennen): er habe bereits gezahlt, 
konnten in diesem Verfahren nicht berücksichtigt werden, wofern er 
denselben nicht durch gleiche Solennität gleiche Liquidität mit dem 
Ansprüche gesichert hatte (nexi tiberatio). Sonst musste er dem 
Staubiger als Knecht folgen, bis etwa ein Sippe oder Sodalis die 
anderweitige Tilgtng nachweise (vmiex; denn er behauptet, sein 
Freund sei nicht rechtmässig addictus, visdicirt ihn in libertotem), 
oder jetzt noch Zahlungsmittel herbeigeschafft werden» 

Das nexum war nicht das einzige Rechtsgeschäft, wodurch eine 
Obligatio hervorgebracht werden konnte. Wie man Eigenthum nicht 
blos nexu (durch Einräumen vor dem Volke), sondern auch durch 
Einräumen vor dem Magistrate transferiren konnte, also war auch 
Wer vor dem Letzteren einem erhobenen Ansprüche sich fügte aes 
confessus. Dreissig Tage wurde er befristet (so dass stets Kaienden, 
wo eigne oder der Wucherer Gelder mobil wurden» in die Frist fie- 
len), dann konnte auch gegen ihn mit manu* iniectio verfahren werden. 

Ob jemals hiermit der Kreis der Entstebungsgrlnde von Obli- 
gationen geschlossen war, muss dabin gestellt bleiben*), jedenfalls 
4gab es noch andere zur Zeit der XII Tafeln. Wie viele, wissen 
wir nicht, vielleicht nicht einmal alle später sogen. Consensnalcon- 
tracte **), gewiss Delicto. In solchen Fällen war die manu* iniectio 
mit ihrem kurzen Processe ganz unpassend; es fehlte die Liquidität 
des Nexum, ferner: die Partheien konnten über die Thatsachen einig, 
über ihre rechtliche Bedeutung uneins, endlich: der Werth der Ent- 
schädigungen konnte cnotrovers sein. Da reichte die Tbätigkeit des 
Magistrates nicht aus, der Kläger mogte einen Judex oder Arbiter 
postuliren; dem Antrage sich zn fügen, war nur eine billige Anfor- 
derung. Fand der Decemvir oder der Schiedsmann den Ansprach 
begründet, so verurtbeilte er den Widersacher (confitirte so zn sagen 
im seine §oele). Dreissig Tage liefen dem iudicatus znr Zahlung 
der Atf, dann stand auch ihm manus iniectio bevor. 

*) Savigny, System V. S. 116. 
**) Hollweg in Hasse'i Culpa S. 569. 
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So könnte man zur Zeit der XII Tafeln dfe Betrachtung anstel- 
len , das RechtsverhHltniss nexum zeichne sich dadurch vor allen 
Obligationen ans, sie beruhen auf Vertrag oder Del i et, dass nur bei 
ihm der Gläubiger den Schuldner nach kürzestem Verfahren in 
Knechtschaft führen könne, bei den übrigen erst nach vorgängigem 
Geständnisse in iure oder Urtbeile des Judex und Ablauf der 30 Re- 
spittage*). n 

Diese ausgezeichnete Natur des Nexum wurde durch spätere 
Gesetze auf einzelne begünstigte Obligationen erstreckt. Gafus 
nennt uns die Lex Puhlilia, welche dem Bärgen gegen den 6 Mo- 
nate nach der Zahlung säumigen Hauptschuldner die manus iniectio 
gegeben habe ; natürlich ohne Unheil, sonst wäre es keine Auszeich- 
nung gewesen. Durch die Zeugen, welche bei dem Nexum, wodurch 
die Bürgschaft entstanden, und bei der nexi liberatio , wodurch die 
Schuld getilgt war, gegenwärtig gewesen, war Alles zur Execution 
reif. Ebenso in dem zweiten Falle, den Gaius nennt. Die Lex Puria 
hatte die Haftung mehrer Personen ipso iure auf einen Kopftbeil 
reducirt. Wenn nun der Gläubiger ein Mehres annahm, so sollte 
dies Indebitum von ihm mit einer legis actio per manus iniectio- 
nem zurückgefordert werden können. Die Grösse der Hauptschuld 
und die Höhe der gezahlten Summe waren durch die Nexuszeugen 
liquid, die Zahl der Sponsoren aus der Prädictio ersichtlich. Die 
Gleichstellung dieser Fälle (es soll noch mehre gegeben haben) hatte 
auf die Nexi Obligatio die natürliche Rückwirkung, dass man dieselbe 
nonmehr eben wie diese Fälle als eine privilegirte Obligation ansah. 
Dass die Nexi Liberatio als alleinige vollwichtige Aufhebungsart al- 
len Fällen gemein wurde, die zum Processe mit Manus Injectio be- 
rechtigten, lag in der Natur der dache. Dieser Rechtszustand erlitt 
eine Aenderung durch ein Gesetz, welches Livius bei dem Konsu- 
late des G. Poetelius und des L. Papirius erwähnt: nur gegen 
den iudicatus und den pro quo depensum erat solle die manus in- 
iectio gestattet sein (Gau ir. 25.). In dem Falle eines Nexum und 
dem iet Lex Faria sollte zwar der Name manus iniectio bleiben, 
aber das Bigentbümliche dieser Processform ward aufgehoben: der 
Schuldner sotlte manum tibi depellerv, also nicht mehr ohne richter- 
liche Untersuchung zur Addiction gezogen werden können« Die Be- 
handlung des für manifestus und des in iure ' confessus wurde nicht 



*) Nur/beim/tfr matüfet tus würde fceia Rieb ter gegeben, wmo auch t Die 
That war offenbar, eine Schätzung aber sollte gerade vermieden werden und 
lediglich im Ermessen des Bestohlnen stehen. 

25* 
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geändert. Daneben entbielt das Gesetz eine die Lage des Adiictus 
nicht des für manifestes) mildernde Bestimmung. 

Ia welcher Weise der Process mit dem die Hand zurückwei- 
senden Schuldner (in den Fällen des Nexom und jenes Indebitnm 
der Lex Faria) geführt worden, darüber fehlen uns die Nachrichten: 
sie mogle dem Object (certa pecunia) nicht angemessen sein , oder 
Nichts vor derjenigen voraus haben, in welcher man von den des 
Nexum unfähigen Peregrinen die nuncupata pecunia repetirte. Eine 
Lex Silia ordnete dies Verfahren per condictionem auch für Römi- 
sche Bürger, und seitdem kam die nexi obligatio, die vor der blos- 
sen Nuncupatio keine Vortheile mehr voraus hatte, allmälig ausser 
Gebrauch (necti aeque postea desitum). 

Die hier dargestellte Ansicht von der. Natur und den Schick- 
salen des obligatorischen Nexum findet sich in keiner der anzuzei- 
genden Schriften, sondern an deren Statt Auffassungen, welche ich 
für von Grund aus unrichtig halten muss. Um bei Begründung dieses 
ungünstigen Urlheils den Verff. in keiner Weise zu nahe zu treten, 
werde ich zunächst ihre Darstellung mit möglichster Vollständigkeit 
und ohne eingemischte Reflexionen wiederzugeben versuchen. 



Die Schrift von Seil ist in 5 Capitel getheih. In dem ersten 
wird nach einer Einleitung ausgeführt, dass die Römer in der alte« 
sten Zeil sich statt des Geldes des ungemünzten Erzes bedient hät- 
ten« Um dieses zu einem allgemeinen Tauschmittel tauglich zu ma- 
chen habe es zweier Vorkehrungen bedurft: eines Normalgewichts 
und der Wage. Unter diesen Verhältnissen sei nnn keine sohitio 
ohne Wage denkbar gewesen, und umgekehrt habe ausser der so- 
lulio aeris kein Rechtsgeschäft, nicht einmal der Kauf, durch Erz 
und Wage geschlossen werden können. 

Im zweiten Cap. geht der Verf. zu einer späteren Zeit über. 
Servius habe Kupfergeld prägen lassen, auf welchem nicht blos 
das Zeichen des Viehs, sondern auch das Gewicht des einzelnen 
Stückes nee non ex pondere pendens pretium angegeben worden sei« 
Das wörtlich Referirte verstehe ich nicht: der Begriff pretium ent- 
steht m. E. nur durch die Vergleichung mit einem anderweitigen all- 
gemeinen Werthmesser. 

Dieser neue Zustand der Dinge habe zur Anwewendung der per 
trutinam solutio keine Gelegenheit mehr gegeben, nichtsdestoweni- 
ger habe sich dieselbe „wegen der Anhänglichkeit der Römer an die 
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EinricbtuDgen ihrer Vorfahren" bei der Eingehung von Staatsge- 
schäften erhalten. Auch jetzt noch sei aes et libra, wie in der 
früheren Zeit, nur bei denjenigen Rechtsgeschäften an wendlich ge- 
wesen, aus welchen ein« PartHei der andern eine bestimmte Geld- 
summe leisten musste. Der Unterschied aber von der frühem Zeit 
habe darin bestanden, dass früher jede certüe peeuniae solutto durch 
Erz und Wage geschehen konnte und wirklich geschah, jetzt aber 
nur diejenige, welcher ein« Gegenleistung der anderen 
Parthei entsprach. Den Beweis dieses folgenreichen Satzes führt 
der Vf. folgendermaassen : Froher wurde in die eine Wagschale das 
Normalge wicht, in die andere das zn wiegende Erz gelegt. Nach 
Einführung der Münze war das Normalgewicht etwas Ueberflössiges, 
Unpassendes geworden (aes pensum antea nonnae causa in una /** 
brae lanee posilum posthac in ea ponere haud atlinebat) % wenn 
also die Römer beabsichtigten, die alte Form der solutto per aes 
et libram beizubehalten , so blieb. — weil die Wage zwei Schalen 
hat (p. 13.) — ihnen nichts Anderes übrig „nun* ut eam transfer- 
rent in iuris negotium r ex quo unius pärtis erat 9 quasi in una librae 
lance ponentis rem dare allert\ alterius vero, quasi seeundam li+ 
brae hncem- onerantis, eertam peemiam pretii loco solvere." 

Im Römischen Rechte, führt der Vf. fort, finde sich nur Ein 
Rechtsgeschäft dieser Art, der Kauf, es sei also nicht erstaunlich, 
dass die Form der alten solutio per aes et libram auf den Kauf 
übertragen worden sei. Hätte man mit dieser *Uebertragung bei dem 
wirklichen Kaufe stehen bleiben wollen, so hätten noch viele andere 
Geschäfts formen aufgestellt werden müssen. Die Römer aber seien- 
der höchsten Rechtseinfachheit zugethan gewesen und hätten also lie- 
ber diese Form des Kaufs in imaginärer Weise in sehr vielen ande- 
ren Fällen (der Vf. findet deren 14 in den Quellen, und ist geneigt 
noch das Commodat hinzu zu zählen) angewendet. Zwar seien Man- 
che, z.B. Savrgny und Scheurl der Meinung, die alte solutio per 
aes et libram sei nicht Mos auf den Kauf, sondern aueh auf das Dar- 
lehn und auf die Tilgung mancher Obligattonen übertragen, und stell- 
ten demnach drei Kategorien von Rechtsgeschäften per aes et libram 
auf; aber diese drei Kategorien seien gar keine Gegensätze (der 
Vf. fasst nämlich auch das Darlehen und die Tilgung per aes et li- 
bram als imaginariae venditiones auf). 

Darüber, dass alle diese Fälle unter den beiden Bezeichnungen 
nexum und maneipium begriffen würden, sei kein Streit, wohl aber 
über das VerhäHnks dieser beiden Begriffe zu einander. Letzteres 
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festzustellen nimmt sich atfa das dritte Cap. aar Aufgabe- Zu- 
nächst wird die Stella de* Varro foJgendermaassea hergestellt and 
versluden: 

ßfexum Mtniliu* eeribit Als Nexum bezeichnet Manilius 
cnme qmd per ess et libram ein j«des Rechtsgeschäft, das durcU 

Seritar, in um siut mundpia. W ft e nnd , Erz V0, . lz< ;s eB ™ rd > in 

* . .. welchem also maocipalioosweise be- 

Muttue quae per aes ei A- wer k 8lc ||jg le Eigenthumsttbertragun- 

6ro» /a*f ttf obägetttur, gea enthalten sind. Mut ius dagegen 

praeter quam manetpio detur. charakterisirl das Nexum als ein durch 

Hoc verius esse, ipwr* ver- Erz und Wage vollzogenes Recbtsgc- 

tum osteudit, de quo quaerit, s ? häft ' * a8 d k en Z /«<* hat ™ obli- 

, ... giren, abgesehen davon (ausser) dass 

nam idem quod ebkgatur per aoch noch män a r$üoun ^ B9 E.Ven- 

Hbram, nec 9 qued suum ßt 9 Uiom übertragen wird. — Dasf diese 
mde nexum dietum* letztere Begriffsbestimmung die rich- 

tigere sei, zeigt selbst das Wort, van 
dem die Rede, denn eben dieses ist 
daher nexum genannt, weif durch die 
Wage eine obligatio begründet wird, 
«ad nicht, weil ein swm, d. h. Ei* 
genthum entsteht. 
Du Eigentümliche dieser Reeensien ist also eumal das Festhalte« 
an dem handschriftlichen pmeterquem meneipio detur y deren wel- 
ches Manilius and Q, Mutins in Cooeordauz gebracht werden sei« 
len, und zweitens die Veränderung des handschriftlichen ntque suum 
in nee quod s. f. 

Der Vf. echJieset nunmehr ans der so eartndirten Stelle, dass 
jedes Nexum ein Maacipium, jedes Maacipium ein Nexum enthalten 
habe» Dennoch seien Nexum und Maacipium nkfct durchaus das- 
selbe), Wie nämlich die Feierlichkeit per aes et libram zwei Ab- 
schnitte habe» die maneipatio und die nuneupatio, so auch zwei 
verschiedene Wirkungen; die mancipatio übertrage Eigeothum, die 
nuneupatio erzeuge eine Obligation. Wollte ein Römer anzeige», 
dass durch Erz und Wage eine Obligatio entstanden sei, so war das 
Wort nexum an seinem Orte, wollte er hervorheben, dass Eigen- 
thuia Ibertragen sei, so bediente er sieh passender des Worts ma$*~ 
ciptum* Kam es darauf an, beide Wirkungen eis verbände» darzu- 
stellen, so copuJirte man neemm mmtipiumque* 

Die Behauptung, dass jedes Jttaaeipium ein Nexum, jedes Ne- 
xum ein Jdancipium enthalten habe, wird zu ihrer ersten BtUto daran 
bewiesen* dass, mit wenigen Ausnahmen, der Mancipio Dans 
dem Aiecipiens wegen fivicliee gehaftet habe. Die zweite Hälfte 
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der Behauptung ist dem vierten Gap. (de tmmi dmtieme' ei oo/tjrm* 
trone) zugewiesen. Zu dem- finde wM der Begriff von nextan mee 
untersucht. Einige glauben aar ein wahres Darlehen, Ander* aoeh 
in Darlehnsform gekleidete anderweitige Geschäfte gehören hierher^ 
Der \L schliefst zunächst ron der gegenwärtigen Untersuchung die* 
jenigen darch Kupfer and Wage entsUnttaned Verhindüchkaitea aus, 
welche steh nicht einmal scheinhar als einmutuum darstellen*. ,fr B» 
die Verbindlichkeit aar Zahlung des Kaufpreises für eine mancipart* 
Sache/ 4 dann macht er darauf aufmerksam r das* die Entseheidusg 
zwischen jenen Disseatirenden ron der Vorfrage abhänge? qübmodo 
pecunia per aes et Hbram tnniuo danda in dominium mecrpientie 
traneieritf Nämlich das Geld, afe eine res nee muneipi, könne nicht 
Gegenstand der traditio nexu sein, weiche heiai mutuum aere et & 
bra constitutum vorkommen müsse; wir bähen also* die Darlehns* 
summe nicht als Gegenstand der Mancipatio*, sondern als Kaulpreis 
für einen anderweitigen Gegenstand der Mancipatio«: za> betrachten. 
Dieser anderweitige» Gegenstände findet der VI zwei (man könnte 
sie zusammen als grtfsstmftgHcbste Sicherheit des Gläubigers, satis* 
datio, beschreiben)! corpus debitoris und bona eins. Von jedem 
wird nunmehr besonders gehandelt. Uebrigens sei die Auffassung 
4er Darlehnssumme als elaes Kaufpreises der Grund, daaa -durch Ne» 
jtam nur ein Gelddarlehen, nicht ein Darlehen anderer s. g. Fongi- 
bilien contrahirt werden konnte. 

Ueber die Natur des newum der, woHr debitoris corpus ob» 
noxium fiebat spricht der Vf. sieh dahin aus: Man könnte im ersten 
Augenblicke meinen, es «ei der Schuldner selbst, defc sieh Ar den 
Preis der Darlehnssumme verkaufe and nme Skiare werde, wenn 
nicht der Reehtsgrondsatz entgegenstünde, daes ein Freier nicht -luneh 
Vertrag zum Skleren werden kOnne. Desshalb sei nichts Anderen 
ttbrtg geblieben, ak ixe Dienste des Schnidhers zu verkaufen. Adle 
Dienste zn verkaufen sei sker nicht nur der Absteht der ßartheien 
zuwider gewesen, sondern auch dem Römischen Rechwgrundeatze, 
dass die durch Mancipation zu ihertrageaden Sachen einzeln namhaft 
gemacht werden massten» Deshalb wurden nur die klüftigen Dienste 
und zwar vom Verfalltage bis zur Tilgung der SeheW zum Gegew- 
stände des Verkaufe genommen] — nicht ak eh dadurch der Manci- 
pation ein Dies oder eine Genditto> hinsmgefttgt nrflrde, sondern nur 
um dem Gegenstände derselben Maas« «nd Ziel zn geben. 

Die rechtlichen Wirkungen dieses Geschäfts schildert der Vf. 
feigeodermaassen: Einstweilen hie zam Verfalltage blieb der Schuld* 
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ner, tob des man tagte nexum eum Misse, völlig frei. Verstrich 
aber dieser Tag, dann tredirte der Magistrat den Nexus — oder wenn 
der Gläubiger einwilligte statt seiner einen Anderen, wofür die SteHe 
des Li r ins VIII, 25. quüm st C. Publi&'us ob aes alienum paternum 
nexum dedisset als Beispiel angefahrt worden, aber wenn ich nicht 
sehr irre, ohne Grund, denn das aes alienum paternum bedeutet 
doch wohl eine Schuld , die von seinem Vater auf ihn, den C, ge- 
kommen ist — dem Gläubiger, auf dass er ihn bis znr Tilgung ge- 
fesselt oder — eingesperrt halte. Die Dienste ies Nexus gebührten 
dem Gilobiger; sie waren gesetzlich zu Gelde angeschlagen und 
wurden erst auf die Zinsen, dann auf das Capital abgerechnet. Was 
der Nexus auf andere Weise, durch Legat, als Brbe, erwarb, daran 
hatte der Gläubiger kein Anrecht. War nun durch die Dienste oder 
sonst die Schuld getilgt, dann musste der Gläubiger die noch nicht 
geleisteten Dienste zurftckmancipirea und dadurch auch die Nexi 
Obligatio völlig auflesen. 

Auch über die Veranlassung zur Eingebung dieses Rechtsge- 
schäfts gibt der Vf. eine Auskunft, webet er zugleich das ( Verhältnis* 
desselben zur.Personalexeeetioa berührt: wer ein gemeines Darlehen 
aufnahm, hatte seiner Zeit Capital und Zinsen zu zahlen. Nun konnte 
es aber ganz leicht (in jenen namentlich für die Plebeier gejdklani- 
men Zeiten) kommen , dass der Schuldner in Verlegenheit geriete. 
Klagte dann der Gläubiger, so stand dem Debitor Urtheil und Ad- 
dietio bevor, wenn es ihm nicht gelang, vom Gläubiger das Verspre- 
chen: st sohtikme neque ad ctrtm dient haud effeetä, operms störe, 
dum sokeret^ in Servituten daturum esse, Aufschuh zu erlangen. 
Es konnte also ein Nexum dieser Art nicht blos in dem Augenblicke, 
wo das Darlehen gegeben wurde, sondern — und das war bei wet- 
tern der häufigere Fall — auch später mit Röcksicht auf das frühere 
Darlehen, welches dabei als Kaufpreis figurirte, geschlossen werden. 

Neben diesem nexum aes, quo debitoris corpus fiebat ob- 
nexium, und nachdem im Jahre 429. zum Heile der Plebs jenes 
verboten worden war, kam eine andere Art von Darleben durch 
Nexum vor, wobei nämlich die Dariehenssnmme als Kaufpreis fttr 
eine dem Schuldner geherige Sache fangirte, welche unter der dop- 
pelten Verabredung verweigert wurde, dass dieselbe I ) hei recht- 
zeitiger Räckzahlung des Darlehns zuräeknmncipirt werden (flducia), 
2) bei nicht rechtzeitiger Zahlung aber dem Gläubiger verfallen sein 
solle (lex commissoria). Die rechtlichen Wirkungen dieses Ge- 
schäfts, welches bis zu Justinians JLun. C. de usuc. Irans/. y wenn 
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gleich in der letzten Zeit nur selten, vorgekommen sein soll, wer- 
den dahin angegeben, das» der Credttor völlig freier Eigentümer 
der fidueia wurde, also dieselbe 'gültig auf jede Weise veräossern 
durfte, selbst vor dem Verfalltage der Schuld, dass er aber obligirt 
war, wenn der Schuldner rechtzeitig zahlte, diesem die Sache durch 
Nexum zurückzugeben, eine Obligatio zu deren Schutze dem Schuld- 
ner die, nicht ohne Vorbereitung activ auf die Erben übergehende 
ßduciae actio , welche bonae fidei war, zustand. Die Früchte pflegte 
der Gläubiger nicht selbst zu ziehen; die etwa gewonnenen minder- 
ten ipso iure den Stamm, ausser wenn das Darlehen ein unverzins- 
liches war, in welchem Falle der Gläubiger aus dem Werthe der 
Früchte die höchsten gesetzlieh erlaubten Zinsen zurückbebaken 
durfte (ad medum fogitimum usuras retincre)* Umgekehrt hatte die« 
ser wegen Meliorationen ein (contrariumj fidueiae iudicium. Diese 
ganze hier referirte Darstellung der Fidneia wird durch eine längere 
Betrachtung über die dem Zwecke nach verwandten Institute des 
Pigous und der Hypothek eingeleitet. 

Im fünften Cap«, welches von der Nexi Liberatio — die im 
weitesten Sinne als jede Tilgung einer Nexi Obligatio definirt wird — 
handelt, werden vier Arten der Nexi Obligatio angenommen, nach 
denen sieh die Nexi Liberatio vierfach verschieden gestaltet habe. 
Der Inkalt einer Nexi Obligatio habe nämlich 1) dahin gehen kön- 
nen „res alteui maneipio dare vel in iure cedere vel tradere* 1 oder 
2) 99 re* mancipii datas remaneipare" oder 3) »dominii kaud trans- 
lati vel dietorum promiss&rumque causa ex nexi datione duplum 
praestare" oder endlich 4) »rei maneipio datae pretium creditum 
soivere". 

jAls Beispiel des ersten Falls wird das Damnationslegat in ei- 
nem Testamente per aes et libram genannt, welches eine Sache (im 
Gegensatze zu dem von Pauli. R. S. III, 6. §. 10. Erwähnten) zum 
Gegenstande hatte. Dieses habe eine Nexi Obligatio begründet, zu 
deren Lösung der Erbe die legirte Sache habe tradiren oder (wenn 
sie maneipi war) in Jure cediren oder maneipiren müssen, Letzteres 
durch Verkauf per aes et libram dicis causa, numo uno und mit Er- 
zeugung einer neuen Nexi Obligatio (des dritten Falls). Wollte der 
Legatar den Erben donationis causa oder ne sacris alligaretur frei 
lassen, so habe dies nur durch Novation mit Acceptilation oder so 
geschehen können, dass die legirte Sache sofort nach der Tradition, 
In Iure Gesskn oder Dicis Gratia Mancipation vom Legatar dem Er- 
ben zurück tradkt u. s. w. wurde. Dadurch nämlich sei der Legatar 
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res den Seen wiedemm befreit worden (Cie. de legib. IL 21. „Ä*r- 
sus sacris hbtrantur", welche Worte aber doch, dem ganzen Zu* 
sammeahange nach, wohl Dar von dem Reckte, wie es die Juristen 
geändert haben, nicht reo dem RechtsverhSltntsse des einaelea Le- 
gatars verstanden werdea darfca). 

Als zweites Bettelei dieses ersten Falles wird das legatum par~ 
titionis genannt, bei welchem der Erbe die legirte Quote dicis grm* 
Ha per «es et libram bebe verkaufen mttssen, and ein firlass von 
Seiten des Legatars nnr darch Remaneipatioa habe efecteirt wer- 
den kennen« 

Hierher gehöre auch noch, wenn gleich nicht als Beispiel einer 
Nexi Liberatio, eine Solatio per Aes et Libram, weiehe mk 
dem eben besprochenen ersten Falle viele Aehnfichkeit habe, Däm- 
lich die per ae$ et libram soiutio einer durch ein aaf Geld lautendes 
Crtheil begründeten Schuld. Der Gläubiger, dem ein Schuldner am 
Geld addieirt worden war, habe von jedem , die Schuld Bezahlendem 
gezwungen werden kennen, ihm ftr das Geld den in servili condi- 
Hone versirenden Addictus per oes et libram za verkaufen, „quo- 
facto debiter koe med* a ereditore libra et mere tiherutus a tindice 
emittebatur". Als nach der Aufhebung der Legis Aetionen der Ja- 
dieatus selbst dem Glaubiger entgegentreten durfte, habe sich aa 
dieser soiutio per aes et libram (die nun auf jedes, weil aaf Gell 
gehendes, UrtheH aawendtich geworden) aar Das gehadert, dass es 
zur Vornahme derselben nunmehr keines oindex bedurft, vielmehr 
der Addictus sich selber gleichsam ans der conditio servitutis bebe 
loskaufen kennen, gerade wie au« feindlicher Gefangenschaft. Uebri- 
gens habe, eben wie beim Legatum per Damnattonem, so auch bei 
der tlrtheilsscbnld eine imaginaria per aee et libram soiutio. vor- 
kommen können. 

Der zweite, anf eine Nexi Obligatio: das Maaetpio Empfangene 
zu remaneipiren, sich beziehende Fall der Nexi Liberatio finde sich 
a) bei dem Creditor, cui debitefis corpus erat obnoxium b) bei dem 
Creditor, cui debitoris bona erant obnoxia c) bei dem Depositar, 
dem zu mehrer Sicherheit Sachen ßduciae causa mancipii* waren. 
War hier das Gapkai durch die Dienste (ad a) oder die Früchte der 
fiducia (ad b) bereits censumirt, so habe es (ad a) nur einer „nuda 
emissio a ereditore facta" bedurft, oder (ad b und c) einer Beman- 
cipation der Sache numo uno. Wurde aber das Capital baar ausge- 
zahlt, so habe (ad a) der Creditor erst die noch nicht geleisteten 
Dienste gegen diese Zahlung remaneipiren, dann n debitorem nexum 
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per aes et Uhr am liberatum cmütere ik müssen, und (ad k) habe es 
des numus unus Dicht bedurft, da die zurückgezahlte Darichnssumme 
als Kaufpreis fangirt habe. 

Bei dem dritten Falle der Nexi Obligatio (auf dominii haud 
transiati vel dictorum promissorumque causa ex nexi datione du- 
pfstm praestare) habe eine Solutio per aes et libram schon deswegen 
nicht, also nur eine einfache Auszahlung des Geldes praevia aesti- 
maiione vorkommen können, weil es an einem certum gefehlt habe. 

Endlieh bei dem vierten Falle der Nexi Obligatio, nämlich auf 
Zahlung des Preises für eine mancipirte Sache, sei wirklich aes et 
Iura zur Tilgung angewendet worden. Dies scheint nun zwar in die 
Theorie des Vfs., nach welcher in jede Wagschale Etwas gelegt wer* 
den musste, nicht zu passen. Er versichert aber, es sei weder auf- 
fallend noeb aasttfssig; denn da das zu zahlende Geld in Wahrheit 
der Preis einer schon früher mancipirten Sache sei, so diene die 
jetzige Zuwfigung desselben nur zur Ergfinzung der unvollständig ge- 
bliebenen ersten Mancipation (man könnte, auf die Vorstellung des 
.Vfs. eingebend, sagen: der durch die auf Credit mancipirte Sache 
schräg gestellte Wagbaiken werde jetzt in horizontale Lage gebracht). 

Indem wir ans nach dieser Darlegung des Inhalts der Schrift zur 
Prüfung desselben wenden, begegnen wir gleich im ersten Gap. der 
Annahme einer Zeit, in welcher die Römer noch nicht verstanden 
bitten, Münzen zu prägen, welche als eine unbestrittene hingesteHt 
.wird, während doch Savigny*) das Gegentheilbehauptet, indem er 
nnf das, notbwendig bezeichnete, und also unter den Begriff einer 
Münze fallende Normalgewicbt hinweist. Wenn wir aber ans der 
Behauptung des Vfc. das unzweifelhaft Richtige hervorheben, dass in 
einer frühen Zeit die Wage ein nothwendiges Instrument zur Regu» 
lirung von Zahlungen war, so können wir doeh nicht zugeben, dass 
damals die Wage nur diese Bedeutung hatte und nicht schon die, 
welche wir in einer spätem Zeit an ihr wahrnehmen, nämlich die, 
einem formellen Rechtsgeschäfte zu dienen, durch welches die ver* 
schiedensten Rechtsverhältnisse begründet werden konnten. Mit an« 
deren Worten, das Nexum als ein allgemeines Rechtsgeschäft muss 
bereits in die früheste Zeit des Römischen Rechts gesetzt werden 
(wobei ich nnr voraussetze, dass wir mit unseren Betrachtungen uns 
überall auf eine historische Zeit, auf die Zeit, wo* das Privat recht 
bereits seinen Anfang genommen hatte, beschränken). Denn wäre 



*) Akrdm. MuMrecftt 8. 7. 
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es anders gewesen, bitte z. B. ein Eigeuthumsttbergang, oder eine 
Verpflichtung nicht durch Knpfer nnd Wage bewerkstelligt werden 
können , so wird man doch wohl diese Rechtsverhältnisse anf andere 
Weise gfikig haben in Stande bringen können , nnd es bliebe völlig 
unerklärlich, weshalb man in einer spätem Zeit diese Weben nicht 
beibehielt, sondern , wie der Verf. sagt „wegen der Anhänglichkeit 
der Römer an die Einrichtungen ihrer Vorfahren* 1 etwas, was man 
bisher auf einfachere Weise herbeiführen konnte durch die Anwen- 
dung eines Acts bewirkte, der bis dahin eine ganz andere Bedeu- 
tung gehabt hatte* Und was soll man sich eigentlich unter der *o- 
lutio aeris denken, welche vor Servius nie ohne Wage bewirkt, 
und ausser welcher kein Rechtsgeschäft durch die Wage geschlossen 
werden konnte? Nimmt mau das Wort soluiie in dem gebräuch- 
lichen Sinne fflr Tilgung einer Obligation, so muss man fragen: wurde 
denn bei der Hingabe eines Darlebns von Rupfer die Wage nicht 
gebraucht? Hat aber der Verf. nur das Wort tntmeratio, welches 
auf zählbares Geld hinweise, vermeiden und die Uebertragung des 
Eigentumn* an Kupfer bezeichnen wollen, so scheint in dem Satze: 
nulla solutio eogilari pvterat, nisi ptr trutinam effecta die Mög- 
lichkeit der Hingabe eines vertauschten (ungewogenen) Helms oder 
einer Handvoll Kupfer (etwa an einen dienten) nicht berücksichtigt 

Der Hauptgrund gegen die Ansicht des Verfs von der Entste- 
hung des Nexum ist aber., „dass dieselbe denjenigen Bestand theit 
desselben, der in der Zuziehung der Zeugen liegt, völlig ignorirt. 
Es liesie sieh auf diese Weise allenfalls die Entstehung ie$ Nexum 
denken, wenn die Form desselben lediglich in der Adhibition von 
Kupfer und Wage bestände; eine solche Form könnte eine wesent- 
lich verschiedene Stellung gegen die verschiedenen Mönzsysteme 
(geben wir diese einmal zu) eingenommen haben: die fünf Zeugen 
entfernen aber nothwendig jeden Gedanken an einen wesentlichen 
Zusammenhang der Ausbildung dieser Form mit der grösseren oder 
geringeren factischen Unentbehrlichkeit der Wage. 

Ein viel einflussreicherer Irrthum liegt in der ferneren Behaup- 
tung des Verfs., Er» und Wage seien seit Servius nur bei sogen, 
zweiseitigen Rechtsgeschäften adhibirt worden. Ich will Nichts sa- 
gen von dem einzigen Versuche des Verfs. diese Behauptung zu be- 
gründen, durch eine Betrachtung, welche ohne Zweifel als eine geist- 
reiche freudig zu begrüssen war, wenn es sich um die Auffassung 
unbestrittener Thatsacben handelte» ja welcher auch als Unterstüt- 
zung anderweitiger Beweise ihren Werlh abzusprechen ich keines- 
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wegs geneigt bin, welehe aber in ihrer vorliegendes Isolirung schwer- 
lich Anerkennung finden wird. Ja diese Betrachtung ist auch nur 
scheinbar richtig. Bisher habe man in die eine Schale das zu wä- 
gende Erz , in die zweite das Normalgewicht gelegt; nach der Si- 
gnirung des Kupfers sei das Normalgewicht fiberflüssig geworden, 
es habe also als Gegengewicht in diese zweite Schale eine Gegen- 
leistung gelegt werden müssen. Dies würde sich hören lassen, wenn 
wir behaupten dürften, dass bei der nunmehrigen Anwendung der 
Wage in die erste Schale Erz gelegt worden sei: ich meine aber, 
es sei blos mit einem Raudusculnm an die Wage geschlagen wor- 
den, dieselbe also gar nicht aus ihrer horizontalen Stellung ge- 
bracht worden. 

Es war vorauszusehen, dass der Verf., um seine Behauptung zu 
hallen, in sämmtliche. uns überlieferte Fälle dieser Solennität die 
Zweiseitigkeit hineintragen werde , was mitunter nur auf eine höchst 
gezwungene Weise gelingt. , So soll ein Darlehen gar nicht ander* 
per Aes et Libram haben gegeben werden können, als indem sofort 
in ipso contractu eine Gegenleistung erfolgt sei (nämlich entweder 
eine Saejie des Darlehennehmers : fiducia, oder letzterer selbst in 
Effigie seiner Dienste). Hätte der Verf. sich entschliessen wollen, 
seine Induction in einer etwas elastischeren Weise zu verstehen, so 
würde er hier ein recht hübsches Bild haben aufstellen können. Er 
nimmt nämlich im fünften Gap. fp. 97») keinen Anstand, die vorkom- 
mende Anwendung von aes et Ubra zur Tilgung des Kaufpreises für 
eine früherhin mancipirte Sache mit seiner Behauptung der unzer- 
trennlichen Verbindung von ncamm und mancipium dadurch zu ver- 
einigen, dass er den gegenwärtigen Act mit jenem längst vergange- 
nen zusammenconstruirt. Ebenso hätte er hier die gegenwärtige 
Auszahlung des Darlehens mit der dermaleinstigen Rückzahlung des- 
selben zusammenconstruiren, und also als in die zweite Wagschale 
zu legen die Obligatio nennen können, die im Momente der Auszah- 
lung des Darlehen^ in das Vermögen des Gebers fallt und die Lücke 
ausfüllt, welche das aufgegebene Eigenthum an den Geldstücken in 
demselben gemacht hat 

Diese Ansicht von der notwendigen Zweiseitigkeit jedes durch 
aes et Ubra bewirkten Rechtsgeschäfts hängt aufs Innigste zusam- 
men mit der Behauptung, dass jedes Nexom ein Mancipium, jedes 
Mancipium ein Nexum enthalten habe, m. a. W. dass bei jeder An- 
wendung von Aes und Libra nicht nu» ein Eigentbumsübergang, son- 
dern auch die Begründung oder Lösung einer Obligation Statt ge- 
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fanden habe. Demi wen« man das rom Erwerber dem Verausserer 
zn gehen d e Rauduscuiem eine Gegenleistung nennen will, so kann 
man angeben, data in jedem Haaeinimn das Merkmal der Gegensei- 
tigkeit sieh linde, gtbe es also kein Nezum ohne Mancipium, so 
würde der Verf. aueh mit der Behauptung der Zweiseitigkeit eini- 
ger Haasaen Recht haben. Aber freilieh mass diese stete Verbin. 
dong von Naxum nnd Mancipium entschieden io Abrede genommen 
werde». Betrachten wir beide Seiten des fraglichen Satzes ab- 
gesondert 

Dasjeeige, was andere Schriftsteller nexi obligatio nennen, solle 
stets eine Bigenthnmsllbertragong enthalten haben. Denn, fragt der 
Verf. , wie geht es fiberall zo, dass das per aes et libram dargelie- 
hene Geld ins Eigenthnm des Empfängers kommt? Geld ist eine 
res nee wumeipi % kann also siebt nexu tradi. Wir müssen mithin 
die Darlehenssumme als Kaufpreis einer anderen res (mancipt) be- 
trachten. Ein unbegreiflicher Syllogismus 1 Wodorch sind wir denn 
gezwungen, oder nach nur veranlasst anzunehmen, dass vermöge 
der Nezussolennitflt das Eigenthnm an dem dargeliehenen Gelte aof 
den Empfänger fibergeht? Dies geschieht, wenn ttberaU augeabUck- 
lieh Geld dargeliehen wird, durch die Tradition, was durch die So- 
lennität entsteht, ist jene eigentümliche Obligatio, deren Inhalt und 
Charakter so rathsethaft erscheint. 

Indem der Verl sich nun bemfiht, die Sache zu finden, fflr 
welche die Darlehassumme als Kaufpreis zu betrachten sei, begeht 
er, wenn ich nicht sehr irre, einen argen Missgriff, welchen bereits 
Bachofen gabfihread hervorgehoben und grfindlick nachgewiesen 
hat. Nicht der Schuldner ist mancipii! worden — denn es gibt 
Pandekten- nnd CodexsteHen, welche sagen , dass inrch Privatvcr- 
trige die Freiheil nicht verloren gehen könne, nnd Cicero sagt, 
sie könne auf keine Weise verloren werden (qui nimium probat ni* 
kü probaoit) — sondern seine Operael Wo lesen wir, fragt 
Bachofen, von der Arbeitskraft als einer Res Mancipii? oder wo 
iadet sieb dieser Begriff der neueren Nationalökonomie schon votf 
den Römern als res incorporalis gewürdigt? Aber angenommen ein-* 
mal, unsere Kataloge von res maneipi waren hierin lückenhaft, wie 
wurde diese Sache, um sie zu maneipiren, zur Stelle geschafft? 
Machte etwa der Schuldner, gleichsam wie eine Scholle vom Acker 
genommen wurde, den Zeugen ein Pro beben seiner Dienstleistungen 
vor? Eine Witterung von dergleichen Einwürfen ist auch dem Verf. 
gekommen, wenn er sagt: Omnes autem operas suas generaliter 
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per aes et libram vendere % ex iuris Bomttni principiu kaud erut 
licitum, „cum singuiae res nominari debeivnP*, quae mancipatiaue 
trmnsferebantur. Darum mancipirte er nicht omnes eperas suas 
praesentes futorasque , sondern blos futuras vom Verfalltage bis zur 
Zahlung. Man sieht, der Verf. legt sich aufs Handeln» Aber ohne 
der Charybdis entgangen zu sein, geräth er noch in die Scylla, 
ßachofen (p. 66. 67.) hat die Dispache aufgemacht. 

Umgekehrt soll jede Mancipation eine Obligation constituirt 
haben. Hier kommt dem Verf. die Dupli Obligatio für den Fall der 
Eviction zu Statten, welche er (nicht als eine zweckmässige, häufig 
nnd immer häufiger hinzugefugte, endlich stillschweigend subintelli- 
girte Nebenberedung, sondern) als in dem Wesen der Mancipation 
liegend betrachtet. Allein der Verf. selbst kennt (p. 29.) Fälle, in 
denen die Dupli Obligatio nicht entstand, eine einzige solche Aus- 
nahme aber subvertirt m. E. seine Theorie. Und, was die Haapt» 
saehe ist, gerade auf diesem Punkte stehen ja Eigenthumsübertra» 
gung und Obiigirung (nicht in einem copnlativen, sondern) in einem 
adversativen Verhältnisse. Entweder der Empfänger wird Eigen- 
tümer, und dann wird die Dupli Obligatio niemals existent, oder 
er wird es nicht, und dann fehlt es eben an der Eigentkunuüber- 
tragung. 

Man ist begierig auf die Grande, welche den Verf. zur Aufstel- 
lung einer Theorie bewogen haben, die vor einer irgend besonnenen 
PrOfung nicht bestehen kann. Es ist lediglich die Stelle des Varro, 
nämlich in der vom Verf. vorgeschlagenen Fassung, welche zu der* 
selben Aniass geben kann. Allein ich fürchte, man wird dieser 
Fassung (vgl« oben) aus zwei Gründern nicht beifallen können« Denn 
erstens scheint „idem" nicht füglich auf »ipsum verbum" bezogen 
werden zu kdnnen, da man doch nicht sagen kann verbum nexum 
nexum dictum: nicht das Wort, sondern der Begriff wird benannt* 
Und zweitens wörde die in den Worten „nee quod suum fit" He* 
geode Abweisung sich auf eine Meinung beziehen müssen, welche 
geradezu undenkbar sein wörde. Denn wie könnte man Jemanden 
(den Varro widerlegen will) den absurden Gedanken unterlegen, die 
durch Erz nnd Wage vollzogenen Rechtsgeschäfte seien deshalb 
Nexa genannt, „weil ein suum, d. h. Eigenthum entsteht"! 

Was im fQnften Gap. über die Nexi Liberatio gesagt wird, ent- 
hält nur die Anwendung der bereits recensirten Ansichten des Verb. 
Wer diesen nicht beistimmt, wird auch das Detail des fönften Gap. 
verwerfen müssen. Einzelnes aus. demselben hervorzuheben werde 
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ien noch bei der Prüfung der verwandten Darstellung Bachofens 
ven der nexi liberatio Gelegenheit haben. 

Fassen wir des Vorstehende zu einem Gesammtartheile zusam- 
men, so haben wir zq beklagen, dass ein Gelehrter, bei welchem 
der vollständige Besitz des Materials nicht zu bezweifeln war und 
fiberdies durch die verschwenderischen Gitate der Schrift selbst hin- 
länglich bewiesen ist, sich der Ausbildung von VorsteHangen hinge- 
geben hat, die ebensowenig ihre Grundlage in den Quellen nehmen, 
als in ihren Resultaten zu denselben zurückführen. Was die Aus- 
führung und Darstellung anbelangt, so bin ich zwar der Meinung, 
dass jeder Schriftsteller darin nach seiner Snbjeclivitit die freieste 
Hand ansprechen darf, kann aber nicht verhehlen, dass meinem Ge- 
schmacke eine geringere Dehnung, eine seltenere Häufung der Sy- 
nonyma und der Epitheta mehr zugesagt haben würde, und dass 
Belehrungen, wie der Verf. z. B. auf p. 79. Aber die Arten der 
Legate gibt, von denen, f*r welche das Buch bestimmt zu sein 
scheint, schwerlieh mit Nutzen gelesen werden. 



Van Heusde hat vornehmlich die Seite unseres Gegenstands 
zu seinem Augenmerke genommen, welche der äusseren Rechtsge- 
schichte angehdrt, und stellt hierüber folgende ganz eigentümliche 
Ansicht auf. Die Personalexecution der XII Tafeln war auf jedes 
Judicat, nicht blos auf die Darlehensprocesse berechnet« Die Lex 
Poetelia (nach dem Samnitischen Kriege, vielleicht 440.) habe diese 
ganze Executionsart abgeschafft und eine Vermügensexecntion an die 
Stelle gesetzt, welche aber ihre detaillirtere Ausbildung und neuere 
Gestalt nicht schon durch das Gesetz, sondern erst. durch das Edict 
des Prätors (Rutilius) erhallen habe. Das Gesetz sei jedoch senrim 
in detuetudinem gegangen*) Der Verf. bekennt zwar die anfäng- 
liche Unwahrscbeinlichkeit einer solchen Entwtckelung, führt aber 
mehre Gründe aus, welche diese Unwahrscbeinlichkeit entfernen sol- 
len**) und beruft sich zum Beweise auf die Andeutung in dem 



*) Nach einer Audeutung auf p. 112. denkt der »Verf. dies Abkommen der 
Lex folgendermaauen : Der Prätor vertagte leichtsinnigen und betruglichen 
Bankerutttrern die Wohlthat der Lex Poetelia, liest also bei dieien nach wie ?oe 
die Addictlon eintreten. Dai mag dann allmäjig ent auf zweifelhafte Fälle, end- 
lich allgemein ausgedehnt worden sein (der Verf. hätte lieh wegen des letzten, 
ihm in den Mund gelegten Satzes auf die p, 86. cititte Stelle Seneta de benef % 
VII, 16. berufen können). 

**) Er beruft sich 1) auf die frühere Geschichte der Personalexecution 
(welche nach Dionysiua von Servias aufgehoben, von Tarquinius wie- 
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Schreiben des Catilinariers C. Manlius an 3farcius Rex (bei Sal- 
htst. CatiL 33.) : neque cuiquam mstrum licuit more maiorum lege 
uli neque amisso patrimonte liberum corpus habere, tanta saevitia 
feeneratorum atque Praetoris fuit. — . Legis pretesidium, quod ini- 
quitas Praetor is eripuit 9 restitnettis. Diesen von den Schuldnern ab 
ungesetzlich bezeichneten Zustand habe unter SuJla's Dictatur a. 
672. ein neues Gesetz; auf die Rogation des Qndstor Urbanus Po- 
pilius, beendigt und einen Hittelweg zwischen de« Rechte der XU 
und der Lex Poelelia eingeschlagen. Für die Uebersehnldeten Ad- 
diction, för die eidlich eine günstige Bilanz Erhärtenden Missio «kr 
Gläubiger (mit Proscriptio und Venditio bonorum). Dies bezeuge 
die Stelle Varro's de L. L. FJJ, 105. MuelL, welche der Verf. fol- 
gendermaassen liest: Liber qui suas öperas in servitutem pro pe- 
eunia quadam debebat, dum solveret nexus vocatur^ ut ab aere 
obaeratus. Hoc €. Popilio rogante, Sulla diclatore, sublatum ne 
fieret, ut omnis, qui bonam copiam iurarunt, ne esseut nexi dissü- 
luti. Dass Man I ins sich auf dies Gesetz vom J. 672. nicht beru- 
fen, erkläre sich daraus, dass er und seine Gesellen in'di* erste 
Kategorie (mit ungünstiger Bilanz) gehört haben*),; dass. aber Verro 
demselben die Aufbebung, der Addietion zuschreibe, was nach des 
Verfe. Darstellung nur. theilweise richtig ißt, sei allerdings, beffonk- 
iich, allein man möge die Stelle Varro's erklären wie man wiH, 
immer müsse man dem Grammatiker einen ungenauen Ausdruck zur 
Last legen. 

Endlich sei die Legislation Sn IIa 's wiederum modificirt wor- 
den durch die Lex Julia de Gessione Bonorum, weiche die Wohl* 
that' des > Poetelischen Gesetzes Allen habe angedeihen laisOn, dige 
nur nicht ihre Insolvenz verschuldet hätten. 

Ohne dem Inhalte dieser Schrift irgendwo beizustimmen, sieht 
man sich doch genOtbigt, dieselbe als eine interessante Erscheinung 



der eingeführt, von den Consuln wieder aufgehoben, nach kurser Zelt aber doreh 
die Ungerechtigkeit der übermächtigen Wucherer von Neuem eingeführt worden 
sei), 2) auf die spätere Geschichte der Personalex ecution in Aegypten (woselbst 
des Boechoris Verbot so wenig geachtet wurde, dass Ti. Julias Alexander 
es in seinem Edicte wieder einschärfen, auch eine Ausnahme zulassen munle, 
so dass noch im vierten und fünften Jahrhunderte Kaiserconstitutionen dahin er- 
gehen mussten, wodurch die Priratgefangoisse bei Todesstrafe untersagt wur- 
den), 3) auf die ähnlichen Schicksale der Zinsgesetze., Dies möchte die halt- 
barste Analogie sein. 

*)'Die Schwierigkeit besteht aber vielmehr darin, dass unter den Voraus- 
setzungen des Verfs. Manlius sich nicht über einen ungerechten Prätor, son- 
dern etwa nur über die gesetzliche Aufhebung der ihm günstigeren Lex Poetelia 
beklagen konnte. 
Krit. Jahrb. f. D. R.W. Jahrg. IX. H. V. 26 
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tu begrlsseu; der Verf. ist mit achtnngswertbeu Kenntnissen ausge- 
rastet and keineswegs ohne eembinaterisches Talent, seine Darstel- 
lung ist rund and fliessend, er verbirgt sieh nicht die Einwendungen, 
welche freilich seinen Resultaten sich entgegenstellen nassen nnd 
tritt «denselben ehrlich entgegen: der Hauptfehler seheint nur darb 
su liegen, dass der Verf. zu grosses Gewicht auf die beiden referir- 
ten Stellen Sallust's und Varro's gelegt hat, von denen die erster« 
schon wegen ihres oraterischen Charakters, die zweite wegen ihrer 
diplomatischen Beschaffenheit nicht Gewicht genng haben, um auf sie 
eine so abnorme Bntwiekelnng des Romischen Executionsrechts zu 
bauen* 

Die Schrift von Bachofen ist nicht nur die umfKngliebste 
(160 S.), sondern auch ohne Zweifel die verdienstlichste der drei 
uns beschäftigenden. Ich will auch bei ihr zuerst den Inhalt ohne 
Unterbrechung mittheilen, ehe ich mich zur BeurtheHung desselben 
wende. 

In der frühesten Zeit des Romischen Rechts konnten effentfich 
anerkannte Privatrechtsverhiltnisse nur durch solche TVeehtsge&cn&fte 
(also abgesehen von DeJietsohligatioaen, S. 156.) hervorgebracht 
werden, bei denen eine Geldzahlung vorkam. Ein solches Geschäft 
hiess ***«*!, m* firmum^ ßißam (8. 7.). Zur Vornahme einer 
Geldzahlung bedurfte man aber bei dem damaligen Muazsysteme 
einer Wage. 

Da ftSttimt das einzige Rechtsgeschäft von voller Wirksamkeit 
war, so müssen durch dasselbe alle damals bekannten Rechtsverhält- 
nisse -haben hervorgebracht (und aufgehoben) werden kennen. Wei- 
ches Verhältniss in der Absicht der Partheien lag, ob Eigenthum, 
ob Obligatio, das ward ans den die Zahlung begleitenden Worten 
(nuttcupatio) erkennbar. Bier fragt es sich nun, welche Stellung 
die dem Ausdrucke dieser Absicht dienenden solennen Formeln „zu 
dem aes et tibrm, d. h« zu der wirklichen Zahlungsleistung^ einneh- 
men? Ging die Absicht auf Obligirung, so „ist wohl mit Sicherheit 
zu benannten, dass die Nuncupatio mehr eine blos declarative, als 
eine selbständige enunciative Bedeutung halte, dass sie mithin nicht 
jede mögliche Absicht aussprechen, überhaupt nichts der rei veritas 
Widersprechendes enthalten durfte. Hierin lagen gewisse unfiber- 
•ehreitbare objeetive Grenzen des Partheiwillens, Handelte es sich 
um ein mutuum, so konnte die nuncupatio auf nicht mehr als auf die 
Hohe des wirklich dargeliehenen Geldes gestellt werden. Nament- 
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lieh wird hierdurch jedes symbolische Darlehen anmtfglfeli, ein Un» 
ding, welches die Rechtsgescbicbte v. Savigny's aUrOmischetn Scftuld-r 
rechte zu verdanken hat." (S. 28. f.) 

Nachdem man angefangen, das Kupfer zu prägen, bKeb die 
Wage kein notwendiges Instrument der Zahlung; sie wurde nun 
eine Feierlichkeit, die man um ihrer selbst Willen als wesentlich zu 
einer vollendeten Zahlnng anzusehen anfing, weil — man sie stets 
mit derselben verbunden gesehen hatte (S. 5.)* Man gewohnte sich 
an die Vorstellung, die zugezogene Wage sei es, aus welcher die 
Nuncupatio ihre Gültigkeit herleite, eine Vorstellung, die naefa der 
Einführung des Silbergelds die Wage vöNig unabhängig von der 
wirklichen Zahlung machte. Ans einem hierzu faeüsen nothwendi- 
gen Instrumente war sie zu einer selbständigen Sotennttflt (nunmehr 
von juristischer Nothwendigkeit) geworden. Von dieser Zeit, an hatte 
die Wage, wo sie vorkam, stets eine rein symbolische Beden tung. 
Der Gebrauch dieses Apparats Hess nicht mehr, wie froher, auf eine 
wirkliche Zahlungsleistung, vielmehr umgekehrt auf die absolute 
Gleichgültigkeit einer soleben sehliessen (p. 9.). 

Den Sprachgebrauch anlangend, so kommt das Wort nexum in 
drei verschiedenen Bedeutungen vor: 

1« Rechtsgeschäft nexum: omne quod per aes et librqm fit. 
2* Rechtsverhällniss nexum (in der weiteren Bedeutung); Obliga- 
tio, begründet durch Geldzahlung, mit symbolischer Zuziehung 
der Wage *). 
3, Rechtsverhältnis« nexum (in der engeren Pedeutqpg), auch 
mxu$ (us) genannt : Verhältniss des nexu* (i). 
Durch eine Stelle Varro's wird der Inhal* des n&wm stih 3. 
als eine eigentümliche Satisdatfo* bezeichnet: vptrn* $ua$ m je/v 
vitutem, pro ptcuma, quam debet, dat. Hier wird also d#s Re* 
stehen einer Geldschuld vorausgesetzt Für diese thut der Seitttldney 
dem Gläubiger Knechtsdienste, ohne jedoeb juristisch dessen $k(av 
zu sein; er beisst dann nexu$ (i)* Also nicht jeder Darlehens* 
scholdaer ist nexus, sondern nur der, weicher i* Feige eine* zun 
gleich mit dem Darlehen und unter dem bekräftigenden Schlitze 
desselben ausdrücklich übernommenen Verpflicbloog dem Gläubiger 



*) Um diese beiden Bedeutungen In Harmonie tu bringen, wollten einigt 
Juriiten dai Rechtsgeschäft nur dann nexum nennen, wenn ei das Rechtirer- 
MUtnite mxnm hervorbringe, defnirten atio nexum in der ersten Bedeutung 
quaeper «*# 4t HkrmmftmU «r ebltgentur. 

26* 
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bereits wirklich*) bis lar Abtragung der Schuld wie ein Sklav dient 
(S. 3fr. »9.). 

Nilhere Bestimmungen 
4. der Eingehung. 

In dar Eingebung eines nexum im engeren Sinne liegt keine 
Mancipation, weder der Person noch ihrer Operae, sondern eine 
blosse Obligirung. — ' Eine Eingehung nach dem Empfange des 
Darlehens ist im Allgemeinen unmöglich, nur kann, wie bereits er- 
wähnt worden, nach Ablauf des ersten Zahlungstermins das nexum 
i$ub%.) erneuert und nunmehr ein nexum (sub 30 hinzugefugt wer- 
den« Aach kann, wenn A ein Darlehen erhält und Knechtsdienste 
verspricht, B sich verpflichten für den Fall nicht geleisteter Zahlung 
selber Knecb^sdienste zu thnn (fidepromissor, consponsus S. 99,). — 
Das Kp^ehtsverhällniss selbst kann angetreten werden im Augen- 
blicke des Versprechens; dies wird sicherlich der seltenere Fall ge- 
wesen sein. 
A» Des Verhältnisses selbst. 

Die staatsrechtliche Stellung des nexus bleibt unangetastet. So 
auch sein Vermögen. Die Kinder in seiner Gewalt treten natürlich 
als sui heredes jedenfalls in diese wie andere Verpflichtungen des 
Vaters ein. Aber auch bei. Lebzeiten desselben koonlen sie zur Lei- 
stung der Knechtsdienste angehalten werden, da das der Erfüllung 
jeder anderen Verbindlichkeit während des Vaters Leben entgegen- 
stehende Hinderniss: der Mängel des eigenen Vermögens, für diese 
besondere Obligation keines war (S. 96. 97.). — Von dem Ver- 
hältnisse des addictus unterscheidet sich der nexus (us) so, dass je- 
nes eine volle, von dem Prätor selbst constituirte, wenn auch nur 
factiseb« Servitut ist, während bei diesem nur von der Herrschaft 
ober eine bestimmte Thätigkeit, nicht von einer Macht über die ganze 
Person die Rede ist: das Verhältniss des nexus (i) besteht, wie das 
des auctoratHS) nur in der Erfüllung einer obligatorischen Verpflich- 
tung. — Der Schuldner kann nicht unmittelbar heimgeführt wer- 
den; verweigert er die Erfüllung seines Dienstversprechens, so wird 
der Prätor dem Gläubiger durch Tradition des persönlich vor Gericht 
Stehenden zu seinem Rechte verhelfen (S. 71.). 

Aber die Römischen Gläubiger blieben bei dem, was ihnen das 
Recht über die Nexi einräumte „um so weniger stehen, als sie sich 
unter dem Ausdrucke operae in servitutem nicht sowohl den Geldes- 

*) Nexum inir* und nexum se 4are ist gleichbedeutend, wogegen von dem 
bloa erst versprochen Habenden gesagt wird: corpui obnoxium (S. 103.). 
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wertb der Arbeiten, als vielmehr Volle Schuldknechtschaft auszuhev 
dingen gesonnen waren. So nndon wir in der That die Neid bot 
selten mit Arbeil auf den Acker oder in den. Häusern der Gläubiger 
beschäftigt, sondern meist eingekerkert r dazu noch gefessek, von 
Peitschenhieben zerschlagen* , selbst zu wollüstigen Zwecken mis&- 
braueht." Wenn nun gleich diesemnach die Behandlung des nexvs 
und des addictus in der Wirklichkeit glicht wohl zu unterscheiden 
gewesen sein mag, so ist doch die factische Knechtschaft, iu der sich 
Beide befinden f eine höchst verschiedene. Die des Addictus. beruht 
auf einen prätari*chen Decreio, mithin auf einer juristischen Grand» 
läge, die des Nexus ist dagegen missbräuchltche Ausdehnung der zar 
Erzwingung einer bestimmten Leistung notwendigen Gewalt auf die 
-ganze Person. „IJVo im Einzelen der Mtssbrauch beginnt und das 
Recht aufhört, das entzieht sich jeder genaueren Bestimmung. In 
dieser Unbestimmtheit gerade lag die grosse Gefahr filr die Freiheit 
der Pieh#" (S. 41. 42.)- 

Zu welchem Zwecke wurde denn überhaupt das Versprechen der 
Kneehtsdienste in die Nuncopation eines Darlehens aufgenommen? 
Der Verf. leitet die Beantwortung dieser Frage durch eine Betracht- 
Jung Über das Pfandrecht ein. Wie in diesem eine sachliche Garantie 
der Erfüllung liegt, so in dem Nexnm (im engeren Sinne) eine per- 
sönliche (capitalis saiisdatio)* Unter de» Formen aber, in weichten 
das Bedürfniss des Realcredits vom Römischen Rechte befriedigt wor- 
den, ist es nicht die Fidncta, welche dem Nexus* entspräche, son- 
dern das pignus (welehes älter als die Fiducia ist S< 73*). Der 
Gläubiger hatte nicht etwa, wie bei der Fiducia über die Sache y so 
bei dem Nexnm über den Nexus eise rechtliche Herrschaft, sondern 
wie er beim Pignus nur factisch in der Lage war, dem Schuldner 
die Verfügung, ober die Sache zu verhindern, zur Veränsseruug aber 
keineswegs befugt, wie beim Pignus das Taediom, seine Sache zu 
entbehren, den Schuldner zur Zahlung anspornen sollte, ebenso war 
das Nexnm — vergleichbar dem Einlager des Deutschen Reohts — 
auf direete Befriedigung des Gläubigers, etwa durch Abarbeiten der 
Schuld, keineswegs berechnet, sondern nur auf iitdireeten Zwang. 
Dies beweist sich dadurch, dass von einer Schätzung der' Arbeit 
keine Spur Vorkommt, ja dass die Nexi meist uothätig eingekerkert 
erseheinen, wobei die Annahme, dass jeder Gefängnisstag zu Golde 
veranschlagt worden sei, völlig verwerflieh sein würde.' Allerdings 
mogte der Gläubiger die Dienste des Schuldners entgegennehme», 
und darin, wie in den Früchten der Pfandsache, einen Brsatz für die 
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Zinsen sehen, welche nach AkJnnf des Darlehnjahres voo selbst stalle 
stehen (S. S4.), zur Abrechnana; auf das Capital konnten sie schon 
am dieses Gründet Willen nicht kommen (S. 84.). 

Ate greifte praktische Bedeutung des Nexum aeU aber in der 
Anwendung auf gesetzwidrige Zinsen bestunden haben, eine Behaup- 
tung, aef welche ich bei der Rriufaag der Theorie des Verls, zorftck- 
knutuneu werde. 

Auf dieses Nexum im engeren Sinne besieht sieb die Lew Pe- 
tita*, welche in J. 435. (440.) eef des Vorschlag des Dictntors 
C Petillins Visolns gegeben werden ist <S. 1Ö0> Ihr Inhalt ist: 
jene besondere Nuncepatioaseluusel, welche bei einem Darlehen, 
wenn man ues et tibr* adbibtrt hatte, beigefügt werden konnte (näm- 
lich das Versprechen der Knechtsdienste auf den* Fall der Nichtzak- 
lang rem Capital nnd Zins), diese sollte hinfort nicht mehr zulässig 
■ein (S. 102.)* Die Worte des Li v ins: pectmiae credüae komm 
debitorü, non corpus obnoxium esset, sind dem Gesetze selbst ent- 
nommen (& 104.). 

Daneben wer in dem Gesetze eine mildere Beaaedloeg der AoV 
dieti festgesetzt. Nor die inm Tode rerortheikea Criminalvernrn- 
cher sollten hinfort in Fesseln and Fassbloek gehalten werden dürfen, 
nicht der für manifestes, nicht der addicirte Vertragschuldner. — 
Die Addktion selbst nnd da* Privatgefingniss wnrdev also durch die 
Lex Petillia nicht aufgehoben, nur jene Erlatibniss der XII, Fesseln 
bis zu 15 Pfand anzulegen, zurAckgenommen (S. 106.). 

Endlich enthielt das Gesetz noch eine transitorische Bestim- 
mung: diejenigen nexi, welche eidüeh erhärteten, sie wollten ihr 
ganaes Vermögen ohne Gefährde dem Gläubiger hingehen (qui ee- 
nmm cepiam iurarunt), sollten befreit sein. Dies üaramentum bomae 
copiae behielt auch später noch Anwendung, ja es bildete sieh, nicht 
etwa dnrch gesetzliche Disposition, sondern durch den Gebrsuch 
nachsichtiger Gläubiger: schuldlos Verarmten die Personalexecutton 
zu erlassen, an einem der späteren Cessio Bonorum ähnlichen Inst*- 
Inte, So hemmt es in der Lex Julia munieipaüs tot, Atigüstus er- 
scheint demnach nicht am der Erfinder, sondern als der Ordner eines 
durch lange Praxis ausgebildeten InstStots. 

Auf eine sehr verständige Weise wird die Bemerkung des Li- 
vius: mit der Lex PetHfan habe für die Plebs eine neue Freiheit 
begonnen, erklärt. An eine Veinchiedeuheit des Rechts äer Ple- 
hemt und 4er Patricier, so gewiss eine selche gerade auf diesem 
Punkte vor dem Zwölftafclgosetze bestanden habe, sei nach den De- 
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cemvirn nicht mehr zu denken. Dass aber dennoch bei den Hteto- 
rtfcern beständig die Plebs als der borgende, die Patres als der 
wvchernde Theil erscheine, das habe seinen Grand in der durch 
seine alleinige Steuerpflicht herbeigeführten überwiegenden Geldnoth 
des erstgenannten Standes (es hätte hinzugesetzt werden können, 
dass Li v ins überdies die völlig heterogenen Gegensätze: Patwoier, 
Plebeitr; reich und arm,, mehr wie billig ideniificirt). 

Der Verf. erklärt sich gegen- die Behauptung mehrer Sohrifu 
Steuer, welche den Ursprung der Vermögensexeeiitioa in der Lex 
Petillia suchen, und begründet seine eigene Ansicht, dass dieses Ge- 
setz gar keinen, nicht einmal einen mittelbaren Einfluss auf die Rin* 
fahrung oder Entwicklung jener Exeeuiion gehabt habe, durch eine 
umfängliche Deductibn, welche m. E. zu den gelungensten Tbeilen 
der Schrift gehört, obwohl ich den Resultaten derselben keineswegs 
beistimmen kann. Das- Wesentlichste derselbe* will ich hier wieder^ 
zugeben Versuchern 

In der Zeit vor der Lex Petillia habe die Personalexeeution ihre, 
Herrschaft in keiner Weise mit fter Vennögeasexecntion getbeift» 
Es komme bei diesem bestrittenen Punkte auf die Interpretation der 
Worte der zwölf Tafeln anr 

aeris confessi rekusquc iure iudicata e. q\ *. 
Diese aber könne nicht anders ausfallen als dahin, dass die Personal* 
exeeetion gedroht werdet 

1) dem einer Darlehnsscbuld Geständigen* 

2) dem wegen jedes möglichen Anspruchs (also weder mit Aus-» 
schluss des Darlebos, noch mit Beschränkung auf dasselbe,, oder 
auch nur auf eine Geldschuld) Verurtheütea. 

Für diese umfassende Bedeutung der Worte rebusque iure iu4i* 
caHs zeuge der Ausdruck der zwölf Tafeln :. in iudicatum facit y ferner 
die Umschreibung des Gel lins: debüi iudicatis, und Gaias, der 
unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die XIL die Legis Actio per 
Manns injeetionem bei jedem Judicalumr för zulässig erklärt. ^Das- 
selbe Resultat gibt die richtige Interpretation des c. 21* und c. 22. 
der Lex Rubria", welche der Verf. bei Scbeurl (S. a$ — 41«) « 
völlig gelungener Weise findet. Zwar scheine der Ausdehnung der 
Peraonalexecntion auf alle Urtbeile (auch über andere Verhältnisse, 
als Geldschulden) der (Jmstand zu widersprechen, dass im Verlaufe 
derselben über den Schuldner ausgerufen werden musste: quaniae 
pecuniae iudicatus esset, während damals doch nach Gaius Zeug* 
nisse die Ansprüche auf Sachen und Leistungen nicht in eine Geld- 
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coademnatioa verwandelt worden* Allein die Sache sei so za denken. 
Was im Formularprooess« (bei den arbitrarise actione*) bereinigt 
erscheine* Befehl der Restitution nnd wo diese unterblieb Aesü- 
mation, das sei im Legis -Aetioeenproeesse ia zwei Verfahren ge- 
schieden gewesen. Auf das erste passe die Notiz des Gaias: (iudex) 
ipstm rem condemnat eum cum quo actum est. Erfolgte dann die 
Befriedigung des Klägers, etwa in einer vom Richter gesetzte* Frist, 
nicht, sei's aus Contamaz oder Unmöglichkeit, so habe der siegreiche 
Klager zum Zwecke der Schätzung die Legis Actio per Jodids Pesto- 
latioaem anstellen missen. „Man sieht, trotz der Regel der Vemr- 
theilong in ipsam rem Ist das, woftur zuletzt Execution per manu» 
iniecHonem erfenbt wird, doeh stets eine Geldsamme." 

Obgleich also die Persoaalexeeutfoh die uneingeschränkteste An- 
wendeng anf abgeurthetfte Streitigkeiten jeglicher Art gehabt habe, 
ohne dass fttr ^ie VermOgensexecntion ein selbständiges Gebiet übrig 
bleibe, so habe doch letztere schon in der Zeit vor der Lex Petillia 
als eine notwendige Ergtoznag neben die Personaloxeeotion treten 
müssen in allen Fallen, wo diese 'facti seh anmdgHcb wurde. Zwei 
F*He dieser Art 'werden der alterfrfikesten Zeit vmdictrt: Exil und 
erbloser Tod des Schuldners. Schon sehr früh worde ein dritter FaH 
mit diesen in das Prätorische Edfct aufgenommen, die fraudulosa 
fatitmtio. Durch Interpretatio dieser (im Edict voranstehenden) 
Clausula habe man mehre, ursprünglich nicht darunter verstandene 
Falle in dieselbe und damit unter die Herrschaft der VermOgensexe- 
cotion gezogen: wenn der Beklagte,' obwohl gegenwärtig, den Pro- 
cess in seinem Fortgange hemmte, in Jnre zu respendiren, die nö- 
thigen Gautionen zn übernehmen verweigerte. „Ja sogar Die, welche 
zwar bis zum Urtheite gehorchen, das ürtheit selbst aber (oder ihr 
Geständniss) nicht erfüllen, werden unter die indefensi gestellt. 64 
Nicht ab ob die Judicmti hierdurch der Persenalexecution entgangen 
waren: nur die vermögensrechtlichen Folgen der letzteren bei voll- 
standiger Durchführung (Herzlosigkeit des Vermögens und Zufallen 
dem primus oecupans) seien geregelt worden durch eine vom Prätor 
zugleich mit der Ueberlieferung der Person ertheilte bonorum pos- 
sessio. Darum komme, auch aus der Zeit vor der Lex Petillia kein 
Beispiel von Verkauf und Tödtung eines Addictos vor, weil, sehen 
damals die Vermögensexecution ki dem ganzen Umfange, in welchem 
wir sie spater finden, bestanden habe. Jener Rntsüos habe nicht die 
Bonorum Possessio, sondern nur die eigentümliche Weise der Bon»* 
rum Venditio (Gai. IV. 35.) eingeführt 
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„Nieht mehr EinJuss, als auf die Bewickelung der Vermögens- 
execu tion, üble die Lex PetHJia auf die Gestaltung des Römischen 
Contracteusystems. " Zwar läugnet der Verf. nickt den ineigen Zu- 
sammenhang zwischen dem alten obligatorischen Nexam und derSti* 
pulation — „an diesem lässkschon die Etymologie des letzteren 
Werts nicht zweifeln« 4 — nur durch die Lex Petilüa ist dieser nicht 
vermittelt, sondern durch die Einführung des SilbergeMs im J. 485. 
Es verhalt sieh nämlich hiermit folgenderntaasseu: * 

Die Lex Petilüa verbot nur eine diesige, dem Mntuum früher 
oft beigefügte Nunenpationsclausel. Das Darlehen konnte nach wie 
vor nur zage, wogen werden (S. 145») und konnte nach wie vor alle 
beliebigen Nebenberedungen, mi| Ausnahme jener einzigen, auf- 
nehmen, die dann ihre juristische Kraft fortwährend aus der Solen- 
nität von Kupfer und Wage herleiteten. Als nun aber nacji Einfüh- 
rung des Silbergelds das Geld gezahlt wurde, also die Notwendig- 
keit der Wage sich verloren hatte*), hörte auch die Anwendung von 
Kupfer und Wage auf. Es ist völlig undenkbar, dass man diese noch 
aus alter Uebung ohne Noth und Nutzen angewendet hätte; wer auf 
die Gegenwart von Zeugen Gewicht legte, konnte solche auch ohne 
Wage zuziehen. — Die Nebenberedungen des Darlehns, namentlich 
die über den zu entrichtenden Zins, fielen mit der Wage, unter deren 
bekräftigendem Schutze sie bisher zu stehen schienen, nicht weg: 
„die Bedeutung der Nuncupation konnte sich ja in Folge einer Aen- 
derung der Zahlungsart nicht verlieren" (S. 145.). 

Allein '„mit der ernstlichen Anwendung von Kupfer und Wage 
war das Band, welches bisher die Wortform ausschliesslich mit dem 
wirklich ausgezahlten Darlehen verbunden hatte, aufgelöst Während 
sie früherhin darauf beschränkt gewesen war, als Nuncupation des 
Darlehens das Versprechen der Rückzahlung von Capital und Zins in 
sich aufzunehmen, erschien sie nunmehr befähigt, zunächst jeden 
Geldversprechen, später auch jeder anderen Schuld eioe verbindliche 
Form zu leihen." Jch bemerke, dass ein Versuch, diese Entwicke- 
lung der Sache näher zu begründen, sich in dem Buche nicht findet. 



*) Ich gebe die gegenwärtige Argumentation des Verfi., ohne etwas aus dein 
übrigen Inhalte dti Bachs einzuschalten, niuss aber bemerken, dass mir die« 
selbe mit den Behauptungen auf S. 4. and 5. (die Wage sei schon seit Servius 
nicht mehr notwendiges Instrument der Zahlung gewesen , sei aber eine Feier- 
lichkeit geworden, die iriaivals wesentlich zu einer vollendete« Zahlung betrach- 
tet habe. In dieser veränderten Stellung habe sie sich erhalten, als nach Ein- 
fuhrung des Silbergelds ein wirklicher Gebrauch der Wage unmöglich geworden 
sei) völlig unvereinbar scheint. 
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Seit dieser Zeit musste die ganze Eine Hälfte des Nexum (im 
Sinne reo Nr. 1. oben) ans dem Reehtssysteme verschwinden. Das 
Nexnm als Kanf gestattete, was das Darlehen nie aaliess, eine man« 
nichfaltige symbolische Anwendung und hatte diese in der That auf 
verschiedene Rechtsgeschäfte ge fanden. Wahrend; also- das Nexum 
in seiner Anwendung zur Begründung einer Obligatio durch jene 
Aenderuag des Geldsystems und das Verschwinden des notwendigen 
Gebrauchs der Wage sportos versehwand, erhielt sich das Nexum in 
seiner symbolischen Anwendung: als imaginaria vtnditio ohne den 
geringsten Einfluss jener Aenderungen (S. 147.). 

Schliesslich (S. 148 — 160.) handelt der Verf. von der nexi 
liberaiio, welche er, unterschieden von der solulio per aes et libram 
(Tilgung jeder beliebigen Geldschuld durch Anwendung von Kupfer 
und Wage), als Tilgung einer durch Kupfer und Wage begründeten 
Obligation, ohne dass es auf die Weise der Tilgung ankäme, definirt, 
mit dem Bemerken: schon die Verschiedenheit der Bezeichnung kün- 
dige eine Verschiedenheit dieser beiden von manchen Schriftstellern 
confundirten Begriffe an. 

Die einzelen Anwendungen der Nexi Liberatio müssen nach dem 
so gefassten Begriffe folgende sein: 

A. Für die Zeit vor Einführung des Silbergelds: 

1. Tilgung des (zugewogenen) Darlehens 

a. durch Erfüllung; sie ist eine vera solutio per aes et libram* 

b, durch Erlass ; sie ist eine imaginaria solutio per aes et libram. 

2. Tilgung der stillschweigend in der Anwendung der mancipatio 
liegenden Verpflichtung zum Ersätze des Doppelten im Falle derEvictum 
oder der Nichterfüllung versprochener Eigenschaften. 

3. Tilgung der obligatio ewiti, wenn die gekaufte Sache man- 
cipirt worden war. 

ad 2. und 3. ist die Tilgung durch ErfUtuag eine vera* die 
. durch ErJass eine imaginaria solutio per aes et libram 
(wie ad 1.). 

4. Tilgung eines Damnationslegats aus einem Mancipations- 
testamente 

<z. durch Mancipation einer res mancipi; dies ist keine so/, p. 
aes et /., weil nicht Tilgung einer Geldschuld. 

b. durch in iure cessio einer res mancipi* 

c. durch Leistung einer res nee mancipi; b. und c. sind der Form 
wegen keine solutiones per aes et Ubram. 
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d. durch Erlaas; „hier fand' vermöge einer za diesem Zweeke 
angenommenen Schätzung in Gelde durch Zuwägung dos rew- 
dusculttm der Erlass per aes et libram Statt" {S. 156»)« 

5. Tilgflog der Verpflichtung zur Rückgabe einer Fiducia. 
Hier gestalten sieh dieselben vier Fälle wie ad 4« 

B. Nach der Aendcruog des Geldsystems ist der Fall sub !*• 
weggefallen, denn „da das Darlehen nicht mehr auf die alte Art zu- 
gewogen ward, so musste nothwendig aneh die alte Art des Erlaases 
ausser Gebrauch kommen" (S* 150.), die Tilgung der Obligationen 
1. 2. und 3. durch Erfüllung blieb keine soiutio per #es et libram 
mehr, alles Uebrige ist bestehen geblieben. 

Anlangend die soiutio per. aes et libram, welche froher bald 
vera bald imaginaria, seit 485. nur das letztere sein konnte, so 
fragt sieh auch hier, in welchen Füllen dieselbe anwendbar gewesen 
sei? Der Verf. findet, wie er ausdrücklich bemerkt, „ö priori" fünf 
Fälle (nämlich ausser den durch Nexum contrahirten Geldschulden 
alle Schulden ex iudicati causa)) und merkwürdiger Weise, gerade 
diese a priori gefundenen Fälle bestätigen sich durch die nachgehends 
verglichene Aufzählung hei Gaius. Wir beneiden die uns unerklär- 
liche Gabe, durch Intuition gerade diese Fälle herausfinden zu können, 
während Andere hei gewöhnlicher Folgerung aus dem vorangestellten 
Begriffe der soiutio per aes et libram (Tilgung jeder beliebigen Geld- 
schuld durch Kupfer und Wage) höchst wahrscheinlich in den Fehler 
verfallen sein würden, eben alle Geldschulden hierher zu [ziehen, 
eise z. B. auch das Znwägen des versprochenen Kaufgelds für ein 
Schaaf, das Zuwägen des versprochenen Pachtgelds, der im Laufe' 
der Tutel eingegangenen Gelder finita tutela, das Zuwägen der 
DupHo von Seiten des gutwillig zahlenden Diebs als Fälle der (vera, 
mithin den Erlass dieser Geldschulden als Fälle der imaginaria) so- 
lutio per aes et libram zu betrachten. 

Unter den a priori gefundenen Fällen steht aueh das Darlehen; 
diesen Fall iässt Gaius (Iü.,§§»17$.17&.) aus; warum? Er konnte 
seit 485. nicht mehr vorkommen, denn „die Regel der notwendigen 
Gleichartigkeit zwischen der Begründung und der Erlassform einer 
Schuld hätte durch fernere Anwendung der soiutio per aes et libram 
•of das nicht mehr durch Kupfer und Wage hingegebene Darlehen 
eine Verletzung erlitten. 44 Dieser Satz scheint aber aueh von dem 
Judicatum die Anwendung der Soiutio per Aes et Libram auszu- 
schliessen, für welche der Verf. jeden tieferen Grund, als däss eben 
auch jenes eine Geldschuld war, zurückweist (S. 156.)* Was zur 
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Entfernung dieser Censeautnz gesagt wird*), berührt, wenn ich nicht 
«ehr irre, die Sache gar nicht, denn ,,die Regel der nothwendigen 
Gleichartigkeit zwischen der Begründung und der Erlassform einer 
Schuld" schliesst eben (nr jede Zeit die Anwendnng von aes et 
libra (als Erlassform) auf das Judicatum (welches nieht durch aes er 
libra begründet sein soll) aus. 

In dieser Darstellung will mir zunächst die Anknöpfbog an die 
verschiedenen Münzsysteme, welche dem Verf. mit Seil gemein ist, 
nicht gefallen. Die Wage ist auch unserm Verf. die Brücke, welche 
wirkliche Geldzahlung und das nachmalige formelle Rechtsgeschäft 
Nexum verbinden muss. Ich habe mich hierüber schon oben data 
ausgesprochen, dass jedem Versuche, die Solennüät des Nexum aus 
der ursprünglich factischen Notwendigkeit , der Wage bei einer 
Kopferzabiuag herzuleiten, die unentbehrlichen fünf Zeugen als eis 
nnlbersteigliches Hinderniss in den Weg treten. Muss aber diese 
Anknüpfung als unmöglich aufgegeben werden, so vertiert die wei- 
tere Ausführung des Verfs., welche bei dem obligatorischen Nexum 
das Object der Obligatio mit der zugewogenen Summe identißcirt, 
einen wichtigen Stützpunkt. Diesen Gedanken, welchen ich für den 
gefährlichsten Irrthum halte* will ich hier zu widerlegen versuchen. 

Wenn zu irgend einer Zeit, nehmen wir z. B. die früheste der 
Republik, das Nexum das einzige Rechtsgeschäft war, durch welches 
Obligationen in voller Stärke begründet werden konnten, so muss 
Mthwendig der Inhalt dieses Rechtsgeschäfts etwas völlig Gleichgül- 
tiges gewesen sein: jeder Inhalt, an welchen die erforderliche Form 
gelegt worden, muss dadurch unter ihren Schutz getreten seil). Denn 
ein Recht, welches die vertragsmäßige Entstehung von Obligationen 
nicht Mos auf eine Form, sondern auch auf Eine Causa beschränken 
wollte, würde nicht ein einfaches, es würde ein dürftiges genannt 
werden müssen. Wie sehr nun auch Alles uns veranlasst, das älteste 
Römische Privatrecht für höchst einfach zu halten, so liegt doch der 
Gedanke an solche Dürftigkeit . bei demjenigen Grade des Verkehrs, 
der uns aus der frühesten republikanischen Zeit Roms berichtet wird, 
ausser den Gränzen historischer Möglichkeit. Es ist daher denkbar 
(ob wahrscheinlich, will ich hier nicht untersuchen)* dass das Römische 
Recht dem Vermiether? dem Commodatar u. A. keine Klaget ans dem 
blossen Vertrage gestattete : undenkbar aber, dass irgend eine Zeit 



*) „Auch lag der Grund, welcher beim Darlehen den Untergang selbst der 
imaginaria solulio per aeg et libram herbeiführte, dem Judicatum fern, denu 
lue« w«r . . . nach wie ror dasselbe" (S. 157.). 
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aller Mittel entbehrte, die Forderung auf das Pachtgeld klagbar zu 
machen. Welches andere Mittel bietet sich aber (wenigstens für 
Plebejer, denen die HercuIUchen Sacra unzugänglich waren) dar, 
als das Nexum, welches der Verf. ja für das einzige Rechtsgeschäft 
mit voller Wirkung erklärt 

,-, Für die Fälle, wo Kupfer und Wage einer Eigeuthumsübertra- 
gung dient, giebt der Verf.. die Begründung von Rechtsverhältnissen, 
welche ihren Inhalt aus dem Willen der Partheien und nicht schon 
aus dem Acte des Nexum herleiten, als möglich zu, aber er unter- 
scheidet davon nnd ortheilt anders aber den Fall des Darlehens. 
Wober, möchte ich fragen, gewinnt man filr jene Zeit diesen Begriff? 
Savigny hat die Nexi Obligatio ein symbolisches Darlehen genannt, 
und damit behauptet, die Form derselben habe in der bildlichen Dar- 
stellung eines zugewogenen Darlehens bestanden. Dies kann man 
zugeben oder mit dem Verf. verwerfen (ausdrückliche Nachrichten 
Aber die Form liegen nicht vor), aber man ist gewiss nicht berech- 
tigt, den Begriff des Darlehens aufs Gerathewohl aus jener Behaup- 
tung herauszugreifen, und zu sagen: ein Darlehen wars, aber ein 
wirkliches, kein symbolisches. Zwar behauptet der Verf., indem er 
von der wirklichen Geldzahlung ausgeht) drei vorzügliche Anwen- 
dungen derselben : Kauf, Darlehen, Tilgung einer Schuld ; ich fürchte 
aber, diese drei Anwendungen sind in derselben Weise a priori ge- 
funden, wie die Fälle der solutio per aes et libram^ denn welche 
andere Rolle spielt die Geldzahlung beim Kaufe als bei der Tilgung 
jeder anderen Schuld? Der Kauf wird geschlossen ohne Geldzahlung; 
die entstandene obligatio venditi getilgt durch Zahlung, wie die obli- 
gatio locßti und jede andere auf Geld gehende. Die Verbindung 
zwischen der Geldzahlung und dem Nexum darf also nur so gedacht 
werden, dass erstere zu der Form des letzteren gehörte, keineswegs' 
so, dass das durch letzteres begründete Recbtsverhältniss seinem In* 
halte nach eine Schranke an der bei dem Nexum vorkommenden Geld- 
zahlung gefunden hätte. Kann doch der Verf. selber nicht umhin, 
für das obligatorische Nexum einige Abweichungen von der behaup- 
teten notwendigen Googruenz der gezahlten Summe und der Höbe 
der Obligatio zuzulassen. Denn wenn er zugiebt, dass neben der 
Verbindlichkeit zur Rückzahlung der Darlehenssumme die Verpach- 
tung zu Zinsen durch die Nuncupatio begründet werden kannte (S.3J. 
61.)» so slatupt er ja eine Ungleichheit zwischen der adhibtrten und 
der nunGupirten Summe. Ich vermag keinen Unterschied wahrzu- 
nehmen zwischen diesen beiden Füllen: 4> empfängt 100 und ver- 
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spricht nach Jahresfrist 110 zu zahlen, oder A> empfängt 1 und ver- 
spricht 100 zu zahlen. Noch mehr; der Verf. gibt zu, dass wer vor 
einem Jahre 100 empfangen nnd 110 versprochen hatte, diese 110 
jetzt aere et libra nebst Zinsen versprechen kennte, wobei „die ein 
Jahr zuvor wirklich als Darlehen zugewogene Geldsumme jetzt durch 
das Randuseulum reprftsentirt" wurde (S. 82. 83.). Was ist denn 
dies anders, als ein Symbol t Man thot, als empfange man gegen- 
wärtig 110» wahrend man in der Tbat gegenwärtig Nichts und nur 
froher einmal 100 empfangen hat. Wenn nun Jemand in Auftrag 
seines Freundes 100 aufgewendet hatte, and letzterer sich fest ver- 
pflichten wollte, nach einiger Zeit die Summe zurückzuzahlen, sollte 
das Raudoscttlom nicht tauglich gewesen sein, auch hier die Summe 
zu „repr«sentiren"f 

Ein fernerer Gegenbeweis gegen die Congruenz der Zahlung 
nnd des Inhalts der Nexi Obligatio entspringt aus den folgenden Erör- 
terungen des Verfs. Ohne durch irgend eine Andeutung 6er Quellen 
dazu veranlasst zn seht, nimmt er zwei Rechtsverhaltnisse nexum an, 
nexum tn der weiteren und nexum in der engeren Bedeutung. Jenes 
wird begründet durch eine Geldzahlung mit symbolischer Anwendung 
der Wage und des Kupfers (und fünf Zeugen und des Libripens). 
Die Folge des Nichtzahlens ist Addietion des Schuldners: Schuld* 
knechtscbaft. Nun pflegte man in die Nuncupation eines solchen 
Geschäfts dieClausel aufzunehmen: sollte der Schuldner sffumig sein, 
so wolle er dem Gläubiger bis zur wirklichen Zahlung Knechtsdienste 
thun. Dies Versprechen (nexum na engeren Sinne) galt unter dem 
Schutze der adhibirten Wage. Zwei Bedenken drängen sich hier auf: 
das erste ist nur den Vorstellungen ie$ Verls, gegenüber von Bedeu- 
tung. Wird denn nicht hier die grSsste Divergenz zwischen dem In- 
halte der Nuncupatio (und des aus ihr hervorgehenden Rechtsver- 
hältnisses) und dem quod actum est statuirt? Wenn eine solche 
Verabredung gültig war, so moss es doch auch wohl diese gewesen 
nein (was ich doch nicht annehmen möchte): Ji. wiegt dem #.100 
zu, und B. verspricht dem A. ein Haus zu bauen, oder dergleichen. 
Die Ineonse<fuenz tritt noch sehSrfer hervor in dem, anf diesem Wege 
freilich unvermeidlichen Satze, dass ein Dritter, dem weder jetzt 
noch früher irgend Etwas ausgezahlt ist, seine Knechtsdienste für 
den Fall, dass der Empfitoger sttume, aera et libra versprechen 
könne (S. 99.). Das zweite Bedenken ist an und für sich von Gewicht, 
nnd ich meine von völlig entscheidendem gegen die Theorie des Verfs. 
Was gewann der Gfeublger durch diese Clause!? Zum Addfetos 
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konnte er den bösen Schuldner auch ohne dieselbe machen, und die 
Macht Ober den Ad die tos soll diejenige über den Nexus rechtlich noch 
überwogen haben. Nicht einmal ein kleines Processvortheüeben hängt 
der Verf. an diese Glansel. Was gewann die frohlockende Plebs 
durch das Verbot dieser Glansel? Wer nicht zahlen konnte oder 
wollte, wurde nach der Lex Petillia zwar nicht, weil er es verspro- 
chen, aber weil die Exeentionsordnnng es so mit sieb brachte, dem 
Schuldner zur Disposition gestellt. Doch der Verf. giebt allerdings 
einen wichtigen Vorlheil an, den jene Glansel den Gläubiger brachte: 
„Für Zinsen über das gesetzliche Maxime» konnte der Gläubiger 
keinen gerichtliehen Schutz erwarten; er mussle sich in den Besitz 
von Sicherheiten zu setzen suchen, die ihm den Schuldner auch ohne 
gerichtliche Verraittelung in die Hände gaben. Hierzu dienten beson- 
der» daa Nexnm und die Fiducia) 44 (S.90.). Ich bezweifle, dass der 
Verf. auf gehörige Vorhaltungen bei dieser Aussage beharren wird. 
Er nimmt nämlich keineswegs an, dass der Gläubiger einen Debitor, 
der diese Glansel eingegangen, „ohne Recht" habe heimfahren können: 
letzterer hatte personam standi injudicto, der Magistrat sprach den 
sich Weigernden dem Gläubiger zu (S. 40.). Und da müssten es doch 
recht gulmüthige .Plebeier gewesen sein, die sich wegen gesetzwid- 
riger Zinsen, „ftr welche der Gläubiger keinen gerichtlichen Schutz 
erwarten konnte 44 , einsperren, „von Peitschenhieben zerschlagen, 
zn wollüstigen Zwecken missbranchen" Hessen. Doch ich will dies 
ungünstige Thema nicht weiter verfolgen; genug, dieser Nutzen ist 
keiner, das ganze nexum im engeren Sinne wäre ein Spiel gewesen 
and die Lex Petillia zu dem Theile ihres Inhalts, der dies tuperfluum 
verboten hätte, ein durchaus nutzloses Gesetz. 

In der Darstellung der nexi liberatio liegt m. E. der Grandirr- 
tbum in der Scheid mg der Begriffe nexi liberatio und solutio per 
aes et libram. Es ist derselbe Begriff, nur Ten verschiedenen Seiten 
avfgefosst: ftr keine andere Obligatio, als für eine durch nexum be- 
grflndete hatte die Lösung durch aes et Hbra Bedeutung. Hierauf 
bitte schon die Erwägung fähren können, dass die Zusammenfassung 
aller möglichen Tilgungsarten für Eine ObKgatiensart durch einen 
Kunstansdruck im Römischen Rechte ohne Beispiel ist. ' Jede indivi- 
duelle Tilgungsart bat ihren eigenen Namen* Nexi Liberatio wird 
also auch eine individuelle Tilgungsart sein, und wenn sie, was in 
einen gewissen Sinne {vgl den Eingang dieser Recensioa) allerdings 
zugegeben werden mos», nur auf nexi 4>blig*tiones anwendlich ist, 
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so bat das seinen Grand in der Regel : ommia quo (s# Kest der Verf. 
in /. 100. rf. Ä. •/•> 'Vre eot$traksmtur, contrario iure pereunt. 

In der Tbet bleibt bei der Trennung der Begriffe von nexi 
liberatio and solutio per aes et Hbram für den letzteren kein Spie/- 
raom flbrig: tberaü in den einzelen Anwendungen fällt er mit dem 
ertteren zusammen. Freilieb musste sein Gebiet nach der Definitiei 
des Verfs. ein fiel weiteres sein, aber erstens scheidet derselbe selbst 
die Pille ans, we Jemand seiner Verpflichteng zur Eigen Unnnsfiber- 
tragnng' an einer res maneipi durch Mancipatioa genigt , völlig will« 
ktbrlich, nnd bles mit de« irrelevanten Bemerken: diese Fälle wer- 
den nirgends als solutio per aes et Hbram bezeichnet, sondern dieser 
Ausdruck auf Geldzahlungen beschränkt (wo? und wenn, warum?). 
Und zweitens findet er »a priori", wie bereits oben angegeben wor- 
den, StaU sehr viel denkbarer, nur fünf Fälle, auf welche die solutio 
per aes et Hbram. anwendbar sei, nämlich eben die Pille einer nexi 
obligatio und daneben das Judtcatum. Wie dieses unter die Fälle, 
anf weiche die solutio per aes et Hbram anwendbar war, komme, 
das erklärt sieb, ebne dass wir aes et libra bei der Litiscontestatioa 
anzunehmen brauchen, aus meiner oben angegebenen DmrsVeUniig. 

Schliesslich noch zwei einzelne Bemerkungen, 

Unter den Pillen der Nexi Obligatio wird vom Verl, wie auch 
von Seil, die Verpflichtung zur Zajiluag des Kaufpreises ntr eine 
mancipirte Sache genannt; wie icb glaube mit Unrecht. Denn diese 
Verpflichtung ist durch den Gonsensualcontract begründet worden, 
und denken wir diesen hinweg, so liegt in der Mancipation kein Mo* 
ment, an das* wir die Entstehung einer Obligatio anfeinen bestimmten 
Preis knöpfen konnten, die einmal eonsensu contraria obligatio konnte 
aber doch unmöglich blos dadurch novirt werden, dass der Gläubiger 
seinerseits erfüllte* * 

Die Erzählung des Livius (VI., 14«) von der Liberalität des 
M. Manlius ist sowohl von dem Verf. (S. 1550 a,s von Seil (>. 87.) 
missverstanden. Letzterer glaubt, Manlius habe den Genturio vom 
Gläubiger per aes et iibräm gekauft, und ihn darauf manomitürt 
(emütebatur), unser Verf. nimmt zwei Solutionen per aes et Hbram, 
oine vera, eine imaginaria an. Manlius habe dem Gläubiger die 
Schuld zugewogea, dadurch sei der Genturio letzterem gegenüber 
frei geworden, darauf Manlius durch eine imaginaria solutio per aes 
et Hbram den Genturio von sich liberirt Aber mit Unrecht wird zn 
diesem Ende angenommen, die Forderung sei durch den ersten Act 
vom Gläubiger auf den Manlius übergegangen, da sie vielmehr bei 
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der offenbar schenkerischen Absieht des Manilas untergegangen sein 
wörde ; der Verf. meint zwar, ähnlich wie der Sponsor, gut pro reo 
dependit, habe auch ein NichtSponsor eine Klage (nur nicht mit manut 
iniectio) gehabt, aber wäre dies, so mflsste es ja auch noch heutzu- 
tage %o sein, da in dieser Beziehung sich inzwischen Nichts geän- 
dert hat. Dtor wahre Inhalt der Erzählung de* LSvius ist ganz un- 
zweifelhaft dieser. Manlius zahlte dem Gläubiger seine Forderung 
wirklich aus, verlangte aber nunmehr von demselben, dass er mit 
dem Genturio eine ntxi liberatio vernehmen solle; gerade wie der 
verbis obligatus nach der wirklichen Erfüllung sich accentum feriren 
liess. 

Indem ich im Vorstehenden im Interesse der wissenschaftlichen 
Kritik mehr sichtend und widerlegend als anerkennend zu Werke 
gegangen bin, möchte ich nicht gerne in dem Leser die Vorstellung 
von einem geringeren Werthe der Schrift zurücklassen, als die un- 
mittelbare Bekanntschaft mit derselben erregt. Wer dieselbe zur 
Hand nimmt, wird, so fremd er auch den Resultaten bleiben mag, 
den überall wohltbuend hervorblickende* Eifer des Verfs. Ar die 
Saehe und seine nicht geringe. BefMrigong nicht verkennen können. 
Eine Rüge verdient aber die Nachlässigkeit des Verlegers, welcher 
das Bach, wie es scheint ganz ohne Correetnr, aßt den zahUesen 
Druckfehlern eines ersten Satee» und allen Abbreviaturen, die das 
Mamucript des Verfs* enthalten haben mag*), herausgegeben hat, 



*) Nie bahr wird mehrmals, ohne im Nadutvorhergelieildeii erwähnt s« 
■ein, mit N t bezeichnet, diese Jahrbücher R. K JB. u. dgL m. 
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Ueber «ftkuforfoche Utkandefti wnd Exekutfv-ProTrtss ton 
Ar. Hau Karl Brl e gle l», Advokat zu Nürnberg [jetzt ord. 
Prof. d.h. zu {fctttngen}. Thl. 1. — A. a. d. f.: Geschiente des 
Exekrtrv*Prezesses. -^ IM. 4. — A. n. d. T.? CHirestomattte ton 
Belegstellen fcur 'Gestitfahte aVs Exekutiv -Prozesses. Nürnberg, 
Recknagel, 1839. VIII u. 384., VIII o. 412 S. gr. 8. (geh. 3 J Tb fr.) 

Recensirt 

von 

Herrn Professor Mr. Hmnek m Greifswald. 

Das s» eben bez*icb*ele Werk i«t schon aeft Itaf Jahren 4er 
$ef*atiienk«ft Hergeben werde*. 1» k«a»te daacfr **tfaU*D, 4ass 
jetzt neck etae fteteaiioa da ss e lb e* anternemmen werte* seil. Nicht* 
toste weniger tat fite, die Aefforderanfc data, Wehe ihm vor 
harzer Zeftvtei tat Äedaerto* dieser Blauer fcogieg, «am msge- 
nomine* *)• BaopttieKHch 4esh*lb, weil er "das Werh *Ör eiee der 
bedeutendsten Erscheinungen der neuern Zeit auf demjenigen Ge- 
biet feilt, atelebes ihm ata nieteten am Harzen Hegt» dam Pitezess- 
rechl nämlich, und weil ihm nichts desto weniger die Aufmerksam- 
keit des juristischen Publicnms und die Anerkennung desselben bis 
jetzt nicht genügend zu sein schien. 

Der Werth des Buchs für unsre Zeit liegt sowohl in der Me- 
thode, als dem Inhalt der Untersuchung. Auf die erstere ist zunächst 
ein ganz besonderes Gewicht zu legen. Das Givilrecht erfreut sich 
schon seit geraumer Zeit einer sorgfältigen historischen Behandlang, 
welche darauf ausgeht, das Entstandene durch Beobachtung der Art 
der Entstehung zu begreifen. Der Ruhm deutscher Rechtsgelehr- 
samkeit ist auf diesem Felde errungen worden. Das Prozessrecht ist 
lange Zeit von den Segnungen der neu gebrochenen Bahn ansge- 



*) Wir sind dem Herrn Rec. faierfär am so mehr sam Danke verpflichtet, je 
unangenehmer ei am war, das ■ wir uns in Folge der Nichterfüllung von Zusagen 
anderer Mitarbeiter biiher auuer Stand iahen, eine Receniion dei obigen Werket 
au veröffentlichen. Die Red. 
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schlössen geblieben. & achten, Ab ob aiflh die ProzeflsaaKstrfn nicht 
jbo den Gedanken erhaben kennten, daas a«cb die gferiebilifthe* Io>- 
«ÜtnÜonoD der Völker keineswegs Mos £a*he einer nach Gesifhte- 
{mnetea aHgÄBblicfcücher Zweckmässigkeit ordnenden WiUfcftfcr getan, 
sondern vielmehr dem Civilreoht «henbOrttg «inen mit innerer Jfoth- 
wendigkeit geordneten GUederbao aflsjnacheiK Ate .Folge war« da» 
man historische Untersnchiiaf .des VeAbandeften als unnütz vo* der 
Hand wies. Die VejTMitaasffng der willktihrJicben Entstehung zu kea nen 
^erschien bttebstoNns .als Sache der betagter 4e, «der VielwissereL Als 
jnaa später die bedeutenden, Resultate geschichtlicher BearbeUftng 
in andern Fiebern wahrnahm, fanden es .Einige, glaichaani Ehren 
halber, Cor nothwendig, doeh auch Ainige geeehwbtikbe Bemerkan- 
gen in der DarsteUneg des Proneaees htnanaellge», Weae «magern 
Emküungan waren indes* keineswegs geeignet* Aesondere Aufmerk- 
samkeit, gewiehtige Resultate *nd eifrige Nachahmer »ach aw* ZM 
sieben. Erst in der neuesten Zeil hat die wahre Ansicht ftber 
Geschichte des Prezesereehta sieb Bahn gebrecht*.. Betbmenn»- 
H oll weg gebührt das Verdient, wierst mit Na/Adrock die gesfihicht- 
fiehe Methode der Beha»dlaAg tagpftedet und snipMiieo m beben« 
Was *r seinerzeit gesagt bat, das bat,feei demVer£ in yopütvwiw 
Wmtke seine FrJchJe getragen. item liegt «an aber. die wichtige 
Bedeutung desselben ttr maere .Zeil«. Hier .sehen »wir an .efoea 
glteaenden Beispiel» was geschichtlich* Behandlung jp regesswKBcher 
Gegenstände sagen will Der Verf. beschränkt rieh wicht dauanf, 
Eaiftllig gefundene gescbidbtlitbe Data In cbittsplogiacher Jtettven- 
felge an einander na orejhen. Es 'ist ihm wetoebr darv» «a ihn«, 
den Grund g ed an ken des Otacbtsiastituts : an elf aasftn, seine Ejitatehang, 
seine FortbUdang und Abänderung im Einklang mit 4ea jedeanjal 
bevrsohenden allgemeinen jRaehtaansftehtee wd JUeb0n*3ttsU(n<taa dar- 
znstnflen. tfnetlich (darf aich unsre Zeit beneits greiser Muster An 
3er historischen Bearbeitung von AeeJrtsinSftitirtaa »nUhmen. ,Qiq*em 
vorliegenden Werk aber fromm* die .besondere Be4eutg*g Mj /das» 
daaiFcildU auf dem meinet Rorscbung stob bewegt, gafft jeigaatbBmUtih 
«od bisher .unbebaut ist. Es ist gegenwärtig »eine (hekaaate Tbftt- 
sache, dass unser Prozess seine Bannlqojerlle ifl der ftecbtefeildung 
bat, welche im ÄUtteWter in Italien vor <aiqh gegangen -ist. Aach 
4m Institut, »weiches »das Ihewa.des Yerfe. ansauebt, ifetiuns gnqlchst 
von dorther gekommen. DietQneitaa dieser BeehftsbUdong HcWg mi 
bestimmen ist aber eine ungleich .schwierigere Aufgabe, als die, wel- 
che den Bearbeiten* des röjnistiben Rechts gestellt wird; , Meiste s 

27* 
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'pflegt nan nur die eioe QoeHe ver Augen zu haben, nämlich die 
-Rechtswissenschaft damaliger Zeit. Die Schriften der Glossatoren, 
Kommentatoren ond Praktiker zieht man zn Rathe. Anf sie ist man 
am so mehr zunftehst hingewiesen, weil sie die Ueherbringer alles 
RechUstoffs überhaupt gewesen sind, welcher von Italien iber Europa 
sieh verbreitete. Allein die im Stillen wirkende Kraft Arischer Recbts- 
bildang, welche die besondere Färbung der damaligen Zeit gegeben 
hat, Ist eine andere; es ist die anf der Mischung ursprünglich ger- 
manischer und römischer Elemente fassende lebendige Rechtssitte, 
welche ihren Ausdruck vorzfiglich in den statutarischen Rechten 
namentlich der Städte gefunden hat. Ihrem Eiufluss hat sich kein 
damaliger Schriftsteller entziehen können. Der gewissenhafte bemühte 
sieh wenigstens theoretisch sein dadurch angeregtes Reofctsgeföhl mit 
dem sogenannten gemeinen Recht in Einklang zu bringen. Die aus 
ihr hervorgegangenen Institate haben sieh eben durch die Litteratur 
damaliger Zeit Über Deutschland verbreitet. Sie fanden hier um so 
eher Anklang, -als das darin milwältende germanische Element als 
stammverwandt die Nation ansprechen musste. Vorarbeiten fiir <Ee 
erstere dieser beiden Quellen besitzen wir freilich eine inv.Sav\gny , s 
bekanntem Werk; für die' «weite dagegen keine. Der Verf. musste 
sich daher hier selbst Bahn brechen. Ein Muster für die Benutzung 
beider Quellen für seinen Zweck lag eben so wenig vor. Das Werk 
des Verfs. selbst tritt hier nun als erstes Beispiel vor dem juristischen 
Publicum auf. Auf diesem Wege muss fortgefahren werden , wenn 
för die geschichtliebe Verständigung über prozessualische Lehren 
Bedeutendes erwartet werden soll. Glücklicherweise besitzt der Verf. 
neben einem richtigen Tact in der Auswahl des Viel eder Wenig ans 
dem historischen Stoffe zugleich die Gäbe einer anziehenden Dar- 
stellung in hohem Masse. Da nun das Studium der Dogmengeschichte 
dieser Zeit, worauf mau sein einziges Augenmerk richtete, in dem 
Ruf trostloser Trockenheit und überschwenglicher Langenweile stund, 
so wird sieb jeder Leser überrascht finden, durch die lebendige Frische, 
welche ihm überall entgegentritt. Die wahre gesunde Quelle ist ja 
nicht der scholastische Formalismus der Commentatoren, sondern die 
jagendliche Geistesfrische A*t wieder erwachten Wissenschaft und 
das kräftige Leben und Treiben der aufblühenden Städte und Staaten. 
— Hoffen wir also, dass die Methode des Verfs. sieb zahlreiche Freunde 
und eifrige Nachahmer erwerben werde. 

Aber auch der Inhalt des Buchs selbst ist ein willkommner Bei- 
lrag zur Fortbildung der Wissenschaft. Mit Compendien des Pro- 
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jcesses sind wir jetzt hinreichend gesegnet. Sollen wir weiter kom- 
men, so ist nftibig, dass die Untersuchung sich eoncentrire auf einen 
geringern Kreis. Wir sollten in dieser Beziehung lernen von den 
Bearbeitern der Naturwissenschaften. Die allseitige vollständige Er- 
forschung eines einzelnen Punctes wirft weit mehr Lieht auf das 
Ganze, als die vorübergebende Berührung aller Gegenstände , aus 
denen das Bild unseres Prozessrechts zusammengesetzt wird. Für 
den Lehrzweck ist gegenwärtig hinreichend gesorgt, fassen wir nun 
das Bedürfniss der Wissenschaft fester ins Auge. — Der Verf. bietet 
ttos die Geschichte des Executivprozesses, also die Darstellung der 
Entstehung desselben, der Veränderungen, die bis auf unsere Zeit 
auf ihn eingewirkt haben; nicht aber das System desselben d.h. die 
vollständige Zusammenordnung der jetzt grade geltenden Grundsätze 
mi% ihren Consequenzen.. Der erste Band enthält diese Geschichte 
seihst, der zweite dagegen eine Chrestomathie von Belegstellen zu 
derselben. Diese bestehen theils in Auszügen aus den Schriften der 
italischen , spanischen und französischen Juristen des Mittelalters, 
theils in Stücken der Statuten italienischer Städte aus derselben ?eit. 
Indem wir nun zur BeurlheiJung dieses Inhalts selbst übergebn, 
Messe sich zunächst über die Form streiten* JVIanche möchten den 
ganzen zweiten Theil vielleicht als eine ausserwesentlicbe Zugabe 
lieber hin weglassen wollen. Wohin würde erführen, könnte man 
sagen, wenn, alle prozessualischen Lehren mit einem solchen, Beiwagen 
von. Belegstellen begleitet werden sollten* Und sind denn- nicht fast 
alle die Schriften und Statuten gedruckt,, so dass Jeder, dem es nülhig 
ist» sie napblesen. kann? — Wir unseres Theils sind nun freilich nicht 
der Ansieht/ nasses zweckmässig wäre, dergleichen ausführliche Aus- 
züge, die sich zum Theil notwendiger Weise wiederholen müssen, 
den prozessualischen- Monographien beizufügen. Allein in diesem 
besondern Falle ist doch die Sache anders, und dem Verf. für seine 
Unternehmung Dank zu sagen* Wir linden. n#mliehv wie gesagt, eine 
besondere Wichtigkeit in dem Buch als Beispiel. Wenn erst unser 
juristisches Publicum gewonnen ist für dergleichen Studien, dann 
mag man immerhin dem Einzelnen überlassen, seinen Durantisxx. s. w. 
nachzuschlagen. Allein für jetzt ist zu fürchten,, wenn der Leser 
gleich im Stande wäre, die citirten Bücher sich zu verschaffen, was 
in Ansehung vieler sogar bezweifelt werden mnss, dass er es aus 
Bequemlichkeit, Ungeschicklichkeit nnterlassen wird. Der Verf. 
bietet ihm also einstweilen in der geniessharen modernen Form eines 
Octavbändcbens gesammelt die betreffenden Aussprüche der Scbrift- 
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Steuer uad Statuten dir. Die erste Bekanntschaft wird erleichtert 
durch Tor*egescbiekte literarhistorische Bemerkungen. Ist sie ein- 
mal gemacht, wird tie hoffentiiefa spltcr fortgesetzt. Stehen dam 
auch nicht Jedem alte ia Gebote, so ist doek so erwarten, das* ein- 
zelne der wichtigern nicht leicht fehlet, zumal da ia der »Mesten 
Zeit dareh den Druck einige der haue Islcbliehsten *) neu verbreitet 
werden. Auf die Masse komm« es dann am Ende flieht an, sonders 
avf das richtige Verständnis! des Geistes der Zeh, in dem der Ein- 
zelne sehrieb. 

Was die Sache seihst betrifft, se ist es nicht unsere Absieht, 
den gattze« fnbah des Werks durchzugehen. Wir beschränken um 
avf eine allgemeiae Uebersieht and auf die Beleuchtung eines etu- 
seinen fsV das deutsche Pronessrecht besonders wichtigen Ptonetes. 
hn ersten einleitenden Capitel giebt der Verf. die Graudzttge der 
ftecbtsentwicktaeg in derjenigen Zeit* in welche er die fintstehnng 
des Institats der etccetortseken Urkoaden verlegt, nftmlieh in der 
Zeit der wieder erwachten reehiswisseaschaftlieben Tkätigkeh in 
Italien seit dem zwölften Jahrhundert. Zuerst wird die Bedeutung: 
der iuHenisehen Stadtreehte damaliger Zeit fö> die fottbUduog des 
Rechts auseinandergesetzt, indem -der Verf. in ihnen die besondere 
Quelle des Reehtsinstitat* findet, das seine Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen hat Nach einigen Bemerkungen über die Verbreitungen der 
italienischen Rechtsaastebten Über Spaoien, Frankreich und Deutsch- 
land schildert der Verf. insbesondere den Character des Scbnldreehts 
damaliger Zeit, um dadurch die spezielle Grundlage för die Darstel- 
lung des Executivprezesses zu gewinnen. Wir empfehlen Jedem, 
nicht allein dein Prozessualisten, der seine Aufmerksamkeit auf diese 
fttr das Schicksal unseres heutigen Rechtszastandes so entscheidende 
Zeit richtet, dieses einleitende Capitel des Verfs. zu einer sorgfäl- 
tigen Durchsicht und Beherzigang. 

Im zweiten Capitel stellt der Verf. den ersten Ursprung der 
exeeutorischen Urkunden in Italien, dem Vaterland derelben, dar. 
Den Grundgedanken seihst gteht er (daselbst §• 2.) folgendermassen 
an: „Rechtsgeschäfte, welche durch gewisse privileghrte Urkunden 
befestigt sind, geniessen vor anderen den Vorzug, dass die aus den- 
selben herzuleitenden Ansprüche, ohne vorher im förmlichen Pro- 
zesse adsgestritteti zu sein, auf bloses Vorzeigen der Urkunde und 



*) Ausser den von Deutschen besorgten Ausgaben, worunter besonders 
Bergmann'* Tancred zu nennen ist, ericheint gegenwärtig in Italien eine neue 
Ausgabe der Sämmt liehen Werke des BastolUf. 
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nach dem Mentee Uwes Inhalts durch, sofortige Exekution realisirt wor- 
den sollen , gerade ao, als oh es sieb «m die Vollstreckung eines 
stthtokdrdftiga* £rfiejtntntasft& handelte." Das Beaondere beruht also 
in der Eigenschaft der.Urkunde-n, uieht U der EigentbüjnKcbkcit 
des daraus herfltftsaenden Pra%eas.es« Dieses ist der gewöhnliehe 
Frozen* 4er Execntiofc. Neu und abweichend vom bisherige« Recht 
i*t n*r der Gedanke, dnas es Urkunden gebe, deren spezifische 
EigeathämKcbkeit darin besiebt, das» mit ihnen für den Inhaber da* 
Reckt vorfanden ist, sogleich mit derBxecntion zu beginne». Solche 
Urkunden Wessen in Italien fnttrummta gwrtntigiata, Und die 
Geschickte des.», g« ExeentWBroKesse» ist somit eigentlich nur dio 
Geschichte den Instituts der gnarentigiirten: Urkunde*. Diese letzte 
Aouaserung des Verfs. halten wir nnefc dem, was folgen soll» für 
Deutschland nicht fftr riehiig r indem dort bei der Reception diesen 
Instituts bereits eine Aenderung im Grundgedanken eingetreten ist. 
Der Verf. führt seine Ansieht für Itadien , Spanien und Frankreich 
vortrefflich an». In Toseana sind die ersten Spuren dieses Instituts, 
welche» sieb allmälig Uher die Länder des gemeinen Recht* verbreitet. 
Jene besondere Eigenschaft, 4a$ Recht der paraten JSxecutfon erhielt 
aber die Urkunde, nicht schon durah die Liquidität des Beweises» son- 
dern durch besondere Cauteten bei ihrer Aufnahme» Diese aus der 
Praxis hervorgegangenen Ganteten? welche sich möglichst genau an 
die Grmdsfttae des römischen Rechts «nzuschliessea suchten, um da- 
durch die ganze der damaligen Reebtssitte und dem Bedürfnis* enU 
sprechende Einrichtung zu rechtfertigen, sind von dem Verf. (daselbst 
§.50 in folgenden Worten zusammengefaßt: „die Kontrahenten 
kleideten ihre Promission in die Form eines gerichtlichen oder qoasi- 
geriehtlichen Geständnisse» (coqfessw in jure y ein, welches sie in 
frühesten Zeiten vor dem ordentlichen Richter r später vor dem die 
Vertragsurkunde ausfertigenden Notar (jude# chartularius) ablegten, 
und von diesem den richterlichen Befehl* das Versprocheee binnen 
einer gewissen Frist zu leisten (pmeceptum #. mtnfattw d$ solvenda 
exectUivunif als Anfang einer jeden Exekution, hier vorzugsweise 
pmeceptum guarentigfae genannt*) entgegennahmen.« Die Folge 
war, das» der Inhaber einer soleben Urkunde* im Fall der Nieht**» 
föHneg gegen den Gegner die sofortige Esekutien nachsuchen konnte, 
welehe bereits durch da» pnttttpüm eingeleitet forden war. Tbeon 
retisch wurde die Einrichtung gerechtfertigt durch Znrftckfiihrang auf 
den Grundsatz: corfwus m jure pro jmtteeto Aftfoftr» werben mau 
auf Handlungen freiwilliger Gerichtsbarkeit, anfangs durch eine« 
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simolirten Rechtsstreit, ttbertrag, Die Fortbildung des durch die 
Praxis Entstandenen geschah besonders durch die Stadtrechte. Diese 
waren es, weiche auch den Notar die Befegaiss, das praeceptum zu 
ertbeilen, einräumten, ja sie gingen so weit, allen Öffentlichen Ur- 
kunden auch ohne jenes prneceptum das Recht der paraten fixecntioa 
beizulegen. Jetzt war es mtfglkh, auch auf Privatarkuoden dasselbe 
Recht auszudehnen, anfangs indesswokl nur, wenn darin vertrag?- 
mftssig das Recht der paraten Execotion bestellt war. — Nach dieser 
Darstellung geht der Verf. cor Beschreibung des Verfahrens ans 
solchen Urkunden Ober* Dasselbe ist dem Grundgedanken nach 
•fgentakb nur das gewöhnliche Execntionsverfahren. Aller Streik 
über die Hauptverbindlichkeit selbst ist also wie nach rechtskräftigem 
Urtheil gtfozHch ausgeschlossen. Nar die Frage, ob das Recht der 
paraten Execotion richtig erworben sei oder nicht, kann den Gegen- 
stand einer richterlichen Untersuchung bilden, sowie ja auch sonst 
die Möglichkeit der Execotion eines richterlichen Erkenntnisses in 
defr ExecntSensinstenz zum Gegenstand eines Streites unter den Par- 
theien werden kam. Das Verfahren hat mitbin an ondfär sich nichts 
Besonderes. Es ist summarisch nur »sofern, als dieses Oberhaupt 
in der Exeeotioosinstanz der Fall ist. Dieser Grundgedanke ist von> 
den Italienern immer festgehalten worden, wenn gMeh die eigen- 
tbOmliche Entstehung des Rechts auf sofortige Execotion durch den 
Vertrag nothwendig in der Ausführung einige Eigentümlichkeiten 
mit sich fahren attsste. Der Verf. fährt sodann das Verfahren im 
Einzelnen aus, indem er zunächst von den Erfordernissen des Exe- 
eotivprozesses im engern Sinn, dessen Bezeichnung nun ebenfalls 
leicht verständlich ist, dann von den Schutzmitteln des Beklagtes* 
endlich von der Form des Verfahrens ausführlich handelt. Wir be- 
schranken uns darauf, aus der Besprechung des ersten Punctes noch 
besonders herauszuheben, dass es nach diesen Anstehfeen der Italiener 
zur Einleitung des fraglichen Verfahrens also nur einer schriftlichen 
Urkunde bedurfte, aus der die Verpflichtung zur. Duldung sofortiger 
Execotion hervorging, dass also durchaus nicht erfordert wurde, 
weder dass die zn leistende Verbindlichkeit eine Schuld in Geld oder 
sonstigen fungibeln Sachen war, noch dass sie sogleich nach allen 
Richtungen bin liquidtrt war, noch endlich dass alle übrigen Puncto 
des Klaggrundes durch die Haupturkonde selbst oder etwa andere 
sofort bewiesen wurden. Nur musste natürlich in den beiden letztem 
Falten eine Liquidationsinslanz und eine Nachholnng des Beweises der 
fehlenden Puncto, *. B. der s. g. Sacblegitimation, indess durch alle 
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möglichen Beweismittel, der eigentlichen Exeention voraasgeha. Es 
genügte, wie gesagt , wenn der Bauptpunct, die Bestellung des Rechts 
sofortiger Exeention, durch eine Urkunde festgestellt war. 

Im dritten Capitel beschreibt der Vf. die besondere Praxis der 
geistlichen Gerichte, im vierten und fünften die Aufnahme und Fort- 
bildung des Instituts der exeeutorischen Urkunden in Spanien und 
Frankreich. Wir müssen in Ansehung des höchst interessanten In- 
halts dieser Capitel auf das Bach selbst verweisen. Wir heben dar- 
aus nur so viel hervor, dass in diesen Gerichten und Lindern der 
in Toscana geborene, in Italien grossgezogene Gedanke der exe- 
eutorischen Urkunden und des aus ihnen hervorgehenden Verfahrens 
dem Wesen nach der nämliche blieb. 

Unsere Absteht ist, bei dem fünften Capitel, in welchem von 
Deutschland die Rede ist, zu verweilen. Deutschland wird von dem 
Vf. verhältnissmassig kurz abgefertigt. Er weis't nach, dass im 
Lauf des seebscebnten Jahrhunderts erst die fremden Ansichten über 
execu torische Urkunden und Executivprözess Eingang gefunden. 
Man stützte die Theorie derselben zwar nicht auf die eigentliche 
italienische clausula guarentigiae , sondern auf die vertragsmäßige 
Bestellung des Rechts sofortiger Exeention, welche man im römi- 
schen Recht für gegründet erklärte. Bald indess gerieth die deut- 
sche Reehtsgelebrsamkeit anf bedeutende Abwege. Man erlaubte 
sieh eine Veränderung in der Grnndansicht, indem man alles Ge- 
wicht auf die Liquidität legte, welche durch eine Urkunde, oder 
sogar durch eine Mehrbeit von Urkunden in Ansehung des ganzen 
Klaggrandes hergestellt werden könne. Darüber musste man natür- 
lich auch vergessen, dass die wesentlichen Eigentümlichkeiten des 
Exeeotivprozesses auf der Beschaffenheit des Streitgegenstandes, 
nicht auf der Besonderheit der Prozessformen beruhen. Und so 
kam man dazu, den Unterschied des Executivprozesses in der Ver- 
schiedenheit des Verfahrens zu suchen. — Dies ist die Ansicht des 
Vfs. Indem er also den jetzigen Zustand der deutschen Ansichten 
für einen verkehrten hält, unterliess er ein genaueres Eingehn in 
die Beschreibung desselben, freilich unter der Erklärung, es gehöre 
das in die Darstellung des Systems. Indem er andrerseits die deut- 
schen Rechtsansichten vor der Aufnahme des fremden Recktsinsti- 
tots für gleichgültig erklärt, verweigert er auch dabei langer zu 
verweilen. Das, was Andere für den eigentlichen Ursprung des 
deutschen Executivprozesses gehalten haben, das Recht der eigen- 
mächtigen Pfändung im Fall des Verzugs bei klaren Schulden, ist 
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Hb» beekseens ein Aakndnfungtnunct, an winke» die spftier* 
Deetrin des m eiageftbrte fand* Institut befestigte and ver- 
breitete. 

Wir kennen ni damit niekt Ar etnrerslenden erklären. Wir 
meinen, der deutsche Eneentirpreness «ei ein ganz eigenthtaliches 
Institut, nickt Mos der verdorbene itauenieck*. Wir halten iksa für 
ein Prodnet zweier Factoren, der ehe» germanischen Uehcang der 
Setbstexecutioo and dee anfgenommenjea italienischen Instituts exe- 
tatorisoker Urkeodee und de« daraus kereorejekendee Praaesses. 
Wir wetten, teweit et die Grienen dieser Zeiteckrift gestatte)», die 
kisterisebe Rechtfertigung dieser Bekauptaug versanken» 

Betrachten wir den geschichtlichem Entwtehlimgsgang im AU* 
gemeinen, aus weichem dee neue deutsche Proaeesrecht hervorge- 
gangen ist, so iat freilich, wie der Vf. bemerkt, klar, dasa die Aa- 
akhtee der Italiener unter den Namen des gemeinen Beekta bereits 
eis etwas Fertiges, Abgeschlossenes sack DentacWend übertragen 
worden. Hier trafen sie auf einen Zustand der Glkrung, in welchem 
die Nation aiek unbekagb'ch genng fehlte, ao das* ran rieten Settern 
das Auftreten des fein ausgebildeten freesdea Rechts (reedig als etaa 
Erlösung begrünst werde. Freilich wollte man dasselbe nicht für ein 
fremdes gelten lassen, und man konnte steh ia dasselbe um so eher 
hineinfinden, als das rSmiaeke £1 erneut durch die Umbildung, die es 
in Italien erfahren hatte, nach des Vfs, treffender Anmerkung, be~ 
reite in einer gennanisirten Gestalt auftrat. Nickt« desto weniger 
war der Widerstand des germanischen Elements in den untern Krei- 
sen seiner Uebeng, an welchem das Volk unmittelbar Theil nahm, 
an gross, und die Bädung, welche die Handhabung des fremden 
Hechts veraassetzte, an gering, als dass es dem letztere gelungen 
sein sollte, ohne Weiteres an der Stelle des erstem vollständigen 
Besitz zu nehmen. Beide Hindernisse worden freilich allmilig be- 
seitigt, aber nicht ebne dass das fremde Reckt selbst noch anf eine 
eigentümliche Weise mit genuesischen Ansichten durchdrungen und 
durchflochten worden wäre, welche ihr Gewicht natürlicher Weise 
vorzugsweise in denjenigen Instituten äusserten, welche selbst in 
Italien aus germanischer Wurzel entsprossen nur mit dem römischen 
Gewand bekleidet worden waren. Dies letztere ist namentlich bei 
dem vorliegenden Institut der Fall; und es ist dadaroh möglich ge- 
worden, den eigentlichen Grundgedanken in freierer Weise auszu- 
bilden, als dies in Italien der Fall war: eine Bemerkung, worauf wir 
am Schluss zurück kommen werden. 
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Wenn wir bei dieser Gestalt der Dinge unsere Aufmerksamkeit 
aof die Quellen richten, aus denen die Kenntures jener Zeit des Ue- 
bcrrgangs zo schöpfen ist, so ist vor allen Dingen nöthig, einen vor- 
sichtigen. Unterschied zu machen zwischen zwei Gattungen, welche 
gaav verschieden gefärbt sind. Die eine huldigt fast unbedingt dem 
ttalfewschen Recht. Dahin gehören die Ordnungen für die höhern 
Gerichte, sowohl Hofgerichte als namentlich die Reichsgerichte. 
Die vorhin bezeichneten Hindernisse existirten für diene hohem 
Kreise nicht. Dazu kam, dass die altdeutschen Recbtsansichten ober 
Prdzess weniger geeignet Waren f&r die Organisation und das Ver- 
fahren höherer Gerichte mit ausgedehnten Sprengein. Endlieh ver- 
breitete sich mit der feinern Sitte und Bildung das ausgebildetem 
Recht natürlich zunächst von oben herab. Zu dieser erstem Gat- 
tung geboren sodann auch die juristischen Schriftsteller Deutschlands 
aus jener Zeit. Sie sind zudem sehr zweifelhafte Zeugen Ober das 
damals in Deutschland geltende Recht, indem sie sehr häufig die 
romanischen , um mich dieses umfassenderen Aasdrucks zu bedienen, 
Ansichten als geltendes Recht vortragen, gestützt auf Merkmale, die 
in der Uebung zufällig dasselbe Ausseben hatten, während sie aus 
einer ganz verschiedenen germanischen Wurzel hervorgegangen wa- 
ren. Selbst bei den sonst zuverlässigsten Praktikern jener Zeit ist 
sorgfähig zu unterscheiden, das, was sie bezeugen, und das, was 
sie daraus machen. — Die zweite Gattung von Quellen hält sich 
weit mehr an die einmal vorhandenen Institutionen, und sucht daran 
das fremde Recht anzuknüpfen, oder denselben eine zweckmässige 
Erweiterung und Fortbildung mit Hülfe des fremden Recnts zu geben. 
Dahin gehören die Landesrechte, Untergerichtsordnungen und Stadt- 
rechte in ihren prozessualischen Theilen. Der dnreb diese beiden 
Quellen entstandene Widerstreit ist bis in die neueste Zeit hinein 
noch nicht vollständig ausgeglichen, und ist der Grund der auffallen- 
den Erscheinung in manchen Ländern, dass die Untergerichte im 
Gegensatz der Obergerichte zum Theil ganz abweichende Prozess- 
ntrmen nach ganz besondera Prozessordnungen befolgen. Erst die 
Codification der neuesten Zeit hat in manchen diesen Gegensatz ver- 
tilgt* FOr die Entwicklung des neuern deutschen Prozessrechts aber 
ist er von grosser Bedeutung geworden, indem nicht nur der Prozess 
der Obergerichte auf die der untern, sondern auch umgekehrt ein- 
gewirkt hat. Hat ja doch selbst die Reichsgesetzgebuag für die 
Reichsgerichte der Einwirkung eines einzelnen Territorialprozesses 
bedeutende Zugeständnisse machen müssen. 
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Auch fttr die Geschichte des deutschen Execntivurezesses ist 
die Unterscheidung beider Gattungen von Wichtigkeit, indem in je- 
der von beiden das aufgenommene fremde Element der exeeutori- 
tcbea Urkunden in einer sehr verschiedenen Gestalt auftritt 

Ehe wir zur Schilderung derselben flbergehn, müssen einige 
negative Bemerkungen Aber die vom Vf. für seine Ansieht beige- 
brachten Beweisstellen vorausgeschickt werden. Er findet nämlich 
in manchen Aeussernngen eine geflissentliche Nachahmung der aus- 
ländischen Praxis, oder wenigstens den Einfluss der fremden Dectrto, 
wo wir ihm nicht beistimmen können. Wir glauben vielmehr, dass 
die römisch- rechtliche Einkleidung, auf welche sieh die italienische 
Doctrin zunächst stützte, das freiwillige Bekenntniss vor Gerieht mit 
dem darauf folgenden praeceptum judieis in Deutschland einen sol- 
chen Eingang gefunden hat, dass sie auf die fernere Gestaltung der 
Lehre hätte von Einfluss sein können. Der Anstoss zn dem Ge- 
danken, auf Urkunden hin sogleich richterliche Exemtion einzulei- 
ten, ging allerdings von Italien aus, aber die Einkleidung und Aus- 
bildung, die es in Deutschland erfuhr, ist diesem ganz eigeathüm- 
lich. — Wir beginnen mit der vom Vf. angezogenen Mainzer 
Untergerichtsordnnng von 1534. In dem Titel „von Bekandtaussen" 
ist lediglich davon die Bede, inwiefern das Geständniss im ordent- 
lichen Prozess eine genügsame Beweisung mache. Dies ergiebt 
sowohl die Stellung des Titels hinter der Lehre vom Zeugen- und 
Urkundeubeweis, als auch die nähere Zergliederung des Inhalts seihst. 
Der erste Absatz besagt: wer vor Gericht die eingeklagte Forderung 
eingesteht, ist so gut wie verortheilt, und es wird ihm sogleich eine 
Frist zur Erfüllung gegeben. Dieser Satz ist eben so sehr dem al- 
tern deutschen als dem römischen Recht gemäss. Der zweite Satz 
enthält: es kommen auch Geständnisse vor Gericht vor ohne Rechts- 
streit, die dann in das Gericbtsbueh gesehrieben werden* Dazu [ist 
hinzuzudenken: auch diese Geständnisse sollen einen genügenden 
Beweis vor Gericht abgeben. Diese Sitte, vor Gericht Geschäfte 
abzumachen, vor Gericht dem andern Centrabeuten etwas zu beken- 
nen und zu geloben, war nicht minder eine längst in Deutschland 
übliche. Es wurde darüber auf Verlangen ein SchOppehbrief aus- 
gestellt. Zu vergleichen ist das hierin sehr ausfUhrliqhe alte Culmer 
Recht aus einer Handschrift von 1394. gedruckt zu Thorun 1584. 
Fol. Buch 1. Gap. 15. ff. und 22. Buch 3. Gap. 118. ff. und über die 
Schüppenbriefe Buch 2. Cap. 16. Buch 3. Gap. 63. f. Auch die Ein- 
richtung der Gerichtsbücher, in welche dergleichen Sachen des An- 
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denkens halber niedergeschrieben wurden, ist eine alte*), wenn 
gleich seit dem Eindringen der fremden Rechte weit mehr auf das 
Schreiben gebalten wurde, als früher, und daher in manchen nament- 
lich untern Gerichten dergleichen Bücher jetzt erst eingeführt wur- 
den. — Endlich im dritten Absatz wird hinzugesetzt: auch ausser- 
gerichtliche Geständnisse, von Notarten öder sonstwie abgelegt, sollen 
unter Umständen einen Beweis abgeben. — Dass diese Vorschriften 
offenbar nur die Kraft der Geständnisse im gewöhnlichen Prozessgang 
normireri wollen, und dass dabei an executortsche Urkunden nicht im 
Entferntesten gedacht ist, ergibt endlich die Vergleichung von einer 
Anzahl Statuten ans derselben Zeit. Diesen Zweck lässt deutlich 
hervortreten die mit der Mainzer sehr nahe verwandte Untergerichts* 
Ordnung für das Erzstift Trier von f537. in dem Titel: von eygener 
Bekanntniiss: Was eyner selbs bekennet, das wirt billich für genug- 
sam bewiesen angenommen und gehalten u. s. w. Ebenso enthält 
das Würtemberger Landrecht von» 1555.**) im Abschnitt: von Pro- 
bation, Beibringung oder Anweisungen als ersten Titel den 
„von der Pariheien selbst Bekanntaussen ", worin der erste und dritte 
Absatz der Mainzer U.G.O. wörtlich widerholt sind. Dass die in 
die Geriehtsbikher eingeschriebenen Bekenntnisse eben nur die Be- 
deutung von gewöhnlichen Beweisen haben, ergiebt endlich auch die 
Nürnberger Reformation v. 1564. Tit. 8. Gsz. 4., und am ausführ- 
lichsten enthält die von uns vertheidigte Auffassung die Frankfurter 
Reformation v. 1578. Th. 1. Tit. 29. u. 30. — In allen diesen Sta- 
tuten tritt mehr oder weniger die damals bei den Gelehrten gangbare 
romanische Einkleidung der Beweislehre hervor. Soviel scheint aber 
aus der Vergleichung aller gewiss, dass man bei Abfassung dieser 
Stellen an das in Italien daran geknüpfte Institut guarentigiirter Ur- 
kunden nicht dachte. 

Der Verf. findet ferner in einem Formular, das Alexander 
Hugen (Rhetorien u. Formulare. Tübiog. 1528. Fol) mittheilt***), 
gradeza eine güarentigiirte Urkunde nach dem Muster der romanischen 
Praxis. Offenbar haben ihn die Schiusaworte: „nach erkannter urteil 
von gerichts wegen", sowie das ausdrückliche Gelöbniss der Erfüllung: 



*) Vergl. Magdeburg. Schnffenurtheile. Th. 2. Cap. i. Dist. 5. abgedruckt 
hinter der Au ig. desSachup. Lp«. 1539. Fol. 

**) Gedruckt 1554., ah*r aufgegeben infolge, des Schlusses erst am 6. Mai 
1555. p. 55. f. 

•**) Fol. CCXXVIb. u . CCXXV1I. nicht wie bei dem Verf. S.343. Not. 10. un- 
richtig eifert tot: Fol. CC&llk u, CCXUJ. 
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„in «eil des Schultheis seil als «ins Richters Hand u getan sehr. Dieses 
GeJöbniss der Erfüllung ist etwas sein' GewöhnKches in Vertragsur- 
konden damaliger .Zeit (s. z.B. i*ol. CCIX.), and soti im vorliegenden 
Formular aar eine besondere Bestärkung erhalten durch förmliches 
Haadgeltfbde rer Gericht, welches ja so häufig an fiides Statt er- 
scheint. Das Unheil der Schöffen dagegen hat .gar nicht die Bedeu- 
tung, dass den Bekennenden die Bezahlnng beföhlen werden wäre, 
das moss doeh der Verf. annehmen , sondern bezeichnet vielmehr 
nur die Zustimmung der anwesenden Geriehtsmitg&eder darüber, dass 
alles mit Rechten bei Voflsiebnog des ganzen Geschäfts zagegangea 
sei. So oft nämlich auch in Sachen freiwilliger Gerichtsbarkeit das 
Gerieht sich versammelt, sind es die Schöffen, welche oai ihr Ortheil 
gefragt werden, wie das ver ihnen vorzanehmende Rechtsgeschäft 
dem Rechte gemttss eiazugehn sei, und wenn es vollendet ist, oh es 
nun im Wege Rechtens vollendet sei, so dass es fernerhin zu Recht 
bestehe möge, oder ob noch etwas .daran fehle. Der Ausspruch der 
Schöffen darüber ist dann das Dntbeil oder Bekenntnis*, oder Er- 
kannt oies; und «ein solches ist amdb in dea Sehleafwortea ides von» 
Verfc angezogenen Formolars gemeint Beispiele finden sfck ausser* 
dem bei Hugen sehr häufig *nf den Blattern 16*. bis 16S. 172 K 
209. 210 b * 227 b * nnd sonst. Dans aber unsere Erüarong richtig sei, 
ist am deutlichsten zu eroebn ans dem Enterbongsfbrniülar Bhrtt 168., 
wobei auch mit „urteil an recht erkaat" wird, dass der vor Gericht 
erschienene Vater wegen der von ihm angeführten Ursachen seine 
Tochter wohl enterben möge, «od wo, nachdem die «Enterbung vor- 
genommen ist, das Gaaze ebenfalls mit den Worten schliesst: „-als 
auch diss alles mit urteil nnd recht erkant und bestätigt ward vom 
edlen denen, so zu geriebt sassen, und hieromb gefragt worden, 
Nemlich die ersamen weisen u. s. w., Zu urkund u. s. w. u — Alle 
diese Formulare haben also nichts zu tbnn mit 'dem italienischen Ge- 
brauch des pr*toepti judicis in confessum. Dasselbe müssen wir 
deshalb auch behaupten von der von Mittermai er aagefiisWten 
Trierischen Urkunde von 140£., auf welche sich der Verf. ebenfalls 
bezieht. Der Sohloss, nach welchem den Gentrabenten alles fieebt 
gegeben wird, „glycher wys als wäre es eyn mit rechten Scheffen- 
Urtel im vollen gerite erteilt und zngewyst", bedeutet nämlich weiter 
nichts, als die in gewöhnlichen nicht vor Gericht aufgenommenen Ur^ 
künden gebraneWicbe Klausel, dass die Vrkuode eben so viel Kraft 
haben solle, als eine gerichtliche. Das fragliche SchöfFennrtheil ist 
"ch hier kein praeceplumjudicis^ sondern .die ausdrückliche Besta> 
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tigong der Schoflen, dam Aktes mit Rechte» zugegangen sei. So em- 
pfiehlt auch Ale*. lagen BK&O0* in „schiechten" VerpftnJoags* 
Urkunden die Claasel aaftuuehmen ; 4as 4»ot softe verpfifodet sein, 
„im massen *\s ob jaen das vor unsenn «ordelitcben gertehts geitf* 
liehe» oder weltlichem «Üb eingesetzt, und darübeT erkannt 
war«*** 

Dem Zeogniss des Noe Maurer, dass das R. CG. selbst der- 
gleichen praecepta erlassen habe, traut der Verf. selbst nicht, wie 
es scheint, und zwar mit Recht. Denn Noe Maurer giebt in dem 
Titel äecretum condemnationis partfs ad servandum pacta seu pro- 
missa offenbar nur seine aus den Italienern geschöpfte theoretische 
Ansicht Über das, was ihm ebenfalls zu den Geschäften eines Rich- 
ters zu gehören schien, nicht aber ein Zeugniss dessen, was das 
R. CG. gelhan hat. Dies zeigt sich in dem Inhalt des Titels deut- 
lich. Es sind blos Phrasen, die er aus den romanischen Schrift- 
stellern abgeschrieben hat; er giebt auch kein Formular eines sol- 
chen Decrets, was er doch sonst nie unterlasse Der Grund ist, weil 
das CG. solche Decrete Oberhaupt nicht erliess. 

Aach die Statuten der Stadt Worms von 1531. Buch 3. Tit. 24. 
können die Behauptung des Verls, nicht rechtfertigen. Offenbar ist 
freilich, dass »denselben die romanischen Grandsätze über Jas Ver- 
fahren bei guarentigiirten Urkunden «ingewirkt haben. Allein die 
Art und Weise, wie die executorische Urknode selbst zn Stande ge- 
bracht wird, nämlich indem sich zu derselben „beid teil vor unserm 
sitzenden Rath erkennen und nmb Vexsiglung gebetten haben", ist 
keineswegs notbwendig romanisch« Das Ritten -am Anhängen «den 
Stadtsiegels nach vorausgegangenem Bekenntnis* über die Richtig- 
keit der Urkunde ist vielmehr ein dem Siegelwesen damaliger Zeit 
überhaupt angehörender Act. Formalare desselben .finden sich anter 
andern bei Hugen a. a. 0. Fol. CCIX* a. E, m. CCIX b a. A. Di» 
geschehene Besieglang selbst dient zu weiter nichts, als zu beweisen, 
daw die Urkunde acht sei, sofern das den Partbeje* fremde Siegel 
mit deren Bewilligung oder auf ihr Bitten der Urkunde angehängt ist. 
Sowohl das Bekenntnis*, als die Besiegluqg sind .also U gar keinem 
Zusammenhang mit der italienischen vonfessio, und dem darauf ej- 
fojgenden praeeeptum judicis. 

Ebenso fet *a«h in den -churtfaeh^schen Verordnenden über 
venetate Brietf otfl Siegel nur dos Verfahren fomaDteet, die Art 
der UnUtebung *iner «xfceaterischen Urkunde dagegen nick* 
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Was io Oestreich Rechtens gewesen sei, llsst sich ans den 
Zeugnisse Gaill's (de arrett. imp. eap.9. nr. 18.) Aber die debiu 
confessae instrumenta et ckirograpkü debitorum. nicht annehmen, 
da dieser Aasdruck nicht nothwendig von der italienischen Praxis de* 
Bekennen* vor Gericht, oder Notar, zum Zweck der Ertheilong des 
praecepti, sondern allgemein verstanden werden kann von Urkunden, 
in denen Jemand seine Schuld bekennt. 

Aus der bisherigen Prüfung der von dem Verf. angeführten Zeug- 
nisse geht also so viel hervor, dass daraus nicht bewiesen werden 
kann, es habe die in Italien übliche besondere Begründung der 
executorischen Kraft der Urkunden auf das Gestand niss und das danaf 
sogleich erfolgende praeceptum judicis in Deutschland jemals Eingang 
gefunden. Als Einschränkung dieses Satzes ist nun hinzuzufügen, 
dass in den geistlichen Gerichten auch in Deutschland allerdings 
etwas dergleichen vorgekommen zu sein scheint. Dies geht hervor 
aus den von dem Verf. beigebrachten, bisher absichtlich nicht er- 
wähnten, Zeugnissen des Udalr. Zasias. Ausdrücklich aber schränkt 
derselbe diese Gewohnheit auf die geistlichen Gerichte ein, und dass 
sie von dort aus weiter um sich gegriffen habe, lässt sich nicht nach- 
weisen. Dass aber diese eine solche Praxis unabhängig von dem 
übrigen Rechtszustand in Deutschland befolgt haben, ist wegen ihrer 
nahen Verbindung mit Italien und ihrer von den weltlichen Gerichts- 
institutionen des Landes, in dem sie sich grade befanden, unabhän- 
gigen Stellung, leicht begreiflich. 

Wir versuchen nunmehr positiv zu entwickeln, so weit es die uns 
gegenwärtig zu Gebote stehenden beschränkten Hülfsmittel nament- 
lich hinsichtlich der statutarischen Rechte erlauben, auf welcher 
Grundlage und in welcher Richtung sich nach unserer Meinung der 
deutsche Executivprozess ausgebildet bat. Zu diesem Zwecke ist es 
nothwendig, zunächst einige Bemerkungen über den Rechtszustand 
in Deutschfand vor dem Eindringen der romanischen Lehre voraus- 
zuschicken. 

Zuvörderst war auch in dem altern deutsehen Verfahren der Satz 
enthalten, dass ein verdammendes Urtheil überflüssig sei, wenn der 
beklagte Schuldner der Schuld vor Gericht geständig ist. Das Gericht 
beschränkt sieh alsdann darauf, demselben sogleich eine in verschie- 
denen Fällen verschiedene Frist zur Bezahlung zu setzen, und dem- 
nächst die Executfon zu leiten. Doch sind es natürlich auch hier 
die Schöffen, welche finden, was in einem solche« Fall zu thun Rech- 
tens sei, während der Richter /das Resultat nur ausspricht. Jedoch 
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stebt es id /der Macht des Richters, wenn der beklagte Schuldner der 
Schuld vor ibm geständig ist, auch ohne Zuziehung der Schöffen got 
gleich eine Frist zur Klaglosstellung anzusetzen, weil es eines eigent- 
lichen Unheils dann nicht bedarf. Nur dieses ist in dem Art. 46. 
des Weichbilds enthalten* und, wenn die von Heffter angeführte 
Glosse dazu: „ist es aber um beweislich schuld, so mag der Burg- 
graf oder der Schultheis alle tag wol selbst richten, darümb das 
man mit urteilen da nicht dinget " sich allgemeiner auszudrücken 
scheint, so ist doch nach dem Inhalt des Art. 46. sowohl als nach 
den folgenden Worten der Glosse selbst: „bekennet der Schuldner 
der schuld u. s. w." damit nur eine vor dem Richter selbst einge- 
standene Schuld gemeint. Die übrigen Sätze werden bewährt durch 
S$p. IL Art. 5. Weichbild. Art. 27. u. 91. Magdeburg. SehOffenur- 
Ibeile a. a. 0. Tb. 2. Gap. 2. disL 13—17. , Culm. R.Tb. 3. Cap. 71.— 
Was übrigens die ctbea erwähnten Bekenntnisse vor sitzendem Rath 
oder in gehegtem Ding betrifft, welche freiwillig abgelegt worden, 
und worüber auf Verlangen ein Brief ausgefertigt wird, «o befreien 
sie den GlHukiger keineswegs von der Nothwttiidigkeit, eine förm- 
liche Klage anzustellen, felis der Schuldner seinem Gelöbnisse nicht 
nachkommt. Das Zeugniss des Gerichts über das früher geschehene 
Bekenntnis hat indess den grossen Vortheil für den Klüger, dass 
dadurch der Beklagte von dem ihm sonst regelmässig offen stehenden 
Eid ausgeschlossen wird*). Im Uebrigen wird in einem solchen Fall 
verfahren, wie gewöhnlich» so dass namentlich anch die etwaigen 
Einwendungen des Beklagten, z.B. die der Zahlung *ft), berücksich- 
tigt werden. Und so bedurfte es ohne Zweifel auch, wenn der Be- 
klagte nicht freiwillig und ohne weitere Einwendungen das 1 frühere 
Bekenntniss jetzt auf die geschehene Klage hin wiederholte, erst 
eines formlichen Unheils, ehe man zur Execution gelangen konnte. 
So viel ist also klar, dass in diesen Fällen nie ohne Weiteres mit der 
Execiitioa begannen wurde* Man vergleiche hierlber die oben S. 9*>- 
citirten Stelle« des Culmer Rechts und die Glosse zu Art. 27. des 



*) Ssp. I., 7. Schwsp. L, 11. — Das Kaigerrecht I., 14. u. III., 21. dehnt die 
Wirkung der GerichUkundigkeU noch viel weiter aus: überall, wo dem Richter 
und Schöffen die Sach Verhältnisse bekannt sind, soll es keines förmlichen gericht- 
lichen Verfahrens weiter bedürfen, sondern der Richter dem Kläger sofort zu 
seinem Rechte verhelfen. Leider ist indess für Herstellung des Textes sowohl, 
als für die Aufklärung der Quellen und des Umfangs der Geltung dieses interes- 
santen Rechtsbuchs so ausserordentlich wenig geschehn, dass man zur Zeit nicht 
mit Gewissheit den Werth dieser Behauptungen ermessen kann. Um so mehr, 
als sich nicht erkennen lässt, in wieweit der Gelehrsamkeit affectireride Verfasser 
ein blosses Theorem oder einen praktischen Grundsatz verbärgt. 
**) Culm. R. III., 63. 64. 122. * ... 
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Criminalr.; W. Init. u. Rechtsgesch. n.s. Lehrb., Criminalr., Rncyclöp. u.Method 
— Hü nel: S. Pand. n. Puchta, Lebensbeschreib. d. neuem Juristen seit dem 
16. Jahrh. ; W. Quellenkunde, Inst. u. innere Gesch. d, Rom. R., Aeaitere Gesch. 
d. Rom. R. — Albrecht: S. Deut. Privatr., Lehnr. als TheiLd* Deut Privatr., 
Deut. Rechtsgesch. ; W, Deut. Staatsr., Kirchenr., Eher., soweit es im Kirchen r. 
dargestellt zu werden pflegt. — v. d. Pfordten: S. Getch. d. Rom.R., Init. d. 
Rom. R. n. Mühlenbruch) Die Lehre v. d. Vormundschaft, Exeget. Uebungen; 
W.jGesch. d. Rom. Civilproc, Pand. n. Puchta, Exeget. Uebungen. 

Ansserord. Prof« R. Schilling: S. u. W. Gem. Kirchenr., Gem. u. 
Sachs. Lehnr., Examinator, üb. ausgewählte Theile d. Rom. Privatr. — Weiske: 
S. Deut. Privatr., Gem. u. Sachs. Lehnr., Gem. Sachsenr.; W, Hebungen d. Jurist. 
Gesellschaft; W. Deut. Privatr., Deut. Rechtsgesch., Wechselr., Erläuter. d. 
2. Thls. d. Sachs. Comtitutionen v. 1572., Uebungen d. Jurist. Gesellschaft. — 
Heimbach: ST. Kirchenr., Eher., Gem. u. Sachs, ord. Civilproc, Summar. Proc; 
W. Process-Practikum unt. Mittheil. v. Acten, Kirchenr., Eher., Examinator, 
üb. d. gesammte R. 

Prlvatdoc. R erger: S. u. W. K. Sachs. Privatr., Criminalproc, 
Examinator, üb. alle Theile d. R. — Höpfner: S. Gem. u. Sachs, ord. Civilproc, 
Gem. u. Sachs, summar. Civilproc, Referir- u. Decretirkunst, Practikum üb. d. 
Civilproc n. s. Buche : Rechtsfalle u. s. w. ; W. Concursr. u. Concursproc, Cri- 
minalproc, Referir- u. Decretirkunst, Civilproc. -Practikum n. s. Buche. — 
Vogel: S. Deut. Staats- u. Rechtsgesch., Deut. Privatr. m. Lehnr., Uebungen d. 
Otto'schen Jurist. Gesellschaft; W. Encyelop. u. Method., Deut. Privatr. m. 
Lehnr., Repetitor, üb. einzel. Jurist. Disciplinen , Uebungen d. Otto'schen Jurist. 
Gesellschaft. — Busse: S. Pand. m. Rucks, a. Mühlenbruch, Gem. u. Sachs. 
Erbr., Criminalproc; W. Inst. u. innere-Gesch. d. Rom. R., Aeuss. Gesch. d.Rom. 
R., Criminalr. m. Zuzieh. v. Marezoll't Lehrb. — Frege: S. Examinator, üb. *. 
Inst. d. Rom. R.; W. Erklär, v. Justin. Inst, Examinator, üb. eins. Theile d.Rom. 
R. — Schletter: S. Naturr., Deut. Staats- u. Rechtsgesch., Criminalr.; WV 
Naturr., Deut. Staats- u. Rechtsgesch., Grundsüge d. international. Privatr.». 
Uebungen im freien Sprechen. 

Marburg* 

Ord. Prof* Platner: S. Gesch. d. Rom. Familienr., Deut. Staatin, 
Rom. Rechtsgesch., Naturr.; W. Gesch. d. Rom. Gerichtswesens, Deut. Staatsr., 
Rom. Rechtsgesch., Naturr. — Löbell: S. Erbr. tster Thl., Pand. n.r. Wening % 
Criminalproc. n. Martin; W. Erbr. 2terThl., Criminalr. n. Feuerbach, Inst n. 
Mühlenbruch y Encyelop. n. Falck. — Endemann: S. Deut. Privatr. , Lehnr. 
n. Pätz, Einleit in d. Deut Privatr.; W. Civilproc. n. Linde, Practikum u. 
Relator. , Deut. Rechtsgesch., Gesch. d. Deut. Gerichtswesens. — Vollgraff: 
S. Staatsr. u. Politik, Völker- u. Bundes-R., Examinator, üb. Politik; W. Naturr., 
Staatsr. u. Politik, Europ. Völkern , Examinator, üb. Völkerr. — Richter:, S. 
Civilproc n. Rudtirff y Kirchenr. n. s. Lehrb., Practikum, Examinator, üb. 
Kirchenr.; W. Encyelop., Kirchenr. n. s. Lehrb., Jurist. Literärgesch. , Exam. 
üb. Kirchenr. — Büchel: 5. Ueb. im integr. rettitutio, Ueb. d. ordo judi- 
ciorum priv. , Encyelop. n. Falck , Inst n. Marczoll, Legalinstit , Rom. 
Rechtsgesch.; W. Ueb. A.jura im re aliena, Erklär, d. Gajut, Pand. n. v. Wening, 
Rom. Erbr. n. v. Wening. 

Privatdoc. Sternberg: S. Gem. u. Hess. Civilproc. a.v. Linde, Ueb. d. 
Repräsentativsystem; W, Staatsr. — Ziegler: S. Criminalr. n. Wächter^ 
Allgem. u. besond. Deut. Staatsr.; W. Volkerr., Allgera, n. besond. Deut. Staatsr., 
Criminalproc. n. Martin. — Wetze II: & Pand. n. Pachtet, Erbr. Ister Thl., 
Gesch. d. Deut. Gerichtswesens; H r . Inst n. Marezoll, Civilproc, Erbr. 2ter Tbl., 
Gesch. d. Deut. Gerichtswesens. 

München. 

ford.Prof. v. Bayer: S. Gem. Civilproc. (2terThl. d. ord., dann d. 
summar. u. d. Concursproc) n. s. Lehrb. ; W. Gem. ord. Civilproc m. pract Ar- 
en n. s. Lehrb. — Zenger: S. Pand. n. s. Grundriss; W. Inst. d.Rom. R., 
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beschichte deta. — Philipps: S. Dent. Reich«, u. Rechts-Geach. n. t. Leit- 
faden, Kirchenr.; W. Deut. Privatr. n. ■. Lehrb., Encyclop. — v.Moy: S. 
Bayer. Staatsr. n. 8. Lehrb., Rechtipbiloiiopbie; W. Allgem.Staatir., Deut.Bundesr. 
u. Staatsr. d. Deut. Bundesstaaten. — Hacker: S. Repetitor« üb. Civil- R. u. 
Proc; W. Völkerr. n. Saalfeld, Gem. n. Bayer, Criminalr. — Arndts: [S. 
durch d. Beruf, z. Gesetzgeb.-Kommiss. verbindert]; W. Exegese von Gajilntt. 
Comm. IV. — Dollmann: W. Bayer. Landr. m. Berücks. d. übrigen in Bayern 
gelt Partikularr., Inst. d. Rom. R., Gesch. desselben. 

Aosaerord. Prof« Dollmann: S. Pand., Criminalr. u. Criminalproc. 

Honorar - Prof« Bnchinger: S. V ölkerr. ; W. Bayer. Staatsr. 

Prlvatdoc. Hildenbrand: 5. Deut. Privatr., Forst- u. Jagd-R., 
Repetitor, üb. Deut. Privatr.; W. Bergr., Germanist. Rechtsfalle, Gesch. d. canon. 
R. — Mayer: 5. Repetitor, üb. Staatsr.; W. Allgem. u. Deut. Staatsr. — 
Bolgiano: S. Bayer. Civilproc., Civilpractikum; W. Bayer. Civilproc., 
Civilprocesspractikum. 

Rostock. 

Ord. Prof« Grundier: 5. Encyclop. n. Falcl, Kirchenr. n. Wiege; 
W. Emcyclop. n. Falck, Kirchenr. n. Wiege, Relatorium. — Diemer: S. Pand.- 
löxam inator. n. Heise, Mecklenb. Staats- u. Privatr., Gem. n. Mecklenb. Lehnr. 
n. Päiz, Notariatswissensch. verb. m. pract. Ausarbeit.; W. Pand.- Exegese, 
Deut. Privatr. n. Eichhorn, Mecklenb. Staats- u. Privat-R. — Raspe: 5. Gem. 
u. Mecklenb. Civilproc. n. Linde; W. Gem. u. Mecklenb. Criminalr. n. Heffler. — 
Wunderlich: S. Inst. u. Gesch. d. Rom. R., Röm.Erbr.; W. Pand. — Thöl: 
5. Gem. Deut. Privatr.; W. Lehnr., Handelsr. n. s. Lehrb., Civilpracttkum. 

Prlvatdoc« Gädcke: 5. Civilpractikum , Examinator.; W. Civilpro- 
cesspractikum, Notariatskunde, Examinator, u. Repetitor, üb. d. ges. Recht od. 
einz. Theile desselben. — v. G 16 den: S. Pand.; JF. Inst, Alterth. u. Gesch. d. 
Rom. R., Conversatorium üb. Rom. Erbr., üb. Rom. Rechtsgesch. u. üb. Deut. 
Rechtsgesch. — Buchka: S. Inst. d. Rom. R., Criminalr.; W. Civilproc. 

"Vom d. hegierong comasittlrt s Schmidt: S. Civilprocesspractikom. 

Tübingen. 

Ord. Prof« v. Schrader: S. Rom. Rechtsgesch., Exeget. Vorlesung Üb. 
Rom. R.; W. Pand. — Michaelis: S. Württemb. Privatr., Ord. Civilproc. d. 
gem. u. Württemb. R., Summar. Civilproc; W. Deut. u. Württemb. Handelsr., 
Wechseln, Gewerbr., Württ. Privatr. , Summar. Civilproc; Civil- u. Civilpro- 
cess-Practikum. — Hepp: S. Inst. d. Rom. R., Gem. u. Württ. Strafr. u. 
Polizeistrafr. Ister Thl.; W. Gem. u. Württ. Strafr. u. Polizeistrafr. 2ter Tbl., 
Deut. u. Württ. Strafproc. — Rey scher: S. Deut. Staats- u. Bundes-R., Gem. 
ü. Württ. Kirchenr.; W. Deut. Privatr. — Mayer: S. Pand. Ister Tbl.; W. 
Pand. 2ter Tbl., Ord. Civilproc. 

Ausaerord« Prof. Kostlin: S. Rechtsphilosophie, Gem. u. Württ. 
Strafproc; W. Gem. Deut. Strafr., Württ. Strafr., Criminalpractikum. — 
Bruns: W. Encyclop., Inst d. Rom. R. 

Privotdoc« Brnos: & Rom. Familien* u. Erb-R. 

Wfinburg* 

Ord« Prof« Albrecht: S. Gem. n. Bayer. Kirchenr., Civil- n. Straf- 
proc. -Practikum a. d. Standpuncte d. Bayer. Processr.; W. Gem. u. Bayer. 
Civilproc. — Edel: & Gem. Strafproc in Vergleich, m. d. Franzos. u. Bayer. ; 
W. Gem. n. Bayer. Strafr., Polizeiwissensch. u. Poliieir. — Müller: S. Bayer. 
Staatsr., Dent. Reichs- u. Rechts-Gesch., Franzos. Civilr. ; W. Gem. Deut.Staata- 
o. Bundes-R., Franzos. Civilr. — Held: 5. Gem. Deut. Privatr., Gem. u. Bayer. 
Lehnr., Gem. Handels- n. Wechsel -R., Syst. Darstell, d. wichtigsten Bayer. 
Partikularr. verb. m. e. Repetitor, üb. Deut. Privatr.; W. Die Bayer. Landr., Gem. 
Dent. Privatr. — Lang: S. Pand.; W. Inst. d. Rom. R., Hermeneutik n. Kritik 
d. Rom, R. 
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Avaterovcl. m+rmf» Breiten bacb: S. Rechtspbilosopbie, Examinator. 
Oll. Fand., Pandectenpraciiknm ; IT. Rechtsphilosophie, Encydop. u. Metkod. 

PrlTftfdoc. Pözl: & Gem. Deut. Staaten, Volkerr., Pandectenpraeti- 
kum, Bayer. Hypothekenr.; W, Französ. Civilr. m. vorzugl. Rucks. a.§. Anwen- 
dung in d. Pfalz, Gem. Deut. Staatar., Klagenr. m. pract Uebungen, Bayer. 
Staatar., Deut Staats- u. Bechts-Gesch. 
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Neu erschienene Schriften« 

*18. Acten in der Hitsig'schen Untersuchung. 8. Heft: Daa Urtbeil der eraten 
u. die Verhandlungen der sweyten Initanz. Leipzig, Weber. 52 S. kl. 8. 
(Geh. { Thlr. » 27 Kr. rhein.) 

119. Actenttöcke, neue, aus der fiscalischen Untersuchungisache wider den 
Kreis-Secretair v. Toung zu Lyck wegen Beleidigung des Regieninga -Prä- 
aidenten Braun zu Gumbinnen. Königsberg, Tbeile. 39 S. 8. (Geb. 
£ Thlr. — 27 Kr. rbein.) 

120. Archiv für die civilistische Praxis. Hera u gg. von Franelke, v. Linde, 
v.Löhr, Mittermaier, Mühlenbruch, v. Vangeroww.v. Wächter. 
28. Bd. in 3 Heften. (1. Heft 138 S.) Heidelberg, Mohr. gr. 8. ( 2 Thlr. — 
F. Südd. 3 Fl. rbein.) 

121. Archiv für das Civil - n. Criminalrecht d. Ktinigl. Preuis. Rheinprovinzen. 
Herauigeg. durch einen Verein von Mitgliedern de« öffentl. Ministeriums u. 
dei Advokatenatandes beim Rhein. Appellations-Gerichlshofe zu Köln. 38. 
(der neuen Folge 31.) Bd. in 4 Heften. (1. Heft 64 n. 32 S.) Köln, Peter 
Schmitz, gr. 8. (2J Tblr. — 4 Fl. 12 Kr. rbein.) 

122. Archiv der politischen Oeconomie und Polizei Wissenschaft, herauageg. von 
Dr. Karl Heinr, Rau u. Dr. Georg Hängten. Neue Folge 3. (der ganzen 
Reihe 8.) Bd. in 3 Heften. (1. Heft. 144 S.) Heidelberg, C. F. Winter, gr. 8. 
(2J Thlr. = 4 Fl. 30 Kr. rhein.) 

123. Arendt, C, kÖnigL Advocat in Sördlingen, — Sammlung interessanter 
Erkenntnisse aus dem gemeinen u. bayerischen Civilrechte und Prozesse. 
1. Heft. Nördlingen, Beck, viu u. 164 S. 8. (Geh. J Thlr. = 54 Kr. rh.) 

124. Bitzer, Friedr., K. Würtemberg. Regier.- Auettor, — Das System dea 
naturlichen Rechts. Stuttgart, J. F. Steinkopf. X u. 321 S. gr. 8. (Geh., 
H Thlr. = 2 Fl. 12 Kr. rbein.) 

125. Blume, Dr. Fr., geh. Juttizrath u. ord. Prof . d. R. zu Bonn, — Grund« 
riss des Pandektenrechts. Mit einem Quellen register. Mt erweiterte Ausg. 
Halle, Anton. IV u. 140., 46 S. gr. 8. ( } Thlr, m* 1 Fl. 21 Kr. rhein.) 

Das Quellen register aUein unter d. T.: Index emmum titulorum, gut im 
librit jurit eivilit et canonici imveniunlur, ordiue alphabctico ditpe- 
titut. \ Thlr. 

126. Blutnentritt, Steph^ JutUxiär u. Berggerichtt- Substitut, — Handbach 
der allgemeinen Taxnormen , sammt den hieran nachträglich erschienene» 
Gesetzen o. Declaratorien, insoweit selbe nach Einführung des neuen Tax* 
n. Stempelgesetzes vom 27. Jänner 1840. bei Amtshandlungen nicht L f. Ge- 
richte in u. ausser Streitsachen Anwendung finden. Mit e. alphabeft. Register. 
~~"en, Braumüller u. Seidel. 409 S. gr. |. (Geh. } Tblr.) 
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12t. Breidenbaeh, Dr. M.W. A., — Commentar un«r das Gross*. Hessische 
Strafgesetzbuch u. die damit in Verbind ong stehenden Gesetze u. Verordn. 
10. n. 11. Heft. Darmstadt, Jonghaus. S. 513—727. Schlaft d. 2. Abthlg. 
dei 1. Bandes, gr. 8. (Geh. \\ Thir.) 

128. Daniels, Dr. A. v., Königl. Geh. Ober-Revisionsrath u. s.w., — Hand- 
buch der für die Königl. Preuss. Rheinprov. verkündigten Gesetze, Verord- 
nungen u. Regierungsbeschlüsse aus der Zeit der Fremdherrschaft. 8. und 
letzten Bandes Schlussabth. (Alphabetisches Sachregister.) Köln, Bachern. 
IV u. 169 S. gr. 8. (} Thir.) 

129. Dir ckinck- Holm feld, Freih.Const.,Dr.jur., -— Kritik der holsteini- 
schen Rechtsverwahrung wider die Staatseinheit des Dänischen Reichs. 
Sendschreiben an die Braunschweig. Standeversammlung üb. die schleswig- 
holsteinische Frage. Altona, (Leipzig, Michelsen.) 78S.gr. 8. (Geh. £ Thir.) 

130. Döllinger, Georg, h.bayer. geh. Archivar u.s.w.^ — Wirkungskreis der 
Patrimonial-Gerichte II. Klasse. Ein Handbuch für diejenigen, welche sich 
diesem Fache widmen wollen. Augsburg, Kreuzer u. Comp. 164 u. 60 S. 
8. (Geh. 18Ngr.) 

131. Erörterungen u. Abhandlungen ans dem Gebiete des Hannoverschen Cri- 
minalrechts u. Criminal-Prozesses. Herausgeg. v. C. F. E. A. v. Bo thmer, 
Königl. Hannov. Ober^Appellationsrath zu Celle. 2. Bd. 2. Heft S. 100 — 
208. Hannover, Hahn'sche Hofbuchh. gr.8. 1844. (Geh. JThlr.) 

132. Eyssenhardt, Land- u. Stadtrichter zu Kloster Naumburg am Quais, — 
Justinians Digesten nach Drittheilen, Partes, Büchern, Titeln u. Frag- 
menten, mit Rücksicht auf die vorjastinianischen Werke über das Recht. 
Ein civilistischer Beitrag. Leipzig, Kummer. XII n. 173 S. gr. 8. (Geb. 
| Thir.) 

133. FineVs Real-Repertoriom der Gross h. Badischen Gesetzgebung u. Ver- 
fassung. Bearbeitet u. herausgeg. von Ad. Bauer. 2. Bd. 1. Abtheil. (Vom 
Jahre 1834— 1844.) Mannheim, Ben sheimer. 567 S. gr. 8. (lfThlr.) 

134. Fürstenthal, J.A.L., Oberlandesgerichts -Rath, — Das Preussische 
Civilrecht nach Anleitung u. Titelfolge des AN gem. Landrechts, mit Berück- 
sichtigung der neueren Gesetze, der Doctrin, der Praxis und des römischen 
Rechts, dargestellt u. erläutert. 2 — 4. Heft. (Schluss.) Königsberg, 
Theile. XLin u. S. 177—710. gr. 8. (Geh. 3 Thir.) 

135. Gesetzsammlung für die Mecklenburg - Schwerinschen Lande. 2. Folge, 
umfassend den Zeitraum vom Anfange dieses Jahrb. bis zum J. 1844. Redig. 
v.Adeocat Raabe. 6. Lief.; Postsachen. Parchim, Hinstorff' sehe Buchh. 
S. 641— 733. Schluss des 1. Bdes. Lex.-8. (Geh. 23} Ngr.) 

136. Gewerbe- Ordnung, allgemeine, nebst dem Entschädig» ngsgesetz zu der- 
selben. Vom 17. Jan. 1845. Grünberg, Levysohn. 54 S. 8. (Geh. £ Thir.) 

137. — — allgemeine preussische, und das Entschädigungs-Gesetz zu der- 
selben. Vom 17. Januar 1845. Nordhausen, Förstemann. 72 S. 12. (Geb. 
4 Ngr.) 

138. Haeberlin, Dr. C. F. W. J., Prioatdoe. an d. Univ. zuBerlin, — Grund- 
sätze des Criminalrechts nach den deutschen Strafgesetzbüchern. 1. Bd.: 
Die allgemeinen Lehren des Criminalrechts. Leipzig, Fr. Fleischer, xvu 
n. 200 S. nebst 2 Bogen Tabellen, gr. 8. (Geh. 1 Thir. 6 Ngr.) 

139. Hassenpflug, Hans £fan. Ludw. Friedr., — Kleine Schriften juristi- 
schen Inhalts. I. Bdchen. Leipzig, Breitkopf u. Härtel. vi u. 212 S. gr. 8. 
(Geh. 24 Ngr.) 

140. Hey de, W. G. v. d., — Verfassung der Kreisstände, oder Sammlung der 
gesetzl. Bestimmungen über die den Kreisständen überhaupt und deren Mit- 
glieder insbesondere verliehenen Rechte n. obliegenden Verpflichtungen. 
Magdeburg, Baensch. X u. 148 S. 8. (Geb. f Thir. — 1 Fl. 30 Kr. rh.) 

141. Hoffinger, Ph. H. F. y Oberrechuungsrath im Grossh. Ministerium des 
Innern, — Sammlung badischer Baugesetze, nebst e. Anhange rechtlicher 
Abhandlungen u. gerichtlicher Entscheidungen über Baustreitigkeiten. 1. u. 
2. Lief. Karlsruhe, C. Macklot. 512S.gr. 8. (Geh. 2 Thir. — Für Südd. 
3 FL rhein.) 



Digitized by 



Google 



384 Juristische Bibliographie. 



142. Jahrbücher ffir historische u. dogmatische Bearbeitung d. römischen Rechts. 
Herausgeg. von Dr. Kart Seil u. Dr. Wilh. Seil, ord. Prof. d. Rechtewit- 
senschaft an der Univ. zu Bonn u. denen. 3. Bd. 2. Heft Braunschweig, 
Vieweg u.Sohn. S. 171—324. 8. (Geh. | Thlr.) 

143. Mejer, Dr. Otto, Prioatdoc. zu Göttingen, — Institutionen des gemeinen 
deutschen Kirchenrechti . Göttingeu, Vandenhoeck u. Ruprecht, xxvi u. 
279 S. gr. 8. (Geh. l/ f Thlr. = 2 FI. 33 Kr. rhein.) 

144. Oster loh, Dr.Rob., Sachwalter in Leipzig , — Die summarischen bür- 
gerlichen Prozesse nach Königl. Sachs. Rechte dargestellt Leipzig, Bernh. 
Tauchnitz jun. xiv u. 401 S. gr. 8. (Geh. 2 Thlr.) 

145. Phillips, Georg, — Kirchenrecht. 1. Bd. 1. Abth. Regensburg, Manz. 
X u. 408 S. gr.8. (Geh. IjThlr. — FürSüdd. 2 Fl. 24 Kr. rhein.) 

146. Rechts- Lex icon für Juristen aller teutschen Staaten, enthaltend die'ge- 
saromte Rechtswissenschaft. Bearbeitet von Mehreren u. redig. von Dr. Juh 
Weiskey Prof . in Leipzig. 6. Bd. 3teLief. Leipzig, O. Wigand. S.385 — 
576. gr.8. (Geh. \ Thlr. — Schreibp. jThlr.) 

147. Runde, Geheimer ath, — Gemeines Recht fflr Deutschland. Eine Vor- 
lesung bei der 66. Jahresfeier der Stiftung der literar. Gesellschaft in Olden- 
burg am 17. Decbr. 1844. Oldenburg, Schulze'sche Buchh» 24 S. gr. 8. 
(Geh. \ Thlr.) 

148. Sammlung sämmtL Gesetse n. Verordnungen über die gegenseitigen Verhält- 
nisse der Protestanten u. Katholiken im Königr. Württemberg. Stuttgart, 
Metzlersche Buchh. vi u. 72 S. gr. 8. (Geh. 12 Ngr.) 

149. — sämmtlicher Plenar- Beschlösse des Oberappellationsgerichts desKgr. 
Bayern in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Besonderer Anhang u. Bei- 
lagen-Band zu Dr. H. A. Moritz Novellen zur bayer. Gerichtsordnung. 
2. Heft. (No. 18— 33.) München, Franz. 4 Bog. 8. (Geh. \ Thlr.) 

150. Stahl, Friedr. Juh, ord. Prof. d. Rechte an d. Unie. zu Berlin, — Die 
Philosophie des Rechts. 2. Bd.: Rechts- und Staatslehre auf der Grundlage 
christlicher Weltanschauung. I. Abtheil., enthalt. : Die allgemeinen Lehren 
und das Privatrecht. 2. Aufl. Heidelberg, Mohr. XXII u. 405 S. gr. 8« 
(2 Thlr. — Für Südd. 3 FL 30 Kr. rhein.) 

151. Vangerow, Dr. Karl Ad. t\, Hofrath u. ord. Prof. d. rom. Rechts zu Hei- 
delberg, — Lehrbuch der Pandecten. 1. Bd. (Allgem. Lehren. S.g. Fami- 
lienrecht Dingliche Rechte.) SteAufl. 2te Abdr. 3. Lief. Marburg, 
Elwert 383—574 S. gr. 8. (Geh. f Thlr.) 

152. Vollgraff, Dr. Karl, o. Prof d. Slaatsr. u. f. Vf. zu Marburg, — Krit. 
Beleuchtung der Schrift des Hrn. Prof. Zöpfl zu Heidelberg üb. d. Verhältnisa 
der Beschlüsse d. deut Bundes zu Sachen der streitigen Gerichtsbarkeit u. 
gerichtl. Entscheidungen. Frank f. n.M., Varrentrapp's Verlag. 56 S. 8. 
(Geh. JThlr.) 

153. Zeitschrift f. Civilrecht u. Prosess. Herausgeg. von Dr. J. T. B. v. Linde, 
Dr. Th. G. L. Marezoll, Dr. A. W. v. Schröter. Neue Folge. l.Bd. in 
3 Heften, (ls Heft 149 S.) Giessen, Ferber. gr. 8. (2 Thlr. «3 Fl. 36 Kr. rh.) 

154. Zeitschrift für österreichische Rechtsgelehrsamkeit u. politische Gesets- 
kunde. Herausgeg. von Dr. Jos. Kudler u. Dr. Mor. v. Stubenrauch. 
Jahrg. 1845. in 12 Heften. (1. Heft 1\ Bog.) Wien, SoUnger. gr. 8. (Geb. 
7 Thlr.) - 

155. Zeitschrift für Rechtspflege U.Verwaltung, zunächst für das Konigr. Sachsen. 
Herausg. von Dr. Th. Tauchnitz u. Reg.-Ref. C.J. Sperber. Neue Folge. 
4. Bd. 5. Heft. Leipzig, B. Tauchnitz jun. S.385 — 480. gr.8. (Geh. 
JThlr. =- 54 Kr. rhein.) 

166. Zeitschrift für deutsches Strafverfahren. Herausgeg. von Dr. Ludw. 
v. Jagemann, Fr. Nöllner u. J. D. H.Temme. Neue Folge. 2. Bd. 
1. Heft. Darmstadt, Leske. 160 S. gr.8. (Geh. f Thlr.) 
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I. Beeensionen. 

1. De juris Romani nexo et mancipio. Scripsit Carolu* 
Seil» J. U. D. f in univ. Frieder. JVilh. Rkenana Prof. publ. ord. 
Braunschweig, Vieweg u. S. 1840. 97 S. gr. 8. (geh. £ Thlr.) 

2. Disquisitio historico-juridica de lege Poetelia Pa~ 
pwia. Scripsit jfndr. Com. van Meutde* UtU hum. et 
J. V. D. Utrecht, Natan, 1842. VIII. T. 130 S. gr. 8. 

3. Das Nexum, die Nexi und die Lex PetiHia. Eine 
rechts-historische Abhandlung von Dr. JT. JT. Machofen» Pro- 
fessor. Basel, Neukirch, 1843. 160 S. gr. 8. (geh. f Thlr.) 

Recensirt 

von 

Herr« Jfcr, von Ctloeden, Privatdoceot zu Rostock. 

Obwohl der Gegenstand der drei anzuzeigenden Schriften in der 
juristischen Literatur kein neuer ist, so scheint doch eine Majorität 
der Ansichten Ober denselben, die man als communis doclorum opi- 
nio bezeichnen und als Maassstab der Neuheit und Eigentümlichkeit 
an die Resultate der gegenwärtigen Abhandlungen legen könnte, sieh 
nicht gebildet zu haben. Ich kann deshalb nicht umbin, meine An- 
sicht von demselben vorauszuschicken, in gedrängtester Kürze, theils 
weil sie mir nicht gehört*), theils weil dem Vernehmen nach die 
nächste Zukunft eine Bearbeitung dieses Themas von bewährtester 
Band gewiss nicht ohne die reichsten Aufschlüsse bringen wird. 

Nexum nannte das älteste Recht jedes Rechtsgeschäft, das 
gleichsam palam populo nach gewissem Ritus geschlossen worden 
war. Bin solches konnte je nach der zu Grunde liegenden Absicht 
bald Eigenthum übertragan, bald eine Obligatio begründen oder auf- 
heben. Eine durch das Rechtsgeschäft nexum begründete Obligatio 

" *) Sie findet lieh nämlich, wenn ich anders recht gesehen habe, in Plica- 
ta*! Cursas der Institutionen. 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg.IX. H.V. 25 
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886 Schriften über das Nexum. 

hiess auch nexum, io welcher Beziehung das Wort also ein Rechte- 
re rh Sita iss bezeichnete« 

Wenn der Schuldner eine so begründete Obligatio nicht recht- 
zeitig erfüllte, so mochte der Gläubiger ihn ohne Recht greifen, vor 
den Magistrat bringen und am den Zuschlag bitten. Durch die Aus- 
sage der beim nexum gegenwärtigen Zeugen war die Sache sofort 
liquid (aes confesstm cor am populo) ; Einwendungen des Schuldners 
(Beklagten kann man ihn kaum nennen): er habe bereits gezahlt, 
konnten in diesem Verfahren nicht berücksichtigt werden, wofern er 
denselben nicht durch gleiche Solennitflt gleiche Liquidität mit dem 
Ansprüche gesichert hatte (nexi tiberatio). Sonst musste er dem 
ülfiobiger als Knecht folgen, bis etwa ein Sippe oder Sodalis die 
anderweitige Tilgung nachweise (vüidex; denn er behauptet, sein 
Freund sei nicht rechtmässig adüctus, viadicirt ihn in libertotom), 
oder jetzt noch Zahlungsmittel herbeigeschafft werden. 

Das nexum war nicht das einzige Rechtsgeschäft, wodurch eine 
Obligatio hervorgebracht werden konnte. Wie man Eigenthum nicht 
btos nexu (durch Einräumen vor dem Volke), sondern auch durch 
Einräumen vor dem Magistrate transferiren konnte, also war auch 
Wer vor dem Letzteren einem erhobenen Ansprüche sich fügte aes 
confessus. Dreissig Tage wurde er befristet (so dass stets Kaieaden, 
wo eigne o4er der Wucherer Gelder mobil wurden, in die Frist fie- 
len), dann konnte auch gegen ihn mit manus iniectio verfahren werden. 

Ob jemals hiermit der Kreis der Entstebungsgrfinde von Obli- 
gationen geschlossen war, muss dahin gestellt bleiben*), jedenfalls 
gab es noch andere zur Zeit der XII Tafeln. Wie viele, wissen 
wir nicht, vielleicht nicht einmal alle später sogen. Consensualcon- 
Iracte **), gewiss Delicto« In solchen Fällen war die manus iniectio 
mit ihrem kurzen Proeesse ganz unpassend; es fehlte die Liquidität 
des Nexum, ferner: die Partheien konnten über die Thatsachen einig, 
über ihre rechtliche Bedeutung uneins, endlich: der Werth der Ent* 
Schädigungen konnte controvers sein. Da reichte die Thätigkeit des 
Magistrates nicht aus, der Kläger mogte einen Judex oder Arbiter 
postulhren; dem Antrage sich zu fügen, war nur eine billige Anfor- 
derung. Fand der Deeemvir oder der Schiedsmann den Ansprach 
begründet, so verurtbeilte er den Widersacher (confitirte so zu sagen 
im seine §eele). Dreissig Tage liefen dem iudicatus zur Zahlung 
der Zw, dann stand auch ihm manus iniectio bevor. 

*) Savigny, System V. S. 116. 
**) Hollweg in Haue 9 ! Culpa S. 569. 



Digitized by 



Google 



Rec. von Hrn. Dr. v. Qloeden, Privatdoc. zu Rostock. 387 

So könnte man zur Zeit der XII Tafeln die Betrachtung anstel- 
len, das Rechtsverhflltniss nexum zeichne sich dadurch vor allen 
Obligationen aus, sie beruhen auf Vertrag oder Delict, dass nur bei 
ihm der Gläubiger den Schuldner nach kürzestem Verfahren in 
Knechtschaft föhren könne, bei den flbrigen erst nach vorgängigem 
Geständnisse in iure oder Urlheile des Judex und Ablauf der SO Re- 
spittage*). n 

Diese ausgezeichnete Natur des Nexum wurde durch spätere 
Gesetze auf einzelne begünstigte Obligationen erstreckt. Gafus 
nennt uns die Lex Publilia, welche dem Bärgen gegen den 6 Mo- 
nate nach der Zahlung säumigen Hauptschuldner die manus iniectio 
gegeben habe; natürlich ohne Urlheil, sonst wäre es keine Auszeich- 
nung gewesen. Durch die Zeugen, welche bei dem Nexum, wodurch 
die Bärgschaft entstanden, und bei der nexi liberatio, wodurch die 
Schuld getilgt war, gegenwärtig gewesen, war Alles zur Execution 
reif. Ebenso in dem zweiten Falle, den Gaius nennt« Die Lex Furia 
hatte die Haftung mehrer Personen ipso iure auf einen Kopftheü 
reducirt. Wenn nun der Gläubiger ein Mehres annahm, so sollte 
dies Indebitom von ihm mit einer legis actio per manus iniectio- 
nem zurückgefordert werden können. Die Grösse der Hauptschuld 
und die Höhe der gezahlten Summe waren durch die Nexuszeugen 
liquid, die Zahl der Sponsoren aus der Prädictio ersichtlich. Die 
Gleichstellung dieser Fälle (es soll noch mehre gegeben haben) hatte 
auf die Nexi Obligatio die natürliche Rückwirkung, dass man dieselbe 
nunmehr eben wie diese Fälle als eine privilegirte Obligation ansah. 
Dass die Nexi Liberatio als alleinige vollwichtige Aufhebungsart al- 
len FäUen gemein wurde, die zum Processe mit Manns Injectio be- 
rechtigten, lag in der Natur der Sache. Dieser Rechtszustand erlitt 
eine Äenderung durch ein Gesetz, welches Livius bei dem Konsu- 
late des G. Poetelius und des L. Päpirius erwähnt: nur gegen 
den iudicatus und den pro quo depensum erat solle «die manus in- 
iectio gestattet sein (Gau IV. 25.). In dem Falle eines Nexum und 
dem der Lex Fnria sollte zwar der Name manus iniectio bleiben, 
aber das Bigenthttmliche dieser Processform ward aufgehoben: der 
Schuldner sollte manum sibi depellere 9 also nicht mehr ohne richter- 
liche Untersuchung^ zur Addiction gezogen werden können. Die Be- 
handlung des für manifestus und des in iure confessus wurde nicht 



*) Nar^beim/Wr manifest* t würde kern Richter gegeben, was» authf Die 
That war offenbar, eine Schätzung aber sollte gerade vermieden werden und 
lediglich im Ermessen des Bestohlnen stehen. 

25* 
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geändert. Daneben entbielt das Gesetz eine die Lage des Adiictus 
nicht des für manifestus) mildernde Bestimmung. 

. Ia welcher Weise der Process mit dem die Hand zurückwei- 
senden Schuldner (in den Fällen des Nexam und jenes Indebitam 
der Lex Furia) geführt worden , darüber fehlen uns die Nachrichten : 
sie mogle dem Object (certa pecunia) nicht angemessen sein , oder 
Nichts vor derjenigen voraus haben» in welcher man von den des 
Nexum unfähigen Peregrinen die nuncupata pecunia repetirte. Eine 
Lex Silia ordnete dies Verfahren per condictionem auch für Römi- 
sche Bürger, und seitdem kam die next obligatio, die. vor der blos- 
sen Nuncupatio keine Vortheile mehr voraus hatte, allmälig ausser 
Gebrauch (necti aeque posten desitum). 

Die hier dargestellte Ansicht von der Natur und den Schick- 
salen des obligatorischen Nexum findet sich in keiner der anzuzei- 
genden Schriften, sondern an deren Statt Auffassungen, welche ich 
für von Grund aus unrichtig halten muss. Um bei Begründung dieses 
ungünstigen Unheils den Verff. in keiner Weise zu nahe zu treten, 
werde ich zunächst ihre Darstellung mit möglichster Vollständigkeit 
und ohne eingemischte Reflexionen wiederzugeben versuchen. 



Die Schrift von Seil ist in 5 Capitel getheih. In dem ersten 
wird nach einer Einlei tupg ausgeführt, dass die Römer in der älte- 
sten Zeit sich statt des Geldes des ungemünzten Erzes bedient hät- 
ten. Um dieses zu einem allgemeinen Tauschmittel tauglich zu ma- 
chen habe es zweier Vorkehrungen bedurft: eines Normalgewichts 
und der Wage. Unter diesen Verbältnissen sei nun keine sotutio 
ohne Wage denkbar gewesen, und umgekehrt habe ausser der so- 
lulio aeris kein Rechtsgeschäft, nicht einmal der Kauf, durch Erz 
und Wage geschlossen werden können. 

Im zweiten Cap. geht der Verf. zu einer späteren Zeit über. 
S er vi us habe Kupfergeld prägen lassen, auf welchem nicht blos 
das Zeichen des Viehs, sondern auch das Gewicht des einzelnen 
Stückes nee non ex pondere pendens pretium angegeben worden sei. 
Das wörtlich Referirte verstehe ich nicht: der Begriff pretium ent- 
steht m. E. nur durch die Vergleichung mit einem anderweitigen all- 
gemeinen Werthmesser. 

Dieser neue Zustand der Dinge habe zur Anwewendung der per 
trutinam solutio keine Gelegenheit mehr gegeben, nichtsdestoweni- 
ger habe sich dieselbe „wegen der Anhänglichkeit der Römer an die 
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Einrichtungen ihrer Vorfahren " bei der Eingehung von Staatsge- 
schäften erhalten. Aoch jetzt noch sei aes et libra, wie in der 
früheren Zeit, nur bei denjenigen Rechtsgeschäften anwendlich ge- 
wesen, aus welchen eine Parthei der andern eine Bestimmte Geld- 
summe leisten mosste. Der unterschied aber von der frühem Zeit 
habe darin bestanden, dass früher jede certae pecuniae solutto durch 
Erz und Wage geschehen konnte nnd wirklich geschah, jetzt aber 
nur diejenige, welcher eine Gegenleistung der anderen 
Parthei entsprach. Den Beweis dieses folgenreichen Satzes fährt 
der Vf. folgend ermaassen : Früher wurde in die eine Wagschale das 
Normalge wicht, in die andere das zu wiegende Erz gelegt. Nach 
Einführung der Münze war das Normalgewicht etwas Ueberflüssiges, 
Unpassendes geworden (aes pensum antea nortnae causa in una li- 
brae lance posilum posthac in ea ponere haud attinebat), wenn 
also die Römer beabsichtigten, die alte Form der solutto per aes 
et libram beizubehalten , so blieb. — weil die Wage zwei' Schalen 
hat (p. 1$.). — ihnen nichts Anderes übrig »nisi ut eam. transfer- 
rent in iuris negotium* ex quo unius pärtis erat, quasi in una librae 
lance ponentis rem dare alter i^ alterius vero, quasi secundam lir 
brae lancem onermtis, eertam pecuniam pretii töco solvere." 

Im Römischen Rechte, fthrt der Vf. fort, finde sich nnr Ein 
Rechtsgeschäft dieser Art, der Kauf, es sei also nicht erstaunlich, 
das« die . Form der alten solutio per aes et libram auf den Kanf 
übertragen worden sei. Hätte man mit dieser 'Ueber tragung bei dem 
wirklichen Kaufe stehen bleiben wollen, so hätten noch viele andere 
Geschäftsformen aufgestellt werden' müssen. Di« Römer aber seien, 
der höchsten Reebtseintiichheit zugethan gewesen und hätten also lie- 
ber diese Form des Kaufs in imaginärer Weise in sehr vielen ande- 
ren Fällen (der Vf. findet deren 14 in den Quellen, und ist geneigt 
noch das Commodat hinzu zu zählen) angewendet. Zwar seien Man- 
che, z. B» Savfgny und' Scheurl der Meinung, die alte solutio per 
aes et libram sei nicht Mos auf den Kauf, sondern auch auf das Dar* 
lehn und auf die Tilgung mancher Obligationen tibertragen, und stell- 
ten demnach drei Kategorien von Rechtsgeschäften per aes et libram 
auf; aber diese drei Kategorien seien gar keine Gegensätze (der 
Vf. fasst nämlich auch das Darlehen und die- Tilgung per aes et li- 
bram als imaginariae venditiotcs auf). 

Darüber, dass alle diese Fälle unter den beiden Bezeichnungen 
nexum und mancipium begriffen würden, sei kein Streit, wohl aber 
über das Verhähniss dieser beiden Begriffe zu einander. Letzteres 
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festzustellen nimmt sieh nda das dritte Cap. zar Aufgabe. Zu- 
nichst wird die Stelle des Varro foigendermaassen hergestellt und 
verstanden : 

Nexum Maniliu* teribit Als Nexum bezeichnet Manilius 
«mite $«*•</ mt e*# et librom 6 * n jedes Rechtsgeschäft, das durc\\ 

,m*r, *> ;«• sint mmdpio. W ?* e und . Erz vo ! ,zo « en ™*> in 

• r T ^. welchem also mancipationsweise be- 

If«/f «* quae per aes et k- werkstcHigte Eigenthomsttbertragnn- 

bram fiant ut obtigentur, gen enthalten sind. Mut ius dngegen 

praeter quam manmpio detur. charakterisirt das Nexum als ein durch 

Hoc verius e$se 9 ipmtrm per- Erz und Wage vollzogenes Reehtsge- 

bum osteudit, de quo quaerit, "}**> K das d « D ^eek tat zu obli- 
\ * giren, abgesehen davon (ausser) dass 

nam idem quod eöügatur per Meh noch maDC ip a tionsweise Eigen- 
Hbram, nee, quod suum Jit, fo nm übertragen wird. — Dass diese 
wie nexum dictum. letztere Begriffsbestimmung die rich- 

tigere sei, zeigt selbst das Wort, von 
dem die Rede, denn eben dieses ist 
daher nexum genannt, weildarcb die 
Wage eine obligatio begründet nird, 
und nicht, weil ein $uum % d. h. Et* 
genthum entsteht 
Das Eigentümliche dieser Receasion ist also einmal das Festhalte« 
an dam handschriftlichen pmeterqmam maneipio detur, derch wel- 
chen JMaailins «ad Q» Mntins in Coneordauz gebracht werden sei* 
len, und zweitens die Veränderung des handschriftlichen neque suum 
in nee quod s. /, 

Der Vf. schliefst nnnmehr an« der so emendirten Stelle, das« 
jedes Nexum ein Mancipium, jedes Mancipinm ein Nexum enthalten 
habet Dennoch seien Nexum und Mancipinm nteht durchaus das- 
selbe* Wie nXmlich die Feierlichkeit per aes et librom zwei Ab- 
schnitte habe» die mancipatio und die nuneupatio, so auch zwei 
verschiedene Wirkungen; die mancipatio übertrage Eigentbam, die 
nuneupatio erzeuge eine Obligation» Wollte ein Römer anzeigen, 
dass durch Erz und Wage eine Obligatio entstanden sei, so war das 
Wort nexum an seinem Orte, wollte er hervorheben, dass Eigen-* 
tham abertragen sei, se bediente er eioh passender des Werts «0»- 
cipiunu Kam es daranf an , beide Wirkungen als verhandln darzu- 
stellen, so copulirte man nexum m&utpiumqve. 

Die Behauptung, dass jedes Maaeipium ein Nexem, jedes Ne* 
xnm ein Jttaacieinm enthalten habe« wird zu ihrer ersten Stifte daran 
bewiesen, dass, mit wenigen Ausnahmen, der Maneipio Dans 
dem Aecipiena wegen Kvictien gehaftet bähe. Die zweite H*tfU) 
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der Behauptung ist dem vierten Cap. (de nsmi dmtieme et etbtigm* 
trone) ngewieten. Zu dem finde wM der Begriff von neatnm mes 
untersucht. Einige glauben aar ein wahres Darlehen, Andere aaeh 
in Darlehnsfcrm gekleidete anderweitige Geschäfte gebären hierbei 
Der VL schliefst zunächst von der gegenwärtigen Untersuchung die* 
jenigea dnrck Kupfer aad Wage entstandenen* Veratadiknkeitea aus, 
wdcbe sidi nicht einmal scheinbar aia ein- muhmin darstellen,, „x* B* 
die Verbindlichkeit aar Zahlaag des Kaufpreises für eine maneinerte 
Sache/ 4 dann macht er darauf aufmerksam, das* die Entscheidung 
zwischen jenen Disseatirenden von der Vorfrage abhänge : quemedo 
pecunia per aes et Hbram rnnSuo danda in dominum mectpienti* 
transierit? Nämlich das Geld, aia eine res nee maneipi, könne nieht 
Gegenstand der traditio nexu sein, welche heim ntutuum aere et tf+ 
bra constitutum verkommen misse; wir haben also« die Darlehns* 
summe nieht als Gegeastand der Mancipatio* , sondern als Kaufpreis 
für einen anderweitigen Gegenstand der Mancipatio» zu« betraejUe». 
Dieser anderweitigen Gegenstände findet der Vf. zwei (man könnte 
sie zusammen als gräsatmögücbste Sicherheit des Gläubigers, satis* 
datie, beschreiben) i corpus debitoris und bona eins. Von jedem 
wird nunmehr besonders gehandelt. Uebrigens sei die Auffasseag 
4er Darlehnasumme als eines Kaufpreises der Grund , daaa 4uich Ne* 
zum nur ein Gelddarlehen, nicht ein Darlehen anderer s. g. Fuugi*- 
bilien eontrahirt werden konnte. 

Ueber die Natur des neamm aes, woAr debüoris corpus ob» 
noxium fiebat spricht der Vf. sieh dahin aus: Man kannte hm ersten 
Augenblicke meinen , es «et der Schuldner selbst, deßsieh Ar den 
Preis der Darlehnssumme verkaufe und eise Skiave werde, wenn 
nicht der Rechtegrandsatz entgegenstünde, dass ein Freier nieht durch 
Vertrag zum Sklaven werden könne. Desshalb sei nichts Anderen 
ttbrtg geblieben , als Me Dienste des. SthaUners zu verkaufen. Alle 
Dienste zu verkaufen sei sber nicht nur der Absieht der Partheien 
zuwider gewesen, sondern auch dem H ämische n Reehmgrundeatzev 
daaa die durch Mancipation zu übertragenden Sachen einzeln» namhaft 
gemacht werden nrassten» Deshalb wurden nur die kauft ige« Dienste 
und zwar vom Verfalltage bis zur Tilgung der Sebeld zum Gegen- 
stände des Verkaafs genommen — nieht ab eb dadurch der Manci- 
pation ein Dies oder eine Geuditi* htaamgefBgt würde, sendem nur 
um dem Gegenstande derselben Maass und Ziel zu geben. 

Die rechtlichen Wirkungen dieses Geschäfts schildert der Vf. 
feigendermaassen: Einstweilen bin iam Verfalltage blieb der SohuIeV 
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ner, von dem man safte nexum cum Misse, völlig frei. Verstrich 
aber dieser Tag, dann trndirte der Magistrat den Nexus — oder wen« 
der Gläubiger einwilligte statt seiner einen Anderen, wofür die Stelle 
des Livius VIII, £5« quüm se C. Publiäus ob aes alienum peternum 
nexum dedisset als Beispiel angefahrt werden, aber wenn ich nicht 
sehr irre, ohne Grund, denn das aes alienum paternum bedeutet 
doch wohl ein« Schuld, die von seinem Vater auf ihn, den C. f ge- 
kommen ist — dem Gläubiger, auf dass er ihn bis zor Tilgung ge- 
fesselt oder — eingesperrt halte. Die Dienste dos Nexus gebührten 
dem Gilubiger; sie waren gesetzlieh zu Gelde angeschlagen und 
wurden erst auf die Zinsen, dann auf das Capital abgerechnet. Was 
der Nexus auf andere Weise, durch Legat, als Erbe, erwarb, daran 
hatte der Gläubiger kein Anrecht« War nun durch die Dienste oder 
sonst die Schuld getilgt, dann musste der Gläubiger die noch nicht 
geleisteten Dienste zurttekmancipiren und dadurch auch die Nexi 
Obligatio völlig auflösen. 

Auch über die Veranlassung zur Eingehung dieses Rechtsge- 
schäfts gibt der Vf. eine Auskunft, wobei er zugleich das t Verhältnis* 
desselben zur Persoaalexeoution berührt: wer ein gemeines Darlehen 
aufnahm, hatte seiner Zeit Capital and Zinsen zu zahlen. Nun konnte 
es aber ganz leicht (in jenen namentlich flu* die Plebeier gejdkbnv- 
meu Zeiten) kommen, dass der Schuldner in Verlegenheit gerietb. 
Klagte dann der Gläubiger, so stand dem Debitor Urtbeil und Ad- 
dietio bevor, wenn es ihm nicht gelang, vom Gläubiger das Verspre- 
chen: $e soluäoue neque ad cerium diem haud efftetä, operas suae, 
dum soberet, In sermtvtem dmturum esse, Aufschub zu erlangen. 
Es konnte also ein Nexum dieser Art nicht blos in dem Augenblicke, 
wo das Darlehen gegeben wurde, sondern — und das war bei wei- 
tem der häufigere Fall — auch später mit Rücksicht auf das frühere 
Darlehen, welehes dabei als Kaufpreis figurirte, geschlossen werden. 

Neben diesem nemim aes, quo debitoris corpus fiehat ob- 
nexium, und nachdem im Jahre 429. zum Heile der Plebs jenes 
verboten worden war, kam eine andere Art von Darleben durch 
Nexum vor, wobei nämlich die Darlehenssumme als Kaufpreis für 
eine dem Schuldner gehörige Sache fnngirte, welche unter der dop- 
pelten Verabredung verweigert wurde, dass dieselbe 1) bei recht- 
zeitiger Rückzahlung des Darlehns zuräckmancipirt werden (fidueia), 
2) bei nicht rechtzeitiger Zahlung aber dem Gläubiger verfallen sein 
solle (lex commissoria). Die rechtlichen Wirkungen dieses Ge- 
schäfts, welches bis zu Justinians JLun. C. de usuc. iransf., wenn 
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gleich in der letzten Zeit nnr feiten, vorgekommen sein soll, wer« 
den dahin angegeben, das« der Credftor völlig freier Eigen tbfimer 
der fiducia wurde, also dieselbe 'gältig auf jede Weise verlassern 
durfte, selbst vor dem Verfalltage der Schuld, dass er aber obligirt 
war, wenn der Schuldner rechtzeitig zahhe, diesem die Sache durch 
Nexum zurückzugeben, eine Obligatio zu deren Schutze dem Schuld- 
ner die, nicht ohne Vorbereitung aetiv auf die Erben übergebende 
ßdueiae actio, welche bonaeßdei war, zustand. Die Früchte pflegte 
der Gläubiger nicht selbst zu ziehen; die etwa gewonnenen minder- 
ten ipso iure den Stamm, ausser wenn das Darlehen ein unverzins- 
liches war, in welchem Falle der Gläubiger aus dem Werthe der 
Früchte die höchsten gesetzlich erlaubten Zinsen zurückbebaken 
durfte (ad modum legiiimum usuras retinere). Umgekehrt hatte die- 
ser wegen Meliorationen ein (contrarium) ßdueiae ijudicium. Diese 
ganze hier referirte Darstellung der Fiducia wird durch eine längere 
Betrachtung über die dem Zwecke nach verwandten Institute des 
Pignus und der Hypothek eingeleitet. 

Im fünften Gap., welches von der Nexi Liberatio — die im 
weitesten Sinne als jede Tilgung einer Nexi Obligatio definirt wird — 
handelt, werden vier Arten der Nexi Obligatio angenommen, nach 
denen sich die Nexi Liberatio vierfach verschieden gestaltet habe. 
Der Ifckalt einer Nexi Obligatio habe nämlich 1) dahin geben kön- 
nen „res alieui maneipio dare vel in iure cedere vel tradere** oder 
2) ,*re# mancipii datas remaneipare" oder 3) „dominii haud trans- 
lati vel dictorum promisserumque causa ex nexi datione duplum 
praestare" oder endlich 4) »rei mancipio datae pretium creditum 
sofvere". 

jAIs Beispiel des ersten Falls wird das Damnationslegat in ei- 
nem Testamente per aes et libram genannt, welches eine Sache (im 
Gegensatze zu dem von Pauli. R. S. HI, 6. §• 10. Erwähnten) zum 
Gegenstande haUe. Dieses habe eine Nexi Obligatio begründet, zu 
deren Lösung der Erbe die legirte Sache habe tradiren oder (wenn 
sie mantipi war) in Jure cediren oder mancipiren müssen, Letzteres 
durch Verkauf per aes et libram dicis causa, numo uno und mit Er- 
zeugung einer neuen Nexi Obligatio (des dritten Falls). Wolke der 
Legatar den Erben donationis causa oder ne sacris attigaretur frei 
lassen, so habe dies nur durch Novation mit Acceptilation oder so 
geschehen können, dass die legirte Sache sofort nach der Tradition, 
In Iure Cessien oder Dicis Gratia Mancipa^tion vom Legatar dem Er- 
ben zurück tradirt u. s. w. wurde. Dadurch nämlich sei der Legatar 
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tob deo Sacra wiederum befreit worden (de. de legib. IL 21. »Anr- 
itt* sacris libtrantur", welche Worte aber dock, des ganzen Zu- 
sammenhange nach, wohl aar von dem Rechte, wie et die Juristen 
geändert haben, nicht reo dem Rechtsverhältnisse das einseleu Le- 
gatars verstanden worden dürfen). 

Als zweites Beispiel dioses ersten Falles wird das legatum par* 
tithnis genannt, bei welchem der Erbe die legirte Quote dicis gra* 
Ha per aes et Nbram habe verkaufen nassen, aad ein firiass von 
Seiten des Legatars aar durch Remaneipatioa habe efiecteirt wer* 
den können. 

Hierher gehöre aaoh noch, wenn gleich nicht als Beispiel einer 
Nexi Liberatio, eine Solutio per Aes et Libram, welche mit 
dem eben besprochenen erstoa Falle viele Aehuficukeit habe, näm- 
lich die per ae$ et libram solutio einer durch ein auf Geld lautendes 
Urthei! begründeten Schuld. Der Gläubiger, dem ein Schuldner am 
Geld addicirt worden war, habe von jedem, die Schuld Besableodea 
gezwungen werden können, ihm für das Geld den in serviii condi- 
Hone versirendea Addiotas per aes et libram za verkaufen, „quo 
facto debitor hat modo a eredüore libra et aere tieermtus * irindiee 
emittebatur". Als nach der Aufhebung der Legis Actiooen der Ja* 
dicatu8 selbst dem Glaubiger entgegentreten durfte, habe sich an 
dieser solutio per aes et libram (die nun auf jedes, weil aal Geld 
gehendes, UrtheH aawendtich geworden) aar Das geledert, dass et 
zur Vornahme derselben nunmehr keines oindex bedurft, vielmehr 
der Addictas sich selber gleichsam aas der conditio servituüs bebe 
loskaufen kennen, gerade wje ans feindlicher Gefangenschaft. Uebri- 
gens habe, eben wie beim Legatum per Damnationem, so auch bei 
der Urtheilsscbttid eine imaginarta per aes et libram solutio. vor- 
kommen können. 

Der zweite, aaf eine Nexi Obligatio: das Maaetpio Empfangene 
za remaneipiren, sich beziehende Fall der Nexi Liberatio finde sich 
a) bei dem Greditor, eui debitotis corpus erat obnoxium b) bei dem 
Creditor, eui debitoris bona erant obnoxia e) bei dam Depositar, 
dem zu mebrer Sicherheit Sachen ßduciae causa maneipirt waree. 
War hier das GapHal durch die Dienste (ad a) oder die Fruchte der 
fiducia (ad b) bereits censamirt, so habe es (ad a) nur einer „nuda 
emissio a creditore facta" bedurft, oder (ad b und e) einer Ressaa- 
cipaüoa der Sache numo uno. Wurde aber das Capital baar auege- 
zahlt, so habe (ad a) der Creditor erst die noch nicht geleisteten 
Dienste gegen diese Zahlung remancipiren, dann n debitorem nevum 
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per aes et iibram liberatum emütere" müssen, und (ad b) habe es 
des numus unus nicht bedurft, da die zurückgezahlte Dariehnssumme 
als Kaufpreis fongirt habe* 

Bei dem dritten Falle der Nexi Obligatio (iaf dominii kaud 
translati vel diclorum promissorumque causa ex nexi datione du- 
p/um praeslare) habe eine Solutio per aes et Iibram schon deswegen 
nicht, also nur eine einfache Auszahlung des Geldes praevia aesti- 
matione vorkommen können, weil es an einem certum gefehlt habe. 

Endlich bei dem vierten Falle der Nexi Obligatio, nämlich auf 
Zahlung des Preises für eine mancipirte Sache, sei wirklich aes et 
libra zur Tilgung angewendet worden. Dies scheint nna zwar in die 
Theorie des Vfs., nach welcher in jede Wagschale Etwas gelegt wer* 
den mussle, nicht zu passen. Er versichert aber, es sei weder auf- 
fallend noch aastössig; denn da das zu zahlende Geld in Wahrheit 
der Preis einer schon früher mancipirten Sache sei, so diene die 
jetzige Zuwägung desselben nur zur Ergänzung der unvollständig ge- 
bliebenen ersten Mancipation (man könnte, auf die Vorstellung des 
.Vfs. eingehend, sagen: der durch die auf Credit .mancipirte Sache 
schräg gestellte Wagbalken werde jetzt in horizontale Lage gebracht). 

Indem wir uns nach dieser Darlegung des Inhalts der Schrift zur 
Prüfung desselben wenden, begegnen wir gleich im ersten Cap. der 
Annahme einer Zeit, in welcher die Römer noch nicht verstanden 
hätten, Münzen zu prägen, welche als eine unbestrittene hingestellt 
.wird, während doch Savigny*) das Gegentheil behauptet, indem er 
auf das, nothwendig bezeichnete, und also unter den Begriff einer 
Münze fallende Normalgewicht hinweist. Wenn wir aber aus der 
Behauptung des Vfs. das unzweifelhaft Richtige hervorheben, dass in 
einer frühen Zeit die Wage ein notwendiges Instrument zur Regu- 
lirun g von Zahlungen war, so können wir doeh nicht zugeben, dass 
damals die Wage nur diese Bedeutung hatte und nicht schon die, 
welche wir in einer spätem Zeit an ihr wahrnehmen, nämlich die, 
einem formellen Rechtsgeschäfte zu dienen, durch welches die vei> 
schiedensten Rechtsverhältnisse begründet werden konnten. Mit an- 
deren Worten, das Nexum als ein allgemeines Rechtsgeschäft muss 
bereits in die früheste Zeit des Römischen Rechts gesetzt werden 
(wobei ich nur voraussetze, dass wir mit unseren Betrachtungen uns 
überall auf eine historische Zeil, auf die Zeit, wo* das Privatrecht 
bereits seinen Anfang genommen hatte, beschränken). Denn wäre 
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es anders gewesen, bitte z. B. ein Eigeuthumsfibergang, oder eine 
Verpflichtung nicht durch Kopfer and Wage bewerkstelligt werden 
können, so wird man doch wohl diese Rechtsverhältnisse anf andere 
Weise g&kig haben in Stande bringen können, und es bliebe völlig 
unerklärlich, weshalb man in einer spätem Zeit diese Weisen nicht 
beibehielt, sondern, wie der Verf. sagt „wegen der Anhänglichkeit 
der Römer an die Einrichtungen ihrer Vorfahren" etwas, was man 
bisher aaf einfachere Weise herbeiführen konnte durch die Anwen- 
dung eines Acts bewirkte, der bis dahin eine ganz andere Bedeu- 
tung gehabt hatte. Und was soll man sich eigentlich unter der so- 
lutio aerü denken, welche vor Servius nie ohne Wage bewirkt, 
und ausser welcher kein Rechtsgeschäft dnrch die Wage geschlossen 
werden konnte? Nimmt man das Wort solutie in dem gebräuch- 
lichen Sinne ffär Tilgung einer Obligation, so muss man fragen : wurde 
denn bei der Hingabe eines Darlehns von Kupfer die Wage nicht 
gebraucht? Hat aber der Verf. nur das Wort mtmeratio, welches 
anf zählbares Geld hinweise, vermeiden und die Uebertragusg des 
Eigen thoms an Kupfer bezeichnen wollen, so scheint in dem Satze: 
nulla soluk'o cegitari po terato nüi ptr trutinam effectn die Mög- 
lichkeit der Hingabe eines vertauschten (ungewogenen) Helms oder 
einer Handvoll Kupfer (etwa an einen Clienten) nieht berücksichtigt. 

Der Hauptgrund gegen die Ansicht des Verfs von der Entste- 
hung des Nezum ist aber., „dass dieselbe denjenigen BestandtheH 
desselben, der in der Zuziehung der Zeugen liegt, völlig ignorirt. 
Es Hesse sich auf diese Weise allenfalls die Entstehung des Nexum 
denken, wenn die Form desselben lediglich in der Adhibition von 
Kupfer und Wage bestünde 5 eine solche Form könnte eine wesent- 
lich verschiedene Stellung gegen die verschiedenen Mönzsysteme 
(geben wir diese einmal zu) eingenommen haben: die fünf Zeugen 
entfernen aber nothwendig jeden Gedanken an einen wesentlichen 
Zusammenhang der Ausbildung dieser Form mit der grösseren oder 
geringeren factischen Unentbehrlichkeit der Wage. 

Ein viel einflußsreicherer Irrthum liegt in der ferneren Behaup- 
tung des Verfs«, Erz» und Wage seien seit. Servius nur bei sogen, 
zweiseitigen Rechtsgeschäften adhibirt worden. Ich will Nichts sa- 
gen von dem einzigen Versuche des Verfs. diese Behauptung zu be- 
gründen, dnrch eine Betrachtung, welche ohne Zweifel als eine geist- 
reiche freudig zu begrüssen war, wenn es sich um die Auffassung 
unbestrittener Thatsachen handelte, ja welcher auch als Unterstat- 
zung anderweitiger Beweise ihren Werth abzusprechen ich keines- 
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wegs geneigt bin, welche aber in ihrer vorliegenden Itolirung schwer- 
lieh Anerkennung finden wird. Ja diese Betraehtung ist auch nnr 
scheinbar richtig. Bisher hahe man in die eine Schale das zu wä- 
gende Erz, in die zweite das Normalgewicht gelegt; nach der Si- 
gnirung des Knpfers sei das Normalgewieht überflüssig geworden, 
es habe also als Gegengewicht in diese zweite Schale eine Gegen- 
leistung gelegt werden müssen. Dies würde sich hören lassen, wenn 
wir behaupten dürften, dass bei der nunmehrigen Anwendung der 
Wage in die erste Schale Erz gelegt worden sei: ich meine aber, 
es sei blos mit einem Randuseulum an die Wage geschlagen wor- 
den, dieselbe also gar nicht ans ihrer horizontalen Stellung ge- 
bracht worden. 

Es war vorauszusehen, dass der Verf., um seine Behauptung zu 
halten, in sttmmtliehe. uns überlieferte Fälle dieser Solenaität die 
Zweiseitigkeit hineintragen werde, was mitunter nur auf eine höchst 
gezwungene Weise gelingt. , So soll ein Darlehen gar nicht anders 
per Aes et Libram haben gegeben werden können, als indem sofort 
w ipso contractu eine Gegenleistung erfolgt sei (nlmlich entweder 
eine Sache des Darlehennehmers : fiducia^ oder letzterer selbst in 
Effigie seiner Dienste). Hatte der Verf. sich entschliessen wollen, 
•eine Indnction in einer etwas elastischeren Weise zu verstehen, so 
würde er hier ein recht hübsches Bild haben aufstellen können. Er 
nimmt nämlich im fünften Gap. ft>.97.) keinen Anstand, die vorkom- 
mende Anwendung von aes et libra zur Tilgung des Kaufpreises für 
eine früherhin maneipirte Sache mit seiner Behauptung der unzer- 
trennlichen Verbindung von nexum und mancipium dadurch zu ver- 
einigen, dass er den gegenwärtigen Act mit jenem längst vergange- 
nen zusammenconstruirt. Ebenso hätte er hier die gegenwärtige 
Auszahlung des Darlehens mit der dermaleinstigen Rückzahlung des-* 
selben znsammenconstruiren, und also als in die zweite Wagschale 
zu legen die Obligatio nennen können, die im Momente dar Auszah- 
lung des Darlehens in das Vermögen des Gebers fallt und die Lücke 
ausfüllt, welche das aufgegebene Eigentbum an den Geldstücken in 
demselben gemacht bat 

Diese Ansicht von der notwendigen Zweiseitigkeit jedes durch 
aes et libra bewirkten Rechtsgeschäfts hängt aufs Innigste zusam- 
men mit der Behauptung, dass jedes Nexum ein Mancipium, jedes 
Mancipium ein Nexum enthalten habe, m. a. W. dass bei jeder An- 
wendung von Aes und Libra nicht nun- ein Eigenthumsttbergang, son- 
dern auch die Begründung oder Lösung einer Obligation Statt gc- 
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fanden habe. Demi wams man das vom Erwerber dem Vertut serer 
z» gtbeftde Raudnaeaiem eise Gegenleistung nennen will, so kann 
man angeben* das* in jedem Maaciaiem das Merkmal der Gegensei- 
tigkeit sieb finde, gäbe es also kein Nexum ebne Mancipium, so 
würde der Verf. aneb mit der Bebaaptong der Zweiseitigkeit eini- 
ger Manseen Recbt haben. Aber freilieb mass diese stete Verbin« 
dang ven Nexem and Mancipium entschieden in Abrede genommen 
werden» Betrachten wir beide Seiten des fraglieben Satzes ab- 
gesondert 

Dasjeatge, was andere Schriftsteller nexi obligatio nennen, solle 
stets eine Eigentbumsttbertraguug enthalten haben. Denn, fragt der 
Verf. 9 wie geht es überall zn 9 dass das per aes et libram dargelie- 
hene Geld ins Eigenthnm des Empfängers kommt? Geld ist eine 
res nee wumeipi r kann also nicht nexu tradi. Wir müssen mithin 
die Darlehenssamme als Kaufpreis einer anderen res (maneipi) be- 
traebtea. Ein unbegreiflicher Syllogismus l Wodoreh sind wir denn 
gezwungea, oder aneb nur veranlasst anzunehmen, dass vermöge 
der Nezussolennität das Eigenthnm an dem dargeliehenen Gelde anf 
den Empfänger fibergebt? Dies geschieht, wenn überall augenblick- 
lich Geld dargeliehen wird, durch die Tradition, was durch die So- 
leanität entsteht, ist jene eigenthümliche Obligatio, deren Inhalt und 
Charakter so rlthsetbaft erscheint. 

Indem der Verf. sich nun bemüht, die Sache zu finden, für 
welche die Darlefenssumme als Kaufpreis zu betrachten sei, begeht 
er, wenn ich nicht sehr irre, einen argen Missgriff, welchen bereits 
Baehofen gebührend hervorgehoben und gründlich nachgewiesen 
hat. Nicht der Schuldner ist mancipii! worden — denn es gibt 
Pandekten- und CodexsteHen, welche sagen, dass inreh Privatver- 
trige die Freiheit nicht verloren geben kftnne, und Cicero sagt, 
sie kOoae anf keine Weise verloren werden (qui rrimium probat ni- 
hil probamt) -— sondern seine Opera et Wo lesen wir, fragt 
Bachofen, von der Arbeitskraft als einer Res Maneipi? oder wo 
Indet sieh dieser Begriff der neueren Nationalökonomie schon votf 
den Römern als res incorporalis gewürdigt? Aber angenommen ein-* 
mal, unsere Kataloge von res maneipi waren hierin lückenhaft, wie 
warde diese Sache, um sie zu maneipiren, zur Stelle geschafft? 
Machte etwa der Schuldner, gleichsam wie eine Scholle vom Acker 
genommen warde, den Zeugen ein Prübehen seiner Dienstleistungen 
vor? Eine Witterung von dergleichen Einwürfen ist auch dem Verf. 
gekommen, wenn er sagt: Omnes autem operas suas generaliter 
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per aes et libram vendere* ex iuris Rowtmni prineipiis kaud erat 
licitum, „cum singulae res nominari debei % enf*, quae muHciputiaue 
trtnsferebantur. Darum mancipirte er nicht omnes eperas suas 
praesentes futorasque 9 sondern blosfuturas vom Verfalltage bis zur 
Zahlung. Man sieht, der Verf. legt sich aufs Handeln* Aber ohne 
der Gharybdis entgangen zu sein, gerätb er noch in die Scylla. 
Bachofen (p. 66. 67*) hat die Dispache aufgemacht. 

Umgekehrt soll jede Mancipation eine Obligation constitoirt 
haben. Hier kommt dem Verf. die Dupli Obligatio für den Fall der 
Eviction zu Statten, welche er (nicht als eine zweckmässige, häufig 
und immer häufiger hinzugefügte, endlich stillschweigend subintellt- 
girte Nebenberedung, sondern) als in dem Wesen der Mancipation 
liegend betrachtet. Allein der Verf. selbst kennt (p. 29.) Fälle, in 
denen die Dupli Obligatio nicht entstand, eine einzige solche Aus- 
nahme aber subvertirt m.. E. seine Theorie. Und, was die Haupt- 
sache ist, gerade auf diesem Punkte stehen ja Eigenthumsfibertra«- 
gung und Obligirung (nicht in einem eopniativen, sondern) in einem 
adversativen Verhältnisse. Entweder der Empfänger wird Eigen- 
tümer, und dann wird die Dupli Obligatio niemals existent, oder 
er wird es nicht, und dann fehlt es eben an der Eigentbumsüber- 
tragung. 

Man ist begierig auf die Gründe, welche den Verf. zur Aufstel- 
lung einer Theorie bewogen haben, die vor einer irgend besonnenen 
Prüfung nicht bestehen kann. Es ist lediglich die Stelle des Varro, 
nämlich in der vom Verf. vorgeschlagenen Fassung, welche zu der* 
selben Anlass geben kann. Allein ich fürchte, man wird dieser 
Fassung (vgl. oben) aus zwei Gründen nicht beifallen können. Denn 
erstens scheint „idem" nicht füglich auf »ipsum verbum" bezogen 
werden zn können, da man doch nicht sagen kann verbum nexum 
nexum dictum: nicht das Wort, sondern der Begriff wird benannt* 
Und zweitens würde die in den Werten „nee quod suum fit" lie* 
gende Abweisung sich auf eine Meinung beziehen müssen, welche 
geradezu undenkbar sein würde. Denn wie könnte man Jemanden 
(den Varro widerlegen will) den absurden Gedanken unterlegen, die 
durch Erz und Wage vollzogenen Rechtsgeschäfte seien deshalb 
Nexa genannt, „weil ein &uum> d. h. Eigenthum entsteht"! 

Was im fünften Gap. über die Nexi Liberatio gesagt wird, ent- 
hält nur die Anwendung der bereits recensirten Ansichten des Verfs. 
Wer diesen nicht beistimmt, wird anch das Detail des fünften Gap. 
verwerfen müssen. Einzelnes aus demselben hervorzuheben werde 
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iek soeh bei der Prttfarg der verwandten Darstellung Bachofens 
ven der nexi liberatio Gelegenheit beben. 

Fasse» wir das Vorstehende zu eisen Gesammtartheile zusam- 
men, §o beben wir za beklagen , dass ein Gelehrter, bei welchem 
der vollständige Besitz des Materials nicht zu bezweifeln war und 
überdies durch die verschwenderischen Citate der Schrift selbst hin- 
länglich bewiesen ist, sieh der Ausbildung von Vorstellingen hinge- 
geben hat, die ebensowenig ihre Grundlage in den Quellen nehmen, 
als in ihren Resultaten zu denselben zurückfahren. Was die Aus- 
fttbrang und Darstellung anbelangt, so bin ich zwar der Meinung, 
dass jeder Schriftsteller darin nach seiner SubjectiviUU die freieste 
Hand ansprechen darf, kann aber nicht verhehlen, dass meinem Ge- 
schmacke eine geringere Dehnung, eine seltenere Häufung der Sy- 
nonyma und der Epitheta mehr zugesagt bähen würde, und dass 
Belehrungen, wie der Verf. z. B. auf p. 79. Aber die Arten der 
Legate gibt, ven denen, Ar welche das Buch bestimmt zu sein 
scheint, schwerlitfa mit Netzen gelesen werden. 



Van Heusde hat vornehmlich die Seite unseres Gegenstands 
zu seinem Augenmerke genommen, welche der äusseren Rechtsge- 
schichte angehört, und stellt hierüber folgende ganz eigentümliche 
Ansieht auf. Die Personalexecution der XII Tafeln war auf jedes 
Judicat, nicht blos auf die Darlehensprocesse berechnet« Die Lex 
Poetelia (nach dem Samnitischen Kriege , vielleicht 440.) habe diese 
ganze Executionsart abgeschafft und eine Vermogensexecution an die 
Stelle gesetzt, welche aber ihre detaillartere Ausbildung und neuere 
Gestelt nicht schon durch das Gesetz, sondern erst. durch das Edict 
des Prätors (Rutilius) erhalten habe. Das Gesetz sei jedoch semim 
in detuetudinem gegangen*) Der Verf. bekennt zwar die anfäng- 
liche Unwahrscheinlichkeit einer solchen Entwtckelung, führt aber 
mehre Gründe aus, welche diese Unwahrscheinlichkeit entfernen sol- 
len**) und beruft sich zum Beweise auf die Andeutung in dem 



*) Nach einer Andeutung auf p. 112. denkt der »Verf. diet Abkommen der 
Lex folgendermaassen : Der Prätor versagte leichtsinnigen und betruglichen 
Bankerutthrern die Wohlthat der Lex Poetelia, Hess also bei diesen nach wie voc 
die Addiction eintreten. Das mag dann allmäHg erst auf zweifelhafte Fälle, end- 
lich allgemein ausgedehnt worden sein (der Verf. hätte sich wegen des letzten, 
ihm in den Mund gelegten Satzes auf die p. 86. citirte Stelle Stneca de benefi 
VII, 16. berufen können). 

**) Er beruft sich 1) auf die frühere Geschichte der Personalexecution 
(weiche nach Dionysius von Servias aufgehoben, von Tarquinius wie- 
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Schreiben des Catilmariers G. Manlins an Hareius Rez (bei Sal- 
htst. CatiL 33.) : neque cuiquam nestrum licuit more maiorum lege 
uli neque amüso patrimonio liberum corpus habere, tanla saepiiia 
foeneratorum atqut Praeforis fuit. — Legis praesidium, qwd.ind- 
quitas Praetoris eripuit, restituatis. Diesen von den Schuldnern ab 
ungesetzlich bezeichneten Zustand habe unter SuJUt's Dictatur a. 
672. ein nenes Gesetz; auf die Rogation des Qndstor.Urbanua Po- 
pilins, beendigt und einen Mittelweg zwischen de« Rechte der XU 
und der Lex Poetelia eingeschlagen» Für die Ueberaehnldeten Ad- 
diction, für die eidlich eine günstige Bilanz Erhärtenden Missio der 
Gläubiger (mit Proscriptio und Vendilio bonorum). Dies bezeug** 
die Stelle Varro's de L. L. VH, 105. Muell., welche der Verf. fol- 
gendermaassen liest : Liber qui suas öperas in serviluiem pro pe- 
aunia quadam debebat, dum solverel nexus vocalur, ut ab aere 
obaeralus. Hoc C. Popilio rogante, Sulla divlatore, sublalum ne 
fierel, ut omnis, qui bonam copiam iurarunt, ne esseut nexi dissä- 
luti, Dass Manlius sich auf dies Gesetz vom J. 672. nicht beru- 
fen, erkläre sich daraus, dass er und seine Gesellen in' di4 erste 
Kategorie (mit ungünstiger Bilanz) gehört haben 41 ); dass. aber Varro 
demselben die Aufhebung, der Addietion zuschreibe, was nach des 
Verfs. Darstellung nur. theilweise richtig ist, sei allerdings p bedenk- 
lich, allein man möge die Stelle Varro's erklären .wie man wiH, 
immer müsse man dem Grammatiker einen ungenauen Ausdruek zur 
Last legen. 

Endlieh sei die Legislation Su Ha l a wiederum modifictrt wor- 
den durch die Lex Julia de Cessione Bonorum , welche die WoM- 
that des Poeteliseben Gesetzes Allen habe angedeihen la$s0n, dfe 
nur nicht ihre Insolvenz verschuldet hätten. 

Ohne dem Inhalte dieser Schrift irgendwo beizustimmen, sieht 
man sich doch genöthigt, dieselbe als eine interessante Erscheinung 



4er eingeführt, vou den Consuln wieder aufgehoben, nach kurzer Zelt aber dureh 
die Ungerechtigkeit der übermächtigen Wucherer von Neuem eingeführt worden 
■ei), 2) auf die spätere Geschichte der Personalex ecution in Aegypten (woselbst 
des Bocckoris Verbot so wenig geachtet warde, dass Ti. Julius Alexander 
es in seinem Edicte wieder einschärfen, auch eine Ausnahme zulassen musste, 
so dass noch im vierten und fünften Jahrhunderte Kaiserconstitutionen dahin er- 
gehen mussten, wodurch die Priratgefängoisse bei Todesstrafe untersagt wur- 
den), 3) auf die ähnlichen Schicksale der Zinsgesetze.. Dies mochte die halt- 
barste Analogie sein. 

*) Die Schwierigkeit besteht aber vielmehr darin, dass unter den Voraus- 
setzungen des VerCs. Manlius sich nicht über einen ungerechten Prätor, son- 
dern etwa nur über die gesetzliche Aufhebung der ihm günstigeren Lex Poetelia 
beklagen konnte. 
Krit. Jahrb. f. D. R.W. Jahrg. IX. H. V. 26 
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io hegrissen; der Verf. ist mit achtungswertheu Kenntnissen ausge- 
rastet »d kcieeswegs ohne combioaterisches Talent, seine Darstel- 
lung kl raad uad flietsend, er verbirgt sich ■iebt die Einwendungen, 
welche freilich seinen Resultaten fick entgegenstellen nÜMen wi 
tritt •denselben ehrlich entgegen : der Hauptfehler scheint nur dtra 
an liegen , data der Verf. zu greataa Gewicht aaf die beiden referir» 
tea Stellea Sallust's nnd Varro's gelegt bat, voa denen die ersten 
schon wegen ihres oratorisehea Charakters, die zweite wegen ihrer 
diplomati s c h en Beschaffenheit nicht Gewicht genug haben, nm aof sie 
eine se abaorate Batwiekelong des Römischen Executionsrecfats n 
bauen. 

Die Schrift van Bachofen ist nicht nnr die amfUnghckite 
(160 8»)* sondern auch ohne Zweifel die verdienstlichste der drei 
uns beschäftigenden. Ich will nach bei ihr zuerst den Inhalt ohne 
Unterbrechung mittheilen, ehe ich mich aur BeortheHung desselben 
wende. 

In der frühesten Zeit des Romischen Rechts konnte» Öffentlich 
anerkannte Privatrechtsverhaltnisse nnr durch solche IVechtsgcscuafte 
(also abgesehen von Delietsohligationen, S. 156.) hervorgebracht 
werden, bei denen eine Geldaahhing vorkam. Ein solches Geschäft 
bieas JMttftWi, mx fimum, ße'ßaior (8. 7.). Zar Vornahme eiser 
Geldzahlung bedurfte man aber bei dem damaligen MOnzsysttne 
einer Wage. 

Da n*awn das einzige Rechtsgeschäft von voller Wirksamkeit 
war, so müssen durch dasselbe alle damals bekannten Rechtsverhält- 
nisse -haben hervorgebracht (und aufgehoben) werden können. Wel- 
ches Verhältnis* in der Absieht der Partheien lag, ob Eigenthnn, 
ob Obligatio, das ward aus den die Zahlung begleitenden Worten 
(nuncupatio) erkennbar. Bier fragt es sich nun, welche Stelhag 
die dem Ausdrucke dieser Absicht dienenden solennen Formeln „w 
dem ats et iibra, d. h. zu der wirklichen Zahlungsleistung" einsa- 
men? Ging die Absicht auf Obligirung, so „ist wohl mit Sicherheit 
zu behaupten, dass die Nuncupatio mehr eine blos declarativc, als 
eine selbständige enunciative Bedeutung hatte, dass sie mithin nicht 
jede mögliche Absicht aussprechen, Überhaupt nichts der rei Verität 
Widersprechendes enthalten durfte. Bierin lagen gewisse unfiber- 
schreitbare ehjeettve Gr&azen des Partheiwtlleee. Handelte es sich 
um ein mutuum, so konnte die nuncupatio auf nicht mehr als auf die 
Hohe des wirklich dargeliehenen Geldes gestellt werden. Nameat- 
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lieh wird hierdurch jedes symbolische Darlehen erunÄgHeh, ein Un*. 
ding, welches die Rechtsgeschiehte v. Savigny's altromischem Schulde 
rechte zu verdanken hat." (S. 28. f.) 

Nachdem man angefangen, das Kupfer zu prägen, hKeb die 
Wage kein notwendiges Instrument der Zahlung; sie wurde nun 
eine Feierlichkeit, üe man um ihrer sefhst Willen als wesenttfeh zu 
einer vollendeten Zahlung anzusehen anfing, weil — man sie stets 
mit derselben verbunden gesehen hatte (S. 5.)* Man gewohnte sich 
an die Vorstellung, die zugezogene Wage sei es, aus welcher Ait 
Nuncupatio ihre Gültigkeit herleite, eine Vorstellung, die naeh der 
Einführung fos Silbergelds die Wage völlig unabhängig von der 
wirklichen Zahlung machte. Aus einem hierzu facltscft nothwendi- 
gen Instrumente war sie zu einer selbständigen Selennttftt (nunmehr 
von juristischer Nothwendigkett) geworden. Von dieser Zeit, an hatte 
die Wage, wo sie vorkam, stets eine rein symbolische Bedeutung, 
Der Gebrauch dieses Apparats Hess nicht mehr, wie früher, auf eine 
wirkliche Zahlungsleistung , vielmehr umgekehrt auf die absolute 
Gleichgültigkeit einer solchen schliessen (p. 9«J- 

Den Sprachgebrauch anlangend, so kommt das Wort nexum in 
drei verschiedenen Bedeutungen vor: 

1. Rechtsgeschäft nexum: omne quod per aes et Uhr um fit. 

2. Rechtsverhaitniss nexum (in der weiteren Bedeutung): Obliga- 
tio, begründet durch, Geldzahlung, mit symbolischer Zuziehung 
der Wage *). 

3. Rechtsverhältnis* nexum (in der engeren ßedeotqqg), auch 
mxm* (us) genannt: VerhäUniss dos nexuß (i). 

Durch eine Stelle Varro's wird der Inhalt i*$ nveum *tif> Z. 
als eine eigentümliche Satisdatie» bezeichnet: &ptrn$ eua* t# MfH 
vitutem, pro pecum'a, quam debet, dat. Hier wird also d## Be» 
stehen einer Geldschuld vorausgesetzt Für diese thut der Schujdaeff 
dem GIlohiger Knechtsdieeste, ohne jedoeh Juristisch dessen Skia* 
zu sein; er heisst dann nexu$ (t). Also nicht jeder Dsrlelwn^ 
Schuldner ist nexus, sondern nur der, weicher ifc Feige einer zu?* 
gleich mit dem Darlehen und unter dem bekräftigenden $ctofze 
desselben ausdrücklich übernommene* Verpflichtung dem Gläubiger 



*) Um diese beiden Bedeutungen Sn Harmonie tu bringen, wolltest einigt 
Juristen, das Rechtsgeschäft nur dann nexum nennen , wenn es das Rechtsver- 
hältnis« nexum hervorbringe, deSnirten als» nexum in der ersten Bedentang 
quae per etee et Ißrmm fimttf ut ebltgeniur. 

26* 

Digimed by VjOOQLC 



404 Backofen, Das Nexuiu, die Nexi u. die Lex Petillw, 

bereit» wirklich*) bis sir Abtragung der Schuld wie ein SkUv dieat 
(S. ib. 89.). 

Nähere BeslinmaDgeo 
4. der Eingehung. 

In dar Eingebung einet nexum im engeren Sinne liegt keine 
Mancipatio!, weder der Person noch ihrer Operae, sondern eine 
blosse Obligirung. — ' Eine Eingehung nach dem Empfange des 
Darlehens isi im Allgemeinen unmöglich, nur kann, wie bereits er- 
wähnt worden, nach Ablauf des ersten Zahlungstermins das nexum 
{sub%.) erneuert und nunmehr ein nexum ($ub3+) hinzugefügt wer- 
den. Auch kann, wenn A ein Darlehen erhält und Knechlsdienste 
verspricht, B sieh verpflichten für den Fall nicht geleisteter Zahlung 
selber Knecktsdieuste zu tbun (fidepromissor, consporuus S. 99,). — 
Das KMfbtsverhäUniss selbst kann angetreten werden im Augen- 
blicke des Versprechens; dies wird sicherlich der seltenere Fall ge- 
wesen sein. 
*. Des VerhAltnisaes selbst. 

Die staatsrechtliche Stellung des nexus bleibt unangetastet. So 
auch sein Vermögen. Die Rinder in seiner Gewalt treten natürlich 
als sui keredes jedenfalls in diese wie andere Verpflichtungen des 
Vaters ein. Aber auch bei Lebzeiten desselben konnten sie zur Lei- 
stung der Knechtsdienste angehalten werden, da das der Erfüllung 
jeder anderen Verbindlichkeit wahrend des Vaters Leben entgegen- 
stehende Hinderniss: 4er Mängel des eigenen Vermögens, für diese 
besondere Obligation keines war (S. 96. 97.). — Von dem Ver- 
hältnisse des addhtus unterscheidet sieb der nexus (tu) so, dass je- 
nes eine volle, von dem Prtttor selbst constituirte, wenn auch nur 
factiscbe 'Servitut ist, während bei diesem nur von der Herrschaft 
über eine bestimmte Thätigkeit, nicht von einer Macht Ober die ganze 
Person die Rede ist: das Verhältnis« des nexus (i) besteht, wie das 
des auctoratHS) nur in der Erfüllung einer obligatorischen Verpflich- 
tung. — Der Schuldner kann nicht unmittelbar heimgeführt wer- 
den; verweigert er die Erfüllung seines Dienstversprechens, so wird 
der Prätor dem Gläubiger durch Tradition des persönlich vor Gericht 
Stehenden zu seinem Rechte verhelfen (S. 71.). 

Aber die Romischen Gläubiger blieben bei dem, was ihnen das 
Recht Qber die Nexi einräumte „um so weniger stehen, als sie sich 
unter dem Ausdrucke operae in servüutem nicht sowohl den Geldes- 

*) Nexum inSre und nexum $e dare ist gleichbedeutend, wogegen von. dem 
Mos erit versprochen Habenden gesagt wird; corpui obnoxium (S. 10&}- 
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werth der Arbeiten, als vielmehr volle ScauMknechtschaft auszuhev 
dingen gesonnen waren. So finden wir in der That die- Neni bot 
selten mit Arbeil auf dem Acker oder in den. Häusern der Gläubiger 
beschäftigt, sondern meist -eingekerkert,, dazu nach gefesselt, von 
Peitschenhiebes zerschlage»* - selbst za wollüstigen Zwecken miss~ 
brauehi." Wenn non gleich diesemnach die Behandlung des nexns 
und des addictus in der Wirklichkeit nicht wohl zu unters ch e ide n 
gewesen sein mag, so ist doch die factische Knechtschaft, in der sich 
Beide befinden 9 eine höchst verschiedene. Die des Addictus. beruht 
auf einen pritorischen Dekrete, mithin auf einer juris tischen Grind» 
läge, die des Nexns ist dagegen mißbräuchliche Ausdehnung der zur 
Erzwingung einer bestimmten Leistung notwendigen Gewalt auf die 
•ganze Person. ,,W° "" Einzeleu der Hissbrauefa beginnt und das 
Recht aufhört, das entzieht sich jeder genaueren Bestimmung. In 
dieser Unbestimmtheit gerade lag die grosse Gefahr fllr die Freiheit 
der Plebs" (S» 41. 42.). 

Zu welchem Zwecke wurde denn überhaupt das Versprechen der 
Knechtsdienste in die Nuncupaiiou eines Darlehens aufgenommen? 
Der Verf. leitet die Beantwortung dieser Frage durch eine Betrach- 
tung Über das Pfandrecht ein. Wie in diesem eise sachliche Garantie 
4er Erfüllung liegt, so in dem Nexum (im engeren Sinne) eine per- 
sönliche (capitaUs s&tisdatio) . Unter den Formen aber, in welchen 
das Bedürfniss des Reälcredits vom Römischen Rechte befriedigt wor- 
den, ist es nicht die Fidecs», welche dem Nexum entspräche, son- 
dern das pigmts (welches älter als die Fiducia ist S* 73.). Der 
Gläubiger hatte nicht etwa, wie bei der Fiducia über die Sachen so 
Jbei dem Nexum über den Nexus eine rechtliche Herrschaft, sondern 
wie er beim Pignus nur factiseh in der Lage war, dem Schuldner 
die Verfügung über die Sache zu verhindern, zur Veräüsserung aber 
keineswegs befugt, wie beim Pignus das Taediora, seine Sache zu 
entbehren, den Schuldner zur Zahlung anspornen sollte, ebenso war 
das Nexum — vergleichbar dem Einlager des Deutsehen Rechts — 
auf directe Befriedigung des Gläubigers, etwa durch Abarbeiten der 
Schuld, keineswegs berechnet, sondern nur auf indireeten Zwang. 
Dies beweist sich dadurch, dass von einer Schätzung der' Arbeit 
keine Spur Vorkommt, ja dass die Nexi meist unthäUg eingekerkert 
erscheinen, wobei die Annahme, dass jedör Gefängnisstag zu Gelde 
veranschlagt worden sei, völlig verwerflich sein würde. -Allerdings 
mogle der Gläubiger die Dienste des Schuldners entgegennehmen, 
und darin, wie in den Früchten der Pfandsache, einen Ersatz für die 
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Zinsen sehen, weicht nach Ablauf des DnHehnjahros von selbst stille 
sieben (S. 84.), zur Abrechnung auf das Genital konnten sie schon 
um dieses Grundes Willeo nicht kommen (S. 84.). 

Bio gresste praktische Bedeutung des Nexeni seU aber ia 4er 
Anwe ndun g aaf gesetzwidrige Zinsen bestanden heben, eine Behaup- 
tung, aaf welche ich bei der fträfeug der Theorie des Verfs. zurfiek- 
keusuaee werde. 

Aaf dieaes Hexan im engeren Sitae bezieht sieb die Lex Pc- 
tiliiäy welche im J* 435. (440.) auf dea Vorschlag des Dictatois 
C PettlUos Visolas gegebea wordea ist <S. 100> ihr Inhalt ist: 
jene besondere Nuecopattoaselausel> welche bei. einem Darlehen, 
wand man ues et Uhr* adhibtrt hatte, beigefügt werden konnte (näm- 
lich das Versprechen der Knechtsdieaste anf den* Fall der Nichtzah- 
laag voa Genital aad Zias), diese sollte hinfort nicht mehr zulassig 
nein ($. 102«)» Die Worte de§ Li v ins: pectmioe creditde bona 
debitorüy non corpus obnoxiurn esset, sind dam Gesetze seihst ent- 
nommen (S. 104.)- 

Paarten wer in dem Gesetze eine mildere BeiaecYaeg der Ad- 
dicti festgesetzt. Nur d» sam Tode verortbeiheu Criminatoerbre- 
cher sollten hinfort in Fesseln und Fassbloek gehalten werden dürfen, 
nicht der für mamßeetm, nicht der addictrte Vertragschuldner. -* 
Die Addiclion seihst and da» Privafgeflagniss werde« also durch die 
Lex PetiUta nicht aufgehoben, nur jene Erlanbniss der XII, Fesseln 
bi$ zu 15 Pfand anzulegen, znriekgenommen (S. 106.). 

Endlich eatbieü das Gesetz noch eine transitorisehe Bestim- 
mung: diejenigen »e<w, weiche eidlich erhärteten, sie wollten ihr 
ganaes Vermögen ohne Gefithrde dem Gläubiger hingeben (qui eV- 
nmm c+piam iurarumt), sollten befreit sein. Die« ntramentum banne 
cepiae behielt nach später noch Anwendung, ja es bildete sieh, nicht 
etwa durch gesetzliehe Disposition, sondern durch den Gebrauch 
nachsichtiger Gläubiger: scholdlos Verarmten die Personalexeculion 
zu erlassen, an einem der späteren Cessio Bonorum ähnlichen Insti- 
tute» So kommt es in der Lex Julia munieipalis tot, Augüstus er- 
scheint demnach nicht an der Erfinder, sondern als der Ordner eines 
dutfeh laage Praxis ausgebildeten InsflStats. 

Anf eine sehr verständige Webe wird die Bemerkung des Li- 
vins: mit der Lex Pctillia habe für die Plebs eine neue Freiheit 
begonnen, erklärt. An eine Verschiedenheit des Rechts der Ple- 
Jwtftr und der Palricier, so gewiss eine selche gerade auf diesem 
Punkte vor dem Zwölftafelgesette bestanden habe, sei nach de» De- 
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cemvirn nicht mehr zu denken. Dass aber dennoch bei des Histo- 
rikern-- beständig die Plebs als der borgende, die Patres als der 
wuchernde Theil erscheine, das habe seinen Grund in der durch 
seine alleinige Steuerpflieht kerbeigefftfarten überwiegenden Geldnptb 
des erstgenannten Sundes (es hätte hinzugesetzt werden kennen, 
dass Li v ins überdies die völlig heterogenen Gegensätze; Patrioter* 
Picheier; zeich und arm* mehr wie billig identificirt). 

Der Verf. erklärt ach gegeir die Behauptung mehrer Schrift- 
steiler, welche den Ursprung der Vermögensexecution in der Lex 
Peliliia suchen* und begründet seine eigene Ansicht, dass dieses Ge- 
setz gar keinen, nicht einmal eine» mittelbaren Einfluss auf die Ein* 
Führung oder Entwickelung jener Sxeetitien gehabt habe, durch eine 
umfängliche Deducüoo, welche- m. B. zu den gelungensten Theilen 
der Schrift gekört, obwohl ich den Resultaten derselben keineswegs 
beistimmen kann. Das. Wesentlichste derselben will ich hier wieder-» 
zugeben versuchen* 

In der Zeit vor der Lex Peliliia habe die PersonaleJteention ihr* 
Herrschaft in keiner Weise mit der Vermögensexecution getbeijt» 
Es komme bei diesem bestrittenen Punkte auf die Interpretation der 
Worte der zwölf Tafeln anr 

aeris confessi rebusque iure iudieatvt e P q\ #;. 
Diese aber könne nicht anders auffallen als dahia, dass die Personal« 
exeeution gedroht werde: 

1) dem einer Darlehnsscbnld Geständigen* 

2) dem wegen jede» möglichen Anspruchs (also weder mit Ans« 
schlnss des Darlehos, noch mit Bescbränknng auf dasselbe,; oder 
auch nnr auf eine Geldschuld) Verurtheüten. 

Für diese umfassende ftedefetung der Worte rebusque iure iuii* 
eaüs zeuge der Ausdruck der zwölf Tafeln i in iudicutum /«elf, ferner 
die Umschreibung des Gelliue: debäi iudicaii6 t und Gaias, der 
unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die XII. die Legis Actio per 
Manus injeetionem bei jedem Judicatu» für zulässig erklärt. „Das« 
selbe Resultat gibt die richtige Interpretation des c. 21 • und e. 22* 
der Lex Rubria", welche der Verf. bei Scheurl (S. 3$ — 41.) in 
völlig gelungener Weise findet» Zwar schein« der Ausdehnung der 
Personalexecution auf alle Urtbeile (auch über andere Verhältnisse, 
als Geldschulden) der Umstand in widersprechen, dass im Verjaule 
derselben über den Schuldner ausgerufen werden musste: quantae 
peeuniae iudicatus esset, während damals doch naeh Gaius Zeug* 
nisse die Ansprüche auf Sachen und Leistungen nicht in eine Geld- 



Digitized by 



Google 



406 Backofen, Das Ncxum , die Nexi u. die Lex Petillia. 

coademaatioa verwandelt wurden. Allein die Sache sei so zu denken. 
Was in Formularproeess« (bei .den arbitrariae actione*) vereinigt 
erscheine: ßefebl der Restitution and wo diese unterblieb Aesti- 
matiöu, das sei im Legis -Aetioaenproeesse ia zwei Verfahren ge- 
schieden gewesen. Auf das erste passe die Notiz des Gaias: (iudex) 
ipstm rem condemnat eum cum quo actum est» Erfolgte dann die 
Befriedigung des Klägers, etwa in einer vom Richter gesetzteil Frist, 
nichts sei's aus Gontamaz oder Unmöglichkeit, so habe der siegreiche 
Kläger zu» Zweefce der Sehfttzmig die Legis Actio per Judicis Postu- 
latioaem anstellen missen. „Man steht, trotz der Regel der Verur- 
theiluag in ipsam rem Ist das, woftr zuletzt Execution per manu* 
iniectionem ertaubt wird, doeh stets- eine Geldsumme." 

Obgleich also die Persoaalexeeutfon die uneingeschränkteste An- 
wendung auf abgeurtheilte Streitigkeiten jeglteher Art gehabt habe, 
ohne dass för die Veriaegensexeeution ein selbständiges Gebiet übrig 
bleibe, so habe doch letztere schon in der Zeit vor der Lex Petülia 
als eise notwendige Ergänzung neben die Personalexeetition treten 
mflssen in allen Fällen, wo diese 'factisch uamOglieb wurde. Zwei 
FäMe dieser Art 'werden der allerfrttkesten Zeit vinäictrt: Exil und 
erbloser Tod des Schuldners. Schon sehr früh wurde eia dritter FaH 
mit diesen in das Prätorische Edrct aufgenommen, die fraudulosa 
iatitetio. Durch Interpretatio dieser (hu Edict voraustehendeu) 
Clausula habe man mehre, ursprünglich nicht darunter verstandene 
Fälle in dieselbe und damit unter die Herrschaft der Vermogensexe- 
cetron gezogen: wenn der Beklagte/ obwohl gegenwärtig, den Pro- 
cess in seinem Fortgänge hemmte, in Jure zu respendiren, die nö- 
thigen Gautionen zu übernehme» verweigerte. „Ja sogar Die, welche 
zwar bis zum Urtheile gehorchen, da* ürtheii selbst aber (oder ihr 
Gestäadaiss) nicht erfüllen, werden unter die indefeusi gestellt.' 4 
Nicht ate oh die Judieati hierdurch der Persenalexecution entgangen 
wären: nur die vermögensrechtlichen Folgen der letzteren bei voll- 
ständiger Durchführung ( Herrn losigkeit des Vermögens und Zufallen 
dem primus oecupans) seien geregelt worden durch eine vom PrXtor 
zagleich mit der Ueberlieferuug der Person ertheilte bonorum pos- 
sessio. Darum komme, auch aus der- Zeit vor der Lex PeälUa kein 
Beispiel von Verkauf und Tftdtung eines Addictus vor, weil, schon 
damals die Vcrtnögensexecution in dem ganzen Umfange, in welchem 
wir sie später finden', bestanden habe. Jener rtotfKos habe nicht die 
Bonorum Possessio, sondern nur die eigentümliche Weise der Bodo* 
rum Venditio (Gai. IV. 35.) eingeführt. 
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„Nicht mehr Einfluss, als auf die Estwiekelung derVerm&gens- 
execution, übte die Lex Petiliia auf die Gestaltung' des Römischen 
Gontractensystems. "" Zwar läugoet der Verf. nicht den innigen Zu- 
sammenhang zwischen de« alten obligatorischen Nexna nnd derSti-* 
pulation — „an diesem lässt^sehon die Etymologie des letaleren 
Werts nicht zweifeln 16 — nur durch die Lex Petiliia -ist dieser nicht 
vermittelt, sondern durch die Einführung des Silbergelds im J. 480. 
Es verbalt sich nftmlich hiermit folgendennaassen; 

Die Lex Petiliia verbot nur eioe Einzige, dem Matuura früher 
oft beigefügte Nuncnpatiensclausel. Das Darlehen konnte naeh wie 
vor nur zugewogen werden (S. 145.) und konnte nach wie vor alle 
beliebigen Nebenberedungen, mij Ausnahme jener einzigen, auf- 
nehmen, die dann ihre juristische Kraft fortwährend aus der Solen- 
nit&l von Kupfer und Wage herleiteten. Als nun aber nacji Einfüh- 
rung des Silbergelds das Geld gezählt wurde, also die Notwendig- 
keit der Wage sich verloren hatte*), hörte auch die Anwendung von 
Kupfer und Wage auf. Es ist völlig undenkbar, dass man diese noch 
aus alter Uebung ohne Noth und Nutzen angewendet hätte; wer auf 
die Gegenwart von Zeugen Gewicht legte, konnte solche auch ohne 
Wage zuziehen. — Die Nebenberedungen des Darlehns, namentlich 
die über den zu entrichtenden Zins, fielen mit der Wage, unter deren 
bekräftigendem Schutze sie bisher zu stehen schienen, nicht weg: 
„die Bedeutung der Nuncupation konnte sich ja in Folge einer Aen- 
derung der Zahlungsart nicht verlieren" (S. 145.). 

Allein '„mit der ernstlichen Anwendung von Kupfer und Wage 
war das Band, welches bisher die Wortform ausschliesslich mit dem 
wirklich ausgezahlten Darlehen verbunden hatte, aufgelöst. Während 
sie früherhin darauf beschränkt gewesen war, als Nuncupation des 
Darlehens das Versprechen der Rückzahlung von Capital und Zins in 
sich aufzunehmen, erschien sie nunmehr befähigt, zunächst jedem 
Geldversprechen, später auch jeder anderen Schuld eine verbindliche 
Form -zu leihen." Jch bemerke , dass ein Versuch, diese Entwicke- 
lung der. Sache näher zu begründen, sich in dem Buche nicht findet. 



*) Ich gebe die gegenwärtige Argumentation des Verfs., ohne etwas aus dein 
ädrigen Inhalte des Bachs emznschaKen, muss aber bemerken, dass mir die- 
selbe mit den Behauptungen auf S. 4. und 5. (die Wage sei schon seit Servius 
nicht mehr notwendiges Instrument der Zahlung gewesen , sei aber eine Feier- 
lichkeit geworden) die man. als wesentlich zu einer vollendeten Zahlung betrach- 
tet habe. In dieser veränderten Stellung habe sie sich erhalten, als nach Ein- 
führung des Silbergelds ein wirklicher Gebrauch der Wage unmöglich geworden 
sei) völlig unvereinbar scheint. 
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Seit dieser Zeil mutete die ganze Eise HÄlfte des Nexum (im 
Sinne von Nr. 1. obea) aas dem Rechtssysteme verschwinden. Das 
Nexum ab Kaaf gestattete, was das Darlehen nie amiiess, eine man« 
nichfaltige symbolische Anwendung and hatte diese in der Thal auf 
verschiedene Rechtsgeschäfte gefunden. Wahren* also das Nexum 
in seiner Anwendung zur Begrflnduag einer Obligatio durch jene 
Aenderusg des Geidsystems md das Verschwuren des notwendigen 
Gebrauchs der Wage spurlos verschwand, erhielt sieh das Nexum in 
seiner symbolischen Anwendung als imaginaria vendith ohne den 
geringsten Einfluss jener Aenderungen (S. 147.)« 

Schliesslich (S. 148 — 160.) handelt der Verf. von der nexi 
liberatio, welche er, unterschieden von der solutio per aes et libram 
(Tilgung jeder beliebigen Geldschuld durch Anwendung von Kupfer 
und Wage), als Tilgung einer durch Kupfer und Wage begründeten 
Obligation, ohne dass es auf die Weise der Tilgung ankäme, definirt, 
mit dem Bemerken: schon die Verschiedenheit der Bezeichnung kün- 
dige eine Verschiedenheit dieser beiden von manchen Schriftstellern 
confundirten Begriffe an. 

Die einzelen Anwendungen der Nexi Liberatio müssen nach dem 
so gefassten Begriffe folgende sein : 

A. Für die Zeit vor Einführung des Silbergelds: 

1. Tilgung des (zugewogenen) Darlehens 

a. durch Erfüllung; sie ist eine vera solutio per aes et libram. 

b, durch Erlass ; sie ist eine imaginaria solutio per aes et libram. 

2. Tilgung der stillschweigend in der Anwendung der mancipatio 
liegenden Verpflichtung aum Ersätze des Doppelten im Falle derEvictüm 
oder der Nichterfüllung versprochener Eigenschaften. 

3. Tilgung der obligatio emti, wenn die gekaufte Sache man- 
ciptrt worden war. 

ad %. und 3. ist die Tilgung durch Erfüllung ein« vere, die 
. durch Erlass eine imaginaria solutio per aes et libram 
(wie ad I.). 

4. Tilgung eines Damnationslegats aus einem Mancipations- 
testamente 

a. durch Mancipatio« einer res maneipi; dies ist keine sei. p, 
aes et /., weil nicht Tilgung einer Geldschuld. 

b. durch in iure cessio einer res maneipi. 

c. durch Leistung einer res nee maneipi; b, und c. sind der Form 
wegen keine solutiones per aes et Hbram. 
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d. durch Erlass; „hier fand 'vermöge einer zu diesem Zweeke 
angenommenen Schätzung in Gelde durch Zuwägung des rnw- 
duseulum der Erlass per aes et libram Stall" {S, 156.)» 

5. Tilgung der Verpflichtung zur Röckgabe einer Fidueia. 
Hier gestalten sich dieselben vier Fälle wie ad 4« 

B. Nach der Aenderuog des Geldsystems ist der Fall sub !*• 
weggefallen, denn „da. das Darlehen nicht mehr auf die alte Art zu- 
gewogen ward, so musste nothwendig auch die alte Art des Erlasses 
ausser Gebrauch kommen" (S. 150.), die Tilgung der Obligationen 
1« 2. und 8. durch Erfüllung blieb keine solutio per aes et libram 
mehr, alles Uebrige ist bestehen geblieben. 

Anlangend die solutio per. aes et libram , welche früher bald 
vera bald imaginarim, seit 48ö. nur das letztere sein konnte, so 
fragt sieh auch hier, in welchen Füllen dieselbe anwendbar gewesen 
sei? Der Verf. findet, wie er ausdrücklieh bemerkt, „a priori" finf 
Fälle (nämlich ausser den durch Nexum conlrahirten Geldschulden 
alle Schulden ex iudicati causa)) und merkwürdiger Weise, gerade 
diese a priori gefundenen Fälle bestätigen sich durch die nachgehends 
verglichene Aufzählung bei Gaius. Wir beneiden die uns unerklär- 
liche Gabe, durch Intuition gerade diese Fälle herausfinden zu können, 
während Andere hei gewöhnlicher Folgerung aus dem vorangestellten 
Begriffe der solutio per aes et libram (Tilgung jeder beliebigen Geld- 
schuld durch Kupfer und Wage) höchst wahrscheinlich in den Fehler 
verfallen sein würden, eben alle Geldschulden hierher zn [ziehen, 
also z. B. auch das Zuwägen des versprochenen Kaufgelds för ein 
Schaaf, das Zewägen des versprochenen Pachtgelds, der im Laufe' 
der Tutel eingegangenen Gelder finita tutela, das Zuwägen der 
Duplio von Seiten des gutwillig zahlenden Diebs als Fälle der (vera, 
mitbin den Erlass dieser Geldschulden als Fälle der imaginaria) so- 
lutio per aes et libram zu betrachten. 

Unter den a priori gefundenen Fällen steht auch das Darlehen; 
diesen Fall lässt Gaius (III., §§. 173. 17Ä.) aus; warum? Er konnte 
seit 485. nicht mehr vorkommen, denn „die Regel der notwendigen 
Gleichartigkeit zwischen der Begründung und der Erlassform einer 
Schuld hätte durch fernere Anwendung der solutio per aes ei libram 
auf das nicht mehr durch Kupfer und Wage hingegebene Darlehen 
eine Verletzung erlitten." Dieser Satz scheint aber auch von dem 
Judicatum die Anwendung der Solutio per Aes el Libram auszu- 
schliessen, für welche der Verf. jeden lieferen Grund, als dass eben 
auch jenes eine Geldschuld war, zurückweist (S. 156.)* Was zur 
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Entfernung dieser Ceasequtnz gesagt wird*), berührt, wenn ich nicht 
sehr irre, die Sache g*r nicht, denn „die Regel der aethwendigen 
Gleichartigkeit zwischen der Begründung und der Erlassform einer 
Schuld" schliesst eben Rh? jede Zeit die Anwendnag von aes et 
libra (als Erlasaform) anf das Judtcatam (welche» nicht durch aes et 
tibra begründet sein soll) aus« 

In dieser Darstellrag will nur eualobst die Anknüpfung an iie 
verschiedenen Mflnasysteme, weiche dem Verf. mit Seil gemein ist, 
nicht gefallen. Die Wage ist auch unsenn Verf. die Brücke, welche 
wirkliche Geldzahlung und das nachmalige formelle Rechtsgeschäft 
Nexum verbinden muss. Ich habe mich hierüber schon obea dahii 
ausgesprochen, dass jedem Versuche, die Solenn&tüt des Nexnm aus 
der ursprSnglieh factischen Nothwendigheit . der Wage bei einer 
■KupferaabJueg herzuleiten, die uaeatb ehrlichen fünf Zeugen als eio 
«utberstetgliehes Rinderniss in den Weg treten« Muss aber diese 
Anknüpfung als unmöglich aufgegeben werden, so vertiert die wei- 
tere Ausführung des Verfs., welche bei dem obligatorischen JVexam 
das Object der Obligatio mit der zugewogonea Summe ideniiäcirt, 
einen wichtigen Stützpunkt. Diesen Gedanken, welchen ich für den 
gefährlichsten Irrthum halte, will ich hier zu widerlegen versuchen. 

Wenn zu irgend einer Zeit, nehmen wir z. B. die früheste der 
Republik, das Nexum das einzige Rechtsgeschäft war, durch welches 
Obligationen in votier Stärke begründet werden konnten, so muss 
jMthwendig der Inhalt dieses Rechtsgeschäfts etwas völlig Gleichgül- 
tiges gewesen sein : jeder Inhalt, an welchen die erforderliche Form 
gelegt worden, muss dadareh unter ihren Schutz getreten seiq. Denn 
ein Recht, welches die vertragsmässige Entstehung von Obligationen 
nicht Mas auf eise Form, sondern auch auf Eine Gaasa beschränken 
weihe, würde nicht ein einfaches, ea würde ein dürftiges genannt 
werden müssen. Wie sehr nun auch Alles uns veranlasst, das älteste 
Römische Privatrecht .fflr höchst einfach zu halten, so liegt doeh der 
Gedanke an solche Dürftigkeit . bei demjenigen Grade des Verkehrs, 
der uns aus der frühesten republikanischen Zeit Roms berichtet wird, 
ausser den Grunzen historischer Möglichkeit Es ist daher denkbar 
(ob wahrscheinlich, will ich hier nicht untersuchen); dass das Romische 
Recht dem Vermieter, dem Gommodatar u. A. keine Klaget ans den 
blossen Vertrage gestattete : undenkbar aber, dass irgend eine Zeit 



*) „Auch lag der Grund, welcher beim Darlehen den Untergang selbst der 
tmaginaria tolulio per ae$ et libram herbeiführte, dem Judicalum fern, denu 
«tte» war... nach wie ror dasselbe " (S. 157,). 
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aller Mittel entbehrte, die Forderung auf das Pachtgeld klagbar zu 
machen. Welches andere Mittel bietet sich aber (wenigstens für 
Plebejer, denen die Herculisehe* Sacra unzugänglich waren) dar» 
als das Nexum, welches der Verf. ja für das einzige Rechtsgeschäft 
mit voller Wirkung erklärt. 

. Für die Fälle, wo Kupfer und Wage einer Eigenthurasübertra* 
gung dient, giebt der Verf. . die Begründung von Rechtsverhältnissen, 
welche ihren Inhalt aus dem Willen der Partheien und nicht schon 
aus dem Acte des Nexam herleiten, als möglich zu, aber er unter- 
scheidet davon nnd urtheilt anders Ober den Fall des Darlehens. 
Woher, möchte ich fragen, gewinnt man für jene Zeit diesen Begriff? 
Savigny hat die Nexi Obligatio ein symbolisches Darlehen genannt, 
und damit behauptet, die Form derselben habe in der bildlichen Dar- 
stellung eines zugewogenen Darlehens bestanden. Dies kann man 
zugeben oder mit dem Verf. verwerfen (ausdrückliche Nachrichten 
über die Form liegen nicht vor), aber man ist gewiss nicht berech- 
tigt, den Begriff des Darlehens aufs Gerathewohl aus jener Behaup- 
tung herauszugreifen, und zu sagen: ein Darlehen wars, aber ein 
wirkliches, kein symbolisches. Zwar behauptet der Verf., indem er 
von der wirklichen Geldzahlung ausgeht, drei vorzügliche Anwen- 
dungen derselben : Kauf, Darlehen, Tilgung einer Schuld ; ich fürchte 
aber, diese drei Anwendungen sind in derselben Weise a priori ge- 
funden, wie die Fälle der tolutio per aes et libram, denn welche 
andere Rolle spielt die Geldzahlung beim Kaufe als bei der Tilgung 
jeder, anderen Schuld? Der Kauf wird geschlossen ohne Geldzahlung; 
die entstandene obligatio veaditi getilgt durch Zahlung, wie die obli* 
gatio foeßti und jede andere auf Geld gehende. Die Verbindung 
zwischen der Geldzahlung nnd dem Nexum darf also nur so gedacht 
werden, dass erstere zu der Form des letzteren gehörte, keineswegs' 
so, dass das durch letzteres begründete Reehtsverhältntss seinem In* 
halte nach eine Schranke an der bei dem Nexum vorkommenden Gold- 
zahlung gefunden hätte. Kann doch der Verf. selber nicht umhin, 
für das obligatorische Nexum einige Abweichungen von der behaup- 
teten nothwendigen Gongruenz der gezahlten Summe und der Höhe 
der Obligatio zuzulassen. Denn wenn er zugiebt, dass neben der 
Verbindlichkeit zur Rückzahlung der Darlehenssumme die Verpflich- 
tung zu Zinsen durch die Nuncupatio begründet werden kennte (S. 31 . 
61), so slatojrt er ja eine Ungleichheit zwischen der adbibirten und 
der nuneupirten Summe. Ich vermag keinen Unterschied wahrzu- 
nehmen zwischen diesen beiden Fällen: J. empfängt 100 und ver- 
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spricht »«eh Jahresfrist 110 zu zahlen, oder A* empfangt | und ver- 
spricht 100 zn zahlen. Noch «ehr; der Verf. gibt zu, dass wer vor 
einem Jahre 100 empfangen und HO versprochen hatte, diese 110 
jetzt aere et libra nebst Zinsen versprechen kennte, wobei „die ein 
Jahr zuvor wirklich als Darlehen zugewogene Geldsumme jetzt durch 
das Raedascnlnu reprftsentirt" werde (S. 82. 83.). Was ist denn 
dies anders, als ein Symbol? Man tbnt, als empfange man gegen- 
wärtig 110, wahrend man in der Tbat gegenwärtig Niehts and vor 
frSher einmal 100 empfangen hat. Wenn non Jemand in Anfing 
seines Freundes 100 aufgewendet hatte, und letzterer sieh lest ver- 
pflichten wollte, naeh einiger Zeit die Summe zurückzuzahlen, sollte 
das Rasdeseulvm nicht tauglich gewesen sein, auch hier die Summe 
zn „reprisentfren"? 

Ein fernerer Gegenbeweis gegen die Gongruenz der Zahlung 
nnd des Inhalts der Nexi Obligatio entspringt aus den folgenden Erör- 
terungen des Verfs. Ohne durch irgend eine Andentung der Quellen 
dazu veranlasst zn sein, nimmt er zwei Rechtsverhältnisse nexum an, 
nexum in der weiteren und nexum in der engeres Bedeutung. Jenes 
wird begründet durch eine Geldzahlung mit symbolischer Anwendung 
der Wage und des Kupfers (und fönf Zeugen nnd des Libripens). 
Die Felge des Niehtzablens ist Addiction des Schuldners: Scheid- 
Knechtschaft. Nun pflegte man in die Nnneupation eines solches 
Geschäfts die Clause! aufzunehmen: seilte der Schuldner sftnmig sein, 
ao wolle er dem Gläubiger bis zur wirkliehen Zahlung Knechtsdiesste 
thon. Dies Versprechen (nexum im engeren Sinne) galt anter den 
Schutze der adhibirten Wage. Zwei Bedenken drangen sieh hier auf: 
das erste ist nur den Vorstellungen des Verfs. gegenüber von Bedeu- 
tung. Wird denn nicht hier die grösste Divergenz zwischen dem lo- 
balte der Nnncnpatio (und des aus ihr hervorgehenden Rechtsver- 
hältnisses) und dem qued actum est statuirt? Wenn eine solche 
Verabredung gültig war, so mnss es doch auch wohl diese geweseB 
nein (was ich doch nicht annehmen möchte): Ji. wiegt dem B- 100 
zn, nnd B. verspricht dem A. ein Baus zn bauen, oder dergleichen. 
Die Inconsee/nenz tritt noch schärfer hervor in dem, anf diesem Wege 
freilich unvermeidlichen Satze, dass ein Dritter, dem weder jetzt 
noch froher irgend Etwas ausgezahlt ist, seine Knechtsdienste /fr 
den Fall, dass der Empfänger sftnme, aera et libra versprechen 
könne (S. 99.). Das zweite Bedenken ist an nnd für sich von Gewicht, 
nnd ich meine von völlig entscheidendem gegen die Theorie des Verfs» 
Was gewann der (Staubiger durch diese Glansel? Zum Addietus 
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konnte er den bösen Schuldner auch ohne dieselbe machen, und die 
Macht über den Addietns soll diejenige über den Nexus rechtlich noch 
überwogen haben. Nicht einmal ein kleines ProcessvortfaeUchen hängt 
der Verf. an diese Clansei. Was gewann die frohlockende Plebs 
durch das Verbot dieser Glausel? Wer nicht zahle* konnte oder 
wollte» wurde nach der Lex PettHia zwar nicht, weil er es verspro- 
chen, aber weä die Execntionsordnung es so mit sich brachte, dem 
Schuldner zur Disposition gestellt« Doch der Verf. giebt allerdings 
einen wichtigen Vor iheil an, den jene Glausel dem Gläubiger brachte: 
„Fttr Zinsen über das gesetzliche Maximum konnte der Gläubiger 
keinen gerichtliehen Schutz erwarten; er musste sich in den Besitz 
von Sicherheiten zu setzen suchen, die ihm den Schuldner auch ohne 
gerichtliche Ver mittel od g in die Hände gaben. Hierzu dienten beson- 
ders das Nexnm und die Fiducia)" (S.90.). Ich bezweifle, dass der 
Verf. auf geborige Vorhaltungen bei dieser Aussage beharren wird. 
Er nimmt nämlich keineswegs an, dass der Gläubiger einen Debitor, 
der diese Glausel eingegangen, „ohne Recht" habe heimfahren können: 
letzterer hatte personam standi injudicto, der Magistrat sprach den 
sich Weigernden dem Gläubiger zu (S. 40.). Und da mOssten es doch 
recht gutmfithige .Plebeier gewesen sein, die sich wegen gesetzwid- 
riger Zinsen, „ftr welche der Gläubiger keinen gerichtlichen Schutz 
erwarten konnte", einsperren, „tob Peitschenhieben zerschlagen, 
zu wollüstigen Zwecken missbranchen" Hessen. Doch ich will dies 
nngttnstige Thema nicht weiter verfolgen; genug, dieser Nutzen ist 
keiner, das ganze nexttm im engeren Sinne wäre ein Spiel gewesen 
und die Lex Petilli* zu dem Theile ihres Inhalts, der dies superßuum 
verboten hätte, ein durchaus nutzloses Gesetz. 

In der Darstellung der nexi liberatio liegt m. E. der Grundirr- 
thum in der Scheidung der Begriffe nexi liberatio und solutio per 
aes et libram. Es ist derselbe Begriff, nur von verschiedenen Säten 
avfgefasst: für keine andere Obligatio, als für eine durch nexum be- 
gründete hatte die Lösung durch aes et Hbra Bedeutung. Hierauf 
hätte schon die Erwägung fähren können, dass die Zusammenfassung 
dller möglichen Tilguogsarten für Eine Obligationsart durch einen 
Kunstausdruck im Römischen Rechte ohne Beispiel ist. ' Jede indivi- 
duelle Tilguugiart bat ihren eigenen Namen« Nexi Liberatio wird 
also auch eine individuelle Tilgungsart sein, und wenn sie, was in 
einem gewissen Sinne (vgl den Eingang dieser Recension) allerdings 
zugegeben werden muss, nur auf nexi obligmtiones anwendlich ist, 
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so bal dag seines Graod in der Regeis omnia quo (so Hegt der Verf. 
in /. 100. d. R. J.) iure cottraksmtur, contrario iure pereunt. 

In der Tbat bleibt bei der Trennung der Begriffe von nexi 
liberclio nnd soiutio per aes et libram für den letzteren kein Spiel« 
raun ttbrtg: flberaH in den einzelen Anwendongen fällt er mit dem 
enteren zusammen. Freilich ransste sein Gebiet nacb der Definition 
des Vetfs. ein viel weiteres sein, aber erstens scheidet derselbe selbst 
die Falle ans, wo Jemand seiner Verpflichtung zur Bigenthumsüber- 
tragaag' an einer res maneipi durch Mancipation genigt, völlig will- 
ktbrlich, und blos mit de« irrelevanten Bemerken: diese Fälle wür- 
den nirgends als soiutio per aes-et libram bezeichnet, sondern dieser 
Ausdruck auf Geldzahlungen beschränkt (wo? und wenn, warum?). 
Und zweitens findet er „4 priori", wie bereits oben angegeben wor- 
den, Statt sehr viel denkbarer, nur ftnf FäHe, auf welche die $oh$tio 
per aes et Hbf am, anwendbar sei, nämlich eben die Fälle einer nexi 
obligatio und daneben das Judtcatum. Wie dieses unter die Fälle, 
auf welche die soiutio per aes et libram anwendbar war, komme, 
das erklärt sieh, ohne dass wir aes et libra bei der Lttiscontestatioa 
anzunehmen brauchen, aus meiner oben angegebenen Darstellung. 

Schliesslich neeb zwei einzelne Bemerkungen. 

Unter den Fällen der Nexi Obligatio wird vom Verfc, wie auch 
von Seil, die Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreises för eine 
mancipirte Sache genannt; wie ich glaube mit Unrecht. Denn diese 
Verpflichtung ist durch den Gonsensuaicontract begründet worden, 
und denken wir diesen hinweg, so liegt in der Mancipation kein Mo- 
ment, an das* wir die Entstehung einer Obligatio anf einen bestimmten 
Preis knOpfen könnten, die einmal eonsensu contractu obligatio konnte 
aber doch unmöglich blos dadurch novirt werden, dass der Gläubiger 
seinerseits erfüllte« ' 

Die Erzählung des Livius (VI., 14.) von der Liberalität des 
M. Manlius ist sowohl von dem Verf. (S. 1550 *- s von Seil (p. 87.) 
missverstanden. Letzterer glaubt, Manlius habe den Centurio vom 
Gläubiger per aes et libram gekauft, und ihn darauf manumittirt 
(emittebatur) , unser Verf. nimmt zwei solutiones per aes et libram % 
eine vera, eine imaginaria an. Manlius habe dem Gläubiger die 
Schuld zugewogen, dadurch sei der Centurio letzterem gegenüber 
frei geworden, darauf Manlius durch eine imaginaria soiutio per aes 
et libram den Centurio von sich liberirt. Aber mit Unrecht wird zu 
diesem Ende angenommen, die Forderung sei durch den ersten Act 
vom Gläubiger auf den Manlius übergefangen, da sie. vielmehr bei 



Digitized by 



Google 



Reo* von Hrn. Dr. e. Glödea, Privatdoc, zu Rostock. 417 

der offenbar schenkerischen Absieht des Manlins untergegangen sein 
würde; der Verf. meint zwar, ähnlich wie der Sponsor, qui pro reo 
dependit, habe aneh ein Nichtsponsor eine Klage (nur nicht mit manu$ 
iniectio) gehabt, *fcer wäre dies, so mflsste es ja auch noch heutzu- 
tage so sein, da in dieser Beziehung sich inzwischen Nichts geän- 
dert hat. Der wahre Inhalt der Erzählung de* LSvius ist ganz un- 
zweifelhaft dieser. Manlius zahlte dem Gläubiger seine Forderung 
wirklich aus, verlangte aber nunmehr von demselben, dass <er mit 
dem Genturio eine ntxi liberatio vornehmen solle: gerade wie der 
verbts obligatio nach der wirklichen Erfüllung sich accentum feriren 
liess. 

Indem ich im Vorstehenden im Interesse der wissenschaftlichen 
Kritik mehr sichtend und widerlegend als anerkennend zu Werke 
gegangen bin, möchte ich nicht gerne in dem Leser die Vorstellung 
von einem geringeren Werthe der Schrift zurücklassen, als die- un- 
mittelbare Bekanntschaft mit derselben erregt. Wer dieselbe zur 
Hand nimmt, wird, so fremd er auch den Resultaten bleiben mag, 
den überall wohitbuend hervorblickenden Eifer des Verls, ftr die 
Sache und seine nicht geringe. Befähigung nicht verkennen kttonen. 
Eine Rüge verdient aber die Nachlässigkeit des Verlegers, welcher 
das Bush, wie es seheint ganz ohne Correetor, afit den zahllosen 
Druckfehlern eines ersten SaUes und allen Abbreviaturen, die das 
Manuskript des Verfe. enthalten haben mag*), herausgegeben hat. 



*) Niebuh r wird mehrmals, ohne im Nachsivorhergekendeii erwähnt s* 
•ein, mit N, bezeichnet, diese Jahrbücher R. KJB. u, dgt. m. 
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Ifcber ««fcütorische Utkondeii ffnd Exekntfv-Ptoz^ss von 
Ar. Hans Itarl Br le ylfc b, Advokat zu Nürnberg (jetzt ord. 
Prof. d.h. 211 •Gmttngen]. Tbl. 1. — A. u. d. f.: Geschiente des 
EieiutiWPrezesse*. — Thl. 2. — A. n. d. IV. €1irestoinattrre von 
Belegstellen tut 'Geschieht« des fiyfekötit -Prozesses. Nttrftberg, 
Recknagel, 1839. VIII u. 384., VIII u. 412 S. gr. 8. (geh. 3£TOr.) 

Recensirt 

von 

Rem» Professor Ar« Mstatiif an GreifswaU. 

Das s* «ben beueiehwH Werk ist schon Mft Änf Jahren 4er 
*3efaaiebbf& ifcergeben werde*. Es k*n*te inner «nffattein, 4*68 
jetzt n+ch eh» ftecentton des#o4be» antertiemtoeta werde* stll. ^Nichts 
fem* weniger tat Ret. »die A*fft>rdetnng tat«, wettte ihm vor 
kurzer Z**t vdn der Äeiactioa dieser Blätter tugtog» <gewi «■$»- 
noonea *)• SaoptaioWick festalb, ^wefl er 'das Weit för eine der 
bedeutendsten Erscheinungen dar neuern Zeit auf denjenigen Ge- 
biet hirit» neefefces ihm am meßten am Heroen Hegt, den Prdzess- 
recht nämlich, und weit ihm nichts desto weniger die Aufmerksam- 
keit des juristischen Pnblienms nnd die Anerkennung desselben bis 
jetzt nicht genügend zu sein schien. 

Der Werth des Buchs fär unsre Zeit liegt sowohl in der Me- 
thode, als dem Inhalt der Untersuchung. Auf die erstere ist zunächst 
ein ganz besonderes Gewicht zu legen« Das Civilrecht erfreut sich 
sehon seit geraumer Zeit einer sorgfältigen historischen Behandlang, 
welche darauf ausgeht , das Entstandene durch Beobachtung der Art 
der Entstehung zu begreifen. Der Ruhm deutscher Rechtsgelehr- 
samkeit ist auf diesem Felde errungen worden. Das Prozessreeht ist 
lange Zeit von den Segnungen der neu gebrochenen Bahn ausge- 



*) Wir sind dem Herrn Rec. hierfür um so mehr smn Danke verpflichtet, je 
unangenehmer es ans war, dass wir uns in Folge der Nichterfüllung von Zusagen 
anderer Mitarbeiter bisher ausser Stand sahen, eine Recension des obigen Werket 
su veröffentlichen. Die Red. 
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schlössen geblieben. Es nebieQ, als ob «ich die Pjwefisnaljstftn »ich* 
cn de« Gedanken erbeben kanntet, da$s anoh die gmebülvkt* lor 
ntitntaonen der VaJkcr keineswegs Mo* JBacbe etiner n&ch Gestehte- 
francten aBgiasHicfclicfcer Zweckmässig keU ordnenden Wiükihr sei««, 
sondern vielmehr dem Girilreeht «JknbürJig einen mit innerer Jüfoth- 
wendigkeit geordneten Günderban ansMaeben* Oje .Folge war« daas 
man hbtnri&cbe Uatersnchvng ,des Vorhandenen als annüte vo* 4er 
Hand wie«. Die Ve**n!assiing 4er willhtiMicben Entstehung jeh kennen 
*rsehien A/öchstons als Sache der iNe*gter4e, oder Viebrisseitei, Ate 
man später die bedeutenden, Resultate geschichtlicher fiearbeiteng 
in andern Fächern wahrnahm, fanden es Einige , gleichkam Kimen 
halber, Cor noth wandig, dach nach (einige gesehtobliiche :Bemärfen.n- 
gen in der Darstalleng des JVonesses binnnaafiggen, Nene magern 
fiialcitiingnn waren tndcro ieiaejswegs geeignet« besondere Aufmerk- 
samkeit, gewichtige Resultate »nd eifrige Nachahmer nach awlb &u 
»eben. Erst in der neuesten Zeit bat die wahre Ansiebt fthctr 
£e&chichte des Prezesereebts sich Jahn gebrechen*, Re,thfnenn>- 
Ho LI weg gebührt das Verdienst, zuerst mit Nadidruck die geschicht- 
liche Methode der BehftndieAg b*£ttad#t und smpfinfiten m heben- 
Was /er seinerzeit gesagt hat, 4»s tatbei flWVert in WttUegtftfeni 
Werke seine Fracht« getragen. Darin liegt nun *ber.die vicfetjge 
Badeutuog desselben ßlr unsere Zeit, fttar .«eben »wir an .«tofi 
günnenden Beispiel, w»s geschichtlich* Behandlung jpfwessvwföc.bftr 
Gegenstände sagen will Der Verf. beaebritekt sich niete dfflftnf, 
eofailig gefimtdene geschitibtlhrhe Data in chrMnliogtachar Jfciben- 
.fnlge an «inander mb jceibßn* Es 'int ihm webnehr darum nn Ann. 
den Grnnd g ola n kca des fitaebtsinstttuts tu £rfaas«n, .aetne J$ntst*hnog, 
seine ForthUduag und Abänderung im Einklang mit den jftdejw#i 
herrschenden allgemeinen Reehtaansinhtae wd .tabaassttstitngnn dar- 
zustellen, ifoeilitih idanf sich unsre Zeit beneits gcoiser Marter in 
der bistemschen Bearbeitung von Re<ibJainfttitnlan .«Ohmen. Oies^pi 
vorliegenden Werk aber kommt die , besondere Bedentung ^n, ,dass 
das iF*slo\, auf dem .seine Forschung sich bewegt, t gtm £\#<&lbüwUtfi 
«ad bisher unbebaut ist. Es iat gegenwärtig »eine (bekannte Tbtf- 
sache, daas «nser Pmzess seine Hau? Iqttelle in der iRechtsJMldung 
hat, /welche im MitteWter in JteHen vor ,414h ^gegangen »ist» A«fth 
4ns Institut, welches *das Thema djes Verfe. ausmacht, ;ist junp aufteilst 
von dorther gekommen. Die [Quellen dieser BeetasbUdqng ricbtig.nu 
bestimmen ist eher eine ungleich >acbwierigere Aufgabe, als die, wel- 
che Ann ftfiacbeitorn des römischen Rechts gestellt wird; Meistens 

27* 
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pflegt nan aar die eine Quelle vor Aagen zu haben, nämlich die 
ilechtswissenscfaaft damaliger Zeit. Die Schriften der Glossatoren, 
Kommentatoren ond Praktiker zieht man zu Rathe. Anf sie ist man 
am so mehr zunftehst hingewiesen, weil sie die Ueberbringer alles 
Rechtsstoffs überhaupt gewesen sind, welcher von Italien ftber£nropa 
*ich verbreitete. Allein die im Stillen wirkende Kraft frischer Recfats- 
bildang, welche die besondere Färbung der damaligen Zeit gegeben 
hat, ist eine andere; es ist die auf der Mischung ursprünglich ger- 
manischer und römischer Elemente fassende lebendige Rechtssitte, 
welche ihren Ausdruck vorzüglich in den statutarischen Rechten 
namentlich der Städte gefunden hat. Ihrem Einfluss hat sich kein 
damaliger Schriftsteller entziehen können. Der gewissenhafte bemühte 
sich wenigstens theoretisch sein dadurch angeregtes Rechtsgefuhl mit 
dem sogenannten gemeinen Recht in Einklang zu bringen. Die aus 
ihr hervorgegangenen Instita te haben sieh eben durch die LHteratur 
damaliger Zeit über Deutschland verbreitet. Sie fanden hier um so 
eher Anklang, als das darin mitwaltende germanische EJemeot ak 
stammverwandt die Nation ansprechen mosste. Vorarbeiten für die 
erstere dieser beulen Quellen besitzen wir freilich eine in v. S av i gny's 
bekanntem Werk; für die zweite dagegen keine. Der Verf. musste 
«ich daher hier selbst Bahn brechen. Ein Muster fftr die Benutzung 
beider Quellen fnr seinen Zweck lag eben so wenig vor. Das Werk 
des Verfs. selbst tritt hier nun als erstes Beispiel vor dem juristischen 
Publicum auf. Auf diesem Wege mnss fortgefahren werden, wenn 
ftr die geschichtliebe Verständigung über prozessualische Lebren 
Bedeutendes erwartet werden soll. Glücklicherweise besitzt der Verf. 
neben einem richtigen Tact in der Abswahl des Viel oder Wenig aus 
dem historischen Stoffe zugleich die Gabe einer anziehenden Dar- 
stellnng in bohem Masse. Da nun das Studium der Dogmengeschichte 
dieser Zeit, worauf man sein einziges Augenmerk richtete, in dem 
Ruf trostloser Trockenheit und überschwenglicher Langenweile stand, 
so wird sich jeder Leser überrascht finden, durch die lebendige Frische, 
welche ihm überall entgegentritt. Die wahre gesunde Quelle ist ja 
nicht der scholastische Formalismus der Commentatoren, sondern die 
jugendliche Geistesfrische der wieder erwachten Wissenschaft und 
das kräftige Leben und Treiben der aufblähenden Städte und Staaten. 
— Hoffen wir also, dass die Methode dem Verfs. sieb zahlreiche Freunde 
und eifrige Nachahmer erwerben werde. 

Aber auch der Inhalt des Buchs selbst ist ein willkommner Bei- 
lrag zur Fortbildung der Wissenschaft. Mit Compendien des Pro- 
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zesses sind wir jetzt hinreichend gesegnet. Sollen wir weiter kom- 
men, so ist n{Hh ig, dass die Untersuchung sich eoncentrire auf einen 
geringern Kreis. Wir sollten in dieser Beziehung lernen von den 
Bearbeitern der Naturwissenschaften. Die allseitige vollständige Er- 
forschung eines einzelnen Punctes wirft weit mehr Licht auf das 
Ganze, als die vorübergehende Berührung aller Gegenstände, aus 
denen das Bild unseres Prozessrechts zusammengesetzt wird. Für 
den Lehrzweck ist gegenwärtig hinreichend gesorgt, fassen wir nun 
das Bedürfniss der Wissenschaft fester ins Auge. — Der Verf. bietet 
ihis die Geschichte des Executivprozesses, also die Darstellung der 
Entstehung desselben, der Veränderungen , die bis auf unsere Zeit 
anf ihn eingewirkt haben ; nicht aber das System desselben d. h. die 
vollständige Zusammenordnung der jetzt grade gellenden Grundsätze 
mit ihren Conseqoenzen. Der erste Band enthält diese Geschichte 
selbst, der zweite dagegen eine Chrestomathie von Belegstellen zu 
derselben. Diese bestehen theils in Auszügen aus den Schriften der 
italischen, spanischen und französischen Juristen des Mittelalters, 
theils in Stücken der Statuten italienischer Städte aus derselben Zeit. 
Indem wir nun zur Beurlheilung dieses Inhalts selbst übergebn, 
Messe sich zunächst über die Form streiten. Manche möchten den 
ganzen zweiten Theil vielleicht als eine ausserwescntliche Zugabe 
lieber bin weglassen wollen. Wohin würde es- führen, könnte man 
sagen, wenn alle prozessualischen Lehrea mit einem solchen Beiwagen 
von- Belegstellen begleitet werden sollten. Und sind denn nicht fast 
alle die Schriften und Statuten gedruckt, so dass Jeder, dem es nöthig 
ist, sie naphlesea kann? — Wir unseres Theils sind nun freilich nicht 
der Ansicht/ dass es zweckmässig wäre, dergleichen ausführliche Aus- 
züge, die sich zum Theil notwendiger Weise wiederholen müssen, 
den prozessualischem Monographien beizufügen. Allein in diesem 
besondern Falle ist doch die Sache anders, und dem Verf. für seine 
Unternehmung Dank zu sagen. Wir finden, nämlich, wie gesagt, eine 
besondere Wichtigkeit in dem Buch als Beispiel. Wenn erst unser 
juristisches Puhlicum gewonnen ist für dergleichen Studien, dann 
mag man immerhin dem Einzelnen Überlassen, seinen Durantis u. s.w. 
nachzuschlagen. Allein für jetzt ist zu fürchten, wenn der Leser 
gleich im Stande wäre, die citirten Bücher sich zu verschaffen, was 
in Ansehung vieler sogar bezweifelt werden muss, dass er es aus 
Bequemlichkeit, Ungeschicklichkeit nnterlassen wird. Der Verf. 
bietet ihm also einstweilen in der geniessbaren modernen Form eines 
Octavbändchens gesammelt die betreffenden Aussprüche der Scbrift- 
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•) lauer den von DenUenen besorgten Ausgaben, worunter besonders 
B»rgnniin , i Taue red zu nennen ist, erscheint gegenwärtig in Italien eine neue 
Ausgabe der fantmtUcheu Welle des Bastolos. 
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nach dem Maease ihre» Inhalts dirch. sofortige Exekutorn realisirt wer-, 
den sollen , gerade so, als oh es. sich tun die. Vollstreckung eines 
nechtskcäfUg e* Erkenntnisses handelte»" Das Besondere beruht also 
in der Eigenschaft der Urkunden, nicht U der EigeotbantlichkeU 
des daraas berfliesaenden Prozesses« Dieses ist der gewöhnliehe 
Prozea* der ExecuUon. Neu and abweichend vom bisherige« Recht 
ist, nur der Gedanke, Aase es Urkunden gebe, dereo spezifische 
Eigeotbfi*nKcbkeit darin besteht, dass mit ihnen för den Inhaber das 
Recht verbünden ist, sogleich mit derEsecntion zu beginnen. Solche 
Urkunden biessen in Italien inttrumt/Ua gwrtntigiata, Und die 
Geschichte des s. g, ExeenttYprQ«esses ist somit eigentlich nur die 
Geschichte den betitet* der gutrenligürten Urkunden. Diese letzte 
Aauaseruag des Verfs. halten wk ea,cJi dem, was folgen soll, f i|r 
Deutschland nicht fftr richtig, indem dort bei der Reception diesem 
Institute bereits eine Aenderung im Grundgedanken eingetreten ist« 
Der Verf. führt seine Ansieht Ar Italien , Spanien und Frankreich 
vortrefflich an*. In Toseana sind die ersten Spuren dieses Instituts, 
welches sieb ellmälig über die Länder des gemeinen Rechts verbreitet. 
Jene besondere Eigenschaft, da« Recht der paraten Ejcecution erhielt 
aber die Urkunde, nicht schon durch die Liquidität des Beweises, son- 
dern durch besondere Cautelen bei ihrer Aufnähmet Diese aus der 
Praxis hervorgegangenen Cautelen, welche sich möglichst genau an 
die GmndsitUe des römischen Rechts anznschliessen suchten, um da- 
durch die ganze der damaligen Rechtssitte und dem Bedürfnis» ent- 
sprechende Einrichtung zu rechtfertigen, sind von. dem Verf. (daselbst 
§,5.) in folgenden Worten zusammengefasst ; „die Kontrahenten 
kleideten ihre Promissien in die Form eines gerichtlichen oder quasi- 
geriehtlichen Geständnisses (cotfem* wjure} ein, welches sie in 
frühesten Zeiten vor dem ordentlichen Richter t später vor dem die 
Yertragsurkuede ausfertigenden Notar (Juden ckartularius) ablegten, 
und Von diesem den richterlichen Befehl* das Versprochene binnen 
einer gewissen Frist zu leisten (prmeeeptum s. mtndetm dt solvendo 
executivum, als Anfang einer jeden- ExekntiQn, hier vorzugsweise 
praeeeptum guarentigUe genannt*) entgegennahmen. <« Die Folge 
war, dass der Inhaber einer solchen Urkunde* im Fall der Nichter- 
füllung gegen den Gegner die sofortige Qxikulion nachsuchen konnte, 
welche bereits durch das pwwtptvm eingeleitet worden war. Theo- 
retisch wurde die Einrichtung gerechtfertigt durch Zurückführqng auf 
den Grundsatz: confestu* in jure pro judicajQ habetur, weihen man 
auf Handlungen freiwilliger Gerichtsbarkeit, anfangs durch einen 
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Rechtsstreit, •bcrtm e > Die Fortbttd— g 4m i«d 4ie 
Praxi* Entstandenen geschah be s onders durch 4ie Stadtrechte. Diese 
waren et, weiche auch 4eai Netar 4ie Besegnise, 4ac prmeeeptmm am 
ertbeilea, eiarSamten, ja sie gingen ae weit, aMea «feathchea Ur- 
kunden auch ohne jeaea praeceptmm das Recht 4er paraten fixecation 
beizulegen. Jetzt war et mfgltcb, aacb auf Privatarkoadea fasse Ihr 
Recht auaiedehnen, anfangs indes* wohl aar, weaa 4aria vertra»gs- 
mftssig 4aa Reefat der paraten Execution beeteüt war. — Nach dieser 
Darstellung gebt der Verf. xor Beschreibung 4es Verfahre na aas 
selchen Urkaa4ea Ober. Dasselbe ist 4eat Grundgedanken nach 
etgentKeb aar das gewOboKcbe Ezec Btt ons ve rfahron. Atter Streit 
iber dfo Hanptverbiadliebkeit selbst ist also wie aaeb rechtskräftigen* 
Urtheil ginzBcb ausgeschlossen. Nar die Frage, ob das Recht der 
paraten Exeeatton richtig erwerbea sei oder nicht, kaaa dea Gegen- 
stan4 einer richterlichen Uotersnchnag bilden, sowie ja auch sonst 
die htegKebkek der Execution eines riehterlichea Erkeantaisses in 
der Bxecutioasiastaaz zoai Gegenstand eines Streites nnter den Par- 
thefen werden kann. Das Verfahren hat aiitbin an sad; för sich nichts 
Besonderes. Es ist snainiariseh nur insofern, als dieses uberhannt 
ia der Ezeeutionsinstanz der Fall ist Dieser Grundgedanke ist von 
den Italienern immer foetgebafeea worden, wenn gleich die eigen- 
Ibümliehe Entstehong its Rechts aof sofortige Execution durch den 
Vertrag nothwendig ia der Aostifbruag einige Eigenthümlichkeiten 
mit sich fähren mosste. Der Verf. föhrt sodann das Verfahren im 
Einzelne» aas, iaäem er zunächst von den Erfordernissen des Exe- 
entivprozesses im engern Sinn, dessen Bezeichnung mm ebenfalls 
leicht verstandlich ist, dann von den Schutzmitteln des Beklagten* 
endlich von der Form des Verfahrens ausführlich haadek. Wir be- 
schranken uns darauf, aas der Besprechung dos ersten Panctes noch 
besonders herauszuheben, dass es aach dieses Ansichten' der Italiener 
zor Einleitung des fraglichen Verfahrens also nur einer schriftlichen 
Urkunde bedurfte, aus der die Verpflichtung zur Duldung sofortiger 
Executiop hervorging, dass also durchaus nicht erfordert wurde, 
weder dass die zu leistende Verbindlichkeit eine Schuld in Geld oder 
seaetigen fongibeln Sachen war, noch dass sie sogleich nach allen 
Richtungen bin liquidirt war, noch endlich dass alle übrigen Poncte 
des Klaggrundes durch die Haupturkunde seihst oder etwa andere 
sofort bewiesen wurden. Nur musste natürlich in den beiden letztem 
Fallen eine Liquidatioasiastanz und eine Nachholung des Beweises der 
fehlenden Puncto, z. B. der s. g. Sacblegitimation, indess durch alle 
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möglichen Beweismittel, der eigentlichen Exeention vorausgehe. Ei 
genfigte, wie gesagt, wenn der Hauptpunct, die Bestellong des Rechts 
sofortiger Exeention, durch eine Urkunde festgestellt war. 

Im dritten Capitei besehreibt der Vf. die besondere Praxis der 
geistlichen Gerichte, im vierten und fünften die Aufnahme und Fort- 
bildung des Instituts der exeeutorischen Urkunden in Spanien und 
Frankreich. Wir müssen in Ansehung des höchst interessanten In« 
halts dieser Capitei auf das Buch selbst verweisen. Wir heben dar- 
aus nur so viel hervor, dass in diesen Gerichten und Lindern der 
in Toscana geborene, in Italien grossgezogene Gedanke der exe- 
entorischen Urkunden und des aus ihnen hervorgehenden Verfahrens 
dem Wesen nach der nämliche blieb. 

Unsere Absteht ist, bei dem fünften Capitei, in welchem von 
Deutschland die Rede ist, zu verweilen, Deutschland wird von dem 
Vf. verhältnissmassig kurz abgefertigt. Er weis't nach, dass im 
Lauf des sechszebnten Jahrhunderts erst die fremden Ansichten über 
executorische Urkunden und Executivprözess Eingang gefunden. 
Man stützte die Theorie derselben zwar nicht auf die eigentliche 
italienische clausula guarentigiae, sondern auf die vertragsmassige 
Bestellung des Rechts sofortiger Exeention, welche man im römi- 
schen Recht fär gegründet erklärte. Bald indes« gerieth die deut- 
sche Reehtsgelehrsamkeit auf bedeutende Abwege. Man erlaubte 
sieh eine Veränderung in der Grnndansicht, indem man alles Ge- 
wicht auf die Liquidität legte, welche durch eine Urkunde, oder 
sogar durch eine Mehrheit von Urkunden in Ansehung des ganzen 
Klaggrundes hergestellt werden könne. Darüber musste man natür- 
lich auch vergessen, dass die wesentlichen Eigentümlichkeiten des 
Exeeutivprozesses auf der Beschaffenheit des Streitgegenstandes, 
nicht auf der Besonderheit der Prozessformen beruhen. Und so 
kam man dazu, den Unterschied des Exeeutivprozesses in der Ver* 
schiedenbeit des Verfahrens zu streben. — Dies ist die Ansicht des 
Vfs. Indem er also den jetzigen Zustand der deutschen Ansichten 
für einen verkehrten halt, unterliess er ein genaueres Eingehn in 
die Beschreibung desselben, freilich unter der Erklärung, es gehöre 
das in die Darstellung des Systems. Indem er andrerseits die deut- 
schen Rechtsansichten vor der Aufnahme des fremden Rechtsinsti- 
tuts fär gleichgültig erklärt, verweigert er auch dabei länger zu 
verweilen« Das, was Andere fär den eigentlichen Ursprung des 
deutschen Exeeutivprozesses gehalten haben, das Recht der eigen- 
mächtigen Pfändung im Fall des Verzugs bei klaren Schulden, ist 
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Htm herbsten» ein AekuAnfcngfcnimct, an welchem die spätere 
Deetrin das aen eiagefilkrte fremde Institut befestigte und ver- 
breitete. 

Wir kennen ums damit nickt Ar cinrersIandeD erklären* Wir 
meinen, der deatsche Execntirproaew aai cia gana eigentatafichea 
Inatitet, nicht blas dar verdorbene iteJieaisek*. Wir haltao ik* ftr 
eit Produet zweier Paetoren, der allen germanischen Uehaag der 
Belbstexeeutioo und dee aufgenommenen itnlieaiaehen Instituts exe* 
tutoriscbcr Urkandea aad de« daraus hervorgehenden Prosesses. 
Wir wollen, aoweit ee die Grannen dieser Zeitschrift gestatten, die 
historische Rech tf er tigun g dieaer Behaantung verwehen» 

Betraektea wir dea geschichtlichen Entwicklungsgang in AU* 
gemeinen, ans welchem daa neue deo tacke Proacessrecht bervorge- 
geogee ist, so ist freilich, wie der Vf. ke merkt, klar« dasa die An- 
sichten der Italiener anter dem Namea dea gemeinen Rechts kereita 
als etwas Fertiges, Abgascblosseaes naek DeutaeMaad übertragen 
worden* Hier trafen sie auf einen Zustand dar Glhrung, in weichen 
die Nation siek unbehagkck genug fehlte, so dass vea vielen Settern 
das Aaftreten de« fein ausgebildetes fremden Reelle freudig als eine 
Erlösung begrflsst wurde. Freilich weilte nun dasselbe eich* für ein 
fremdes gelten lassen, und man konnte sieh ia dasselbe um so eher 
kineinftuden, als das remiaeke Eleasent durch die Umbildung, die ea 
In Italien erfahren batte, nach das Vfs. treffender Anmerkung, be- 
reits ia einer germanisirten Gestalt auftrat. Nickte desto weniger 
war der Widerstand des germanische« Elements in den untern Krei~ 
sen seiner Uebnng, an welchem daa Volk unmittelbar Theil nahm, 
zu gross, uad die Bildung, welche die Haadhabeag des fremden 
Rechts voraussetzte, au gering, als dass es dem letztern gelungen 
sein sollte, oboe Weiteres an der Stelle dea erstem vollständigen 
Besitz au nehmen. Beide Hindernisse wurden freilich allmiltg be- 
seitigt, aber nickt ebne dass das fremde Reckt selbst noch auf eine 
eigentümliche Weise mit germaaitcbea Ansichten durchdrungen uad 
durchflocbten werden wäre, welche ihr Gewicht natürlicher Weise 
vorzugsweise in denjenigen Instituten äusserten, welche selbst in 
Italien aus germanischer Wurzel entsprossen nur mit dem römischen 
Gewand bekleidet worden waren. Dies letalere ist namentlich bei 
dem verliegenden Institut der Fall; uad es ist dadarch möglich ge- 
worden, den eigentlichen Grundgedanken in freierer Weise auszu- 
bilden, «b dies ia Italien der Fall war: eine Bemerkung, worauf vir 
am Schluss zu reck kommen werden. 
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Wenn wir bei dieser Gestalt der Dinge unsere Amfmerksamkcit 
auf die Quellen richten, ans denen die Kenntnis« jener Zeit des Ue* 
bergangs zo schöpfen ist, so ist vor allen Dingen aöthig, ei*eo vor* 
sichtigen. Unterschied zu machen zwischen zwei Gattungen, welche 
ganz: verschieden gefärbt sind. Die eine huldigt fast unbedingt dem 
italienischen Recht. Dahin gehören die Ordnungen für die böhern 
Gerichte, sowohl Hofgerichte als namentlich die Reichsgerichte. 
Die vorhin bezeichneten Hindernisse existirten für diese höhern 
Kreise nicht. Dazn kam, dass die altdeutschen Rechtsansichten über 
Prozess weniger geeignet waren für die Organisation und das Ver- 
fahren höherer Gerichte mit ausgedehnten Sprengein. Endlich ver- 
breitete sich mit der feinern Sitte und Bildung das ansgebildetere 
Recht natürlich zunächst von oben herab. Zu dieser erstem Gat- 
tung gehören sodann auch die juristischen Schriftsteller Deutschlands 
aus jener Zeit. Sie sind zudem »ehr zweifelhafte Zeugen über das 
damals in Deutschland geltende Recht, indem sie sehr häufig die 
remanischen, um mich dieses umfassenderen Ausdrucks zu bedienen, 
Ansichten als geltendes Recht vortragen, gestützt auf Merkmale, die 
in der Uebung zu&Hig dasselbe Aasseben hatten, während sie aus 
einer ganz verschiedenen germanischen Wurzel hervorgegangen wa- 
ren. Selbst bei den sonst zuverlässigsten Praktikern jener Zeit ist 
sorgfältig zu unterscheiden, das, was sie bezeugen, und das, wa4 
sie daraus machen. — Die zweite Gattung von Quellen hält steh 
weit mehr an die einmal vorhandenen Institutionen, und sucht daran 
das fremde Recht anzuknüpfen, oder denselben eine zweckmässige 
Erweiterung und Fortbildung mit Hülfe des fremden Recks zu geben. 
Dahin gehören die Landesrechte, Untergerichtsordnungen und Stadt« 
rechte in ihren prozessualischen Theilen. Der durch diese beiden 
Quellen entstandene Widerstreit ist bis in die neueste Zeit hinein 
noch nicht vollständig ausgeglichen, und ist der Grnnd der auffallen- 
den Erscheinung in manchen Ländern, üaas die Untergerichte im 
Gegensatz der Obergerichte zum Theil ganz abweichende Prozess- 
normen nach ganz besondern Prozessordnnngen befolgen. Erst die 
Codification der neuesten Zeit hat in manchen diesen Gegensatz ver- 
tilgt. Für die Entwicklung des neuern deutschen Prozessrechts aber 
ist er von grosser Bedentong geworden, indem nicht nur der Prozess 
der Obergerichte auf die der untern, sondern auch umgekehrt ein- 
gewirkt hat. Hat ja doch selbst die Reichsgesetzgebung für 4\e 
Reichsgerichte der Einwirkung eines einzelnen Territorialprozesses 
bedeutende Zugeständnisse machen müssen. 
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Aach f&r die Geschichte des deutschen Execntivprozesses ist 
die Unterscheidung beider Gattungen von Wichtigkeit, indem in je- 
der von beiden das aufgenommene fremde Element der executori- 
schen Urkunden in einer sehr verschiedenen Gestalt auftritt. 

Ehe wir zur Schilderung derselben übergebt», müssen einige 
aegatire Bemerkungen über die vom Vf. für seine Ansiebt beige- 
brachten Beweisstellen vorausgeschickt werden. Er fandet nämlich 
in manchen Aeusserungen eine geflissentliche Nachahmung der aus- 
ländischen Praxis, oder wenigstens den Einfluss der fremden DectrtD, 
wo wir ihm nicht beistimmen k&nnen. Wir glauben vielmehr, dass 
die römisch-rechtliche Einkleidung, auf welche sieh die italienische 
Doctrin zunächst stützte, das freiwillige Bekenntnis vor Gericht mit 
dem darauf folgenden praeceptum judieit in Deutschland einen sol- 
chen Eingang gefunden hat, dass sie auf die fernere Gestaltung der 
Lehre hätte von Einfluss sein können. Der Aestoss za dem Ge- 
danken, auf Urkunden hin sogleich richterliche Execution einzulei- 
ten, ging allerdings von Italien aus, aber die Einkleidung und Aus- 
bildung, die es in Deutschland erfuhr, ist diesem ganz eigeothtfm- 
lieh. — Wir beginnen mit der vom Vf. angezogenen Mainzer 
Untergerichtsordnung von 1534. In dem Titel „von Bekandtnussea" 
ist lediglich davon die Rede, inwiefern das Geständnis* im ordent- 
lichen Prozess eine genügsame Beweisung mache» Dies ergiebt 
sowohl die Stellang ^es Titels hinter der Lehre vom Zeugen- und 
Urkundenbeweis, als aueh die nähere Zergliederung des Inhalts selbst. 
Der erste Absatz besagt: wer vor Gerieht die eingeklagte Forderung 
eingesteht , ist so gut wie verortheilt, und es wird ihm sogleich eine 
Frist zur Erfüllung gegeben. Dieser Salz ist eben so sehr dem al- 
tern deutschen als dem römischen Recht gemäss. Der zweite Satz 
enthält: es kommen auch Geständnisse vor Gericht vor ohne Rechts- 
streit, die dann in das Gerichtsbueh geschrieben werden* Dazu [ist 
hinzuzudenken: auch diese Geständnisse sollen einen genügenden 
Beweis vor Gericht abgeben» Diese Sitte, vor Gericht Geschäfte 
abzumachen, vor Gericht dem andern Centrabenten etwas zu beken- 
nen und zu geloben, war nicht minder eine längst in Deutschland 
übliche. Es wurde darüber aul Verlangen ein SchOppehbrief aus- 
gestellt. Zu vergleichen ist das bierin sehr ausführliche alte Culmer 
Recht ans einer Handschrift von 1394. gedruckt zu Thorun 1584. 
Fol. Buch 1. Gap. 15. ff. und 22. Buch 3. Gap. 118. ff. und über die 
Schöppenbriefe Buch 2. Cap. 16. Buch 3. Gap. 63. f. Aueh die Ein- 
richtung der Gerichtsbücher, in welche dergleichen Sachen des Au- 
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Denkens halber niedergeschrieben worden, ist eine alte*), wenn 
gleich seit dem Eindringen der fremden Rechte weit mehr auf das 
Schreiben gehalten wurde, als früher, und daher in manchen nament- 
lich untern Gerichten dergleichen Bücher jetzt erst eingeführt wur- 
den. — Endlich im dritten Absatz wird hinzugesetzt: auch ausser- 
gerichtliche Geständnisse, von Notarien oder sonstwie abgelegt, sollen 
unter Umständen einen Beweis abgeben. — Dass diese Vorschriften 
offenbar nur die Kraft der Geständnisse im gewöhnlichen Prozessgang 
normiren wollen, und dass dabei an execulorische Urkunden nicht im 
Entferntesten gedacht ist, ergibt endlich die Vergleichung von einer 
Anzahl Statuten aus derselben Zeit. Diesen Zweck lässt deutlich 
hervortreten die mit der Mainzer sehr nahe verwandte Untergerichts- 
Ordnung für das Erzstift Trier von 1537. in dem Titel: von eygener 
Bekanntnhss : Was eyner selbs bekennet, das wirt billich für genug- 
sam bewiesen angenommen und gehalten u. s. w. Ebenso enthält 
das Würtemberger Landrecht von» 1555.**) im Abschnitt: von Pro« 
bation, Beibringung oder Anweisungen als ersten Titel den 
„von der Partheien selbst Bekanntnussen ", worin der erste und dritte 
Absatz der Mainzer U.G.O. wörtlich widerholt sind. Dass die in 
die Gerichtsbücher eingeschriebenen Bekenntnisse eben nur die Be- 
deutung von gewöhnlichen Beweisen haben, ergiebt endlich auch die 
Nürnberger Reformation v. 1564. Tit. 8. Gsz. 4., und am ausführ- 
lichsten enthält die von uns vertheidigte Auffassung die Frankfurter 
Reformation v. 1578. Th. 1. Tit. 29. u. 30. — In allen diesen Sta- 
tuten tritt mehr oder weniger die damals bei den Gelehrten gangbare 
romanische Einkleidung der Beweislehre hervor. Soviel scheint aber 
aus der Vergleichung aller gewiss, dass man bei Abfassung dieser 
Stellen an das in Italien daran geknüpfte Institut guarenligitrter Ur- 
kunden nicht dachte. 

Der Verf. findet ferner in einem Formular, das Alexander 
Hngen (R betonen u. Formulare. Tübing. 1528. Fol.) mittheilt***), 
grade zu eine guarentigiirte Urkunde nach dem Muster der romanischen 
Praxis, Offenbar haben ihn die Schiusaworte: „nach erkannter urteil 
von gerichts wegen", sowie das ausdrückliche Gelöbniss der Erfüllung : 



*) Vergl. Magdeburg. Schoffenurtheile. Th. 2. Cap. 1. Dist. 5. abgedruckt 
hinter der Ausg. de» Sachgup. Lpz. 1539. Fol. 

**) Gedruckt 1554*, aber aufgegeben zufolge des Schlusses erst am 6. Mal 
1555. p. 55. f. 

***) Fol. CCXXVlb. u. CCXXVII. nicht wie bei dem Verf. S.343. Not. 10. un- 
richtig tiüti ist: Fol. CCXllb. u . CCXÜI. 
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„in mei* des Schultheis seo als eins Richters Hand" getauscht. Diese* 
Geiöbniss der Erfüllung int etwas sehr Gewöhaiiebes in Vertragsnr- 
knoden damaliger Zeit (s, z.B. .Fol. CCIX.), and soM im vorliegenden 
Formular aar eine besondere Bestärkung erhalten »durah foradicbes 
Haadgeltfbde rar Goricbt, welches ja so häufig an Eides Statt er- 
scheint. Das Unheil der Seböffea dagegen hat .gar nicht die Bedeu- 
tung, dass dem Bekennenden die Bezahlang befohlen worden wäre, 
das nroas doch der Verf. annehmen, sondern bezeichnet vielmehr 
aar die Zustimmung dar eaweseadee Gericbtsmitgüedcr darüber, daes 
alles mit Rechten bei Votiziebing des ganzen Geschäfts zugegangen 
sei. So oft nämlich aneh in Sachen freiwilliger Gerichtsbarkeit das 
Geriebt sieb versammelt, sind es die Schöffea, welche um ihrürthed 
gefragt werden, wie das vor ihn«« vorzunebmende Rechtsgeschäft 
dem Rechte gemäss eiezugehn sei, und wenn es vollendet ist, ob es 
nun im Wege Rechtens vollendet sei, so dass es fernerhin zu Recht 
bestehe möge, »oder ob npcb etwas daran fehle. Der Ausspruch der 
Sehö0en darüber •ist dann das Untbeil oder Bekenntaus, oier (Er- 
banutniss; aad .ein s«4ehes ist noch in den Schlasswortea des von» 
Verf. angezogeaea Fornmlars gemeint. Beispiele finden sieb ausser» 
dem bei Hugen sehr bänfig aaf den Blättern 16Ä. bis 168. 172^ 
209. 210 b - 227 ht nnd sonst. Dass aber unsere Erfctärang richtig sei, 
ist am deutlichsten zu ersehn ans dem EDterbongsformdlar BJait .168., 
wobei nach mit „urteil in recht erkaat" wird, dass der vor Gericht 
erschienene Vater wegen der von ihm angeführten Ursachen seine 
Tochter wohl enterben möge, «od wo, nachdem die Enterbung vor- 
genommen ist, das Ganze ebenfalls mit den Warten schliefst: „4*Js 
auch diss alles mit urteil und recht erkant und bestetigt ward von 
ollen denen, so zu geriebt sassen, und hieroob gefragt worden, 
Nemlicb die ersamen weisen u. s.w. Zu urkund u. s. w." — Alle 
diese Formular« haben also niebts zu tbnn nnt dem italienischen Ge- 
brauch des >pr*eoept$ judicis in confessum. Dasselbe müssen wir 
deshalb auch behaupten von der von Mittermaier angefiibrten 
Trieriscben Urkunde von 1405., auf welche sieh der Verf. ebenfalls 
bezieht. Der Schluss, nach welchem den Contrabenten alles Recht 
gegeben wird, „glycber wys als wäre es eyn mit rechten Schelfen- 
Urtel im vollen gerite erteilt und zngewyst", bedeutet nämlich weiter 
nichts, als die in gewöhnlichen nicht vor Gericht angenommenen ?Ur*- 
künden gebräuchliche Klausel, dnss die Urkunde eben so viel Kraft 
haben solle, als eine gerichtliche. Das fragliche Schöffenurtheil ist 
auch hier kein praeceplum judicis^ sondern .die ausdrückliche BesiäV 
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tigoog derSehöffeo, das« Alles mit Rechte* zugegangen sei. So em- 
pfiehlt auch Alex. Bugen Bl, »00. in „scbi echten" Verpf&ndongs- 
Urkunden die Glaasel avfannebmen ; das »Gut sollt verpfttadet sein, 
„im nassen m\b ob jnen das vor unsenn ordelrcbeo gericbts geitf* 
tieften oder waWiobem stab eingesetzt, «ad darüber erkannt 
war«.* 4 

Dem Zeugniss des Noe Maurer, dass das R. G.G. selbst der- 
gleichen praecepta erlassen habe, traut der Verf. selbst nicht, wie 
es scheint, und zwar mit Recht. Denn Noe Maurer giebt in dem 
Titel decrelum condemnalionis partfs ad servandum pacta seu pro- 
missa offenbar nur seine aus den Italienern geschöpfte theoretische 
Ansicht Über das, was ihm ebenfalls zu den Geschäften eines Rich- 
ters zu gehören schien, nicht aber ein Zeugniss dessen, was das 
B. CG. gethan hat. Dies zeigt sich in dem Inhalt des Titels deut- 
lich. Es sind b'los Vhrascn, die er aus den romanischen Schrift- 
stellern abgeschrieben hat; er giebt auch kein Formular eines sol- 
chen Decrets, was er doch sonst nie unterlässt. Der Grund ist, weil 
das C.G. solche Decrete überhaupt nicht erliess. 

Auch die Statuten der Sjadt Worms von 153!. Ruck 3. Tit. 24. 
können die Behauptung des Verb* nicht rechtfertigen. Offenbar i&t 
freilich, dass »denselben die romanischen Grundsätze über xlas Ver- 
fahren bei guaitentigiirten Urkunden «ingewirkt haben. AHein die 
Art und Weise, wie die exe cutori sehe Urkunde selbst zu Stande ge- 
bracht wird, nämlich indem sich zu derselben „ heid teil vor unserm 
sitzenden Rath «deennea und omb Versieglung gebetten haben", ist 
keineswegs noth wendig romanisch« Das Ritten mm Anhängern «des 
Stadtsiegels nach vorausgegangenem Bekenntnis* über die Richtig- 
keit der Urkunde ist vielmehr ein dem Siegelwesen damaliger Zeit 
Überhaupt angehörender Act. Formalare desselben .finden sich unter 
andern bei Hugen a. a. 0. Fol. CCIX. a. E. ». CCIX b ju A. Di? 
geschehene Resieglung selbst dient zu weiter nichts, als zu beweisen, 
dass die Urkunde acht sei* sofern das den Partheion fremde Siegel 
.mit deren Bewilligung oder auf ihr Bitten der Urkunde -angehängt ist. 
Sowohl das Bekenntnis*; als die Besie&luqg sind .also in gar keinem 
Zusammenbang mit der italienischen -canfessio, und dem darauf er- 
folgenden praeceytum judicis. 

Ebenso fet augh »in den *churtäth<£sehen Verordnungen über 
versetzte Brieff und Siegel nur das Verfahren romanteeh, die Art 
der Entstehung *iaer «xfeentorische* Urkunde dagegen nick. 
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Was io Oestreich Rechtens gewesen sei, llsst eich aas den 
Zeugnisse Gaill's (de arrest. imp* cap.9. nr. 18.) Aber die debüa 
confessae instrumenta et ckirograpkis debitorum nicht abnehmen, 
da dieser Aasdruck nicht nolbwendig von der italienischen Praxis des 
Bekennen* vor Gericht, oder Notar, zum Zweck 4er Ertneilaeg des 
praecepti, sondern allgemein verstanden werden kann von Urkunden, 
in denen Jemand seine Schald bekennt« 

Aas der bisherigen Prüfung der von dem Verf. angefahrten Zeug- 
nisse geht also so viel hervor, dass daraas nicht bewiesen werden 
kann, es habe die in Italien übliche besondere Begründung der 
execatoriscben Kraft der Urkunden auf das Geständniss und das ianaf 
sogleich erfolgende praeceptum judicis in Deutschland jemals Eingang 
gefunden. Als Einschränkung dieses Satzes ist nun hinzuzufügen, 
dass in den geistlichen Gerichten nuch in Deutschland allerdings 
etwas dergleichen vorgekommen zu sein scheint« Dies geht hervor 
aus den von dem Verf. beigebrachten, bisher absichtlich nicht er- 
wähnten. Zeugnissen des Udalr. Zasius. Ausdrücklich aber schränkt 
derselbe diese Gewohnheit auf die geistlichen Gerichte ein, und dass 
sie von dort aus weiter um sich gegriffen habe, lässt sich nicht nach- 
weisen. Dass aber diese eine solche Praxis unabhängig von dem 
übrigen Rechtszustand in Deutschland befolgt baben , ist wegen ihrer 
nahen Verbindung mit Italien und ihrer von den weltlichen Gerichts- 
institutionen des Landes, in dem sie sich grade befanden, unabhän- 
gigen Stellung, leicht begreiflich. 

Wir versuchen nunmehr positiv zu entwickeln, so weit es die uns 
gegenwärtig zu Gebote stehenden beschränkten Hülfsmittel nament- 
lich hinsichtlich der statutarischen Rechte erlauben, auf welcher 
Grundlage und in welcher Richtung sich nach unserer Meinung der 
deutsche Executivprozess ausgebildet bat. Zu diesem Zwecke ist es 
nothwendig, zunächst einige Bemerkungen über den Rechtszustand 
in Deutschfand vor dem Eindringen der romanischen Lehre voraus- 
zuschicken. t 

Zuvörderst war auch in dem altern deutschen Verfahren der Satz 
enthalten, dass ein verdammendes Urtheil Überflüssig sei, wenn der 
beklagte Schuldner der Schuld vor Gericht geständig ist. Das Gericht 
beschränkt sich alsdann darauf, demselben sogleich eine in verschie- 
denen Fällen verschiedene Frist zur Bezahlung zu setzen, und dem- 
nächst die Execution zu leiten. Doch sind es natürlich auch hier 
die Schöffen, welche finden, was in einem solchen Fall zu thun Rech- 
tens sei, während der Richter 4as Resultat nur ausspricht. Jedoch 
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steht ei iri der Macht des Richters, wenn der beklagte Schuldner der 
Schuld vor ihm geständig ist, auch ohne Zuziehung der Schöffen so* 
gleich eine Frist zur Klaglosstellung anzusetzen, weil es eines eigent- 
lichen Unheils dann nicht bedarf. Nur dieses ist in dem Art. 46. 
des Weiebhilds enthalten, und wenn die von Heffttr angeführte 
Glosse dazu: „ist es aber um beweislich schuld, so mag der Burg- • 
graf oder der Schultheis alle tag woi selbst richten, darmnb das 
man mit urteilen da nicht dinget " sich allgemeiner auszudrücken 
seheint, so ist doch nach -dem Inhalt des Art. 4& sowohl als nach 
den folgenden Worten der Glosse selbst t „bekennet der Schuldner 
der schuld u. s. w." damit nur eine vor dem Richter selbst einge- 
standene Schuld gemeint. Die übrigen Salze werden feewährt durch 
S$p. IL Art. 5. Weichbild. Art. 27. u. 91* Magdeburg. Scb&ffeDur- 
theil« a.a.O. Tb.2.Cap.2. diti. 13—17. Culm.R.Th.3. Cap.71.— 
Was übrigens die oben erwähnten Bekenntnisse vor sitzendem Rath 
oder in gehegtem Ding betrifft, welche freiwillig abgelegt worden, 
und worüber auf Verlangen ein Brief ausgefertigt wird, so befreien 
sie den Gläubiger keineswegs von der Nethwendigkeit, eine ftrat-- 
Jiche Klage anzustellen , felis der Schuldner seinem Gelöbnisse nicht 
nachkommt. Das Zeugnis« des Gerichts über das früher geschehene 
Bekenntuiss hat indess den grossen Vortheil für den Kläger, dass 
dadurch 4er Beklagte von dem ihm sonst regelmässig offen stehenden 
Eid ausgeschlossen wird *). Im Uebrigen wird in einem solchen Fall 
verfahren, wie. gewöhnlich, *o dass namentlich auch die etwaigen 
Einwendungen des Beklagten, z.B. die der Zahlung**), berücksich- 
tigt werden, Und so bedurfte es ohne Zweifel auch, wenn der Be- 
klagte nicht freiwillig und ohne weitere Einwendungen dad frühere 
Bekenntniss jetzt auf die geschehene Klage hin wiederholte, erst 
eines förmlichen Urtheils, ehe man zur Execution gelangen konnte. 
So viel ist also klar, dass in diesen Fällen nie ohne Weiteres mit der 
Execution begannen wurde» Man vergleiche hierüber die oben S. 9 b * 
citirteu Stellen des Culmer Rechts und die Glosse zu Art. 27. des 



*) Ssp. I., 7. Schwsp. I., 11. — Das Kaigerrecht I., 14. u. III., 21. dehnt die 
Wirkung der Gerich Uk und igkeit noch viel weiter aus: Überall, wo dem Richter 
und Schöffen die SachverhäUnisse bekannt sind, soll es keines förmlichen gericht- 
lichen Verfahrens weiter bedürfen, sondern der Richter dem Kläger sofort zu 
seinem Rechte verhelfen. Leider ist indess für Herstellung des Textes sowohl, 
als für die- Aufklärung der Quellen und des Umfangs der Geltung dieses interes- 
santen Rechtsbuchs so ausserordentlich wenig geschehn, dass man zur Zeit nicht 
mit Gewissheit den Werth dieser Behauptungen ermessen kann. Um so mehr, 
als sich nicht erkennen lässt, in wieweit der Gelehrsamkeit affectireiide Verfasser 
ein blosses Theorem oder einen praktischen Grundsatz verbürgt. 
**) Culm. R. III., 63. 64. 122. 
Krit. Jahrb. f. D. R\V. Jahrg. IX. H. V. . 28 
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Weichbilds kl den Werten: „Ir seit aber die verlernen alt 4erT«it 
anrieht, von 4er schuld, die er bekämet o. s. w." — Kam es übrigens 
in Folge Urlbeils oder einee gerichtlichen Geständnisses auf dtfe> er- 
hobene Klage au wirklichen Zwangsmitteln, ae war das nächste und 
erste die Pfändung dar fahrenden Habe» welche in diesem Fall mit 
Erlaabnifs dee Richters und unter Mitwirkung das Frohnbotea oder 
Gerichtsdieners vor sieh ging, and zuletzt den Verkauf der gepfän- 
deten Segensttode herbeiführte. 

Danehen war es »weiten» ein alter hergebrachter Grundsati, 
das* ia gewiesen FlUen gegen die Regel sich ebne des Richters Ur- 
laub oder Erlaubnis* der Gegner gepffendet werden dürfe. Eimer 
dieser Fälle« welcher allein hierher gebort, war der, wo der Schuldner 
troll geschehener Mahnung seine Schuld nicht zahlte. Die Gesetz- 
gebung ist indess von jeher bemflbt gewesen, diese Eigenmacbt wegen 
des nethweuejg damit verbundenen Mishraucb« einzudämmen. Zuerst 
dadurch, dass gewisse Sachen doch nur mit Erlaubnis* des Richters 
genfindet werden durften *). Sodann dadurch, dass es nur im Falle 
einer »kantlichen und unlogedkare« Schuld", worunter aber keioee- 
wegs Mos eine urkundlich beglaubigte Schuld verstanden wire% 
geschehen seilte. Endlich dadurch, dass die eigenmächtig gepfän- 
dete Habe doch nachher sogleich in gerichtliche Gewahrsam gebracht 
und von eWt entweder durch den Schuldner ausgehst, oder von dem 
Gläubiger verkauft werden seilte**). — Dieses Pfändungsrecht ge- 
bährte dem Gläubiger, mochte es ihm ausdrücklich bei Uebernahme 
4er Schuldverpflichtung von dem Schuldner eingeräumt sein, oder 
nicht. Es ist aber leicht begreiflich, dass der Gläubiger sich häufig 
4er Sicherhett halber .noch besonders versprechen lies», wozu er 
ohnehin ein Recht hatte. Wo also die Eingehung der Schuldverbind- 
lichkeit besonders feierlich vor sich ging, zumal bei Ausfertigung 
einer schriftlichen Urkunde darüber, pflegte man einige Clausein in 
Bezug auf dieses Recht ier Eigenmacht aufzunehmen. Dergleichen 
Clausein« welche wir in allen Ländern, wohin sich der deutsche Stamm 
verbreitet hat, in unzähliger Menge vorfinden, haben mithin gewiss 
ursprünglich nicht die Bedeutung, die Urkunde kräftiger zu maches, 
als sie ohnehin war, sondern nur den Schuldner ausdrücklich auf das 
aufmerksam zu machen, was ihm von Seiten des Gläubigers bevor- 
stehe, wenn er sein Versprechen nicht löse. Dass dies in den ro- 

*) L, Longobard. II., 21. cap. 5. 6. 

**) Mao i. d. Landfrieden z.B. v. «89. f. 24.; besonders Friedrieh's 111. 
Reformation v. 1442. §. 2. 3. 
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maiiscben Modern* namentlich Italien, durch denEinfluss des eivili- 
sirtern römischen Rechts, welches die Eigennacht in viel engere 
Grunzen ein schli esst, sehoa viel früher als in Deutschland anders 
geworden ist, ist bekannt Es ist aber för aas nethwendig, ausdrück- 
Heb darauf anfmerksani za machen, daes dies in Deutschland bis zum 
Ende des fünfzehnten Jahrhunderts entschieden nicht*) der FaH war. 

So weit die Altern deutschen Ansichten vor dem Eindringen des 
römischen Rechts. Wir geben nun dem Verf. vollkommen Recht, 
wenn er benanntet, dass daraus allein keineswegs der neuere deut- 
sche Exeeotivprozess sich entwickelt haben würde. Erst Italien 
brachte den eigenthüsslichen Gedanken sofortiger richterlieber Exe- 
cotton auf blosse Beibringung von Urkunden, nebst den besondern 
Grundsätzen des Verfahrens in einem solchen Falk Was wir aber 
behaupten, ist das: dieser romanische Gedanken ist ganz ei gen - 
thümlich durch die bis dahin in Deutschland gangbaren Rechtsan- 
sichten ausgebildet worden, und so beruht der neiere deutsche Exe- 
eutivproxero auf zwei Grundlagen: dem, was aus Italien herüber- 
kam, und dem, woran Deatsehiand dasselbe anknüpfte« Geben wir 
nunmehr ittber ein anf die durch die Aufnahme der romanischen 
Lehren in Deutschland hervorgebrachten Veränderungen» 

Der erste der oben erwähnten Puncte hat keine wesentlichen 
Veränderungen erfahren. Die Art des Ausdrucks hat sich mehr dem 
remische« Recht angeschlossen. Die Erfordernisse eines gültigen 
Geständnisses werden eben daher aufgenommen. Das freiwillig 
vor Gericht ohne vorgängige Klage abgelegte Geständniss wird nur 
als Beweisgrund für einen spätem Rechtsstreit behandelt, Ihm wer- 
den die außergerichtlichen Geständnisse beigeordnet, uoc) deren Er- 
fordernisse ebenfalls nach dem römischen Recht bestimmt, Mit einem 
Wort: die Lehre vom Geständnis wird als ein Theil der neuen Be- 
weistbeorie aofgefasst und behandelt. Wir verweisen deshalb auf 
das oben Gesagte» Unsere Untersuchnagen führen hier also zu dem 
negativen Resultat, das? man in Deutschland die auf gerichtliches 
Gestand aUs erfolgende sofortige Execution nicht in Verbindung ge- 
bracht bat mit der schleunige» Execution auf den Grund von Ur- 



*) Wii<U in seiner nntfiihrtkbfi* Abhandlung ober das Pftedungsrecht 
(Zeitach. f. deut. R. Bd. 1.) ist anderer Meinung, indem er den Worten des Land- 
friedens folgt. Freilich igt es wahr, dass erst in den spätem Landfrieden schüeh- 
tern gewisse Ausnahmen von .dem «Ugemeinen Verbot eigenmächtiger Pfändung 
«u gegeben werden. Allein der Grund davon scheint mir lediglich die Furcht, das 
Verbot selbst zu untergraben. Erst später wagte man, ausdrucklich auszuspre- 
chen, was 1 *«* je her *ti*bfihw*i«en4 Jeder ausgenommen haue. 
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künden. Hiergegen kann auch mit Grand Hiebt eingewendet werdes, 
dass mitunler in einigen deutschen Landern die Doctrin. aack dem 
Vorgang der Italiener das bereits reeipirfe Institut des Ejcecitivpro- 
zesses zu rechtfertigen suchte durch Beziehung auf Landesgeietze, 
in denen schleunige Hülfe gegen geständige Schuldner verspreche* 
wird. Dies geschah in Baiern nach dem vom Verf. angeführten Zeug- 
nis» von v. Kreitmayr (Anmerkungen ob. d. cod. jur. Bavtr.jud. 
tap. 8. §. 3. litt.e.), und in Thüringen nach dem Zeugniss von Colcnu 
(proc. execut. HL c*p. 2. nr. 9.)« Denn dergleichen Berufusgei 
geschahen nur, um das Gewissen in Ansehung der rechtlichen Existm 
des langst in der Praxis eingeführten Instituts zu beschwichtigen. Atü 
die Fortbildung desselben sind sie glnzlich ohne Eiofluss gebiiebei. 
So wirde denn also alles Gewicht auf den zweiten der obigei 
Puncte fallen. Hier müssen wir vor allen Dingen auf die vom Verf. 
sehr gut ausgeführte Bemerkung aufmerksam machen , welche lis 
Jahr 1495«, in welches die Errichtung des ewigen Landfriedens ftllt, 
als den Anfangspunct des neuen Rechtszustandes in Scbu/dsidfcen des* 
halb bezeichnet, weil darin der erste Ausdruck einer veränderten 
National gesinnong enthalten ist. Was man früher auf tauxe Vn 
versucht hatte, das wurde jetzt als Grundsatz festgestellt: die Ab- 
schaffung der Bigenmacbt, und die Substituirung gerichtlicher Hülfe. 
Welche ungeheuere Umwandlung damit vollendet war, begreift der- 
jenige leicht, welcher in der Rechtssitte und Geschichte der deut- 
schen Nation diese ungebandigte Hinneigung zur Eigenmacht sich 
nicht verhehlt. Sie sollte von nun an als unrechtlich, als uneriasit 
betrachtet werden, welche früher die Grundlage des Schuldrecsts 
gebildet hatte. Natürlich ist weder der Verf. noch auch wir gemeint, 
anzunehmen, dass dieses Resultat platzlich herbeigeführt, noch awli 
sofort durchgeführt worden sei. Aber der Reichsabschied von 1495. 
ist der erste vollständige Ausdruck dieses veränderten Nalionalwilleiis, 
und die meisten Reicbsgesetze sind ja historisch mehr wegen ihres 
Ausdruckes, als wegen ihres Erfolges von Wichtigkeit. Bei diesen 
erfreulichen Resultat, wodurch die Möglichkeit einer fortschreitendes 
Civilisation erst gegeben ward, darf entschieden das Verdienst der 
romanischen Recbtsansichten vor allen Dingen mit in Anrechnung ge- 
bracht werden, welche aus den Landern stammten, in denen bereit* 
römische Gultur den Kampf siegreich über die Rohheil der barba- 
rischen Ueberwtnder ausgefochten hatte. Sie -waren es daher auch, 
welche den Weg anzeigten, auf dem das Surrogat Tür die aufgege- 
benen Sitten zu finden war. Sie waren es namentlich auch, welr.h» 
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den Canal groben, durch den die immer noch aufbrausenden Fluthen 
der eingewöhnten Eigenmacbt dem neuen Rechtszustand unschädlich - 
abgeleitet und eingedämmt wurden. Alle dieselben Fragen, welche 
jetzt mit Ungestüm dem neuen Rechtszustand sich entgegenwarfen, 
waren ja schon längst nach allen Seiten hin in Italien aufgeworfen 
und durchgearbeitet; und überall war bereits die civilisirtere Rechts- 
ansieht siegreich aus dem Kampfe und. dem Zweifel hervorgegangen. 

Für die genauere Feststellung sind nun die beiden oben unter* 
schiedenen Gattungen von Quellen dieser Zeit zu unterscheiden. In 
der ersten, in welcher das genieine Recht den unbedingten Vorrang 
einnimmt, rausste sich die Antwort auf die Frage, was hinfort mit 
den Ausflüssen der alten Eigenmacht werden solle, natürlich dem 
gemeinen Recht möglichst annähernd gestalten. Als Prototyp dürfen 
wir in dieser Gattung die för die Reichsgerichte bestimmte Gesetz- 
gebung und deren Praxis betrachten. Es war die Hauptaufgabe des 
aeubegrfindeten Reichscammergeriehts, den mit Mühe errungenen 
Landfrieden zu erhalten und zu befestigen. Ha« suchte daher ängst- 
lich Alles zu umgehn und zu vermeiden, was dem alten Zustand wie- 
der hätte Eingang verschaffen können. , Die Geschichte der Land- 
frieden selbst bietet davon ein schlagendes Beispiel, welches wir um 
so mehr ausführen, als es uns hier grade zunächst angeht. Noch 
der Landfriede des König Wenzel von 1389. §• 24. gestattet die 
Pfändung wegen jeder kunllichen redlichen Schuld. Friedrich'* III. 
Reformation von 1442. §. 2. hat bereits den besondern Fall einer 
kunüichen Schuld vornämlich vor Augen, wo der Gläubiger „ Briefe " 
hat. Auch drückt sie sich zweifelhaft darüber aus, ob das Pfändungs- 
recht dem Gläubiger zustehn soll allgemein, weil seine Forderung 
durch die Urkunde eine kuntliche und unlogenbare ist, oder weil 
eine ausdrückliche Glansel dieserhalb in die Urkunde eingerückt ist. 
Der Landfrieden von 1486. §• 8. dagegen redet entschieden blos von 
einer Verschreibung, kraft deren Jemand pfänden will, und zwar einer 
solchen, „die im Mangel der Bezahlung ime das zugebe" d. h. die 
eine ausdrückliche Pßtndongsclaosel enthält. Noch mehr: im Jahre 
1495. beschloss man, die ausdrückliche Erwähnung der Pfändung als 
anstdssig ganz binwegz »lassen , und allgemein nur zu setzen, dass 
dieser Landfriede (§»9.) „.nyemand an seiner aufrichtigen Schuldver- 
schreibung nemen oder geben, geben oder nemen" solle. Dabei ist 
es denn auch im letzten Landfrieden von 1548. Tit. 22* geblieben*). 



*) Man vergt. Gers (lach er, corp. j. germ. Bd. t. Cap. 4. S. 222. ff. 
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Die eewere fraxi* dagegen fct Md einen Betritt 

nJbClif eigenslebtige Hfcnnnngnreeht aneh ftr den Fal 4cr 

ansdrfekKenen BeotefJvog in einer Urfcende Ar enznJlaeig ertifrt. 
So war e* da«! snletat g e fangen , die in kaue« lnagrlillilo gwos- 
rechtliche Ansteht aneh m fentaenland wenigsten* ia nn weit gefeni 
ze «neben, das* die aaodHkk fernen Werte 4er B e ic ksgesc txgckif i 
tickt mehr davon abweichen. Eine war wichtigsten Cenc es si — n 
aaen des Stoae nach war aber die, da*» 4a* Pf nadao g i r e iht aar *i! 
denjenigen erknndlien begienbigtea Scheiden v e rb an nen eeta »Hl«. 
welebe die Pfandnagselaneel ausdrleklieh enthielten. Dedsrn 
war dasjenige, wa* frlber die Begei ans**aente, aar Ansaabne **• 
reekgedrangt Da* Cnm nwrgcr ieht aaa, welebe* dea Laadftieta 
aufrecht erbaltea sollte, folgte begreiüebtr Wei*e rer allea Diagei 
der Tendern, dareb Bieflbreag der roasaniachen Becfoensiehte* kr 
Beruhigung de* Reich* ia die Hlade in arbeiten. B* geschah tHes 
an *o mehr, aU die Besetzung desselben mit gelehrte* Jmrislea da- 
maliger Zeit f eben nabewusst diese* Resallat hätte beiieföeree nassen. 
Daher ist die Praxis de* Reiehxaa m e rgwich t* ia Aasehaeg liquider 
Schulde» zo erklären. Sofortige Selbstpfandeag anstte als etwas 
Unerlaubtes, ja Strafbare* erscheinen. Bichteriiche Execntion an die 
Stelle derselben ao setzen, war eben so anzelässig, da die gemeinen 
Rechte al* Regel vorschrieben, das* diese aar nach dem rechtskräf- 
tigen Urtheil eiatretea könne. Hieran konate auch der Umstand 
nichts Indern , data die Scheid durch eiae fehlerfreie Urkunde so- 
gleich klar war. Denn die gemeinen Rechte betrachten Urkunden 
regelmässig nur als Beweismittel. Diese Regel war fast von alles 
ausländischen Gelehrten anerkannt. Soll die Urkunde das jus paratae 
execulionis habee, so mttssen besondre Umstände hinzutreten: ent- 
weder statutarische Vorschrift, welche natürlich das gemeine Recht 
nichts anging, oder jener Umweg durch das Bekenntnis* vor Gericht 
und das daranf folgende prneetpium, welches in DeatscWaad nickt ia 
Gebrauch war 4 ), oder endlich ausdrücklicher Vertrag des Schuldners 
mit dem Gläubiger, dass der letztere mit der Ezeeotioa solle anfan- 
gen dürfen. An diese letztere Ausnahme hielt maa sich. fest Bierin 
fand man ein bequemes Auskunftsmittel, dem Bedürfnis* einer neson- 
dern Sicherheit und Schnelligkeit gegen säumige Schuldner, welches 

*) Doch erkannte daiR. CG. auf solche Urkunden ebenfalls mandata exe- 
ttttorimlim, wenn dergleichen aus fremden Lindern prodaeirt worden, da sie för 
gemeinrechtlich galten. Ein Befopiel einei wandati cum clausula auf den Grand 
einer iu Mecheln aufgenommenen derartigen Urkunde f. in Bergmann; Praxi« 
d. Civilproc. ateAufl. S. 67. 
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seit Aufhebung des frühepn Mittels der sofortigen Selbstpftndung fühl- 
bar geworden war, abzuhelfen* So erklärte man denn Urkunden, 
welche einen solchen Vertrag enthielten, für executorisch. Die Folge 
war, dass in den Vertragsformularen man nunmehr statt der frühem 
Pfandungselauseln dergleichen Executivclauseln zum Vorschein kamen. 
Das R.CrG. ging aber noch weiter, und erklärte gradezu die früher 
gebräuchlichen Clausein zur Gestaltung der Eigenmacbt für gleich 
kräftig mit denjenigen * wodurch dem Gläubiger gestattet wurde, im 
Gericht sogleich mit der Execution zu beginnen. Diese Interpreta- 
tion ist in den D. A. v. 1600* übergegangen, durch welchen überhaupt 
die bisher durch die Praxis des R.C.G. eingeführten Neuerungen be- 
stätigt wurden. Bei diesen Ansichten ist die Reichsgeeetzgebung und 
die Uebutg der Reichsgerichte stehn geblieben. Wie schon in die- 
sem Entwicklungsgänge* wie das R.C.G. das Bestreben der Reichs- 
gesetagebung für möglichste Beseitigung der Eigenmacht unterstützte, 
indem man nicht nur im Allgemeinen an die Stelle derselben das Ver- 
sprechen der richterlichen Hülfe setzte, sondern auch im Besondern 
die letzten Ueberreste des alten Recbtszustandes in den unschädlichen 
Cenal der mandaio sine und cum clausula abzuleiten suchte* Wir 
sehen aber auch zu gleicher Zeit, wie es gekommen ist, das* nur 
auf Urkunden mit der Exeeutivclausel das R.C.G. seinen Execuliv- 
prozess einleitete. Das Ansehn des römischen Rechts gab dies nicht 
anders zu» Man konnte sich vor ifem nicht anders rechtfertigen, als 
durch, die Zuflucht zu dein pactum ex&culivum f welches schon die 
Italiener mit Bezugnahme auf/-. 3. C. de pignorib* für wirksam« hielten. 
Unter dieser Einkleidung vergass man natürlich, wie ja die Italiener 
auch, dass man mit dem ganzen Institut des Exeeultvproaesses eigent- 
lich dem germanischen Reehtsbewusstsein eine Concession gemacht 
hatte. Es fiel daher keinem Cameralisten ein, schlechtweg auf dem 
Grundsatz, dass alle klaren Schulden Selbstpfändung nach sich zogen, 
fartzubauen. Wir werden gleich sehn, dass die Quellen zweiter Gat- 
tung in dieser Hinsieht kecker auftraten. — Zuerst ist noch der Zn- 
stand der deutschen Rechtsgelehrsamkeit zu besprechen. Da die eben 
dargestellte Ansicht des Reichscammergericbts die gemeinrechtliche, 
wie man sich ausdrückte» war, so ist leicht abzunehmen, dass unge- 
fähr dieselbe auch in den Schriften der Rechtsgelehrten damaliger 
Zeit sich finden wird, welche sämrotlich im Geist des gemeinen Rechts 
gebildet waren und schrieben. So lehrt mamentlich Matthias Co- 
ler us, der den ausführlichsten Tractat über den Executivprozess 
schrieb^ nach dem Vorgang der Italiener: Auf Urkunden hin kann 
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man regeJmlstig nicht sogleich Exectrtion naehsichen. Aafigvso»- 
men*), wenn eine Execulivelansel darin enthalten ist Das ist die 
för Deutschland übliche Rechtfertigung nach gemeinen Recht. .Aus- 
genommen ferner bei instrumenta guarentigionata. Sie kommen in 
Deutschland nicht vor. Aasgenommen endlich da, wo StatnlarrecnVe 
etwas Anderes mit sich bringen. Unter diese Rubrik werden alle ab« 
weichenden deutschen Gewohnheitsrechte eingeschattet. Darunter 
fallen also alle die Quellen zweiter Gattung, wovon sogleich die Rede 
sein soll. Allein diese Gewohnheitsrechte sind so sehr von einem 
and demselben Geist beseelt, dass es ihnen zuletzt gelungen ist, sieb 
zum gemeinen Recht zu erbeben , die bisherige gemeinrechtliche An- 
sieht zu verdrängen, und sie zu einer blos particnlaren, nSmlich zur 
cammergeriehlltcben, tu machen. Dies ist gesebehn vöraämticb durch 
die Vermittlung der spater n Rechtsgelehrten. Spuren davon finden 
sich aber bereits bei Priderns Mindanus, dessen Buch noeh dem 
Ende des sechszehnten Jahrhanderts angehört, — So yiei ober die 
Gestalt, welche das Institut executorkeher Urkunden i'a der erstem 
Gattung der deutschen Quellen erhielt. Sie ist so ml als möglich 
die gemeinrechtliche geblieben, welche sich in d'tc zwei Gedanken 
Zusammenfassen Iflsst: eine Urkande wird erst durch Binricknng einer 
besondern Clausel execntoriscb ; und: der daraus entspringende Pro- 
zess ist der gewöhnliche Execntionsprozess, bei dem R. CG. also der 
ptr mandata execntorialia. Und läge weiter nichts vor, eis diese 
Gestalt, so mflssten wir dem Verf. Recht geben, welcher einen eigen* 
thümliehen deutschen Executivprozess nicht anerkennen will. 

Allein in den kleinern Kreisen der niedere statutarischen Rechte, 
welche wir als zweite Gattung von Quellen unterschieden haben, hat 
das gemeine Recht nicht so viel Herrschaft gewonnen, sondern der 
alte Rechtszustand ein viel grösseres Gebiet behauptet, ans welcher 
Mischung denn unser heutiger Execntivprozess hervorging. 

Die Einwirkung des gemeinen Rechts auf die altgermanische 
eigenmächtige Pfändung bei klaren Schulden zeigt sich in folgenden 
drei Puncten. 

Zunächst darin, dass die Pftadung an richterliehe Erlanbniss 
und Mitwirkung allmölig gebunden wird. Dadurch wird sie der vom 
Riehter im Fall gesprochenen Urtbeils ausgebenden Pfändung sehr 



*) Cot fr. de proc. e.vecut. p. 3. cerp. 2. Kr zählt zwar 11 Limitationen der 
obigen Regel auf. Eine kurze Aimcht zeigt aber bald, dass die öhrigen ausser 
den Un Text genannten entweder nicht hierher gehören, oder nur theoretische 
Ph raten sind. 
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geafthert, zuletzt mH ihr verschmolzen. Die richterliche Mitwirkung 
ist anfangs nor eine nachfolgende. Nachdem die Pftndung geschelin 
ist, soll nach der Reformation Friedrich 1 ! III. von 1442.» die noch 
Ten gl er in seinem fiberall verbreiteten Laienspiegel als praktisch 
vorträgt (Th. 2. Tit. „Verpfandung on rechtlich ervolgung" d. b. ohne 
vorausgegangenes Unheil), die gepfändete Habe in eines Richters 
Gewahrsam abgegeben werden, nm von dort entweder ausgelöst oder 
vom Gläubiger verkauft zu werden. Je mehr man indes* sich ange- 
legen sein Ihm, die so leicht zur Unordnung und für den Schwächern 
nicht immer tu dem gewünschten Ziel führende Eigenmacht zu ent- 
fernen, je mehr misste die von den Rechtsgel ehrten *) empfohlene 
rttmisehe Ansicht Beifall finden, es sei besser, sich der Vermittlung 
des Richters selbst da zu bedienen, wo man das Recht habe, eigen- 
mächtig zuzugreifen. In den statutarischen Rechten des sechszehnten 
Jahrhunderts findet man daher schon allgemein vorgezeichnet, daas die 
PfSndong für den Fall klarer 'Schulden durch den Gläubiger unter Zu- 
ziehung des Probnboten oder Stadttnecbts nach geschehener Benaeh* 
ricbtigung des Richters und von diesem ertbeilter Ertaubniss geschah n 
soUe, Diese Art der Pftadnng ist aber ganz dieselbe, welche im Fall 
eines richterlichen Unheils vor sich gebt, weshalb sie denn auch mit 
jener zusammengestellt wird. Man sehe die älteste Gerichtsordnung 
der Stadt Basel v. 1457. (§. 58. u. 69. in der Ausgabe von J. Schnell. 
Basel, 1841.), sodann die Statuten der Stadt Freiburg im Breisgau 
v. 1520. Tit. 14. des ersten Tractats: „wie omb bekanntlich schulden 
angriff bestheben sol"; ferner das WUrt'entberger Landrecht v. 1555. 
Th. 1. Tit.: „wie bekannt und aagfchlig (d. h, eingestanden) Schul- 
den, daramb kein Pfand bestimpt und verschrieen, Verpfeadt werden 
sollen", dessen ersten Absatz wir hier mittheilen wollen: „Vor Schul- 
den «nttt Urthel, eigner Bekanatnuss, rechtmässiger, Brieflicher Ur- 
kundt, oder in ander weg bekanntlich und angichtig, darumb**) 
aber kein Underpfaudt eingesetzt oder verschriben were, umd der Be- 
zaluog tag und zil gestelt, der Schuldner aber an Bezaluag saumig 
erfunden were, und der Glaubiger au ff die Bezalong dränge, soll er 
nach verscbeinuag der viertzeben tag (d. i. die unter Androhung der 
Exeeutten angesetzte Frist), den Aasetaan um Pfändung und Ver- 
ganttung anruffen, wie hieoben bey Verganttung verschribner und 



*) Vergl. Mallh. Colcr. /. cap. 3. nt\ 44. sgq., eap. 5.»r. \4.sqg., beson- 
ders nr. 59. 82. 96. 

**) Dies besieht «ich auf die vorhergehenden Titel, worin von ausdrück- 
licher Verpfändung die Rede war. 
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beatimuter Uederpfaedt von nun* geordnet nnd genetzt worden." 
Endlich ist ganz im gleichen Sinn, abgetanst die Tiroler Landesurd- 
■sag voo 1574. Buch 2« Tit, 63. ft\ Aach gehören hierher die vom 
Gericht uef Vertage* de» Gläubiger ausgefertigten PfandtsetteJ, 
welche noch die Frankfurter Reformation van 1578. Th. 1. Tit. 45. 
§.5. erwähnt. In den Statuten der Stadt Worms (gedreckt zu Frank- 
furt 1531.) Bach 5* Th. 3. Tit. 8. hat die gemeinrechtliche Ansicht 
schon ein grosseres Feld gewonnen, da ebenso wie bei dem Ei. G.G. 
die ausdrückliche Bestellung des eigeamlcbtigenPfeaduagsrechU durch 
Vertrag des Schuldners mit dem Gläubiger als etwas Wesentliches an- 
gesehn wird, ohne welches das Pfandungsrecht selbst nicht Statt finden 
soll. Darin aber stimmen sie mit de« bisher genannten Stauten Obere», 
dass die Ueberantwortung des Pfandes an den Gläubiger nach som- 
mariscber Verhandleng vor dem Stadtgericht sogleich erfolgen soll. — 
In ähnlicher Weise scheint sich auch der Geiichlegehranch in Sachsen 
gestaltet zn hahen, dass nämlich überhaupt wegen klarer Schulden 
eine Pfändung mit Hülfe des Richters eintrat. Wenigstens bezeugt 
ein solches Gewohnheitsrecht Golems L L p.I. c*p. 3. nr. 158. — 
Wir mochten hiermit noch in Verbindeng setzen den Gebrauch der 
geistKehen Gerichte, wegen „gichtiger (<L h. zugestandener) schal* 
und veriahen (bejaht) bekanttieben zinse" ohne Weiteres zu excom- 
munieiren, welchen Alex. Hagen*) in seinen Formularen erwähnt 
Wir sehn nämlich darin eine Analogie its weltlichen Verfahrens* So 
wie es in weltlichen Sachen erlaubt war, hei bekannten Schulden und 
verfallenen Zinsen sogleich das weltliche Nithigungsmiuel der Pfän- 
dung eintreten zu lassen, so bedienten sieh die geistlichen Gerichte 
gegen geistliche Schuldner unter denselben Voraussetzungen sogleich 
des geistlichen Exeeutionsmittels der Ezcommunieatien oder des Banne. 
Alles dieses stimmt im Geiste der damaligen Zeit vollkommen zu- 
sammen. Aus allen beigebrachten Zeugnissen scheint so viel klar zn 
sein, dass die deutsche eigenmächtige Pfändung wegen klarer Schul- 
den durch den Einfluss des gemeinen Rechts in eine Execution anter 
richterlicher Mitwirkung sich verwandelte, welche sich von jeder an- 
dern richterlichen Execution nicht mehr unterschied. 

Der Einfluss des gemeinen Rechts äusserte sieh zweitens darin, 
dass man den Begriff der klaren Schulden auf diejenigen einschränkte, 
welche durch Urkundenbeweis klar sind. Früher hatte man in 



*) Man i. Bl. 207b. 205b. a. E. 189b. 188b., wo bei besonders darauf «uf- 
merkaam zo machen ist, daas dies nur als ein Herkommen der geistlichen 
-ichte gegen die ihnen Untergebenen erwähn» wird. 
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Ansehung der eigenmächtigen Ptfeudung wegen kandidier, unlogen- 
barer Schuld hierauf kein Gewicht gelegt, obgleich auch früher schon 
ohne Zweifel die Briefe des Gläubigers vorulmlich ihn dazu berech- 
tigten, seine Schuld als eine solche zu behandeln. Auch seitdem 
unter richterlicher Mitwirkung jene Pftndung ausgeübt wird, kommt 
es anfangs nicht grade auf eine vorhandene Urkunde an, um sie zo 
erlangen. So heissi es in den oben citirten Statuten der Stadt Frei- 
burg, der Kläger könne mit Erlaubniss des Bargermeisters und Zu- 
ziehung eines Stadiknechts pfänden: „umb solch schulden, die bekanl- 
lich sind, oder dafür geacbt werden, sy syent verbriefft oder 
nit." Dasselbe enthalt der oben im Druck ausgezeichnete Zusatz 
des Wttrtemberger Landreehts: „oder in ander weg.' 4 Und so er- 
laubt auch die Tiroler Landsordnung die Pfändung allgemein „umb 
gichtige, bekänatliche Schulden und verfallen Zinss, auch ander geur- 
teilt und ervolgte Recht 44 (Buch 2. Tit. 63. 77. 81.), und zahlt nnter 
den erstem nur als einen einzelnen Fall den auf (Tit. 78.): „so ainer 
aof ainen onvermailigten (unbefleckten, tadellosen) Schuldbrief pfenn- 
den will" Allein die totale Umwälzung, welche die gemeinen Rechte 
in der Beweistkeorie durch die Verdrängung der altgcrmaniscben her- 
vorgerufen hatten, ntusste ihre Folgen auch hier bald fühlbar machen. 
Dazu kam, dass der Begriff einer kontlichen Schuld jetzt, seitdem 
der Richter erst um Erlaubniss der Pfändung angegangen werden sollte, 
sehr bald sich dahin gestalten musste, es gehöre dazu eine Schuld, 
welche dem Richter kuntlich, klar sei. Nichts war also natürlicher, 
als dass man die Vorschriften, wie dem Richter etwas klar, oder was 
dasselbe ist, bewiesen werde, aus dem gewöhnlichen Prozessgange 
auch hierher Übertrag. Die gemeinrechtliche Beweistbeorie nun, die 
im ordentlichen Prozess in dieser Zeit nach dem Zeugnns fast aller 
Prozessordnungen vorzüglich durch die Bemühungen der damaligen 
Prozessschriftsteller Hingst aUeia Platz genommen hatte, erklärte nur 
dasjenige für sofort liquid, was entweder vom Schuldner sogleich aof 
die Klage hin eingestanden war, oder durch eine un tadelhafte Urkunde, 
eine Öffentliche oder private, bewiesen werden konnte. Kein Wun- 
der also, dass man allmfllig dahin kam, auch zu dem Zweck sofor- 
tiger Pftndung nur solche Schulden von Gerichts wegen zuzulassen, 
welche eingestanden wurden oder verbrieft waren. Diese Ansicht 
wurde nur unterstützt durch die romanische Lehre von den guaren- 
tigiirten Instrumenten, welche ja auch die Urkunden als etwas Be- 
sonderes, von andern Beweismitteln in Rücksicht einer schleunigen' 
Execution Ausgezeichnetes behandelte. Sie unterschied sich aber 
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wesentlich- von der romanischen dadurch, dass 4m Hecht sofortiger 
Bxecutiou nie ab e» Ausfluss, eine besondere Eigenschaft der Ur- 
kunde betrachtet werde, sondern immer ab eine Felge der K/ar- 
keit der Schuld, weJefee herzustellen Urkunden** weis als ein beson- 
ders gut geeigeescbaftetes Mittel angesekn ward. Man that endlich 
noch den lotsten Schritt, and trennte den Fall, wo durch Eingeständ- 
nis! auf geschehne Klage die Schuld klar wird, ron dem, wo es durch 
Urkunden geschieht Dieses beruht auf folgenden Umständen. Ur- 
sprünglich wurde die Pfändung vom Gläubiger ausgeübt, wenn der 
Schuldner der Schuld geständig war. Dabei kam nichts darauf an, oh 
er grade vor dem Richter gestanden hatte« Je mehr indess die 
Ausübung jenes Pftndungsrechts an die Zustimmung und Mitwirkung 
des Gerichts geknüpft wsrd, desto mehr drängte steh die Ansieht her- 
vor, die Sehuld müsse, wie oben bemerkt, dem Gericht eine kunt- 
Kicfae, also vor Gericht eingestanden sein, wenn man keine Urkun- 
den hatte. Das aussergerichtliche Geständniss vor dem GUhAtger 
oder dritten Personen verlor mithin die Kraft, die Sehuld so einer 
kuntlichen sn machen« Nun hatte man aber bereits, wie wir oben 
sahen, aus dem altgermanischen Recht den Sali, mit we\cuem das 
gemeine 'übereinstimmte, dass gegen den vor Gericht der gesehehnen 
Klage Geständigen ohne Weiteres die Execution einsuleiten sei. Mit 
demselben traf man also nur aaf anderm Wege hier wieder zusammen. 
Die Folge war, dass man es für überflüssig hielt, in Verbindung mk 
der Liquidität durch Urkundenbeweis denselben Satz noch einmal zu 
wiederhelen, den man bereits früher im ordentlichen Prozessgang hei 
Gelegenheit der Kriegsbefestigoog vorgetragen hatte. So* blieb dens 
nJs etwas Ausserordentliches die sofortige Exeeution stehn, welche, 
im Fall eine Schuld durch Urkundenbeweis sofort klar zu machet 
«ei, eintreten sollte. Den eben beschriebenen Gedankengang ent- 
halten mehr oder minder deutlich die statutarischen Rechte vom Ende 
des sechszehnten Jahrhunderts durch das siebenzehnte hindurch bis 
auf die neuere Zeit. Es ist nnnütbig, einzelne näher anzugeben. Auch 
der Verf. ist mit dem Hauptumstande, den wir hervorgeheben babei, 
einverstanden, dass man nur auf die Klarheit der Schuld durch Ur- 
kunden das Gewicht legte, nicht auf eine besondre Eigenschaft einer 
einzelnen Urkunde. Nur betrachtet er es als eine Verirrung; der 
Doctrin, was wir für eine censcemente Entwicklung des verrümisehei 
Reehtszustandes unter Einwirkung des römischen hallen. '-*- Nur ein 
Ptmet ist noch hervorzuheben. Nämlich der schon oben bemerkte 
Umstand, dass die eben beschriebene Lehre mit Verdrängung der 
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cammergericlitHcben zur gemeinrechtlichen ii Deutschland steh zu 
erbeben vermochte. Der Grund daran liegt theils in dem überein* 
stimmende« Gebt, der die einzelnen Particularrechte im dieser Lehre 
durchdrang, theils vornämlich darin, dass die deutschen Schriftsteller 
demselben allmälig unterworfen wurden, und in seinem Sinne das In* 
stitut vortrugen und entwickelten. Colerus steht noch auf dem 
Standpunet des romanischen Instituts guarentigiirter Urkunden. Bei 
Friderus Miedanus*) ist bereits eine gewisse Gährung wahrzu- 
nehmen, indem er neben den italienischen Ansichten den Satz mit 
Eifer verth eidigt, es komme immer nur auf Liquidität der Urkuade 
an. Mevius**) wagt es noch nicht, diese» Satz als einen gemein- 
rechtlichen zu unterschreiben, wohl aber meint er, in ganz Deutsch* 
land werde kraft Gewohnheitsrechts die Sache so gehalten. Johann 
Heinrich Berger***) dagegen und seine Zeitgenossen tragen ohne 
das geringste Bedenken die Sache &o vor : . Bei dem fixeentivprozess 
komme es nur auf Liquidität der Schaid an, welche durch Urkunden- 
beweis herzustellen sei. Dadurch entfernte man sich allmälig so. sehr 
von der romanischen Lehre, welche den ersten Austoss gegeben hatte» 
dass »an in der neuesten Zeit behaupten konnte, der Exeeutivprozess 
sei ein rein deutsches Institut, welches mit Italien nichts z* schaffen 
habe. — Wir erkennen dagegen an, dass durch den Einfluss der 
romanischen Aechtsansiehten der Begriff einer klaren Schuld auf 
eine durch Urkundenbeweis klare eingeschränkt ist; 

Noch mehr. Das gerichtliche Verfahren, welches sich all- 
mälig an der Stelle der ursprünglichen Pfändung wegen klarer Schuld 
ausgebildet hat, ist im Wesentlichen, so weit es der altgeänderte 
Grundgedanke zulässt, das romanische. Dies ist der dritte Punct. 
Es ist natürlich, dass so lange das ganze Institut in Deutschland noch 
im Bildungsprozess begriffen war, je nach dem Stadium des Fortp- 
echritts auch das Verfahren etwas geändert erscheinen muss. Dazu 
kommt, dass die statutarischen Rechte in diesem Punct sieb bald mehr, 
bald weniger an das gemeine anschlössen. So ist die Erscheinung 
erklärlich, dass in der Periode des Uebergangs die männieh&ltigstea 
Formen des Verfahrens gleich eben so viel Versuchen, die Sache auf 
die beste Weise anzugreifen, zu Tage gefördert wurden. Die rehestee 
Anfttnge eines Verfahrens zeigen sich in dem Freiburger Stadtrecht 
ond dem Wörtemberger Landrecht. Letzteres enthält a. a. 0. fol* 

*) De pro cessio, et mandat. in Camera extrafiend. Hb. 2. cap. 69. 70. 
**j Ad jus Lubec. 777., 1. art. 1. Besonders nr. 23. 24. 
***) Ettttdprtw.€x*cut> nr.&.sqq. 
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genden Titel: „Wa etu Schuldner sieb Rechtens erbeut, wie rieh xi 
lialtan. Begeh sieb aber« 4a» der Schuldner 4er Scheid aitt hokasat- 
Meb were, sonder Rechts begerte, wann er daao dem Statt- cderDerfc- 
kaaebl (waleber namlkh mit dem Gläubiger mm Zweck der Hasan* 
in Haaie das Schuldners sieb befindet) her aaia handtgeben trewei 
aa eiaes gesebworeen Aids statt gelabt, das er aalebs ait auss gefor- 
liehe« vereng, soader aücia aass uetturfft aaad darumb tban, das er 
vermatee, er sein dem Kläger gar nichts, oder ait soviel schn% 
so solle die Verpfandung stiU staun, aaad nag dar Kläger das Schalter 
mit Reebt fttraemeo, und bandeln naeb ardaaag Rechtens wie obstest 
Rs were dann, das der Scbnidner eia unnütz uugtnubhaftig Maan we», 
der sieb vor oft dieser geferlicbkeit gebraucht hatte, so solle ier 
Statt- oder Dorfsknecht, wa jae beduackt, das solche gefohrlicseit 
walle gebraucht werdea, die Giftet ait annemen, saaier dem Aapt- 
maa den baadel wideramb anbringen, and d ess e l be n befelehs dariaa 
erwarte*; der mag alsdaaa mit der Pfändung beissea ftrura oder 
still stebn, wie sieb gebart." Diese Rechte wissen also keinen an- 
dern Rath, als im Nochfall atsl aaf das ordentliche Verfahren za ver- 
weisen, waaa die Sobald voa eisern rechtliche* Mann gelUa^wai. 
Die Tiroler Landsordanig (Bach 2. Tit. 78.) dagegen gehl schon an 
der Haad des gemeinen Rechts einen Schritt weiter. Wenn 4er 
Sebaidaer sieh dar Pfaadaag erwehrt, and Einreden vorbringt, seil 
ihm der Richter aar Beweisaag derselben vierzehn Tage oder unter 
Umstanden längere Frist geben» Kann er darin den Beweis nicht 
liefern, so soll die P£andang fortgesetzt and der Beklagte äusserten 
gestraft werden. Bei weitem mehr romanisirt sind die Statutes ?n 
Worms (Buch 6. Tb. S. Tit. &.). Weaa sich dar Gläubiger is tea 
Besitz des ihm verschriebenen Pfandes setzen wifl, soll ersUU 
der ihm gestatteten Eigenmacht rkbteriicber Hülfe sich bedienet* 
Dar Richter erliest aaf Antrag desselben ein bedingtes Mandat Diu 
wird ein „gemeyn odder Sanunaria erkfindang" genannt. Daeebei 
ist aa einer andern Stelle (Baeb $. Tb. 2. Tit. 24.) die oben bereut 
besprochene Vorschrift aaJgeaomman, dass gegaa Urkunden, die rer 
sitzendem Roth aaerkaant und versiegelt sind, aar gewisse beusnatt 
Einreden vorgeeebätzt worden sollen. Diese Bestimmung bezieht sieb, 
wie die übrigen Titel desselben Tbeils beweinen, anf den Hrozessgasg 
im Allgemeinen, und man darf daraas nicht etwa schliessea, dass die 
übrigen Grundsätze des Verfahrens auf guarentigiirte Urkunden, ans 
denen diese Einzelnheit allerdings genommen ist, in Worms ebenfalls 
"eeipirt worden seien. — Auch die Landtreehtsordnuag voa Kärntheo 
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von 1577. (Art. 24. 25.) ISsst auf Schuldbriefe ein bedingte« Mandat 
sa,' und verbietet in solchen Sachen die Appellation. Endlieh steht 
unter offenbare« gemeinrechtlichen Einfluss das Cburfttrstliem Sich* 
sisehe Anschreiben von 1555. Tit „ Vorsatz te Brief and Sigel", 
wonach gegen Jeden, der „seinen öffentlichen nnleuchbaren und an* 
vorfelschten Brieff und Siegeln 11 nicht nachkommt, sogleich Execu- 
tion verhängt werden soll, mit Ausschluss jeder Einrede, ausgenom- 
men der der Zahlang. Doch soH dem Beklagten eine Zur Uckforde- 
rung nach erlittener Hülfe im Wege Rechtens gestattet sein. Dieses 
Ausschreiben ist insofern von Wichtigkeit geworden, als sich daran 
die Sächsischen Prozessualisten hielten, um die italienische Theorie 
vom Verfahren auf gnarentigiirte Urkunden einzuführen, so weit dieses 
möglich war, indem man unter solchen Urkunden: „klar Brief und 
Siegel " oder besser gesagt t eine durch Urkundenbeweis klare Scbvld 
verstand. Bei dem Einfluss, den die Sächsisohen Prozessualisten auf 
die Ausbildung des gemeinen Prokessrechts bekanntlich ausgeübt haben, 
ist es leicht zu begreifen, dass diese Theorie allmäüg als stete Regel 
in Deutschland sich festsetzte, indem man die Abweichungen anderer 
Provinzialrechte als PartieularitSteu anznsehn sich gewohnte* Die 
Aenderungen dieses deutschen gemeinrechtlichen Verfahrens im Ver- 
n&ltniss zu dem italienischen , welche auf dem geänderten Grundge- 
danken des Instituts beruhen, hestehn vorntfmlieh in folgenden Puneleu : 

Der ganze Klaggrund muss sofort durch Urkunden liquid sein. 
Bei den Italienern waren für die Nebenpuncte andre Beweismittel, ja 
sogar eine vorausgehende Liquidation des nach seinem Umfang noch 
ungewissen Anspruchs zugelassen. 

Dazu sind indess mehrere Urkunden nötigenfalls zu gebrauchen, 
die keine besondern Eigenschaften haben müssen. Bei den Italienern 
war nur eine, aber eine guarentigiirte nöthig, d.h. eine solche, der 
aus besondern Gründen das Recht der paraten Execution beiwohnte. 

Das Vorverfahren vor der Vollstreckung hat wesentlich nur den 
Zweck, die Beweiskraft der Urkunden nach den gewöhnlichen Prozess- 
regeln festzustellen. Bei den Italienern war es auf die Feststellung 
des jus paratae executionis gerichtet. 

Die Verteidigung des Beklagten dagegen ist bei beiden ziem- 
lich dieselbe. 

Diese Abweichungen erklären sieh leicht, weil m«a die Idee fest- 
hielt: es seHe die Schuld dem Richter eine knntliche sein, und dies 
müsse durch Urkundenbeweis bewirkt werden. 
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Wir seMfessen diese Bemerkungen mit einer Schilderang des histo- 
rischen Gedankenganges im Gänsen und Grossen, wie wir ibn u den 
bisher besprochenen Recbtsinstitut zu finden meinen. Der ExecMlirpro- 
zess hat, wie der Verf. (S.42. 4S.) vortrefflich ausfahrt, seine Wtrze/ 
im germanischen Reehtsbewusstseiu. Die Form seines Auftrete* 
allein verdankt er römischer Rechtswissenschaft. Das germanische 
Recht erlaubt eigenmächtige Gewaktbltigkeit gegen dem säumigei 
SehnMner. Der civilisirten römischen Rechtssitte gelang es zuerst ii 
Italien jene Ansieht zu Überwinden« ja sie aus dem letzten Schlupfwin- 
kel ausdrücklicher vertragsmassiger Bestellung durch den Schuldner zu 
vertreiben. Richterliche Hälfe soll nunmehr dem Gläubiger zu seinem 
Recht verhelfen. Aber dies Surrogat muss sich der alten RechUgewohu- 
heit in gewisser Weise anbequemen. Der Gläubiger kann vertragsweise 
von dem Schuldner sieh das Recht bestellen lassen, ohne vorgängigen 
Prozess sogleich die richterliche Hülfe einschreiten zn lassen. Doch es 
bedarf einer Rechtfertigung flr den Richter vor dem Ricbterstubl des 
römiseben Rechts, wenn er zu einem solchen Unternehmen die Hand 
bieten solL Er soll ja nur seine eignen Bkniersnru]cae in Vollziehung 
setzen. Man weiss es zn diesem Zweck durch Fictionen &ahin z.u Wie- 
gen, der Vertragsurkunde selbst die Zulhat einer richterlichen Vertil- 
gung zu geben, welche gleich andern vollstreckbar ist. So entstand die 
executorische Urkunde: der als eine besondre Eigenschaft, das Reckt 
schleuniger Execution anklebt. Ueber diese Gränze hinaus haben sich 
die Rechtsansichten der romanischen Länder nicht begeben. — Anders 
in Deutschland. Die germanische Rechtsansicht hat hier mehr Boden 
behalten gegen das römische Recht. Sie hat sich gefallen lassen müssen, 
die Eigenmacht als etwas Unerlaubtes aufzugeben, und als Surrogat die 
richterliche Hülfe betrachten zu lernen. Aber sie hat es durchgesetzt, 
dieses Surrogat nach den allen Grundsätzen behandeln zu dürfen, ohne 
sich vor den Regeln rechtfertigen zu müssen, wonach dasselbe in 
Uebrigen normirt ward. Fand ehemals wegen klarer Schuld Eigen- 
macht Statt, so sollte jetzt richterliche Hülfe wegen klarer Schuld 
eintreten. Das Mittel, die Schuld klar zu machen, war anfangs 
gleichgültig. Die Grundsätze der reeipirten neuen Beweistheorie 
haben es erst auf die Urkunden eingeschränkt. Stets ist die Urkunde 
iedess Mittel geblieben. Man hat in Deutschland nie das RecLt der 
schleunigen Execution mit der Urkunde identificirt. 

Hiermit scheiden wir von, dem Verf. Wir halten die Geschichte 
exeefetoriseher Urkunden und des darauf gegründeten Verfahrens in 
«len romanischen Ländern durch ihn für abgeschlossen. Unsre 
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abweichende Ansicht Ober das nur zum Tbeil daraas hervorgegangene 
deutsche Institut haben wir in allgemeinen Umrissen zu begründen 
versucht. * 

Möchte es uns gelungen sein, die Aufmerksamkeit des juristi- 
schen Publicum« auf das Werk, zu nebten, dfm wir im höchsten 
Masse Belehrung und Anregung verdanken. Wir hegen die (Jeher* 
zeugung, dass dnreb diese Art der Studien die Wissenschaft wahr- 
haft weiter gefördert werde. 

Basel, im Oetober 1844. 



Nachschrift der Redsetion. Während die obige, uns im Deceniber 
v.J. zugekommene Recention gedruckt wurde, ist die iweite Auflage des receu~ 
sirten Werkes erschienen. Da dieselbe von der ersten Auflage in wesentlichen 
Puncten nicht abweicht, so wird der Inhalt der hier mitgetheilten Recensiou 
auf jene ebenso Anwendung leiden, wie auf diese. 



KrÜ. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. V. 29 
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Staatsrechtliche Betracbtii»gra über Rcgieruigsfähigk^it und 
Regentschaft, mit besonderer Rücksicht aaf die Thron- 
folge in Hannover. Von H. B. Oppeubeta», J. U. Dr. in 

Heidelberg. Vermehrt, u. verbess. Abdruck a. d. zweiten Bde. der 
„Constilutioncllen Jahrbücher . Stuttgart, Krabbe, 1844. 54 S. 
gr. 8. (geh. i thlr.) 

Die vorliegende Schrift stellt die Bedenken zusammen, welche 
sich gegen die Regierungsfähigkeit eines Blinden erbeben lassen, 
und prüft die bekannten in Hannover in Rücksicht auf die besondero 
Verhältnisse daselbst getroffenen Anordnungen. Die ersten beiden 
Abschnitte, „das alte Recht" und „das neuere Recht" überschrieben, 
snchen auszuführen, dass nach dem altern und neuern deutschen 
Staatsrechte Blindheit des Thronfolgers unbedingt von der Regierung 
ausschliesse und die Anordnung einer Regentschaft aolhwendig mache ^ 
und bringt dabei eine Reihe von Beispielen aus der Slaalspraxis, so 
wie die Inconvenienzen, welche mit der Blindheit eines regierenden 
Fürsten verbunden sind, zur Sprache. Die letzten drei Abschnitte 
wenden dann diese Satze auf die Hannoverschen Verhaltnisse an. Der 
Vf. erürtert, dass consequenter Weise in Hannover bei der Blindheit 
des Thronfolgers nur für eine Reichsverwesung gesorgt werden könne, 
dass das StaaUgrundgesetz vom 29. September 1833. ganz den all- 
gemeinen Principien des deutseben Staatsrechts analoge Bestimmun- 
gen enthalte, dass das Landesverfassungspatent von 1841. §• 17., in 
welchem von Retchsverwesung nur im Falle der König durch einen 
geistigen Zustand regierungsunfähig ist, die Rede sei, keine Aen- 
derung herbeiführe, weil es den Rechten der Agnaten nicht dero- 
giren könne,. und dass endlich die Verordnung vom 3. Juli 1841., 
die Beglaubigung der Unterschrift des Kronprinzen betreffend, wegen 
Mangels der agnatischen und ständischen Zustimmung nichtig sei, und 
durch die Anwendung einer privatrechtlichen Beglaubigung auf staats- 
rechtliche Verhältnisse zu den erheblichsten Uebelständen führe. 
Durchaus überzeugt bat uns die Darstellung des Verfs. nicht. Die 
Prineipalfrage bleibt immer die, ob Blindheit schlechthin regierungs- 
unfähig mache, und hierüber sind die Aussprüche des älteren and 
neueren Staatsrechts keineswegs so unumwunden als der Vf. an- 
nimmt. Die Lex Bajuv. IL Cap. 10. führt nicht unbedingte Gründe 
der Regierungsunfähigkeit auf, sondern nur solche Gründe, ans denen 
das Benehmen des Thronfolgers, wenn dieser seinen Vater zu ent- 
setzen versucht haben sollte,' Entschuldigung finden könnte. Die 
Lehntexte sind eben so wenig entschieden und unbedingt klar: und 
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wenn sfe es öftren , so wütde dagegen in Betracht kommen, das* Ite 
Thronfolge jetit keine Lebnsnccession mehr ist, and dass also, wenn 
gleich die Ordnung der Felge noch die lehnrech tüche bleiben» mag, 
doch alle nur aus dem Lehnwesea abgeleitete Beschränkungen und 
Einzelheiten keinen Sinn mehr haken worden. Die geldne Bulle 
endlieb (cup. 25* §. 3.) spricht nur von dem mente tmptus, fatms, 
seu aiierius famesi tt notabilis defeclug, und gl ebi also gewiss mit 
gnter Absicht keine in das Einzelne gehende Bestimmung, wodurch 
einer den Verhältnissen des einzelnen Falles angemessenen Beurtei- 
lung vorgegriffen würde« Lässt sich von der Blindheit allgemein 
nur soviel sagen, dass sie die Ausübung der Regierung erschwere, 
so ist auch die Anordnung gewisser SoleentUIten für Regierenga- 
band Inagen — .welche freilich immer ihre Ineenvenienzen haben wer- 
den «— sonäehst vollkommen gerechtfertigt, zumal einer anderweiten 
Anordnung flr den Fall, dass der damit ergriffene Ausweg nicht 
brauchbar wäre, keineswegs vorgegriffen ist, und bei wirklich mit 
dem Besten des Staats und den Zwecken der Regierung entstehen- 
den Inconveniennen — deren Maas* und Dringlichkeit nicht absolut, 
sondern nur im einzelnen Falle beertheilt werden kann, — für' die 
Agnaten und die Stände des Landes weitere Schritte möglich und 
zulässig bleiben. Dr. Liehe. 

Ueber 3as Eheverboth wegen Verwandtschaft und das Ver- 
brechen des Incestes. Von Heb. Spöndlin. Zürich, Meyer 
u. Zeiier, 1844. 122 S. 8. (geh. $ Thir.). 

Die in Zürich bestehende gesetzliche Vorschrift, dass« nm den 
ersten Grad eines Anwalts zu< erlangen, eine juristische Arbeit veiv 
nbfasst und durch Druck und Buchhandel öffentlich bekannt gemacht 
werden muss, ist die änesere Veranlassung vorliegender Schrift, über 
deren Werth der Verf. in einer besondern „Nachrede" sich sehr be- 
scheiden ausspricht» — In der ersten Abteilung: *ttber den Grund 
der Bhehindernisse wegen Verwandtschaft" geht der Verf. znvttrderst 
davon aus, dass, weil dieses Ehehinderniss nach dem Zeugnisse Mosis 
auf unmittelbar gttttlichcr Vorschrift beruhe und überhaupt das mo- 
saische Recht noch jetzt, insoweit es nicht durch das Christenthum 
aufgehoben oder abgeändert, oder als reinnational jüdisches nach- 
gewiesen worden, Gesetzeskraft habe, auch dieses Verbot noch jetzt 
allgemeine Giltigkeit haben müsse und bemerkt, dass der natürliche 
Absehen gegen 4elehe Ehen kein Grund, warum dieses Verbot er- 
lassen worden, sondern nur ein Beweis für dessen Richtigkeit sei, 
wie übrigens auch dieser Abscheu sowohl ein asgeboroer als anerzog» 
ner sei und selchen Ehen allerdings kein Segen, sendet* Fluch folge» 
DerVdrf» bespricht zuvorderst die Ansicht Au gnstin's de civil, D ei XV* 
16. de jure conjugiefum, woraaeh dieses Verbot insbesondere darin sei* 
nen Grund haben seil, dauut die Verbreitung der Liebe in der mensch* 
liehen Gesellschaft gesichert, das Menschengeschlecht sieh nicht, in 
eineeine CeteHen auflese und das Entfernte sieh vereinige und nähere» 

29* 
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vier,, wie der Verf. tagt, damit die durch die Erbeftndc tu die Welt 
gekemmeee Trennung, des nur FOrsidMcia eines Jeden nickt von 
Daner sem* sondern der Egeismns dnreli die Liebe überwanden in 
sieh serielle und einer ewigen Einigung Platz mache. Der Verf. fin- 
det in dieser Ansicht, die er nbrigens sehr rühmt, keine ausrei- 
chende Begründung der w ei Hie bei Strafen des Ineeets. Die An- 
sieht, dass dieses Verbot auf dem respeetu* pare*Ufae bernfce, be- 
friedigt den Verf. nicht, weil sie nicht auf die Ehen der Geschwieler 
nasse-; — bieifoi eUblirt der Verf. die seltsame Idee, data Ehea 
. der Verwandten eicht passend seien, weil sie ihre Fehler and Schwa- 
chen von Kindheit an kennen gelernt, dadurch gegenseitig eine ge- 
wisse Befaagenheit entstehe und das Misstraaen, von den Nächstes 
mit gewissem, aus der Kindheit datirenden Vorurtheil b eo ba chtet 
•ad benrtbeilt au werden, nicht znr Eingebung einer Ehe passe. 
Sbense wird die Ansicht von Michaelis, da« diese Ehen Verbotes 
seien, weil sonst der Unzucht und frühen Verführungen in den Fa- 
milien nicht hatte vorgebengt werden htinnen, widerlegt, wenn schon 
die Argumente nicht erschöpfend sind. Der Verf. stellt nun folgende 
Satze auf: Die Gesetze -des geisiigen Erbrechts sprechen entschieden 
gegen nahe Ehen; die Eigen Ihumlichkeitea der Ackern gehen auf 
die Kinder aber, .so dass, wenn nicht immer fremde Elemente die 
vorbefindlicben starken und modificiren , eine Erschlaffung und Ein- 
seitigkeit eintreten müsste, — wogegen zwei verschiede« Individua- 
litäten durch die Ehe verbunden wieder eine neue bilden, welche 
auf die aus ihr hervorgehenden Individuen in vielen Beziehungen 
pradestinirend einwirke, — auch sind die Kinder noch mehr die Er- 
ben ihrer Grossaltern, als Aeltern und bei nahen Ehen werde daher 
die gante Ascendenz sofort in einem Stammvater Concentrin and 
Einseitigkeit eintreten, die Individualität aber ihre Bedeutung ver- 
lieren. Der Verf. stellt schliesslich folgenden Satz auf: 

„Das Verbotb der nahen Ehen ist ren Gott den Menschen gegeben, damit das 
Kelch der Liebe durch Kaflptang aröglichat vieler Mebcsbande schon hier 
sich ndgliehit ausbreite ood uicht durch Engherzigkeit der Menschen ein- 
geschränkt werde, damit durch immer frische Verbindungen die Individua- 
litäten rein erhalten werden, (ioweit ei dem •Ondlichen Geachlechte möglich 
ist), nad nicht unglfickliche Organisationen sich so sehr verhärten und ver- 
knöchern [Phrenologie]], dass die Willensfreiheit des Einseinen doch sa 
sehr beschrankt oder gar aufgehoben würde. Der Uebertretong des Verbot nes 
iit, um seine hohe Wichtigkeit nicht fibersehen sa lassen, der Fluch ge- 
droht, dasi die am solchen Ehen hervorgehenden Geschlechter kein Gedei- 
hen haben; und um den schwachen Menschen den Gehorsam su erleichtern, 
und um den Fluch von ihnen su wenden, empört sich schon die Natur gegen 
solche Verbindungen." 

R* ist hier wenig oder gar keine Jurisprudenz, dagegen manche tref- 
fende psychologische und physiologische Bemerkung; nur sieht rann 
nicht, wie diese Grinde die schweren Criminalstrafea des Ineests 
rechtfertigen können. — In der zweiten Abtheilung beschäftigt sieb 
der Verf. mit der Frage: In welchen Graden sollen die Ehen ver- 
boten werden 7 Im Allgemeinen ist er — aas .zum Theil seltsamen 
Gründen ~ für eine Ausdehnung der Mosaischen Verbote. Bei Sci- 
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lenverwaaaHea entscheide das Wesen der Familie; — es lasse 
sieh jedoch nicht mit mathematischer Gewissheit sagen , welcher Grad 
hier «Is verboten zu betrachten sei, vielmehr müsse ein gewisses Ge- 
fahl, ein richtiger Taet hier da« richtige Mass angeben (I). Ftr zu- 
ittscig halt der Verf. die Ehe mit dem Brader oder der Schwester 
des verstorbenen Gatten in coasequenter Durchführung des von ihm 
aufgestellten obersten Prineips. Im Allgemeinen erklttrt er sich ge- 
gen Dispensationen. — In der dritten Abtheilung spricht er von der 
Blutschande und den Vergehen der Unzucht gegen Verwandte. Aach 
hier ist er für eine ziemliche Ausdehnung dieses Verbrechens und 
dessen hatte Bestrafung, obscbon, wie bemerkt, die Strafe durch 
den obigen mehr politischen als rein criminalistischen Grind nicht 
völlig gerechtfertigt wird. 

Ein Wort Aber den Rechtscharakter der Actiengenellsjcltafiv 
Von F« A. Harfe aeb, Advecat in* Leipzig. Leipzig, Teubner 
in Kommission, 1844. 62 S. 8. (-flj- Thlr.) 

Noch immer ist es ein nicht genügend gelöstes Problem, was 
eigentlich eine Actiengeseflscbaft sei, worin ihr eigentliches Rechts- 
element, ihre rechtliche Natur, ihr Reehtscbarakter bestehe? So 
beginnt der Verf. sein interessantes Schriflcben, und wir wollen ihm 
in Bezug auf diesen Satz wenigstens in sofern nicht widersprechen^ 
als sich wohl noch keine der, Aber die Natur des Actieaveretas auf* 
gestellten, Ansichten rühmen kann, die gemeinrechtliche geworden 
zu sein. Gewiss ist auch gerade durch die ausführliche Schrift, die- 
wir Aber Actienvereine in neuester Zeit erhalten haben, durch die* 
von M. Pohls (vgl. diese Jahrb. 1842. S. 283. ff.), in Bezug auf die 
hier angeregte Frage das Wenigste geleistet, wenn sehen eNe ge- 
dachte Schrift in anderer Beziehung manches Brauchbare enthalt. 
Da wir einmal der Literatur über diesen Gegenstand gedenken, so 
bemerken wir noch, dass der Verf. wahrscheinlich mit Absicht, so 
gut wie gar keine angefahrt hat, obwohl man aus der Schrift selbst 
ersieht, dass sie ihm nicht fremd ist. Es hat aber dieser Umstand 
das Ueble, dass man, da der Verf. doch die von Anderen aufgesteH» 
ten Ansichten theilweis bekämpft, auch bei Bekanntschaft mit der 
hier einschlagenden Literatur, nicht so leicht weis, an wen man un- 
ter den Gegnern zu denken hat, und daher nicht sofort im Stande 
ist, sich zu vergewissern, ob der Bekämpfte die Saehe auch gerade 
so aufgefasst habe, wie es der Verf. darstellt. 

Der Verf. führt zuerst kurz aus, dass die Actiengesetlschaft 
weder eine societas, noch eine Universität sei. Jenes sei sie na- 
mentlich wegen des Mangels eines obligatorischen Verhältnisses un- 
ter den Actionären nicht, dieses deshalb nicht, weil dieselben nicht 
als Gesammtheit, sondern als Einzelne Dritten gegenüber auftreten. 
Uehrigens ist diese Frage auch schon von Anderen und zwar aus- 
führlicher besprochen worden; doch kommt auch der Verf. später 
auf dieselbe zurück. — Durch den S. 8. aufgestellten Begriff einer 
Actie kann man leicht irre geleitet werden, indem es hier heisst: 
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dieselbe sei eine Seche, welche niett in ge m cs ascha ft l i ebem E*gea- 
Hnhü oder •••sl in einer Rechtsgemcinaehift 4er Gesellschaft, sen- 
den ia anascWietslieben fiigeatbnm jedes einzelnen Mitglieder m(. 
fit wird einliefe hier ger nicht des Verhältnisses der Aotie zum 
Actienteeds gedacht, letzterer abeebaoft ger niefct erwähnt, worauf 
der Verf. allerdings spÄtcr ebenfalls eingeht. 

Nachdem sich der Verf. vorleuüg deriber ausgesprochen aal, 
dess der Actienvereie weder eine eecselea, nocli eiee tmipersttas sei, 
aeehl er in der folgenden Abtheihmg darantben , dtas secietas and 
mmenüts ger nicht eis zwei parallel laufende GesellschaftsarieB 
einander gegenüberstehen (S. 28.); er verlftsst somit zanicbst seioeo 
sfeeiellerem Gegenstand , den Aetienverein, am ia da» Asseeiations- 
oder Gesellschaftswesen überhaupt tiefer einzudringen« Er führt 
daher philosophisch durch, dass das ganze Associationswesen in zwei 
Rnnscnarttea zerfalle , ia die iet «ff etlichen nnd dit des Privat- 
rechtes. Privatrechtlichen Gesellschaften können jedoch mehr oder 
weniger Rechte der Gesellschaft des öffentlichen Hechtes verliehen 
werden, die dann als Miscbgesellseba&ea erseheinen. Unter jeneo 
Rechten hebt er naa besonders das hervor, eine celleetive Einheit 
oder ein Recbtssobject zn bilden. Diese Erscheinungsform soll nan 
nach 4er philosophischen Rathtslehre des Verf*. den Geselisehe/teo 
des ögeatiicbea Reebtee natürlich* organisch zustehen, auf die Privat^ 
rechlsfescUscbaften aber künstlich , durch Fiction übertragen werden 
können* So philosophisch nun dies alles begründet sein mag, so ist 
doch dagegen za erinnern, dass, wie bekannt, dem frühern ger- 
msjnisnJie* Reehtsmben, nnd dies hat ja aaeb der Verf. vorzugsweise 
vor Augen, indem er den Actienverein als ein ausschliesslich ger- 
manisches Recbtsinstitut betrachtet, diese Unterscheidung des Qeffent- 
liehen nnd Privatrenhüiefeen namentlich auch btasicbtlich des genos- 
senschaftlichen Elementes fremd war, nnd er würde daher gewiss wie 
jeder Andere in Verlegenheit gemthen, wenn er seinem System zu 
Folge bestimme» soUte, welche 4er so zahlreichen einheimischen Ge- 
nossenseiiaften öffentlicher nnd welche privatrechtlicher Natur seien, 
wenn er sie nicht geradezu sämmtlicb für iliscbgeseUschaften erklaren 
will. Auch ist von Seiten unseres positiven Rechtes hervorzuheben, 
dass Gesellschaften, wögen sie nun naeb des Verfs, Ansieht öffeat- 
lieher oder privairecbtlicher Natur sein, stets nur durch besondere 
Anerkennung von Seiten des Staates als collect! ve Einheiten oder 
juristische Personen auftreten können. — Was onn aber insbesondre 
den Reweis des mischen Gegensatzes von SMieUs, welchen der Be- 
griff universitär bildet (S, 12.)» betrifft, so gründet diesen der Verf. 
darauf, dass, wie- er S. 26« sagt* in der Sprache der römischen Quellen 
unwersitas nichts weiter bedeutet, als die den Gesellschaften des 
öffentlichen Rechtes und gewissen zn Mischgesellschaften künstlich 
erhobene*» Privatgesellschaften gemeinsame Erscheinungsform, die 
eoUective Einheit Es würde uns natürlich hier zu weit führen, trenn 
wir darauf genauer eingehen, und namentlich die v. Savigny-sche 
Auffassungsweise der Universität mit der Ansieht des Verfs. zusamjme,? 
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i besprechen weilten, aneh griffet wir demselben rief leicht selbst vor, 
da er S. 26« bemerkt, dass er den Stoff des gegenwärtigen Anfcatsea 
in einer besonderen Abhaadhtog bald weiter nasführen werde. • Wir 
erinnern deshalb nur, dass, wenn *niv*rsitas wirklich den Römern 
nachts weiter gewesen wäre als ein Merkmal oder Attribut der* Gesell-« 
schaff, die umvtrsit** allerdings nicht als eiae besondere Gesell« 
sebafisart neben die societas gestellt werden könnte, der Verf. mit- 
hin vollkommen recht halte. Wenn «her nun der Verf. S. 24* seihst 
anfährt, das* in den Pandekten beiderlei Gesellschaftsarteo, die 

i politisch eorporativen wie die privatrechtiieh nicht corpore tiven* in 
Beziehung auf ihre Erscheinungsform, die eoUective Einheit, univer* 
sitms genannt werde», ao zeigt er uns dadurch ja selbst den Weg,, de« 
znr Rechtfertigung A%r zeither last einstimmig angenomoienen Unter* 
seheidung zwischen soci*6as und Universität oder Corporation ßihrt, 
Btwas anderes ist es freilieb, wenn er naebwetsst, das im römischen 
Hechte begründete Unterscheidengamerkmat iwischen sooietas und 
umwersüas, der Corporation, nämlich die Annahme der juristischen 
Person für letxtere nebst altem dem, was davon abhängt, gehe nicht 
den. alleinigen oder auch keinen hinreichenden Grund för 4ie Ein* 
t bei long der Geseilschaft überhaupt ah. — Uebrigens we&st d**t 
Verf» in dieser Abiheilung manche irrige Vorstellung, die sich in 
dieser Lehre so wie in der von der juristischen Perapn allerdings 
nicht selten vorfindet, mit Talent, wenn auch nicht ausführlich zurück» 
In der dritten Abtheilung kommt der Verf. auf die Actieover- 
etoe zurück, und wir gestehen gern, dass er uns hier mehr noch 
befriedigt hat als 2a der vorhergehenden. Er gebt dabei von dem 
Setze ans: alle privatrechUiehen Gesellschaften : gehören entweder 
dem ObJigatioaenrecbte oder den Sachenrechte an , und. die Actione 
gesellsehaft ist die eminenteste Art der seckewrechtlichen Gesell 
schaft. Zwar «dürfte vielleicht Mancher zunächst an dem Ausdruck: 
,, sachenrechtliche Gesellschaft" Anstoss nehmen, iodess glauben wir, 
dess er sich namentlich aus dem Gebiet des, einheimischen Rechtes, 
auf dem de? Verf* auch lediglich die saehenaeehtüchen GenellseJiaf* 
ten findet, wohl rechtfertigen l&sst. Eine selche ist nach ihm eine 
Gesellschaft, deren Mitglieder nicht durch Obligationen, sondern* 
durch Sachen* und darauf gegründete; Rechtsverhältnisse verbunden 
sind. Wenn sodann aber letztere als Realrechte und Reallasten be- 
zeichnet werden, so hatten wir diesen Ausdruck vermieden ge- 
wünscht, wo nicht in die eigentlich sogenannte Lehre von den Sc- 
allnsien neue Schwierigkeiten oder Mißverständnisse zu bringen. 
Es soll ohnedies hier mit den Werten Reelreehte. und Real/asten 
nichts anderes ausgedrückt werden, als dass die Rechte 4er Bethei- 
ligten* der Actionäre, an eine Sache, die Actio, geknüpft sind. Ein 
Hauptmerkmal der secheoreektlichen Gesellschaft, also auch des 
Aetlenvereines, ist nun auch die Unkündharkejt ,der Recbtsgemein- 
seheft. Diese erläutert der Verf* sehr gut und genügend, theils ans 
dem älteren einheimischen Rechte) obwohl euch hier nnr in kurzen 
Andeutungen, iheüs durch die Entgegenstellung der abweichenden 
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Natur der remis eben c+mmwu* (& S7.). Ebenso stimmen wir auch 
dem Verf. in Resultat vollkommen bei in Bezog auf das, was er 
Aber die Natur der Actiea, %o wie ihr Verbal in iss zu dem Fomds 
tagt, nur vermissen wir eine genügende Erläuterung dariber, wie 
et rechtlieh moglieh wird, data die Actis als besondere Sache neben 
vad ausser dem Fonds vorkommen kann. Gerade aber diesen Punkt 
sied aber schon von Aaderea Aufschlüsse, die, wie wir glauben, 
siebt ohne Erfolg siad, gegebea worden. 

Ab eine Art Nebeafrage zieht steh deren «las ganze Scbrift- 
ehea die Bekämpfung der s. g. peeseuearechtlicbee GeseMschaftsarty 
xdie aach wmvenitts, seihst teutschrechtliehe Privateorperatiea be- 
nannt wird, hin. Dieselbe seil in einer Pereoneneiubeit, ia ciaesi 
Personoegaezea, eiaer Gesammtperson bestehen. Nach dem S. 8. 
gegebenen Begriff voa vniveniUs scheint es sogar, als eh der Verf. 
annehme, es sei die herrsehende oder gemeingiltige Ansicht, unter 
umlerntet eine solche Personeneinheil als Gesellschaftsart za ver- 
stehen. Nach aaderea Steilen wird man aber wieder za der An- 
nähere veranlasst, als ob er diese GeseMschaftsart für eine Erfindung 
Att Germanisten ansehe. Der Verf. bezeichnet sie seihst S. 54. 
naher dahin: diese persoueurechUiche GeseHsebaftsart bestehe in 
eiaer Personeaeiehcit, die voraussetze, dass die eiazehien Mitglieder 
ia derselben aufgegangen oder abeorbirt sind. Desa aber seien un- 
ter den Mitgliedern in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine RecVls- 
verhiltoisse abglich, and ebne selche existirc Oberhaupt keine Ge- 
sellschaft im juristischen Sinne. So aufgefosst stimmen wir dem 
Verf. allerdings bei, wenn er diese personenrechtliche GeseHsebafts- 
art eine juristische Chimäre nennt Indess sind wir doch aach über* 
zeugt, dass der Verf. Manchen für einen Anhänger dieser personen- 
reehtKchen Geseilscbaflsart hakea mag, der ee nicht ist, und den der 
Verf. nur deshalb dahiezahlt» weil jener nicht genug hervorhob, dass 
er diese vertragliche Personeaeinheit nur für ein Merkmal, sei es 
nun organischer oder fin girier Natur, der Gesellschaft überhaupt 
(Corporation) betrachtete, wie ja aach der Verf. selbst die letztere 
nicht blos als eine Mehrheit von Individuen, sondern zugleich auch 
als eine Einheit bezeichnet. — Was nun aber den Begriff der s. g. 
teutsehreehlKcben Corporation betrifft, so verhalt es sich mit diesem 
folgender Massen. Bei der römischen Corporation oder Universität 
gebärt das Corpora Kons vermögen so wenig den Mitgliedern einzeln 
oder zusammen, dass dasselbe nach Auflösung der Corporation äe- 
num vacüns wird« Was die Universität erwirbt u. s. w. ist nicht 
den Mitgliedern erworben, sie erscheinen im Verhältnis zu ihr wie 
<!cr Curator zu seinem Pflegebefoblnen. Die univertitas und die 
Mitglieder sind verschiedene Rechtssubjecte. Diese EigenthümKch- 
keiten der römischen Universität scheint uns der Verf. nicht genug 
gewürdigt nnd hervorgehoben zu haben. Die gedachte Stellung; der 
Mitglieder zu dem Corpora! ionsvermögen als einem ihnen auch als 
Einheit fremden ist es, welche sich hei uns in Teutschland selbst 
nach den neuen Gemeindeordnungen anders gestaltet hat, indem 
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z. B. die badische Gemeindeordnung §. 83. sagt: Alles Vermögen 

i der Gemeinden ist Eigenthum der Gemeiudebttrger als Gesammtheit. 

i llei dieser Sachlage, wie sie sieb aoeh bei den Aetienrereinen vor- 
findet , spricht man von teutseh rechtlichen Corporationen , voraus* 
gesetzt nämlich, dass ihnen das Attribut der juristischen Person in- 
komm U Auch sagt der Verf. selbst S. 31., dass steh die Aetien- 

i vereine sehr wohl zur Beilegung dieses Attributes eignen, was wir 
ebenfalls glauben und was auch z. B. von der neuesten Preussisehen 

i Gesetzgebung anerkannt ist Man will mit der teutsebreebtlicben Cor- 
poration die GeseHsehenea bezeichnen, von denen er 8. 21- spriebt. 

Das ganze Sehriftchen kann übrigens nor als eine Grundlage 
für ein darauf zu bauendes Recht der Aetienvereine betrachtet 
werden. Weiske. 

Offne Gedanken über den Eid nach Preußischem Gesetz und 
Gerichtsverfahren« Gbarlottenburg, Bauer, 1844. 95 S. gr. 8. 
(geb. £ Thlr.) 

Der Ruf nach einer Reform der über die Anwendung des Eides 
in unserm Proeesse bestehenden Vorschriften und nach Erlassung 
von Bestimmungen Aber eine würdigere Art der Abnahme desselben 
wird immer lauter, Es kehrt dabei der Zweifel zurück, eb über- 
haupt der Eid in der zeitber beliebten Passung als passend und zweck- 
mässig anzusehen sei. Selbst davon abgesehen, dass man der Religio* 
sitftt eines Mensehen so viel zutraut, dass er eidlieh das Wahre 
sagen werde, während man glaubt, dass er ohne Eid lügen werde, 
da der Eid doch die ausserdem schwankende und unsichre Wahr- 
heitsliebe des Schwörenden hoffentlich stärken und kräftigen wird, 
so ist in der Eidesformel die Anrufung des Allwissenden eine an 
sich eigentlich überflüssige Provoeation und die Unterwerfung unter 
das göttliche Strafgesetz ebenfalls unnütbig, da der Allwissende auch 
der Allgegenwärtige ist und die Strafe der Läge auch ohne gleich- 
sain vertragsmäßige Unterwerfung des Schwörenden unter selbige 
eintreten wird. Es liegt in dem Eide daher -— naeh der Ansiebt 
den Ref. — mehr eine Anmbtgong für den Gegner des Schwärenden, 
dass der letalere an die Gegenwart des Allerhöchsten und an dessen 
Gebot sieb erinnert habe. Die Ausführung dieses Satzes kann hier 
nicht weiter verfolgt werden. So lange aber der Eid als Beweis- 
mittel und zur Verstärkung übernommener besondrer Verbindlichkei- 
ten naeh angewandt werden mnss, ist es allerdings nötbig; den Ge- 
brauch desselben möglichst zu beschränken und Formen, unter denen 
seine Ableistung erfolgt, zu wählen, welche auf das Gemüth its Schwö- 
renden einen erhebenden und ernsten Eindruck zu machen geeignet 
sind, obsehon sich nicht verkennen lässt, dass das erstre schwerlich 
mit erheblichem Erfolge im Allgemeinen zn erzielen sein wird, 
wenn man nicht in andre Ineonvenienzen verfallen will. Es bat jede 
Partei das Recht, ihre Anspräche auf jede rechtlich zulässige Weise 
zn verfolgen und wird ihr z. B. bei ganz geringfügigen Forderungen 
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das Befugnitt abgeschnitten, deren Beechetnigong dareb Bideaaolrag 
zu fiteren, so entzieht man derselben vielleicht im einzige Beweia- 
mittel, sowie die mehrseitig vergeaeblague Vorschrift, dasa gewisse 
Geschäfte aad Anspräche u. s. w. nur dureb sebri fiiiche InstranmHe 
bewiesen werden können, einen sekr empaadücben Naeblbeil ftr doa 
Handel und Wandel, den allgemeinen Vorkehr u. s.w. bringen würde 
und zum Theil aueb gebracht bei. — In der Einleitung des vorlieg« 
Bnehs bespricht der Verf. zuvörderst die aUgomeinen Ansichten Sber 
den Eid und- seine Entbehrlichkeit mit Beziehung auf den bekannten 
Aussprach des Messias ia der Bergpredigt in allerdings sehr dürftigen 
nnd oberflächlichen Umrissen. — U der 2tcn Abtheüoag stellt der 
Verf. den Grundsatz auf, dass nur dann der Eid gebraaebt werdea 
kann, „wenn ein andres Beweismittel unerreichbar ist, um den Du- 
ftige abzuhelfen, Recht und Unrecht, Ehre and Unehre an das Licht 
zu ziehn", und eine Beweistheorie aufgestellt werden müsse, welche 
zwar zum Recht auch bei den kleinsten Ansprüchen verhelfe, jedoch 
den Gebrauch des Eides so viel als möglich einschränke. Der Ref. 
ist hier mit den vom Verf. entwickelten Ansichten völlig einverstanden. 
Der Verf. gebt hierbei anf eine Kritik der Preeasischen, hierher ge- 
hörigen Vorschriften ein. Den Vorschlag, die Sehriftlichheit der 
Verträge als Bedingung ihrer GilÜgkeit noch weiter auazodeftneav 
kenn Ref. nicht gutheissen. Die grosse Aasdehnung der Ante- und 
andrer hierher gehöriger ausaergerichtl. promissor. Eide wird mit 
Recht vom Verf. getadelt. — In der nächsien Abtheilang verbreitet 
sich der Verf. aber die Unzwcckmässigkeü der Ausschliessung ver- 
schied« er Personen von der Fälligkeit einet ei d heben Zeugnisses (z.B. 
BanqueruUirer u. s» w.), während man sie nnd selbst den Meineidigen 
znr Abieist uag eines zugeschobenen Eides für fähig erachte. Die 
unbedingte Zulassung der wegen Meineids , Betrugt u.dgl.». bestraf- 
ten Personen zur Leisten g gerichtlicher Eide möchte Ref. nicht ver- 
tbeidigen. Denn wenn sehe» sie ihr Verbrechen doroh die Straf- 
verbüssung gesahnt haben, — worauf sieb der Verf. beruft, — so ist 
dadurch neeb nicht erwiesen, das» die niederträchtige Gesfnnung, 
aus welcher iure That entspross, völlig aafgeboben und in eine ehr- 
liche, wahrheitsgetreue Denk- and Handlungsweise übergegangen ist. 
Dafür birgt nicht die erstaodne Strafe, sondern ein längeres, gutes 
Betragen, welches den Mitbürgern die Hoffnung einer wahrhaften 
und reellen Sinnesänderung gibt. Uebrigett gewährt die Zulassung 
dieser Personen zur Eidesleistung keine Verminderung der Eide nnd 
ebensowenig wird sie die Achtung des Volks vor de» Schwur* er- 
höben. Dass man ferner einzelnen Personen z« B. DiensJleutea keinon 
reellen Glauben betmisst, wenn sie zu Gunsten dessen, von dem sie 
abhängen 5 aussagen, ist ebenfalls niebt unbedingt au missbilligen * wenn 
sehen die Heiligkeit des Eides dafür, dasa dergleichen irdische Rück- 
siebten schweigen, bürgen sollte, allein hier gibt das Leben den Be- 
weis, dass wenigsten* oft eine, zem Tbeil oft selbst dem Schwören- 
den nicht zum voHen Bewußtsein gelangte günstigere Darstellung clor 
^aehe ihren Grund in jenem Abhängigkeitsgefthle bat, das zu me»a>cb- 
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lieh ist, ali dass es mit Erfolg stets durch Betreuerungen u. dergl. 
beseitigt werde« klonte. Dass man aber die Zabl dieser Personen 
nicht zu sehr auadetinea* dass man nicht Verschwender, Cridnre, Ju- 
den u. s. w. als verdächtige Zeugen ansehn sollte, darin ist der Ref. 
mit de» Vetfr einverstanden. — Zuletzt bespricht der Verf. das Ver- 
fahren bei Abnahme der Eide, das er einer ernsten Kritik unterstellt; 
als Abhilfe fordert er die Vermehrung der etatsmässigen Richter oder 
die Übertragung der Admeuifienen und Eidegabnahtnen an die Geist* 
liehen und die Abnahme des Eides in 4er Kirche, — beides in spe- 
cialer Beziehung auf Preussen. Allein so wie durch erstre Massregel 
der leider häufig beliebte Schlendrian der Richter nicht gehoben würde, 
so kann auch Ref. nicht zugeben, dass, wie der Verf. meint, die Eides- 
leistung eine wichtige Religio nshandtung sei und geistliebe Sachen 
für Geistliebe gehören. Dass die Eidesleistung keine Religionshand- 
Inng sei, ist kaum zu bezweifeln, und wenn sie es wäre, würde sie 
desbalb nicht eine geistliehe sein, noch weniger deshalb zur 
Cowpeleez der Geistliehen gehören. Dies sind Ideen der Ganonisten 
und ihre Widersprüche sind klar. Dagegen sind hier von dem Verf. 
mit Wärme und Ueberzeugung die mannich fachen Gebrechen und In- 
cenvenienzen der jetzigen Eidesformeln nachgewiesen und zum Theil- 
zweckmässige Vorschläge gemacht (z, B. in Beziehung auf die Klei- 
dung der Beamten, welche den Eid abnehmen, indem es allerdings 
nicht passend erscheint, wenn der Beamte in einem, vielleicht zer- 
rissenen Expeditionsrocke erseheint). — Im Allgemeinen zeugt das 
Buch Von einem wannen und edlen Eifer für die Beseitigung der ge- 
dachten Mängel, sowie es auch in einem leichtfasslichen, fast popu- 
lären Style geschrieben ist, wenn schon es im Ganzen nicht viel 
Neues enthält* _________ 

Ueber die singulären Erbrechte ao scblesisehen Rittergütern 
von Mr. Marl Freiberrn v. Richtliofen* Prof. d. R. zu Berlin. 
Breslau» Aderholz» 1844. 184 S. gr.g. (geh. £ Thlr.) 
Die bevorstehende gesetzliche Aufzeichnung des seh lesischen Pro- 
vinzialreehts bat dem Verf. Anlass gegeben, diese Abhandlung zu 
veröffentlichen, um dadurch zur schärferen Auffassung und richtigen 
Würdigung der behandelte* Gegenstände beizutragen. Die Schrift 
zerfällt, neben einer Einleitung und einem Scbluss in zwei Abschnitte 
von drei und beziehentlich sechs Kapiteln, und bat noch eine Beilege. 
In der Einleitung wird ein Rückblick auf das allen sehlesischen Erb- 
rechten in Rittergüter zu Grunde liegende altslavische Erbrecht er- 
ö__et. Der erste Abschnitt bandelt von den in Schlesien vorhan- 
dniMte speziellen Intestaterbrechten an Rittergütern, und zwar Kap. I. 
von der Erbfolgeordnung, Bevorzugung der Söhne; Kap. II. von der 
Abfindung der Töefcter, we*n SeMme vorbanden; Kap. III. von der 
Abfindung der überlebende» Ehegatten. Der zweite Abschnitt be- 
spricht die Stettung des Gesetzgebers zu den singulare* Erbrechten 
^a aebiesftsche* Rittergütern, und zwar im Kap. 1. den Standpunkt des 
Gesetzgeber* im AH§eiu)iuenj in &ap,2. die Frage: ob dieSchweiduitz~ 



Digitized by 



Google 



460 v. Richthtfen, Ucb. d. Singular. Erbrechte an sohle«. Rittergut 

Jauerscben Leben mit den aliud i Seilten Lehen und den Zaudengfitern 
gleich zu behandeln , was der Verf. bejahet, weil er die Schweiduitz- 
Jauerseben Lehen nicht für Lehen hill; im Kap. 3. den (adligen und 
bürgerlichen) Stand der Besitzer tehlesiseher Rittergüter and die 
Frage: ob die Versebiedenheit 4^§ GebnHsatand e s eine Verschie- 
denheit in Erbrechte in Rittergüter rechtfertige oder rftthiieh mache, 
was der Verf. verneint; in Kap. 4. die Bevorzugung der Söhne; kn 
Kap. 5. die Abfindung der Töchter; im Kap. 6. die Stellung des über- 
lebenden Ehegatten* Der Schlnss fasst das Besaitet der Betracbtnng 
zusammen, nnd die Beilage berichtet Aber die etgeathümKcben In- 
testaterbrechte des Adels im östlichen Schlesien. Schlesien zerfällt, 
nach der Verschiedenheit dieser Erbrechte, in zwei Hälften. Im west- 
lichen Theile bestehen bei den Rittergütern, mit wenigen Ausnahmen, 
alte Siagularsnceessionen ; im östlichen Theile sind die einheimischen. 
Rechte theils ganz erloschen und durch das Gemeine Recht verdrängt, 
theils in eine Universalsuccessioa des Adelsstaades umgebildet. Allen 
diesen einheimischen Erbrechten aber liegt das altslavische Recht, 
welches die Söhne vor den Töchtern zur Nachfolge in die Erbgüter 
ruft und die neben den Söhnen vorhandenen Töchter durch eine Aus- 
staltung abfinden oder alimentiren llsst, zu Grunde. Was der Verf. 
als gegenwärtig bestehendes Provinzialrechl ober die im Etnzefoenr 
sehr von einander abweichenden Erbrechte in den verschiedene» 
Förstenthümern, und Aber die Natur der Rittergüter vortragt, ist gründ- 
lich geschöpft und belehrend, und die zahlreichen Berichtigungen der 
allerneuesten amtlichen Bearbeitung des schlesischen Provinzial- 
rechts von Wentzel, dessen angefangene Beurtbeilung ich schon 
vor längerer Zeit blas darum wieder aufgegeben und bei Seite gelegt 
habe, weil die Nachweisungen der Gründe meines Ur theils die Gren- 
zen einer nicht blos absprechenden Recension sehr weit überschritten 
tiabeu worden, haben ohne Ausnahme meinen ganzen Beifall ; sie lassen 
erkennen, dass eine grundlieh -wissenschaftliche Darstellung dieses 
l'artikularrechts noch von der Zukunft erwartet werden mues. Ganz 
einverstanden mit dem Verf. bin ich darin, dass die Schweidnilz- 
J au ersehen Rittergüter niemals Lehen, soodem freie Erbgüter, in 
welche nach altslavischem Rechte soeeedirt wurde, gewesen sind nnd 
dass deshalb auch heutzutage eine lehnrecbtlicbe Behandlung der- 
selben unanwendbar ist. Die grösstentheils nominelle Umgestaltung 
dieser freien Erbgüter in s. g. Lehen beruhet auf MissversCfodniss 
und Reebtsunkunde der spitern Zeit, und bat ein Seitenstück in den 
Westpreussischen Rittergütern , welche man ebenfalls durch die Bank 
für ehemalige Lehen halt, die im Jahre 1476* von Casimir allodi- 
ficirt worden sein sollen, was „nach sich gezogen, dass zu Sebad- 
leshaltung der männlichen Lehnserben und zur Gonservation der ad- 
lichen Familien, der Adel und Ritterschaft in diesen Paiatinntem sich 
einige Zeit darauf einer besondere Successions- Ordnung mneimtget, 
wodurch vornehmlich zum VortheM der Söhne — die adlkheu Töebter, 
denen indessen ein standesmässiger Brautscbatz ausgemacht werden 
müssen, vqu aller übrigen Succession bieselbst ausgeschlossen wor- 
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den" — ( Instruktion fttr die Westpreussische Regierung v. 21* Sept. 
1773., Abschn. VII. Rab. Samml. Bd. 1. Abth. 5. S. 737.). Diese 
„besondere Successions - Ordnung" ist aber nichts anderes als das 
in das „Jus terrestrc" Tit. 1. u. 2. eingerückte, in derselben In- 
struktion wiederholte und declarirte slavische Erbrecht in Erbgüter. 
Dieses Erbrecht stimmt mit den besprochenen schlesisehen Erbrechten 
im Wesentlichen aberein , and ist gleichfalls, wie im Östlichen Schle- 
sien, das Erbrecht nach der Oppelnschen Laadesordnnng, eine Uni- 
versnlsnceession des Adels. Zu bemerken ist dabei noch eine andere 
auffallende Uebereinstimmung. Die Oppetasche Landesordnung näm- 
lich bestimmt den Betrag der Abfindung der Töchter nicht, sondern 
sagt Art. 1. Rnbr. 15., dass sie mit einem Heirathsgute und Ausstattung 
nach Beschaffenheit des Guts (Vermögens) und uralten gewöhn* 
lieben Landrechten versehen werden sollen. Eine schon alte Ob- 
servanz in Schlesien hat eine bestimmte Quote, n&inlicb tertia pars 
poriioms fralernae hergebracht (v. Ka m p tz Jahrb. Bd. XXXII. S. 179.). 
Auf denselben Betrag (den vierten Pfenning) ist die Abfindung der 
Töchter in dem pointseben Erbrecht des Adels in Westpreussen, nach 
dem s. g. Jus terre$tre — (also genannt, weil es für den Landadel 
bestimmt ist, im Gegensatz zum Gulmsehen Rechte, welches der Adel 
für ein Stadlreeht erklärte und deshalb nicht annehmen wollte), be- 
stimmt. — Der Verf. schlügt der Gesetzgebung vor, aus diesen ver- 
schiedenen Erbrechten ein einziges für ganz Schlesien gellendes Erb- 
recht in Rittergüter, und zwar eine Singularsuccession, mit Beibe- 
haltung des Vorzugs der Söhne, und mit einer feslbestimmten Suc- 
cessioosordnnng, ohne Unterschied des Geburtsstandes des Besitzers, 
x« bilden. Wegen den Einzelnheiten mit den Gründen muss auf das 
Buch selbst verwiesen werden; ieh will nur beifügen, dass mir für 
die fiberlebende Wittwe ein Wittham vor der znr Abfindung oder Ver- 
sorgung vorgeschlagenen Leihrente den Vorzug zu verdienen scheint, 
weil der Mann nur fttr seine Wittwe, nicht aber für die Frau eines 
Andern zu sorgen hat. — Der Druck ist sehr cerrect, die Ausstat- 
tung gut. Koch. 

Tratte de Viwtructüm criminelle ou theorie du Code 
tTinstruction criminelle, par M. Waustin-Metie, chej 
dts bureau des affaires criminelles au ministire de la justice, tun 
des auteurs de la tkiorie du Code penaL Premidre partie. Histoire 
et theorie de la proeidure criminelle. Paris^ 1846. 708 S. 8. 
Es ist gewiss eine interessante Erscheinung, dass in Frankreich, 
welches sich früher nur durch eine gewandte praktische Behandlung 
»einer Jurisprudenz auszeichnete, seit ungefthr 15 Jahren die histo- 
rische Behandlung des Rechts ebenfalls Eingang gefunden hat. Bei 
Gelegenheit einer Anzeige von Pardessus Loisalique im Jahrg. 1843. 
dieser Jahrbücher hat Warnkttnig eine Uebersicht dieser neueren 
franz6si**hen Arbeiten gegeben, welche nicht blos ihrer Vollständig- 
keit wegen schätzbar ist, sondern auch, weil ebenderselbe zu der 
Einführung nnd Fortsetzung dieser Studien in Frankreich mit Erfolg 
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gewirkt hat. Meitwfirdtg ist dabei, dass selbst för solche Gegen- 
stande das Rechts, welche weder national noch unmittelbar praktisch 
sind, der historieetie Sion erwacht ist, wie Mortreoil's üeiseiges 
Werk Iber das Byzantinische Recht erweist, aad dass die Regteruns;, 
wohl hauptsächlich durch Guizot veranlasst, die historischen und 
recbtsgeschichtiichcn Studien unterstützt 

Das vorliegende Werk gehört ebenfalls zn den höchst achtbares 
Erscheinungen dieses Strebens, indem -der Verf. von? der Aasicht aus» 
geht, dass das aeofranzftsisehe Recht ms den Elementen des älteres 
hervorgegangen ist und n«r ans der Kenntniss dieser Elemente richtig 
verstanden und fortgebildet werden kann. Der jetet erschienene erste 
Band enthalt die historische Einleitnag. Die folgenden Bande soliea 
einen Commentar aber den Code de froeidure liefern, welcher aber 
anscheinend sieh nicht strengen die Ordnung des Textes aaechhessea, 
sondern in vereinzelten selbstständigeii Abhandlungen bestehen wird: 
denn auf dem Umschlage ist der nächste zweite Band unter dem Titel: 
De r*ction publique angekündigt. 

Die Ansichten, von welchen der Verf. aasgeht, sind besonders 
in dem ersten und letzten Kapitel dargelegt und verdienen wegen 
ihrer Tüchtigkeit gewiss hohe Achtung. Ein kurzer Auszog: daraus 
wird dies hoffentlich «estatiges. Das erste Capttel erpeht ungefäkt 
folgendes: „Um in den Geist und Zusammenhang einer Legislation 
„einzudringen, ist vor allen Dingen notwendig, den historischen Vr- 
„ sprong und die Qnellen derselben zu erforschen. Ueberdies ist der 
„Code nicht die Ausbildung einer neuerfundenen Idee, sondern viel* 
„mehr auf die Versuche und Erfahrungen von Jahrhunderten gegrün- 
det* aus welchen man die Materialien entlehnte. Es beruht auch 
„die Festigkeit jeder Legislation besonders darauf, dass ihre Wur* 
„zeln kräftig an der Vergangenheit heften: gewagte Neuerungen 
„führen in der Regel bald zu noth wendigen Rückschritten* Wen» 
„wir den C+de naher betrachten, so finden wir, dass gewisse Ble> 
„mente in den alteren Gesetzen von 15J9. 1670. ihre Wurzel haben: 
„andere sind eine Wiedererweckung der mittelalterlichen Formen von 
„Oeffentlichkeit und Mündlichkeit: manche endlich lassen sich auf 
„kanonisches Recht und Feudal- Institutionen zurückführen." 

Aus dem letzten Capitel aber die innere Rechtsgeschieh te des 
Code sind folgende Bemerkungen hervorzuheben. „Die Revolution 
„hat die .Reform des alten Verfahrens nur beschleunigt, denn eine 
„Umänderung war bereits vorbereitet und unausbleiblich. Der con- 
„stiluirenden Versammlung lagen zwei Systeme vor, als möglich: 
„das öffentliche mündlich* Verfahre» des Mittelalters und das »euer« 
„geht im* schriftliche Verfahren« Nach manchen Streitigkeiten) för 
„and wider kam man auf deü Gedanken, beide zu verhindert: ein Ge- 
,, danke, welcher um so löblicher war, weil in 4tf Regel altem, was 
„existirt and einigen Bestand gehabt- hat, etwa» Wahre* zum Grtmdc 
„liegt. So entlehnte also die Ceramiseion ans dem Mittelalter siie 
„öffentliche Anklage, uns Unheil durch Geschworne, das ntifMilnzlie 
„Btwfeifrverfehreri, die Oeffentlichkeit der Verhandlungen, das Recht 
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„der Vertheidignng: aus der neueren Gesetzgebung die Einrichtung 
„der Staatsanwälde , das Untersocbungs- Verfahren, die schriftliche 
„und geheime Voruntersuchung, die legale Beweislehre, die Unter- 
drückung des Rechtes der Anklage und der Vertheidignng. Der 
„Einiluss der Englischen Institutionen beschränkte sich darauf, dass 
„man aus ihnen Erfahrungen entnahm, welche der Annahme der Jury 
„und der mündlichen Verhandlung günstig waren. , Diese Gesetz- 
„gebuog von 1791. wurde durch einige spätere Gesetze weiter aus- 
gebildet, indem man zweckmässiger Weise noch mebreres aus dem 
„früheren Französischen Processe aufnahm. Der neue Code (seit 
„1804.) wurde angefangen unter den Einwirkungen von Erfahrungen, 
„welche liebt zum Vortheil der Jury sprachen, so das« mehrere ein- 
sichtsvolle Männer dafür stimmten, in der Hauptsache, jedoch mit 
„Modificationen, auf den älteren Französischen Process wieder zurück- 
zugehen. Indess einigte man sich dahin, im Wesentlichen die Grund- 
sätze von 1791. beizubehalten, aber bedeutend mehr als .vorher 
„von dem alten Processe wieder anzunehmen. So entstand: der neue 
„Code, welcher zwar nicht vollkommen, aber doch wahrscheinlich 
„unter allen Gesetzgebungen neuerer Völker die am wenigsten man- 
gelhafte Criminalordnung ist." 

Von diesen Ansiebten ausgebend, hat der Verf. zuerst das At- 
tische Gerichtsverfahren bebandelt, dann das Römische in ier Re- 
publik und nnter den Kaisern, so wie das im Fränkischen Reiche. 
Der Inhalt dieser drei Abschnitte dürfte wohl für unsere deutsche 
Wissenschaft nur wenig bedeutende Resultate geben. Von da ab 
verfolgt er aber die Geschichte des Gerichtsverfahrens tn Frankreich, 
indem er auf alle diejenigen Punete, welche für die neueste Zeit von 
Einwirkung gewesen sind , besondere Aufmerksamkeit verwende^ 
Benutzt sind dabei alle Französischen Quellen, selbst manche erst 
neuerlich zugängig gewordene (Registres Glim), ausserdem ältere 
Praktiker, Ayrault, Imbert, Julius, Clarus, Farinacius., In 
diesem Tbeile des Werkes findet sich allerdings viel Interessantes 
und unserem Germanischen Recht Nahestehendes, wie denn auch 
Mittermaier bereits oft an diese Verwandtschaft erinnert hat: in- 
dess eignet sich eine solche Darstellung nicht zu einem Auszuge, weil, 
derselbe zu viel Baum einnehmen würde. Zu einigen einzelnen Be- 
merkungen hätte der Ref. allerdings Gelegenheit, indem er in seinen 
ß ei trägen zu der Geschichte des Inquisitionsprocesses einiges Histo- 
risehe über den Französischen Process beigebracht hat. Doch mag 
es genügen hier anzuführen, dass seine dort aufgestellten historischen 
Resultate mit der Darstellung des Verb, gänzlich übereinstimmen. 
Es bleibt also nur übrig, dieses verdienstliche Werk im Allgemeinen 
m empfehlen und dabei die Hoffnung zu äussern, dass es vielleicht 
dazu geeignet ist, den nitnbus zu zerstreuen, in welchem noch heut- 
zutage manchen deutschen Schriftstellern die französische Legislation 
erscheint, weil sie dieselbe in allen Stücken für «ein enfant de la 
r Evolution halten. D. Biener. 
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III. Berichte über akademische 
Schriften. 

NeHHulla de ctmentienibu* capita secundum prin- 
cipia juris naturalis scripta. Di$$. inaugur. quam Hl. 
ietortm ordinis auctoritate pro summt's in u. j. honoribu* rite 
capessmdis d. XXIX. m. Maß a. MDCCCXLL etc. def endet 
Otto Kraft, Lipsiensis, j\ u. ßaccataureus. Lipsiae, typ. 
StaritM. 28 S. 4. 

Ref. hat sich auch durch diese mit Fleiss gearbeitete Abhandlung nicht von 
der Amicht abbringen lauten können) daai eine Dantelluug naturrechtlicher 
Grundsätse etwa« Änderet teyn müsse, alt die Wiederholung der in dem posi- 
tiven Rechte noth wendig eosgesprochnen allgemeinen Wahrheiten, und er wan- 
dert eich nur, data der Verf. nicht noch den Weg einer Vergteicbung mit dem 
positiven Rechte eingeschlagen hat« wotu dat röm. Recht gerade bei dieser 
Lehre wirklichen Vorschub leistet, da man die starren Formen des ju* civil* 
gleichsam alt positives , die Milderungen und .die durch dat Edict gegebnen 
Autwege aber alt Vernunft -Recht hinstellen kann. Ret getraut sich zu alfeu 
Satten, welche Cap. 1. Generali* de c*Mventu>*frmt enthalt, den wörtlichen 
Beleg aus den röm. Quellen tu geben, und würde nur wünschen, dats das, was 
der Verf. Cap. II. Regularum antea propotitarum ad convenlionet jaerts gentium 
(d. h. völkerrechtliche Vertrage) appHeatio und Cap. III. De pacit pactionc, 
bespricht, nicht durch gans andere Rücksichten bestimmt würde. — Angekün- 
digt wurde die Promotion des Verfs. durch ein Programm des Assessor» der 
Juristen -Fakultät Dr. Ernst Friedr. Günther, dessen Inhalt auf dem Titel 
so beieichnet ist: 

CommenU de confessionis iimitatae in judicio civili ad onus probandi 
inter partes Utigantes deßniendum vi ae momento. 1 3 S. 4- 
Bei einer so vielfach behandelten Frage ist die blosse Zusammenstellung 
und Critik der verschiedenen Ansichten gewiss weit weniger fordernd, als wenn 
ein mit dem forensischen Leben so vertrauter Mann , wie der Verf. , seine An- 
sieht, im Wesentlichen eine weitere Ausführung der von €önner und Weber 
aufgestellten swei Regeln, mittheilt. Die Beschränkung des Geständnisses ist 
alsKxception su behandeln, wo Aufhebung oder Nichtsustandekommen des Ge- 
schäfts wegen eines innern Fehlers, Vorhandenseyn von Nebenbestimroungen, 
namentlich auch einer suspensiven Bedingung — denn auch hier sprechen die 
Quellen von debitor und ereditor — behauptet oder bei sweiseitigen Geschäften 
neben fler Hauptleistung, welche Kläger für sich anführt, noch weiteres gefor- 
dert wird. Dagegen ist negative Einlassung vorhanden , wo eine von der klag* 
bar gemachten verschiedene eauia obligandi behauptet, die legitimatio ad 
causam angefochten , oder behauptet wird , dass der Kläger mehr gefordert habe, 
als ihm ankomme. Der Verf. belegt seine Ansicht mit mehreren Beispielen. 
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IT. Berichte ftber Zeitschriften. 



Zeitschrift f. deutsches Recht u. deutsche Reehtswisseuscliaft. 
In Verbindung mit vielen Gelehrten berausg. von A. lu Reyaeber 
u. W. E. Wilda. Bd. 3 — 8. Leipzig, 0. Wigand, 1840 — 
1843. 368. 373. 372. 404. 380. u. 416 S. gr. 8. (jeder Bd., in 
der Regel in zwei Heften, 2 Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1840. S. 809. ff.] 

An der oben angezeigten Stelle der Krit. Jahrbücher wurden die zwei ersten 
Bände dieser Zeitschrift von B eseler be urlheilt, welcher dabei zugleich all- 
gemeine Erörterungen über Zweck und Richtung derselben anstellte. Seitdem 
ist eine ausführliche Mittheilung Ober ein so beachtenswertes Unternehmen nicht 
wieder erfolgt, jedoch lediglich aus äusseren zufälligen Gründen. Gegenwärtig, 
wo unter Beseler's Mitwirkung eine Regeneration der seit dem Erseheinen des 
achten Bandes (1843.) im Stillstand begriffen gewesenen Zeitschrift eingetreten 
ist, dürfte es am angemessensten seyn, das, was dieselbe in den seit der erwähnten 
Recension erschienenen sechs Bänden gebracht hat, in einer allgemeinen Ueber- 
sieht darzulegen. Diese üebersicht hat nur den Zweck einer kurzen Relation. 

Ueber die sog, juristische Gewer e an Immobilien, Von Dr. T. Bracken- 
hoeft, Privaldoc. d. It. in Heidelberg. III. 1. S. 1 — 39. Von der Bedeutung 
der Gewere im Allgemeinen. Von dem Verhältnisse zwischen bestimmten Per- 
sonen in Beziehung auf Gewere, insbesondere bei der gerichtl. Auflassung. Von 
dem Üebergange einer Gewere durch gerichtl. Auflassung. Von Erlangung einer 
Gewere durch gerichtliches Urtheil, Zuspruch im Executionsverfahren und 
Erbgang. Von dem Verluste einer blos factischen Gewere wider den Willen des 
bisherigen Inhabers. — Der Verf. sucht zu zeigen, dass sich in diesen Fällen 
auch ohne Annahme einer juristischen Gewere , aus anderen Gründen, dasjenige 
erklären lasse , was durch diese Annahme erklärt werden sollte. 

Vag deutsche Recht) insbesondere die Gütergemeinschaft in Schlesien. 
Von Dr. Ernst The od. Gaupp, o. Prof. d. R. in Breslau. HI. 1. S. 40— 83. 
Die ältesten deutschen Kolonisten, welche nach Schlesien kamen, waren vor- 
zugsweise Franken .und Flamänder, und diese brachten Fränkisches und Fla- 
mändisches Recht, aber selbst wieder in verschiedenen Formen, mit. Frän- 
kischen Ursprungs ist in Schlesien namentlich 1) die eheliche Gütergemeinschaft, 
und 2) von dem Fall rechte, welches längere Zeit im Lande gegolten hat, scheint 
dasselbe behauptet werden zu müssen. Aber seit dem Anfange des dreizehnten 
Jahrhunderts wurden immer mehr Städte in Schlesien mit Magdeburg. Recht 
bewidmetj doch bleibt es dunkel, ob dies vielleicht mit stärkeren sächsischen 
Einwanderungen zusammengehangen habe. Sehr bald lernte man nun aueh den 
Sachsenspiegel kennen, und derselbe wurde neben dem Magdeburg. Rechte in 
den mit letzterem bewidmeten Städten viel gebraucht. Aber trotz dem Sachsen- 
rechte behauptete sich die aus fränkischem Ursprünge abstammende eheliche 
Gütergemeinschaft in einem grossen Theile des Landes. Der Bauernstand haupt- 
sächlich bewahrt das alte fränkische Institut; bei der Ritterschaft wird das ehe- 
liche Güterrecht sächsischen Ursprungs mit Heergeräthe, Grade, Morgengabe 
und Leibzucht herrschend; die Städte folgen theils dieser, theils jener Richtung. 

Entstehung, Beschaffenheit, Aufhebung des Wahlrechts der Schleswig- 
Aolstein. Stände. Von Dr. A. L. J. Michelseu, o. Prof. an d. Univ. zu f(iel 
iJetxt xu Jena], HL 1. S. 84 — 165. Eine interessante historische Entwicklung 
dieser Anoatalte im Deutschen Staatsrecht. 

Krit. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. V. 30 
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Beitrag zur Bettimmung det Rechttbegriffet det deutschen hohen Adelt. 
Von Dr. K. A. Tabor, Advoc. in Frankf.ei. M., gegenwärtig in Gottingen. 
III. 1. S. 106 — 148. Diese Abhandlung iit bereit! in den Krit. Jahrb. 1840. 
S. 1051. ff. besprochen worden. 

lieber die Rechte det Pachten an den getehä ixten Fnventarien den Land- 
hauthal tt; emeh Einiget über den Eitemviehcontract. Von J. Scholz d. Drit- 
ten, 0.±A.-*.Landetger. r PrQemr.zM Weifenbüttel. III. 1. S.*49—l*». 

Ueber die Verbindung det Lehnrechtt mit dem deut. Privatrechte zu einem 
tvttematitchen Ganzen. Von Dr. Dieck, o. Prof. d. R. in Halle. III. 1. 
g, 160 — 192. Der Verf. erklärt sich gegen diese Verbindung sowohl in Schriften 
als in akademischen Vortragen. 

Ein paar Worte über den neuetten Angriff auf die gemeine Staattrechtt 
lehre in MohVt Stmattreeht d. K. Württemberg, 2. Aufl., von ehr Radactien. 
III. 1. S. 1*3 — 1*5. 

Der reichtgräfl. Bentincktche Erbfolgettreit. Dargettellt von Wilde. 

III. 2. S. 19T — 297. u. IV. S. 148—344. Diese Abhandlung ist in den Krit. 
Jahrb. 1841. S. 1060. ff. schon besprochen worden. 

Unparteiliche Betrachtungen über die hannoversche Frage. Von Dr. 
r. Zirkle r, Oberjuttizr. in Tübingen. III. 2. S. 298 — 320. Der Verl wider- 
legt die Argumente, welche für die Aufhebung des Staatsgrandgesetaes aufge- 
stellt worden sind. 

Zutat* der Redaetion, betreffend die Autlegumg det Bundetbeteh/nteee wem 
6. Sept. 1839. in der kannboer. Verfattungttacht. III. 2 S. 320—326. Aas 
den Veraaudlasgea der Bundesversammlung. 

Ueber den Urtprung det Atylreehtt u. denen Schicktale u. Ueherreete in 
Burepa. Von Jt. Dann, Regier. -Attettor in Münster. III. 2. S. 327 — 368. 

Die Grundlagen der Kirchenverfottung nach den Antichten der tachtithen 
Reformatoren. Ein Beitrag x. Revision der St ah V sehen Verfattungtlehre von 
Dr. Aemil. Ludw. Richter, o. Prof. d. R. zu Marburg. IV. S. 1 — 90. Zu- 
nächst wird eine Darstellung derStahTschen Lehre von der Verfassung der Kirche 
gegeben. Ks werden dann im sweiten Abschnitt die Anschauungen der aächs. 
Reformatoren gegenüber der Stahl'schen Verfassungslehre entwickelt. Hierbei 
f heilt der Verf. die Instruction, welche der Kurfürst von Sachsen im J. 1527. den 
Visitatoren gab (aus dem Archiv zu Weimar) mit. 

Ueber dat Verhältnitt det rationalen u. nationalen Rechtet, mit Rücksicht 
auf die neuen Gesetzbücher. Von Dr. H. Zöpfl, Prof. d. R. in Heidelberg. 

IV. S. 91 — 123. Das in unserer Zeit sich kundgebende Streben nach legis- 
lativer Festsetzung des Rechts hat nicht sowohl in der Unsicherheit des Rechts 

, oder in dem massenhaften Umfange der Quellen des gemeinen Rechts, als viel- 
mehr in der rationalen Richtung seinen ©rund, welche seit dem Ende des vorigen 
Jahrhunderts der Volksgeist eingeschlagen hat. Das Verlangen nach Gesetz- 
büchern erseheint daher weniger als das Verlangen nach einer festen Grundlage, 
weiches ein zweifelhafter Reehtssustand erzeugte, als vielmehr als das Verlan- 
gen nach einer Bmanclpation der Jurisprudenz, als das Verlangen einer posi- 
tiven Anerkennung der praetischen Gültigkeit der Rechtsphilosophie unserer 
Zeit, als das Verlangen der Aufstellung vonPrineipieu, wie sie unserer Denk- 
weise, unseren politischen und bürgerlichen Verhältnissen entsprechen. Kür 
das Gelingen einer Legislation kommt aber viel darauf an, welche Grenzen ihr 
selbst gesetzt und in welchen Verhältnissen sie ganslich ausgeschlossen werden, 
oder in wie weit sie auf die Aufstellung von Principien eingeschränkt und wo sie 
auf das Detail ausgedehnt werden soll, noch mehr darauf, aus welchen Quelles 
sie ihre Grondsatse schöpft. Die Hauptelemente, aus denen eine Legislation 
ihr Material entnehmen kann , sind zwei: das rationale und das nationale Recht 
Alle neueren Gesetsgebungen stellen das rationale Recht zu sehr in den Vorder* 
gruad. Das Kriterium, «ach welchem die Möglichkeit und Zweckmässigkeit, 
überhaupt die Fruchtbarkeit der Aufstellung absoluter Rech tsprinetpien so beor» 
theilen, ist rein objeetiv begründet. Die menschliche Willensfreiheit and die 
Denkfähigkeit, soweit sie sich auf rechtiieae Gegenstände bezieht, sind di» 
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jentgen Gegenständ welche bei allen Völkern gleichniäsiig vorkommen and in 
Bezug auf welche absolut gültige Rechtsprincipien aufgestellt werden können und 
müssen ; die» ist insbesondere im Obligationenreeht und in den sog. allgemeinen 
Rechtsleferen der Fall. Ueberali dagegen, wo die Natur, die körperlichen und 
loealen Verhältnisse einwirken, ist das nationale Recht an seiner Stelle, nament- 
lich imPerseaenrecht, im Sachenrecht, im Erbrecht. 

Beitrag zu der Lehre von der Bürgschaft aus dem nordischen Rechte. Von 
Dr. P. D. Ch. Paulsen, o. Prof. d. R. in Kiel. IV. S. 124—147. Der Verf. 
zeigt zur weitern Ausführung der von Müller im Bde. 1. ff. 2. dieser Zeitschrift 
geltend gemachten Ansicht über die Bürgschaft des jütischen Lovs, dass auch 
andere nordische Rechte aus demselben Zeitalter die Bürgschaft als ein unselbst- 
ständigesForderungsverhältniss, jedoch mit Selbstschuldner- Verpflichtung, er- 
scheinen lassen. Er verbreitet sich dabei über Einzelnes im jütischen Lo'v zur 
Berichtigung jener Abhandlung. 

lieber die Notnunft an Frauen. Von Jac. Grimm. V. 1. S. 1 — 29. Die 
germanischen Volksrechte bedrohen den Frauenraub mit verschiedenen Bussen 
und Strafen; über das gegen den Räuber Statt fiudende Verfahren, um die Ge- 
raubte schnell, aus seiner Gewalt zu retten, findet sich keine Auskunft, über das 
Schicksal der Geraubten keine vollständige, sichere. Der Verf. nimmt an, dass 
die Ehe zwischen dem Räuber und der Geraubten gestattet und un verwehrt war, 
wenn sich der Räuber, unabhängig von der auf den Raub gesetzten Compositum 
mit den Angehörigen der Geraubten vertragen konnte. Er untersucht weiter 
die Art der Bestrafung des Räubers, seiner Helfer und Hehler. 

XJeber Papiere auf den Inhaber. Von Dr, Ludw. Duncker, Syndicut d. 
Univ. zu Marburg [jetzt ord. Prof. zu Göttingen]. V. 1. S. 30 — 52. Nach 
einem Vorwort, welches das Griechische und Römische Recht berührt, handelt 
der Verf. zuerst von dem älteren deutschen, sodann von dem heutigen Recht'und 
zwar: 1) von denjenigen Papieren, in welchen der (getreue) Inhaber neben 
einem bestimmten Gläubiger erwähnt ist; (er betrachtet den Inhaber in diesem 
Falle, sofern die Fassung der Urkunde nicht entgegen ist, als Cessionar und 
durch den Besitz der letztern allein als solchen bis zum Beweis des widerrecht- 
lichen Erwerbs hinlänglich legitimlrt;) 2) von denjenigen Urkunden, welche 
einzig und allein den Inhaber als Gläubiger angeben (hier hält er das Rom. Recht 
für ünanwendbar, und nimmt mit Sc hu mm an, dass die Urkunde lediglich als 
Beweismittel für das unabhängig von derselben bestehende Forderungsrecht an- 
zusehen sey, dass daher der Untergang jener den Verlust dieses nicht zur Folge 
habe* dass der Inhaber mit dem Versprechen des Schuldners als selbstständiger 
Gläubiger erscheint, und derjenige, welchem gegenüber der Schuldner sich 
zuerst verpflichtet hat, gar nicht iri Betracht komme.) 

Die Realgewerberechte im Hinblick auf einen Rechtsfqll. Von Ret/ 8 eher. 
V. 1. S. 53— 89. Grösstenteils aus einem vom Verf. ausgearbeiteten Gutach- 
ten, welches sich auf die Backgerechtigkeit der Bäckerzunft der vormaligen 
Reichsstadt Hall bezieht. Der Verf. spricht zuerst über die Realität einzelner 
Gewerbe überhaupt, insbesondere der Bäckerei, dann über das Verhältniss des 
dinglichen Gewerberechts zu dem persönlichen, hierauf über die Geschlossen- 
heit einzelner Gewerbe in Verbindung mit der Dinglichkeit, weiter über die 
Rechte der Obrigkeit in Hinsicht auf neue Realconcessionen, über den heutigen 
Stand der Gesetzgebung in Hinsicht auf die Realgewerbe, über die Rechtsmittel 
zum Schutze der Realgewerbrechte und darüber, ob von diesen Rechtsmitteln 
auch gegen die Staatsbehörde Gebrauch gemacht werden könne, endlich über 
die Aufhebung der Realrechte durch die Gesetzgebung und die dabei eintretende 
Entschädigung. 

Zur Würdigung des deut. Drei- Ins tanzen -Systems aus dem legislativen 
Gesichtspuncte. Von Dr. Beruh. Emminghaus, Gherx. Sachs. Justiz- 
beamtsn in Blanhmhain. V. 1. S. 90—109. Der Verf. beantwortet die Fragt: 
ob die deutsche Drei -Instanzen -Ordnung nach allgemeinen Principien als ge- 
rechtfertigt und als vernonftgemäss sich darstelle und ob nicht namentlich die 
Maxime des heutigen fesnzäs. Processes, welcher nur zwei Instanzen kennt, 

30 * 
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den Vortag verdiene ? in der entern Resiehung bejahend , in der letstern 
verneiiieiid. 

Ueber das germanische Element im Code Napoleon. Von Prof. Dr. Zopfl 
in Meidelberg. V. 1. S. 110-1*2. Ei wird gezeigt, den der Code lieber nicht 
viel weniger Anipraeh darauf bat, als ein germansecaes Reehtsback 11 gelten, 
all irgend einnnderei in Deutschland selbst entitaadenei6eieUbacb, mnidess 
in Frankreich, wohin dai Deuticbe Recht von den Franken all Siegern mit nein 
Schwerte gebracht worden war, lieh in nicht wenigen Instituten die germanii chea 
Rechtiideen rein und lebenskräftig erhalten haben , während lie in Deutschland 
selbst theilweiie abgestorben nnd dem Rom. Recht und dem Despotismus einer 
einieitigen Schule aufgeopfert worden lind. 

lieber die sog. juristische Gewere an Mobilien. Von Dr. T. Bracken- 
hotft, Privatdoc. in Heidelberg. V. 1. S. 133 — 181. Ei werden die Grunde für 
die Ansicht dargelegt, dasi dai German. Recht an Mobil ien keine juristische 
Gewere kenne.; iu diesem Rehufe sucht der Verf. die Grundprinzipien der ding- 
lichen Klagen wegen Möbilien iu bestimmen. 

Etymologische Erklärung da Verbnm ad/atimire (L. Rip. tit. 49 .) und det 
Substantivum adfatimus (ibid.) in -den frank. Gesetzbüchern % Capitularien und 
Formeln. Von Prof. Dr. Wilbrandt in Rot lock. Mi Ige t/t. durch Prof. 
Beteler. V. 1. S. 182 — 188. 

Die UeberHeferung der Rech le durch Sprichwörter. Von Reyscher. V. 2. 
S. 189 — 209. Eine vom Verf. iu Anfang des J. 1837. gehaltene akademischeRede. 

Zur Autlegung u. Anwendung von 11. F. 45. Von Dr. A. L. J. Michels es, 
o. Prof. an d. Univ. zu Kiel {Jena']. V. 2. S. 210 — 225. Die Lehnsfofge des 
Agnaten gründet sich auf den Inrestiturrertrag des ersten Erwerbers, die det 
Sohnes dagegen ist eine Universalsuccession. Hieraus erklären sich die in jener 
Stelle enthaltenen verschiedenartigen Restimmungen. 

Die Viehverstellung. Von Dr. Huck, Ober Justiz- Ass. b. d. k. Gerichtshof 
zu Tübingen. V. 2. S. 226—323. Eine vollständige Abhandlung diesen RechU- 
instttuts, welche einen Auszug nicht zulässl. 

Einige Fragen f Actiengetelltchaften betreffend. Von Dr. Treitschke, 
A.-R. [jetzt Geh. Justiz-R.] in Dresden. V. 2. S. 324—353. Der Verf. giebl iu 
der Einleitung seine 4xrundansicht von dem ganzen Institute der Actiengesell- 
■chaften an; die Theorie derselben hat nach ihm keine andere Grundlage, als 
die der Societät überhaupt, jedoch hat die ActiengesellschaCt zugleich mehren- 
Eigentümlichkeiten, welche sie von andern Societäten unterscheiden, und 
welche der Verf. näher bezeichnet Derselbe geht sodann über zur Erörterung 
folgender Fragen mit Rücksicht auf practische Fälle: 1. von den Wirkungen der 
Veräussemng nicht bezahlter Actien; 2. was will es sagen, wenn einem Actien- 
verein die Reckte einer juristischen Person ertheilt werden? 3. von der nicht 
selten in Statuten vorkommenden dunkeln Bestimmung, dass über die Vermeh- 
rung des Gesellschafttcapitals die Stimmenmehrheit entscheiden solle ; 4. von 
den Rechten der Gläubiger des Actienvereins. 

Hessische Beiträge z. Beurkundung der Praxis des deut. Recht*. Mil- 
getheill von Adv. Bopp in Darmsladt. V. 2. S. 854 — 372. 1. Heber die Frage, 
ob die Vermögensverhältnisse der Ehegatten nach den Gesetzen zu beurt heile« 
sind, welche an dem Orte herrschen, der zur Zeit der Eingehung der Kb? 
Wohnort des Ehemannes war? — 2. Beginn derbürgerl. Wirkungen der Ehe.— 

3. Scheidung von Tisch und Rett. Deren Wirkung in dem Fall, wenn wäh- 
rend ihrer Dauer keine Wiedervereinigung der Ehegatten Statt gefunden bat. — 

4. Erbfolge des Ehegatten nach Solinsischem Landrecht. Beschränkung; des dar« 
dem Ehegatten ertheilten Erbrechts durch Testament. — 5. Intestaterbfolge 
der Descendeiiten nach Solmsischem Landrecht. — 6. Vorzugsrecht den Erb 
geldes. — 7. Rechtliche Natur des elterlichen Auszugs oder Leibgedisssr«. - 
8. Heimfall des bei elterlichen Gutaan seh lägen ausbedungenen Leibgedtnaja ode 
Auszugs im Fall des Ablebens eines der anschlagenden Eltern. — 9. Stella« 
rückständiger Erbleih prästationen im Coacurse. — 10. Veräußerung; einer Kvi 

leihe und hierzu erforderliche Einwilligung des Erbleiaherrn. lt. ftevc 

™torische Klage von Seiten der Descendenten eines Vaeallen. 
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Die Rezeption des Rom. Rechte in der Mark Brandenburg u. die Preute. Ge- 
setzgebung von K. Friedrick lt. Von Dr, E. A. Th. Latpeyret, 9. Prof. d. 
Rechtswie: zu Haue [jetzt zu Erlange*]. VI. 1. S. 1 — 96. Eine Darstellung 
dei Recbtfzuftandei in der M, Brandenburg, wie er lieh leit der Aeception dei 
Rom, Rechti gebildet batte. Daran reiht lieh die Mittheilung einet Kabinett - 
befehls Friedrich Wilhelms I. v. 18. Juni 1714., durch welchen er der Juristen- 
Fakultät au Halle die Abfassung einiger Constitutionen zum Landrecht auftrug 
nebst einer dazu gehörigen Instruction. 

Ueber die Staatsrechte Stellung der ehemaligen Reiche- Ritterschaft z. han- 
delt er fauung im Allgemeinen und deren Ger ich Inland in Polizei- Sachen insbe- 
sondere, im Hinblick auf neuere Beilimmungen im K, Württemberg. Vou 
demselben» VI. 1. S. 97—165. Als Resultat seiner Untersuchung gieht der Verf. 
S. 164. f. an: „dass auf Grund und im Sinne der Deut. Rundesacte, unangesehen 
die etwa entgegenstehenden Bestimmungen der besonderen Landes-Gesetzgebung, 
die Mitglieder der ehemaligen .Reichsritterschaft, mindestens wenn sie mit früher, 
reichsun mittelbaren und fn die reichsritterscbaftliche Matrikel eingetragenen 
Gütern angesessen sind, sowohl Oberhaupt als insbesondere auch im K. Württent- 
berg für wohl befugt erachtet werden dürfen, sowohl für sich als die Glieder ihre» 
Familien, wenn auch nicht in Betreff der aufsehenden und executiyen Polizei* 
gewalt, doch rücksichtlicB der zu bloss polizeilicher Cognition verstellten Straf- 
und Rechtssachen, eine Exemtion von der Comp et enz der niederen, landesherr- 
lichen und sonstigen, Localbeliörden und in so weit, gleich wie in eigentlichen 
Rechtssachen, efnen pririlegirten Polizei-Gerichtsstand vor den höheren, den in 
Justizsachen competenten Gerichten coordinirten und gleichstehenden Lande* - 
Behörden in rechtlichen Anspruch zu nehmen." 

Zur Geichich te der reformirlen Kirchenverf astung. Von Dr. Blunt schliß 
Slaatsr. u. Prof d. Rechtstoiss. in Zürich. VI. 1. S. 166 — 200. Zunächst be- 
ziehen sich die Untersuchungen des Verfc. auf die Schweiz. Kr knüpft an die 
geschichtlichen Entwicklungen practische Bemerkungen über die erwähnte Kii- 
chenverfassung. 

Dat gesetzliche Erbrecht der Bailer Ger ich tsordnung v. 1719. Von Prof. 
Wunderlich zu Baiel [jetzt zu Rostock]. VI. 1. S. 201 — 224. Zuerst werden 
die Grundprincipien des Rom. und des Deut. Rechts kurz dargestellt und sodann 
wird untersucht, wie beide sich im BaslerRecht gegenseitig durchdrungen haben-. 
Die Abtheilung und Abschichtung der Kinder nach Liibitchem Rechl y mit 
Berücksichtigung der durch Gewohnheit und particulare Verordnungen in Hol- 
stern betoirkten Modificationen. Von einem hohtein. Rechtsgelehrten. VI. 2. 
S. 225—256. Vgl. Pauli'« Recension dieses Aufsatzes in diesen Jahrb. 1843. S. 24. ff. 
Dat Erbrecht der adelichen Töchter u. deren Verzichte. Von Rey scher. 
VI. 2. $.257 — 334. Aus dieser umfangreichen Abhandlung, welche diese I^ehre 
einer sehr gründlichen Untersuchung unterwirft, können wir nur folgende Haupt- 
- ergebnisse herausheben: 1) Die adeHchen Töchter sind in der Regel nur von der 
Nachfolge im Stammgute ausgeschlossen ; dieser Ausschluss folgt aus dem Begriff 
den Stammguts von selbst und findet Statt, auch ohne vorausgegangenen Ver- 
zicht, und zwar nicht blos zum Besten der Brüder, sondern auch der übrigen . 
Verwandten vom Mannsstamm, soweit solche von den Stiftern des Stammguts 
abstammen oder in der Stiftung ausdrücklich bedacht sind. Von dem übrigen 
väterlichen oder brüderlichen Erbe, sowie von der mütterlichen und schwester- 
lichen Erbschaft sind die adelichen Töchter nur ausgeschlossen, sofern verbind- 
liche Familiengesetze ihnen im Wege stehen oder sie darauf besonders verzichtet 
haben. 2) Die Töchter-Verzichte setzen im Zweifel ein anerkanntes Erbrecht 
voraus , wie andere Erbverzichte, sind also freiwillige und eigentliche Versichte. 
Daher kann eine Toehter , welche nicht verzichtet hat , in der Regel nur von dem 
S tarn ingute, nicht aber von der gemeinen Erbschaft ausgeschlossen werden. 
3) Zweck des Erbversichts ist der Regel nach die Erhaltung und Emporbringung 
dea adeliehen Stammes und Namens. 4) Die Wirkung des Verzichtes ist im 
Zweifel der gänzliche Verlust des zuständigen Erbrechts , so dass die Verzich- 
tende aas dem Grande der gesetzlichen Erbfolge an die betreffende Verlassen- 
schaft keinen Anspruch machen kann , aber auch zu einer Einwerfuiig des Er- 
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haKenen gegen die wfc+ttehen Erben nicht verpüekttt ist. Der AsrfaB durch 
leisten Willen oder Erbvertrag iit dadurch hiebt ausgeschlossen. Ebenso steht 
ea der Versichtenden so, ihre Entsagung an eine Bedingung an kröpfen. 

Das k. preutt. u. das Jb. württemb. Justizministerium üb. OeffentHchkeit und 
Mündlichkeit der Rechtspflege. Nebst einigen Worten über gemischte Gerichte 
von Key scher. VI. 2. S. 335 — 316. Mittheilong der Aeusserangen jener 
Ministerien mit Bemerkungen, in weltben sich der Verf. für Öffentlichkeit und 
Mündlichkeit erklärt, begleitet. 

Ueber die erfrühe le Erbfolge von Dr. Chr. Ludw. Runde, O.-A.-G.- 
Pr'ds. u. Geh. R. in Oldenburg. VII. 1. S. 1 — 35. Der Zweck dieier Abhandlang 
besteht in der Rechtfertigung und genaueren Begriffsbestimmung des Ausdruckt: 
erfruhete Erbfolge; die einzelnen darunter zu stellenden Institute werden so 
diesem Behufe durchgegangen. 

Ueber den Ursprung des Lehnrech ts. War das Lehnrecht seinem Ursprung 
nach ein besonderes Recht? oder war es nur die Anwendung eines andern Rechts 
auf die Lehne? Vom Geh. R. u. Prof. Zacharid in Heidelberg. VII. 1. S.36— 
49. Die Lehne hatten nur in Frankreich ihren Ursprung und Anfang. Die Bene- 
ficia waren bei den Franken als Belohnungen für geleistete Dienste schon längst 
in Gebrauch, als nach der Revolution, durch welche die Merovinger von den 
Karolingern verdrängt worden waren, die letztern dieses Verhältnis! zur Befesti- 
gung ihrer Herrschaft benutzten, indem sie die Lehnsverfassung auf noch zu 
leistende Kriegsdienste ausdehnten, zu welchen sich die Franken mittels des 
Lehnsvertrags verpflichteten. Der Leb n§ vertrag war derselbe Vertrag, durch 
welchen von jeher neue Mitglieder in die Volksgemeinde aufgenommen worden 
waren, nur mit dem Unterschiede, dass der König, als oberster Lehnsherr, an 
die Stelle der Nation, als Mitcontrahentin , trat. 

Ueber die Collision der Gesetze nach Raum, Zeit und Gegenstand. Von 
Gust. v.Struve> Oberger.- Ade. zu Mannheim. VII. t. S. 50— 79. Zum Theil 
gegen v. Wächter, mit Wiederholungen aus des Verfs. Schrift ülr. d. posit. 
Rechtsgesetz (Gott., 1831.). 

Das Cö'ljner Rocht u. 4h gesammle Hand im Elsass. Von Dr. Euler, 
Ade. u. Notar in Franhf. a. M. VII. 1. S. 80 — 88. In denjenigen Städten des 
Elsasses, welche mit Kölner Recht bewidmet waren, galt das System der ge- 
sainmten Hand in dem ehelichen Güter- und Erb -Rechte. 

Von der bauerichafüichen Meentverfassung in IJithmarschen u. ihrer heu- 
tigen Reform. Von Dr. .A. L. J. Michelsen r Prof. d. R. in Jena. VIL i. 
S. 89 — 110. Feldgemeinschaft war die älteste Agrar Verfassung in Dithraarschea, 
aber schon frühzeitig im Mittelalter wurde das eigentliche Ackerland durch- 
gehends in Sondereigenf hu in verwandelt; hur die Weide und solche Nebenstücke 
und Gründe in der Feldmark, die nicht ordentliches Pflugland waren, blieben 
gemeinschaftlich. Eine Folge dieser Veränderung war es, dass oftmals das 
Ackerland ganz oder theilweise ohne die Meente, d. h. ohne die Gerechtigkeit an 
den von der Bauerschaft etwa noch besessenen Genieindegrunden, aus einer Hand 
in die andere überging. Dessenungeachtet blieb die Feldgemeinschaft Grundlage 
der Commun, die ßauerschaftsverfassung war noch immer eine Meentverfaasung. 
Merkwürdigerweise bat die für Stadt Meidorf diese Verfassung, wie für die Bauer- 
schaften, gegolten und gilt zum Tbeil noch. 

Ueber die gleichartige Bnticicklung des röm. u. deut. Recht*. Vom F. W. 
Unger. VII. 1. S. 111 — 120. Ein Beitrag zu einer vergleichenden Rechts- 
geschiente. 

Für und wider das deutsche Recht. Von Ret/ sc her. VII. 1. S. 121 — 156. 
1. Die deotseheSchule und die römische. Hauptsächlich Polemik gegen Pachta'i 
Aeusserungen in diesen Jahrb. 1840. S.615. und tntCnrsus d.lnatitutrBd.l. S. 1*1.; 
vergf. damit dessen Antwort in der Vorrede zur zweiten Auflage des Lehrbnchs 
der Pandekten S. IV. ff. — - 2. Hr. Geh. Justisr. Pueh ta u. die äffend. Meinung 
in Deutschland. Fortsetzung jener Polemik. — 3. Die Rö'mtschgeeiftnten und 
die Deutsehgesinnten. Gegen den Standpunct von Philtips und GS r res in 
den lifrtoriseh-polit. Buttern f. d. katfcol DentaeMsmd , welehen dieselben < Bd. IX 
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H. 1. S. 4e\) so bezeichnen: „in der Religion «in katholischer, im der Politik ein 
deutscher." — 4» Deutschland und die Reformation. Auf Veranlassung von 
Aensserungeay, welche «ich in der Schrift ven Bot» über den Eintrat* den Cari- 
stenthunts auf Recht u. Staat r Tht 1., linde». , 

Die neuesten Autgaben den Schwabenspiegets. Nebtt einer Erklärung den 
Freih. Jos. v. Lassberg. Von Keuscher. VII. 1. S. 157— 172. Gegen 
die Recenaion der Lassaerg'schea Anagabe ran Bluntschli in diesen Jafcrb.1842. 
S. 5G3. ff. Es werden hier ichwere Beichuldigangen ausgesprochen , anf welche 
der Angegriffene bii jetit leider nicht geantwortet hat. 

Uebtr dies.g. Gregorische Computation, Von Dr. Ölte Mejer, Privat 
doeentinGöttingen. VII. 2. S. 173—221. Der Verf. antereucht sunächct die 
Geschichte des angeblich Isidoriscben c. 1. C. 86. qm 5. und zeigt, auf welche 
Weise hier eilte Verfälschung Statt gefunden; dann betrachtet er die von Eich- 
horn »um Beweise der Gregorischen Cotnpolatiea citirten Texte, indem er 
nachweist , dass ans denselben die Existent jener Gompotation nicht hervorgehe; 
endlich legt er dar, dasa derGregoriaeaea Cemoutnfion weder mit Neth wendig - 
keit noch; auch nur mit Wahrscheinlichkeit i» dem Gange des Wachsens dar 
Eheverbote zur vierten und fünften Generation ein Platz anzuweisen cey. 

Die Hauptstufen der Emttaicktung des deutschen Rechts. Von Zach arid 
v. Lingenthal, Geh. R. u. Prof. d. Ä» in Heidelberg. VII. 2. & 222—242. 
Der Verf. stellt die Entwicklung des deat. Rechts nach folgenden drei Perioden 
dar: 1. das Deut. Recht, in wiefern es blas anf der Nationalität (auf den natia- 
nellen Eigentümlichkeiten) der germanischen Volker beruhte; 2. das National- 
recht der Deutschen unter demEinftaaae des Grundeigenthams (der Grqni 1 herr- 
lich keit); 3. die Städte und dasBtirgerthum. 

Beiträge %. Lehre v. d. Organisation der Bundesregierung. Von Adolf 
Doerr. VII. 2. S. 243—318. 1. Ueber die Geltung der im engem Rathe der 
Bundesversammlung verfassungsmässig Statt indenden Art der Entscheidung, 
durch die absolute Stimmenmehrheit. Der Verf. zeigt, dasa die absolute Stirn* 
menmehrbeit auch hier in dem gewohnlichen Sinne zu verstehen iey y — - also 
bei 17 Stimmen dee engern Raths eine Mehrheit van wenigstens 9. Stimmen*, — 
dass aber bei der Wahl von Mitgliedern zu Bundestag« -Kommissionen relative 
Mehrheit für genügend angenommen werde; er berührt ausserdem noch einige 
hier einschlagende Puncto. — 2. Ueber die bei unvollzähligen Abstimmungen 
zur Beschlusanahme nötb ige Mehrheit und das Entscheidungsrecht Oesterreich* 
bei Stimmengleichheit im engern Rathe. Es genügt in jenem Falle die Mehrheit 
der Stimmen mit Rücksicht auf die Kahl der wirklich angegebenen Stimmen. — 
3. Ueber die „Beschlüsse, welche die Bundesaate selbst betreffen 41 , nach Art. 6. 
der B.-A. Der Verf. ist der Ansieht, -das« hei einer richtigen Auffassung der 
Organisation der Bundesregierung überhaupt keine Beschlösse übrig bleiben, für 
welche die Bestimmung des Art. 6. van Geltung sein könnte, dass sie also ihre 
Anwendbarkeit verliert und der That nach aus den Verfassungsbestimmungen zu 
streichen ist. — 4. Ueber die Befugnis* zur authentischen Interpretation der 
Bundesgesetze* Die Berechtigung des engern Raths, authentische Interpre- 
tationen zu geben, beschränkt sich auf- die von ihm selbst ausgegangenen 
Beschlüsse. t 

Zur Lehre von der Erbfolgefähigkeit der vorehelichen Kinder in Lehen und 
Stammguter. Zwei RechtsfäMe , utitgetheitt von C.Göritz^ Rechtskonsulenten 
in Ulm. Nebst einem Zusätze der Redactteu. VII. 2. S. 319—3*4. Ein Württcmb. 
Kreiigerichtsnof nahm an, dass die Legttirairteu nach gemeinem Recht von der 
Erbfolge in Ritterlehen aasgeschlossen seyen, ein anderer erkannte unbedingt für 
die Legi tireirten. Das Obertribunal hat sich für die letztere Ansicht ausgesprochen« 

Praktische Bemerkungen atu dem Entwurf eines % bürgert, Gesetzbuchs f das 
Gherxogth. Hessen. Thi. /., das Personenrecht enthaltend. Von Friedr. 
Purgold, Hofger.-Adv.au Darmstadt. VII. 2. S. 345 — 377. Das allgemeine 
UrtheU des Verfs. geht dahin : dass 4er Entwurf „eine nach Inhalt und Form ge- 
diegene Arbeit" iey, „welche uns so recht deutlich vor Augen lege, wie ein 
neue« eaefagemässeft , deutsches Gesetabueh unserer Bildungsstufe allerdings 
möglich, dasa jedoch, um den vorliegenden Entwurf seiner Vollendung nahe 
zu bringen, immer nach mannigfache Umgestaltungen desselben aothig seyen." 
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Im den neuetten Autgaben der Lex SmHcm. Von Ad». Dr. Binding I. im 
Frank/. a.M. Vit 2. S. 378— 38t. Die Titel 81 — 83. des von Feuerbach 
herausgegebenen Münchner Codex sind die Titel 78. 42. und 75. der Lex Bur- 
gundionum, jedoch verdorben and verstümmelt. Hierauf bat schon Laapejrea 
ia d. AUg. Lit- Zeitung 1833. Nr. 56. S.448. biagewieaen. Vgl. Intelligenzbf. 
s. A. L.-Z. 1843. Nr. 29. S. 238.] 

Ueber den altgermanitchen Urtmrung der Lehre vom unvordenklichem Be- 
titze. Von Dr. B. W. Pfeiffer , kurf. heu. O.-J.-R. zu Cattel. Via 
8. 1—21. Gegen die Abbandlang Buehka'a (vgl. diete Jahrb. 1842. S. 160. f.) 
zeigt der Verf., data der Beweis dafür, data dai Deat. Becbt die Quelle des In- 
stitut« des uu verdenkt. Besitzes eey, noch nicht geliefert sey, und an welches 
Mangeln insbesondere jener Versuch einer solchen Beweisführung leide. 

lieber die Begründung von Reckten an Dingen durch Verfrag. Von Dr. 
T. Braekenhoeft, Privaidoe. in Heidelberg. VIII. S. 22—92. Nach einer 
Auseinander Setzung ober die Wirkungen der Vertrage in Ansehung der Begrün- 
dung dinglicher Rechte nach Rem. Grutidsatzen seigt der Verf. ia einer ausführ- 
lichen Erörterung des Deut. Rechts, dass dems e l ben die Begründung eines Rechts 
an Dingen durch Vertrag ia Besiehung auf Immobilien nicht fremd sey. Kr uater- 
sucht dann, ob eine Tradition hu Sinne des altern Deut. Rechts nicht noch immer 
die Wirkung haben könne, dass der Empfaager ein von dem Tradenten abge- 
leitetes Recht an dem Gegeaataade erlange und dass jenem die rechtliche Fähig- 
keit einer fernem Veräuaeerung entsagen wäre; es auch nur einer Beeitzerlau- 
guag, nicht aber einer eigentlich Rom. Tradition bedürfe, damit der Empfänger 
das Ei genta um im Rom. Sinne erlange; waa er nach Partikularrechten bejaht. 

Ueber die Entwicklung der bäuerlichen Standen- u. Güierverhä/tmete, mit 
betonterer Rückeicht auf die oberhessitche Landtidelleihe. Von Dr. Karl 
Sternberg , Obergerichttanwalte u. Privaidoe. zu Marburg. VIII. S. 93 — 130. 
Bei der Beurtheilung der bauerl. Güterverhältaieee darf maa nicht ausser Acut 
lassen , daaa ihrer Entstehung nicht bloi ein zwischen dem Bestandet und dem 
Ijeiheherrn in Betreff Ittr Sache obwaltendea Rechtsverhältnis! sum Grunde lag, 
sondern vielmehr ein persönliches Abhängigkeitaverhaltaiss. Die Einführung 
dea Rom. Rechte und die Veränderung der öffentl. Verhältnisse haben jedoch 
weaentliche Veränderungen herbeigeführt. Was insbesondere die oberheaaische 
Land siedelleihe anlangt, so zeigt der Verf., nachdem er die Literargeschichte 
angegeben und den Inhalt der Geaetze dargelegt hat, daaa die Praxis sich fort- 
wahrend für Erblichkeit und Unwiderruflichkeit ausgesprochen habe, und führt 
in einer dogmatischen Entwicklung namentlich aus, dass das Recht der Wieder- 
einziehung des Guts zu eigenem Gebrauch durch den Lehnsherrn diesem Verhält- 
nis! nicht ursprünglich eigen gewesen, sondern erst durch Anwendung der L. 3. 
C. de-loc. cond. an f dasselbe abertragen worden sey. 

Ueber den Umfang der Verantwortlichkeit dee Treuhänden ( Depositare) 
nach älterem Deut., Liv- u. Estland. Recht. Von Dr. C. O. v. Madai, ehe- 
malt Prof . in Derpat. VIII. 8.131-153. Der Verf. beantwortet die Frage: in 
welchem Umfange der Depositar die Gefahr des zufälligen Unterganges zu tragen 
habe, nachLfibischem Stadtrechte, Rigischem Stadtrechte, Livlaadischeni Land- 
rechte und Esthländischem Landrechte. 

Ueber den Vorbehalt des Mitbant bei der elterlichen Guttmbergabe. Von 
Fr. Purgold, Hofgerichttadv. in Darmttadt. VIII. S. 154-163. Es wird die 
Frage erörtert: in wie fern der verbehaltene Mitbau auf den Grund der über die 
Theilung der toeielat geltenden römisch- rechtlichen Bestimmungen einseitig 
aufgehoben werden dürfe? Daa Ergebniss ist: „der Mitbau wird nicht vermöge 
selbststandigeu Vertrags, allenfalls vermöge Gesellschafts -Vertrags, consfi- 
tuirt, auch nicht einmal als Nebengeschäft, sondern nur als eine der Bedingun- 
gen, unter welchen das Gut übergeben wird, d. h. als eine der verschiedenen 
den Gutsanschlag bildenden Bestimmungen. Ist dieses aber der Fall, so findet 
bei ihm auch die römisch-rechtliche Theilungsklage nicht Statt, da Niemand ein- 
seitig einen und den nämlichen Vertrag zum Therl verwirklicht, iura Theil aul- 
gehoben verlangen, Niemand für »einen Eigenthumserwerb sich auf einen spe- 
cialen Erwerbsgrund berufen kann, ohne zugleich die Bedingungen anzuer- 
kennen, unter welchen ihm der Erwerb seibat geworden. 
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Heber die Gemeindeger eck ligkeiten, * als Zukehörungen ton Lehengütern. 
Von Ober tribunalprekur. Seeger in Stuttgart. VIII. S. 164—178. Die Resul- 
tate dieser Ausführung Ober die Realgemeinderechte in Oberschwaben sind: 
„1) dass die Gemeindegerechtigkeite« , obwohl ursprunglich auf öffentlichem 
Rechte beruhend, längst zu Privatrechten geworden; 2) dass die mit gewissen 
Grund besitz ungeti verbundenen Genieindegerechtigkeiten als wirkliche Zube- 
hdrougen 'derselben zu betrachten; 3) dass, wenn eben diese Grundbesttzungen, 
auch die Geineindegerechtigkeiten einem Lehn verband unterliegen, als leheubar 
anzusehen seyen." 

Die Phrenologie in ihrem Einflutte auf das Recht. Von Gust. v. Struve, 
Qberger-Prokur. in Mannheim. VIII. S. 179—199. 

Die Wetten. Von Wilda. VM. S. 200— 239. Diese lehrreiche Abband- 
lung beginnt mit Bemerkungen aber die sog. aleatorischen Verträge überhaupt, 
es folgt danto eine Auseinandersetzung der Verschiedenheit zwischen Wette und 
Spiel. „Das unterscheidende Merkmal ist nicht in der äussern Erscheinung 
von Spiel und Wette, in dem äussern Verhalten der Contrahenten bei dem einen 
oder dem andern zu suchen, sondern in ihrer Absicht, in ihrer Willensbestim - 
mang. Das Spiel geschieht entweder der Unterhaltung, auch wohl derUebung 
der Kräfte wegen, sodass Geld- Gewinn und Verlust dabei nur etwas Secundäres 
sind, oder des Gewinnens wegen; wo dieses Interesse aber hervortritt, da wird 
es fast gleichgültig, wie die Entscheidung herbeigeführt wird, und es kommt 
nur darauf an, dass die Theilnehmer über Etwas, das sie als entscheidend 
gelten lassen wollen, sich einigen. Die Wette besteht in der Aufstellung wider- 
streitender Behauptungen und dem gegenseitigen Versprechen, einen Vermö- 
gensnacbtbeil erleiden zu wollen , wenn die eine oder andere Behauptung sich 
als unrichtig erweisen sollte. Dem Wettenden ist es darum zu thun,, die Rich- 
tigkeit derselben ^£u bewahren: gleichsam eine Bürgschaft dafür zu geben, dass 
er sich nicht von Leichtsinn oder Willkühr bei der Aufstellung derselben und 
beim Festhalten daran gegen den erhobenen Widerspruch leiten lasse. Diese» 
sucht er durch Gelobung einer Strafe, der er sich freiwillig unterwirft, darzu- 
than, indem er zugleich seinen Gegner provocirt, ein Gleiches zu thun. Eben 
dadurch, dass den Wettenden das Interesse der Bewährung seiner Behauptung 
leitet, dem Spielenden es nur um die Möglichkeit des Gewinnes zu thun ist, 
unterscheiden sich beide Verträge." — Der Verf. definirt demgemäss die Wette 
ala „ eine bei Aufstellung widerstreitender Behauptungen getroffene Ueberein- 
kunft, dass derjenige, dessen Behauptung sieh als unrichtig erweisen würde, 
etwas bestimmtes verwirkt haben (oder als Strafe zahlen) solle." 



V. Waehweisungeii von Recensionen. 

1) Das Criminalgesetzbacli f. d. Herzogthum Braanschweig 
nebst den Motiven der herzogl. Landesregierung u. Erläuterungen 
a. d. stand. Verhandlungen. Braunschweig, 1841. 

2) Criminalgesetzbucli f. d. Königr. Sachsen mit erläuternden 
Bemerkungen z. prakt. Gebrauche u. e. Vergleichung d. Entwurfs 
vom Geh. Justizr. Christian Brust Weiss, f. Bd. Dresden 
tu Leipzig, Arnold, 1841. LVI u. 412 S. gr.8. (geh. 2£ Thlr.) 

Archiv des Criminalrechts. Neue Folge. 1842. St. 2. S. 299—302. * 
Nach einer Einleitung aber die Wirkungen , welche die Einführung eines 
neoenStrafgesetzbuehs hervorbringt, und aber die Verdien strich keit von Schriften, 
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weJeac das Studium desselben erleichtern, bemerkt 4er Rec. über die obigen 
Schriften: „Die iwei oben genannten Werke beschranken eich gröseteatheiJs 
auf die Erliuterungen des Gesetseuces, wie sie dereh die Motire und die Ver- 
handlungen in den Kammern dargeboten worden; ober aoeh in dieser Reeteaung 
•ind efe verdienstlich, weil die Verf. mit gehörigem praktischen Sinne das Bedürf- 
nis! beachteten und eben so klar als gedrängt Bemerkengen beifügten. Da« 
brannschweigische Gesetsbuth verdient Oberhaupt eine rersdgttene Beach- 
tung, weil die Einfachheit der Bett im in engen, die in den meisten Fallen gerech- 
ten Strafdrohungen and die Weise, wie diess Gesetzbuch tbeile bei der Todes- 
strafe dem richterliehen Krmessen einen gehörigen Raum giebt, theils durch 
Art. 62. dem Richter die Möglichkeit gewehrt, auch onteraa» Minimum der Strafe 
wegen besonderer Milderungsgründe herabsagehen , lie Anwendung der Straf- 
vorschriften vor einer Starrheit und Harte bewahrt, welche so leicht bei nneem 
Gesetzbüchern bemerkbar wird. Der Verf. des ebe n g enan nten Werks über das 
braunschweiglsche Gesetzbuch ist Hr. Oberlande sge richt sr oth Breymann, der 
selbst in der Kammer als Referent In der la nd s iau sn s s b c ii Cemmission und am 
Verfasser des Contmissionsbericbts einen vorsogtichen Aataeü an den Gesets- 
buche hat. Der Verf. beschrankt sich darauf, bei jedem $. die dann geherige 
Stelle aus den trefflich eben so geistvoll aes praktisch bearbeefetea Motiven, und 
einen Aussog aus dem Commisslonsberichte und aus den Kammerverhandlungen 
su geben. Nicht selten fügt er selbst erläuternde Bemerkungen bei, die um se 
wichtiger sind, da der Vevf. nach unserer obigen Bemerkung einen so grossea 
Theil an dem Gesetzbuchs hatte, und jetst als Mitglied des Obergerichts das 
Gesetz in dem Leben am besten beobachten kann. Man kann nur wünsche», 
dass es dem Verf. gefaMen mftge, recht bald die Erfahr engen aber de* braein- 
sehweigis.che Gesetzbuch' su bammeln nnd sie dann dem Pnbticsn mit meinet» 
Bemerkungen roitzutheilen. Rec, der nähere Erkundigungen 's« teilte, hat im 
Ganzen von den Praktikern Braune chweigs die günstigsten Zeugnisse erfcaUen; 
»4s ein vorzigliches Mittel, wodurch zu harte Strafurthoile vermieden weTien 
kennen, wird der Art. <*3. allgemein gerühmt. — Nicht weniger bedeutend ist 
die königl. sachsische Strafgesetzbuch, das bereits in anderen sächsischea 
Staaten (in Weimar und AHenborg) angenommen ist. Die sachsische Praxis war 
im Gänsen schon' seit längerer Seit sehr milde , und so konnte das neue Gesetz- 
buch sieb leicht daran im Geiste der Milde anschliessen. Die Schattenseiten des 
durch viele Vorzüge ausgefcefchneteii Gesetzbuchs liegen theils in der Unbe- 
stinuntboit mancher StrafrorsebrrHen in iesug auf die Fassung des Temtbeatan- 
des, theils in dem oft su böc* gegriffenen Minimum der gedrehte«] Strafe, thjeüs 
in der Aeng8tlichkeit, mit der man das richterliche Krmessen in Bezug auf das 
Milderungsrecht zu beichränken suchte. Es ist wünschenswert, durch die 
Praxis Sachsens die Erfahrungen k enn en so lernen, welche man in Bezug auf 
die Anwendung des Gesetzbuchs machte. Der Verf. des unter Nr. 2. oben genann- 
ten Werks, [früher] selbst Oberappellationsrath, hat Gelegenheit, am besten die 
vorgekommenen 4^älle kennen zu lernen, und seine Arbeit ist in dieser Hinsicht 
werthvoll ; es ist su bedauern , dass der Verf. den nach der Vorrede gef aasten 
Plsn, jedem Kapitel des Gesetzbuch • und, wo es angemessen, jedem einen ab- 
sondern Gegenstand behandelnden Artikel eine Darstellung dessen vorauszu- 
schicken , was über denselben Gegenstand »als Grundsatz des gemeinen Criminal- 
rechts anzunehmen ist, nicht ausführen kennte. Die Bemerkungen, welche 
der Verf. den einzelnen Artikeln beifügt, sind häufig sehr interessant, sowie 
auch die Fälle, welche er anführt." Zum Besehlasse macht der Rec. noehr auf 
„einige der merkwürdigsten Erörterungen" aus Nr. 2. euunetkeaa». (Rec. 
Mittermaier.) 

1) Allgemeines Crinmat-Gesetzbocli £. d, Königr. Hannover 

sammt den Gesetzen üb. d. Bestrsftisg d. WilddiebstahU «. d. Fiach- 
u. Krehsdiebstahls, ro. d. durch d. stAnd. Beschlüsse herbeigeführten 
Abänderungen <fe* früheren Ministerial-Entwurfs nebst d. Motiven, 
sowie mit eHXntonidon Anmerkungen heratwg, v. AtvE.titeblute*r, 
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K. Haunov. Justizrath. Lüneburg, Herold u. Wahlstab, 1842. XV 
u. 367 S. gr. 8. (1| Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1842. S. 1045. f.] 
2) Erörterungen u. Abhandlungen a. d. Gebiete des Hannover. 
Criin. -Rechts u. Crim.-Processes. Herausg. von C. F. B. 
A. v« Bothiner, O.-A.-R. zu Celle u. s. w. Heft 1. 2* 3. Hannover, 
Hahnsche Hofbuchh., 1842.E. 236 S. gr.8. (geh. l^Tblr.) [Vgl. 
Jahrb. 1842. S. 1045.f. u. 1844. S. 181.] 

Gö'ttingisca* gelehrte Anzeigen. Januar u. Juliui 1843. St. 16. 117. u. 119. 
S.150 — 159. 1165 — 1179. 
Eine ausführliche Mittheilung über den Inhalt beider Schriften, mit vielen 
kritischen Bewertungen bei Gelegenheit der zweiten. Der Reu. las st dem Ver- 
dienstlichen beider seine roll* Anerkennung zu Theil werden. (Rec. Z a c h a r i ä.) 

Commentar üb. d. Strafgesetzbach f. d. Königr. Württemberg, 

zunächst f. Practiker, m. besond. Rücksicht a. d. gewählten Oberamts- 
gerichtsbeisitzer, von JDr €• F. Hufnagel, Vicedir. d. Gerichts- 
höfe« zu Tübingen. 2. Bd. Stuttgart, Metzler, 1842. XVIII «. 
1006 5. 8. (5| Thlr.) 

Allgemeine Literatur-Zeitung (ErgänzungsbläUer.) August 1843. Nr. 69 — 72. 

S. 545 — 573. 
Unter Beziehung auf seine Recension des lsten Bandes (vgl. Jahrb. 1842. 
S. 467. ff.) hebt der Ref. ans dem Buche dasjenige hervor, was ein allgemeineres 
Interesse darbietet, und der Arbeit einen Werth für die Wissenschaft, die Ge- 
setzgebung und die Anwendung im umfassenden Sinn sichert. Am Ende der Recen- 
aion heisst es: „....und so wollen wir zum Schlüsse unserer Anzeige, die dessen 
[des Verfs.] Verdienst überall gebührend anerkannt hat, im Interesse des Rechts 
nicht zweifeln , es werde dieses eine entsprechende Beachtung finden , für welche 
auch die Vertreter der Wissenschaft nach ihren Kräften mitzuwirken die Pflicht 
haben." (Rec. JF. Fr. Ht Abegg.) 

Das Polizei-Strafreclit des Königr. Württemberg, vom Ober- 
Regier.-R. Schamill. Stuttgart, 1841. 676 S. 8. 

Monatschrift f. d. Justiz -Pflege in Württemberg. Bd. 7. Abth. 1. S. 123— 154. 
Ablh. 2. H. 1. S. 257 — 260. 
Der Rec. bezeichnet dieses Werk als „ein sehr verdienstliches Unternehmen", 
da der Zustand der Polizeistrafgesetzgebung einem Chaos gleiche und ein Polizei- 
straf- Codex, welcher ein dringendes Bedürfniss sey, noch nicht Gegenstand der 
legislatorischen Thätigkeit geworden sey. „Die vorlieg. Schrift, welche nach 
dem Gesagten mit nicht unbedeutenden Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, er- 
setzt nun zum Theil jenen Mangel; doch auch nur zum Theil, da gerade aus ihr 
in anderer Richtung das Bedürfniss nach einer Revision der Polizei-Strafgesetze 
recht anschaulich zu entnehmen Ist , wenn man auf die prinetplosen , oft wider- 
sprechenden, und noch öfter mit den dermaltgen Verhältnissen nicht mehr im 
Rinklang stehenden Bestimmungen hinbliektj welche dem Leser sowohl im all- 
gemeinen, als im besonderen Ttieüe begegnen. Es kann aber diese Privatarbeit, 
wie sieden Behörden jetzt eine wesentliche Hilfe bei Aasübung der Policei-Straf- 
gewalt gewähren wird , zugleich als eine Vorarbeit für einen künftigen umfassen« 
de« Polizei-Straf-Codex betrachtet und benutzt werden, und wir würden uns des 
J£r*cfe4inens dieser Schrift doppelt zu Irenen haben , wenn sie mittelbar auch zu 
Befriedigung dieses Bedürfnisses beitrüge." Dcrflee. theilt den Inhalt des Werkes 
nach seinen Hauptmaterien mit and fügt einige Bemerkungen Aber den allge- 
meinen Theil hinzu, wodurch er, „ohne dem Werthe und dem gerade in diesem 
T nett besonders anzuerkennenden Verdienste der Schrift nahe treten zu woHetr**, 
einige Zweifel und Bedenken ausspricht. (Rec. Ober-Consi**.* Rath Br. Kwap p.) 
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Bemerknngen über den Entwurf eines Strafgesetz-Buchs frir 
das Gherzogth. Baden von demOberbofricbter Frcih. v.&tcmgei. 
Mannheim, 1840. 29 S. 8. 
Heidelberger Jahrbücher d. Literatur. Märt u. April 1841. Nr. 15. S. 233-235. 
Nach der Bemerkung, dass unter allen neuerlich in den Deutschen Bundes- 
staaten erschienenen Entworfen vonSt-G.-B. gerade der für dasGaersogth. Baden 
den meisten Tadel und Widerspruch erfahren habe, was lediglich ans den Streit 
gegen die Prineipien su erklären sey, lagt der Rec. : „Zu den Abhandinngen und 
Anfsätsen, welche aber den Entwurf eines Strafgesetsbuches für das Ghersogt». 
Baden erschienen sind, gesellt sieh jetst auf eine würdige Weise die Schrift, 
welche der Gegenstand dieser Anseige ist. In dieser Schrift Üsst sich aber des 
Entwurf eine Stimme vernehmen, die, alt die 8timnie eines Mannes, welcher, 
der Vorstand des obersten Gerichtshofes des Ghersogthoms, zugleich das gaase 
Gewicht seiner vieljahrigen Erfahrung in die Wagsehale legt, um so mehr Beach- 
tung verdient. Auch diese Stimme lautet: Nicht einverstanden ! " — Es folgt eise 
l/ebersieht dei Inhalts mit Hervorhebung einzelner vom Rec. gebilligter Steiles, 
(Rec. Zacharia.) 

Coinmentar üb. d. Gherz. Hess. Strafgesetzbuch and d. damit 

in Verbind, stehenden Gesetze n. Verordn. n. aolhent. Qaelleo, 
mit besond. Beräcksicht. der Gesetzgebangswerke and. Staaten a.s. w. 
von MH>* M. W. A. Breldenbach, Gherz. Hess. Minisieria/r. im 
Ministerium d. Innern u. d. Justiz u.s.w. Bd. 1. Abth. I. Darmstadt, 
Jonghaui, 1842. XVI u. 669 S. gr. 8. [Vgl. Jahrb. 1843. S.362.^ 
1. Archiv d. Criminalrechts. Neue Folge. 1842. St. 3. S. 308— «09. 
Nach Bemerkungen über das Gherz. Heu. St.-G.-B. spricht lieh der Rec. über 
dai obige Werk, denen erstes Heft er anzeigt, io aui: „Es musste wünschens- 
werth seyn, dass die Anwendung des Gesetzbuchs durch einen grundlichen Com- 
mentar erleichtert und dass darin ebenso die Ansichten, welche bei der Bearbei- 
tung des Gesetzbuchs leiteten, angegeben, als auch die Bemerkungen, welche 
in den Beratungen vorkamen, zweckmässig gesammelt würden. Vorzüglich 
war zu einer solchen Bearbeitung der Verfasser des vorliegenden Commentars ah 
derjenige geeignet, welcher bei der letzten Revision des Entwurfs, ehe er an die 
Kammern gelangte, einen grossen Antheil hatte und als einer der Regierungs- 
commissarien in den Beratungen der Kammern eine seltene Gewandtheit an den 
Tag legte und als einen theoretisch und praktisch gebildeten Juristen sich 
bewährte. Ihm verdanken wir in dem vorliegenden Werke eine aus den Quellen 
geschöpfte Darstellung des Ganges der Verhandlungen der Gesetzgebungscom- 
mission, des Ministeriums und des Staatsraths, bis der Entwurf in der Gestalt 
fertig vorlag, in welcher er in die Kammer gebracht wurde." Der Rec. hebt 
noch Einzelnes aus dein Buche hervor und spricht am Schlüsse das Verlangen 
nach baldiger Fortsetzung desselben aus. ( Rec. Mittermaie r.) 

2. Allgemeine Literatur-Zeitung. Januar 1844. Nr. 7 — 10. S. 49 — 54. 5? — 64. 

67—72. n. 80. 
Nachdem der Rec. das Verdienstliche von Arbeiten dieser Art bezeichnet, 
und die Aufgabe, welche der Verf. sich gestellt, angegeben hat, bemerkt er: 
„Prüfen wir hiernach zuerst die Form der vorlieg. Schrift, so lässt es sich nur 
billigen, wenn der Verf. von der Ansicht ausgehend, dass ohne Geschichte und 
Philosophie kein allseitiger Blick in das Rechtsdogma möglich sey, den Leser vor 
Allem durch eine historisch-philosophische Einleitung in das Studium des neuen 
St-G.-B. überhaupt einzuführen suchte. Insbesondere verdient es Beifall, das» 
er einen freieren Standpunkt wählte, und die äussere Bildungsgeschichte des 
St.-G.-B. nicht blos an und für sich, sondern in ihrer Verbindung mit der 
Hessischen Codificationsgesehichte überhaupt anffasste (Abschn.l.), 
fcodana, zur inneren Bildungsgeschichte (Abssan. 2.) überleukend, hannt- 
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sächlich die Mängel des Strafrechtssostandes in den beiden Provinzen Starken - 
kurg und Oberhessen in kurzen, kraftigen Zügen schilderte, so wie mit 
Scharfe und anziehendem Lakonismus die wesentlichsten Gebrechen des in der 
Prov. Rhein hesien geltenden französischen St.-G.-B. hervorhob, um einer- 
seits das dringende Bedürfnis einer Reform im Strafrechte, und andererseits die 
Schwierigkeit der Aufgabe nachzuweisen, welche sich dem Legislator zur Losung 
darbot. Auch entspricht es ganz dem naturlichen Gedankengange, dass der Verf. 
hiernächst (Abschn. 3.) zur Beantwortung der Frage selbst fiberging, w ie diese 
Aufgabe gelost worden? Lobenswerth ist es aber namentlich, dass er 
hierbei vor Allem durch Entwicklung der obersten Grundsätze des neuen 
Strafcodex einen Anhaltspunkt zu geben sich bemühte, theils zur Beurtheilung 
des Standpunktes, auf welchen sich der Gesetzgeber im Vergleiche zu dem bis- 
herigen Strafrechte stellte, theils zur näheren Bemessung, in wie ferne derselbe 
bei der Durchführung im Eiuzelnen die Consequenz bewahrt hat, oder nicht. 
Denn nur so konnte auch eine entsprechende Grundlage für eine fassliehe 
Schilderung der Entsteh ungs- und Bildungsgeschichte der einzelnen 
Artikel gewonnen werden, mit welcher der Verf. nach dem Schlosse der Ein- 
leitung beginnt. Endlich erscheint es auch der Natur der Sache gemäss, dass 
der Verf. hierbei nicht blos jeden einzelnen Artikel isolirt von seiner ersten 
Anlage durch die verschiedenen Entwürfe hindurch bis zur Endredaction und 
Sanctton, sondern auch die Artikel in ihrer Verbindung auffasste, und 
hierdurch das System des Strafcodex beleuchtete/' Im Einzelnen findet jedoch 
der Rec. noch Mancherlei zu wünschen, namentlich im Abschn. 1. „eine schär- 
fere Hervorhebung der wesentlichsten Momente." — „Was nun den Inhalt 
betrifft, so lehrt schon der Augenschein , wie sehr der Verf. nach Vollständigkeit 
strebte; und eine nähere Vergleichung fuhrt zu der Ueberzeugung, dass er 
fiberall darauf bedacht war, die grosse Masse des Materials in möglichster Ge- 
drängtheit zu verarbeiten. Insbesondere verdient es lobende Anerkennung, dass 
der Verf. nicht nur die historisch- dogmatische, sondern auch die com- 
parative Seite des Strafrechts in's Auge fasste." Ueber die Bedeutung dieses 
Gesichtspuncts spricht sich der Rec. weiter aus, und bemerkt dann, dass es uner- 
lässlich sey, „bei jenen Erörterungeu möglichste Unbefangenheit zu bewahren, 
und rückhaltslos nach voller Ueberzeugong die Vorzüge und Mängel der eigenen, 
vaterländischen Legislation aufzudecken. " Er fügt hinzu: „Auch diese Pflicht 
hat der Verf. in der That treu geübt. 4 * Hieran reiht sich die Frage: ob die vom 
Verf. aufgestellten Ansichten und Deductionen auch über all Billigung ver- 
dienen, welche Reo. nicht unbedingt bejaht, vielmehr gegen einige Puncte Be- 
denken vorbringt. — Am Schlüsse spricht er noch den Wunsch aus: „es möge 
dem Verf. die nöthige Müsse vergönnt seyn, die einzelnen Abtheilungen dieser 
sehr empfehlenswerthen Schrift .... in kurzen Zwischenräumen liefern und auf 
diese Weise ein grösseres Werk bald seiner Vollendung näher führen zu können, 
das sctfon nach dieser Abtheilung durch möglichste Vollständigkeit und durch 
Gründlichkeit sich auszuzeichnen verspricht, und wegen seiner reichen Ausbeute 
vieler bis jetzt unbekannt gebliebenen Interpretationsmittel jedem , dem es um 
gediegenes Studium des neuen hessischen Strafrechtes zu thun ist, unentbehrlich 
seyn wird." (Rec. Mr.) 



Tl. Mise eilen. 

N e kr o 1 o g. 

Am 6. April vollendete au Erlangeu die irdische Laufbahn eine der Zierden 
unsers Standes, Dr. Wolfg. Heinr. Puchta, pensiouirter Landrichter und 
Ritter des Verdienst -Ord. v. h. Michael, geb. zu Möhrendorf b. Erlangen am 
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3. August 1TO. Am Tage vor Minen Tote hatte loa, wahrend er eise juristische 
Deduction dictirte, der Schlag getroffen. So war er denn bis z «letzt in seinem 
Elemente, der Arbeit, gewesen nnd wie er gelobt, allein Master nnermodfkaer 
Thitigkoit, so schied er auch ans dem Leben. Was ihm die Wissenschaft rer- 
danlrt, braucht dem Kennet derselben nicht erat gesagt sn werden. Nicht Mos 
dnreh Schriften forderte er sie; viele Rcc h ls gc lehrtc, anter ihnen Männer, 
welehe selbst wieder Bedeutendes als Schriftsteller, Lehrer, Practiker getestet 
haben, verdanken seinem Unterricht, seinem belehrenden Umgange viel, ja den 
Hannttheil ihrer juristischen Bildung. Ein treues Bild seines ianern und äassera 
Lebens hat er selbst in dem Buche : Erinnerungen aus dem Leben einen atten 
Beamten (Nördlingen, 1842.) gezeichnet. VergL darfiber diese Jahrb. 1842. 
S. 858. ff., wo auch erwähnt ist, wie viel die Redaetion seiner Mitwirkung ver- 
dankt. Nachdem er im Jahre 1840. die Versetzung in den wohlverdienten Ruhe- 
stand erlangt hafte, hörte er, obwohl körperlich sehr leidend, nicht aof, des 
grossen Schatz seiner Kenntnisse und Erfahrungen zum Ausbau des Rechts, fir 
welches er gelebt, zu verwenden. Ein äusseres Zeichen hiervon gab er nickt 
Mos dureh das schon erwähnte Buch, sondern auch durch die Schrift: Der 
InquisLüoes-Prosess , mit Rücklicht auf eine settgemässe Reform den deut. Straf- 
verfahrens überbauet und besonders auf die Oeffentlichkeitsfrage beleuchtet, 
(Erlangen, 1844.), Ober welehe in diesen Jahrb. 1845. S. »7. ff. berichtet worden 
Ist. Die beiden genannten neueren Werke schliessen steh an die groase Zahl 
seiner Schriften (neunsehn, ausser vielen Abhandlungen in Zeitschriften) so, 
welche er selbst S. 842. ff. der gedachten Erinnerungen verzeichnet bat. 

Wir sebliessen diese seinem Andenken gewidmeten Zeilen mit den treffenden 
Worten, mit welchen uns die Trauerkunde seines Todes von befreundeter Hand 
gegeben wurde: „ Es ist doppelt wehmfitbig, einen so originelles, wahren Mann 
scheiden su sehen in einer Zeit, wo Männer so Notli thon und so leiten sind." 



Personal -Notizen. 
Befffrelerviftfren und EbrenbeBeisrnjijrem. Der bisherige 

ord. Professor sn der Univ. Erlangen Dr. Hans Karl Hriegleb, der Advokat 
Dr. J. H. Dernburg zu Mainz, der Privat doeent an der Uaiv. Berlin -Dr. Rad. 
J bering und der Hofralh u. ehemal. ord. Prof. an der Univ. Dornet Dr. Karl 
Otto v. Madai sind als oriL Professeren berufen worden und zwar der ernte nach 
Göttingen, der zweite nach Giessen für den Civilprocess und das Franzö». Recht, 
der dritte nach Basel und der vierte nach Kiel, der bisherige Privatdocent an der 
Univ. Marburg Dr. Geo. Wilh. Wetz eil ist zum ausserord. Professor ernannt 
worden; der ord. Prof. an d. Univ. Heidelberg Dr. Heinr. Zöpfl und der Hon.- 
Prof. an der Univ. Mönchen Dr. J. Nep. Buc hinger, Rath u. Adjunct d. Reichs- 
archivs, haben das Prodi cat als Hofräthe erhalten. — In Preutfsen hat der O.-L.- 
G.-R. Berg in 8 zu Breslau das Prädikat als Geh. Just.-R. erhalten und ist der 
Advokat Dr. Friedr. Adrian Joseph Thesmar zu Köln zugleich zum An- 
walte b. K. Appellationsgerichtshofe ernannt worden. — In Sachsen hat der Geh. 
Rath Dr. Friedr. Albert v. Lange nn, nach Vollführung des ihm vor 10 Jahren 
ertheilten Auftrags der besondern Leitung und Erziehung des Prinzen Albert, den 
Charakter eines wirkt. Geh. Raths mit dem Prädikat: Excellenz erhalten, zugleich 
ist er zum Mitgliede des Gesammtministeriums und zum Director im Justiz- 
Ministerinm ernannt worden. — In Hannover sind die Justizratde Baumeister 
und Martin beim Justiz-Ministerium angestellt worden. — In Baden sind der 
Präsident des Justiz- Ministeriums Jelly zum Geh. Raine erster Classe, der 
Vice-Kansler desOberbofgerichts Bekk z.Geh. Rath zweiter Classe, ferner unter 
Anderen der zuletzt genannte zum ordentlichen und der Hofgerichts-Präs. Ob- 
kircher, der Hofger.- R.JTrefurt zu Mannheim und derHofger.-Dir. Litschgi 
zu Freiburg su ausserord. Mitgliedern des Staatsraths, ingleichen sind von den 
beiden letzteren der erste sum Vice-Kanzler d. Oberhofgerichte mit dem Hange 
«ine« Hofrichters und der zweite zum Hofrichter b. Hofgericht zu Freibnrg, auch 
' i der bisherige ord. Prof, an der dasigen Univ., Hof rathör. Anton Stabel zum 
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Director dea Hofgerichts daselbst,, endlich sind die Hofger. -Räthe Wedele in d 
zum Staatsanwalt für das Hofger. des Mittel- Rheinkreises und So n/m er m Mann- 
heim zum General-Auditeur beim Kriegs-Ministerium ernannt worden. — Den 
K. Preuss. Rothen Adler-Orden and zwar 1. CI. hat der wirkl. Geh. Rath u. Kam- 
mergeriehts-Chef-Prasidetit v. Grolman , 2.C1. aber der Geh.Justia- u. O.-L.-G.- 
R. v. Bigeleben zu Arnsberg, das Komthurkreuz des K. Sachs. Civ.- Verdienst- 
Ordens der Geh. Rath Dr. F. A. v. Langenn zu Dresden und das Ritterkreuz 
4. CI. des K. Hannover. Guelphen-Ord. der Gherz. Hess. Legations -R. Dr. P. 
Friedr. Wilh. Freih. v. Leonhardi zu Frankfurt a. M. erhalten. — Der Adel 
des Geb. Ober- Trib.-R. Karl Friedr. Scholtz zu Berlin ist von dem Könige von 
Preussen erneuert und dem erstem den Namen seiner Vorfahren: v. Scholtz 
u. Hermensdorf zu führen gestattet worden. 

Todesfälle. *) Am 1. Mai slaTb zu Bamberg der Präsident des dasigen 
A.-G. EugenFürst v. Wrede. geb. 1806 , früher Assessor u. Rath bei mehreren 
A. -Gerichten , dann Rath b. O.-A.-G., hierauf Präsident der Regierung der Pfalz 
(vgl. oben S. 281.). — Am 2. Mai zu Frankfurt a. M. der Schöff u. Senator Dr. S. 
P. Hiepe, Syndikus u. A.-G.-R., 75 Jahr alt, 1825. Mitglied des Senats, 1834. 
jüngerer Bürgermeister. — Am 14. Mai in der Irrenanstalt, zu Bümplitz in der 
Schweiz der ehemal. Prof. d. Staatswiss. and.üniv. Bern Dr. Phil. Jak. Sieb en- 
pfeiffer, früher Advokat in Rheinbayern , seit 1832. eingebürgert zu Bozingen 
b. Biel, Verf. der Schriften: Ueb. Gemeindegüter u. Gemeindeschulden (Mainz, 
1818.), und üeb. d. Frage uns. Zeit in Bez. a. Gerechtigkeitspflege (Heidelberg, 
1823., neue Aufl. 1833.), auch Herausgeber der Zeitschrift f. Verfassung, Gesetz- 
gebung, Justizpflege, gesammte Verwaltung u. Volksleben d. constitüt. In« u. 
Auslandes, welche unter d. Tit.: Rheinbayern (5 Bde., Zweibrücken, 1830. f.) 
erschienen ist. 



VII. Juristische Biltliographie. 

Neu erschienene Schriften. 

167. Archiv des Criminalrechts. Herausgeg. von J. F. H. Abegg, J. M. F. 
Birnbaum, A.W.Heffter, J.C.A. Mittertnaicr, CG. v. Wächter 
u. H. Zachariä. Jahrg. 1845. 1. Stück. Halle, Schwetschke u. Sohn. 
171 S. 8. (Geh. ±Thlr.) 

168. — für d. Preussische Handels- u. Wechselrecht. Herausgeg. v. H. Gräff, 
Juitizrath. 1. Bd. 2. Heft. Breslau, Aderholz, vi u. 135 S. gr. 8. (Geh. 
17£ Ngr. m 1 Fl. 3 Kr. rhein.) 

169. Äther, Dr. C. W,, — Crirainalistische Beobachtungen u. Erfahrungen. 
Eine Vorlesung in der Gesellschaft für Wissenschaft!. Vorträge in Berlin am 
25. Januar 1845. gebalten. Mit e. Vorwort. Hamburg, Agentur des Rauhen 
Hauses. 40 S. gr. 8. (Geh. £ Thlr. = 27 Kr. rhein.) 

170. Braun, A.C. H., praet. Juris i u. Mitglied d. sacht. Ständeversammlung, — 
Hauptstücke des öffentlich -mündlichen Strafverfahrens mit Staatsanwalt- 
schaft nach französischer u. holländischer Gesetzgebung. Rechenschaftsbe« 
rieht über meine Reise im Sommer 1844. Leipzig, Fr. Fleischer. 165 u. 
193 S. gr. 8. (Geh. 1 Thlr. — 1 Fl. 48 Kr. rhein.) 

171. B riegleb, Dr. Haut Karl, ord. Prof. d. Rechte in Gö Hingen, — Ueber 
executorische Urkunden u. Executiv-Prozess. 2 Thle. 2U Aufl. Stuttgart, 
S. G. Liesching. XI u. 250. vm u. 328 S. gr. 8. (Geh. 2J Thlr. ■* Für 
Südd. 4 Fl. 48 Kr. rhein.) A. u. d. T.: 1. Tbl. Geschichte des Executiv- 

•) In der Notiz über Hngo'i Tod in diesen Jahrb. 1844. S. 1054. beruht die Mitthei- 
Inng, das« derselbe ein Buch: Ueber die nichtglo»sirten Stelleu im Codex (Jena, 1807.) 
geschrieben habe , auf einem Irrthume. 
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Proteste«. 2. TM. Chrestomathie von Belegstellen iar Geschiente des 
Executiv-Prosesses. 

172. Ca iar, Fertig — Der preuss.Civilpros eis od. prakt. Anleitung für preuss. 
iuriiten zu Verband langen im summarischen, Bagatell-u. Mandats-Prozesse, 
so wie sur Anstellung von Klagen, su Antragen im Laufe des Prozesses und 
nach Beendigung desselben, durch Beispiele in Formularen erläutert Halle, 
Lippert u. Schmidt. XI u. 454 S. 8. (Geh. 24 Ngr.) 

173. Dbnniges, Geh. Regierungsrat h , — Die Land - Kultur -Gesetzgebung 
Preussens; eine Zusammenstellung u. Erläuterung der seit dem 9. Oct.1897. 
ergang. Gesetze üb. d. Grundbesitz, in besond. Beziehung auf d. Beförderung 
der Boden-Kultur, auf die Regulirung guhtsherrlich- bauerlicher Verhält- 
nisse, auf Ablösung von Reallasten u. auf Gemeiaheitstheilung. 2.Bdes. 
l.Heft. Berlin, Schröder, iv. 127 u. 74 S. gr. 4. (Geh. 1 Thlr.) 

174. Entscheidungen des Königl. Geh/Ober-Tribunals, berausgeg. im amtl. Auf- 
trage von den Geh. Ob.-Trib.-Räthen Selig o u. Ulrich. 10. Bd. 1. Hälfte. 
Berlin, Fd. Du mm ler. 256 S. gr. 8. (Geb. der ganze fand 2} Thlr.) 

175. Francke, A. W. &, Dr. d. R. u. Archivar d. OberappeUationsgeriehts in 
Kiel, — Der gemeine Deutsche u. Schleswig- Holsteinische Civilprocess. 
2. Th. 2. venu. u. verb. Aufl. Hamburg, Perthes -Besser u. Mauke, xxiv 
u. 552 S. gr. 8. 1844. (Geh. 2} Thlr.) 

176. Gerichtshalle. Sammlung merkw. Rechtsfalle aus neuester Zeit, bearb. von 
Mehreren u. herausgeg. v. Dr. L. Braunfels, Adv. inFranhf.a.M. l.Heft: 
Bletry, od. die unbekannte Leiche. Verhandelt vor den Assisen zu Colmar 
am 10— 16. März 1845. Frankf. a. M., Oehler. 92 S. 8. (Geh. J Thlr. = 
36 Kr. rhein.) 

177. Hermsdorf, E., Adcocat, — Jahresberichte üb. die Deut. Gesetzgebung. 
l.Bd. (1844.) Leipzig, O. Wigand. xn u. 264 S. gr. 8. (Geh. l{Thlr.) 

178. Heyne, Dr. Rob. Theod., Königl. Sachs. Coutmissionsrathu.x.io., — Cora- 
mentar üb. d. K. Sachs. Gesetz, die Grund - u. Hypothekenbücher o-. das Hy- 
pothekenwesen betr., vom 6. Nov. 1843. 1. Bd. Leipzig, B. Tauch q Uz jun. 
XX u. 419 S. gr. 8. (Geh. 2 Thlr. — 3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

179. Jahrbücher, neue, für sächsisches Strafrecht. Herausgeg. von Dr. Gusl. 
Fr. Held, K. S. Oberappellalionsrath , Dr. Gmst. AU. Siebdrmt, K.S. 
Oberappellationsrath u. Dr. Friedr. Oscar Schwarze, Beisitzer des 
K. Appellationsgerich is zu Dresden. 2. Bd. 3. Heft. Dresden, Arnold'sche 
Buchh. S. 257—362. gr. 8. (Preis des 3. u. 4. Heftes \\ Thlr.) 

180. Prozess, ein scandalöser. Bischof Benj. Onderdonk von Newyork a. seine 
Verurtheilung vor dem dortigen Bischofshofe, wegen gewaltsamer Verletzung 
weiblicher Ehre. Mit einem Auszug des Zeugenverhörs. Hamburg, (Berend- 
sohn.) 16 S. 8. (Geh. 2J Ngr.) 

181. Rechtsfälle, zum Gebrauche eines Civil prozesspraktikura , zusammenge- 
bracht von Dr. Ludw. Hiipfner, ord. Beisitzer der Juris tenfak. u. fVt- 
vatdocentd. Rechte and. Univ. zu Leipzig. 3. Semesterfascikel. No. 81 — 
120. Leipzig, Barth. 155 S. gr. 8. (Geh. f Thlr. = 1 Fl. 21 Kr. rh.) 

182. Siebenpfeiffer , Dr., — Handbuch der Verfassung, Gerichtsordnung 
u. gesammte Verwaltung der Pfalz. Fortgesetzt von Lu t tringshausen, 
Regierungssecretair. I. Buch: Staatsrecht. Speyer, Neidbards B. vii u. 
464 S. gr. 8. (lf Thlr.) 

183. Zeitschrift für Deutsches Recht u. Deutsche Rechtswissenschaft. In Ver- 
bindung mit vielen Gelehrten, herausgeg. von Beseler, A. L. Rey scher 
u. W. E. Wilda. 9. Bd. in 3 Heften. (1. Heft. 336 S.) Tübingen , Fnes. 
gr. 8. (Geh. 3 Thlr. — Für Südd. 6 Fl. 15 Kr. rhein.) 

184. Zum Bach, CA., Appellälionsgerichlsrath , — Das Gestand n ins vor 
d. Civilgerichte in seiner Unzertrennlichkeit, nach Grundlinien d. rationalen, 
gemeinen, sowie des rhetnländischen Rechts. Köln, J. u. W. Boisaeren. 
viii u. 171 S. gr. 8. (Geh. 28 Ngr.) 
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I. Reeensioneii. 

1. Gaii Instttutionum Commentarii quattuor ex recen- 
sione et cum commentariis Joh. Wrid. Z<ud. Goeschenii. Opus 
Goeschenii morte inierruptum alsolvit C arolug MJachmannus* 
Bonn, Marcus, 1841. VIII. u. 246 S. 8. (i£ Thlr.) 

2. Gaii Instttutionum Commentarii quattuor. Post 
Goeschenii Hmschkii Laekmannique curas recognovü Mduardw* 
MoecMMff. Ebendaselbst, 1841. LX u. 247 & 1^ (Geh* |Thlr.) 

3. Gaii Institutionum Commentarii quuttuor ex membi-a- 
ms deleticiis veronensis bibliothecae eapilularis eruü Jo. JFrid. 
WdUd. Qoe sehen* Accedit veteris Jurhconsuiti de iure fistifrag- 
mentum ex aliis eiusdem bibliothecae membranis ttdnsscriptum. — - 
Carolus JLachmannu* ad schedas Goeschenii Hollwegii 
Blumit recognovit. Goescheniana editio tertia. Cum [tHbus] 
tabutis aere inersis. BerNn, Reimer, 1842. LXXVI u. 512 S. 
gr. 8. (2 Thlr.) 

Recensirl 

von 

Herrn Professor JDr* vn BuehholtB *u Königsberg. 

Gewiss nicht wird« Gaius, dieser dem Römischen (Irkute an- 
gehörige, elegante Jurist einer Prophexeiung Glauben gesebeakt 
baben, das« ei ist Barbaren, ja ganz entfernte HypereorieJ», um seine 
über ein Jahrtausend verloren geweisetoen lustjtotienenconnnentarteia 
*i*h unsterbliche Verdienste erwerben werden. Und doeh ist Dien 
gesehehn 5 und merkwürdigerweise sind es ausschliesslich preussiscue 
Jhntisten, denen dm Werk seine Wiedsrentdeckneg ond seine Wisn- 
djertoerstellung dankt. Wir nienuen w Allen Niebubr, der durch 
Ami und Gesinnung eis Preusie geworden, und Goesohsn, durch 
Gebart und damals noch durch sew AmtPrettsse, als ihm der tbren-' 
volle Ruf zu Theil wurde, das gefundene Werk zu entziffern und es 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. VI. 3 1 

Digitized by VaOOQ IC 



48$ Die neusten Ausgaben der Institutionen des Gajus. 

dem grossen Publikum zugänglich ru machen. An diese Männer 
sckliessen sich würdig Bethmann-Hollweg, Blume und Huschke, 
(welchem letztem auch Boccking durch Titel nnd Vorrede seiner 
Ausgabe die wohlverdiente Ehre erweist), so wie die neuesten Heraus- 
geber Heffter, Boccking undLachroann, mit welchem Verze\tVi- 
nisse preussischev /»rieten f ir die Nasse* derjenigen Männer er- 
schöpft zu haben meioen, welche sich Hauptverdienste um die Insti- 
tutionencommentare von Gaius erworben haben. 

Unstreitig darf man die Meinung eine herrschende nennen, dass 
Goeschen, wo er die einzige von ihm so mühsam entzifferte Hand- 
schrift des Gaius durch Aenderung oder Einschaltung von Worten 
gebessert, immer durch wahre necessitas dazu geführt sey. Diese 
herrschende Ansicht muss als gestürzt von ihrem Throne gelten, seit- 
dem wir durch einen gründlichen Philologen vom Fache die Hand- 
schrrft des Gaius behandelt sehn* Senn die frühem Critiker haben 
unser vorliegendes Werk ntefcr U juristischer als in grammatischer 
Hinsicht durchforscht ; und daraus erklärt es sich, weshalb einen 
Philologen, der in spätem Jahren sieb mit solchem Erfolge der Juris- 
prudenz zuwendete, dass er der würdigste war, dem bei dem Göt- 
tinger UniversHäts - Jubiläum die juristische Declorwurde zu Theil 
wurde, bei dem Durchforschen der Handschrift des Gaius eine reich- 
Jfcka Erndte belohnen konnte. Dies Göttinger Jubiläum, an welches 
so rasch sich Trauer auf Trauer knüpfte, sah Goeschen hinscheiden, 
nnd Lachmann wurde wieder als der Würdigste zu dem Vermächt- 
nisse auserseha, eine bereits von Goeschen kaum bis zur Hälfte 
(bis II., 253*) revidirte Ausgabe des Gaius zu vollenden. Als Vor- 
läufer aber erschien eine kleine Ausgabe, in deren Vorrede Lach- 
mann die Gründe angibt, die IIa nsr- Annahme dieses ehrenvollen 
Auftrages vermocht haben. Die Bestimmung dieser kleinen Ausgabe 
ist, weil bereits die Heffler'schen Institutionen des Gaius verkauft 
waren, nunmehr das Bonner Corpus iuris u*tetusiiniat*4i zu eröffnen. 
In dieser Ausgabe sind Awt dem Herausgeber ab gaan sieker gelten- 
den eigenen Besserungen nnd Einschaltungen, so wie die anderer 
Betihtsgeiebrien in den Text aufgenommen; ante* dem Text» finden 
sich in den fasi zweitausend Noten theib Ake minder sichern, aber 
säe* derAdsieht des Herausgebers do*b wenigsten* w^krfieh&aaiUae* 
Emctodationen der Gelehrten mit Anfehrnng von deren Namens* tlreili 
Quelteneitate, wobei sich aber L* aesebrilnkt hat, nur den Gaiui 
seMt an cttiren, so weit wir ihn in dt* tpitöme^ «Jüdin lustimian 
rnstftatmen nnd Digesten besitnen. 
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In der grossen Ausgabe hat L. Goetchen's Vorreden zo dessen 
erster und zweiter Ausgabe fast ganz unverkBrzt abdrucken lasse«; 
in dem selbst verfasstea kurzen Vorworte hebt er hervor, dass er 
fast Alles, was Geesehe* niedergeschrieben, ire Gommentare mit* 
• getheilt, und Dessen Noten sogar mit denselben Zahlen bat abdmoken 
lassen, mit einziger Ausnahme des Gommentars zu den ersten Para- 
graphen des dritten Buches, und mit mehren eigenen durch «., £., e. 
bezeichneten Noten vervollständigt, überall das Eigene mit Klammere 
eingeschlossen ; dass er einige Lesarten seiner kleinen Ausgabe re* 
formirt, andere aus derselben (z. B. das vthtit am Schiaase von L, 
198. statt solent) gar nicht mehr erwähnt habe. Die Bemerkung 
glaube er aber nicht unterdrücken za dflrfen, dass der Schreiber der 
Veronaer Handschrift aus der ihm vorliegenden Einiges aufgenommen, 
was ein nicht sehr gelehrter Recensettt hinzngeschrieben habe. Von 
dergleichen guten, aber durch den Abschreiber falsch anfgefasstea, 
Gorreeturen will L. Spuren in I., 4fc., II., 125., 157., III., 221«, 
IV., 43* gefunden haben, und von unnStzen dadurch entstandene» 
Zusätzen, die jetzt als kleinere oder grossere Interpolationen zu tilgen 
sind, hat L. reichliche Beispiele rn I., 19., 39., 48.* 118 M H», 35», 
94-, 160., 163., 218., III., 88., 146., III. (meht IV.), 167*, 198., 
IV., 31., 44. nachgewiesen. 

Zwischen diese beiden Lachmanu'eclien Ausgaben Mit die 
zweite Ausgabe Beecking > s, (die erste dieses Gelehrten erschien 
ohne seinen Namen 1867* ) , der in semer an die juristische Jagend 
gerichteten instr*uctivea Vorrede als Hauptzweck seiner Ausgabe den 
angibt, einen wohlfeilen,- genauen und wo möglich durch eigene und 
fremde Conjecturen ergänzten Textesabdruck der Veroriaer Hand** 
schrift, und unter dem Texte eine doppelte Reihe von Noten zu lie* 
fern, von denen die erste sich auf d*e bereits geschehene oder noch 
mögliche Wiederherstellung des Textes beisteht, die zweite Parallel« 
stellen dreifacher Art enthalt. Ein sknples Citat ist mit der Stett* 
des Caius, bei der es steht, identisch, ohne Rtickstohi auf abwei- 
ehrende Lesarten. Das Zeichen cf. gibt die Aeholkbkett «der Stollen 
an, und 4h Sigle Vid. einem alten oder nauern Schriftsteller vor* 
gebeizt deutet an, dass daselbst Belehrung Aber einzelne^ Paukt« z» 
finden sey. Go es ebenes PaTftgra^henefathetlung tadalt Beeoking 
niit Recht (man vgl. z. B. den Ahfntfg'vonlll., i71.),- so' wie auch 
die unpassende B&eichriiing biisyrtmript*)) die er mit t(ertio) 
s(cripU) vertatiseht nat. In der VeliKffadfgkeit jener zweite» Reib« 
von Noten besteht das Hair^tverdienst Boeeking 1 «. Ausserdem gibt 

31* 
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die Vorrede eine kurze Lcbensskizze von Gaius, da «ein Zeitalter 
mi sichersten aas teiaea Institutionen festgestellt werden kau, ferner 
eine Aufzüblang der (16) auf Gaius bezüglichen Schriften, unter 
des*» aar Puchta's Programm Verkmilnm c*p. FL Upsiat 183°. 
dem Vorredner entgangen ist, endlich eia Verzeichnis* der Aasten 
dea Gaies, deren Zahl mit Einschlags der grossen Lachmann'scbea 
Aasgabe bereits -eia Dutzend betnagU Noeb aiebt genannt keanlc 
die 1843« ia Paris von L, Demenget ersebieaene und mit Noten ver- 
sebene französische Uehersetseag werden« Ziemlich überflüssig scheint 
für die siudiose iuris iueentus, die keine Freundin von langen Vor- 
rede« aa sein pflegt, der Wiederabdruck der Vorreden GoeschetV 
su »einer ersten und zweiten Ausgabe .sogar mit der Dedieatioiu 
das Veronaer Gapitel. 

Fir die Studureaden «eheint aas, auch abgesehe von der gratora 
Woblfcilbeit, die Beeckisg'sche Aasgabe Vorzöge vor der kleiaei 
Lach man Dieben Ausgabe zu haben, schon darum, dass hier Öfter 
als bei Lach mann der Sache nach gewiss vollkommen richtige Er- 
gänzungen in dea Text aufgenommen sind, da es ja den Studiretdea 
meistens weniger um Worte als um Sachen au thun ist; ganz beson- 
ders aber wegen der zahlreichen, für die Erklärung so wichtigen, 
aus dem ganzen Umfange der alten Literatur hinzugefügten Steiles, 
wenn gleich nicht zu Uugnee, dass durch einige Feinheiten in 4er 
Restitution des Textes, so wie durch reichliche kritische Notea dU 
kleine La eh ma ansehe vorder Ausgabe Boeckieg's sich auszeichnet 
Darin stehn sieb beide gleich, dass als Anhang beiden Ausgaben das 
ausführliche System beigefügt ist, welches Gaius nach Boeckiag'i 
Ansieht befolgt hat, und dass beiden das frmgmeatum de iure foei 
fehlt, weiches sich alleia in der grossen Lac hm aussehen Ausgase 
wieder findet* deren Besitz Boecking selbst ausdrücklich als not- 
wendig für jeden Kritiker darstellt. Denn sie ist eine Ausgabe, 
weiche nicht blos den billigen, sondern auch dea strengsten Forde- 
rungen der Kritik im vollsten Umfange genügt. Bei der AnfnaJun* 
von Justinians Institutionen in den Text, oder bei der Vergleich nag 
derselben ist stets die grtfsste Sorgfalt beobachtet. • Genauer noch 
als bei Goeschen ist mit Hilfe der Abschrift ßlome's die oft vom 
Drucke Go eschenes abweichende Leseart der Handschrift Angege- 
ben, und meistens befolgt. So ist z. B. in L, 11. das Wort sunt 
hinter libertini fortzustreieben ; in J«, 14. bat der Codex deinde et 
vteüs 9 woraus G. ohne jede Bemerkung et deinde vieti 9 Lach mann 
cewiss richtiger deinde ut viefii sunt gemacht bat; blosse Wortver- 
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srettangen ohne genügenden Grund finden sich bei Go es eben in IL, 
105., IH., 93., 202., IV., 179. Durch ein blosses Versehn Goescben's 
ist IL, 155* eorum hinter eaepfas, IL, 267. ullus hinter alias, HL, 
229. zwischen cum and nihil, ipse (der Cod. hat ipsi) fortgeblieben. 
In III., 160. ist das von G. fort gestrichene alicttius von L» und B. 
beibehalten, eben so das ut hinter reeeptum est in demselben §., un- 
geachtet der Infinitiv darauf folgt, da aus den Digesten so wie aus 
niebtjuristischen Classikern L. nachweist, dass eine solche Con- 
strnetion hin und wieder vorkomme. In III., 17t. hat G. statt sine 
tutoris auetoritate drucke» lassen: sine tutore. Da in IV., lt» 
nach Blume's Bemerkung wirklich eum vor rem perdidisse steht, so 
War es aothwendig, das vorher stehende als evm gelesene Wort in 
trtm zu verwandeln. Durch Versehn hat G. IV. r 24. st. dicebat drucken 
lassen adiieiebat, durefc Versehn in IV., 151. von den Worten des 
Cod. vel ex donatione aut donatione die ersten drei Werte wegge- 
lassen. Das sei hinter est ist Goescben's gar nicht von ihm bemerk - 
Ken gemachte Einschaltung. Das von G. in IV., 106* als Conjectur 
aufgenommene quae steht wirklich im Codex. Nach Hollweg's 1841. 
angestellter Vergleich ung des Codex heisst es IV., 139. weder prae- 
ponil noch proponit, sondern interponit. 

Ausserordentlich oft wird eine Veränderung der Leseart, die* 
Goeschen sich erlaubt, als unntttbig zurückgewiesen. Als Beispiele 
heben wir hervor f., 21., wo übrigens dieSyJbe rnnae durch alumnae 
zu ergänzen ist; I., 64., wo is (d. h. bis) etiam G. in pater etiam 
verwandelt. Im §. 69. ist von G. das ii in at verwandelt, weH et 
bei der ans §- 13. /. 1., 10. entnommenen Ergänzung das qui aefzv- 
nehmen fibersehn; §. 84. hat G. coit des Cod., statt coiit zu lesen, 
In c6iisset umgewandelt. G. wusste m §. 111. mit dem q vor nam 
nichis anzufangen, und Hess es daher fort; L. liest quae enim, wo- 
durch ein Asyndeton vermieden wird; §. f28. behält L. das qui des 
Coü. statt Goescheu's quia bei. In IL, 15. halG. ferae in ferarum 
umgewandelt, L. hat richtig fere. Im §. 43. bat G. ea in eas auf res 
bezüglich umgewandelt; was unnttthig, da derselbe Graecismus sich 
deutlich in II., $9., III., 90. u. 198. wiederholt, wo auch G. zu An* 
dem sich veranlasst fand; so ist der Arcbaismns st qui st. si quis in 
II., 45 ,51., III.> 127., 195. jetzt beibehalten. Den vielbesprochenen 
§.58. des zweiten Buches beginnen L. und B. mit et wie der Cod., 
statt wie G. mit sed; besser wäre e* aber, sowohl das et, als aus 
dem vorangehenden esset entstanden , als auch das vorstehende Para* 
graphenzetchen fortzulassen. Im §. 144. hat G;,.um ein Anacoluih 
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zn vermeiden, sl quibus, in kis gepelzt, aas eleu demselben Grunde 
ew et hinter nem IV., 27. eingeschaltet. II., 215. ist elegas&\ ein 
Wert, weichet bei Petroatus vorkommt, aaamehr beibehalten, oid 
darauf euch von L. die gute Coajeetur gebaut, st. des vor legen in 
§• 227. fehlerhaften ei zu lese» ekgmr*. Das et ia §. 217. ist mu- 
tiger jelxt ia oener, als von G. ia ort aufgelöst In §, 277. ist der 
Cod. T. keredem suum ebligetum reiinquüur ia Tüiui* keredem 
nostrum o. relinquimus von G. ««geschaffen ; jetzt ist die leichtere 
Verbesserung eines Herra v. Rohrscheidt Titius keredem summq. 
reiinquit aufgenommen. Aas comcla hat in HL, 14. G. conseeuU 
gemacht; noch alher liegt das jetzt aufgenommene mamvta* Das in 
III., 107. voa G. gaaz unbeachtet gebliebene im ist von L*. sehr §st 
in das hier notwendige tutor ungeschälten. Eben se ist die voa G. 
ia HL, 129. o. IV., 172. übersehene Sigle si jetzt als modo ia den 
Text aufgenommen. Das in HL, 134« zwischen scüicel und si ste- 
hende *t des Cod., welches G. weggelassen, hat B. nässend in et 
verwandelt. Za III., 166* macht L. auf die Unart des Abschreiben 
aufmerksam, der achtmal in Cod. ut (das4) mit dem fodieativus com- 
strtrfrt bat« In §. 209. will L, das von G. überseheae u \or unam 
mit vel erklären. Im §. 219. hat G. unnftthig hie in kunc verwan« 
deit, und die vorangehende Sigle gar nicht beachtet, die 1*. und B. 
mit tum aafldspn, wofür besser quoque steha könnte. Ia IV., 79. 
bat G. die Worte enim trts verstellt; L. hat dies nicht gethan, in« 
dem er das unmittelbar vornnstebende erediderunt, wovor G. ein 
Semieolon setzt, zn diesem Satze zieht, und vorher dem Sprachge- 
branehe von Gaius gemäss puiant oder ein ähnliches Wort einschal- 
ten will. Aach im §. 153. ist von Bg. in pessessionem esse unver- 
ändert beibehalten. G. hatte im §. 169. actorü gelesen, und daran 
das folgende satis aeeipit in satis aeeipiatur umgewandelt, was veU- 
kemmen flberlüssig, wenn man, wie schon Buschke und PuchU 
vorgeschlagen, das is in iudieettm solvi verwandelt Man vgl, noch 
I., 128., 165.; IL, 32., 54., 80., $7., 92., 155,, 196-, 2»., 238.; 
MX, 90., 121., 141., 143., 146., 212.; IV., 5«, 54., 78., llfc, 
126., 141. 

Noch häufiger werden Einschaltungen, die, & sieb erlaubt, als 
«aatttz zurückgewiesen, so L, 22. vero$ 29* überprüft causa, 47. 
enim, 102* hominis, 118«. e, 150* nc, 158. capitis deminutiane, 
195. tutorem; IL, 85. aeeeptam, 91* persecuti sint, 156. eamoe, 
184. aäi, 222. logatum, 238. //<zn v 245. keredem ; HL, 10- qui sunt, 
~ eYrefer, «4. iW, 141. an f 194. «/,: 198. autem, 212. eutem* 214* 
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5/, ^«w; IV., 66« eo, 124» si quis. Im §. 41. 4«ts zweiten Buchen 
sind jn dem SaUe ac $* ea tibi niancipata esset die Worte.. //oi und 
ew* von G. eingeschaltet, h» und Bg. lasse* tibi fort, und der 
Erste glaubt auch e«e£ forUtreichen zu könne», sobald er nur ans 
en, es*«/ machen könne. Im §. 108« spaltet hinter, «je eo G. die, 
Worte fttf testamentum* fucit ein» die gaas unnötig dsstehn, sobald. 
man mit I*. statt o£ eo liest adio.+ Die Einschaltung auctoribus Us 
fws im §»118. vor tutores habet werfen L* und Bg* fort, weit Hell-, 
weg darauf aufmerksam gemacht hat, das* das aU büket gelesene 
Wort, wohl nur kauet laute, also auciore bedeute; weshalb sie to- 
tere auetore lesen. Aach die Einschaltung der Worte ex eo g$o4 
int §• 155« ist unnütz, da sich eine ebenso verwickelte Conslraction 
ohne diese Worte im §. 23& und im /r. 73. pr* D. 35., 2« wieder-* 
findet. Im. §* 157. lies* Bg# nolütt tfeimtve^ wodurch zwei Wertet 
sive vetihtp sive ho lütt, welche G. und L* einschalten, erspart sind, 
da der Cod. aar velintoe hat Statt $i <yti im. §* 16&-, wofür G«"s* 
frMia setalte * will L. «letcl lesen, uu* du« später von G* ein geschaltete 
sam/ zn ersparen. Schon auf Goeschen's. Geheise ist im §..18t* 
statt seiner Aenderung euadem eise Substituten* die Lesart des Cod. 
idein esse substitutiv wieder hergestellt» Das im §. 195. eingeschal- 
tete quod ftUl fort, weil statt der unmittelbar vorhergehenden Wo# te 
prsutipmt leg&tum L. pmeeipuum legAtom liest. Die Einschaltung 
des testator im §. 22*. wird dadurch überflüssig* dass st peterat. 
tu liest p&tenunt (sc. legattrii)* We fiinscfhaltdag des «4 HI>, 2&> 
ist dadnreh uanütbig geworden, t das» dos Cemtpa stftt* vor, hinter 
kereditutem . gesetzt ist. Durch AefeLtrung des quü^^mniet ja* 
§. 158* ia fuid...m4ndetur ist die Einschaltung von aliquid mihi 
Überflüssig geworden. Aach das IV. , 29« eingeschaltete <i£>tf?V ist 
fortgehliehen, da L. sechs Worte weiter st. pessit* piwtent lies*. 

Während wir nun nach dem Bisherigen einer grossen Reihe von 
Beispielen die fast ängstliche Gewissenhaftigkeit bewundern ntnaaj&n» 
mit welcher L. dem Buchstaben der Handschrift sich angeschlossen, 
h*t, fehlt es nicht an einer Beihe Ton Aeadcruugea, weiche ersieh 
ifr der Handschrift erlaubt hat, und hier zeigt sich die innige Ver- 
trautheit inft den Eigentümlichkeiten des van ihnt behandelten Schrift« 
atellert. So ist L, 4« quamvis fmerit quäesitum si. ^«/'gesetzt* w»tf 
L. nachweist, Inas, wo in den Institutionen des Gaius quemvis vor- 
komme, der Conjcactiv siebe, so IL, 2&6*> 289.5 dagegen sind auch 
nicht UL, 1*4., IV., 73* u. 172« anzuführen, indem die erste Stelle 
%m> die letzte qui& zu lesen verlangt, und, die zweite nur ein A>- 
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druck toi Justiniun'i Institutionen ist. Das SebJneswort des L, 38. 
futritf aa den schon Andere vergebens sieli versnobt beben, ist wen 
L. «ehr gut in Über ei verwandelt. In L, 129. liest L. dieemts st. 
dhimuw, »dem er au l!l., 2. diese« Sprachgebrauch von Gaias nach- 
weist; ferner wünscht er in IL, 35. zweimal st. eesserit^ cesta etil 
je. AetediHu aa lesen ; ebenso ia iL, 77. st. tasque, eaeve. — Sehr 
gewagt ist aber die Eiasefaaltang Jiner gaaaea Reihe k IL, 79. Wah- 
rend hier die bisherigen Aasgabeo st. an meum lesen quaerttmr, ** 
meum ##, wird ven L. aad Bg. ver ** memm gelesea: fumerilwr, 
utrum sit id quod ex mee eßecerü. Die ersten Worte der Ponae! 
in IL, 104., weiche der f&miliae emtor spricht, geben L. nnd 0g. 
•berefaetimnend dabia: f*müi* pemnimque tum- endo mamdatelau, 
tutetanti eueiedeldmque nenn, quo tu iure etc. In §. 125. ist das 
Wert tantum ftberi Issig, daher ven Bg. gase weggelassen, von L 
jedoch richtiger ta teeiamento angewandelt, so dass bei der sehet 
von G. anerkaanlea Versteilaeg des Wertes seriplis non seriptü 
te*tume*i* heredibm gelesea wird. In §. 154. ist eeeidit gewiss 
besser als aeeedit des Codex. Nacb H eise's Vorgsage liest L. im 
§. 155. st. prefter ceHtrmeti&nem des Ged. pro portume, mdem er 
nacb weist, dass aacb in §§.205. n. 210., wie schon G. bemerkt bat, 
merkwürdigerweise das Wort eemtractionem nnr die fiadane; ttontm 
bedeutet, se dass hier pro pertie/te gelesen werden ntuss, wodurch 
die Einschaltung reeUua Iberfllssig wird. Die Worte in §. 161. 
eervi qmi emm Meri ei kereder instituü etc. enthalten einen Fehler, 
den die bisherigen Ausgaben dnitb Weglassong des cum zn beben 
verseeht bähen, L. nnd Bg. behalte« es bei, nnd lesen: cum tiber- 
tote kerrdet etc. In §. 166* liest L. Publiut Mteuiue, weil nirgends 
ein Publius Titiue sieb sonst in den Quellen findet, ausserdem anek 
der vom Publius Maeviut eingesetzte Erbe Tilius beisst. Das im 
§. 178. schon reu G. für verdichtig erklärte pesse emm ändert L 
vortrefflich in prierem. In §. 21«. widerlegt er -die ven Kieaze 
nnd Bg. vertbeidigie Lesart desCoik Julian* ex Sexte st. J. et £, 
wie schon G. verbessert haue, im §. 220. bat L. grosse Lust, st 
joluta peeunia solvere so lesen n ». luerte, wie im fr. 2&V/K 10.% 
Statt reete in §. 249. will erfere lesen, was auch Bg. 6* den Text 
anfgenonmeit. L. liest im §. 254. mit derselben Aenderuag, welche 
G. sieb erlaubt, in legatis reiiaere st. rttinendis, welches Wert Bg. 
beibehalten, wohl mit Unrecht, indem- wohl nur restüucjtdü eich ver* 
theidfgo* liesee. In IU.*71. ist smnmeeeat des Cod. von L. und Bg. 
in summovent verändert. Im §. 7%. liest L. eitern kee (staltiAaecj 
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tarnen auf verborum obk'gationes be2Üglieb> Im §, 87. liest L. gram- 
matisch richtiger als agat des Codex agant; dass aoch wirklieb 
Gaius so geschrieben, deutet das bald darauf folgende ees; und 
ebeabier will auch »ehr richtig Bg. die wahrscheinliche Lesart des' 
Codex Interesse st. interest herstellen. Im §» 147« ist st« aeeiperet 
die Lesart der Digesten aeeeperit unstreitig allein richtig, und auch 
das placttit des Gedex will L. in placet umwandeln! weil er ****<- 
weist, dass fiberall, wd quaeritur und mit vetraegebny bei Gaios das 
Präsens placet folge; ebenso hat er III., 168. wiederum placttit dem 
plaeet vorgewogen, weil visum est dsraaf folgt, und bei dieser Ver- 
bindung in 'II., 79. und III., 188. immer sieb das Perfeetum findet. 
In III., !78. bat L. statt deträetmtioxem , detraetionem gesetat, weil 
nur die« Wort die hier notwendige Bedeutung von detrahere y jenes 
die hier ungehörige von detreetare haben wOrde. Im nächstfolgen- 
den Paragraahe hat L. videtur in videatur umgewandelt, was 6. nicht 
getbän, da er der Ansieht gewiesen zu «ein scheint, weil er vor et 
videtur eia Punkt setzte, dass mit diesen Worten bereits die Antwort 
des Gaius auf das vor angebende videnmus erfolge j was aber nieht 
der Fall ist, indem ein Comma, wie es L. gesetzt bat, vor diese 
Wort« gebart, und die Anwert des Gaius erst weiter unten in den 
Worten sed alie iure utimur etfolgt. Für contreetaret lese» L. «nd 
Bg. im §. 198* eontreetariu L. will das allerdings überflüssige Aa- 
faagswort im §. 211. is(imuria autem) streichen, Bg. aber es da- 
durch retten, dass er ig- autem iniurim liest. Das sinnlose puha im 
§^£29*, welches G. in pmbatus umgesebaJfen, will L. mit des besten 
IastUutiouenbandschriften in putm verwandeln. Weil das von Gaius 
angeführte Beispiel im §. 221. nicht passtey so bat L. die Worte 
yeree & mann nostra sunt also geändert: quae in manu non sint, 
woffir spricht, dass non und nostra mit fast gleichen Abbreviaturen 
gesehlieben wird. Im §. 223» stände nach Lachmann's Meinung 
viel passender utique als vel*t\, för welche Vertaascbung L. anführt, 
dass im §. 187. velutique für utique stehe, und IV«, 76. das Wort 
velut des Cod* schon von G. ganz mit Recht gestrichen sey. Wlbreud 
der Cod. IV. y 2. liest: qua agknus quatiens cum a&qmö hat €, qua 
weggelassen und agimms an den Schtass dieser Worte gestellt; L* 
dagegen bat mgimus beibehalten, und hinter aliquo eingeschaltet cm* 
tendimus. Die zwei Striche im §. 66., die 6. in tibi umgewandelt, 
hat jetzt L. in der grossen Ausgabe sehr gut mit is erklärt* Im §. 71. 
liest L. statt negotium , negotiorum von quid regiert, so dass auch 
eben so gut negotii stehe könnte. Im §. 101. ist die notwendige 
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Voebonsnaeg ve« sei* ejere '■ ^^ *" rf T+ rg oaseja ue ; sehr gat 
ist in §. 128. Mf ex mdieeäome geejacbt es mdiectiome. Im §. 146. 
Ii«t L. st public* kenn meremmtmr: pmMiem, wie iai Ae£a*g* ets §., 
iadeai pubHee entert wmm ils soyiel ab * f+f*^ entere beaekaeea 
teil. Sebr gat ist aesh iai §. 178» die Ve tfa A w ti y a«a «dt« oeeniMc 
ia a/tee* (d. n.fnün) opmmone* die ««eh Bf. ia de* Text ae%e- 
MWM, NaaMttieb fadea wir derca BsMe der CrMJejalioa sei 
Qeaeigeauaatäta fr l g ood o Vtwbesorreagoa. Dm vai G. in Ai%# 
vm I., 106. vtrmto Geaueatiee Med et bat zwar L. aicbt aa%e- 
■saawis; iadeai er see' s/ta eun o s tio eot...possit liest, deJuaSeraWr 
uf nuoqme (utrimeuo mdepHomis commune e$t) eieschaitet, w«U 
es aicbt attbig wird, das ge a wai aa r da« Codas ia c e mmmmü sau- 
sebafea. Wlbread G. ia daa Worte« vea IL, 40.: itm ml domim 
quisque est eut dominus nom intelHgitmr % sieb g oe tbi g t aaii sit *W 
inteUigetmr zu lesen, hilft L. dadareb, daat er ita amt lieet, aas* u 
die Aatorilftt des Codex reitet; Bg. wiü tfafteue e*/ leaea. Die Lese- 
st* des Codex oeiiieet soli si sit m §. 59. war aaf AncUriiMt vom 
Sarigay ia scitieet et si soli sit gefedert; L. sebliassf zica aaaer 
der Ordaaag des Codex aa, geaiiairt aber aue«, abo kseal: setlkel 
«Ata» soli si sit. L. stellt zwiaebee est and tfro in II., 204» eie et, 
was daa Zesaaueeabaeg gat rerautteiu Bg. will st qwi (VejriT) ia 
I1L, *09. aad IV., 46. leaea: f«t tu* (rejM*)- I» IV. f 44. ist et 
Mater ieee/ eismoaebaJtaa Bg'a. Versohle* U IV., 64. leee* L. eni 
Bg. st. id ojßeio y ideo officio. 

km wiebiigetea erseheieea aas die EaModatienea, we Lackes 
eatweder zam erstao Male oder besser als bisber aesgeieJtt usL 
lernet ist der Fall z.B. in 1*,66«, we L, ia die Licke setzt: sed emus 
festen probet* dmtmtem R o m nn m m eoMsesmitnr% De« Begiaa m 
1.» 75* ergänzt L* so : Ex iis qmae diximus appmret sive . «ad sack 
im Verfolge dieses Paragraphen bat er eiazelae Wort: euidtm null** 
error aad nuUo erneu aen geiesea. Daa §. 77. will L. also aoaüiles: 
itemqm si etvü Remmua permgrino nupserit, is eui mascitur, liett 
ommimodo peregrinm sit % tarnen tmtevenitnte eonmeia utstus pmtris 
ßäut est. Hiater posi obitum avi ist durch die Eioscbaltiag non sui 
iuris sed erst die wabre LiagB der Lücke edWIt. Sebr gi&ckltci 
bat L. ia der grosses Aasgabe die erete Ballte des wenig lesbares 
§• IM* dabin restituirt: mulleres pum&is in wenn viri simt, nki 
aotmtiomem fecerunt % potestato pnrentis non tiherantur; köc im Fla- 
ininico DiaJi SCto conJSrmotur, ew exmmtoritnte Censntmm Meismmi 
et Tmeetomis ctvstur, ut etc., indem b*cb*aiin aaf die Neiiz bei 
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CassiusDio verweist, wornach August «unter dem Consulate des 
Q, Aelius Tnbero und des Paulus Fabius Maximus den nach. 
Taeitus Ann» HL, 58« seit 72 Jahren nicht gewählten Flamen 
Dialis wieder erwählen Hess. Man vergl. noch Sueton inJugusto 
e. 31. und Velleius IL, %%. In demselben §. ist auch der Restitu- 
tionsversuch: sed mutiere* guae coemtionem fecerunt , per mancipa-* 
tionem potestate etc. glücklich zu nennen. L's. Aosfüllung der Lücke 
in §. 1$0.: quae accidit iucensis ist von Bg, sogar in den Text auf«* 
genommen. Mit dieser allerdings den Zügen des Codex sich sehr 
»übern den Gonjectur hängt. die gleich folgende Ausfüllung zusammen: 
qui ex patria gentilitate in famitia aliena. Als Versuch gibt L. in 
IL, 129. folgende Ergänzung an: nominaiim exkeredari iubet,femi* 
nini vero in (er eeteros; qui nisi Juerint ita exfieredati, promittit 
eis contra tabulas bon. possessionem , so wie in §. 134. qua etiam 
cavetur, ut ii liberi amnes. Den Schluss von III. , 43. ergänzen L. 
undB. also: ut posset patronum aJwm's tibertuevindicqudisrepellere* 
Der §. 56* wird jetzt vervollständigt durch folgende Ergänzungen* 
quare , . . desinerent ob üt quod neque ut. . , possent iure pecuiii res, 
efrum . . • cavere ut bona defunctorum iibertorum » . • manumsspres 
eorum pertiuent. Hinter stipuletur haben B. und L. aus §. 1. L 3.* 
19. eingeschaltet: item si quis rem, quae in. rerum natura non est, 
aut esse non potest, velut kippocentaurum (tibi dari) stipuhtur, da- 
mit die nun folgenden Werte : aeque inutitis stipulapio eine Beziehung 
haben. Die erste Lücke im §. 103. schlägt L. vor mit dimidium ei 
deberi zu ergänzen. Zusammen mit Rudorff hat L. den §. 175. so 
restituirt; ut tarnen scUicet, sieut iudicatus scntentia dammtumsa 
esse signißcat, ita heres iudic(o defuntti se damnatutn esse dicat. 
Den Vorschlag von L* im§. 189. zu lesen: servum aeque verberatum 
ß sann deiciebauf hat Bg« in den Text aulgenommen. Die bei G« in 
JY., 112. noch leer gebliebene Lücke, die Rndorff mit nee Prae- 
J+rem dare ausfüllen will, hat L. besser mit nee dari sotere ergänzt. 
Besser als bisher ausgefüllte Lücken finden wir in folgenden §§• 
In L, 47. hat G. quod eingeschaltet, L. setzt cum, wodurch es un- 
nftthig wird, das est &s Codex in. sä umzuwandeln, Hinter civis 
Rthnma in L, 71. bat L. auf Uollweg's Autorität^/ eingeschaltet, 
and liest nun weiter: etßlius quoque ita oder smul, wofür Bg. quo* 
que eausa probata zu lesen Lust hat ; vielleicht w-äre am passend- 
sten: et film* quoque, qui ita nou solum adeivitatem Rom* pervenit. 
D«fc §<79» geben Bg. und L« nacb Goeschen's neuester Ansicht in 
der Note also: ade* autem koc ita est , ut non intervenient* comtbi* 
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matrem is quoque sequatur, qui ex cive Romano et latina coloniaria 
vel Juniana nascitur, qua n quam hoc casu cessat lex Mensia, quae 
sane non tantum de peregrinis loquitur. Das Ende des §. 80. liest 
L. at vero hodie nihil interest sed. Bg.: at vero hodie ciaisRomit- 
nus eil; sciliett; dem Sinne nach ist Beides gleich. Der §. 93. ist 
jetzt so restituirt: Si peregrinus cum filiis suis (KJenze wollte: 
cum Hberis iam nalis) civitate Romana donatus fuerit. Die bereits 
von 6. beliebte Eiascfaaitung in §. 114. cum viro suo aut vor cum 
extraneo ist jetzt in den Text aufgenommen. Ebenso der Anfang 
des §. 123.: Si tarnen quaerat aliquis^ quare eitra coemtionem 
feminae etiatn manripentur, ea quidem quae coemtionem facit, et- 
pite deminuitur, sed servilem condilionem apud coemtionatorem non 
patilur; e diverso etc. Im §. 134. hat Bg. seine frühere Conjector: 
nam iure mancipatio fit \ quoties addieitur fiHus sine remancipatiqne 
eins schon wegen ihrer zn grossen Llnge verworfen. Nur von einem 
Philologen, wie Lachmann, konnte die Bemerkung ausgehe, das« 
das im §. 144. von 6. restituirte, bisher ganz unangefochten geblie- 
bene Wort nubiUbus^ von welchem mit Gewißheit sor üb zu lesen 
war, dem Worte puberibus weichen muss, da nubiHs geradezu ftor 
pubes nicht vorkommt, sondern nur bei der Lehre von der Ehe, nicht 
hier bei der Tutel gebraoeht werden kann. Statt des im §. 157. vor 
tutelas eingeschalteten agnatorum liest Bg. Was tutelas, woraus steh 
leichter das Uebersebn jenes Wortes erklärt. Mehr den Zeugen des 
Codex sich anschliessend im §. 163. ist das aufgenommene Wort 
obitum fflr Roschke's mortem. De*' Anfang des §. 167. wird jetzt 
bei L. so gelesen: Sed Latinarum et Latinorum impuberum tutetae 
non ita ad patronos quemadmodum tatelae cMum Romanorum liber- 
torum pertinent. Eine gute Conjector Bg'«. ist im §• 168. annosa 
statt orterosa. Im §. 179. ist unstreitig es eine Verbesserung statt 
quidem tutor, efj/kietur tutor zu lesen. Das agat Geeschea's im 
§. 199. ist jetzt in contrahat verwandelt« Im §. 195. will L. so er- 
gänzen : u in palronae im non succedit t sed metoritutem dumtaxat 
suam interponit; wodurch L. seine zum §. 144. froher geäusserte 
irrige Bemerkung, dass Gaius sich nur in Formeln des Wortes 
duntaxat bediene, stillschweigend zurückgenommen ; ebenso tm IL, 
204., wo er st. demum lieber dumtaxat zu lesen vorschlägt. Durch 
ifie in demselben §. 195. folgende Einschaltung: Itemsisitm masculo 
manumissa wird das dahinter früher eingeschaltete fuerit überflüssig, 
indem Goeschen mit: Sed et cum a masculo restitnirt hatte. Den 
Schluss des §, 20. im zweiten Buche schlägt L. vor, dem Tbeopfiil u* 
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gemäss mil den Warten si modo tradendi anbnum habui zu restituiren, 
die sich auch mehr den Schriftzagen des Codex nähern, als der Ver- 
buch von Bg. res naturali ratione acquisitum Statt des simplen item 
beginnen Bg. und L. den §. 47. mit Item olim, und L. seh li esst ihn 
nicht mit : id Ha cautum erat* sondern mit et ila c. <?., wie im § f 42. 
Die Lücke im §. 64., von welcher L. uur das erste und das letzte 
Wort ergänzt hat,, ist von Bg. gut so ausgefüllt: id est % cui tibera 
administratio permissa est. Statt des offenbar falschen (autem) Ua 
im §> 70., welches Wort daher G. ganz forlgelassen, liest L. Jd % was 
auch Bg. recif>»rt. Die letzte Lücke im §. 96. hat Huschke mit 
suum esse per s,e erfüllt; die. ersten zwei Worte hat L. beibehalten, 
m*4 nachgewiesen, dass die Leseart des Cod. p'se nur das zu frühe 
geschriebene Wort posse bedeuten soll, welches drei Worte später 
sich findet. Der Angabe der Schedulae im §. 1 12. anni XIL tab. 
will Bg. umjsXU«feminae> L. maiores annorum All. tutore auetore 
sufcstituiren. Dadurch, dass L. st. testesque, testesve im §. 116. liest, 
kann er die von G. schon gewünschte Leseart out st. itaque (im Cod. 
steht nur a) weil eher aufnehmen als Bg., der testesque beibehalten. 
L, hat mit einer höchst plaosibeln Ergänzung Goeschen's, die auch 
Bg. aufgenommen, den §♦ 126* so begonnen;, et ejficeretur sane per 
hone bpn. possessionem ut nihil inter feminas et masculos inter esset. 
Ina, §. 135. reichen offenbar die beiden von G. in die Lücke hinter 
se#u$ gestellten Worte: nominatim femjniai nicht aus, weshalb L, 
vor diese Worte noch die: emaneipatos liberos gestellt hat. Ganz 
richtig ist am Schlüsse des §• 139. st. des unpassend von G. hinge- 
stellten estj fit aufgenommen. Das nam (Sabinus), welches G. im 
§• 195. eingeschaltet! hat L. mit quod vertauscht, weil sonst das 
vorausgehende in eo Nichts hat , worauf es sich beziehp kann. 
Huschke's ulterius ist jetzt im §.235. in proprias verwandelt« Hin- 
ter cum a/io quin im §»270. lesen Bg. und L f nach Qlume's deutlich 
gelesenen Zeichen ah eo kgqre npn po&sit, und beginnen hinter die- 
sen Worten einen §. 270« a - mit den Wertem: Item Ugatum codicillis 
relictum etc. In demselben §. ist caverit tesiator eine um etwa fünf 
Buchstaben, zu kurz$ Ausfüllung der Lücke* Wiß 9 wenn man cautum 
sit a testatore lesen; möchte? In HL, 3. ist dem IL, 139. gemäss 
ein quasi eingeschaltet: uxor quae in manu esl r quasi sua her es est 
(vielleicht wäre erit besser, wie es auch zwei Zeilen darnach heisst}* 
Statt Goesohen's Ergänzung in III., 32. cum eis quidem Praetor 
dal, liest L. eü si quidem Praetor det, wodurch das quidem eine 
bessere Stellung .erhält. Die erste kleine Lücke im nächstfolgenden 
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Paragraphen hat Bg. mit etiam ausgefeilt. Statt a ßüo im §. 37. 
lesen Bg. und L., sich mehr dem Cod. anschliessend, (ap) ab suo. 
Im §. 47. haben sie den Text so reconstmirt: deberetnr Ubtrorvm 
qttidem iure non est comprehensum, spiler L. aHetnr tribtts yt&- 
htorve liberü honoratac patronae simite kuic iuri quod patronzu 
Nach K tanze haben sie die Lficke im §.48. dahin ausgefällt: remo- 
tum ab omni eo iure tri, quod vei. Den zuerst von Unter holzner 
in II!., 53. hiater dem Worte honoratac bemerkten Aosfatl emer 
Zeile erginzt L. also: pene andern quae ipsi patronae , JMo «fest 
patronae. Die Lücke im §. 58., wo L. ein Versehn des Abschrei- 
bers vermutbet, ist mii ßlio nato prognatos ausgefüllt. Im §. 07. 
ergänzt L. so: nikllominus bona tutihorum pertinent, quam ob& 
gatos keredUati quod exheredati etc. Der Anfang den §. 81. listet 
jetzt so: Item quae debita sunt er, cuius fuerunt bona, out.... 
debent, aut ipsis debentur. Den §. 83. lassen L. und Bg. sehn 
früher als G. beginnen, und substituiren als Anfangsworte uns des 
Institutionen Justinian's Eece enrm st vtfat, eben so bat L. omnes 
eorum st. tum enim eius, wodurch aus ei gemacht werden mnsste &t*. 
Es scheint, wenn man mit Bg. statt muHerqtte, mulieroe West, Aama 
omnes eius gelesen und auch das ei des Codex beibehalten werdet 
zu können. In die Lücke des §. 84. ist seüieet se eingeschaltet, um 
spater st. des Wortes liberantur sieb das mehr dem Codex an* 
schließende tueretur setzen zn kennen. Sehr befriedigend ist die 
Restitution im §. 121.: non avgetur onus eeterormn quotquot erunt 
Im §. 123. (wie IV., 95.) vermutbet L., der Name der lex sei Cre- 
pereia. Im §. 141. gibt L. erst in der Vorrede statt non posse die 
viel passendere Ergänzung non recte eam; während er schon im Texte 
Titio st. Goescben's a te (Cod. tibi) hat. Die letzte Locke im 
§. 155. ist von Bg. gut dahin restituirt: ideoque iudieimm erit in id 
quod patet fe, ebenso im §. 17t. mit: recte soivi inteliegthtr. Statt 
quh prhtSy wie Huschte im §. 20f. einschaltet! wollte, liest L. no% 
prius, wodurch die Einschaltung des quam hinter possessio nem über- 
flüssig wird. In die kleine Lücke von IV., 9. schaltet L. (et) pecu- 
niarum ein, weshalb er zwar das unmittelbar folgende Wort legst- 
forum in tegatttrum umschauen mnss, aber die folgenden Worte 
eertae refietae nicht in eerta reiieta zu verwandeln genöthigt Ist. 
Die kleine Lficke im Anfange des §.38. haben L. und Bg. mit eius- 
dem generis est quae Publieiana voeahtr ausgefüllt. Bas in, wel- 
ches hinter agatur im §. 37. keinen Sinn geben wollte, und daher 
von G. fortgelassen ward, hat nun seine volle Bedeutung bekomm eo, 
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indem dahinter peregrinum eingeschaltet, und davor ein Punkt ge- 
setzt ist. Den Namen in der Formel restituirt L. dahin s üionis üer- 
maeifitio 9 nicht /£*, weil der Peregrine ja Beklagter und nicht Klä- 
ger >ein soll. In der ersten Formel des §. 37. setzt L. hinler ex 
fide bona ein Komma, «nd liest darauf, mit Hin weglasrang des irf, 
welches wahrscheinlich das falsch angefangene Wort iudex ist, eins 
iudex. Der §, 58» lautet nun bei Bg. nnd L. in der ersten Hälfte 
dorch eigene und Anderer Emendationen ziemlich vollständig also: 
Si qms intentione pkt$ comphexü* fueritf causa eddit, id est rem 
perdit, nee a Praetore in integrum restämtur, praeter quam quibus- 
dam casibns in quibns Praetor edieto sueeurriU Der §. 63. kann 
wahrscheinlich so restttnift werden : tarnen iudiei nuilam etiam intcr- 
dum compensaHonis raüenem habere licet; neque enim formuiae etc. 
Den Anfang von §* 65« will Blnme itemque lesen, eine Lücke, die 
G. Arifangs gar nicht bemerkt hat. Da itemque aber nach Bg. bei 
Ga ins dicht vorkommt, so schlagt derselbe Hern nunc vor; eben so 
will er st. Blume'» debetur: debet, id est lesen, nnd am Schiasse 
st. tibi debet sehr gut sibi debetur* Die kleine Lücke im §.71. 
hinter quisquem, die Go eschen nicht vollständig mit magütrum nmi 
ausgefüllt hatte, ergänzen L. and Bg. vollständiger so : qttis quem- 
tunque magistrum na vi, nnd die nächste zwischen servumve und 
quem Übet mit suum euL Den Anfang der von Huschke im §. 72. 
bereite versuchten Restitution hat L. dahin geändert: praetoris edicio 
dm peculiaribus etc. Den Scblnss des §« 74. gibi L. dahin : iudiei 
mutem, si potest approbari id quod deb&atur tetum, und den des 
§. 81. also* etiam si quis vivum dederit isque fato etc. Gewiss hat 
L. im §. 82. aas Richtige, wena er an Justinians Institutionen sieh 
anschliessend liest t olim, quo. tempere erant legis dcäones, in 
Usu fuistet (Cod, fuüment) alterius nomine agere non Heere» Eiae 
Locke im §» 84. ist jetzt ganz sicher mit nen edat mandatvtn pro- 
curator ansgefüllt; bei der nächsten schwankt L. zwischen exptriri 
po&est und ei datur actio. Die Ergänzung am Ende. des §. 95. kntet 
so : nummorum fit, scilicet propter legem Crepereiam ( Puchfca: 
j4ehu$iam). Der auf vielfache Weise zu ergänzen versuchte §. 125. 
t*I lückenhaft dahin angegeben: Sed peremteria qtiidem emeeptione 
dum reue: (Ruderff; re iniegra) non fuit usus, und später statt 
Goescheu's rteuperundae : a Praetor e obüeiendae. Statt qteeä 
praentdidum im §. 138. lesen nach Gaius im fr. 1. B. 10.* 2, Bg. 
wmd L. siin ea re praeiudicium* Statt flu sc Irke'» Schlns* im §. 15?. 
liest L. mit kleinen Besserungen : quamtitate VU mehsium possessionis f 
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aer 1/sV 4* iec inUrdietn prodest, qmod prior tum eims omni possessio 
est. L. bat in §. IM. die Savigey'scbeEtseadatiea gr+Unimm Jks- 
biUUionem^ Bg. seiae eigne: usum/ruetum ve4 usum emt kmbiiotionem 
•iffitNiMi) Beide aber haben bester alt G. aas devimur aictt »/- 
debimur, t sad er a aridester gestecht. Hiebst aaflaliead ist et, w 
ia der weitere Erg9nzeeg dieses §. Hnscbke aad L. au einander 
gebe« Jeaer Hett: qmo *oj£ntr*st prme e e ptorum sententta est, di- 
vertue üMr sekolme muetoribus eemtrurium place*, ut mmimo seh, 
quamois votuarmus ad rem rouerti tarne* retmere poseessionem at* 
videamur; Dieser: quud nostrorum uorbi grmtU meoUuorum etkiber- 
norum saltuum anhno seh, fade volmermvs, es quo diacessmms fe- 
ver ü\ reünera posseasionom uideamur» Gegea die erste Einsctai- 
taag anriebt ibre xa grosse Liege, gegea die zweite die bei 6a/« 
kann wobl tonst vorkeoMaeede te grosse Einscbaehteiane; der Sfce, 
so dass Bg» steh aocfa atit Recht fflr keiae von beiden eatschiefa 
bat« L. aad Bg. lese« in §. f 54. «6 adoorsario possideret rem vel 
fundum, quo s$ out vi out eiam out preaurie possideret, esset m- 
pme dmeetus. De« Anfang des nächsten §. bat L. aas Versuchen 
Goesehen's, K lenze's aad Heffter's dabia zasamncageselzl*. Iä- 
ierdum tarnen etimm ei, quem ei deieeerim, quumvh a me vi (out 
vi liest Bg.) etc. Da im §. 163. das ußeri ', das G. gelesen, nicht* 
taugt ood das von Hoschke Torgescblagene oportet deshalb keine 
Aafaabne verdient, weil dat vorangehende qmi alsdann ia eveet ver- 
wandelt werden nnts, so bat L. eine Lache gelassen, die er in 
besten glaobt nrit deberat ansföllee zn können, and nach welcher er 
st. Goeichen 1 * »ist, praeterqumm ei liest, was sieb mehr aa die 
Zige der Handschrift anschliesst Bg. and L. losen in §. 164. statt 
Goesehen's ut ito cum, ut stutim. Das erste Wort der Fortsei in 
§. 166» liest L. nisi and den Schlots Goesehen's: invteem enk* 
restitumntur siebt er nicht mehr zur Formel, and liest deiär asct 
Fabrieiass imicetk ambo resUpulantur. Im den bisherige« drei 
Vorschlagen zbr Ausfüllung der kleinen Locke im §. 169. bat L. etaea 
vierten hinzegefilt£: de fntcluum preä'o e* Statt coniungeOur at in 
§. 172. will L. iniungatur au/, statt dupli nan ampiius, snmqus* 
poelris aad ttaU tarnen sehr gnt modo (rrl, IH M 139.) lesen. Dt« 
schon von: G. im §. 182. gestechte Einschaltung tutelae ist voa L 
noch dnrch ßdmeiae vergrdssert, worin ihm Bg. beitritt Eine sehr 
btb&ch* GoDJectur Hollweg's r» <§«. fS8. ist voa L. milt-ethoilt 
quäs sine permissu Praetoris in ius voemre non licet, reimt pmfy*o**s< 
patrena, item libcri, ae parentes patrom pmtronoe. 
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Nachdem wir auf solche Weise die Leser dieser Reeension in 
den Stand gesetzt haben, selbst das treffendste Urlbeil über die be- 
zeichneten Ausgaben des, Gains fällen zu können, und ihnen die 
Mittel in die Hand gegeben, sowohl ihre Ausgaben von unnützem 
Zierralbe zu befreien, als sie mit passenden Ergänzungen zu ver- 
schönen, bleibt noch Zweierlei übrig. Einmal haben wir noch die 
in der grossen Lach man n'scben Ausgabe befindliche Reeension des 
Fragmentum de iure fisci kürzlich zu betrachten, sodann Bedenken 
gegen einzelne Restitutionen bei Gaius zu erheben. Was den er- 
sten Punkt betrifft, so vermissen wir es ungern, dass im Eingänge 
sowohl das. Programm von Walch als die Abhandlung van Oirksen 
über den Verf. dieses Fragmentes gar nicht erwähnt sind. Im §. 1. hat 
L. im Ganzen Baumbacb's Conjectur befolgt, die schon Goeschen 
mittheille, nur dass er statt voluntatis, vigoris und statt des letzten 
Wortes valeret liest. Durch Vergleichung mit fr. 46. §. 2. D. 49., 14. 
, und/r. 46. D* 18., 1. hat L. einen ganz neuen §. 4. a - gebildet: Si 
praeses in provincia per supposiiam personam comparasse quid ar- 
guatur, fisco condemnalur eius rei aeslimationis ; ter vero frustra 
citato quadruplum poenae nomine etc.; wovon nur die ausge- 
zeichnet gedruckten Worte bei Goescben sich finden. Im §. 6* findet 
sich ausser der Ergänzung vieler einzelner Silben und Worte folgende 
treffliche Restitution Hollweg'st itemque communium rerum com* 
merdo prohibentur, adeo nee stipulari ab hü, nee quod fuerit do- 
natum vindicare possumus, nisi . . . eadem portio. Im Anfange des 
§. 8. siud die Worte: a non possidenie ergänzt. Sehr hübsch ist 
die Einschaltung von Bg. in §. Id.; in numerum libertär um refertur. 
Möglich ist es, dass der Sehlnss dieses §., von L. zum besondern 
§• l& a * gestempelt, mit fr. 1. pr. D. 49., 14. zusammenhängt, wo- 
von jedoch nur folgende Worte : cum privato contraatum und fisco 
f stipuiwtur gewiss sind. Etwas mehr ist im §. 16. mit Rücksicht auf 
^ fr. \.pr+ D. 3», 1. restituirt: decerni: sed in nulla praeterquam 
1 ßliorum vel pürentum worum causa, libertorumve adesse iubentur . . . 
1 sau& hoc ele. Endlich ist auch der §. 18« auf folgende Weise ge- 
1 bessert und ergänzt: professio fuerit, actio commissi intra quin- 
1 quennium locum kabeat, std et earum rerum nomine quae perfrau- 
1 deni Iota (durch die Einschaltung dieses Wortes ist non nicht notbig 

ablala und sublraeta später zu ändern) . . . dependatur. 
1 Durchaus nothwendig für die grosse Ausgabe Lachm an n's hätten 

wir die Zusammenstellung aller bisherigen Gonjeetaren zu Gaius ge- 
funden. Es vertiefet sich, dass wir hier nicht von DupontV werth- 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. VI. 32 
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lesen Dtsquisitienes zum vierten Boche des Geius spreche! , woM 
aber bitten überall Hofft er'* und Haschke's Vorschläge der Erwäll 
mg bedurft, and Bg. hat auch Heffter's Ansichten; voUstlndiger 
als L. referirt. Selbst Ge eschenes neeeste Conjectnren siat, wie 
aas der Vergleich« Dg beider La chmaa ansehen Ausgaben hervorgeht, 
sieht inner ia die grosse anfgeaeaimeB. Die Bydragen tot Regts- 
geleerdheid siad stets Übergänge», se aaateatlich van Assen'* 
Supplirong der lex Mensia ia L, 85., Desselben Vorschlag ia I., 123. 
an lesen: in iis quae ceemuntur, der sich mehr der Pnchta'scken 
Conjeclur: in ee, quae eoemtionem facit nähert, als Lachnau'> 
Ergänzung: in coemtione, endlich seia Vorschlag L, 157. ampim 
possunt zu reslituirea. Seihst Cramer's Hypothese io seinen klebet 
voo Ratjea heraasgegebeaen Schriften S. 135. in IV., 16. hkto 
sacramenti st. quod id au lesen nomine quoad ist übersehn. — DvA- 
eilen wir nochmals die vier Bttcher des Gaius! Im §. 43. des tt&t 
Buches hat L. folgende Ansicht aufgestellt. Er glaubt, das MW 
script, aas welchem unser Veronaer Codex abgeschrieben, habe sc 
gelautet: 

quortom monumitlere permittitur 

novissime ei qui plures quam C 

nee plures quam O kabekit 

man lauer lieentia datur, 
und es sei die erste und die vierte Zeile vom Absehrtiber vertaosek 
was allerdings möglich ist; nur ist es ganz unnötbig, das Wort habebi 
vier Wörter weiter nach hinten zu stellen, als der Verona er Code: 
angibt, und ausserdem mochte den Schriftzügen mehr awtplior als 
latior (lieentia) entsprechen. Das Wort solum, welches im §. 54 
nach nen (. ..sedet 9 so liest durch Gemination schon Hefftcr)G 
eingeschaltet, ist auch jetzt unnütz beibehalten, da diese Art der 
Wortfügung, z. B. leges scire nen est verba earum totere, sed «* 
ae potestatem, sehr häufig hei den juristischen Schriftstellern & 
Bei §.80. ist Bg*», Versuch mit eadem ratione zu beginnen, garuWi 
erwähnt, obwohl auch L. dafür ist, mit der Lücke bereits einen nen« 
§. zu beginnen. Wir möchten lieber, wie schon G., die Lücke zu 
vorigen §, ziehn, und sie etwa mit: sed hoc ad priora tempora pe 
tinet ausfüllen. Die Lüeke, welche im §. 122. Husehke mit na 
ut ipsi singuli ergänzt, finden wir jetzt mit nummorum v*htti te 
halb weniger gut erfüllt, weil nummorum hier sicher pleeanstiä 
»teht. Aus Justinian's Institutionen hat L. als Anfangawort für d< 
5- i32. Praetwea aufgenommen. Wir sind gegen diese Recepti 
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aus ewei Gründen ; einmal weil im Codex hier kein leerer Raum beim 
Beginne des §. angegeben wird; sodann scheint es leicht erklärlich, 
dass, da der §. ISO- mit praeterea anfängt, sein Inhalt aber, so wie 
der vom §, 131. als antiqnirt wegfallen musste, dies schon geschrie- 
bene praeterea von Theophilus oder Dorotheas beibehalten wurde, 
ohne dass wir anzunehmen brauchen, dass Gatus schon wieder seinen 
§. 132. mit praeterea angefangen habe. Im §. 162. ist das aut 
Goeschen's ganz fortgelassen; aber das a des Codex hätte, wie 
Savigay System IL, 496« will, in ue oder atque umgewandeil wer- 
den müssen. Obschon för die kleine Locke in II., 125. am besten 
eae nach den Zeichen des Codex zu passen seheint, so müssen wir 
uns doch dagegen erklären, weil dadurch dem Schriftsteller eine 
Kakophonie aufgebürdet würde {licet eae seeundttm ea quae), so dass 
Huschke's feminae oder selbst Puchta's iure civili passender er- 
scheint. Im §. 148. ist die Einschaltung von eo (si eo modo possunt 
hereditatem obtinere) gewiss verfehlt Gaius sagt nemlich, die bon+ 
possessio cum re aus einem testamentum non iure factum, ruptotm 
oder irritum haben nur diejenigen, welche die Civilerbschaft in An- 
spruch nehmen können ; aber nach L*s. Leseart würde folgender Sinn 
herauskommen: nur derjenige, welcher auf solche Weise d. h. durch 
ein Testament die Civilerbschaft in Anspruch nehmen könne, habe die 
b. p. cum re; und doch können hier unmöglich Testamentserben, 
sondern nnr die civtlen Intestaterben gemeint sein. Vgl. Leist histo- 
ria bon. possessionis sec. tabb. eap. II. §. 8. Ans der Lesart des 
Codex IL, 173. altera minus habetur hat G. altera magis in usu 
habetur, indem er einen Schreibfehler m st. mg. d. h. magis «oppe- 
ntrte, and ein u einschaltete. L. nimmt eine grossere Einschaltung 
vor; er liest: sed quia tarn (ftr tarnen) dura est kaec cretio, altera 
minus, Uta magis in usu habetur, unde etiam vulgaris dicla est. 
Wir glauben, es könne die Lesart des Codex fast ganz beibehalten 
werden also? quia tarn dura est haec *retio altera, minus habetur 
(d. h. adhibetur), unde alia (•ißt isla st etiam) vulgaris dieta est. 
Im §. 248. will L. st reeto iure lesen: recepJto iure; jedoch ist diese 
Aenderung gewiss verfehlt, da das rectum hier demjtdeieamtnüsarium 
entgegensteht Gegen den Codex bat L. im §• 251. permanet statt 
tnanet aufgenommen; nur weil Justini ans Institutionen also lesen. 
Ein Vorschlag von L. im §. 269 M der sehen wegen der za grossen 
Kürze schwerlich Beifall finden wird, ist hier? nutu haredäas (st 
heredis) «n lesen, cum aUoqtän hgatum, nisi testamento datum (oder 
reite tum) inutile Sit. Die Worte de eo legato im §.283. haben ?iel- 
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fachen AnttoM erregt. L. will in der kleinen Ausgabe de erogalo 
lesen , in der grosssen bat er nur legato eingeklammert; Bg. will 
de do (lego) legato lesen , wogegen wir uns erklären, weil das gleich- 
fblgende solvere ex kac vel ex illa causa iwar auf ein Fideieomiaiss 
und ein Damnationslegat, nicht aber auf das VindicationsJegat gen» 
kann« Das kocabentur des Ged. hinter den Worten simguli viriles 
partes im §. 121. des dritten Baches hat zu den mannigfachsten Coa- 
jecturen Anlass gegeben. L. will in viriles partes condemnantur, 
Bc. in v. p. tenebuniur oder viriles partes praestabunt lesen. An 
nächsten kommt: in viriles partes vocabuntur wie im fr. 88. §• 6. 
De legatis IL Die bedenkliche Lesart numeratio pecuniae iure m- 
turali facit Obligationen* im §. 131. ist von L. und Bg. mit numeratio 
pecuniae rei non literarum f. o. vertauscht , wobei aber das Wort 
literarum dem Cod. ganz fremd ist. Daher verdient die von Betdei 
ibersehene Gonjectur Schmidt's in diesen Jahrbüchern 1840. S.4& 
numeratio pecuniae re iam facit Obligationen, gewiss den VorzBg. 
UnnUlhig scheint im §. 150. (eommodum ut incommodum commune 
esse) die Verwandlung des ut in et oder aut zu sein« L. macht nur 
auf die unerträgliche Zusammenstelkng von vel und aut im ^. V77. 
aufmerksam, welche gehoben zu sein scheint, wenn man st. aut dm 
liest : vel dies aut. L. föilt die Lücke im §. 184. so aus: furtum 
manifestum esse improbata est; qmed dicebatur aiiquam admittere 
dubilationem, unius diei an, wie er selbst sagt, nur dem Sinne nach 
richtig. Die drei letzten Worte billigen wir, wie auch Bg.; statt 
der ersten schlagen wir vor: furem manifestum commisisse furtum, 
habebat aliquam, ut prior senlentia 9 dubitationem. Im §. 205. hat 
sL persequi, wie alle Herausgeber den Institutionen Justini ans ge- 
mäss haben, Bg. eonsequi gesetzt» ungeachtet dies Wort sich gleich 
darauf wiederholt. Bg. hat hinter amplius im §. 212. das q. des 
Codex, statt es, wie die übrigen Herausgeber zu streichen, in quo- 
que verwandelt in den Text aufgenommen, obwohl er selbst bemerkt, 
dass das Wort hier nicht passe. Alle Herausgeber nehmen an, isss 
im §• 214« eine ganze Zeile ausgefallen sei, die G. hinter den Worten: 
quiin eo anno integer fuerit, aeetimatio fiat also angibt: non quenä 
mortis tempore , sed quanli eo anno plurimi fuerit) während L. sie 
mit den Worten: ut non quanli istum erit, sed quanti in eo annt 
plurimi fuerit hinter integer restituirt. Weil das fuerit im Codex 
das Zeichen einer Correctnr trägt, so ist es wohl leichter mit Ein- 
schaltung des Wortes integri statt einer ganzen Zeile zu lesen : qui 
in eo anno inleger fuit, integri aeslimatio Jlat. Im §. 219. will L. 
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den Cod. et si, welchen G. in et is verwandelte, durch Einschaltung 
et si is emendtren; was sich aber nieht empfiehlt, weil in diesem §. 
mit si immer nur Hauptsätze angefangen werden. Die kleine Lücke, 
welche sich zwischen si und ßliae im §. 221. findet, erkennt L. gar 
nicht an, Bg. will sie mit verbi gratia ausfüllen; da jedoch der Codex 
ziemlich deutlich vel tiae liest, so ist vel (d. h. zum Beispiel) Titite 
das wahrscheinlichste Supplement. Im §. 7. des vierten Buche» hat 
der Codex: velul actio nibus ex contractu agimus. L. schiebt vor 
ex, quibus ein, was auch Bg. aufgenommen, der gleichfalls durch 
Fortlassung des agimus helfen zu können meint. Am leichtesten 
scheint die Einschaltung von si hinter velut. Ueberflüssig erscheint 
die Aenderung im §. 18. von dari in dare, da L. selbst in der Note 
jede von beiden Formen für zulässig erklärt. L. will statt des ita- 
que des Cod. im §. 25. idque, was auch Bg. aufgenommen; aber 
Huschke's itaque verdient deshalb den Vorzug, weil dann nicht das 
observabantur des Cod. in den Singnlaris umgewandelt zu werden 
braucht. Der Cod. hat im §. 31. apud Praetorem urbanum vel 
peregrinum pp damni vero infecti. Die Herausgeber lesen alle seit 
Goeschen propter damnum vero infecium.. Wie wenn wir lesen apud 
Praetorem vel praesidem provinciae, wo dann die Worte damni vero 
infecti unverändert bleiben können? Auffallend ist es, dass, obschon 
sich Blume für die Lesart des Codr reorum cum quibus agitur er- 
klärt hat, und diese Lesart wegen der allgemeinen Bedeutung von 
reus kein Pleonasmus ist, doch überall eorum, wie in Justini ans 
Institutionen gedruckt ist. L. und Bg. hätten sich für die Lesart des 
Codex possidet im Codex §. 150* entscheiden sollen, und nicht die 
Lesart Goeschen's possedit aufnehmen, zumal da Lr selbst die neueste 
Vertheidigung der Lesart des Codex durch Savigny anführt. 

Druckfehler haben wir nur wenige und unbedeutende bemerkt; 
namentlich sind in Boecking's Ausgabe die den Noten correspon- 
direnden Zahlen oft im Texte ausgelassen, und ohne Grund viele 
Worte mit grossen Anfangsbuchstaben gedruckt. 
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DiePomteaüalbficaer der Angelsachsen, mitgesehiefcüi« 
leitung herausgegeben von Mfr. Frie4r. EuKmii, Ib. 
Kiwbheim, Schott o.Tbielmann, 1844. IVo.178S.gr. 8. (]lj 

Reeensirt 
von 
Herr« 1fr. für, HlMobrand, Privatdoceoten zoHBwlii 

Zb den interessantesten wie zu den schwierigst» Gtgeisi* 

der caaonisehen und germanischen Reehtsgeschichte, j» dvS» 

und Cullurgesehichte überhaupt, geboren diePooiteatialie»te»W 

laudiscbee Kirche. Sie waren Handbücher für die mit der Fern'- 

long der Bosadisciplin betraoten Cleriker, verschiede* mV* 

nnd Inhalt. Ihr Hauptzweck bestand darin, de« Bussrirlt« «»« 

genauen Massslab hinsichtlich der aufwiegenden BitsmfU « k 

Hand an geben, wesshalb sie auch grösstenteils N«*» über « 

verschiedenen Bussgrade enthielten, welebe je nach B«Aaie«M 

der Schnld nnd des Sebuldigen aufgelegt werden solltes. Diesel 

leitong zur richtigen Zomessong der Busse wurde aber «Tziddi 

Weise gegeben. Die eine Art der Libelle nämlich eolbielt H» 

liehe Zusammenstellungen von Canooen, Decretalea uod patrisüstlrt 

Stellen, worin Bussalze vorkamen. Da iudess die Ansah 1 »I* 

Stellen verhöltnissmässig gering war, und sonach die Abo*«*'' 

Bosse .o der Regel dem bussrichterlieben Bemessen überlassen kW 

«• unternahmen es schon früh einzelne Autoren, als Lri***** 

letztere Bussregister zu entwerfen, in welchen sie nach ge»*» 

Kategorien die Vergehen nnd die ihnen nach Alter, GeseW«^ 

M.nd des Bo.senden entsprechenden Busswerke iheils auf & 

canoo.scher Autoriwien, theils nach den, Herkommen, im* «• 

e.genem Ermessen, ohne die Quelle jedes Busssatzes ausdrfcklicM 

beze.chnen, zusammensteiften. Spater entstanden auch gen** 

Sammlungen welche Busscanonen und Fragmente von Büssreg^ 

neben einander enthielten. 

*. Px° MeP deD Anweisun « en »w ^e Zumessung der Basse gab« 
«"e Pon,tent,alien häufig auch Bestimmungen über die Art, wie» 
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ordentlichen Büssungen in Verhinderungsfällen durch andere fromme 
Werke ersetzt werden kennten, ferner Beschreibfingen des bei der 
Bussanflegung zu beobachtenden Verfahrens und einen einleitenden 
Unterricht ober die Arten der Sünde und die wider sie zu gebrau- 
chenden Gegenmittel. 

3 Die orientalische Kirche hatte schon früh ihre Busslibelle, reich- 

* haltiger aber finden sie sich später im Abendlande. Namentlich bü- 
rdeten sich die Bussregister am detaillirtesten bei den Angel- 
sachsen aus, deren Satzungen bald allenthalben in der abendlän- 
dischen Kirche Eingang fanden, und für das ganze frühere Mittel- 
alter die Grundlage des Bussmasses wurden. Nach diesem bedeu- 
tenden Einflüsse, den die angelsächsischen Pönitentialien geübt, sollte 

man glauben, dass sie zu den bekanntesten Kirchenbüchern gehört 
!* hätten und in zahlreichen Abschriften ünsern Tagen überliefert wären. 

* Allein dem ist nicht so. Vielmehr sehen wir schon in den ersten 

* Zeiten, in welchen diese Werke auf dem Festlande Eingang fanden, 
<> dass sie in einer sonderbar unsichern und zweifelhaften Gestalt auf- N 

* treten, welche gegen den grossen und bestimmten Einfluss, den sie 
h gewannen, eigentümlich contraslirt. Die Namen der britischen und 
I» angelsächsischen Autoren Golumban, Cumean, Theodor von Gan- 
i terbury, Egbert von York, Beda Venerahilis finden wir zwar 
I allenthalben an der Spitze der Bücher und einzelner Fragmente, allein 
I einerseits wird dasselbe Buch oder Fragment bald jenem Autor zu- 
geschrieben, anderntheils sind die Stücke, die verschiedenen 

i Verfassern zugeschrieben werden, oft sogar in ganz eigenthümlichen 
i VVortfassungen einander so ähnlieh, dass man sie ohngeachtet der 
verschiedenen Inscription lieber Einem Autor zuschreiben möchte. 
Der Titel der vorliegenden Schrift, welcher schlechthin die lateini- 
schen Pönitentialbücher der Angelsachsen dem Leser verheisst, ist 
daher ein vielversprechender, zumal die Angelsachsen wohl keine ur- 
sprünglich in der Landessprache geschriebenen, sondern nur lateini- 
sche Beichtbücher und Ueberselzungen derselben hallen. 

Die Sebrift besteht aus füuf Busssammlungeii. Sie wird mit 
einem kurzen Vorworte und einer ziemlich weitläufigen Einlei- 
tung eröffnet, woran sich Vorerinnerungen zum Texte der einzel- 
nen abgedruckten Pönitentialien schliessen. Die mitgetbeilten Stücke 
sind: Das Pönkentialbuch Theodors von C an terbury, die von Petit 
herausgegebenen, dem Theodor zugeschriebenen Capitel, eine Gel- 
!*<; tion, die der Verf. Theodors Canonensammlung nennt, ein 
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Beichtbueb, das er den Beda zuschreibt, endlieb ett Fragment, ab 
dessen Verfasser Willibrerd angegeben wird. 

Die schwierige Aufgabe, die aageklcbsUcben Pöoiteülnlieii in 
ibrea ursprünglichen Gestalte* und Verhältnissen darzustellei, taute 
der Verf. auf einem doppelten Wege lögen. Entweder aosste er 
neue Gesichtspunkte finden, von welchen aus das Rätbselbafle k 
bisher schon bekannten Materials sich erklart, oder ermossleiit 
irgend einem glücklichen Funde angedruckter Quellen kerwrtrefei 
und dasselbe dadurch ergänzen und verständlich machen. Das tos 
letztere geschehen sey, kann nicht gesagt werden, denn sänstt 
vorgenannten Stücke, mit Ausnahme des letzten Fragments, datier 
9g» theodorischen Canonensammlung in dieser Gestalt, und eines df 
in Beda's P.-B., waren bisher schon gedruckt, nod durch die*- 
nDtzung neuer Handschriften ist allerdings die Textkritik berM 
nicht aber unsere Kenntniss der Pöoiteotialbücber im Allgenei» 
erweitert worden. Näheres über dasjenige, was der Verf. in ^'^ 
Hinsicht leistete, später. Für jetzt stellen wir die weitere fyß 
ob vielleicht das Begreifen des bereits bekannten Quellenstoff« M 
Aufdeckung neuer Gesichtspunkte f Darlegung unbekannter W 
Sachen u. dgl. gefördert worden sey? Solche Aufklärungen Sber i* 
ürverhältnisse der angels. P.-B. hätte man füglich in der auf dem 
Titel erwähnten historischen Einleitung erwarten sollen. AHeia drei 
Viertheile derselben enthalten nur einen allgemeinen Abriss der a 
britischen und angelsächsischen Kirchengeschichte , während 1 
übrigen wenigen Seiten lediglich einige Notizen über die Beie 
httcherTheodor's, Beda's und Willibrord's geben, die zum Theili 
besser bei den Vorerinnerungen zum Texte der einzelen "••!>• f 
standen wären. Die Gesammterscheinung der P.-B. virdoar" 
dem Vorworte mit folgenden Zeilen berührt: 

„Die lateinischen Ponitentialbiicher der Angelsachsen bilden nwn 
und Inhalt ein geichloisenei Ganzes, der Form nach, weil sie nur 
lateinischen Spruche geschrieben lind, und keine Spur darauf Jh 11 



daifl sie jemals in die Landessprache übertragen worden seyen, 



de»*** 



nach , weil ihre Bestimmungen grösstenteils lateinischen Quellen e» 
nomraen sind , cmd nur Weniges der angelsächsischen Kirche Eig€« lhul1 
liches enthalten.« 
Allein diese Bemerkung kann nicht genügen. Denn entlieht* 
unrichtig, dass wir keine Spur von angelsächsischen UeberseUö"? 
der lateinischen P.-B. haben, indem sich bei WilkiftS cw^h* 
allerdings ein angelsächsisches Pönitentiale findet, welches sich ^ 
drücklich als üebersetzung ankündigt, und auch in derTha* g rö# 
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theils in einer Uebertragung theodorischer Fragmente besteht. Die 
demselben beigefügte lateinische Version ist «ine Rückübersetzung, 
was schon Wilkins bemerkt hat. Ferner kann nieht erwiesen wer- 
den, dass die Bestimmungen grtisstentheils lateinischen Quellen ent- 
lehnt seyen, indem nur fjör den geringsten Theil derselben überhaupt 
Qu eilenbelege beigebracht werden können, nnd die Verfasser der 
BeichtspiegreJ sichtlich nur darauf autgehen, durch ihr freies Er- 
messen auf Grund der Busscanentn und der Praxis für die denkbaren 
Versündigungen proportionirtc Strafgrade festzustellen, und so dem 
Ermessen der Bussrichter einen Leitfaden zn geben. Indess wenn 
auch beide Notizen richtig wären, könnten sie schon desshalb nicht 
befriedigen, weil sie auf die eigentliche Schwierigkeit, die in der 
Beschaffenheit der angels. P.-B. liegt, nicht eingehen. Um diess 
darzuthnn und den springenden Punkt wirklich zu finden, müssen wir 
zuvörderst einen Blick auf die Liierärgeschichte uusers Gegenstandes 
werfen* Die schützbarsten. Untersuchungen über die P.-B. besitzen 
wir von Wasserach leben, denn die einschlägigen Forschungen 
der Ballerini entsprechen dem gegenwärtigen Stande der Quellen- 
kunde nicht mehr. Derselbe hat in seinen „Beiträgen zur Geschichte 
der vorgrntianiseben Kirchenrechtsquellen" (S. 78. ff.) eine Fülle un- 
gedruekten Materials beigebracht. Gleichwohl gesteht er, dass, be- 
vor die ächten und ursprünglichen Werke des Gorameanus, Theodor, 
Beda, Egbert bekannt und herausgegeben seyen, wenig Licht in 
diesem dunklen Theile der Rechtsgeschichte zu erwarten sey. Aus 
dem Umstände, dass dasselbe Fragment bald dem Theodor, bald 
dem Beda, bald dem räthsel haften poenitentia/e Romanum zuge- 
schrieben werde, vermuthet er, dass namentlich Theodor das Beicht* 
buch des Golumban und Gumean aufgenommen, und nur das hin* 
zogefögt habe, was ihm den Bedürfnissen seiner Zeit entsprechend 
erschien. „So konnte", führt er fort, „später die Meinung ent- 
stehen, das Werk des Theodor gehöre dem Gnmean an, weil man 
Stellen des letzleren in jenem unverändert wieder fand." — „Ebenso 
erklärt sich, wie der bekannte über de remediis peccatorum in den 
Handschriften bald dem Beda, bald dem Egbert zugeschrieben 
werden kann. Beda schrieb ohne Zweifel ein Werk dieses Inhalts 
und Egbert benutzte es,. — er Hess hier etwas weg, setzte dort zu, 
veränderte auch vielleicht die Reihenfolge etwas, aber die Modifi- 
eationen waren nicht durchgreifend genug, um nicht die ursprüng- 
liche Quelle wieder erkennen zu lassen, während andere ältere oder 
doch ans der lautem Quelle entstandene Handschriften das Werk dem 
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Egbert viudieirten." Rechne Mi, beattrkt er das«, noch di< 
vielen Ezeernte ans jenen weit verbreitete! Beichtbttefeer», die will« 
käbriiebea Zasätze späterer Abschreiber, die aber iairaer unter des* 
Naaiea 4er ursprünglichen Verfasser nassirteu, ae erkläre siekue 
grosse Schwierigkeit, die maa bei 4er Erforsebaae; der unpriig- 
liehea Werke finden müsse. — Diess war 4er Stand der Frage ia 
Jabre 1839. Maa glaobte also die «aa bekannten Uefaerreete dieses 
Qaellencyclas scyen darcb Verarbettaageu, Verwechslungen «ad hier- 
polattooen entstellt, aad hoffte vea 4er Bardeckung handsebrftktaT 
Sebltae die Aufklärung der urapröngHeheu Verhältnisse. Im straf 
folgenden Jabra warde wirklich das Quellenmateriai mit eiaeai u* 
barea Beitrage bereichert; es erachiea nämtich io den auf Vero- 
lassaag der eagiisefaea Regiernag heravsgegebeaeD jfncient lewt i« 
inititmtet of Engimnd das längstersehnte Pouitentiulbucb TheosV> 
voi Csnterbury, dessen Name aUeatbalben durch die aageJsJek- 
sisebea Bassregister and ihre Fragmente durebklingt. Von wel- 
chem Fände, wann nicht von dieses, hätte maa eine durchgreifet 
Aufklärung Ober die Verbältaisse der augeJsäebsiechen Banale*« 
erwarten sollen? Und dennoch, bat van den Autoren, weiche *fc\X- 
her unsere Gegenstand berihrten, auch nur Einer diesen iVabei 
daraaa zu ziehen vermocht? Hieraus dürfte sich ergeben, dass das 
Heil unserer Frage nicht lediglich von Auffindung neuer Haaatenriften 
abhänge, seadern ausserdem aoeh irgeui anderswo eine ungelöste 
Schwierigkeit liegen müsse. Vielleicht gelingt es uns durch folgtidc 
Betrachtung dieselbe aufzudecken. 

Nehmen wir das Werk Theodor'* zum Ausgangspunkte, so 
bietet sich uns in - demselben eine grossartige Schöpfung dar, wekke 
nach Massgabe der damaligen Zeit- und Bilduagsverbältnisse te 
gaaza weitverzweigte Gebiet der Sande in ihren feinsten Schattim- 
gen zu umfassen sucht, und in Anordnung ^es Stoffs und Vollst»- 
digkeit des Details einen grossen Aufwand von Fleiss und Umsicht 
zeigt. Wie verhalten sich nun die spätere Busslibelle zu Theodor* 
Vorhinein tollte man glauben, entweder habe man sich mit seinem 
Werke begnügt, und es abgeschrieben und vermehrt, oder es seyea 
selbststäadige Pönitentialien neben demselben abgefasst worden, ii 
welchen sich die organische Fortbildung des Busswesens ausgespro- 
chen hätte. Keines von beiden ist aber der Fall. Die Bassregister, 
die uns später begegnen, sind nämlich keine selbständigen Werke, 
sondern enthalten grösstenteils nur den Text des theo dorischen 
Buches, manchmal mit Zusätzen und neben andern Kirchengesetzeo. 
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Sie sind aber auch keine Abschriften, sondern enthalten nur abge- 
rissene Theile ans jenem Originale. Sonach scheint Nichts flbrig zu 
' "bleiben, als sie für Excerpte zu halten. Aber auch dieses sind sie 
ftl nicht. Denn erstlich bringt es die Natur der Epitonirnng mit sieb, 
"^ dass sich der Auszog doch möglichst dem Originale anschliesst. Da- 
** gegen bieten diese Samminngen die sonderbare Erscheinung dar, dass 
-'-die theodorischen Fragmente in ihnen seltsam und zufällig unter ein- 
fW * ander gewürfelt, ja man möchte glauben absichtlich vorsetzt sind. 
*c> Ferner wäre aber auch die Annahme, man habe das theodorische 
^Buch so häufig excerpirt, und so selten abgeschrieben, eine in sich 
£i: widersprechende. Denn worin bestand der Vorzug jenes Werks? 
i: Doch wohl gerade in seiner Vollständigkeit. Diese minutiöse Be- 
rt* dachtsomkrit Theodors wird schon in dem ältesten Zeugnisse von 
■w seinem P.-B. hervorgehoben: Theodorus peccantium judicia mirabili 
tr et discreta consideratione desertpsit. (Paulus Diaconus*)). Wer 
^ also, dureb diesen Vorzug des Registers angezogen, es fortzupflan- 
, n zen unternimmt, und diess durch ein Excerpt thut, der widerspricht 
^ sich seihst, denn er bringt dadurch das Original auf eine tiefere 
;Jfl Stufe zurlck. — Endlich finden sich in diesen P.-B. manche Frag- 
„ mente unter Theodor's Namen angeführt, welche sein Pönftentiale 
ffl gar nicht enthält. — Es muss demnach eine von den bisher erw&hn- 
^ ten verschiedene Fortpflanzungsart angenommen werden, und in der 
n That gibt uns eine den Germanen eigentbttmliche Rechtssitte den 
Schlüssel zu all diesen Erscheinungen. Wenn man nämlich nicht 
füglich annehmen kann, dass das Iheodoriscbe Buch durch Gopien 
und Excerpte fortgepflanzt wurde, welche sich die Abschreiher nach 
ihrem Ermessen nahmen, so bleibt Nichts über, als anzunehmen, 
es hätte umgekehrt der Besitzer des Original« nach seinem Belieben 
( den Abschreibern die Fragmente dictirt. Ein solches Dictiren von 
Hechtssätzen auf vorhergegangene Anfrage entsprach wirklich einem 
germanischen Gebrauche, nämlich der Mittheilung des Rechts durch 
, Weisthümer. Nach deutscher Sitte uämlicb wandten sieb bekannt- 
lich diejenigen, welche bestimmte Kenntniss von dem bestehenden 
Rechte zu erlangen wünschten, mit Anfragen über einzelne Punkte 
oder ganze Parthien an solche Personen (physische oder juristische), 
welche im Rufe besonderer Rechtskenn tu iss standen. Die hier er« 



*) tvo Decr. IV. 146. gibt die Notts ewar am Be d a de temp. laden findet 
sich bei Bcda de temporwm raiiene (in der engiiithen Getammtansgabe Lond. 
1843. vol. 25. p. 826.) nur der erste Sati der Stelle des Ivo, de* eich nicht auf 
das Pönilentiale bezieht. 
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halteaen Recbtsbelehrungea wurden a algeneic hact, uod so # das Recht 
von eisen Stanunsitae auf grosse Bezirke verbreitet, wie es z. B. 
deutlieh die späteren städtischen überböte io Deutschland zeigen. 
Für solche RecbteaiiUhciluagea sied sehe« in den Volkarechten die 
Ausdrücke: Judicium Heitre f Judicium decemere y legem dietert 
such blos dieere technisch *). Auf dieseJhe Mtttheilutigsftrt des Bass- 
reehles weist daher die Ueberschrift der Fragmente: Judicium 
Theodor i, die so oft vorkömmt, dees es eiaer besondern AUegirvag 
nicht bedarf, aaverkennbar hin, und dasselbe besagen die häufig vot- 
komattaden Ausdrücke; Theedorut judiccvit oder dixit**). 
(Man vergleiche auch die obeo aagegebeae Stelle aus Paulas di*- 
eonus). Ein weiterer techaiscber Ausdruck fiQr solche Rechtsfrage! 
ist contultatio. (Vgl. Mittermaier, deutsches Priva treckt 6. Aug. 
Eialeit. §. 7. Not« 6.) Auch diesen Ausdrucke entspricht eine Be- 
merkung, welche wir in einem von Bickell in diesen Ja brb Sehen 
1880* S. 390. beschriebenen aageb. P.-B. finden. Dasselbe ist von 
einem diseipuius Umbrensium, ulso einem Aegeherigen der Dtöcese 
York mit einem Prologe und Epiloge versehen worden, und letzterer 
beginnt mit den Worten: Haec consiliante venerabili Theodor* 
arcluepiecopo angehrum nostri utdimmus scripseru*£, wodnrak 
sich diese Aufzeichnung deutlich als ein für die Erzdiäcese York cr- 
theiltes Weisthum des Theodor characterisirt. (Pass hier nicht voa 
eiaer Synode die Bede ist, wie man annahm, lässt sich schon daraus 
ersehen, dass Theodor als Bischof einer fremden Erzdifteese des 
„not tri" entgegen gesetzt wird.) 

Theodor hatte sich also ein möglichst vollständiges Buss- 
register entworfen, utid ertbeilte daraus auf Anfragen Weisthdmer. 
Diese Rechtsbelehrungee, welche für den erzhischöflichen Stahl voa 
Ganterbury eine Quelle des Ansehens und mannigfacher Vortbeik 
seyn musaten, bitten begreiflich aufgehört, wenn man das PönüeatiaJe 



*) Vgl. z.B. Lex Salica prolog. Gent Francorum — dietavit legem 
Salicam per proceres illius gentis. — Electi sunt de pluribus virig qua- 
tuor, — qui — Judicium decreverunt hoc modo. — Lex Bajuv. prolog. 
Theodorieus — elegit virot tapiemlet — ipso autem die tan te jussit conscriber* 
legem Francorum. — L. Angliorum et Werin. tit. V. c.\2. Haec ju die ie 
Wlemarus dietavit. — L. Frisionum tit. Hl. c. 59. Haec jndieim 
Saxmundus dietavit. ebend. e. 76. Wlemarus dicit. Vgl. Eichhorn R.-G. 
Thl. 1. 5tc Auig. S. 207. Not. b. und S. 570. Note/. 

**) Auch interprelatus est findet sich in den ig. theodorischen Capitela 
c. 165« bei Mansi conc. Xll. 37., wodurch tich vielleicht die in dem Sogleich *e 
erwähnenden, von Bickell beschriebenen Bussbuche vorkommenden inter- 
pretes erklären, bei welchen derselbe wohl nicht mit Recht an eine Ueber- 
aetzung denkt. 
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nach Beliehen durch Abschriften hätte vervielfältigen lassen. Natür- 
lich ist es daher, dass man, wie auoh anderweit das deutsche Recht 
analoge Erscheinungen zeigt, diese Rechtskenn tniss als eine Eigen- 
tümlichkeit der Diöcese zu erbalten suchte und das Pönitentialbuch 
nicht oder buchst selten absehreiben Hess? So begreift es sich, dass 
wir nach Theodor eine Mehrzahl von Pdnitentialien finden, welche 
grössten theiJs theodorische Fragmente enthalten, aber an Ordnung 
und Vollständigkeit auf einer viel tiefern Stufe stehen, während sich 
vom theodorischen Pönitentiale noch nirgend eine Abschrift gefun- 
den*), bis endlich vor fünf Jahren im Vaterlande desselben selbst 
der lange verborgene Schatz gehoben und unter den Auspieien der 
englischen Regierung der Oeffentlichkeit übergeben wurde. Vielleicht 
rührt es noch von einer gewohnheitsmässigen Geheimhaltung des 
Beiehtbuches, welche in England nicht auffallen konnte, her, wenn 
noch im 17. Jahrh. Speimann es 'schwierig fand, von demselben 
eine Abschrift zu erhalten, indem er schreibt: Habetur in celebri 
bibliotheca S. Benedieti Cantrabrigensis Über iste poenitentialis 
Theodor i . archiepiseopi Doroberhiae, sed cum prolixipr sit, quam 
ui commode hie inserator, nee facile eoncedatur venia trans- 
seribendi totum codieem y nos capilula solummodo vel potius 
capitulorum vesiigia anneetemur**). 

Durch unsere Annahme . erklärt sieh nun auch, dass wir die 
Lkeodorischea Fragmente in den übrigen Gollectionen so sonderbar 
versetzt und. anter einander gemischt finden , indem es eben im In- 
teresse der Besitzer des Originals lag, die Fassung desselben im 
Wei&theme nicht wiedererkennen zu lassen« Ferner ist es auch er- 
klärlieh, wie sick judicia Theodori finden können, welche in dessen 
Pönitentiale nicht stehen, indem er wohl in der Regel aus seinem 
Buche die Weisthümer gab, was aber nicht ausschliesst, dass er auch 
Anfragen über Punkte beantwortete, die in demselben nicht berührt 
waren. 

Es war natürlich, dass die theodorischen Weisthümer gesammelt 
und später von andern Rechtskundigen wieder als Quelle von Rechts* 

*) Abgesehen von einer einzigen bisher unbemerkten Spar, aaf die wir 
später aufmerksam machen werden. 

**) Später, als Petit ein angebliches Pönitentiale des Theodor heraus- 
gab, wurde allerdings ron den Besitzern der Handschrift zu Canterbury gelbst 
eine Copie gefertigt, und wahrscheinlich zur Widerlegung nach Paris geschickt, 
von Petit aber unterdrückt. Vgl. Cave hittor. lit. Script, eecl. Oxon. 1749. t, 1. 
592. Wenn K. im Vorworte bemerkt, die Mau r in er hätten diese Copie machen 
lasse», so beruht diess wahrscheinlich nur auf dem Miss verstand niss einer fluch- 
tigen Notiz von Knust, in Pertz Archiv Bd. 8. S. 122. 
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belehrnngen beattzt wurde», wetahalb aoeb Ober de» Fragmenten 
haafig die prisnlre aod eeeeadflre Quelle angegeben wird, z. B.judi- 
emm Tkttdori et Bedme, Tkeedori ei Cumemm. Freilich konnte es 
auf diese Weise geschehen, dann des Theodor auch Zusätze 
iweiter Hand, welche in Menge eatetaaden, zugeschrieben warden*). 
Ib dieser Gestall also kam das Cheederisehe Werk auf dem Con- 
tinente aa. Materiell warea seioe Fragmente mit versehiedeaei 
Modificaüeaeo in vielen Aoraeickaoagen zusammengestellt, überall 
blickte, noeh wo die Saaralang ron einem Gomptlater oder eine» 
Bechakundigea, der Weisthimer gab, dea Namen erkalten hatte, 
doch seiae Auterschaft mehr oder weniger durch, das eigentfkke 
formelle theodorische Pöaitentiale aber war in England zurfiekae- 
hallen. So erscheint die grosse Unbestimmtheit der Busetibelk, 
welche uns zugleich mit ihrem Auftreten auf dem Festlande ins Aare 
fallt, sehr natürlich, die GonciüeascMlsse, die wegen dieser Oabe- 
stimmtheit gegen sie gerichtet wurdea, gaai begreiflich. Ueber die 
eigentliche Bewandtnis«, welche es mit dem theodorischen Peeita*- 
tiale hatte, war man damals so wenig klar, als bis jetzt. Rasanas 
spricht zwar von einem „poertitcntiüU, quem Tkeodorus nrcktepts- 
eepui BritannUe cum eeteris epüeopü conUUuit." (Opp. /. VI. 
p. 119.) Alleia einerseits verrftth das P&aitentiale settct keine Spar 
von einer solchen Synodalverhaadlaag, sondern gibt sich vielmehr 
durchaus als ein practisehes Handbuch, andrerseits steht die Stelle, 
die Rabanus unter dieser Bezeichnung anfahrt, gar nicht in demPöat- 
teatiale, wohl aber bandelt davon die oben erwähnte von Bickell 
beschriebene Gollection. Es ist daher wohl nicht gewagt anzuneh- 
men, Rabanus sey ebenso wie der hochverehrte letztgenannte Ge- 
lehrte durch die Schlussworte jenes Weisthnmat keee conniümtt 
Theodore nestri scripstrtmt verleitet worden, an Synodal verhand- 
langen zu denken, worin ihn die Notiz bei Beda (hist. ece. L 4» e. &), 



*) Die Bezeichnung ercerptum, welche solche Sammlangen öfter fahren, 
darf nicht strenge auf ein wirkliebet Excerpireu belogen werden. NamentUtV 
ist es ganz unerweislich, dass das Beichtbuch Kgbert's ein Auszug aus dem 
grossem Werke desselben sey. Es erklärt sich Jene Bezeichnung einfach f. 
Es war den Bussregistern eigentümlich, dass die Quellen der einzelnes 
Sätze nicht genannt wurden. Diess war auch unntithig, wo die Autorität des 
Verfassers für sie bürgte , s. B. bei T b e o d o r. Die spätem Frmgmenteosamnkr 
du ssten aber, wenn ihre Werke Vertrauen geniessen sollten, wenigsten» int All- 
gemeinen angeben , woher ihre Sätze sey en. Sie gäbe« daher in den Vorrede* 
die ausdrückliche Versicherung, sie hätten dieselben, obwohl fast nur tact* 
dorische Fragmente folgten, den Kirchenvätern entnommen, z. B. in dem P.-R. 
Egbert'*: *r querum omnium itim d4§cHptimut metm et tententüt verwc*4*r. 
Dem entspricht dann natürlich jene Bezeichnung der Sanualengen selbst. 
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dass Theodor zu Herdford eine Synode berufen md hier eine 
Ganonensammlung habe anerkennen lassen, bestärken musste. 

In die Kategorie der aus Rech UbeJeb rangen Theodors her- 
vorgegangenen Bussböcher gehört zuvörderst das Fönitentiale des 
Cumean, welches von Kunstmann und vor ihm von Theiner 
{disqu. p. 279. y mit Unrecht aJs Hauptquelle Theodor's bezeichnet 
wurde. Dass der Autor dieses P.-B. ein irischer Abt in der ersten 
Hälfte des 7. Jabrh. gewesen, beruht nur auf einer ganz willkür- 
lichen Annahme des ersten Herausgebers Fleraming, welcher aus 
der Zahl der unter dem Namen Cumean vorkommenden irischen 
Mönche eben den bekanntesten herausnahm« Schon vor dem Er- 
scheinen des theodorischen P.-B« hat man jene Annahme bestritten, 
namentlich wollte Mone (Quellen und Forschungen Bd. 1. S. 494.) 
dasselbe lieber dem Golumban zuschreiben, während Wassersch- 
ieben mit Recht einen jungem Ursprung vermutbete« Vergleicht 
man es aber jetzt mit Theodor, so kann es gar keinem Zweifel 
mehr unterliegen, dass es beinahe ganz aus demselben geschöpft 
sey. Die ausführlichen Bestimmungen Theodor's sind hier frag- 
mentarisch wiedergegeben, die Motive, die jener hier und da angibt, 
z. B. c. 31. §. 14., weggelassen, die ihm eigentümlichen Notizen 
über das griechische Kirchenrecht auch hier wiederholt, daneben 
andere Busssätze, die nicht zu den theodorifrchen passen, einge- 
schoben, — überall Mangel an Selbstständigkeit und Einheit, das 
Gepräge des Nachtretens. — Unsre Annahme mttsste indess unrichtig 
seyn, wenn sich die von Mone a.a.O. S. 483., 492., 495. gegebene 
Notiz bewähren würde, dass sich in einer Handschrift der Bibliothek 
zu Brüssel ein vollständiger Text der Bassordnung Cumean's finde. 
Jedoch glauben wir nicht zu irren, wenn wir mit Zuversicht anneh- 
men« dass jenes Brüssler MS. nicht weniger enthalte, als das voll- 
ständige theodorische Pönitentiale. Der Autor wird nämlich 
ausdrücklich nicht genannt, die Beschreibung aber, die Mone a. a. 0. 
und Bethmann in Pertz Archiv Bd. 8. S. 513. von dieser Bandsch. 
geben, passt ganz auf das theodorische Werk*). Bewährt sich diess, 



*) Der Anfang derselben incipiunt capitela, capitalia crimina entspricht 
dem eigentlichen Anfange in der englischen Ausgabe (s. u.), nämlich dem c. 7. 
u. 8. De capitalibut criminibus. Incipiunt judicia poenitentum. Ebenso stimmen 
die Capitelzahl und die Schlussworte des Brüssler MS. mit der englischen Aus- 
gabe überein. Die Worte am Schlüsse der defecten Handschr. sind nämlich 
pro mortui* gerenda ita. Diese müssen im 39. Capitel stehen, da Mone 
bemerkt, dass sie 38 vollständige zählt. Rechnet man nun in der englischen 
Aasgabe die 6 erste* nicht dem Theodor zugehörigen Capitel ab, so entspricht 
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so Ut es allerdings ein merkwürdiger Fund, nur sollte aosgemiüeh 
werden, wann die Handseh«, anf das Festland kam*). Sie ist Back 
lione S. 495. in England im 8. Jahrb. geschrieben. Mutie- 
teils Schritte gethan, na sieh davon eine Abtchrifl zu verscuffeo, 
•nd wird darüber seiner Zeit berichten. 

Da Comean's P.-B. das unpassendste aus dem theodorisdei 
hervorgegangene Penitentiale ist, so kennen wir uns es nicht m 
sagen, Aber die Entstehung desselben eine Vermutbneg auMwpdiei 
Es ist almlich vielleicht schon aufgefallen, dass wir bisher im« ur 
von Pftaitentialien, die nach Theodor entstanden, sprachen; Wn 
vor ihm in Britannien Beichtbucber gfinzlich? Allerdings fiodeiw 
schon frfiher bei den Briten P.-B., und zwar eine kleine Bnssorhns 
des Gildas, (Marlene tkesamrus t. IF. col 7.) «od eine as* 
liebere von Columban. Das Verhältnis* Theodors zq dieses Pi- 
nitentialien mnsste durch die Beziehungen der aogelsächsischeBK 
nltbritischen Kirche bestimmt werden. Bekanntlich nUnd aber letz- 
tere der römischen ood der von dieser gegründeten angelsiektfw 
zwar nicht schismatisch gegenüber, jedoeh bestanden nicht nu- 
tende Differenzen, welche eine fortwährende Spaonuog oiUi^ 
Gerade mit der Tendenz, diese Zwietracht zu beschwichtige »* Jw 
Eiohcil in der Landeskirche herzustellen, wurdeTbeodnfW« 8 ™* 
von England erhoben. Daher ging sein Streben auch dato> m 
Kirche durchgängig Anerkennung zu verschaffen, und die Sparen \ 
bisherigen Einwirkung britischer Geistlichen zu entfernen. ( Ver e 
Lappenberg, Gesch. v. England I., 166.) Zu den Koryph^ 1 " 
letzteren gehörte aber auch Columban, mag man nun den 
oder den Jüngern für den Verfinsser des P.-B. halten, M** 8 * 
register also, welches besonders bei den Angelsechsen Anklang 
den konnte, da es auch ihrem profanen Rechte entsprach, » 
tigen, musste ein natürlicher Wunsch Theodor'* seyn, °°^f . 
vielleicht. eben Veranlassung ein P.-B. abzufassen, wie es bis 
weder die orientalische, noch die ecejdentalisibe Kirche hsite< 
dieses nahm er allerdings Mönches ans Columban auf, Gildas 
Columban selbst werden aber in der Folge fast nicht mw tx 



das 45. Cap. dem 39. des Brflssler MS., ond wirklich finden «ich in / ,er ^ ] (i 
Cap. die Worte: Vener abilis pater namque Augustinus ad Paufinunt: 
pro mortuis generenda It'b. II. ita dicit. 

*) Diesi ist vielleicht erst in neuerer Zeit geschehen , da die ^^"Vj 
Bibliothek zu Brüssel erst seit 1334. oder vielmehr 1559. datirt. n l 
mann a. a. 0. S-43. 
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* Wenn man nun aber annehmen darf, dass Theodor's P.-B. mit vor- 
züglicher Rücksicht auf die altbritische Kirche abgefasst war, so 
musste es natürlich anch dieser bekannt gegeben werden, was, wenn 

' man es nicht vollständig mittheilen woHte, nur durch ein ausführ- 
liches Weiathum geschehen konnte. Dafür mochten wir Gutnean's 
1 P.-B. halten. Dass diese Fragraentensammlang zur altbritisehen Kirche 

I in einer Beziehung steht, kann man nicht allein aus dem irischen 

I I Namen des Vorredners, (denn wahrscheinlich kann ihm nur die Vor- 

* rede zugesehrieben werden, Mone S. 494.), sondern auch daraus 

schliessen, dass sich in derselben ein Fragment des Gildas findet, 

1 (c.2<a.E.) sowie ans dem Umstände, dass auf dem Festiande gerade 

* in dem von Golnmban 9 s Schüler gestifteten Kloster St. Gallen eine 

* Handschrift' getroffen wurde. 

Zn den Rechtsbelehrungen Theodor's ist ferner jene Collection 
p* zn zflhlen, die nnser Verf. als Theodor's Ganonensammlung he- 
il zeichnet hat. Es ist schwer begreiflich, wie derselbe, Angesichts 
s des ans einem Gusse hervorgegangenen theodorischen Pftniientiale 
ii dieses Chaos von Fragmenten als Sammlung desselben Theodor be- 
ll trachten konnte, zumal dieser selbst in Fragment 103. genannt wird. 
a Es lassen sich von diesen 149 Fragmenten (wenn wir die dem MS. 
>< unbekannte Numerirung des Autors recipiren) alle mit Ausnahme von 
i etwa 20 im Pönitentiale nachweisen. 

, Grftssten Theils* aus theodorischen Fragmenten besteht auch das 

r eben erwähnte ins Angelsächsische übersetzte P.-B., ferner die Pö- 
fc aitentialien, die dem Reda oder Egbert zugeschrieben werden, ein 
t beträchtlicher Theil der von Wasserschieben a.a.O. mitgeteilten 
, Beichtbfieher, die dem Hieronymus fälschlich zugeschriebene Buss- 
< erdnung (Opp. ed. Martianay t. V. p. 5. ff.) nnd andere mehr, die 
, eine einfache Vergleichung mit Theodor leicht erkennen lässt. 
t Mit der voo uns angenommenen Fortpftanzungsart des theo- 

f «lorischen P.-B. dttrfte endlich noch eine Erscheinung im Zusammen- 
; bange stehen, welche den Ganonisten viel zu rathen gab, nämlich 
das poenitenliale Rom an um. Wir finden nämlich in den Ganonen- 
f Sammlungen seit dem (K Jahrh. häufig Bnsssätze unter der Inscription 
4?jf poenitenliale Romano angeführt, ohne dass bisher ein Beichtbuch 
unter dieser Bezeichnung aufgefunden worden wäre, wogegen die- 
selben Stellen anderswo dem Theodor oder Beda zugeschrieben 
-werden. Wasserscbleben hat daher die Vermuthung ausgespro- 
chen, dass man die lateinischen Uebersetzungen der ursprünglich in 
angelsächsischer Sprache geschriebenen englischen Beichtbfieher im 
Krit. Jahrb. f. D. R.W. Jahrg. IX. H. VI. 33 
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'Gegensitze des Originals potnitentialia Romano, genant habe. So 
bitte es vielleicht eis poenitentiate Romumtm Tkeodori, ein anderes 
des Beda u. s.w. gegeben. Keurtmann erklärt sich hierüber nicht, 
obwohl ihm der Titel seiner Schrift das« die mietete Veranlassung 
geboten hatte« Wir sind Mit Wasserschlehen in sofern« einver- 
standen, 4ass auch -wir annehme*', das PrSdieat Remanum bezeichne 
nicht ein eiozeles Betehtbncb, sondern eine. QuaHtlt der P&niten- 
tialiea; dass es sielt aber auf die lateinische Sprache beziehe, dürfte 
kaum annehmbar seyn. Diese Bezeichnung -nämlich müsste offenbar 
von den Geistlichen ausgegangen seyn, da nur sie, und iwar nur die 
■Presbyter die PfnUentialien, die so viel AnstOssiges enthielten, lesen 
durften, wie m den letzteren selbst ausdrücklich bestimmt ist. Bei 
den Kirchenbüchern bildete aber die lateinische Sprache die Regel 
und dass es ursprünglich angelsächsische P.-B, gan, bedarf erst des 
Nachweises, vielmehr ist z. B.bei dem angeis. P.-B., welches Wilkins 
gibt, ausdrücklich bemerkt, dass es nur zum leichtern Verständnis« 
der Unwissenden Übersetzt werden sey. Dass einem solchen aus- 
nahmsweise« Vorkommen angelsächsischer Pinitenttalieu gegenüber 
die regelmassigen lateinischen von der Sprache eine eigenthumRehe 
Benennung erhalten hätten» ist unnatürlich. Dazu kommt noch, .das* 
wir diese Bezeichnung bei den Angelsachsen^ wo sie doch einige 
Bedeutung gehabt hätte, nicht finden, auf dem Festlande aber, ws 
sie später vorkommt, keine Spur von P.-B. in aagets. Sprache ge- 
funden wird. Wir mochten daher lieber folgende Erklärung ver- 
suchen. Jm 9* Jahrb., in welchem im fränkischen Reiche and in 
Deutschland die aogels. P.-B. in der oben erwähnten Gestalt Eingang 
fanden, trafen sie mit einer analogen Erscheinung in der Entwicklung 
der Liturgie zusammen. Die gottesdienstlichen Gebräuche, welche 
sich in der römischen Kirche entwickelt hatten, waren in verschie- 
denen Aufzeichnungen nach Deutschland gekommen, verschiedene 
Ritualbücher enthielten im Ganzen denselben Stoff, den man nach 
seinem Ursprünge qrdo Rotnanus nannte. Daher drückt sich z.B. 
Amalarius in der ersten Hälfte des 0. Jahrb., indem er sich auf 
die verschiedenen Redactiooen jenes ordo berpft, so ans: — ut ex 
$criptis diseimus, gut continent per divers** Uhellos ordinem 
Romanum, (Muraiori mu&ettm Ualicum U //. p. Vill.y Derselbe 
Fall fand bei den Bussbüchern statt, welche in verschiedenen Re- 
daktionen denselben Stoff enthielten, und deren Zusammenhang mit 
den Ritualbüchern noch dadurch vermittelt wurde, dass man nach 
ieu einen tfrdo der Bussauflegung beifügte. Es lag daher nahe, 
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bei der Dunkelheit, welche ober der garizen Erscheinung schwebte, 
auch diesen Stoff auf den Mittelpunkt der Kirche zu beziehen, und 
Theodor, Beda u.s. w. nur ab Redactoren zu bezeichnen. flienach 
wären also unter poen. Rom* die Bussregister, wie sie sieb bei den 
Angelsachsen ausgebildet, verstanden worden, namentlich gegenüber 
den Basscanonensammlungen , weiche die Kirchengesetze wörtlich 
mit Bezeichnung der Quelle zusammenstellten* Später verstand man 
diess freilich niebt mehr, namentlich kann hier Burchard Nichts 
entscheiden. 

Eine genauere Ausführung der bisher angedeuteten Ansiebten 
müssen wir einer selbständigen Schrift vorbehalten. Hier galt es 
nur zu zeigen, wo der Verf. in dieser verwirrten Lehre den Knoten 
hauptsächlich hätte suchen sollen, und auf welchen Wegen er ihn 
allenfalls hätte lösen können. — Beziglich der einzelen Stacke fin- 
den wir Felgendes zu bemerken. 

Die erste Stelle nimmt mit Reckt das Pönitentiale Theodor'* 
ein. Dass der Verf. dasselbe ans der nicht in den Bachhandel ge- 
kommenen englischen Sammlung abdrucken Hess und so auch dem 
grtfssern Publicum zugänglich machte, ist ein verdienstliches Unter- 
nehmen. Wünschenswerth aber wäre es gewesen, dass er sich niebt 
strenge auf den Abdruck beschränkt hätte* Zwar war es natürlich 
niebt möglieb die Mängel der englischen Ausgabe t namentlich die 
Versäumniss einer genauen Beschreibung der gebrauchten Hand- 
schriften zu heben, auch verzichten wir* obwohl ungerne, auf einen 
fortlaufenden Coamentar, zu dessen Abfassung dem Autor, wie er 
im Vorworte erklärt, die Müsse mangelte, allein es hätbe doch wenigst 
die Vergleichung des Pönttentials mit dem, was anderwärts an theo- 
dorischen Fragmenten sich findet, erleichtert werden sollen. Zu 
diesem Beb ufe hätten überall die entsprechenden Parallelstellen an- 
gegeben, und am Schlüsse die Fragmente^ die anderweit unter 
Theodor'« Namen vorkommen, ohne sich im Pönitentiale zu finden, 
zusammengestellt werden müssen. So würden wir eine bequeme 
Uebersicht des ganzen theodorischen Bussrechts erhalten haben. Mit 
Recht nimmt der Verf. an, dass die ersten Capitei, wie sie die «ig-» 
tische Ausgabe gibt, dem Theodor nicht zugehören, doch beginnt 
das eigentliche P.-B. wohl nicht erst mit dem 8 M sondern schon mit 
dem 7. Capitel, welches eine kleine Einleitung dazu enthält, und in 
dessen- Ueberscbrift der CompHator durch das item nur an das Vor- 
hergeheade angeknüpft hat. Bemerkt wurde bereits, dass die Brüssel 
Hdschr. ebenso beginnt. Nicht zu billigen aber ist es, wenn der Verf. 

33* 
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such das 49. u. 50. Gap* der englischen Aasgabe zum theodoriscbes 
Pöaiteatiale rechnet, da bereits das 4S. Gap. einen ausdrlck/ichea 
Seblass entkilt, diese beiden Gap« aar oapaaseode Wiederholungen 
waren, nad ihnen airgead Fragmente entsprechen. HU Grand be- 
merkt endlieh der Verf., dass das P.-B., wie es die ancienl hm 
geben, isterpolirt sey, was nasaeallieh aas e. 20* deutlich ersehen 
wird, wo sieht nur die Caaoaea Gregor IL, welche über die vor. 
sebiedenea Arien des Iaeestes das Anathem aussprachen, aufgenom- 
men sind, sondern auch an den übrigen den lncest betreffenden 
Stellen diese ammtkema wiederholt wird. 

Als zweiten Bestaadtbeil seiner Sammlung gibt der Verf. die 
von Petit hinter dem Titel capitui* Theodori -herausgegebenen Frag- 
mente. Dass diese Gellection als solche dem Theodor nicht ange- 
höre, ist längst anerkannt. Der Verf. will wenigst die ersten 14 Cs- 
pitel, welche Redemtionen und einen ordo poen. enthalten, dem 
Theodor zugeschrieben wissen. Er beruft sich darauf, dass die 
Bussredemtionen an dem Eigentümlichen der angels. Kirche gehören, 
und dem Theodor schon in der aas der Zeit Gregor II. summenden 
Sammlung, sowie spiter von Regina undBarcbard beigelegt werten. 
Allein die lnseriptieaen bei 4en letzteren Sammlern, ohnehin nicht 
zuverlässig, kennen kn gegenwärtigen Falle gar nicht gebraucht wer- 
den, da Regia o die Redemtionen ohne Bezeichnung der Quelle gibt, 
Burchard aber bald den Theodor, bald den Beda, bald das poen. 
Remmmm neant. In der aus der Zeit Gre gor's berstansmendea 
Sammlung gebt aber die lascription Tkeodonts aar auf den ersten 
Satz, was maa deutlich erkennt, wenn man das Fragment vergleicht 
mit dem lotsten Zasatccapilei zum Pen. Theodor's (bei Kosstaaso 
S. 104.) aad mit e. 35« Not. 1. des Ptfn. selbst (welche Note indes* 
gewiss verseboben ist «ad eigentlich zu c. 32» gehört). Nur diese 
kleine Spur von Redemtienen kann man dem Theodor mit einiger 
Sicherheit zuschreiben. Dass aber, wie K. bemerkt, die Redeflationen 
zu den Eigenthaariicbkeiten der angels. Kirche gehören, ist nseat 
richtig, indem sie auch bei den Altbriten und zwar sogar bei wirk- 
lichen Strafen vorkamen. Man vergl. z. B. bei M a r te a e ihesaurus IV., 
6«, das Fragment einer sy nodos Hibernemis, wo es heisst: Samguü 
episeopi vei excehi prineipis vel scribüe, fw ad terrmst e ffsm d i tur, 
st eoliirio indtguerit sapienles crueifigi jmdiemnt v*l VII anc Hirns 
reddät ete* Vergleicht man hiemit die dem Theodor zugesekrie- 
bene Stelle: De aegris quoque pretium viri ttel ancillae pro 
anno sie. und die Notiz, welche der Codex N* dazu gibt: Isla lesti- 
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monia sunt de eo, quod m praefatione diximus de libello Scolorum 
(bei K. S. 86. Note 1.), so siebt man deutlich, dass es sich hier 
nicht um eine eigentümlich angelsächsische Einriebtang handelt. 
Hütte übrigens Theodor Redemtionen verfasst, so erschiene es auch 
sonderbar, dass schon in den ältesten Handschriften seinem Pöoiten- 
tiale nicht diese, sondern fremde angehäogt sind. 

Den dritten Bestand theil hält der Herausg. för eine Canonen- 
sammlung Theodor's, von welcher, wie er glaubt, bot Beda, 
Ra*b*nus and in einem Briefe des Papstes Zacharias Erwähnung 
geschieht. Er gibt sie ans einem der Staatsbibliothek zu München 
ans dem Kloster St. Endiran zu Regensburg zugekommenen MS«. 
als Beitrag zur Vervollständigung der früheren Ausgaben d'Achery's 
und Martene's. Wir fügen unsrer obigen Bemerkung über die Be- 
deutung dieser Sammlung nur noch Folgendes bei. Die Allegate aus 
Beda, Rabanus und Zacbarias seheinen uns nicht gebraucht wen- 
den zu kümieny um zu beweisen, dass Theodor Gapitel geschrieben 
habe. Aus den Worten Beda's geht nur hervor, dass Theodor 
auf dem Concil zu Herford eine allgemeine Anerkennung aller frühern 
Kirchengesetze veranlasste, (ne quaeque decreta sunt a s. patribus 
incorruple ab omnibus noUs serventur) dann ein Buch vorlegte, das 
jene Canenen enthielt, und daraus zehn Punkte besonders einschärft*. 
(Quibus statint protuli eundem librum eanonum, et ex eodem libre 
decem capitula, quae per ioca notaveram, qrn'a maxime necessaria 
sciebam, UHs cor am ostendi.) Hieraus folgt nichts weiter, als dass 
Theodor eine allgemeine Ganonensammlung hesass, woran auch ohne 
diese Stelle Niemand zweifeln würde; die necessaria capitula sind 
aber nicht etwa Auszüge, die er schon früher gemacht, sondern 
Stellen, die er sich als wichtig angemerkt hatte und im Momente 
heraushob. Die vorhergegangene allgemeine Anerkennung des 
ganzen frühern Kirchenrechtes, welcher das Wort eundem zu ent- 
sprechen scheint, weist vielmehr darauf hin, dass die Sammlung, eben- 
falls die gebräuchliche allgemeine des Dion ysius war. — Die Worte 
Raban's: SimiHter et in Theo dort — capitulis, quae de ne- 
cessariis conscripsit rebus, invenimus, womit er eine Stelle un- 
serer Collection anführt, und welche unverkennbar der Erzähfang des 
Beda entsprechen, beweisen nur, dass er den Beda ebenso miss- 
verstand, wie Spätere und das Weisthum für eine Canonensammlung 
hielt, die er dort erwähnt glaubte, wie er denn auch dieselbe Er- 
zählung auf das Pünitentiale bezog. Endlich die Stelle des Papstes 
Zacharias hat nur dann den Schein eines Beweises, wenn man sie, 
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wie es geschehe» ist, ans den Zusammenhange herausnimmt*). Liest 
man sie im Ceatoxte, so ist seaoenklar, dass hier triebt von Gapitela 
einer Ganoueusammlung die Rede eey, sondern dasa sieh Bonifacios 
über mehrere Zweifel Ratha erholt habe, und der Papst die einzelnen 
Fragep unkte copitula nennt, auch die Provincialsynode, derea 
Schlots besprochen wird, nicht nlher bezeichnet, sondere nur den 
Theodor unter den geistlichen Fahrern jener Provinz aufzahlt — 
In diesen Stellen können wir somit keine Spur einer theodnrifdreo 
Caunneusammlung finden. Dass ibrigens Theodor aaaaer dem P&- 
nttentiale noch ein kirchcnrcchtncbes Werk geschrieben habe, kau 
nach den vielen Spuren, die wir davon in den Wetsthämnrn uat* im 
Ptnttentiale selbst finden, nicht beiweifelt werdeo, nur fehlen ins 
die Anhaltspunkte, am dessen Beschaffenheit zu erkennen. — K. scheint 
auch darin za irren, dass er diese Collecbon für eine mit der ?sb 
d'Achery ond Marlene edirten identische, nur durch Aendemngei 
von ihr verschiedene hält. Eine genaue Vergleicbang ergibt viel- 
mehr, dass man sie richtiger als eia selbststindiges tneodonscie* 
Weisthom bezeichnet, welches aum greaaen Theile andere Fragmente 
enthalt, woneben auch die in beiden zugleich vorkommenden \n ver- 
schiedener Weise wunderlich durch einander gesetzt sind« Der Text 
hätte durch eine Angabe der Varianten jener froheren Ausgaben, 
sowie durch Berücksichtigung des Ponitentiale selbst sehr gewonnen. 
Bemerkt muss werden f dasa die Abtbeiiong nad Nommerirnng des 
Textes vom Herausgeber herrührt,, während im MS. die Fragmeate 
continoirlich fortlaufen. 

Das vierte Stück der Sammlung verdient in hohem Grade unsre 
Aufmerksamkeil, da wir durch dasselbe nach des Herausgebers An- 
sicht das echte Ponitentiale Beda's aus Handschriften, welche aus- 
drücklich diesen Autor angeben, erhalten. Es besteht nämlich über 
Beda's Bussbuch eine alte Controverse. Herwag gab in seiner 
Gesammtausgabe der Werke Beda's f2fcrii7/1563. /. 8. p. 1127.) eis 
P.-B., Über dessen erster Vorrede Beda als Autor genannt war, wei- 



*) Zachartas schreibt an Bonifa cius; Eraut autem fasertet im eisdem 
tut's affatibus diversa capitula, de quibus Judicium et consitium — sedit 
apostolicae tibi dirigi flogt tmsti, Primum empitutum pro sy»o4t> prmttfneiae, 
in qua na tut et nutritm es, quam et in gen Um Anglorum et Saxe-num — primi 
praedicatores ab apostolica sede tm'ssi, Augustinus , LaureuliuSy Juslus et 
Honorius et nopissime tut'S t empor ihus Theodorus — judfeetbat et gubemabett. 
In illa täte decrelutn et Judicium ßrmissime praeeeptuui — dignostitur y ut qui- 
eunque sine invocatione trinilatis lotus fuisset sacramentum regenerationig non 
huberet. (Mansi conc. Xtf. »»9.^ 
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efaes in der Folge unter demselben Titel von Antonius Augustinus 
und Spei mann aufgenommen wurde, und so auch in die Concilien- 
sammlung von Labbe fiberging. Die B aller in i dagegen, sowie 
Manst bestritten die Autorschaft Beda's und sehrieben die Samm- 
lung dem Erzbischofe Egbert von York zu, indem sie sieh darauf 
stützten, dass die zweite Vorrede der Schrift ausdrücklich den. 
Egbert als Verfasser nenne, dass ferner Rabanus eine Steife daraus 
unter Egbert's Namen citire, und endlich in derselben zweiten Vor- 
rede, wie sie bei Burohard sieh finde, Beda selbst erwähnt werden 
Die neuern Gnnonisten pflichteten den Ballerini bei. Dadurch, dass 
man jenes P.-B. dem Egbert zuschrieb r war aber begreiflich die 
Frage nicht erledigt« Denn dass er doch ein Beichtbuch geschrieben,, 
musste man annehmen, weil sich sein Name zu oft über Fragmenten 
der späteren Sammlungen findet, Mansi glaubte diessP.-B. i» einen» 
von Harten e (tkesaur. anecd. t. 4. p. 31-) edirten Pttaiientiaie zu 
erkennen; seine Meinung aber, von den Ballerini widerlegt, ist 
jetzt als aufgegeben zu betrachten. Die neueste englische Gesamnit- 
ausgabe Beda's (London, 1843.) hat gar kein Pönitentiale aufge- 
nommen. Wassersehleben dagegen gab in seinen Beiträgen 
(S. 124«) aus einer Darmstädter Handschrift eine Bussordnung 
heraus, deren Inhalt von Regino grossentheils aufgenemmeu wurde, 
und von demselben einanal mit den Worten : Ex poenitpntiali Romano 
Thead&ri epi&copi et Redae presbyteri angeführt wird. Er stellte 
daher die Vermuthung auf, dass diess P.-B. dem Beda angehöre, 
welche Conjectur bald darauf durch Jacobson bestätigt wurde, wel- 
cher dasselbe P.-B. in einem früher dem Kloster Gorvey gehörigen, 
jetzt im Dotnarebi* zu Paderborn befindlichen Codex ausdrücklich mit 
Beda's Namen Überschrieben verfend. (Berliner Jahrb. für wissensch. 
Kritik. 1841. S. 02.9.) Bbendless P.-B. bat nun auch K. aus zweien, 
früher dem Augsburger Domcapitei, jetzt der k. Bibliothek zi* 
München angehörige» Handschriften (Cod. Aug\ ei*. Nr. 151. und 
153., von denen der letztere, der auch viel weltliches Recht enthält, 
für die vtonumenta Germumae namentlich von dem unermädeten Herrn 
Costes Föhringer bearbeitet wurde) abdrucken lasse«. In beiden 
MSS„ erseheint dieses P.-B* nb Anhang eines andern, welches fast 
ganz mit dem 3 — 5* Buche Halitgars übereinstimmt, und schliesst 
sich demselben mit den Worten an: Addidimus eliam huic operi 
poenitentialem vener ab ilis Bedae presby ter t\ et idcirco ad- 
nectendwn praescriptis eanonym sententiis deerevimus^ ut si forte etc. 
ganz wie das von Jacobson beschriebene P.-B. und das dem 
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Ualit gar gewöhnlich als sechstes Bach aagehtegte Beicblbuch ex 
scrütio ecclesiae Romente. 

Obwohl nun aaf diese Weise mit ziemlicher Gewissheit die 
Zweifel iber das echte P.-B. Beda's «ad Egberts getost scheiten, 
so glauben wir dach gute Gründe zu der Aasicht so haben, dass diese 
Lüsoog aar ein* scheiabsre ist, und die orsprüngücbe Gestalt 4er 
beidea Poaitentialiea sich vielmehr aaf folgende Art darlegen liest. 
Betrachtet man zuvörderst das bisher de« Egbert zageschriebeae 
Ptfnitentiale (Mansi conc. XU. 4M.)» f0 erkennt man unschwer, dasa 
es eigentlich aus zweien Bussbüchern zusammengesetzt ist. Zwei 
Vorreden eröffnen dasselbe, deren jede sichtlich zu einem eigenen 
Püaitentiale gehört, indem die entere nur ein gaaz kurzes Beicbl- 
boch ankündigt, (de remedüs peccatorum paucistima haec etc.) 
und demgemäss selbst kurz ist, während die zweite weitläufiger, aus- 
drücklich auf ein folgendes vollständiges Pftnitentiale verweist; 
(es werden darin die früheren Autoren von Busssitzen aufgezählt 
uad beigefügt: ex quorum omnium ista descripsimus dictis et sem- 
tentiis veracjter etc.). Ebenso ist unverkennbar, dass der auf diene 
Vorreden folgende Text aus zweien unmittelbar an einander 
gereihten Bussbüchern von ungleicher Grösse besteht, indem mit 
c. 5. wieder eine allgemeine Einleitung beginnt, und von hier *b 
häufig dieselben Gegenstände behandelt werden, wie im ersten Theile. 
So bezieht sich z. B. c 2. wie c. 7. und 8. auf die Pornicatioa, c. 2. 
wie e. 10. aaf die mbstinentiu »tri efe, c. 3. wie c. 7. auf dieTödtnug, 
e. 3. wie c. 9. auf den Eid u. s. f. Zu diesen beiden Bestandteilen 
passen sohin die beiden Vorreden ganz wohl, indem der ersten das 
kleinere P.-B. von c. 2 — 5 M der zweiten das längere von c. 5 — 
15. zu entsprechen seheint. Fassen wir sofort aeben diesem dem 
Egbert zogesebriebeuen P.-B» das von Wasserschieben, Jacobson 
und Kunstmann dem Beda zngeeigaete ins Auge, so begegnet ans 
dieselbe Erscheinung, nur in etwas anderer Gestalt Hier finden 
wir nämlich ebenfalls jene beiden Vorreden, aber die beschriebenen 
darauf folgenden beiden P.-B. sind nicht mehr wie dort an einander 
gereiht, sondern in einander verarbeitet, in der Weise, dass die 
Stellen des einen und des andern, welche über denselben Gegenstand 
handeln, unter Einem Rubrum zusammengestellt. So ist z. B. das 
erste Gapitel (de fornicatione) dieses $g. Beda'schen Poniteuüals 
zusammengesetzt aus dem 2/, 7. und 8. Gap. der beiden im sg. Eg- 
bert 9 sehen vereinigten Bussbücher» das 5. Cap. (de abstinent** 
viri etc.) aus dem 2. u. 10. Gap. derselben, das 13. (de homicidio) 
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aas dem S.u. 7. Gap., das 18. (de juramento) aus dem S.u. 9. u. s. f. 
Diesem Doppelpünitentiale wurde in der Folge noch ein ordo ad 
dandam poen. beigefügt, der jedoch in der Darmstädter ffandsehrift 
fehlt. — Fragen wir nun nach den Verfassern dieser beiden Samm- 
lungen, so sind zunächst die Inscriptionen der beiden Vorreden zu 
betrachten^ und zu bemerken, dass in der Regel Ober der ersten Vor- 
rede der Name des Beda, Ober. der zweiten der des Egbert gefan- 
den wird, wessbalb man eben früher bald diesen bald jenen ab Autor 
nannte. Manchmal ist jedoeh der Name des Egbert über der zweiten 
Vorrede weggelassen, wohl desshalb, weil man sich mit zweien Auto- 
ren desselben P.-B. nicht zarecht zu finden wusste. Hienach würde 
also das dem ersten Vorworte entsprechende kürzere P.-B. dem Beda, 
das dem zweiten correspendirende längere dem Egbert zuzuschrei- 
ben seyn. Aus dem letztern cittrt auch, wie bemerkt, Rabanas 
wirklich eine Stelle unter Egbert's Namen. 

Was bisher schon ans der Structur der beiden P.-B. wahr- 
scheinlich gemacht wurde, erhebt sich zur Gewissheit durch einen 
handschriftlichen Fund, den Rec. auf der k. Bibliothek zu München 
machte. Hier finden sich nämlich wirklich in zwei MS S., nämlich 
einer Freisinger und einer Ranshofer Handschrift (Cod.Frising. 
HI. und Cod. Ransh* 73.) die beiden Pönitentialien noch gesondert 
neben einander und zwar wird das erstere* ausdrücklich dem Beda, 
das letztere dem Egbert zugeschrieben. Im erstgenannten MS. 
beginnt /o/. 107. Beda's P.-B. mit den Worten: Incipit Judicium 
Bedani de remediis peccaterum capituli FI. Dann folgt I. die 
Vorrede De remediis peccatorum. II. De fornicationibus et earum 
poenis. III. De remedio neglegentme baptismi. IV. De Aomicidiis — 
curaque ejus. V. De perjurii medela. VI. De ejus immunditia pur- 
gationique ejus. Daran schliesst sich unmittelbar fol. 108. das P.-B. 
Egbert's mit der gewöhnlichen, jedoch am Rande zum Theil weg- 
geschnittenen Ueberschrift: — carpsum de eanonibus catholicorum — 
poenitentiae ad reMedium animarum — erti episcopi Ebura — 
civitatis. Es beginnt mit der Vorrede: Institutio Uta saneta etc., 
worauf folgende Rubriken folgen: Capitalia: De minoribus peccatis. 
De parrieidiis. — itate et ceteris flagitiis. De elericorum poeni* 
tentia. De juramento. De ma — mulierum. De auguriis — divi- 
natienes. De minutis peccatis. De furto. De ebrietate. De eucha- 
ristia. De diversis causis. In dem weiteren Texte sind die Rubriken 
»icht mehr leserlich. Das letzte Gap. endet: qui super omnia Deus 
benedieius in saecula saeculorum Amen. Explicit. Dann folgt: 
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— it ssnetus Benefaeius. quomodo possumus. — TU. anno p*e~ 
nitere. Der Sehluss dieses Cap. fehlt. — In gleicher Weise stehen 
beide P.-B. mit Benennung der Autoren in der Rnnsbofer Hand- 
schrift hinter einender. Auf fol. 2* beginnt das entere: Bedae- 
presbyteri de remedih, — dann folgt das kurze Vorwert de remediis 
peccatontm, die folgenden Rubren^ sind verblieben bis auf: D# 
ebrieiate IV. De immundm einte V. Der lest stammt bis zsm c. V, 
der Preisinger Handschr. (de perjur. med.) fast wörtlich mit dieser 
ttberein. Nur zwischen diesem Cap. und dem de tmmunda corse 
finden sich zwei dem Freisinger Codex unbekannte Zusätze, deren 
einer über die Sünden der Nächstenliebe handelt, der andere de 
ebrieiate überschrieben ist. Hierauf folgt unmittelbar unter der halb- 
verlöschten UeberschrifU Excarsum de caneae cathoK — vei poeni- 
teniiae a — animarum domni Aee — aeehiepi — Ebor — — atis 
das Egbert'scbe Beichtbuch beginnend mit der Vorreder Institution 
Uta saneta etc. Dann: De capitalibut crtmimalibus. De minor — 
De parriddiis et frairieidiis — de eupiditate ceterisque flegitü*. 
De clericorum poenitentia. De jurament». Dann ein unleserliche* 
Rubrum, nach welchem der Text beginnt: mulier abetineat se elc. — • 
De auguriis. — Hierauf wieder ein unlesbares Rubrum, nach wei- 
chem der Text lautet: de ebrieiate vel maledictiene etc., worauf 
wieder die- Ueberscbrift bei dem Absätze verbuchen ist, welcher be- 
ginnt : Item si aliquie de mimeterio et». — De ebr$9süate. Ausser- 
dem sind noch die Spuren von etwa 7 rothen Ueberschriften erkenn- 
bar, aber unleserlich. Der Text aber, welcher sehr deutlieb geschrie- 
ben ist, stimmt mit dem Freisinger Codex, soweit dieser leserlich is^ 
zusammen, übertrifft jedoch sowohl ihn als den Text im zweiten Tbetle 
des sg. Egb er t'schen Pösitentiale an Vollständigkeit. Aas diesem 
Alles ergibt sich zur Genüge, dass die beiden oben erwähntes Pö- 
nitenlalien, deren eines seit den .Ballerini dem Egbert, das an- 
dere seit Wasserschleben's Ausgabe dem Beda zugesehrieben 
wurde, eigentlich zwei auf verschiedene Art zusammengesetzte B^eda-» 
Egbert'scbe Beicbtbflcber sind, dass dagegen das vielbesprochene 
Bussbueh des Beda in seiner echten Gestalt nur einen kurzen In- 
begriff von Bassfragmenten bildet, welcher von dem Egb er t'schen 
an Ausführlichkeit üb er troffen wird, und wohl nur seiner Zusammen- 
setzung mit diesem seit dem 9. Jahrb. seinen Ruf verdankt, während 
in England desselben weder in dem Kataloge der Werke Beda's 
noch sonst Erwähnung geschah. Diese unsere Ansicht wird zäun 
Ueberflnsse noch dadurch bestätigt, dass sich auch anderwärts in 
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Handschriften das Be da' sehe und Egbert'sche Bassbuch einzeln 
vorfinden, was man, von vorgefassten Meinungen über diese Pöni- 
tentialien ausgehend, bisher nicht bemerkte, vielmehr dieselben als 
Excerpte der vermeintlich vollständigen Originale bebandelte. So 
zeigt namentlich das Capitelverzeiehniss eines von B icke 11 a. a. 0. 
S. 397. nach einer Wiener Handschr. beschriebenen Bussbuches, 
dessen Titel den Be-da ausdrücklich nennt, grosse Aebnlichkeit mit 
den von uns benützten MSS. In derselben Handschr. steht als 7tes 
Stück das Pönitentiale Egbert's unsern Codices entsprechend. In 
gleicher Gestalt haben das letztere auch die Ballerini nach einem 
vaticanischen Codex beschrieben (Opp. Leon. HL p. CCLXIX.). 
Auch der Anfang des Egbert'schen Pönitentials bei Morinus 
(append.p. 11.) entspricht unserm Texte. — Soviel genüge, um 
zu zeigen, was von dem P.-B. zu halten sey, welches der Heraus- 
geber dem B e d a zuschreibt. Eine genauere Beschreibung der 
Handschriften, sowie den Abdruck des Textes behalten wir einer 
besondern Schrift vor. 

Auch bei diesem Stücke vermissen wir übrigens wieder die 
Varianten der Ausgabe von Wasserschieben und des theodorischen 
Pönitentials. Mit Hilfe des letztern kann z. B. in c. 30. die unver- 
ständliche Lesart: Caraios et divinos praecantatores etc. verbes- 
sert werden, da die ursprüngliche Stelle bei Theodor c. 27. §. 24. 
heisst: Qui observat divinos vel praecantatores etc. Nebstdem 
fallen die vielen Alineen, die der Verf. machte, ohne dass ihm dazu 
das MS. Veranlassung gegeben, störend auf. 

Den Beschluss macht eine kleine Collection von Bussfragmenten, 
die sich ebenfalls grösstenteils bei Theodor nachweisen lässt, und 
in einer Canonensammlung , welche die Augsburger Handschr. 
Nr. 153. enthält, unter der Ueberschrift: lncipit Judicium Clementis 
steht. Mit Grund vermuthet Kunstmann, dass sie dem Angelsachsen 
VVillibrord angehöre, welcher nach seiner Weihe zum Bischof den 
Namen Clemens erhielt. 

Sollte der allgemeine Titel der Schrift gerechtfertigt seyn, so 
hätte, wie aus dem früher Bemerkten erhellt, die Sammlung wohl 
noch um das Doppelte vermehrt werden müssen. Indess wollen wir 
gdrne glauben, dass auch jene Ueberschrift unter dem Einflüsse der 
zur Eile drängenden Umstände entstanden sey, auf welche der 
Herausgeber im Vorworte entschuldigend hioweist. Wir schliessen 
daher unser Referat, dessen Ausführlichkeit durch das Interesse des 
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Gegenstandes motivirt erscheinen mdge, mit dem Wunsche, es möge 
dem Verf., dessen schönes Talent nicht erst unserer Anerkennung 
bedarf, sieh bald ein Wirkungskreis eröffnen, der es ihn gestattet, 
seinen Werken eine den strengeren Forderungen der Wissenschaft 
entsprechende Reife und Vollendnng zn geben : von dem rühmlichen 
Eifer, mit welchem er auch jetzt fortwährend seine Mnssestnnden 
der Forschung widmet, werden dann die erfreulichsten Erfolge zn 
erwarten seyn. 
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Der Entwarf zu einem neuen Handelsgesetzbuch für das 
Königreich Württemberg, vom praktischen Gesichtspunkt be- 
leuchtet von H. F. Oslander. Tübingen, Faes, 1844. VI u. 
151 S. gr. 8. ( T \ Thlr.) 

Im September 1839* wurde von dem K. Justiz -Ministerium der 
Entwurf eines Handels- Gesetzbuchs für das Königreich Württemberg 
mit Motiven ausgegeben, „um die weiteren Einleitungen daran zu 
knüpfen, und besonders um die Stimmen der Männer vom Fache, der 
«Rechts gelehrten und Kaufleule, aus dem In- und Auslande darüber 
zu vernehmen. " Nach dem Vorwort sollte dieser Arbeit der fran- 
zösische Code de Commerce, „<üe Grundlage aller neueren Handels- 
Gesetzgebungen, ebenfalls zur Grundlage dienen; jedoch unter Aus- 
scheidung Alles dessen, was für die Verhältnisse Württembergs nicht 
jiasste." Wir versuchten es, in möglichster Kürze ein Bild von Um- 
fang und Anordnung dieses Entwurfs mit folgendem zu geben. 

Der Entwurf, welcher auf 354 Seiten 1164 Artikel begreift, 
und den Ueberblick in einer den Gebrauch äusserst erleichternden 
Weise überall durch die eingesehaltenen, den Inhalt kurz und scharf 
bezeichnenden Rubriken und Ueberschriften der einzelnen Artikel her- 
stellt, bestimmt in der Einleitung einige Grundsätze und Grundbe- 
griffe über Umfang und Gegenstand des Gesetzbuchs. (Art 1—3.) 

Das erste Buch führt die Aufschrift vom Handelsstande. 
Der erste Titel desselben — von Handelsleuten und von Han- 
dels geworben — setzt einige hierauf bezügliche Begriffe und Grund- 
sätze über Eigenschaften und Verhältnisse derselben fest. (Art. 4 — 
11.) Der zweite Titel handelt: von den allgemeinen Verpflich- 
tungen der Handelsleute. Er setzt als Grundbestimmung ein 
öffentliches Handels- Register fest, dessen erster Theil die Handels- 
Matrikel bildet — das amtliche Verzeicbniss über die im Gerickts- 
feezirk wohnenden Handelsleute, ihre Gewerbe und Finnen -~, wäh- 
rend die, zwtyte Abtheilung zum Eintrag der zur Offenkundigkeit be- 
stimmten Verhältnisse des Handelsstands, namentlich der Eheverträge, 
GcfttUschaftsverträgfe a. s. w. dienen soll. (Art. 12 — 33.) Sodann 
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wird weiter in diesem Titel von den Handelsbüchern, ihren Erfor- 
dernissen und ihrer rechtlichen Wirkung gehandelt (Art. 34 — 59.) 
Der dritte Titel beschäftigt sich mit den bei Ausübung des Han- 
delsgewerhs vorkommendeuNebenpersonen, nämlich: Hand- 
lungsbedienten, (Handlung« -Verwalter, Kassiere, Procorafährer, 
Handlungsreisende, Haodlungs- Geholfen, andere Bevollmächtigte) 
(Art.60— 88.), Mäklern ( Art. 89— 105.) , Fuhrleuten (Art. 106— 
ISO«), fn alten diesen Beziehungen werden Begriffe, Stellung, Rechte 
and Verbindlichkeiten dieser Personen umfassend abgehandelt. Der 
vierte Titel, mit der Aufschrift: Von einigen besondern Arten, 
Handel zu treiben, behandelt den Gommissionshandel, (Art. 
131—1710» den Speditionsbandel (Art. 172 — 177«)» den Ge- 
selltehaftshandei, diesen in folgenden Abtheilungen: L Allge- 
meines (Art, 178— 180.). II. Von den offenen Handelsgesell- 
schaften (Art. 181 — 231.). III. Von stillen Handesgesell- 
Schafte» (Art 232 — 242.). IV. Von Actien-Gesellschaftea 
(Art. 243 — 273.). V. Von Handelsgeschäften für gemein- 
schaftliche Rechnung (Art. 274—278.). VI. Von den Strei- 
tigkeiten zwischen den Gesellschaften und der Klagen- 
Verjährung (Art. 279—284.). 

Das xweyte Buch hat die Aufschrift: Von Handels- 
Verträgen und Handels- Verbindlichkeiten. Es werden hier 
abgehandelt: Tit. I. Allgemeine Bestimmungen (Art 285— 328.). 
Tit. IL Kauf and Verkauf (Art 329—353.). Tit III. Tausch, 
lediglich als gedoppelter Kauf erklärt (Art. 354.). Tit. IV. Ueb er- 
tragung der nicht indossirbaren Forderungen — Cessien — 
Delegation ~- Anweisungen (Art. 355— 361. )• Tit. V. Von dem 
Liefernngs-Vertrag (Art. 362— 873.). Tit. VI. Von dem Ver- 
lags-Vertrag (Art. 374— 380.). Tit VII. Vom Darlehens- Ver- 
trag (Art. 390 — 403.). Tit. VIII. Vom Aufbewahrungs-Ver- 
trag (Art 4*4—408.). Tit. IX. Von Faustpfändern, mit einigen 
wenigen , aber weit greifenden Abweichungen von den Bestimmungen 
der Gesetze von. 1825. n« 1828., wobey selbst die •ffentlicbcn Leih- 
häuser, welche in Württemberg noch nicht existiren, bedacht sind 
(Art. 409—415,)« Tit X. Von Borgschaften, Empfehlungen 
nni Gredit-Briefen (Art 416— 427.). Tit XI. Von Versiche- 
rungen oder Assecuranzen, wo neben den Versicherungen gegen 
die Gefabren der Versendung zu Land und zu Wasser auch die 
Brand-Versicherungen (worüber in Württemberg bereits äHgtmeine 
Gesetze bestehen) und sogar die Hagel- und Lebens- Verstclernmgen 
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abgehandelt werden {Art. 428 — 533.)- Tit. XII. Von Wechseln, 
welches wichtige Rechts- Verhältniss in folgender Ordnung behandelt 
wird. Einleitung. Von der Wechselfähigkeit (Art. 534 — 539.). 
I. Cap. Von Wechselhriefen oder gezogenen Wechseln, — 
Wechsel- Vertrag (Art. 540 — 550.)« — Form der Wechselhriefe 
(Art. 551 —558.). — Zahlungszeit (Art. 559— 563.). — Begehung 
durch Indossament (Art. 564 — 578.). — Pflichten des Ausstellers 
(Art. 579 — 586.). — Annahme und deren Wirkungen (Art. 587 — 
622.)- — Ehren-Annahme (Art. 623- 635.). — Wechsel-Bürgschaft 

(Art. 636 — 642.) Zahlung (Art. 643—662.). — Rückgriff des 

Inhabers bey nicht erlangter Zahlung (Art. 663 — 696.). — Ehren- 
Zahlung (Art. 697— 706.). — Verimisste und falsche Wechselbriefe 
(707—731.). — Wechsel -Protest (Art. 732— 739.). — Verjährung 
der Wechselklagen (Art. 740 — 743.). II. Cap. Von Wechsel- 
Verschreibungen oder eigenen Wechseln (Art. 744 — 757.). 
Tit. XIII: Von Handels-Anweisungen (Art. 758— 774.). Tit. XIV. 
Von Handelsbilleten (Promessen) (Art. 775—780.). Tit. XV. 
Von den an den Inhaber zahlbaren Handels-Papieren (Art 
781—797.). Tit. XVI. Von der Erlöschung der Handels- 
Verbindlichkeiten, insbesondere von der Verjährung (Art; 
798—807.). 

Das dritte Buch handelt von dem Verfahren in Han- 
dels-Sachen.' I. Tit. Von der Gerichtsbarkeit in Handels- 
sachen. 1. Verfassung der Handelsgerichte (Art. 808 — 
814.). II. Amtsgewalt derselben. — Umfang — Begränzung — 
Instanzen-Folge (Art. 815 — 825.). -III. Schiedsgerichte und 
deren Verfahren (Art. 826— 852.). IL Tit. Von dem Verfah- 
ren vor den Handels-Gerichten. I. Gerichtsstand (Art. 853 — 
862.)* IL Friedens- Gerichte (Art. 863— 869.). III. Ordent- 
liches Verfahren vor den Handels-Gerichten (Art. 870 — 
915^. IV. Verfahren vor den Appellations-Gerichten (Art. 
916—918.). V. Wechsel-Verfahren (Art.919— 957.). VI. Voll- 
streckung — mit ziemlich ausgedehnter Zulassung der persönlichen 
Haft — (Art. 958— 996.). VII. Von der Anwendung des aus- 
ländischen Rechts (Art. 997— 1004.). HL Tit. Von dem Gant- 
Verfahren gegen Handelsleute. I. Einleitung des Gant- 
Verfahrens (Art. 1005 — 10180* IL Wirkungen des Gant- 
Erkenntnisses (Art 1019 — 1041.). HI. Masse-Verwaltung 
(Art. 1042—1066.). IV. Gläubiger- Acßschuss (Art. 1067— 
1081«). V. Verwerthung des Masse- Vermögens (Art, 1082— 
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1086.)* VI. Gant-Verfahren selbst insbesondere von der 
Priorität der Forderungen — mit wesentlicher Beschränkung 
der Vorzugsrechte in HL and IV. Ciasse der gemeinen (durch die 
Gesetze von 1825. u. 1828. bestimmten) Priorität« - Ordnung (Art. 
1087—1110.)« VII. Zurflckforderungsrecht des Verkäufers 
und des Gommittenten (Art. 1111—1124.). VIII. Borg- und 
Nachlass- Vergleiche (Art. 1125 — 1140.). IX. Wiederbe- 
fähigung eines Verganteten (Art 1141— 1149*). X. Anstands- 
Briefe (Art. 1150—1164.). 

Aus diesem Skelett wird man den grossen Körper erkennen; 
auch das Kleid hiezu konnte nicht klein ausfallen ! Die in dem 
zweyten Theile enthaltenen Motive sollen die Grundsätze des Ent- 
wurfs näher entwickeln, die Quellen desselben nachweisen, die Ab- 
weichungen und Zusätze rechtfertigen, die einzelnen Bestimmungen 
erläutern , und die Voraussetzungen und Folgen derselben aufzählen, 
ohne geschichtliche und wissenschaftliche Ausfährangen zu geben 
oder in Rechtfertigungen einzugehen, — Oberhaupt Alles in einer 
jedem Gebildeten, namentlich jedem gebildeten Kaufmann zugäng- 
lichen Weise; und doch begreift der diese Motive enthaltende Band 
831 enggedruckte Seiten! 

Aus den Motiven ersehen wir, dass bey dem Entwurf — neben 
dem die Haupt-Grundlage bildenden Code de commerce, — noch das 
spanische Handelsgesetzbuch von 1829., das holländische, is 
den Jahren 1834 — 1886. von den Ständen berathene und erst kürz- 
lich dort eingeführte Wetboek van Koopkandel, und die im 
Königreiche Preussen geltenden Bestimmungen, insbesondere der 
VIII. Titel des II. Theils des allgemeinen Land rechts, vorzugsweise 
berücksichtigt wurden; weniger Gebrauch dagegen von dem neapo- 
litanischen und portugisischen Handels - Gesetzbuch gemacht wor- 
den ist. 

Ueber die Zugrundelegung des Code de commerce, welche nach 
dem Obigen schon von der Regierung vergezeiehnet gewesen zu 
seyn scheint, wird in den Motiven, neben einer Rechtfertigung dieser 
Wahl, gesagt, dass sich bey Anwendung desselben auf die Verhält- 
nisse Württembergs hauptsächlich die beyden Schwierigkeiten er- 
geben haben, dass ia Württemberg die ungleichartigen Elemente des 
sogenannten gemeinen Rechts und der einheimischen Civilgesetz- 
gebung immer noch nebeneinander bestehen; Vieles obendrein lücken- 
haft, Vieles veraltet, Vieles den im Code de commerce enthal- 
tenen Folgerungen widerstreitend sey. Es haben daher manche 
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civilrechllichen Sätze hier aufgenommen, manche hier geändert, oder 
die handelsrechtlichen Bestimmungen nach dem bestehenden Civil- 
rechte geformt werden müssen. Es sey jedoch die Abänderung der 
einschlagenden civilrechtlichen Bestimmungen nie ohne dringende 
Gründe geschehen; man habe kein Recht für einen einzelnen Stand 
schaffen wollen. Für das Wechselrecht, für welches bisher eine auf 
die Leipziger Wechsel- Ordnung von 1682. (welehe auch subsidiäre 
Gültigkeit in Württemberg hat) gebaute Wechsel-Ordnung von 1759. 
bestand, welche beyde die Motive mit Recht nicht mehr als aus- 
reichend erklären, benützt der Entwurf vorzüglich den Entwurf einer 
Wechsel-Ordnung für Sachsen vom Jahr. 1822* von Dr. Grüner. 

Die Eingangs erwähnte Schrift ist unseres Wissens die erste in 
das Einzelne gehende Kritik, welche über diesen Entwurf im Laufe 
von fast 5 Jahren erschien, was um so mehr auffällt, als derselbe in 
mehreren Beziehungen geeignet war, auch ausserhalb Württembergs 
die Aufmerksamkeit zu erregen und solche auch wirklich erregt bat. 
Wohl aber haben zwey der ersten Rechtsgelehrten Württembergs, 
Professor Äfrohl und Kanzler Wächter sich gelegenheitlich über 
denselben ausgesprochen. Ihre Aeusserungen hierüber hier wörtlich 
anzuführen, dürfte um so mehr von Interesse seyn* als dieselben zu- 
gleich den Standpunkt, von welchem aus das ganze Unternehmen auf- 
zufassen ist, sehr klar und bündig bezeichnen, und als ihre Ürtheile, 
obgleich sie fast gleichzeitig zum Druck gegeben wurden, und also 
in keiner Beziehung zu einander stehen konnten, auf das. Genaueste 
übereinstimmen, Mo hl sagt (in der in diesen Jahrb. 1842. S. 866. ff. 
angezeigten Festschrift, Beilagenheft zur Monatschrift für die Justiz- 
pflege Bd. VI. Abth.3. S.73— 75.) Folgendes: 

„Es mag misslich erscheinen, einen in so viele Lehren des ganzen Civil- 
rechts-Systemes eingreifenden Theil, wie ein Handelsgesetzbuch ist, in 
einer Zeit zu bearbeiten, in welcher man sich mit einer Revision jenes 
ganzen Systems beschäftigt, ohne dass aber schon bestimmte Grundsätze 
über das Verhältnis* des gewünschten Neuen zum Bestehenden aufgestellt 
wären, und so zu Anhalts - Punkten bei der Detail «Arbeit dienen konnten. 
Allein auf der andern Seile ist auch wahr, dass Württemberg jetzt -so gut 
als von jeder gesetzlichen Norm in Handelssachen verlassen ist, indem das 
einheimische Gesetz sowohl als das H ulfsrecht beinahe ganz schweigt, somit 
nur in Analogieenund in einer schwankenden Praxis , allsuhäufig geradezu 
m der Willkubr des Richters, eine Entscheidung gefunden werden kann. 
Je mehr nun aber die auch in Württemberg mehr and mehr erwachende 
Thätigkeit in Handel und, Gewerben einen solchen Zustand an erträglich 
ftnden lassen muss: desto leichter mag man sich dazu entschl Jessen > das 
Handelsgesetzbuch jetzt schon zu bearbeiten. Der Gewinn , eine bestimmte 
Krit. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. VI. 34 
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e Ca— ekaritckkeit, r it ü i ich t , 
jetzt ae fr ee tcl l ea d ra O iaadaa ti e hei ei— liger i c irt e Ma g < 
dea knrgerttekea Gesetzbuchs fra efc ti sa ssaasenu Aaek ist «er, oben 
bereit» erwikate Vertkeil eieer Ersieh nag der aeaea Geeetzgekaag hier, 
we gar tefca V irmi h e sl sa t , h es sad ers wiehfig. Na* re***eM sick weht 
m idM, «w sink eis selekes H a n del s - Cee et i ledigtiek asnt mm ea- 
m it lsUi n ta l e al^aaastnnd sa fcoz ie a ca hat Deaa wcsm es sick am die Bechtt- 
rerkattaisse 4er Kaaleete Aberkannt rarlaaft, somit ia alle Tkeile de* 
CirUreckU- Systeme eiagreift, ae «im ei a o lh acndig eia Element der 
Verwi rru ng für alle Verhältnisse werden, aad dabei eberdieae selbst allet 
Haltes ealfcekrea. — Wat aaa dea iakatt aai die fticktung des eo iliigtn 
dea Oooctzasoatweriea ketrUR, m mag wekl eia aakerea Ksnjekca ak 
voreilig ereckeieea. Noek ist derselbe lediglich die Arbeit des eaneuei 
damit keauftragtea Beamten, aad et sind die verlangte« Gutachten entweder 
noek nickt erstattet, oder wenigstens aaek nickt kenätzt; ea kat nameat- 
Uek der Geheime -Ratk seine v erfasse ngs s aossl ge KvSrteraaa; aaek akkt 
eesu^smunaen. Naa neigt akec die Ooscfchtkte mehr als Fiaea wdrttem- 
bergisckea Gesetses, das* diese spateren vorbereitenden Arbeitea rem dem 
wesentlichsten Einflsss sef das Schicksat eines Gesetzeseatwurfo» sejn 
könne» , aad sogar vor ihrer Beeudigong nickt eiansl dafür engesfaiidea 
werden kann, ob eia Entwarf Okerkanpt nur die Grundlage der wirklichen 
spateren Gesetsgeknng wird. Es darf daher kier an der Andeutung ge- 
nftgen, dam die wesentliche Grnadlage des Entararfes dam Grasnässecke 
HsndeiagescUbock ist, freiliek mit manckfacken Aeuderaaeeau, welche ik 
Anpassung an das fibrige wörttem bergische Civil- and Prozess-Reckt za er- 
fordern schien, und mit sehr weitem An ■greifen in verwandte Materien dei 
Givtlrechts. Nicht unbegründet dürfte dabei vielleicht noch die Bemerk*** 
seya, data das dem Staate eingeräumte Aufiiekts- and Cantraie-Reekt weit 
so gehen seheint. Dit KJarkeit der Bestimmongea and die (Jnratcktigkat 
der gansea Arbeit verdient Cbrigena unbedingte Anerkennung; so wie aaefc 
die sekr ausfflhrlichen Motive als werthvoller Beitrag zur Decirin anter 
allen Umstanden ihre Bedeutung bewahren werden. 4 ' 

Wich ler dagegen bemerkt in seinem Handbuch Bd. I. Abth. 2. 

S. 963. 964. folgendes: 

„In diesem Entwerfe and seinen Mottven erhieltett wir eine sekr scketxeni- 
wertke grdndlfteke aad sekarleinnige Vorarbeit sn einem Handelsgesetz- 
buchs. Nor wird man jedenfalls mit seiner Anlage nnd Ausdeknang nicht 
einverstanden seyn können. Er greift in eine Menge von Fragen nnd 
Uhren ein, welche keineswegs besondere Fragen und Lehren des Han- 
delsrecht •, sondern allgemeine civilrechtlicke sind, und entsekeidet sie 
grosseatheHs anders, als die Groudsätse unseres bestehenden CivilrechU 
mit sieh bringen. Dadurch würde sich in vielen allgemeinen Verhältnissen 
fis den Handelsstand ein besonderes Civilreeht bilden, aad in an 
sern Reehtsi ästend noch mehr Verwirrung aad Disharmonie gebraekt wer- 
dea, als diess bis jetst schon der Fall ist. Schwerlich mochte dies* der 
rechte Weg seyn , eine Verbesserung unseres Civil rechts anzubahnen. 
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i 
Aach .Seifte er s&ek fragen» ab triebt at»cii 4**e* JSaÄwerl, wie so-rWantoh* 
unserer Gesetze, immer uqcU zu «ehr von polizeilichem UebtrwacJieii «n«" 
Beschränken der freien Thätigkeit in der Privatrech tssphare ausgeht." 

Weit weniger Gerechtigkeit iässt unser Verf. dem B&twurf in 
seinen allgemeinen Urtbeilen, wie in seinen besondera Bemerkungen 
widerfahren. Da sowohl bei dem Entwurf als bei der Kritik die 
Persönlichkeiten der Verfasser offenbar von Eiaflusi waren, so be- 
merken wir hierüber Folgendes. Dem Verfasser des Entwürfe stan- 
den ein ausgezeichnetes Talent, eine vielseitige wissenschaftliche 
Ausbildung (er begann seine Laufbahn alsacademischer Lehrer) and 
eine manniebfaeb bewährte praktische Tüchtigheit znr Seite 5 nur 
Einen giena; ihm ab, nämlich eine längere Erfahrung in 4er Civil- 
rechts- Praxis, (das Fach der Strafrechtspflege bildete fast immer 
seinen ausschliesslichen Beruf) und diess kennte bei einer Arbeit, 
we ein lebendiges Bild der Fälle desLebeas eine vollkommen siebere 
Bewegung bedingt, nicht webt ebne Eiaftuse bleiben« 

Der Verfasser der Kritik ist- Kaafmano, ein Mann, der seine 
ausgezeichnete Befähigung im Fache der Handels- Wissenschaft sehen 
durch grössere schriftstellerische Werke erprobt und auch durch die 
gegenwärtige Schrift nicht nar seine vielseitige Ausbildung als Kauf- 
mann, sondern aoeh das bewährt bat, das* ihm die Eigenschaften zu 
einer wissenschaftlich gehaltenen Behandlung des vorliegenden Geges*- 
atands nicht abgehen. Aijein auch bei seiner Arbeit scheint uns ein 
ähnlicher Anstand wie bei dem* Verfasser des Entwürfe vee Einfiuss 
gewerden zu seyn, *-** «sc im einer etwas verschiedenen Richtung^— 
nämlich der Mangel an Erfahrung in Auffassung end Anwendung von 
derartigen Gesetzen« Gewiss hätte seine Kritik in esaneben Benie- 
bsngen eine andere Tendenz und- Ausführung erhalten, hätte der- 
selbe längere Zeil «1s Mitglied eines Handelsgerichts oder Überhaupt 
eines Civifgerichts eine unmittelbare Anathauenn/nnd Uebung ini 
Fache der Rechtspflege gewonnen. Er würde; was wir insbesondere 
an seiner, Kritik ausstellen müssen, die Besttnimüngen des Entwurfs 
mehr in ellgemeiner Aulfasswg und Prüfung des Geistes und der 
durchlaufenden Pvincipieu gewürdigt haben, statt sieb meist nur darauf 
zu beschränken« einzelne Sätze und sogar oft Worte als enget»«, 
unzureichend oder unpassend anzufechtl», wodurch es geschah, dses 
er hie und da den wahren Sinti verfehlte; und da, wo dtess nicIlt 
der Fall ist, seine Anfechtung meist nur auf Gasuistik ©der die Rück- 
sicht auf Geavenienz und Gebrauch gründete. Nun ist zwar natür- 
lich das erste Erfordernis eines guten Gesetzes, dass es so vielrirög- 

34* 
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Heb *r aHefaUe pMN wed 4m CHVfiiwui ood Qeb r iw c fce« mög- 
lichst entspreche; aller» es ist auch -bekannt, dass weee uaan sfdb bei 
Prlfeag elaes Gesetzes die Frage , ob dasselbe jeae Bedingaagen er- 
fiJJe 9 ohne allgemeine leitende Grandsitze itcüt, man gar za leicht 
aal einseitige ffteeallafte geralb; and was die Bandelsepfcrtaehe uni 
Cearenienzeu betrifft, so ist, abgesehen davon, «last solche wenig- 
stens ia einem LuneV, we der Ilaadel wie ia WurUembere; noch aif 
der erslea State der Kindheit steht, eine ueae Bandels-Geeelxgebaag 
•seht absolut heherrschea können, sebr za bezweifeln, oh die Haa- 
dekgebriaebe, wekbe dar Verl aooammt, eberall genügend eensta- 
tirt sind, «ad ob «er aiebt bei deai Haedelsataad, wenigste» dem 
wtrttemherigscbee, *nf vielfache Widerspreche ztit seinen Annähmet 
tteesea würde. Reo. bat weaigsteaa vielfach die Erfahrumg gemacht, 
das« selbst bei sebr eiafacbea und täglich vorkommenden Fragea 4ie 
Ae aaa a r aagea der Kaulente entweder ganz aabeatiauit bliebe«, oder 
aieht übereinstimmend nasieJea, eine Erscheinung, weiche er sieb 
immer damit erfcllrle, dass aaeb dea bisherigen Zastiadea des Barn- 
deb ia Wflrttemberg sieb nicht Ariele feste Haodelsgebrascae, «ad 
aeeb weaiger klare oad eatscbiedeae Aasicbtea bierfiber gemüdet 
babea kflonen, wie deaa aaeb eigentliche flaadelsstreiligkeiUn bis 
zar neueren Zefc, wo es allerdings anders werden za wollen scheiet, 
hm Ganzen weaige ia dea Proeomgnug kaaiea, da solche, w«u sie 
euch vor die Gerichte gelangten, gewöhnlich verglichen wurden oder 
im Coacnr». Verfahren (wovon sie meist die Verlaufer sind) uater- 
gifragsa Immerhin mos* aber anerkannt werden, dass die sichtlich 
aaf anlassende Sacukenntuiss gestützten Bemerkangen den Verls., 
wenn sie gleich die Bedmgaagen einer vollständigen Kritik nicht er- 
füllen, doch ein werthvolles Material liefern, and wir möchten res 
dieser Schrift dasselbe sagee, was Wichter von dem Entwarf selbst 
gesagt bat, — dass Womit oiae schteenswerthe Vorarbeit für die 
weiteren legislativen Verband langen der Frage gegeben sey. Es bat 
aaeb der Verf. selbst seiner Arbeit das Pridieat einer erschöpfenden 
Prüfung nicht viadtcirt, sondern bemerkt, dass, da ihm vermöge 
seiner frühem mercaAÜUscheu Laufbahn anfassende, tiefe juridische 
Kenntnisse abgehen, sein Hauptstrebeu dahin, habe gehen namssea, 
den Entwurf von der mercaAiliscben Seite zu belenchten. 

Ueber den Gang and die Resultate dieser Prlfong im Besonders 
haben wir Folgendes zn berichten. 

In dem kurzen Vorwort stellt der Verf. den Gesichtspunkt, von 
welchem seine Beurteilung ausgieng, im Wesentlichen in folgenden 
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Sätzen fest. Es sey die Gesetzgebung in Handelssachen die schwie- 
rigste, weil die Handelsgbräuche in manchen Fallen gegen die im ge- 
wühnKchen Lebe» angenommenen Grundsätze Verstössen und dem 
Rechtsgelehrten mehr oder weniger fremd seyen. Deswegen sey der 
Verfasser des Entwurfs angewiesen worden, in verwickelten, ihm 
nicht hinreichend» bekannten Fallen, Sachverständige, die ihm he- 
zeichnet worden seyen, zu Halbe zu- ziehen. Dass er solchem, wie 
verlaute, nicht Folge geleistet, sey nicht ohne Einfluss auf seine 
Arbeit geblieben. Derselbe habe seine Aufgabe hauptsächlich durch 
eine Compilation ans fremden Gesetzbüchern gelöst ; diess habe nicht 
genügen können, da Gesetze auf die Verbältnisse und Bedürfnisse 
der Gesellsehall gegründet seyn müssen, welche nichts weniger als 
sn dien Ländern gleichförmig seyen, und sich nicht aus Büchern er- 
lernen lassen. Ohne -dass sofort weiter etwas Allgemeines über die 
in Württemberg bestehenden Verbältnisse, mit welchen es der Ent- 
wurf zu tbun hat, Über Form und Inhalt des Entwurfs und Ober den 
Weg, welcher bei Benrtbeihmg desselben eingeschlagen werden solle, 
angefahrt wird, gebt der Verf. alsbald zur Prä fang der einzelnen 
Bestimmungen de» Entwurfs über. JHr»e}be stellt hier, was sehr zu 
billigen ist, da es den Gebrauch der Schrift wesentlich erleichtert 
nnd erweitert, überall kurze Uebersiebten über die Rubriken der in 
den einzelnen Abschnitten des Entwurfs abgehandelten Gegenstände 
voran., lässt sofort den Abdruck derjenigen Artikel, zu weUbe» er 
Bemerkungen macht, folgen, und hängt sodann den Artikeln seine 
Bemerkungen an* Diese Bemerkungen beschränken sich i fast durch- 
«us auf Ausstettäageo gegen die Fassung, insbesondere den Vorwurf 
der Undeuttichkeit, auf Aushebung von einzelnen Fällen, für welche 
die Bestimmungen des Entwurfs nicht passen, und auf Anführung von 
Verhältnissen und Gewohnheiten im Handel, gegen welche die Be- 
stimmungen des Entwurfs Verstössen sollen. Bieraus werden nicht 
immer Resultate und Gorrectiv-Anträge abgeleitet; wo es geschieht, 
sind solche in der Regel nicht näher ausgeführt, namentlich weder 
durch einen allgemeinen Grundsatz, noch durch Belege motivirt. 
Insbesondere erhält man über die offenbar wichtigste Frage, in wie 
fern die Bestimmungen des Entwurfs gegen meroanttliache Verhält- 
nisse, Grundsätze und Gewohnheiten Verstössen, fast nie etwas Wei- 
teres., als die ganz kurze ' Versicherung des Verfs. ohne alle Nach* 
weise und Belege» Da wo seine Anfeehtnng gegen Bestimmungen 
gerichtet ist, die lediglich andern Gesetzbuchern entnommen sind, 
beschränkt sieh der Verf. gewöhnlich auf die gleich unausgeführte 
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uunl üumetivirte Bemerkens^ das* solche aaf die Verh&ltniss*, wie 
sie ie Wlrttemberg betteten, nickt passen. 

Es ist sieht sn rnfmkeuusm* 4ms es 4er Natur der Sncbe nneJk 
den Verf. sebwer ond oft unmöglich seyu musste, Beweise Ar stiebe 
VsrhlUnisse sn liefern. Allein eise Oberzengende Ableitnng am 
bekanntes eder tenst esuleuchteuden Vcrhaksitsen nnd Gründen, nnd 
bis nnd ds dis Asfbringnng eisiger Belege musste ihn doeb wohl 
möglich eeys; jedesiulls meinen wir, dnss ihm eise nibere Ansets- 
ssdsrtetsssg nnd ErUnternng 4er aufgestellten Behauptungen nnd 
der ibnen sn Gmnd lie g e n d en tbnUI e b tte he n Memente obgeleges 
wäre. 

Autoritäten findet msn in der ganzen Schrift keine angeführt. 
Weit entfernt von einer Sebrift, wie die rerüegesde, eisen selehes 
Apparat erwarten sn wellen, dSscbt uns doch, dass der Verf. bei 
■eines bestimmt absprechenden Aesssernsgsn Sber UnpassHebkeit, 
UssweekmSesigkeit seid sonstige Verttette der Beetimmssges des 
Bntworfs Grand gebebt bitte, des, was sieb eus anders HanSeh- 
getetaen und aneb der Ansieht ven Schriftstellern, zur UsterstStznng 
seiner Meinungen anfahren Jtesn, anzugeben, snSial da, wo er seine 
Sitae ebne alle BegrCIndung ausgestellt bal 

Naeb den besonnten Bemerkungen folgen (suf weniges Seiten) 
die „Schlussbotrucbtungen", welche die ans den besonders 
Bemerkungen abgesegenen allgemeisen Resultate estbalten, die wir 
in felgea4en Sätaen susemmeelntsea können. 

1) Bin Entwurf an einer Gesetzgebung, dessen HaupUt&rke auf 
dem Cemmentar b s wi bs, wie sn nrit dem vorlie g e nden der Fall sey, 
sey gewiss sebos dadurch, nicht sehr geeignet, seinem Zweek zu ent- 
sprechen. (In wie fern die Stark* des Entwerfe hauptsächlich auf 
dem Cemmentar beruhe, ist nicht gesagt) 

2) Der Verfasser habe zwei wesentlich verschiedene Reebtsver- 
haltsisse auf eine, 4em in Württemberg bestehenden Organismus 4er 
Behörden gSsaltch widersprechende Weise mit einander vermengt. 
Nseh 4sm Entwurf sott das in Württemberg eiesnföhrende neue Han- 
delsgesetzbneh nicht blos die Pmat^ReesSverbiknisse der dem Haa» 
detsstssde »gehörigen Individuen, so weit sie von dem gemeines 
Recht abweiehen, und die Rechtsverhältnisse bei Handelsgeschäfte*, 
sondern such die Rechtsverhältnisse des Handelsstauds umfassen. Das 
Usnattrhiebe einer Vermengung 4er Hen4dsgeweifce*Ofldsuog sntt 
dem Hssdelsreeht, welche 4er Entwarf enthalte, müsse aber auf den 
ersten Bliek in die Angen springen. Der Sachverständige möge es 
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aiterdiags für wunseheeswerth halten, daas eine neue Bandebordntag 
für Württemberg festgesetzt verde; ja es möchte sieh behaupten 
tosen, dass eioe solche Bandelsordnting die Vorbedingung eioes-fian- 
dtobreehts, sey» müsse. Aber bei Gelegenheit der Abfassung eines 
neuen Handelsrechts den Haudebstaad in seinen wesentlichen Bezie- 
hungen neu in orgaaisiren, und nebenbei die Jusiinbeamten zutHao- 
defta*»PeJtzeibeh&rden au eonstituiren , sey bei den in Württemberg 
beziehenden SiaatscJarichJuagen ein durchaus verkehrtes Verfahren. 
(Waran dieses Verfahren gerade den in Württemberg bestehenden 
Staats »Einritt bin ngeo widerspreche, and, welchen,, ist weder hiernach^ 
in den besondere Bemerkungen ersiehtlieb.) v ■ 

$) . Die Vermeugung des Ge werbepolizeiltehen mit Besthumwngen 
Aber Privet-Beeiitsverhttl&aiase ziehe sieh durah den ganuaa Entwurf* 
namentlich gehe ahen da* erste Buch von dem schiefen Gesichts- 
punkt ans, es sey Aufgabe de» Handelsrechts, die Ordnung des kauf- 
männischen Betriebs zu bestimmen* Nur mit den in den verschie- . 
denen- Zweigen des Handelsverkehrs vorkemmenden Rechtsgeschäfte* 
habe dSeflandelsgeseUgebueg sieh zu befassen und für dieselben die 
ndietgen Bestimmungen ad geben. Das Handelsrecht sey. nur ab 
Anhang des allgemeinen Cirilrecbts zu behandeln; niehts sey yer- 
kehrter, ab wenn dasselbe,, wie üb Eatwucf geschehe, den Zug, 
führe. 

4) Die vorgeschlagenen gewerbepoltzeilichen Normen seyen 
auch materiell nicht emnfehlentwerth« Hier stelle sieb zuvorderst 
die Einführung einer Handels -Matrikel dar, welche ihetis snr Be- 
zeichnung der Personen, auf welche dai Handelsrecht seine Anwen- 
dung finde, dienen soll, tbeib den Credit des Handefesiandes zu er- 
Jittben beabsichtig«. Soll in Deutsehland eioe solche, in daß Innere 
eiees Gewerbes eingreifende Massregel in Vollziehung gebracht wer- 
den, so verlange deutsche Sitte, dass es durch das Medium der As- 
sociation von Gewerhsgenossen geschehe, und dass nicht Staatsbe- 
hörden im Geiste eines absoluten Ceatr&lisatient- Systems die Besor- 
gung der innere Angelegenheiten eines Gewerbe übertragen werde. 
Sodann stehe die VmNMfentltchulg der Verniöge«s*erhaUnisse in dam 
grellsten Widerspruche mit dem Wesen des kaufmännischen CrediU; 
denn dieser dürfe auf keiner sichern Berechnung beruhen, sondern 
das moralische Vertrauen in die gesummte Perattnlichkeit eines Man- 
nes, ein Wetten und Wagen, müsse demselben zu» £rnude liegen. 

5) Der Verfasser de* Entwurfs bnhe die Sprache nicht anf eine 
Weise in seiner Gewalt, wie es zur Abfassung guter Gesetse gefor- 
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der! werde, welche in klarer, den Volk, besonders den Handels- 
gerfchtea versUodlicbcr Sprache abgemsst seyn müssen. ( Der Verf. 
der Kritik bemerkt diessralls seihet,' data er die Undeeltiehkeit dar 
Abfassung blof ae einigen Stelleo gerfigt habe, erklart aber zugleich 
aeeditcklicb, dasa „da* Gasse aa dieteai Gebrecheo laborire.") 

6) Nebet deai Maagel aa Klarheit der Sprache herrsche aach 
im gaatirn Werke eiae gezwaageae Systeansueht vor, welche ebea- 
fulls keiae Zierde Ar eia Gesetzbuch aey, und, anstatt zur Deat- 
bebheit, weit mehr aar Uudeuilichkeit beilrage. (Wo »od wie das 
System hatte vereiafacht werdea seilen, ist eirgeede geaagt.) 

7) Fatae aiaa alle diese Belrachtaagea zosammea, so werde 
sieh weM die Ueberzeeguug aufdringen, dass der vorliegende Ge- 
setaeatwntf darebaas eiaer ganzlichen Umarbeitung bedürfe, ehe er 
dea Knmmsm aar Berat bung vorgelegt werden könne« 

Der Verf. der Kritik ist mit diesen so aNgemcio ausgesprochenen 
. «ad atreagea Vorwürfen offeabar au weit gegangen; jedenfalls bitten 
aokhe besser ausgeführt and belegt werden sollen. InsbesoaeVre 
bitte 4er Verf. den kartea Vorwarf einer gtaaüehen UndenUkbkcil 
in der Faaaang uad dtessfalbfgen Unfähigkeit des Aators ganz genta 
nachweisen aad hei allen das Gebrechen der Dndeatlkhkeit in anf- 
allender Weise an sieh tragendea Stellen neigen messen, ia wie 
fern sie ihm nickt klar oder bestimmt genug scheinen, wenn er die 
Replik abschneiden wollte, dasa dieser Vorwarf aar in seiner indivi- 
duellen Auffassung begründet scy, wie diess a. B. bei Art. 229« offen- 
bar der Fall ist, wo der Verf. den Ausdruck „Gesellsehaftsihei- 
lang 4i unklar findet, and dem Ree. aach noch bei den meiste n an- 
dern derartigen Aassteilungen statt au finden scheint; sodann aber 
ist gar n#ebt< abzusehen, wie dieser Vorwurf da gerechtfertigt wer- 
den kann, wo der Verf. selbst die Bestimmungen des Entwurfs bil- 
ligt oder angreift, ohne einer Undeutlicbkeit au erwähnen, da diess 
doch voraussetzt, dasa er selbst dea Sinn mit Entschiedenheit aafge- 
fasst hat; dieser Fall tritt aber bei dem grdssten Theil der von dem 
Verf. abgehandelten Artikel — deren es keine kleine Zahl ist — 
ein. Was sodann den Hauptangriff in materieller Beziehung, die 
Vermcagang der Gewerbe - Poltzey mit dem Handelsrecht und der 
Sehaffang eines eigenen Rechts för den Handelsstand betrifft, so 
glaubt Ree. selbst, dass der Entwurf hieria viel au weit geht. Allein 
es wird nickt widersprochen werden können, dass, wenn ein Han- 
delsgesetz nicht ganz fragmeatar werden solle, dasselbe gewisse or- 
ganische Grandlagen voraussetzen, oder — wenn deren gar keine, 
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oder wie diess in Württemberg der Fall ist, höchst unvollkommene 
und man darf wohl sagen, zum Theil verkehrte bestehen, — sich 
selbst schaffen moss. Es ist natürlich, dass der Gewerbestand heut- 
zutage, besonders da, wo sein Leben erst erwaeht, neben seinen 
lauten Forderungen um sichernde und fördernde Bestimmungen der 
Gesetzgebung sich sogleich opponirt, wenn diese Bestimmungen 
der Richtung dieses Standes, sieh ohne irgend eine Schranke zu be* 
wegen nnd sich die Gesellschaft absolut dienstbar zu machen, irgend 
wie entgegentreten. Dass aber der Verf. sich, wie aus seinen im 
Resume ausgesprochenen Sätzen ziemlich klar durchblickt, auf den- 
selben Standpunkt stellt, dass er sogar — weil er denn doch die 
Notwendigkeit, dass etwas geschehe, nicht ganz niederhalten kann, 
seine Zuflucht zu dem Vorsehlag einer „Regeneration der Zunft- 
verfassung" nimmt, diess hatten wir in der That bei dem Grade 
von Bildung, auf dem er steht, nicht erwartet* Wenn der Verf. so- 
gar den Eintrag in die durch den Entwurf (nicht ohne Vorgang) ein- 
geführte Handels* Matrikel und die hiebei vorgeschriebenen Formen 
unangemessen und drückend findet, und mindestens die Vermittlung 
der Association von Ge wer bs - Genossen als Bedingung fordert, so 
suchen wir vergebens die Angabe specieller Gründe, welche dieser 
Maassregel im Weg stehen sollten, und, was die von dein Verf. em- 
pfohlene Association der Gewerbe - Genossen betrifft, so möge er 
erst den Beweis liefern, in wie weit solche diejenigen Garantieen 
geben könne, welche von der Maassregel erwartet werden; was ihm 
jedenfalls nicht gelingen wird, so lange er nicht das Bedenken wider- 
legen kann, dass die bereits bestehende Association der Handels- und 
zum Theil auch sonstigen Gewerbsleute ihre Hauptthätigkeit dahin 
richte, das Publicum durch Unterdrückung der Concurrenz undTarifi- 
rung sich tributbar zu machen, wobei wir ihn nur an die beiden, 
ihm gewiss wohlbekannten Thatsachen erinnern wollen, dass in Würt- 
temberg schon lungere Zeit Öffentliche Autforderungen und Verrufs- 
Erklärungen gegen unbequeme Concurrenz und (selbst in den grftssten 
Städten) förmliche Vereine zu willkürlicher Tarifirung der Waa- 
ren u. s. w. bestehen! Anbelangend sodann die von dem Verf. ganz 
unerträglich gefundene Maassregel, dass in der zweyten Hauptabthei- 
lung des öffentlichen Handels* Registers eingetragen wwrden soHen 
(Entwurf Art. 24.) 1) Auszüge aus den Ebeverträgeu, den Vermögees- 
Absoadernngs- und Ehescheidung»» Verträgen, den Gesellschaft«- Ver- 
trägen «ad der Gewaltsumfang der Handels* Verwalter, sowie 2) die 
im Unterpfcadsbnch vorgemerkten Summen des mit gesetzlichem Vor- 
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zugsreeht versehenen Vermögens der Ehefrauen und Kinder, so bat 
er nicht ia widersprechen vermocht, dass die nnter Ziffer 1. aufge- 
führten Bostimmuagan mit den Vorschriften aller neuen Handels- 
gesetze übereinstimmen; er bei ferner seihst bei de« grossem TheU 
dieser Vermerkung ea zugegeben, dass sie keiae G c bs imniase betref- 
fen, (wirkUeh laset sieb diess schon aseh der Natur der Sache blos 
vea den GeaeUscbafts-Verlrägen behaupten) und hat sich auf die Be- 
merkung beschränkt, das* ancb die ia andern Gesetzgebungen gefe- 
derte Veröffeothekuog solcher VerhÜtaisse nichts tange. Die ein- 
zige Begründung dieses Sataes redueirt sieh aber (neben dem offea- 
bar aiebts beweisenden Satz, dass diese Vorschriften nach der Er- 
fahrung überall abglichst umgangen werden) einzig darauf, dass die- 
selben demKaafinann nubeouem nnd lästig werden können, also den 
Credit hemmen (S. 8. 9, 14&.), Den in den Motiven des Entwarf» 
S.43.ff« (wohl nur za kurz und nicht scharf genug) geschilderte» 
wahren Uafag des Credit- MUbrauchs, welcher wohl kam» irgeudswc 
greller vorkommen kann, als diess nach den dermaftgea Gesetzen» 
and sonstigen Verhaltnissen Württembergs fraglich wird, hat 4er 
Verf. keiner Würdigung unterwerfen nnd die Sache mit der kurze» 
Bemerkung abgefertigt, dass der Haadebstand sieh selbst bewache 
und durch aiebts anderes geholfen werden könne, als durch strenge 
Gesetze gegen meihwilliges und fahrlässiges Bankerottiren. Das* 
jedoch solche Gesetze, wenigstens in einem Lende, wo man gewohnt 
ist, Ar harte Strafen unzweifelhafte Beweise der Verschuldung zu- 
fordern, — gänzlich unzureichend sind, uail strenge gegeben nnd 
vollzogen die freie Bewegung in Handel und Gewerben weit mehr 
lähmen mttssten, als ein Eintrag über Verhältnisse, welche, wenn 
man nieht voransweg dem Betrug und der Schwindelei eine Brücke 
bauen will, keine Verheimlich eng erfordern nnd; verdienen, werden 
solche, welche sich einigermaassen in denAaeaten des Concor*- nnd 
Scboldenweseas des Haadels- und Gewerbsstandes umgesehen haben, 
mit dem Rec. überzeugt seye. Gewiss wäre auch der Verf., wenn er 
sich nicht vorausweg von dem Postulat eiaer gaaz unbeschränkten 
Creditfreiheit hätte einnehmen lassen, auf die Frage gekommen, oh 
nieht die dermaligen Zustände selbst, insbesondere die Möglichkeit 
eines so maasslosen Credit -Misbrauefas einen, wenn auch unsichtbar 
fortwirkender Anstands-Pnnkt gegen das von ihm verflochtene Interesse 
bilden und bilden müssen — wenigstens hei einem Volke, bei wel- 
chem Besonnenheit und Vorsiebt hervorstechende Characterz&ge 
sind, was sowohl in dem Verkehr der. Handels* und Gewerhsleute 
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unter sieb, als gegenüber von dem Gapitalistenstand von Einfluss 
werden muss. Neben AIP diesem muss noch bemerkt werden, dass 
der Verf. sich bei der Beurtheilung dieser Frage auf den ganz ein- 
seitigen Standpunkt gestellt hat, als ob bei einem Handelsgesetz gar 
keine andere Rücksicht zu nehmen wäre, als die auf die möglichst 
unbeschränkte, gemächliche und nutzbringende Bewegung des Han- 
dels- und Gewerbestandes, während doch auch die Interessen an- 
derer Glassen — wir nennen nur die Gapitalisten und Ur-Producenten, 
wefobe ihr Eigenfbum dem Handels- und Gewerbsstand anvertrauen — 
vielfach und wesentlich betbeiKgt sind. 

Diess Ist es, 'was Rec. über die vorliegende Sehrift im Allge- 
meinen zu bemerket* 'fand. Bin Eingehen in die besondern Ausfüh- 
rungen derselben ist nicht möglich , da solche, wie oben bemerkt, 
fast durchaus nur aus vereinzelten Bemerkungen besteben, über wel- 
che sich, ohne sieh in die äusaersten Details zu verlieren und daher 
die dem Berichterstatter gesetzten Grenzen in jeder Beziehung weit 
zu überschreiten, nichts sagen lässt. Rec. muss sich daher in dieser 
Hinsicht auf die Bemerkung beschränken, dass, wenn er sich gleich 
nach dem oben Gesagten auch in Betreif der besondern Ausfüh- 
rungen mit dem Gang* welchen der Verf. hiebet eingeschlagen hat, 
nicht einverstanden erklären konnte, seiner Ansteht nach doch das 
Verdienst, welches dieselben in anderer Beziehung haben, um so 
entschiedenere Anerkennung finden muss und wird, als es von ganz 
besonderem Interesse und Wertb ist, die Stimme eines zur höhern 
Stufe ausgebildeten Sachverständigen vorzüglich über die materielle 
Seite Ats Entwurfs zu vernehmen. 
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II. Anzeigen. 

Die Rheinischen ritterhürtigen Automaten, mf^l 

Leipzig» Weidmaun'sehe Buchhaudl., t 844. 89 S. 8. (geh. ±Thlr.) 

Um irrige Ansichten zo beVtchügen, welche durch frflbere Aeusse- 
rungeu des Verfs. Ober die Bedeutung des Adelt im modernen Deutsch- 
land veranlasst sein möchten, theill er in dieser kleinen Schrift zu- 
nächst „die urkundlichen Königlichen Briefe, wodurch jene ritter- 
bOrtigen Autonomen als eine dichtgetehlossene adlige Brüderschaft 
und Genossenschaft gestiftet sind" nnd abdnaa seine Belrnehtnngea 
•her die ginne Einrichtung mit« Die letzten sind, wen die Form 
betrifft» in einem so milden Tone gehalten, die Schärfe der Kritik 
hat sich bis zu einem so sanften Humor abgestumpft, dass der Verf. 
dem Schicksale, welches jeder Kritik von AdefsprSteosionen and 
Adelsreaetionen droht, der Anschuldigung der Demagogie nnd des 
Radicatitmas, wohl entgehen wird. Was die Sache betritt, so liegt 
in der barmlos sanften Form ein scharfer Inhalt. Wt Bemerkungen 
über den alteren Znstand in den Rheinlanden und den Gewinn, wel- 
cher in der Befreiuog von den Resten des Mittelalters lag, sind frei- 
lich bei weitem nicht so unumwunden und rücksichtslos, als die Schil- 
derung, die man jetzt in Schlosser'« Geschichte des Igten o. 19ten 
Jahrhunderts findet; das folgende wird aber bedeutungsvoller. Zu- 
nächst die Verhandlungen des fünften Rheinischen Landtagen von 
1837* und dann die Deductionen des Verfs. Aber die Unmöglichkeit 
von Restaurationen mittelalterlicher Standesabstufungen, über die 
politische Gefährlichkeit einer in Hinsicht auf Macht und Besitz un- 
geschlossenen, dagegen standesmSssig geschlossenen Genossenschaft, 
Ober Majorate, Geschlossenheit des Adels und adlige Erziehungsan- 
stalten. Wir finden Ober alle diese Fragen freilich nicht die Losun- 
gen, welche die Rechtsphilosophie und Nationalökonomie dafür lie- 
fern muss, wohl aber recht treffende Bemerkungen vom pra c tisch - 
politischen Standpunkte aus, so dass wir, wenn gleich ein weiteres 
Eingeben, bei welchem wissenschaftliche Resultate mitzutheilea 
wären , hier nicht möglich ist, doch der Schrift des Verfs. ein gün- 
stiges Zeugniss ertbeilen und ihre LectOre empfehlen mOssen. 

Dr. Liebe. 
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lieber den Begriff und die Strafe des Kindermords nach der 
peinl. Gerichtsordnung Karls V. mit Rücksicht auf das römische 
n. altgernianische Recht. Ein Beitrag zur Interpretation der Ar- 
tikel 35., 36. u. 131. der Carolina. Von Ludw. Jordan, b. R. Dr. 
Heidelberg, Mohr, 1844. XXXIV u. 117 S. gr.8. (geh. f Thlr.) 

In der Einleitung verbreitet sich der Verf. zunächst aber den 
Nutzen der Erörterung einzelner Materien und Partien des Straf- 
rechts für Theorie und Praxis im Gegensatze zu den, die ganze Straf- 
rechtswissenschaft umfassenden Werken und Abhandlungen, so wie 
insbesondre über die pra c tische Bedeutung und Wichtigkeit der Lehre 
vom Kindermord« Hieran schiiesst sich eine allgemeine Uebersieht der 
in Bezug auf den oJ>jectireo und sabjectiven Thatbestand herrschen- 
den wichtigern Gontroversen und der diessfallsigen Ansichten der 
Rechtslehrer, so wie der einschlagenden Vorschriften des Bayerischen, 
Württembergtschen, Sächsischen, Oesterreichischen, Preussischen 
und Französischen Gesetzbuchs. Mit Recht macht der Verf. auf die 
meistenüieils ungenügende seitherige Auffassung und Bearbeitung 
dieser Lehre und den Mangel einer dogmenfetstorisch- kritischen und 
philosophischen Behandlung aufmerksam. Der Verf. zeigt dabei die 
besondre Wichtigkeit des römischen und altgermanischen Rechts, 
insbesondre um eine Einsicht davon zu bekommen, wie der Kinder- 
mord in seiner speci&schen Bedeutung wesentlich im germanischen 
Rechte zu suchen sei. Nachdem der Verf. noch den Gang seiner 
Untersuchungen näher angegeben, behandelt er zuvörderst im ersten 
Capitel das „divergente Strafprincip im römischen und alt- 
germanischen Rechte 4 ', wobei er als besondres Merkmal des 
Mords vom altgermanischen Standpunkte aus den Begriff der Ver- 
rufner ei festhält, und im zweiten Capitel die „weitere Ausfüh- 
rung dieses Strafprin.eips für die Lehre von der Tödtung" 
sowohl in Bezug auf römisches ^ als germanisches Recht gibt, wobei 
er die Ausbildung der Verrätherei zum selbstständigen Verbrechen 
*ind die Beziehung des Mords an f das Verrätherische, Heimliehe und 
Vorbedachte in den Quellen des tonischen Rechts nachweist, so wie 
gegen die Rosshirt'sche Ansiebt (Geschickte u. System des deut- 
schen Strnfirecbts Theil I. §. 148. Theil IL 8. 201. f. 207.), sich er- 
klärt, als ob für den Untersehte d von Mord und Todtsc h lag, sofern 
jener Verrätherei und Treubruch enthält, das altgermanische -Recht 
bis in die Zeiten Scbwarzenbergs (und selbst noch in der Carolina) 
beibehalten worden sei und ais ob nicht auch zum Verwandten mord 
Prämeditation verlangt werde. In dem dritten Capitel, „die Ca- 
rolina", versucht der Verf. den Beweis, dass in derselben die Un- 
terscheidung in Mord und Todtschlag als prämeditirte und nicht prä- 
medittrte dolose Tödtung begründet sei. Er gibt zunächst die In- 
nern Gründe der' Ordnung an, in welcher die einzelnen Tödtnngen in 
der Carolina aufgeführt werden, und in. welcher er neue Beweis- 
momenie für die Gruodaasicht der Carolina über Mord und Todt- 
schlag findet. Der Verf. gelangt bei dieser Untersuchung ausserdem 
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noch so feifinden Resultaten: die Carolina kennt verrStftttriacbea 
Mord ohne fträmeditation nicht, — der Verwandten- nnd Kindennord 
kann daher nach der Carolina nicht fchieehthin als verrätfaerisclier 
Mord aafgefasst. werden, — der Kindermord erseheint nach der Ca- 
rolina als ein gans selbststäadigea Verbrechen, daher nicht, wie der 
Verwandtenmord, als qualificirter Mord, auch nicht als privilegirter 
Mord, obwohl in Beziehung auf den Mord schlechthin. — Der Verf. 
geht nunmehr nnf den eigentlichen Gegenstand seiner Ahhandlang 
Ober. Ini dritten Capital wird das tö mische und das germanische 
Recht vor d er Carolina io Betreff des Kindermords erörtert. Hieran 
scblieeet sieh das vierte Capitel: der Rindermord nach der Ca- 
rolina, wo der Verl untersucht! 1) Stellung der Artikel 35., 36. 
131. an einander, 2) Stellung des Artikels 131. xn den Artikeln 104 
bis IM., inabeseadre 130* bis 137. und 3) den Artikel 131. aad 
dessen Interprsiatien (S. 67. bis z. Schlosse). Die Gegenstände dieser 
Erörterung sind: l)Motiv zum Kindermord undPrämeditution. 
2) Heimlichkeit der Schwangerschaft and Niederkunft (ab 
Rs^oiait des Thatheetnnds und nicht hftos als Iadiciom fftr die Prä- 
meditation, indem sehen das Motiv, daa diesem Verbrechen unter- 
stellt werde nnd die Zusammenstellung der verheimlicbten Schwanger- 
schaft und der heimlichen Gebart in Beziehung anf dieses Motiv, so 
wie die Wortfassong dieses Artikels in der Bambergensis nnd Ca* 
reiina daför sprachen). Der Verf. erklärt hier die Worte des ArU: 
»welehe on bUßieae gebort mit tödtäeher Verdechütebkeit gescheha 
muss" dahin, dass Verheimlichung der Schwangerschaft nnd Gehart 
an sich nicht lndiciom dafür sota könne, dass die Matter dnreh „bos- 
haftigea Fürsatz" vermeint, mit Tödtuag des Kindletns ö. s. w. „ire 
gelbte Leichtfertigkeit " verborgen so halten, sondern vieknehr dass 
die mit tödlltcher Verdechtliehkett, d. h. mit der einer Tödtuug ver- 
dächtigen Absieht verbnndene heimliche Schwangerschaft und Nieder- 
kunft Indicien. fir die mit Fttraatz durch jenes Motiv herbeigeführte 
Tödtung des Kindes seien, ohne dasa sonach irgendwie an der Grund- 
bestimmung, dass der Kindennord mit „boshafftigem Fürsatze" ge- 
schehen seia müsse, etwas geindert worden. 3. Zeit der Tödtong. 
Der Verf. sucht hier nachzuweisen: die Tödtong des Kindes während 
der Zeit vor, in und nach der Geburt kann nicht in der Art das 
wesentlich Bestimmende Ar den Kindermerd in seiner Unterschei- 
dung vom Morde an nahe gesinnten Freoaden nein, dass letrtrer, 
während dieser Zeit begangen, nie nnter den Art. 137. subaamirt 
werden könnte, andrerseits kann aber die Tödtong während dieser 
Zeit nicht so unwesentlich sein, dass sie Oberhaupt nur,, wie nach 
beim Verwandtenmord eis Milderangsgrand wirkt, nnd ohne nie ein 
Kindermerd dennoch möglich wäre. Der Verf. bemerkt g*en richtig 
dabei, dass man nicht sowohl fragen dürfe, wie lange vor nnd nach 
der Gebett ein Kindermord möglich sei, sondern wie lange der Ge- 
burisact, in dem sieh der bisherige durch das bemerkte Motiv bedingte 
Fernst* in seiner Stärke gleichsam cnnecatrirt r als noch vonhanden 
^genommen werdta könne. Diese fiesiehung sei durch die während 
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der ganzen Schwangerschaft vorhandene, Utk dem Herannahen der 
Gehört immer mehr gesteigerte Furcht vor Schande, die während 
des Geburtsacts die höchste Potenz erreiche, vermittelt, wogegen 
nach vollendete« Geburtsacte in der Reget das, jenes Motiv neutra- 
Hsirende Multergefuhl angenommen werden müsse, welches im Lanfe 
der Schwangerschaft und während des Geburtsacts aus physischen und 
psychischen Gründen unterdrückt sei.(?) 4) Lehensfähigkeit. Der 
Verf. findet dieses Erfordernis* in der Carolina begründet. 5) Strafe 
des Kindermords. Hier wird eine kurze historische Entwickelang 
über das Verhältniss der B*eeurionsart der Todesstrafe bei Weibern 
und Minnern vorausgeschickt. Der Kindermord seil nicht unbedingt, 
wie der Vergab dtenmord, nlit der geschärften Strafe des Mords, son- 
dern mit selbiger nur dann belegt werden, wenn ausser den, den 
vollen Begriff des Kindennords erfüllenden thatsächficben Verhältnissen 
noch anderweite Schärf imgsgründc vorbanden sind. Der Tbatbestand 
des Kindermords sei nach der P. G.-O. sonach dann vorhanden, wenn 
eine Weibsperson ihr ausser der Ehe empfangnes Kind nach voraus- 
geganguer Verheimlichung der Schwangerschaft und Niederkunft als 
ein völlig reifes, während des Geburtsactes, d. h. vom Eintritt der 
Wehen an bis zum Augenblicke, da sich die Matter ihres Kindes als 
eines gebor nen bewusst wird, vorsätzlich und in der Absicht ums 
Leben bringt, dadurch der aus dem unehelichen Beischlafe für sie 
entstehenden Geschlechtsschande zu entgehen. — Ref. hat nun noch 
Folgendes zu bemerken : die Erörterung des Tbatbestands des Kinder- 
mords ist jedenfalls eine eben so dankenswertbe als practiscb wich* 
tige Aufgabe. Die einzige bedeutendere Monographie von Gans ist 
offenbar ungenügend, und die Abhandinngen von Mittermaier, 
Wächter und Spangenberg im Griminalarchive, so schätzens- 
werte sie auch sind und so grosse Aufmerksamkeit sie auch insbe- 
sondre vom legislativen Gesichtspunkte ans verdienen, machen nicht 
einmal Ansprach auf eine erschöpfende Darstellung dieser Lehre. 
Bei der grossen Menge der hierher gehörigen Controversen und bei 
der Verschiedenheit der Auffassung dieses Verbrechens in den neueren 
Gesetzbüchern ist auch eine tüchtige Bearbeitung dieser Lehre era 
praetisches Bedürfnis» geworden. Die Wahl des Verfs. ist daher 
jedenfalls eine glückliche* Was nun die Arbeit selbst anlangt, so ist 
nicht zu verkennen, dass der Verf. im Allgemeinen und insbesondre 
was die Auslegung des Art. 131. der Carolina betrifft, vielen Ffeiss 
bewiesen und die einzelnen Fragen gründlich behandelt hat. Auch 
zeigt derselbe einen gesunden Sinn und richtige Auffassungsgabe. 
Nur was die historischen Einleitungen und Erörterungen anlangt, ist 
zu bemerken, dass der Verf. hier theils nicht über das Gewöhnliche 
sich herausgehoben bat, theils noch nicht tief genug in die Sache 
eingedrungen ist, so dass dieselben häufig theils nur Bekanntes, theils 
auch nicht gehörig durchgearbeitete Ansichten bieten. Desto mehr 
hat den Ref., wie bemerkt, die, auch dem Räume nach umfang- 
reichste Erörterung über den Sinn und die Bedeutung der Vorschriften 
im Art. 181. befriedigt, and Ref. stimmt hier meistenthellsuHt dem 
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Verf. abereit. Der Verf. hat ftbrigeas bereits in 4er Einleitung die 
practisch «wichtige Bedeutung dieses Verbrechens erkaaat. Es würde 
daher eio noch daakbareres Unternehmen «ad eiae nach verdienst- 
lichere Arbeit gewesen seia, weaa der Verf., obae Rücksicht auf 
reiapositive Besümaaagea, die im J%ro verhaadenen Centroversen 
erörtert und dea Tbatbestaad des Verbrechens aas seiner innere Ka- 
tar nad Bedeutung, unter gehöriger BenaUeng und Berlchsichligang 
der hier eiaschlageaden höchst wiehtigen psychologischen und ertmi- 
oaleetitischeu Momente festzustellen versucht bitte. Jedem&Us werde 
eiae selche Arbeit eine sehr aagemotsae und zweckmässige Fort- 
setzung der vorliegeadea sein» nad es steht bei de« Fleiese und der 
gnten Urthcilskraft des Verfs., die er hier bewahrt bat, zu heffee, 
dass eiae selche Arbeit, deren grosse Schwierigkeiten jedoch nicht 
za verkennen sind, ihm wohl gelingen nad er sonach aoeb einen 
aicht bloss für die Theorie, sondern aaeb für die gesasantte Praxis 
and insbesondre für die Gesetzgebung ersnriessJichea Beitrag znr 
FtsUtellaag des Thalbestaads dieses Verbrechens liefern werde. 



1) Der Criminal-Prozess wider den zum Tode verurteilten Jochim 
Hinrich Barocke u. meine Intervention , von JDr. Peter v.Mobbe. 
Nebst einem Nachtrage, enthaltend eine Beurtheilung der Schrift: 
Geständniss und Widerruf. Lüneburg, Herold u. Wahlstab in 
Commiss., 1844. 844 S. 8. 

2) Geständniss und Widerruf. Eine Darstellung des wider Jochim 
Hinrieb Bamcke, Anna Maria Ramcke, geb. Ladiges, und Hinrieb 
Ladiges aus Halstenbeck, wegen Mord und Brandstiftung geführten 
Criminalprocesses. Vom Advocaten D. O. Andrenen in Pinne- 
berg, Verlheidiger der Ehefrau Ramcke. Nebst einem Grand- n. 
Situationsrisse. Altona, Hammerich, 1844* X a. 324 S. gr. 8. 
(geb. Thlr.) 

Dr. Peter v. Kobbe, welcher unterdessen ana dem Kreise der 
Lebendigen geschieden , ttbergiebt in der erstem Schrift die von ihm 
bereits bei seinem ersten Auftreten ia dem bekannten Ramehe'schen 
Processe verheissne ausführliche Rechtfertigung seines Verfahrene in 
dieser Sache. Ia der Vorrede za dieser Schrift bemerkt Dr. v. K., 
dass er die Ueberzeogung hege, wie man ihm einräumen werde, sein 
Wort gelöst zu haben, and sucht die Vordfiehtigeugea der Motive, 
welche ihn bei seinem Verfahren geleitet, su widerlegen. Ob der 
Verf. sein Wort gelöst habe oder nicht, darüber wird ReL seine An- 
sicht noch aussprechen, allein soviel die Motiven desselben anlangt, 
so ist Ref. hei der aufmerksamsten Leetlre der Schriften wider die 
Intercession des Dr. v. K. nicht za der Ueberzeugueg gelangt, dass 
derselbe die ihm zum Theil mit grosser Bittarbeit aad einer des 
Gegenstands völlig unwürdigen Heftigkeit gemachten Beschuldigungen 
verdiene* Mag sein, dass derselbe bei . dieser Sache von seinem 
Eifer, die Unschuld des Inqutsiteo zn erweisen, sich zu weit fahren 
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Hess, allein es galt ein Menschenleben, dessen Verlost nicht zu er- 
setzen war, — mag sein, dass er sich in schien Ansichten und Be* 
hanptongen übereilt und von den Zweifeln an der Wahrheit des grass- 
lichen Verbrechens in Verbindung mit dem zeitherijgen Rufe de« In* 
qui6iten zu rasch fbrtreissen latesen, — allein diese mensebMcbe, das 
Gefühl des Dr. v.K. mehr ehrende als besehimpfende Schwache kann 
das Motiv seiner Handlung selbst nicht erniedrigen * Und am aller* 
wenigsten mag Oberhaupt Jemandem, der den Beweis der Unschuld 
eines Verurtbeilten fuhren zu wollen verspricht, das Recht, zu dieser 
Beweisführung zugelassen zu werden, abgeschnitten werden. Wenn 
dabei die Richtigkeit der Gerichtsaussprüche oder der demselben mit 
unterliegenden gerichtsarztlichen Gutachten angegriffen wird, so lei- 
det dadurch das An setin iet betreffenden Behörden keineswegs, da 
auch ihre Mitglieder nur Mensehen sind, und der höchste Zweck der 
Strafrechtspflege „Gerechtigkeit" sein rauss, dieser aber überhaupt 
nicht und am allerwenigsten deshalb aufgegeben werden kann, weil 
die betreffenden Behörden bei einer anderweitigen Prüfung der Er- 
gebnisse der Untersuchung, der abgegebnen Gutachten und der ge- 
sprochnen Erkenntnisse zu fürchten hatten, dass die letztern als un- 
richtig und unbegründet nachgewiesen würden. 

Dr. v. Kobbe theilt nun in der Schrift unter Nr. i. zuvorderst 
die wider Hinrieh Ladiges vom Obercriminalgerieht zu Gifickstadt und 
wider Jochim Rinrich Ramcke und dessen Ehefrau 1 von dem Ober- 
Appellationsgerichte zu Kiel gesprochenen Erkenntnisse mit. Hieran 
scbliesst sieb der officielle, Öffentlich bekannt gemachte Bericht Über 
die zur Anzeige gelangten Verbrechen, die Ergebnisse der Unter- 
Suchung, insbesondere die Gestandnisse der Inquisiten, so wie die 
Gutachten der Obergerichte, mittels deren die Urthel dem Landes« 
herrn zur Bestätigung vorgelegt wurden. An diesen Abriss der Pro- 
eessgeschichte schliessen sich einige nachtragliche, meistens der^ von 
dem Defensor Ramcke's Adv. Gülich geführten und bereits bekannt 
gemachten Defension Ramcke's entnommene Erläuterungen Und ins- 
besondre eine Prüfung der Geständnisse Ramcke's (wobei die roti 
Gülich gegebnen Actenextracte zu Grunde gelegt werden) an* 
Bierauf folgt eine Schilderung der Intercession des Verfs. und die 
Mittbeilung der wichtigsten Aufsatze, welche über den Precess er- 
schienen sind, insbesondre in den einzelnen dasigen Zeitungen. 
Hieran knüpft der Verf. Mitteilungen über die erfolgten Explorationen 
Ramcke's und deren Resultate, Nachweisungen über die Mangel im 
objeetiven Thatbestande und die Bestrebungen des Verfs. wegen Ver- 
vollständigung des Entschuldigungbeweise*. : » 

Soviel nun die Sache selbst anlangt, so ist bekannt, dass in 
der Nacht vom 13. auf den 14. Mi 1&S7. die in dem oesoüdern Aus- 
ztigshanse auf dem Gnte Jochim Rinriefer Ramcke's zu Bdtefenbek'in 
Pinneberg Wohnende Anszü gierin Anna Ramcke in ihreö Ehemannes 
Abwesenheit Nachts im Bette überfallen und' sowohl sie Wie 'ihre im 
nSmliched Bette schlafende 2£}flhrige Tochter schwer verwönde^,' un- 
terdessen auch das Auszngsbans fn^rand gestefelrt wwriea isty sb 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. VI. 35 
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Jana es der Aussflgferiu aar mit htahe g eUng, eicfe and ibre Toebitr 
am dem breaneadea Haas* zu retten. Dm Kind starb uocb dieselbe 
JXaebt, die AuszQglerin wurde aber wieder geheilt» Der Verdarb^, 
Ab& Verbrechen verttfet aa babea« fiel« insbesondre ia Folge mebn- 
lac her A ea pi e r aagea dea Sfbwagen Rnmeke's, Lndiges, auf diese* 
Ramcke (dea Stiebeba enrgadachter AuaaOglerte) and es warde gegea 
ihn sowohl ale seine Ehefrau oad «einen Schwager die Untersuchung 
eingeleitet. . Nach längerer Zeil ale eiaeua Vierteljahre wurden ent- 
lieh durch fortgesetztes lnquiriree nach uad aacb von Ladiges Ga- 
sUtadtusse erlangt» — ebenso legte die Ehefrau des Raaacbe nacb 
mehrfnebea CoeArontatioaea mit LaeVges, and naeh im Gefängnisse 
tberstaoduar schwerer Entbindung, .Geständnisse ab — uad endlich 
bekannte sich aacb Ramcke selbes, eaebdenf er noeb bei dea Caa~ 
frentatioJiea mit seinem Schwager uad eeiaer Ehefrau seine Cnsehald 
beharrlich behauptet hatte, der GpAuelthatee schuldig. Ramcke ge- 
stand, dass er in der Nacht die Aassttglerie in Schlafe Ober fallen und, 
nachdem sie Versuch, sie sofort eufaubaagea, misslungea, sie mit 
eines nuUgriMMaaaeuca Beile uad rnxler Absiebt, sie zu tddtea, wie- 
4arbalt qnd als 4n* Kind geschrien, nach dioses in gleicher Absicht 
geschlagen, und erst dann weggegangen sei» nie er dureb die Beiaacb- 
laag der Geschlagnen ven ihrem Tode sich überzeugt gehabt, und 
.dass er hierauf das Strobgedach dea Auszugshauses angesfindet habe. 
Ebenso rfunUeu Ledige* uad die Ramcke ein, erstrer, dass er, wäh- 
rend Raptnbe im Autaagehause sieb aufgehalten, Wache gesunden 
u*4 leUra, dass sie ebenlalls aufgepasst habe, auch dass sie es-ge~ 
woeeu sei, weiche das Strohdach angezündet habe. Ladtges wurde 
aa %j*hriger, die Ramcke zum Tode durch das Beil und Ramcke zum 
Tode dureb das Rad verurtheilt, die den Ramcke'sebea Eheleuten 
zaerkaaate Strafen jedoch auf den Vortrag des berappe llationsge- 
riohts im Wege der Gnade bei der Ramcke auf lebenslängliches Zuebtr 
baua und bei R$meken aal Todesstrafe durch Enthauptung gewildert. 
In den Erkenntnissen ist au/ die vielfachen Widerrufe der Ramcke'schen 
Eheleute, weil selbige nicht gehörig motivirt seien, keine weilre Ruck- 
sicht genommen und in 4cm officiellea, bekaantgemaebten Berichte 
bemerkt worden^ dass die Sprucbbebordeo die Behauptung, wie gegen 
.die InauJpaten unstatthafte Zwangsmittel angewendet worden seien, 
Ar unbegründet erachtet bitten,. 

Wenn man nnu * wabeaoM^e diesen Bericht sowohl als die in 
•der vorliegenden Schrift mitgelhettten Ergebnisse der Untersuchung 
uad 4a» gegen die Remcke'sehea Eheleute beobachtete Verfabren auf- 
merksam prüft, so will es dem Ref. bedünken, als ob die Geständ- 
nisse, derselben, de« vollen Beweis, den man in ihnen gefujaden» nicht 
be.grtjn.a'a.p, s)enn wie zunächst aar Lediges ia Folge vielfachen In- 
.ajuif ira.n# Kiie, Theiluabmet aa den Verbrechen und deren Verübung 
dncCjh 4i« {L'ee,hen Eheleute einräumte, dieser Ladiges aber, wie 
Auch in dam einen Erkenntnisse zugestanden wird, ein geistig sehr 
bnjschrftftbter Mensch ist, auf den wohl die schwere Baß ao4 die 
F^r*** gmian {Haflast, äussern mochten, so warde« aacb die» Ge- 
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stfndnisse der R,'scben Eheleute bw nach and nach durch Confonr, 
tatienen, wobei ihnen die Geständnisse des I^adige« vorgehalten war-, 
den, und nachdem maa zum Theil schwere Uogeh^famss trafen ange* 
wendet, erlangt. Es dringt sieh .allenUu#en die VerututbuAg auf^, 
wie »äs, nachdem Ladiges gestanden, die- Röschen Eheleute ftrver* 
stockte Verbrecher angesehen und gegeni dieselben« an deren Schuld 
nunmehr kein Zweifel sei, mit aller Strenge verfahre* zu müssen, 
geglaubt habe. Wenn ftberdiess die Gestfladnvw deSvLadiges, wia, 
S. 69. behauptet worden, nur in. der daselbst bemerkten Weige durch, 
die Kreuz- «ad Querfragen des laquirente» qnd die in deren Folge 
verhangnen Widersprüche in den Aussagen endlich herbeigeführt 
worden wären, so würde die Beweiskraft demselben noch mehr ge- 
schwächt werden, wie denn auch bekanntlich vea geistesbescbrftnktea 
Leuten oft Geständnisse abgelegt; werden, nur im sich Buhe, vor dem 
Inquiriren und Erleichterung der Haft zu verschaffen, unbekümmert 
um die künftigen, viel schwereren Folgen dieser Geständnisse für 
sie selbst. Uobrigens kann Ref. die hervorgehobenen Widersprüche 
in den .Aussagen des Ladiges und Ramclte's nicht für so unwesentlich 
halten, wie in den Erkenntnissen angenommen worden ist, da selbst 
in den Punkten, in welchen sie nur NebeaumsUnde, betreffen (was 
keineswegs allenthalben der, Fall ist), diese doch solche sind, in Be- 
treff deren, wenn Ladigea und Ramcke in, der behaupteten Weise 
Theil am Verbrechen nahmen; , kern Widerspruch stattfinden konnte,. 
so dass derselbe nothwendig Verdacht &egea die Wahrheit der. übrigen, 
Angaben Ladiges erregen musste; ebenso sind allerdings die S«?ft& 
bemerklUh gemachten UnwahrscheinJicfrkeiten wohl heacbtnngsw^rt^ 
Sollte hiernttcfast die S. 82. mitgetbeiU*, ErzaHilunj, wie die Ramcke, 
zum Geständnisse bewogen worden, in der That, begründet s^ta, *a 
würde auch die Glaubwürdigkeit dieses, ohnedem schwankenden Ge* 
ständnisses erschüttert werden. Jedenfalls wird man aber durch, die 
Behandlung des Ramcke sehr schmerzlich berührt. ,, Gestand f*f so 
erhielt er Erleichterung seiner Haft und bessre Kpst, — widerrief 
er, so wurden ihm diese Vergünstigungen : wieder; entzogen, — und 
nun gestand er wieder« um diese, von ihm schmerzlich entbehrten 
Vergünstigungen, sich wieder zu verschaffen, — es ist bekannt, ;weÜ 
cken, ausserordentlichen Einfluss oft dergleichen Vergünstigungen ua4, 
deren. Entziehungen auf. Inquisjten geäussert und wie sie die lelzjern, 
z& allen möglichen' Geständnissen bewogen haben*, Jenes, Verfahren 
wM; auf den unbefangnen Leser jedenfalls, einen unangenehme* !?&*■» 
druck machen, und selbst der, welcher von.Ramc&e's Sefeuld übe^r 
zeugt ist, wird wünschen« dass mau von. diesen Mitteln,,. 4eq angeb-, 
lieben Ungehorsam Ra rocke's zu züchtigen und ibi^ w^gen., des^id^r-. 
ruft eines Geständoisaes zu st^afem,, abgegeben, bjtyte,', Sie erinnern 
o*wüi*irlich an die Tartnr, Per P«tfflUÄOF Ranke's ^JmtH* t&fißfa, 
lieber Gerichtssitzung diese Bebaadinng JtamjtnYngbpr (geschildert 
und geDadelt, ohne dass dieselbe freuen des Gierffbm 'ty.,A§wb>1fai 
stellt worden ist Er sagte dabei i*^. ;' ^IV^e*^ M^M* tag Jff ? 
dem 22. Novhr. 186#» [«einem ejs|eft£es*and»tf*el JtfW* ^M^Mffi 
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rai Erdgeschoss beßndtichee iselirten dunkeln Arrestkatnmer anf 
einem elenden Strohlager zugebracht. Die Ketten der schwersten 
Art, welche ihn schlössen, waren an seine Pritsche geschmie- 
det, se dass ihm seine freie Bewegung im Kerkerraum anf zwei, 
nächstens drei Schritte beschrankt war und ausserdem trag er an 
Hand und Puss schwere Eiseableeke." Wenn Ramcke gestand, 
werden ihm die schweren Retten abgenommen, ein Bett gegeben u.s.w., 
und wenn er widerrief, das alte Kerker- und Ketten Verhältnis* her- 
gestellt nnd dieses wahrend eines 4jährigen Zeitraums. 

Ah Motiv seiner Tbat gab Ramcke an, dass der Aaszag, den 
er an die Ramcke leisten mflssen, zo schwer gewesen und er sich 
plagen (sclaren) müssen, wahrend die AnszBgleria sieb gepflegt und 
gute Tage gehabt, aneb die Bewohner des Dorfs es mit ihr nnd 
gegen ihn gehoKen. Bemerkenswert!! ist hierbei, was P. v. Kobbe 
S. 143. und G-Olicb S. 130. ff. gegen die Glaubwürdigkeit dieses 
Motivs auf Grund der Acten ausgeführt haben. 

Auffaltig bleibt es, dass Ramcke fortdauernd behauptet hat, 
dass er bei seinen Verbrechen keinen Gehilfen gehabt habe, und die 
Theilnahme seiner Ehefrau und des Ladiges beharrlich ins Läugnen 
gestellt bat, — ein Widerspruch, den das Erkenntniss sehr unbefrie- 
digend nnd psychologisch unwahrscheinlich als unerheblich bezeichnet 
hat. — Wie Ladiges übrigens von den näheren Umständen der Tbat 
Kenntntss erlangt habe, — worauf als Bestätigung der Wahrheit des 
Geständnisses Gewicht gelegt worden, — ist in der Gfilich'schen 
Schrift befriedigend nachgewiesen, wie überhaupt in derselben die 
einzelnen Verdachtsgrftnde, in denen man eine Unterstützung des 
Geständnisses gefunden hat, mit Geschick und vielem Scharfsinn als 
üuerhehfich nachgewiesen werden. Die Unwahrscheinlicbkeit des 
Geständnisses ergiebt sich auch aus dem, was S. 313. f. 341. von K. 
ausgeführt worden ist. 

Ob nun R. in der Tbat wahnsinnig gewesen ist oder nicht, als 
er die fraglichen Gestaadoisse abgelegt bat, und ob er den wahn- 
sinnigen Zustand, in welchem er sich bisweilen anscheinend befand, 
nur simulirt hat, das wird allerdings von denen, welche ihn nicht 
selbst gesehen und gesprochen haben, schwerlich entschieden wer- 
den kennen. Gülich selbst hat auf diesen Wahnsinn in seiner Ver- 
tbetdfgung keine besondre Rücksicht genommen. Auffallig ist aller- 
dings Im höchsten Grade das Benehmen des Inquisiten bei Publication 
desUrtfaels und anf dem Wege zur Richtstätte (S. 172. f. der Kobbe' - 
sehen Schrift), sowie anch neuerdings bei der Publication des Begoa- 
digougsrescripts (S. 328. f. der K.'schen Schrift) und bei dem Besuche 
des Königs itf der Strafanstalt (S. 335.), wo R. detintrt wird. Jedoch, 
so wenig von diesem Benehmen auf die Gemttthsverfessung des In- 
qttfetten hei uVr ersten Ablegong der Gestandnisse zurückgeschlossen 
werden darf, indem dasselbe vielmehr auch auf die völlige Apathie 
und ätumpff Innigkeit &es Inquisiten, welcher den Tod der langen, 
schwere« Kerkerhaft nnd den Qualen der Untersuchung vorzog, zu- 
rü'ekgnMrt werden kann, so l*ft*t sich auch nicht annehmen, dass 
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er im Wahnsinn die Geständnisse seibat abgelegt and, dafern er die 
fraglichen Verbrechen wirklich verübt haben sollte, diese im Wahn- 
sinne begangen habe. Jedenfalls erscheinen die von Dr. v« K* vor.» 
gebracbten Argumente nicht schlagend und durchgreifend genug. 

Der S. 330. f. der K.'sehen Schrift mitgeteilte Bericht de» Dn 
Theodor v. Kobbe (des Bruders des P. v. K.) Ober das Benehmen 
R.'s intZuehthause, woselbst er ihn gesehen, ist sehr interessant ind 
giebl allerdings einige Gründe dafttr, dass R. geistesschwach ge> 
wesen, an die Hand. Im Vorworte ist übrigens S. 8. f. angegeben« 
dass der Inquisit im Zuchthanse zugleich mit zwölf der ärgsten Rat* 
«onneurs eingesperrt sei und zn einer Arbeit, die er nicht lernen 
könne, angeballen werde, so wie dass er unter der Aufsiebt den 
O.-G.-R. Nickels stehe, der bereits froher öffentlich erklärt hatte 
(S. 324.) , dass die Behauptung, es werde ein Wahnsinniger und Un- 
schuldiger verartheilt, sinnlos und dass kein solches Beispiel in den 
Herzogtümern bisher vorgekommen sei. Ein allerdings sehr eeur 
d erbares Argument, wernach der Schulde« weis vorzugsweise mit auf 
der Unfehlbarkeit des Gerichts beruhen würde. Es lässt sich alse 
nicht erwarten, dass R. als ein Irrer behandelt werden wird«. , 

In der oben unter Nr. 2. aufgeführten Schrift des Advocaten 
Andresen, des Vertheidigers der verehel. Ramcke, sucht derselbe 
die Unschuld der letztem, so wie die dts Ladiges darzutlma, wobei 
er allerdings vorzugsweise mit davon, dass Ramcke schuldig sei, ana- 
geht. Auch aus den hier mitgetheilten Ergebnissen der Unter- 
suchung stellen sich manniohfache Zweifel gegen die Wahrschein- 
lichkeit der Gestandnisse R.'s selbst heraus. Dabei wird bemerkt: 
„Ladiges ist durch die di redest« n Suggestionen zur Erdichtung den 
Factums gekommen, die Tendenz des Gerichts war ersichtlich niekt 
auf Wahrheit, sondern auf fiestfinduiss und auf Festhalten am Ge- 
ständnisse gerichtet. Ladiges war, nachdem er gestanden, der Freund 
4er Untersuchungsbebörde;" u.s. w. (vgl. die v. K.'sche Schrift S. 337») 
Höchst auffallend ist es, wenn S. 309. von A. berichtet wird, dann 
das Ober» Criminal- Gerieht die Vollziehung der Todesstrafe vertilgt 
habe, dafern nicht etwa Inquisit bei Aussprechung des Todesnrtbeil« 
Merkmale des Wahnsinns an den Tag legen würde. 

Den Ref. hat die Schrift unter Nr. 2. nicht allenthalben befrie- 
digt; jedoch enthüll sie sehr interessante Mittheilengen ober die 
Untersuchung aufgrund der Einsicht der Acten. Darin ist dem Verf. 
jeden Falls beizustimmen, dass der Widerruf der Ramcke mehr Beach- 
tung hätte finden sollen, da er ziemlieh vollständig motivirt ist, so 
wie dass die Geständnisse derselben und des Ladiges als unwahr- 
scheinlich sich darstellen. Befriedigend ist ferner die Entwicklung 
S. 262. f. ober die Art und Weise, wie die Inquisiten zu den gedach- 
ten Gestandnissen wohl auch wider die Wahrheit sich herbeüaaneti 
kennten. Auffallend bleibt es auch nach der S. 268* gegebnen Dar- 
stellung, wie Ladiges zn dem Geständnisse veranlasst und „gedriug** 4 
wurde; ebenso auffallend sind seine Fragen, was er denn nnn, nach 
seinem Geständnisse, Air eine Strafe erhalten werde, mit der Ver- 
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«nntbaeg, deat €r ttrafles aeegebn wer««, nnd «ein aHerdiagt aebr 
«vteltigwt (aaeh ak teiebea voa den loe«ire«tea bezeichnetet) Ver- 
hwttea bei den enttarn Verhören, wekhet von Verf» psychologisch 
gut ertrtert wird. Mit R»eht «reist der totster« aaf die v«tle Diver- 
gent dci« 6e*«nen*as* 4*r drei loqobrile« hin, welche neben einan- 
der gar aiebt beeteben bttonen «ad nach gegenteilig aufbebe« , ond 
««# die aebr teHteaae Atiteeraog 4es Gerichts: ,,-cs komate rechtlich 
«lata Dirargeaa gar nicht in Betracht, eoedera jeder der drei fa- 
aaittten sattste nach Maatgabe semc* ßestaadoisaea geatraft werden, 
da dat eine ebeaeogvt wie dat andre wahr sein köane." 
Bbevto telttaai ttt die Anna tun e den Geriebtt, datt Rancke dat Ge- 
«tindaitt abgelegt aad widerrnfe« babe, in der Absiebt, am seine 
Uitieqeiattea aaeh enni Widerrnfe zn bewegen, deshalb aueb seine 
Alfemehirid bebaantet babe. Dana war ja aber nach bei dem ersten 
GattSndnisee Aer mmmus confitendi gar niebt vorbanden nnd das Ge- 
liebt beinaal sieb in einem Zirheltchlntte, Anf die sonstigen aan- 
«feMaehen Widerspräche m den Ansiebtea dar Behörde wird S. 286. f. 
aebr gat abfaerbtam gesucht, wie denn z.B« dat Geriebt ron allen 
diesen, sieb widersprechenden Geslttadnitsan sagt: sie trlgen 
den Stempel der Wahrheit an sieb« Hierbei wird S. 288. f. ebenso 
rabig alt treffe** der grosse Einfluat der geistigen Ueberiegenbett 
wen Geliebte aaf die Iaquititen nnd die Wirkung der in den Acten 
wiederholt anagesproab as n, rergefasttee Aastest voa der ScfeaU der 
letatern aaf dat Verfahren des Geriebtt nnd die Aussage« der leeai- 
aittn beklebtet. Dar Verf. tiefen Oberaaeta ein «klagendes Bei» 
aftei raa dietem „lange «od eindringlich Zareden", dessen maa sieh 
bediaat, «ad wie man in dem Leugnen der lnquisiten (nicht in äffen* 
baren Lügen, sondern dem Ableugnen noch zur Zeit völlig uner- 
wiesner Tbataaeben «od annt Tbeil der aehwankenden Angabea des 
LaeVges) nur „VeYetacfctheR" und „ein absichtliches Mandrer", die 
ton bestrafe« Sei««, erblickte. Aach der Verf. spricht wiederholt 
*ea den» ^direktesten Driagea aaf GestMndnies", mit welchem man 
«atfer Aaderm gegen die Aameke, weiche nach S. 2d$. f. einer sehr 
strengen, barbae Bebandlang ausgesetzt war, verführ: 

„Diess ist förmKchn physkehe mmä moralische Tortar und voAkommea bin- 
> reichend, «in schwaches unvernünftige» Weib" £das kuri vorher im Ge- 
fängnisse eine schwere Entbindung überstanden hatte, J „zum Eingestand- 
' nisie selbst des schwersten , wenn gleich nie rerübten Verbrechens gradezn 
zn fttthigefl ond daeOettitadniss eerfnqaisitfci ist demnach ein förmlich er- 
: jatetsfeet. IHrch das Verfinhren gegen sie Ist die toejnieKtn so in die Enge 
, , getrieben worden, dam »i* gar nichts Andrea bat thun können als gestehen, 
oder — einen ewigen Kampf kämpfen. «... \Venn sie nichts zu gestehen 
hatte ond deshalb aus Angst vor der Strafe ganz stillschwieg, so wurde 
1 aaeh eteset Schweigen als vermeintliche „Verstocktheit *', als „Mariörer" 
bentraft." 

'Ver ihrer Eatbindaag von einem t od tan Knabe« (dessen Stinie ein 
bfafterasnl trog) nehon heftig gedrängt, mosate nie die Falter dea la- 
o sirs r a n« toter t * im' ernten Verfeire aaeh dem Wochenbette wieder 
fecsaldan.qind Strafe» erleiden» — • aÄetet orangen wiederhatte sieb,— 
ihre soeo* fang* Haft w«r*e eiacbnfctrfa, ^- nie sab bebe flaue «•» «ad 
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Schriften üb. den Criminalprocess wider J. H. Ramcke u. Gons. SSI 

sie gestand, was ihr Bruder» Ladiges, ihr vorhielt und was 
man von ihr verlangte. Sie widerrief, als sie die Folgen ihres Ge- 
ständnisses überlegte. Sie sagte: „ich habe blos gestanden, weil die 
Herren mich so getrieben haben und weil ich es nicht langer aus- 
halten konnte" — „ich bin in meinen Aussagen blindlings meinem 
Bruder gefolgt. 44 

Machte die Untersuch« ngsbehörd* von diesen vielfachen Beschul- 
digungen Veranlassung nehmen, zu ihrer eignen Hechtfertigung ejne 
actengetreue Schilderung der Untersuchung zu veröffentlichen and, 
wie trotz der Bezugnahme der Defensoren auf die Acten zu hoffen 
ist, diese Beschwerden völlig widerlegen *). Der Inquuitionsprocess 
muss auch von dem beredtsten Vertheidiger desselben aufgegeben 
werden, wenn eine solche geistige Tortur unter dem Titel der Un- 
gehorsamsstrafe« und als zulässiges Mittel zur Erlangung von Gesund* 
nissen immer noch in demselben gestattet wird. — Die Erkenntnisse 
selbst anlangend, so ist Ref. nach ruhiger reiflicher Prüfung der Un- 
tersuchungsergebnisse , soweit ihm solche seither aus den obigen 
Schriften bekannt geworden sind, zn der Ansicht gelangt, dass die 
Geständnisse der lnquisiten, da sie sich selbst widersprechen, auch 
als freie, selbstständige und von einander unabhängige Geständnisse 
nicht angesehen werden können und durch andre, in den Acten er* 
mittelte Thatsacben nickt ausreichend unterstützt werden, die Grund* 
tage der Straferkenntnisse nicht bilden konnten, vielmehr die lnqui- 
siten von der Instanz zu absolviren gewesen wären. 



*) Erst nachdem diese Anzeige uns bereits zugekommen war, ist die Schrift 
von Graba: Actenmässige Darstellung des wider J. H. Ramcke u. s. w. geführte« 
Criniinalprozesses, nach den voUsländ, Crimioslacten, erschienen, über welche 
nächstens berichtet werden wird. Die Ben*. 
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III. IUI sc eilen. 

Eine litterärische Entdeckung. 

Bekanntlich Ut nach Schweppe's Tod die vierte, als Handlach bearbei- 
tete Aufgabe seines Werkes: „Das Römische Privatrecht in seiner heutigen An- 
wendung" vom dritten Bande an von Dr. Wilhelm Mejer, damals Lehrer des 
Berg* and Forttreehts am kdnigl. Institute tu Clausthal, fortgesetzt worden, 
und insbesondere der fünfte Band dieser Fortsetzung, das Erbrecht und die prä- 
torischen Restitutionen enthaltend, im Jahre 1833. erschienen. Ueber den Werth 
oder Unwerth dieser Fortsetzung hat das juristische Publicum längst entschieden. 
Dt« Lttteratnr- Zeitungen, dessen Organe, haben steh Ober dieselbe nur günstig 
aasgesprocben. Nicht bloss der Rec. />. D. in den Ergänzungsblättern der 
Jenaischen allgem. Litteratur- Zeitung v. 1838. Nr. 46. 47. S. 361 — 373. findet 
durch den ebenso „unermüdeten Fleiss des Herausgebers, als durch die seltene 
Fügsamkeit desselben in die Behandlungsweise des verstorbenen Seh treppe, 
•eine besten Hoffnungen Öbertroffen ** , und wfinseht, „das* alle von berinmtesi 
Männern begonnene Schrillen solche Vollender indem mögen u (vgl. diese Jahrb. 
1838. 8. 856. f.) , sondern sogar Mühlenbruch sagt in der Uebersicht der civi- 
listischen Litterat ur seit 1830. (Allg. Lit.-Zeit. 1835. Nr. 65. S. 514.): „Herr 
Mejer hat im Ganzen seine Aufgabe mit Einsicht und Geschick gelöst. 11 In- 
dessen soll gegenwartig von Neuem die Aufmerksamkeit der Juristen auf dieses 
Buch gelenkt werden und dies mag seine Entschuldigung finden in der nachfol- 
genden interessanten Entdeckung. Kurz nach Erscheinen des erwähnten fünften 
Bandes wurde Ref. von einem unserer ausgezeichnetsten, jetzt verstorbenen, 
Rechtsgelehrten befragt: „er htfre, dass in die Fortsetzung Schweppe's von 
Mejer Vieles aus Heise'schen Heften übergegangen sei. Ob dies begründet 
wäre?" Ref., der weder ein Zuhörer von Heise gewesen, noch eins der Hefte 
desselben bis dahin in Handelt gehabt hatte, konnte diese Frage damals nicht 
beantworten. Durch einen Zufall kam ihm kurzlich auf einer vorzuglich im 
Fache der neuern juristischen Litteratur ausgezeichneten deutschen Bibliothek 
ein Heise'sehes Heft in die Hände. Es fuhrt den Titel: „System des gemeinen 
CicilrecAts , vorgetragen vom Profettor Hefte. Fünfter Theil, dat fünfte Buch 
enthaftend. Angefangen am 20. April, geschlossen am 23. September 1815. 
6 Stunden wöchentlich und 14 Tage dublirt"; und enthält 1267 Seiten kl. Fol. 
Ein Durchblättern desselben führte sehr bald zur Beantwortung jener Frage. In 
welchem Sinne dieselbe ausgefallen, möge das juristische Publicum aus folgen, 
der Probe entnehmen. 

Heise. Mejer S. 160. 

F. Von den Substitutionen. B. Von der Substitution. 

§. 83. 1. Begriff und Arten. §.811. 1) Im Allgemeinen und von 

Die Substitut™ ist im römischen d ** Vulgar-Subslitution. 

Recht ein so weiter Begriff, dass sich Der Begriff der Substitution im 

eine genaue Definition derselben nicht Allgemeinen ist im römischen Rechte so 

wohl geben lässt. Im Allgemeinen kann ausgedehnt , dass sich davon eine er- 

man sie nur so beschreiben, dass sie schöpfende Definition nicht geben lässt; 

die Ernennung eines Successor sei, wel- beschreiben kann man ihn dahin: sub- 

cher teeundo loco an die Reihe kommen stitutio ist Ernennung eines Snccedi- 

solle. Ein tolcher heisst subtlitulut, renden, welcher erst dann in (ticlj die 
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H e i 8 e. 
and die Person , die zuerst an die Reihe 
kommen soll, wird ins li tu Im genannt. 
Diese substitutio begreift zwei Fälle 
in sieh : 

1) Wenn der Testirer den substi- 
tutus zu seinem eigenen Nachlass be- 
ruft, z.B. falls A. nicht mein Erbe wird, 
so soll es B. werden. Bei diesem Fall 
ist zu unterscheiden: 

a) die Ernennung geschieht so, dass 
der institutus den Nachlass an den Sub- 
stitute herausgeben soll: substitutio 
ßdeicommissaria oder obh'qua; 

6) so, dass der substitutus beim 
Wegfallen, des institutus an dessen 
Stelle treten soll: substitutio vulgaris 
oder directa. 

2) Wenn Aeltern einen künftigen 
Erben ihrer Kinder ernennen, falls diese 
nach dem Tode der Aeltern sterben. 
Hiezu sind die Aeltern in zwei Fällen 
berechtigt : 

a) Der Vater in Ansehung seiner un- 
mündigen , in seiner Gewalt stehenden 
Kinder: substitutio pupillaris. 

b) Beide Aeltern in Ansehung ihrer 
wahnsinnigen Kinder: substitutio quasi 
pupillaris oder Justinianea. 



Erinnerungen: 

1) Die substitutio vulgaris und ß- 
deicommissaria sind wesentlich von 
einander verschieden. Bei der vulgaris 
muss der institutus wegfallen, damit 
der subslitutus die Erbschaft erhalte; 
bei der ßdeicommissaria erhält sie der 
subslitutus erst dann, wenn der insti- 
tutus dieselbe erworben hat. Dessen- 
ungeachtet kann es aber in facto oft 
zweifelhaft sein , wie der Testirer die 
Sache gemeint habe. Für solche Fälle 
gibt das canonische Recht die Regel, 
dass stets für .die substitutio directa 
vermuthet werden soll. cap. 1. in Wo. 
I1L, 11. 

2) Verhältnis! der substitutio vul- 
garis und pupillaris* Auch diese sind 
wesentlich von einander verschieden, 
denn durch entere erhält der Substitut 
die Erbschaft gleich nach dem Tode des 



Mejer S. 101. 
Reihe kommen soll , wenn ein zunächst 
Ernannter den Nachlass nicht behält 
oder nicht bekommt. [ Dazu die Anm. : 
Da nicht 2 Testamente neben einander 
bestehen können, so muss die Substi- 
tution, mit der Institution verbunden, in 
dem nämlichen Testamente geschehen]. 
Dieser Succedirende 2ter Stufe heisst 
substitutus im Gegensatz des institutus* 
Die Ernennung eines Substituten be- 
greift 2 Hauptfälle, — den ersten, wenn 
der Testirer zu seinem eigenen Nach- 
lass den Substituirten ernennt, — den 
zweiten, wenn Aeltern ihren Kindern 
zu der letztern Nachlass einen Succe- 
direnden bestellen. Beide Hauptfälle 
haben wieder Unterarten. Die Ernen- 
nung eines Substituirten im eigenen 
Nachlass des Testirers kann dadurch 
geschehen , dass die Disposition be- 
stimmt, der institutus solle an den sub^ 
sti tutus das Erworbene herausgeben; 
diessist äiesubstitutio fideicommissaria 
s. obliqua, Bestimmung eines Fideicom~ 
misses. Oder dieSubsütution geschieht 
durch die Bestimmung des Testirers, 
dass v wenn der institutus wegfalle, 
der substitutus eintreten solle; dies ist 
die substitutio vulgaris s. directa. Die 
Ernennung eines Substituirten im 
Nachlasse derKinder kommtauch 
doppelt vor: Entweder als substitutio 
pupillaris; sie findet Statt, wenn der 
Vater seinen unmündigen Hauskindern 
das Testament macht. Oder als sub- 
stitutio quasi pupillaris s. Justinianea 
s. exemplaris; diese tritt ein, wenn 
Vater oder Mutter ihren wahnsinnigen 
Kindern das Testament machen. 

Ueber das Verhältniss dieser 
einzelnen Substitutionen zu ein- 
ander ist zu bemerken : a) die Substi- 
tute vulgaris verhält sich zur fidei- 
commissaria so, dass letztere immer 
den Erwerb der Erbschaft oder des Ver- 
mächtnisses durch den institutus voraus 
verlangt; die vulgaris aber eintritt, 
wenn der institutus nicht erworben hat. 
Ist nicht auszumachen, welche von bei- 
den der Testirer gemeint habe: so soll 
nach canonischem Rechte für die vul- 
garis präsumirt werden. [Hierzu in der 
Anm. cap. 1. in VIto de test. et mit, 
volunt, (3.11.)] 

b) Die subst. vulgaris und die subst, 
pupillaris haben eigentlich fast gar 
nichts gemein, ausser wenn die vul- 
garis bei einem unmündigen Instituirten 
vorkommt; die vulgaris setzt aber 
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Heiie. 
Erblassers, bei der pupiltmHs dagegen 
ertt nach dem Tode der unmündig ver- 
storbenen Kinder dettelben : dnrcii die 
vulgaris beruf! der Testirer den Substi- 
tnten tu seinem eigenen Erben , durch 
1t* papillaris tum Erben seines Kindet. 
Wenn dagegen die vulgaris bei einem 
«nmftndigea Rinde vorkommt, to findet 
awieeben ihr und der pupittaris eine 
nahe Verwandschaft Statt; denn beide 
tlnd bedingte Erbeseintetsungen, diete 
unter der Bedingung, si ßhus deces- 
serit, jene unter der, si keres defecerit. 
Der Vulgmriubttitut erhalt das reter- 



Mejer 8.101. 
Immer voraus, data der imstitnhts nicht 
eintritt, dagegen verlangt die papil- 
laris, dass der jfln^oirfAtar nieht m fin- 
dig werde, sondern als unmündiger mit 
Tode abgebe, und tkepupillmti* macht 
nieht ndthig > daes der Unmündige in- 
stttotrt werde, c) Die substitutto quasi 
nuotllaris Ist ein Analogon der pupit- 
taris. d) Wann die ««est. vulgaris die 
papillaris und diese jene in sieb ent- 
halte, davon s. unten. [Hieran die 
Änm.: Pufendorf Tom. 2. obs. 98. 
H 6 p f ner Comra. §. 500. Note 2.} 



liehe Vermögen , der PupiHarsubstitut 
ebenfalls, denn das Vermögen eines unmündigen Kindes besteht meistens in 
der Erbsehaft de« Vaters, und dieser wird Niemanden dazu ernennen, dem 
er sein Vermögen nicht gönnt. Daher wurden 

3 ) beide Substitutionen im römischen Recht durch dieselbe Formel — 
sabsHtuo — angeordnet: denn der Substitut wird bei beiden mit der Idee er- 
sannt, data er zunächst das Vermögen des Testirers haben solle. Wegen die- 
ser genauen Verwandschaft sind auch beide im romischen Recht sehr eng mit 
einander verbunden , und werden in den Pandecten und dem Codex in denselben 
Titeln abgehandelt. D. 28. 6. C. 6. 20. Dasselbe gut auok sno modo von der 
Subttitutio quasi papillaris. 

2) Einzeln« Substitutionen. 

«) subttitutio vulgaris, 

§.84. a) Begriff und Anordnung. 

Die Bestellung der Substitution be- 
siebt in der Ernennung eines Honorir- 
ten an die Stelle eines Wegfallenden. 
Jede Substitution ist also nichts weiter 
als eine bedingte Erbeseinsetaung : nur 
scheidet die besondere Art der Bedin- 
gung diese von andern bedingten Erbes- 
einsejtzangen* Auch findet die substitu- 
tio vulgaris ebensowohl bei Vermächt- 
nissen und donatio mortis causa statt. 
/. »0. mr. /. 77. $. IS. D. 31. /. unten 
§. 7. imßm C. 6. 61. 

Die Anordnung einer subttitutio vul- 
garis kommt jedem Testirer nacb Gut- 
dunken tu : daher auch der Name vul- 
garis. Ebenso steht die Art der Anord- 
nung dem Testirer völlig frei. Es kann 
an die Stelle mebrerer Instituten etn 
Substitut, und umgekehrt, berufen 
werden. Ferner kann der Testirer meh- 
rere grndns +*b*tituiionis m sehen, d.h. 
er kann dem ersten Substituten noch 
einen »weiten geben, diesem einen 
dritten o.s.w. Pr. u. §. 1. /. 2. 15. /.36. 
pr. u. §. 1. D. (28. «.). Endlieh kann 
auch der Testirer einen institutus dem 
andern substKuiren und mehrere insti- 
tati können einander gegenseitig sub- 
stitnirt werden, was man subvtitaHo 



Die substilulio vulgaris (institutio 
heredisseeundi) ist die Ernennung eines 
andern Honorirten an eines zuerst Ho- 
norirten Stelle auf den Fall, dass dieser 
nicht eintritt. £■ ist also allerdings nur 
eine bedingte Disposition. Sie fin- 
det sich sowohl bei Erbschaften, als 
Vermächtnissen, und bei der donatio 
mortis causa. [Hierzu in der Anna.: 
/. 50. pr. I. 77. §. 13. D. de legatis II. 
(31.) *. na. f 7. fin. C. de cadme. toll. 
(6.61.)]. 

Sie kann von jedem Testator ver- 
ordnet werden, und in beliebiger Art. 
Er kann einen Substitutiven an die 
Stelle eines oder mehrerer Instituirten, 
oder mehrere Substltuirte an die einen 
Instituirten setzen ; auch kann er meh- 
rere Stufen der Substitution bestimmen; 
[hierzu in der Anra.: pr. u. §. 1. /. de 
vul. subst. (2. 15:) /. 36. pr. §. 1. D. 
cod. (28.6.) 



oder auch einen Instituirten zum &ub- 
stitoirten eines Andern, oder Instituitte 
sieh gegenseitig sahst ituiren [hierzu 
in der Anm.: I 37. $. 1. D. de hered. 
intiit. (26.5.)] rt»*'"'«*» [hierzu eine 
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Bfejer S.102. 
längere Note «. unten S. 55T.] brevi- 
loqua s. reciproca). 

Da die Möglichkeit des Eintreten? 
vonseiten des Instituirten das Eintreten 
des Substituirten suspensiv bedingt: so 
tritt dieser ein, sobald jener wegfällt; 
[hierzu in der Anm.: 7. 3. D. de acg, v. 
mnitt. hered, (29. 2.)]. 

Daher geht der Substitute den) An- 
wachsungsrechte (jus ac Crescendi) der 
MUinstitoirten vor (§.879.), da dies« 
einen eigentlich vacanten Ei bt heil vor- 
aussetzt. [Hierzu in der Anm.: /. 2. 
§. 8. D. de bon.poss. sec. tab. (37. U.) 
Nov. 1» cap. 1 . §. 3.] Ausser derHaupt- 
wirkung der Substitution ist aber noch 
zu bemerken: a) Eine Ausdehnung der 
Substitution von dem Falle des Nicht* 
woltens(ca*uß aolontatis) des instituir- 
ten auf den des Nichtskönnen« (casus 
it»poieatiä),,eder von dem des Nicnt- 
kdunensauf den- des NUhtwallens, so- 
fern derTestator nur einen derselben bei 
Bestimmung der Substitution genannt 
bat, [hierzu die Anm.: Und man seinen 
abweichenden Willen auch nicht mit 
Sicherheit aas denNebenäusserungen im 
Testamente nachzuweisen im Stande 
ist!] ist unrichtig; denn eine Bedingung 
istgenau zu erfüllen und bei klaren Wor- 
ten ist eine entgegenstehende Interpre- 
tation des Willens nicht znlässsig, und 
«ine Analogie aus dem stillschweigen- 
den gegenseitigen Begreifen der substi- 
tutiv papillaris und der subst. vulgaris 
herzuleiten, ist man wegen Singularität 
der Verbindung dieser beiden Substi- 
tutionen gar nicht berechtigt und die 
Köm. Quellen geben keine Veranlassung 
zu jener Ausdehnung. (Hierbei die 
Anm.: L 4. Q. de postum, hered* (ß. 29.) 
sollte überhaupt beweisen, dass man 
Bedingungen nicht eben wörtlich zu 
nehmen brauche; indessen beweist we- 
der diese Stelle etwas für jene Ausdeh- 
nung, noch /. 10. />. de Hb. et postum. 
{28. 2.) viel dagegen. In beiden ist $ep 
favor liberorum nicht zu verkennen f 



Heile. 
reeiproca oder breviloqua nennt. /. 37. 
§. 1. D. (28. 5.). 

§.85. ß) Wirkungen. 
Die Wirkungen der Vulgarsubsti- 
tution bestehen darin , dass der Substi- 
tutes eintritt, sobald der institulus 
wegfällt: denn- dieses ist die Suspensiv- 
bedingung, unter der der Substitut ein- 
gesetzt ist. /. 3. D. 29. 2. 

Sobald nun der institutus wegfallt 
tritt der Substitut in dessen Stelle und 
Rechte. Daher geniesst die Substitut™ 
auch den Vorzug vor dem jus ac- 
crescendi der Miterben. /. 2. §. 8. D. 
(37. 11.) Nov. 1. cap. 1. §. 3. Einige 
einzelne Punkte sind indess noch be- 
denklich : 

1) Das Wegfallen de* institutus 
kann aas zwei Gründen geschehen, aas 
Niehtwollen oder aas Nicht können — . 
casus nohintatis et impotentiae. < — Da- 
tei ist ausser Zweifel, dass, wenn die 
Substitution altgemein gefasst ist, der 
Substitut in beiden Fallen eintritt. Oft 
wird im Testamente aber nur einer die- 
ser beide* Fälle ausgedruckt, und dann 

fragt es sich , ob eine nur für einen Fall 
wörtlich angeordnete Substitution, auch 

in dem andern Falle zugelassen werden 

könne. Hiebei kommt es zunächst auf 

die Absicht des Te stirer s an. Was ist 

aber dann anzunehmen, wen« sich die 

Absiebt des Testirers nicht deutlich aus 

den Umständen ergibt? Einige sagen, 

diese Ausdehnung gelte allgemein, weW 

der Testirer nur den einen Fall genannt 

habe, indem er an den andern nicht 

dachte; und dann, es scbliesse eine 

substitutiv» vulgaris die pupilterit in 

*icj> , weshalb es noch viel natürlicher 

sei, dass man bei derselben Art der 

•Substitution von dem einen Falle auf 

-den andern schliesse: endlich beziehen 

nie «ich auch noch auf /. 4. C. (6. 29.), 

worin J astin i an auch von dem einen 

ausgedrückten Falle auf den andern 

•schlösse. Andere dagegen berufen sieh 

darauf: jede Bedingung müsse aräcise 

erfüllt werden, sobald also die Bedin- 
gung niebt eintrete, komme auch de«* 

Substitutes nicht an die Reihe, und bei 

deutlichen Worten komme keine zweifelhafte Absicht in Frage. Die Bestimmung 

tob gegenseitigem Einschlags der Papillär- and VulgarsubStitotion sei ein ausser* 

ordentlicher Fall , worüber wir eine ausdrückliebe Verordnung hätten , und gegen 

die Worte des Testaments fände keine Ausdehnung statt. Gegen /. 4. C. besieht 

man sich auf /. 1«. D. (28., 2.), worin die Anordnung durchaus streng genommen 

wurde. Die letztere Meinung ist wohl die richtigere, so dass also, wenn keine 

sonstigen Grunde vorhanden sind, eine weiter gehende Absiebt nicht au vess 
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muthen ist Auf den beiden Stellen pro 
denn in ihnen ist eleu von Rindern des 
fmver überorum prävalirt. 
Heise. 

2) Wenn ein Substitut mehreren 
Instituten •ubitltuirt ist, so kann es 
zweifelhaft sein, ob derselbe erst dann 
sn die Reibe kommen solle, wenn alle 
instituti wegfielen , oder ob er schon in 
die Stelle eines Weggefallenen succe- 
diren solle, so dass das im erstem Fall 
statt habende jmt acereteendi ausge- 
sehlossen wörde. Auch hiebei kommt 
es sonichst auf die Absteht des Testi- 
rers an, and es fragt sieh nnr, was t'n 
dubio so präsumiren sei. Einige glau- 
ben hier, der Eintritt des iubgtitmtut 
■ei nar dann anzunehmen, wenn alle 
inttituti weggefallen sind. Sieberofen 
lieh auf /. 10. C. A. f., wo der Fall vor- 
kommt, dass swei eingesetsten Kindern 
ein Fremder sobstitoirt und dabei ge- 
tagt wird, ff/ uterque impubes deeet- 
servY, solle der Snbstltot eintreten. Es 
prävalirt hier offenbar der favor tibe- 
rorum .* und kann keine allgemeine Re- 
gel daraus entnommen werden. In dnbim 
wird also wohl der Substitut zuzulassen 
sein, wenn nur Einer von mehreren In- 
stituten wegfallt. Denn die subitilutio 
soll den Von ug vor dem ju$ aecretoendi 
haben. 

3) Wenn aber mehrere gttbstituU 
da sind, so kann der «weite erst dann 
eintreten , wenn der ins ti tu tut und 
der erste subs titutnt weggefallen sind: 
denn erst dann ist die Bedingung seiner 
Konstitution vorhanden. Gleichgültig 
ist es, welcher von beiden suetst weg- 
fällt, /.41. inßne D. h. f. /.69. 0.29.2., 
welche Regel man jetzt so auszu- 
drücken pflegt: subttitutut »ubttiluto 
eentetur etüxm tubsh'lmtmt intNtuto. 

4) Der Substitut erhalt in der Regel 
denselben Theil, den sein imtilmtuw er- 
halten haben wfirde. Daran« folgt, 
dass, wenn der imtitutu* mehrere 
Portionen erbalten hat, s. B. die eine 
als inilitutn», die andere als fftro- 
stitutmi, sein subttitntn* auch beide 
erhält. Diese Regel folgt auch schon 
daraus, dasi der subslilutus tubstituto 
auch als subitilMtmt des institutus an- 
gesehen wird. §.3./. h.t. /. 27./. 41. 
pr, D. eod. Einige haben /. 47. D. eod, 
als widersprechend angesehen. Mit Un- 
recht. Denn sie redet von einer dop- 
pelten Pupillarsubatitntion. Dies ist 
aber ein ganz anderer Fall; denn dabei 
iet von verschiedenen Erbschaften die 



et contra folgt indessen durchaus nichts; 
Testirers die Rede, bei denen immer der 

Mejer S. 103. f. 
6) Ist ein Substituirter mehreren lu- 
stituirten beigesetzt, so kommt es zu* 
nächst auf die Absicht des Testators an, 
ob der Erstere schon dann eintreten 
soll, wenn Einer der Letztern wegfällt, 
oder erst dann, wenn sie Rammt lieh 
wegfallen. Aus einem in unsern Quellen 
[hierzu die Anm.: /. 10. C. deimpnb. et 
af. subit. (6. 26.). Die Worte „st 
uterque impubes decesserit u waren 
in diesem Falle zur Bezeichnung der 
Absicht des Testirers deutlich genug; 
auch war die Meinung desselben bei 
solchem Ausdrucke wohl anzunehmen, 
dass er seinen Sohn einem Fremden 
in dem erledigten Erbtheile vorziehen 
wolle] angeführten, solchem Falle kann 
man nicht die Regel machen, dass er 
erst dann zuzulassen sei , wenn alle In- 
stiteirten wegfallen. Vielmehr ist das 
Entgegengesetzte anzunehmen , und 
mithin darin consequent zu bleibe*, 
dass der Substitutive dem jus ac- 
croMccnd* des Miterben vorgehe. 



c) Ist dem Substituten wieder 
noch Jemand substituirt (terlio grade 
scriptae J: so sind dem Dritten zwei 
Bedingungen vorgesetzt, das Wegfallen 
des Instituirten und des ersten Substi- 
tut rlen, — welche zuvor beide (einerlei, 
wer zuerst) wegfallen müssen, ehe an 
den so sehr Entfernten die Reibe kommt 
[Hierzu in der Note: /. 41../S». pr. D. 
de vutg. etpup. snbst. (28. 6.). /. 69. D. 
de acq. v, omilt. her. (29. 2.)] 

d) Der Substitute erhält genau 
denselben Theil, welchen derjenige er- 
halten haben würde, dem er substituirt 
ist. Sollte dieser Letztere also meh- 
rere Theile erhalten, z. B. den t'mea 
als Instituirter, den andern als Substi- 
tuirter eines andern InstituiHen : so er- 
hält sein Substituirter auch diese meh- 
reren Portionen. [Hierzu in der Anm.: 
/. 27. /. 41. pr. D, de vnlg. etpup. subst. 
(28. 6.) §. 3, /. de vnig. subst. ( 2. 15.). 
Ein davon ganz verschiedener, aber 
durchaus nicht widersprechender Fall 
ist erzählt in /. 47. D. eod. % welcher 
von einer doppelten Pupillar Substi- 
tution redet.] 
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Heise. 

Rede, nicht io bei der Vulgarsub- 
stitution. 

5) Wie aber der 8ubstitutu$ die 
Erbschaft des institutus erhält, so muss 
er auch die demselben auferlegten Ver- 
mächtnisse übernehmen, wenn sie ihm 
gleich nicht vom Testirer besonders 
übertragen sein sollten. S. oben §. 49. 
/. 74. /. 126. §. 1. D. (30.) /. 4. C. 
(6. 49.). 

6) Der Substitut ist an die dem in- 
stitulus vorgeschriebenen Bedingungen 
nicht gebunden , denn so wie die Bedin- 
gung wegfällt, fällt die institutio weg, 
und sollte die substtitutio mit davon ab- 
hängen, so fiele sie gleichfalls damit 
weg und erreichte ihren Zweck nicht, 
die inttitutio zu ersetzen. 1.21. pr. /.73. 
D. ( 28. 5.) Eine Ausnahme findet aber 
dann Statt, wenn die Bedingung darin 
besteht, einem Andern etwas zu geben. 
Denn diese ist in effectu so gut wie ein 
Vermächtnis», welches der Substitut ja 
bezahlen muss. /. un. §. 4. et§. 9. init. 

C. (6.51.). 

7) Eigenheiten der substitutio re~ 
ciproca. 

a) Es werden nur diejenigen zur 
Substitution gelassen, welche als insti- 
tuti ihren Antheil wirklich angetreten 
haben. /. 23. D. h. t. Diese Vorschrift 
geht jedoch bloss auf den eigentlichen 
Fall einer wechselseitigen Substitution. 
Sind aber die Erben einander nur gegen- 
seitig substituirl, so bindert es nicht, 
die Substitutions- Portion anzutreten, 
(der Umstand, dass man seinen Antheil 
als Institut ausgeschlagen hat), t. 76 
§.1. O. (29.2). 

b) Wenn der inttitutui einen con* 
junctuu neben sich hat, so geniesst 
dieser einen Vorzug vor den übrigen 
dtsjunctiv ernannten Erben. /. 41. §. 4. 

n. h. t. 

e) Die Theile mehrerer solcher 
Substituten an der vacanten Portion 
richten sich ganz nach ihren Erb- 
gchaftstheilen. /. 5. /. 24. /. 41. §. 1. 

D. h. t. Dabei kann der Fall vorkom- 
men, dass der Testirer diesen übrigen 
■ubstituirten Miterben noch eine fremde 
Person an die Seite gesetzt hat. Hier 
gilt die Regel, dass die fremde Person 
zunächst eine portio viriti* erhält, und 
alsdann die übrigen Miterben den Rest 
nach dem Verhältnis« ihrer Erbschafts- 
quoten theilen. /. 32. D. h. f. 



Me)er S.104. 



e) Dadurch , dass der Substituirte 
in den Erbtheil des eingesetzten Erben 
eintritt, erhält er auch die Verpflich- 
tung, die auf dessen Theil lastenden 
Ver mächt nissezu entrichten. [Dazu 
die Note: /.74./.126. $.l.<fe/*f,/.(30.) 
/. 4. C, ad SC. Treb. (6. 49.)] 

Aber an die dem Instituirten ge- 
machten Bedingungen ist der Substi- 
tuirte nicht gebunden, denn tritt Jener 
nicht ein, so hören auch die ihm ge- 
machten Bedingungen auf, weil sie nur 
Bedingungen des Eintritts des Instituir- 
ten. sind. [Hierzu in der Anm.: 1.21. 
pr. I. 73. D. de hered. inst. (28. 5.]. Nur 
dann hat der Substituirte auch die Be- 
dingung des Instituirten zu erfüllen, 
wenn sie darin besteht, Jemandem Et- 
was zu geben; denn der Wirkung nach 
ist eine solche ein wahres Vermächt- 
nis«. [Hierzu die Anm.: /. un. $.4, §.9. 
init. C. de caduc. toll. (6. 51. )]. 

[S. 102. Note 3.]. 
Die tubttitulio breviolqua 8. 
reeiproca hat das Eigene: et) dass 
dabei nur diejenigen Personen zuge- 
lassen werden, die als inttiluti ihren 
Theil wirklich angetreten haben. /. 23. 
D. de vutg. etpup. subst. (28. 6.), wohl- 
verstanden^ wenn die Bubstitutio eigent- 
lich wechselseitig ist, also nicht auf 
andere Fälle anwendbar. /. 76. §. 1. D. 
de acq. vel omitt. hered. (29. 2.). — 
ß) Wenn der inttitutut iu der Institu- 
tion einen in demselben Satze Insti- 
tuirten neben sich hat (conjunetum) : 
so geht dieser im Falle der gegensei- 
tigen Substitution aller Erben den übri- 
gen Erben in dem Theile jenes erstem 
ins ti tu tu 8 vor. /. 41. $.4. D. de vuJg. 
et pup. subst. (28. 6.) — y) Die Theile 
mehrerer neben einander zur Verwirk- 
lichung der reeiproken Substitution 
gelangender Instituirten richten sich 
genau nach ihrer Institutionsportion. 
/. 5. /. 24. /. 41. §. 1. 1). *od. Sollte aber 
bei dieser Substitution den wechsels- 
weise BuhstUuirten Erben noch eine 
fremde Person hinzugefügt sein; so 
soll diese ein Kopf theil (partem virilem) 
erhalten, die substituirten Instituirten 
aber nach ihren partibut heredilariit 
theilen. /. 32. D f eod. 
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Heilt. 

§.86. y) Wegfallen derielbeu. 

1) Die tubstitutio fällt in allen den 
Fallen weg, wo auch eine Institution 
wegfallen würde: denn die tubttitutto 
iit ja nichts Wetteret all eine beson- 
der! bedingte inttitutio. Demzufolge 
erlischt die tubstitutio stets, wenn der 
Substitut stirbt, ehe gewiss wurde, dass 
der Institut die Erbschaft nicht antreten 
werde. Denn erst dann ist die dem 
Substituten geseilte Bedingung erfüllt, 
und wenn er, pendeuie conditio»*, 
stirbt, se ist es so gut, alt wäre er weg- 
gefallen, t. 81. />. (2*. 2.). 

2) Die Substitution fallt weg, so- 
bald der institutus die Erbschaft oder 
das Vermächtniss acquirirt; denn da- 
mit fallt gleichfalls die Bedingung der 
Substitution weg. /. 5. C h. t. t. 6. V. 
(6.37.) 



Erinnerungen: 
a) Hierher gehört auch der Falt, 
wenn der Institut anfangs die Erbschaft 
ausschlägt und sieh dagegen nachher in 
integrum rettHniren laust. /. 7. §. 10. 
1». (4.4.) 

i) Auch wird der Sonst Hut nicht 
bloss dann ausgeschlossen, w*nn der 
institutus für sie* selbst, sondern auch 
dann, wenn er für einen andern er- 
wirbt. $. 4. /. A. t. (Uta enim verba)* 
/. 41). f*. (28. 5.) Dies kann auch noch 
im. heutigen Recht in einigen Fällen 
eintreten: 

se) Wenn der inttitutuß ein. Manch 
ist und dadurch für sein Kloster er- 
wirbt. 

b) Wenn der institutus swar vot 
Antritt der Erbschaft stirbt, allein ein 
»•genannter TransmissiensfaU eintritt. 
S. nnten tap. 10. 

e) Wenn ein filiutfamiUat iaali- 
tuhrt ist und der Vater statt seiner ac- 
quirirt, nämlich wenn der fiiiusfmmi- 
lias als infant stirbt, /. 48. §. 1. C. (6. 
30.), oder wenn der^/nvs/swttV/as die 
Erbschaft ausseh lägt und nnn der Vater 
an seine Stelle tritt und die Erbschaft 
z« sich nimmt. /. 8. pr. $. 4. C. (6. 61.> 
Wenn in diesen Fällen dem filiusfmmi- 
lias ein .Substitut gegeben ist, se fragt 
es sitn, wer nn seine Stelle tritt. -— 
Viele entscheiden hier für den Substi- 
tuten nach den Worten und der wahr- 
scheinlichen Absicht des Testirers. -p 
* richtigere Meinung ist jedoch wohl 



Mejer S.tv4.f. 



Die Substitution bleibt aber ohne 
Wirkung oder fällt weg, ganz naeh Art 
des Wegfällen! der Institution; denn 
sie ist ja eine Einsetzung unter einer 
Bedingung. Sie mnss daher zuerst 
dann wegfallen, wenn der Substituirte 
stirbt, ehe das Nichteintreten des In- 
stituirten gewiss ist; weil dann des er- 
stem Bedingung noch nicht erfüllt ist. 
[Hierzu die Note: /. 8t. />. de acq. v. 
emdtt.kered. (29. 2.) J 



Auch faHt die Substitution not- 
wendig weg, wenn der InstKuirte die 
Erbschaft erwirbt; [hierzu die Note: 
/. 5. C de Hnpub. et ah subst. (6. 26.) 
A 6. C. de legat. (6. 37.). Das Weitere 
aus dieser Anm. s. auf der folg. Seite] 
weif in diesem Fall die Bedingung un- 
erfüllt bleiht. 

Dies« tritt selbst dann ein, wenn der 
Inatituirte die Erbschaft Anfangs aus- 
geschlagen hatte, dagegen aber nach- 
her teatitoirt ist. [In der Note: /. 7. 
§. 10. />. de minor. (4. 4.)]. 

üb übrigens der .Institut ri« selbst, 
oder für ihn ei» Anderer erwerbe, gü* 
[hierzu die Note: §. & l. d< vutg. sutreJ. 
(2.. 15.). Uta enim verba : „ti /ure* 
non\ erü " im eo — quem patremfatuiltat 
esse arbitraiur, itiud $igm/icanl; si 
her e dita lern tiöi y eive, cujus juri 
petita subjeetus esse coeperit, non *c- 
quisierit. L 40* />. 4e her ed. tust, ( 28. 
5.)] zum Zweck der Ausschliessung der 
Substitution gleich; namentlich ge- 
schieht eine solche Vertretung noch im 
heutigen: römischen Reckte, wenn ein 
Kloster für den eingesetzten B&öncb er- 
wirbt , oder der aua einer Transmission 
Berechtigte Cur den TransmiUeute* 
[dabei die Anm.: Vgl. unten §. 877. J, 
oder der Vates-för das instituirte Hsua- 
kind. f Hieran die Anm.; Entweder Us 
dem Falle., dass der eingesetzte Heue- 
söhn als infam stirbt (turne pareutam 
quidem superstftem emnia ex qwteun- 
que tuccestütue ad enudem imfarUem 
devaiuta, jure pairi» quat* jam in- 
fanti quaeaita eaperej h 18. §. *« 
<?< de jure deltf). (6. 3u.)> »der wenn 
der ßHusfamWa* die Erbschaft aus- 
schlägt und der -Vater statt seiner sie 
antritt, (a. Thl. 4. §.652«) /. .g, jsr. §*U 
C. de bon. qua* Hb. (& 64.). — Oaas 
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* Heise, 
die, dass der Vater nun an die Stelle 
det Instituten tritt und nicht der Sub- 
stitut, zufolge der gesetzlichen Inter- 
pretationsregel, dass der Substitut erst 
dann an die Reihe kommen soll, wenn 
der Institut weder selbst, noch durch 
ihn ein Anderer Erbe wird. §. 4. /. h. t. 
Auch sind die beiden oben angeführten 
Stellen so gefasst, dass der Vater da- 
nach offenbar den Vorzug vor dem 
Substituten' haben soll. S. Duarenus 
comment. ad h. t. cap. 10. optrum 
pag. 377. tg§. 

c) Dagegen gibt es andere Fälle, in 
denen der substitulus noch zugelassen 
wird, wenn gleich der imtitutut die 
Erbschaft schon erworben hatte, als; 

et) Wenn der institutut die Erb- 
schaft wegen nicht entrichteter Ver- 
mächtnisse wieder verliert. Nov. 1. 
cap. 1. §.3. 

ß) Wenn der ins li tu tut sich gegen 
die Erbschaftsantretung in integrum 
restituiren lässt. 

y) Wenn der int ti tu tut ein tnuß 
her et igt, sich aber des beneficii ab- 
»tinendi bedient. — Leber letztere bei- 
den Fälle kommt unter cap. 10« das 
Nähere vor. 

6. Substitut™ pupillaris. 

$.87. et) Begriff und Recht dazu. 
Die tubttitutio pupillarit besteht 
darin, dass der Vater seinem unmün- 
digen filiutfamiliat einen Erben er- 
nennt, auf den Fall, dass dieser noch 
vor erreichter Mündigkeit sterben 
würde. Den Grund dieses Rechts ent- 
hält die Unfähigkeit eines unmündigen 
Kindes, zur Errichtung eines Testa- 
ments und der Umstand , dass die 
Römer es stets für sehr wünschens- 
wert}) ansahen, wenn über den Nach» 
lau durch ein Testament disponirt 
war. Dieses Recht kommt aber nur 
dem zu > welcher die väterliche Gewalt 
Ober das Kind hat: pr. et §. 9. /. h. t. 
l.2.pr. D.h.t., und zwar muss diese 
väterliche Gewalt zur Zeit der Errich- 
tung des Testaments und zur Zeit des 
Todes des Vaters stattfinden. Letzteres 
steht in /. 41. §. 2. D. h. t.$ das Entere 
ergibt sich deutlich ans der Regel, dass 
eine Erbeseiosetzuttg hesnach nicht 
convalesciren könne. /. 910. D. (50» 
17.). Tacite liegt der Satz auch m 
/. 41. §. 2., denn es heisst, che väJer-r 
liehe Gewalt muss morUt quoqm tem<* 



Mejev &t05.f. 
Einige dem Substituten des Kindes in 
solchen Fällen vor dem Vater den Ver- 
zog haben geben wollen, ist offenbar 
falsch, denn §. 4. /. de vtifg. tubtt. (2. 
15.) redet zu deutlich, auch /. 18. §.1. 
C. de jure detib. (6.30.) und /. S.pr. |.l» 
C. de bon. qu. Hb, ( 6. 61.) lassen keinen 
Zweifel übrig, da sie den Vater berech- 
tigen , theils als ob das Kind schon er- 
worben hätte, theils als ob der Vater 
selbst eingesetzt wäre. 

[Seite 105. Note 2.] 
Ausnahmen, in denen der Substi- 
tuirte ungeachtet des Eintritts des 
Instituirten , erwerben kann, sind: 
<*) wenn Letzterer die Erbschaft wegen 
versäumter Entrichtung der Vermächt- 
nisse wieder verliert. Nov. 1. c. 1. §. 3. 
, — /?) Wenn der ins ti tu tut gegen seine 
Antretung sich wieder in den vorigen 
Stand setzen lässt. Faber ennjeet. 3., 
c, 4. — y) Wenn der instituirte tuut 
her et das beneßeium abs tinendi anwen- 
det. Vgl. §. 836. — <J) Beim tettam. 
militare s. §. 784. 



[Seite 106. bis 107. Note 2. s. unten.] 

2) Von der Pupillarsubstitution 
§. 812. 
Die Pupillarsubstitution kann als 
erweiterte Vulgarsubstitution betrach- 
tet werden , und sie zeigt sich nach 
dieser Ansicht wie eine Einsetzung in 
das Gut des Testirers. Aber in der Aus- 
dehnung auf das Vermögen des Kindes 
ist sie eine vom Vater für das Kind 
besorgte Erbenernennung. Deswegen 
ist dabei oft zweierlei Vermögen als 
zweierlei Erbschaft zu sondern; ob- 
gleich in einigen Beziehungen die Pu* 
pillarsubstitution durchaus als Ein* 
Setzung in die väterliche Erbschaft be- 
handelt wird , insofern dies nämlich der 
Substitution .vorteilhaft ist. [In der 
Note: DaneHi comment. 6.26.]. 

[Zu diesem ersten Satz vergl. oben 
Heise §. 83. Erinnerungen Nr. 2, 
S. 554.J. 

Die Pupillarsubstitution ist die vom 
pUter fämiliat geschehende Ernennung 
eines Erben für das unmündige Haut- 
kfaid, [hierzu die Note: Die Pupillar- 
SubstituUou kann nur von demjenigen 
geschehen, welcher väterliche Gewalt 
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Mejer. 8. 107. f. 
hat. Die Mutter hat sie also nie ; und 
ebensowenig über emancipirte Kin- 
der der Vater. Pr. §.9. /. depup. tubtt. 
( 2. 16.). /. 2. pr. D. de vufg. et pup. subst. 
(28. 6.). Die vaterliche Gewalt desSub- 
stituenten iiiuii, damit diese Substi- 
tution wirke, aar Zeit des- errichteten 
Testaments und aach aar Zeit des To- 
des des Testirers vorhanden sein. /. 41. 
^.l.O.eod. /.210. D. de Ä./. (50. 17.)J, 
auf deii'Fall, dass dasselbe vor er- 
lebter Mündigkeit (vor vollendetem 
vierzehnten Jahre bei Knaben, vor voll- 
endetem zwölften Jahre bei Mädchen) 
▼ersterben tollte, da es vor zückgeleg- 
ter Unmündigkeit nicht selbst testiren 
kann. Aber Ober die Erreichung der 
Mündigkeit hinanskann dies Recht nicht 
ausgedehnt werden. [Hierzu in der 
Anin. : §. 8. 8. /. de pup subst. (2. 16.) 
/. 7. D. eod. (28. 6.)]. Dagegen ist nicht 
nöthig, dass der Substituent die Un- 



mündigen, welchen er" substituirt, zu 
Erben einsetze; er hat das Recht anefa über die enterbten Descendeten [dazu 
die Note: £ 4. /. eod. I. 1. $. 2. /. 10. $. 5. />. eod. Wegen der Bedingtheit 
der Enterbung durch gewisse Gründe im neuem Rechte wird von dieser Be- 
fugnis! selten Gebrauch gemacht werden, da sie schwerlich bei unmündigen 
Kindern eintreten], die in seiner Gewalt stehen. 

Auch 'hat der Vater dieses Recht in [S. 108. Note 1. a. E.] 

Rücksicht der noch nicht gebornenKin- Wohl aber erstreckt es sich auch 

der, denn nasciturus habetur pro nata. über die postumi. I. 2. pr. D. eod. §. 4. 



/. 2.pr. D. h. t. §. 4. infine /. h. t. 

Selbst in Ansehung der Enkel kommt 
dem Grossvater dieses Recht zu, jedoch 
nur in so fern, als diese durch den Tod 
ihres Grossvaters tut juris werden. 1.2. 
pr. D. h. t. (nepotibus etiamj. 



$.88. ß) Form derselben. 
1) Der Vater, welcher eine Pupil- 
lartubstitution machen will, muss vor 
allen Dingen ein Testament für stell 
selbst errichtet haben oder wenigstens 
■eben der Sabtlitution errichten. So . 
lang« er dieses nicht gethan, kann er 
auch seinen Kindern nicht pupülariter 
Substituten. §. 5. /. h. t. 1. 1. §. 3. /. 2. 
$. 1. 4. D. eod. Der Vater kann beide 
Testamente in einen Aufsatz bringen 
oder nach Gutdünken trennen. Auch 
kann er beide in verschiedenen Formen 
errichten, z.B. das eine mündlich, das 
andere schriftlich. §. 3. /. h. t. I. 16. 
€, 1. /. 20. $. 1. D. eod. I. 8. §. 4. D. 
(37. MS). Auch schadet, wenn der 
Vater beide» t» ein Testament sutam- 



fin. I. eod. 

[S. 108. Note 4. a. E.] 
Den entfernteren Descendenten, wel- 
che durch des Testirers Tod gut juris 
würden, kann er ebenfalls auf diese Art 
subsfituiren, z. R. den in seiner Gewalt 
gebliebenen Kindern eines emaneipirten 
Sohnes. /. 2.pr. D. de vufg. et pup. tubst. 
(28. 6.). 

[S. 108.] 
Die Pupillarsubstitution fseeundae 
tabulae) kann nur geschehen unter 
Voraussetzung eines letzten Willens 
(primae tabulae) des Substituenfen. 
[Hierzu die Note: Mag dieser vorher 
oder zugleich mit der Pupillarsubsti- 
4ution errichtet sein. §. 5. /. eod. „*am 
pupttiare testamentum pars et sequela 
est paterni testamenti, edeo «r, ft 
patrh testamentum non valeat, nee 
ßNiquidem valebit. /. 1. §. 3. /. 2. §. 1. 
4. D. eod. Es steht übrigens in der 
Willkür deftSubstituenten, beide Testa- 
mente in einer Schrift zu geben, oder 
sie zu trennen, selbst verschiedene 
Formen dabei zu beobachten, s. B. eines 
schriftlich, das andere mündlich su 
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menbringt, der convertut ordo scri* 
pturae nicht /. 2. §. 5. 6. D. h. t. Hier- 
mit scheint zwar im Widerspruch zu 
stehen §. 4. eod., welcher aber wohl von 
zwei verschiedenen Testamenten zu 
verstehen ist, denn man kann wohl 
nicht annehmen, dass Bich Ulpian in 
zwei unmittelbar auf einander folgen- 
den Stellen so gradezu widersprechen 
würde. 



Fehlt. 



Mejer S. 108. ff. 
machen. §.3. /. eod. I. 16. §. 1. /. 20. 
§. 1. D. eod. I. 8. §. 4. D. de B. Post. tec. 
tab. (37. lt.). Es schadet auch keines- 
wegs, wenn er die Pupillarsubstitution 
etwa seiner eigenen- Erbeseinsetzung in 
derselben Schrift voranschickt. /. 2. 
$.5.6. D. de vulg. etpup. tubxt. (28.6.). 
Da diese Steile ausdrücklich die Un- 
schädlichkeit der „converta tcriptura" 
für die Pupillarsubstitution ausspricht: 
so muss /. 2. §. 4. ibidem, welche das 
Gegentheil anzugeben scheint, von 
zwei zu verschiedener Zeit gemachten schriftlichen Aufsätzen verstanden wer- 
den, was von ^ceterum si ante" an ganz klar ist. Das Vorhergehende kann 
auch bloss als Julian s Meinung angeführt seyn sollen; wozu derUebergang mit 
„Ceterttfn" recht gut passt. — Vom Soldatentestamente s. §. 784.]. 

2) Bei der Pupillarsubstitution ist, 
wie bei jeder Erbeseinsetzung, nöthig, 
dass über die ganze Erbschaft verfügt 
werde. Wäre gleichwohl nur über einen 
Theil verfügt, so erhält der Substitut 
dennoch das Ganze. /. 41. §. 8. D. h. t. 

3) Der Vater hat freie Hand, wen 
er zumPupiliarsubstituten machen will, 
Und braucht dabei keine Rücksicht auf 
seine eigenen Erben zu nehmen. Hat 
der Vater aber allgemein seine Erben 
aubstituirt, so trifft diese Substitution 
nur die, welche wirklich seine Erben 
worden und dazu den Fall der Pupillar- 
•ubstitutian erleben. §. 7. /. h. f. /. 3. 
/. 10. pr. /.31. pr. D. eod. Auch braucht 
der Vater dabei gar keine Rücksicht auf 
die Notherben des Pupillen zu nehmen, 
als auf dessen Matter und dergleichen. 
L 8. §. 5. D. (5. 2.) /. 9. in med, C\ h. t. 
cap. 1. infine in Vlto 3. 11. Mehrere 
haben hier die Beschränkung angenom- 
men , die Notherben hätten das Recht, 
aus dieser Erbschaft den Pflichttheil zu 
fordern; allein. dies ist offenbar gegen 
die angeführten Stellen. — Auch darf 
der Vater solche zu Pupillarsubstituten 
ernennen , die er zu seinen eigenen Er- 
ben nicht ernennen dürfte. /. 6. D. /*. t. 



Er kann übrigens zum Pupillarsub- 
stituten ernennen, wen er will, und 
braucht dabei namentlich auf seine 
eigenen Erben keine Rücksicht zu neh- 
men. [In der Note: /. 1. §. 2. D. eod.] 
Doch werden diese oft aubstituirt und 
die Substitution geschieht dann manch- 
mal auf die Weise, dass der Vater sei- 
nem Kinde diejenigen pupiltariter zu 
Erben einsetzt, welche irgend des Va- 
ters Erben sein werden. Bei einer sol- 
chen allgemein ausgedrückten Substi- 
tution gelten als Erben des demnächst 
in der Unmündigkeit versterbenden Kin-- 
des nur die Testamentserben, welche 
wirklich zur Erbschaft gelangt sind und 
den Tod des Unmündigen erlebt haben. 
[Hieran die Note: Wenn gleich sie nur 
eine Zeit lang Erben des Substitaenten 
gewesen sein sollten. §. 7. /. eod. (2. 
16.). /. 3. /. 8. §. 1. /. 10. pr. i. 31. pr. 
D. eod. (28. 6.)]. In dem altern Rechte 
brauchte der Testirer auf Notherben 
bei der Substitution gar keine Rücksicht 
zu nehmen; nach dem neuern Rechte, 
der Novelle 115., müsste man aber dabei wenigstens so viel zugestehn, dass des 
Pupillen Mutter oder seine mütterlichen Ascendenten einzusetzen seien und die 
Klage auf den Pflichttheil haben, [Hierzu die Note: Zimmern in dessen und 
Neustetel, röm. rechtl. Untersuch. S. 83 — 86. zum Theil widerlegt von Thi- 
baut, Archiv f. d. civ. Prax. Bd. 5. S. 345. ff. ; »s. besonders die Berichtigung von 
Francke, Recht der Notherben. S. 453 — 463.], jedoch ist das kanonische Recht 
entscheidend, [In der Note: e. l.ßn. VI. de tettam. et uh. votmnt. 3. 11. „Textes- 
worte u ], indem es auch selbst der Mutter (um so mehr aber den andern mütter- 
lichen Ascendenten) die Klage auf den Pflichttheil in diesem Rechtsverhältnisse 
abspricht, und also die Grundsätze des altern römischen Rechts wiederhergestellt 
hat. Die Klage gegen das Testament wegen Lieblosigkeit steht diesen angeb- 
liehen Pfliehttheilsberechtigten auf keinen Fall zu. [In der Note: Vgl. Thibaut 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg.IX. H.VI. $6 
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a. a. O. and Franokt a. a. O.]. — Wem der Testator aas seinem eigenen Ver- 
trägen Nichts oder doch ni$ht das Ganze anwenden darf, dem darf er durch 
Pupillartubetitution desselben davon auch nicht ein Mehrere» anweisen, und 
kann also Niemand substitniren , den er nicht zu seinem eigenen Erben ein- 
salzen darf. [In der Anm»: /. 6. D. eodem.]. 

Heise. Mejer S. 110. f. 

4) Der Vater kann den Substituten Obgleich nun die Pupillartubstitu- 

auch pur* oder*** eondUione ernennen, tion schon die in ihr liegende Bedingung 



hat, dass der Substituirte erst dann 
daran kommt, wenn das Kind anm fin- 
dig versterbe : so kann der Testirer 
doch auch noch andere Bedingungen 
nach Belieben hinzufugen. [Dabei die 
Note: /. 8. pr. D. *od. Eine bei der In- 
stitution eines Erben gemachte Bedin- 
gung gilt auch für die Substitution, 
wenn derselbe Erbe zugleich substi- 
tuirt ist.] 

Daher kann derselbe auch den Zeit- 
raum der Unmündigkeit und der darauf 
bezogenen Substitution unter mehrere 
Substituirte so vertheilen, dass beim 
Ableben des Pupillen in dem ersten 
Zeitabschnitte ein Anderer eintreten 
soll, als beim Ableben des Pupillen in 
einem der folgenden Zeitabschnitte, 
oder er kann auch die Substitution auf 
eine noch kürzere Periode als die Un- 
mündigkeit beschränken. [In der Anm.: 
/. 21. /. 38. §. 1. 2. /. 43. §. 1. D. eod.]. 
Selbst mehrere Grade der Substitution, 
deren einer durch den andern bedingt 
ist , kann der Testi rer machen , [ Note : 
/. 13. D. eod.] ; giebt er dabei einem Un- 
mündigen ein anderes unmündiges Kind 
zum Pupillarsubstituten, und dem Letz- 
tern wieder einen Dritten: so gilt der 
Dritte nicht als Substituirter des Er- 
stem, falls der in der Mitte stehende 
Zweite etwa wegfallen sollte ; denn die 
Erbschaft des Ersten , für welche bloss 
der Zweite substitukrt ist, ist von der 
zweiten, für welche der Dritte eubsti- 
stuirt worden , wesentlich verschieden. 
[In der Note: lAl.D.eotL A.M. v. Ldhr 
im Archiv f. <L ehr. Prax. Bd. 9. S.115. 
116.1. 

Die Wirkungen der Substitution, 
so weit sie nicht schon im Vorhergehen- 
den haben angedeutet werden müssen, 
sind: A) Der Substituirte kommt, wenn 
der Unmündige als solcher, oder in der 
vom Testirer bestimmten kurzem Zeit 

stirbt, zur Erbschaft des Pupillen und schliesst dessen Intestaterben aus* [Dazu 

die Anm.; LI. C. de impub. et «7. fttfsi. (6. 26.)]. 

Der eingesetzte Substitut wird aber /?) Der CiutretendeSubstituif te Wird 

nicht Erbe des Vaters, sondern nur des aber nicht Erbe des Testirer», sondern 



Eine nothwendige Bedingung fuhrt er 
freilich schon immer mit sich , dass er 
nur an die Reihe kommt, wenn der 
Sohn unaindig stirbt; allein der Vater 
kann es entweder dabei bewenden las- 
sen, oder noch Bedingungen hinzu- 
fügen. L%.pr.D>h.t. 



Daher kann der Vater diePuptllar- 
Substitution noch auf kürzere Zeit be- 
schränken, als bis zur wirklichen 
Mündigkeit des Sohnes; z. B. er kann 
so bestimmen: C. soll Substitut meines 
Sohnes sein, wenn dieser vor dem 
lOten Jahre stirbt. Auch kann der 
Vater die Zeit der Pupillarsubstitution 
unter mehrere Personen theilen, 1.21. 
/. 38. %. 1. 2. /. 43. f 1. Ü. h. f., und 
endlich mehrere Grad** tubtlitutionit 
machen, d.h. an die Stelle des ersten 
Pupillarsubstituten noch einen andern 
u. s. w. ernennen. /. 13. D. h. f. Dabei 
gilt jedoch die Regel, dass, wenn der 
Vater ein unmündiges Kind einem an- 
dern substituirt hat, und dem ersteh 
noch wieder einen andern Pupillarsub- 
stituten setzt, dieser nur für das erste 
Kind und nicht mit für das zweite gilt. 
Dies scheint zwar gegen die Regel zn 
sein: subtlitutut tubttituto centetur 
eliam gubititutut in$titut+y allein hier 
ist von zwei ganz verschiedenen Erb- 
schaften die Rede. /. 47. D. h. r. 



$.89. y) Wirkungen. 
Der Substitut kommt zufolge der 
Pupillarsubstitution mit Ausschluss der 
Intestaterben zurSueceston. /. 7, CA. f. 



unmündigen Kindes, obgleich er ge- 
wöhnlich dadurch die Erbschaft des Va- 
-• mitbekommt. Allein diese steckt 



des Kindes, und bekommt deuswofefe 
auch diejenigen nachgelaaaenen Güter 
des Kindes, welche es nicht vom Tcail* 
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nur mit in dem Nachlasse des Kindes, 
und er erhält auch den Nachlass des 
Kindes, den es a Hunde erworben hat. 
/. 10. §. 5. D.h. t. Dieses erleidet jedoeh 
eine Ausnahme bei dem von einem paler 
arrogator ernannten Substituten. Die- 
ter erhält nur das Vermögen des Kin- 
des, welches es durch die Arrogation 
erhalten hat, und nicht auch das übrige 
Vermögen des Kindes, welches es an- 
derweitig erworben hat. Dies rührt 
aus der über das Vermögen des arro- 
girten Kindes zu leistenden Cautiou 
her, nach der solches beim Tode des 
unmündigen arrogalut an die leibliche 
Familie wieder restituirt werden soll. 
/.22. $.1. 2. D. (1.7.). /. 10. §.6. D.h. t. 



Wenn gleich nun der Pupillarsub- ■ 
stitut Erbe des Kindes wird, so zeigen 
■ich doch noch mehrere Wirkungen da- 
von, dass er nur durch das beneficium 
des Vaters zur Succession gelangt, 
nämlich : 

a) Wenn der Substitut den Vater 
nicht in solidum beerben kann , so er- 
hält er auch durch das Kind nur den er- 
laubten Theil vom Vermögen des Va- 
ters, z. B. es ist ein filiut naturalis 
substituirt , so kann er als solcher auch 
nur -j^ vom Vermögen des Vaters er- 
halten. Diese Bestimmung Ist sehr gut, 
um Dispositionen in fraudem legi$ zu 
verhüten. /. 6. D. h. t. 



Mejer 8. 111. f. 
rer, sondern anders woher, erworben 
hat. [In der Note: /. 10. §. 5. D. eo&. 
Ausnahme beim Soldatentestaraente a. 
§. 784.]. Der Arregirende aber kann 
nur in seinem eigenen Nachlasse für die 
arrogirte Person einen Pupillarsubsti» 
tuten ernennen, [Dazu die Anm.: /.22. 
§. 1.2. D. de adopt. et etnanc. (1. 7.) 
/. 10. §. 6. D. de vulg. etpup. Muhst. (28. 
6.). Doch erhält der Substitutive da- 
bei auch das, was das Kind um des 
Testators willen erworben hat, z. B. 
wenn „arrogatoris amicus vel cognalus 
ei aliquid religuit"], und muss Cau- 
tion machen, dass des Kindes übriges 
Vermögen an dessen sonstige Erben 
und die Berechtigten [Hierbei dieNote: 
„Ad quo* ea reg pertinet." I. 17. §. 1. 
/. 18. /. 19. D. de adopt. (1. 7.). /. 40. D. 
de vufg. et pup. snbst. (28. 6.)} wie- 
der zurück erfolge, falls dasselbe un- 
mündig stirbt. 

C) Da jedoch das Testament, in 
welchem die Pupillarsubstitution ge- 
schieht, immer dai des Testirert 
bleibt : so hat dieser Umstand aller- 
dings auch seine Folgen, und die Sub- 
stitution für den Unmündigen kann nie 
als ein wahres und unabhängiges Testa- 
ment des Kindes verstanden werden. 



[Vgl. die fünf ersten Zeilen auf S. 562.] 



£) Wenn der Vater auch seine eige- 
nen Erben dem unmündigen Kinde sub- 
stituirt bat, so theilen diese sich in den 
Nachlass des Kindes nach den Quoten, 
die sie aus der väterlichen Erbschaft 
erhalten haben. §. 7. in fine l. h. t. t. 8. 
in fine D. cod. Auch kann hier der Fall 
vorkommen, dass der Vater seinen Er- 
ben noch einen Fremden als Substituten 
beigefügt hat. Alsdann soll der Fremde 
zunächst einen Kopftheii erhalten, und 
das Uebrige bekommen die Erben nach 
Verhältniss der Erbschaftstheile, die 
sie aus der väterlichen Erbschaft er- 
halten haben. Die altern römischen 
'Juristen haben in diesem Fall dem Frem- 
den die eine Hälfte der Erbschaft des 
Papillen zugeschrieben, allein Jusfi- 
nian hat dieses geändert. /. 9. D. h. f. 
/. 11. init. C. eod. 



Wenn also der Testirer seine eige- 
nen Erben dem Unmündigen substituirt 
hat: so theilen sich diese eintretenden 
Falles in das Vermögen des Kindes nach 
dem Maasstahe ihres Erbantheils an des 
Testirers Nachlasse. [ Dabei die Note : 
§. 7. /. de pup. snbst. (2. IG.) „pro qua 
parle her edes facti sunt." i. 8. fin. D. 
eod. (28. 6.). Fugt der Testirer seinen 
Erben noch eine andere Person in der 
Substitution bei, die nicht sein Erbe 
ist: so bekommt diese zuerst einen 
Kopftheii, und der Rest wird pro par- 
tibus heredilai-iis unter den Erben zer- 
legt. Das ältere römische Recht gab 
der hinzugetretenen fremden Person die 
Hälfte voraus, und vertheilte nur die 
andere Hälfte unter die Erben. /. 9. D. 
eod. t. 11. eod. (6.«26.)]. 
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e) Der Substitut darf beide Erb- 
schaften, die dei Vaten and des Kin- 
des, nicht von einander trennen , son- 
dern muss sie entweder beide annehmen 
oder beide ausschlagen. Dies gilt nicht 
bloss dann , wenn das unmündige Kind 
erst den Vater beerbt hat, und ihm 
dann der Pupillarsubstitut succedirt, 
sondern auch dann, wenn der Vater 
den Pupillarsubititutcn sugleich tu 
seinem eigenen Erben eingesetst hat. 
/. 10. §. 2. et 3. D. h. f. /. 59. D. (29.2.) 
/. 20. C. (6. SO.). Dagegen gilt dieser 
Grundsat s nicht, wenn du Kind von 
der vaterlichen Erbichaft abitinirt hat, 
und nun der Pupillariubstitut zur Erb- 
schaft dei unmündigen Kindei gelangt: 
in dieiem Ealle geht ibn die väterliche 
Erbichaft weiter nichts an. /. 42. pr. D. 
(29. 2.) Man hat hiergegen die /. 28. 
D. 42 5. als widersprechend angeführt 
Dies rührjt daher, dais in der Mitte der 
Stelle, nachdem von dem Abitiniren 
des Kindes geredet ilt, gesagt wird: 
idem im Substitute servandum höh est. 
Allein diese Worte geben bloss auf den 
ersten Fall. Wenn dai unmündige 
Kind nicht abstinirt hat, so soll dem 
Substituten nicht mehr frei stehen , zu 



Mejer S. 111. f. 
V) Der Substituirte kann auch die 
Erbschaften des Testirers und des Un- 
mündigen nicht von einander trennen, 
so dass er diese annähme und jene aus- 
schlüge, er muss beide annehmen oder 
beide ausschlagen. Dies tritt sowohl 
dann ein, wenn der Unmündige zuerst 
den Test irer beerbt bat; als auch, wenn 
derPupillarsubstitut vomTestirer selbst 
tum Erben ernannt worden ist. [Dabei 
die Note: /. 10. §. 2. 3. D. eod. I. 59. 
/>. de aequir. v. omitt. her ed. ( 29. 2.). 
/. 20. C. de jure delib. (6. 30.). Doch 
fallt dieser Satz weg, falls der Unmün- 
dige von der Erbschaft des Testirers 
abstinirt hat und der Substitut mithin 
diese letztere gar nicht deferirt be- 
kommt. /. 42. pr. D. de acq. v. omitt. 
hered. (29.2.). Der angebliche Wider- 
spruch in /. 28. D. de reb, auet. jud. 
(42. 5.) ist nicht vorhanden ; denn die 
Worte: „idem in subttituto filio herede 
servandum non est" gehen darauf, dass 
das unmündige Kind nicht abstinirt 
hat.] Denn in dieser Hinsicht wird des 
Testirers und des Unmündigen Erb- 
schaft doch als eine betrachtet (junclm 
Heredität eoepit esse). 



abstiniren, wie solches auch ausdrück- 
lich noch im weitern Vortrage derselben Stelle steht. Sie widerspricht 
also der /. 42. nicht, denn diese redet von dem Falle, wo das Kind schon 
abstinirt hat. 



Diese Regel leidet aber eine Aus- 
nahme, wenn dem unmündigen Kinde 
ein Bruder substituirt ist; diesem soll 
es freistehen , die Erbschaft des Vaters 
aussuschlagen, und doch noch die Erb- 
schaft des Kindes anzutreten: denn 
dieser Broder wäre ohnedies schon In- 
testaterbe des Kindes. /. 12. D. h. t. 

Auch, hier können Fälle vorkom* 
inen, in denen es zweifelhaft scheint, 
ob der Pupillarsubstitut zugelassen 
werden könne. Nämlich: 

1) Wenn Jemand demjenigen von 
mehreren unmündigen Kindern sub- 
stituirt , das zuletzt sterben wird. Hier 
kann der Pupillarsubstitut nur dann 
eintreten, wenn alle Kinder unmündig 
sterben. Denn man nimmt als Idee des 
Vaters an, dass ein Kind dem andern 
substituirt sein und der Substitut nur 
eintreten solle, wenn alle gestorben 
$.6. */.A.f. i.Zl.D.eod. 



Jedoch wird die Ausnahme gemacht, 
dass dem Bruder des Unmündigen, 
diesem substituirt, erlaubt sein soll, 
die Erbschaft des Testirers auszuschla- 
gen und doch die des Unmündigen an- 
zunehmen. [Note: /. 12. D. de vttlg. 
etpup.subst. (28.6.)] 

E) Die Bedingung des letzten Wil- 
lens, der Substitut mehrerer Unmün- 
diger solle dem letsterbenden derselben 
folgen, bewirkt, dass er erst dann ein- 
tritt, wenn von den Unmündigen keiner 
mehr vorhanden ist. [Hierbei die Anm.: 
§. 6. /. depap. subtt. (2. 16.). /. 37. D. 
eod. Sollten die Unmündigen sugleich 
sterben, so succedirt er Allen. /. 34. 
pr. D. eod. /. 9. pr. D. de reb. dub. ( 34. 
5.). /. 11. D. de bom.po*$. nee. tmb. (37. 
11.)]. 



sind. §. 6. */. h. t. I. 37. D. eod. Wenn 

aber die Kinder sämmtlich zugleich stürben, so succedirt der Pupillariubstitut 
ihnen allen, denn novissimus est, pe$t quem nemo moritmr, und sie werden hier 
alle als zuletzt gestorben angesehen. /. 34. pr. D. h. t. t. 9. »r. Dr. (34. 5.). /. 11. 
pr. A(37.11.). V 
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Heise. 
2) Wenn mehreren unmündigen 
Kindern einer gemeinschaftlich sub- 
stitairt ist, auf den Fall, dass sie un- 
mündig sterben sollten, so fragt es 
sich, ob der Pupillarsubstitut schon 
zuzulassen sei, wenn nur eins gestor- 
ben ist. Allein propter favorem libe- 
rorum soll der Pupillarsubstitut nur 
dann an die Reihe kommen, wenn sie 
säm ratlich gestorben sind, und den 
Ueberlebenden die Erbsehaft als In- 
testaterben zufallen. /. 42. D. A. t. 
I. 10. C. eod. 

§.90. cT) Erloschen. 
Die Pupillarsubstitution kann eben- 
so, wie jede andere Erbeseinsetzung 
erloschen. Ausserdem aber kommen 
noch einige der Pupillarsubstitution 
eigene Fälle in Betracht: 

1) Wenn das Kind bei Lebzeiten 
des Vaters stirbt oder emancipirt wird, 
so fällt auch die Pupillarsubstitution 
weg. /. 41. §. 2. D.h.t. Für den Fall 
des Todes wird diese Pupillarsubstitu- 
tion noch als Vulgarsubstitution von 
Wirksamkeit sein, denn letztere ist 
stets stillschweigend in der ersteren 
enthalten. 

2) Wenn das Kind die Mündigkeit 
erreichte : denn dem Vater ist das Recht 
zu substituiren nur deshalb einheilt, 
weil das unmündige Kind nicht selbst 
testiren kann. §. 8. /. h. t. I. 14. /. 43. 
pr. D. eod. 

3) Wenn der Substitut noch vor 
dem Pupillen stirbt, ausgenommen 
wenn der Substitut schon vorher Erbe 
des Vaters geworden sein sollte: denn 
alsdann geht die Pupillarsubstitution 
auch auf die Erben über. /. 59. D,~ 
(29. 2.). 



4) Wenn der Substitut , der keinen 
Vormund hat (7), versäumt, einen 
Vormund für den Pupillen beim Richter 
zu erbitten. Denn diese Verbindlich- 
keit ist auch auf denPupillarsubstituten 
ausgedehnt. £ 10. C. (6. 58.). 

5) Der Strenge nach erlischt die 
Substitution auch durch die Arrogation 
des unmündigen Kindes. Denn nun 
erhält der arrogator das Recht, einen 
Substituten zu ernennen. Allein er 
muu demPupillarsubstituten das Ver- 
mögen ausantworten , welches derPu- 
pill ohne die Arrogation erworben hat: 



Mejer S. 112. f. 
Ist aber der Substitut mit der Be- 
stimmung für den Nacherben mehrerer 
unmündiger Geschwister ernannt, dass 
er eintreten solle, wenn sie unmündig 
sterben würden: so soll er nicht ein- 
treten , bevor auch der letzte von ihnen 
unmündig verstorben ist, und bis da- 
hin das überlebende Geschwister dem 
Substituten vorgehen. [In der Anm.: 
/. 42. D. de vufg. et pup. tubtt. (28. 6.). 
/. 10. C. de imp. et al. subgt. (6. 26.)]. 



Die Pupillarsubstitution wird mit 
Uebergehung der Fälle, in denen sie, 
wie jede andere Erbeseinsetzung er- 
lischt, nicht wirksam, wenn einer 
von folgenden sechs Umständen ein* 
tritt: erstens, wenn der Testirer den 
Unmündigen überlebt oder emancipirt; 
[In der Note: /. 41. §. 2. D. evd.] 



zweitens, wenn das Kind die Mün- 
digkeit erreicht und also dann selbst 
ein Testament zu machen fähig wurde; 
[Note: §. 8. I. eod. (2. 16.). /. 14. /.43. 
pr. D. eod.]. 

drittens, wenn der Substitut den Un- 
mündigen nicht überlebt; [Dabei die 
Anm.: Ausnahme, wenn der Substitut 
schon vorher Erbe des Testirers gewor- 
den ist; denn er m us ste auch die Erb- 
schaft des Unmündigen annehmen, und 
so treten die Erben des Substituten neu 
für ihn ein. /. 59. D. de acq. vel. om. 
hered. (29. 2.)]. 

viertens, wenn der Substitut dem 
Unmündigen einen Vormund beim Ge- 
richte zu erbitten versäumt, falls noch 
keiner bestellt ist; [Hierzu die Note: 
/. 10. C. de legitim, heredibut (6. 58.)] 

fünftens, wenn der Unmündige ar- 
rogirt wird; [Dabei die Anm.: Aber 
dann muss doch nach der vom Arro- 
gator zu leistenden Caution des Arro- 
girten früheres Vermögen und was er 
unabhängig vom Arrogator erwirbt, 
dem Erben des Pupillen, also hier dem 
Substituten, herausgegeben werden. 
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Heise. 

denn dieses man, lufolge der dabei io 
leistenden Caullon an die Erben de» 
Pupillen, herausgegeben werden. /. 17. 
f i. /. 18. et 19. D. (1. 7.). /. 40. 
D. A. i. 

C) Aach fällt die Pupillarsubslitu- 
tion weg, wenn dag vaterliche- Testa- 
ment auf irgend eine Weise wegfällt, 
selbst wenn die Pupillarsubstitution in 
einem besondern Testamente verordnet 
sein sollte: denn dieses soft immer als 
pars et sequela paterni tettamenti an- 
gesehen werden. $. 5. /. h. t. I. 2. pr. 
et §. 1. /. 10. §. 4. /. 16. §. 1. D. h. I. 
/. 11. Z>. (29.3.). 

Daher wird die Pupillarsubstitution 
auch fallen, wenn derVaterfür sich spä- 
ter ein neues Testament macht: denn 
dadurch wird sein altes Testament un- 
gültig, und neben dem neuen Testa- 
ment werden die tabulae pupillares 
nicht erhalten , denn dieses Testament 
ist später gemacht. 

Diese Regel leidet jedoch mehrere 
Ausnahmen: 

a) Wenn die väterliche Erbschaft 
nur in fraudem des Substituten ausge- 
schlagen ist, so soll die Pupillarsub- 
Stitution dennoch gültig bleiben. Das- 
selbe gilt auch bei Legaten , wenn eine 
Erbschaft in fraudem legatorum aus- 
geschlagen wird. /. 2. §. 1. D. h. t. 



6) W r enn der Vater einen minder- 
jährigen Erben hat, der die Erbschaft 
xwar angetreten, sich aber degegen in 
integrum restituiren Hess. /. 2. §. 3. 
D. eod. 



c) Wenn das väterliche Testament 
nur zum Theil umgestossen werden 
sollte, so bleibt auch die ganze Pupil- 
larsubstitution gültig. / 8.§.5.Z>.(5.2.). 

d) Wenn das väterliche Testament 
nur durch R. P. contra tabulas umge- 
stossen wird , so bleibt die Pnpillarsub- 
stitntion, ebenso wie mehrere Legate, 
bei Kräften. /. 34. §. 2. /. 35. D. h. t. 

Wenn jedoch der Substitut selbst 
das Testament durch B. P. contra ta- 
bula* umgestossen haben sollte, so 
fällt auch die Pupillarsubstitution hin* 
weg. /. 22. D. h. A /. 6. §. 4. D. (37. 5.). 



Mejer S.US.f. 
/. 17. f 1. /. 18. /. 19. D. de adopt. 
(1. 7.). /. 40. D. de vulg. et pup. subst. 
(28.6.)]; 



sechstem endlich, wenn das Testa- 
ment des Sobstituenten auf irgend eine 
Weise ungültig wird, denn die Substi- 
tution besteht nicht ohne das Testa- 
ment. [Hierbei die Note: $.5. I. de 
pup. subst. (2. 16.). /. 2. pr. 1. 1. /. 10. 
$. 4. /. 16. f 1. D. eod. I. 11. D. tett. 
quemadm, aper. (29. 3.)]. 



Macht der Testirer s. B. ein neues 
Testament, und fällt somit das frühere, 
in welchem sich die Substitution be- 
fand, von selbst über den Hänfen, so 
gilt diese auch nicht mehr. 



Doch auch im Falle der Ungültig- 
keit des Testaments gibt es Umstände, 
nnter denen die Substitution bestehen 
toll, nämlich: a) sofern die Erbschaft 
des Testirers bloss zur Vernichtung der 
Substitution ausgeschlagen wird, [Hier- 
bei die Note: /. 2. §. 1. D. de vulg. et 
pup. iubtl. (28. 6.) ] 

b) sofern suiheredes von der väter- 
lichen Erbschaft abstiniren. [In der 
Anm.: /. 2. §. 1. D. 1. 12. D. eod. I. 44. 
D. de re jud. (42. f.). /. 30. §. lQ.fin. 
D. defideic. libert. D. (40. 5.)]; 

e) falls der Erbe wegen seiner Min- 
derjährigkeit gegen die angetretene 
Erbschaft sich in integrum restituiren 
. lässt; [Dabei die Note: /. 2. §. 3. D. 
de vulg. et pup. $ubtt. (28.6.). Das 
„adeundae hereditatis causa " kann in 
dieser Stelle wohl nicht anders, als 
contra aditam hereditatem verstanden 
werden.] 

d) wenn das Testament nnr zum 
Theil umgeworfen wird; [In der Note: 
/. 8. &. 5. D. de inoff. test. (5. 2.)] 

e) wenn es durch die benorvm pos- 
sessio contra tabula» beseitigt wird 
durch einen Andern, alt den Substi- 
tuten setbst [ Dabei die Anm. : /. 34. 
$.2. /. 3S. D. de vulgär, et pup. subst. 
(28. 6.). /. 22. D. eodtm. I. 5. §. 4. D. 
de legat. praest. (37. 5.)] 
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Heise, 
c) Substitutio quasipupil-, 

laris. 
§. 91. a) Begriff und Recht dazu. 
§. 92. ß) Erfordernisse der Anord- 
nung. 

§. 93. y) Erlöschen derselben. 
S. Thibaut §. 793. (8.A. $.640.). 



$.94. d) Substitution für taub- 
stumme Kinder. 

Auch taubstumm geborne Kinder 
sind unfähig ein Testament zu machen 
und den Aeltern ist gestattet, für sie zu 
testiren: jedoch ist hiebei noch beson- 
dere landesherrliche Erlaubnis» erfor- 
derlich. /. 43. pr. D. h. t. Diese Vor- 
schrift ist auch nicht durch die Einfuh- 
rung der substitutio quasi pupillaris 
in /. 9. C. h. t. aufgehoben, obgleich 
mehrere dies behaupten. Die /. 9. redet 
aber bloss von Blödsinnigen. Eigent- 
lich redet /. 43. von stummen Kindern 
überhaupt. Dessenungeachtet ist sie 
aber bloss auf geborne Taubstumme zu 
bezieh n, denn nach Just in ians neuer 
Verordnung sind bloss geborne Taub« 
stumme vom Rechte, Testamente zu 
machen, ausgeschlossen. 

Die angeführte /. 43. ist die einzige 
Vorschrift hierfür im corpus juris, 
woraus sich ausserdem ergibt, dass 
diese Substitution erlischt, sobald das 
Kind die Fähigkeit zu testiren bekommt, 
und auch dann, wenn es heirathet und 
Descendenten erhält, auf die bei der 
Substitution keine Rücksicht genom- 
men ward. 

Es fragt sich also nur, ob diese 
Substitution nach Analogie der Substi- 
tut™ pupillaris oder quasi pupillaris 
zu beurtheilen sei. Am richtigsten ist 
es wohl, die Analogie der Letztern an- 
zunehmen, denn auch hier liegt der 
Grund £er Substitution in einem Ge- 
brechen des Kindes. 

$.95. 3) Gegenseitiges Verhält- 
niss der verschiedenen Substi- 
tutionen. 

Nach römischem Rechte sind die 
Vulgär- und Pupillarsubstitution still- 
schweigend in einander enthalten. 

1) Die substitutio vulgaris enthält 
die pupillaris mit in sich. Z. B. der 
Vater ernennt sein unmündiges Kind zu 
seinem Erben, und setzt den C. zu sei- 
nem Substituten ein anf den Fall , dast 
es nicht Erbe werde und nun stirbt das 

I 



Mejer. 
[Die von Herrn M. gelieferte Aus- 
füllung dieser Paragraphen , S. 115.— 
S. 116. Z. 5., hier abdrucken zu lasten, 
dürfte nach den neueren Forschungen 
über das Institut kaum gerechtfertigt 
erseheinen. Z. B. Herr M. nennt als 
Schriftsteller über die ganze Lehre 
Löhr, und trägt dieselbe dennoch in 
ihrer alten Gestalt vor.] 

[S. 116. Z.6.] 
Taubstumme Kinder hat J u s ( i n i a n 
in seine quasipupillarische Substitution 
nicht eingeschlosssn. [In der Note: 
Denn /. 9. C. dt. redet nur von blödsin- 
nigen Kindern, welche Geisteskrank- 
heit mit der Taubstummheit nicht not- 
wendig verbunden ist.] Sie können 
kein Testament machen, ihre Aeltern 
aber dürfen für sie testiren, wenn eine 
besondere landesherrliche Erlaubnist 
dazu ausgewirkt ist. [In der Note: 
/. 43. pr. D, eod. redet zwar nur von 
Stummen; aber Taubstumme gehören 
dazu auch.] 



Sollte der Taubstumme die Sprache 
erlangen oder Descendenten bekom- 
men, aufweiche die für ihn testiren« 
den Aeltern nicht Rücksicht genom- 
men haben: so erlischt diese Substi- 
tution. 



Entsteht die Frage, ob man die 
Analogie der Pupillar- oder der Quasi- 
Pupillar-Substitution bei der Substitu- 
tion für Taubstumme befolgen müsse: 
so scheint die letztere richtig zum An- 
halten gewählt zu werden, weil auch 
sie auf Gebrechen der Descendenten 
beruht. 



. [S. 106.] 
Als etwas Besonderes ist noch bei 
der gewöhnlichen Substitution, wenn 
sie vom paterfamilias ausgeht, be- 
merkt, dass sie dann ohne Weiteres, 
also stillschweigend, die substitutio 
pupillaris in sich enthält, wegen der 
vermothlichen Absicht des Testirers. 
[In der Anas.: /. 4. pr. D. de vulg. et 
pup.subst. (28.6.)] 
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Heile. 
Kiad nach vor erreichter Mündigkeit: 
so erhält C. dennoch dessen Vermögen, 
denn ans der Disposition ergibt »ich, 
aase der Veter die Erbschaft nächst 
■einem Kinde dem Substituten am lieb- 
sten gegönnt habe. /. 4. pr. D. h. t. /. 4. 
C. «eo*. Diese Regel leitet sich bloss 
ans der Yennnthliehen Absicht des 
Testirers her, und fällt weg, wenn 
sich eine entgegengesetzte Absicht des 
Vaters beweisen lässt. Auch gibt es 
ausserdem noch mehrere gesetsliche 
Ansaahmen : 

m) Wenn dem Pupillen nebst einer 
andern sum Erben eingeseiften Person 
ein gemeinschaftlicher Substitut ge- 
sellt ist. Dann ist die Substitution für 
den letstern nnr Vulgarsubstitution, 
und in diesem Falle soll sie auch für 
den Pupillen nur als solche angesehen 
werden. /. 4. C. h. t. 

6) Wenn derPnpill und ein anderer 
■ich gegenseitig substituirt sind, so ist 
hier derselbe Grund vorhanden wie vor- 
hin. /. 2. C. h. t. h 6. init. C. (6. 21.). 
/. 4. /. 45. pr. D. h. t. 



e) Wenn Jemand einem pottumo 
vmtgariter substituirt und beim Tode 
des pottumut dessen Mutter, die der 
Testirer mit zum Erben eingesetst hat, 
noch vorhanden' ist. In diesem Falle 
soll die Vulgarsubstitution auch nicht 
als Popillarsubstitution verstanden 
werden, und die Mutter als Intestat- 
erbin succediren, wenn das Kind vor 
erreichter Mündigkeit stirbt. /. 9. C. 
6. 25. 



Mejcr S. 106. 



Aus dieser lex haben viele die all- 
gemeine Regel ziehn wollen, dass, so 
oft die Mutter mit einem Vulgarsubsti- 
tuten in Collision komme, zu Gunsten 
der Mutter die Pupillarsubstitution nie- 
mals mit in jenerSubstitution enthalten 
sei: eben so wie in /. 8. C. h. t. Allein 
diese Behauptung ist wohl irrig, denn 
die ganze Fassung der /. 9. zeigt, dass 
dieses bloss eine Vorschrift für diesen 
speciellen Fall sein soll, besonders da 
als Grtind angeführt wird , weil der 



Aber wenn, dass diese Absicht nicht 
vorhanden gewesen sey, bewiesen wer- 
den kann (st contrariam defuneti vo- 
luntalem exttititte probelur), fällt 
jene Ausdehnung hinweg. [Hierzu die 
Note: /. 4. C. de impub. et ah tubtt. 
(6. 26.) 1. 

Auch ist sie nicht zulässig: 

Erstens, wenn dem Pupillen und 
einem andern Erben vom Vater ein 
gemeinschaftlicher Substitut gegeben 
worden ist; denn da die Substitution 
in solchem Falle für den fremden Erben 
nur die vulgare sein kann, so wird 
sie auch für den Pupillen nur als solche 
angesehen. [Note: /. 4. Co/.] 

Zweitens, wenn der Pupiil und 
ein fremder Erbe einander gegenseitig 
substituirt sind; aus demselben Grunde 
wie im ersten Falle. [In der Anm. : /. 2. 
C. eod. I. 6. init. C. de tett. mih (6. 21.). 
/. 4. §. 2. /. 45. pr. D. de vufg. et pup. 
tubtt. (28.6.). 

Drittens, wenn der Vater seinem 
pottumut einen vulgaren Substituirten 
gegeben , und der pottumut die Erb- 
schaft wirklich erwirbt: so soll nicht 
die Pupillarsubstitution mitverstanden 
werden, falls die neben dem pottumut 
zur Erbin eingesetzte Mutter den Un- 
mündigen überlebt, sondern diese soll 
als Intestaterbin dem Substituirten vor- 
gehen. [Hiersu die Anm.: /. 9. C. de 
inst, et tubtt. (6. 25.). Die Worte : „st 
nonfiliut na tut fuerit u schränken in 
dem von dieser Stelle mitgetheilten 
Falle die Substitution eigentlich schon 
dergestalt ein, dass, sobald der Nach- 
geborne das Licht der Welt erblickt 
hatte, die Substitution als weggefallen 
betrachtet werden musste]. 

Es lässt sich aber keineswegs aus 
dieser Ausnahme weiter folgern, dass 
in jedem Falle der Concurrenz einer 
Mutter mit einem Vnlgarsubstituirten 
die Pupillarsubstitution nicht mit ver- 
standen sey. [Dazu die Note: Die Um- 
stände der /. 9. C. dt. sind ganz spe- 
ciell; andere Stellen bestätigen auch die 
Regel. /. 45.nr.Z>. de vulg. et pup. tubtt. 
(28. 6.). /. 2. C. et impub. et ah (6. 26.); 
die /. 8. C. eod. spricht aber vom Sol- 
datentestamente, welches überhaupt 



» 
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Heise. Mejer S.107. 

Testirer die Motter all seine eigene den gewöhnlichen Grundsätzen nicht 
Erbin mit eingesetzt habe. Auch kön- folgt.] 
nen wir aus andern Stellen beweisen, 
dass die Mutter nicht schlechtweg dem 

Vulgarsub8titnten vorgezogen sei. /. 45. pr. D.h.t. 1.1. C.eod. In diesen beiden 
Stellen wird die Mutter nur deshalb vorgezogen , weil hier eine substitulio re- 
ciproca itattfand. Also wäre die Mutter, wenn dieser Umstand nicht stattfand, 
ausgeschlossen geblieben. Es kann also nicht Theorie des römischen Rechts 
sein, dass die Vulgarsubstitution der Mutter nachstehen müsse. In /. 8. ist auch 
nur von einem tet tarnen tum militare die Rede. S. GiphanU e r plana t. cod, 
T. 2. pag. 48. sqq. 



Viertens, beim tettamentnm mi- 
litare gilt die Ausdehnung der Vulgar- 
substitution auf die pupillare nicht. [In 
der Note: /. 8. C.eod.; keinen Wider- 
spruch bildet /. €. C. de test. milit, 
(6.21.)] 



d) Bei einem US tarnen tum milUare 
enthält die Vulgarsubstitution die Pu- 
pillarsubstitution nicht. L 8. C. h. t. 
(nam non est). Denn beim testamen- 
tum militare fallen alle gewöhnlichen 
Rechtsregeln weg, und es soll hier 
bloss sein Bewenden bei der voluntas 
mililis behalten. Allein Viele bestreiten 

diese Ausnahme beim t es tarnen tum militare: denn der Grand der Bestimmung 
in /. 8. liege bloss in dem Vorzuge der Mutter und beruhe nicht auf dem Vorsage 
des testamenlum militare, zufolge der /. 6. C. (6. 21.). Diese Meinung ist jedoch 
wohl nicht anzunehmen , sondern diese lex wohl eher auf das teitamenlum 
militare zu beziehen. Denn da die Mutter schlechtweg nicht den Vorzug haben 
soll , so kann sie auch nicht als Schlüssel zu /. 8. C. angenommen werden , beson- 
ders da auf das tes tarnen tum militis darin gerade der Nachdruck gelegt wird. Es 
ist also fielmehr vom Unterschiede zwischen testameutum militare und paganum 
die Rede. Auch wird die Disposition der /. 6. nur dann gestattet, wenn der Sub- 
stitut beweisen könne, dass dies wirklich die Meinung des Soldaten gewesen» 
Die Regel muss also wohl dafür sein, dass beim testamentum militare die sub- 
stitulio vulgaris die pupillaris nicht mit einschliesse. S. Giphanius l. c.pag. 50. 

[S. 114. a. E.] 
Wie die Vulgarsubstitution manch- 
mal für die pupillare genommen wird 
(s. vor. §.), so dehnt man auch 
die Wirkung der papillären in 
einigen Fällen zu der gewöhn- 



2) Umgekehrt gilt auch die Regel, 
dass die subsiitutio pupillaris tacite 
die vulgaris mit in sich enthält; z. B. 
A. setzt sein unmündiges Kind zum Er- 
ben ein , und substituirt demselben pu- 
pillariter y dieses stirbt aber vor dem 
Antritt der Erbschaft, so soll dennoch 
der Substitut dem A. succediren, als 
wäre er dem Kinde auch vulgariter sub- 
stituirt. Diese Bestimmung beruht auf 
demselben Grunde, wie die erste: denn 
man wird zum Substituten immer den 
wählen , dem man sein Vermögen f e- 
cundo loco gönnt. /. 4. pr, et §. 2. D. 
h. t. Diese Regel ist zwar einiger- 
maassen bestritten, allein in §. 2. cit. 
ist die Sache gar zu deutlich enthalten, 
und, um sich zu helfen, streicht die 
Gegenpartei die betreffenden Worte aus 
dem §. 2. gradezu heraus. Vgl. Vinnii 
sei. quaest. Lib. II. cap. 24. Die Regel 
muss nun auch dann gelten , wenn 
Jemand einen postumus zn seinem Er- 
ben einsetzt und diesem pupillariter 
substituirt, allein der erwartete postu- 
mus gar nicht geboren wird, oder todt 



liehen Substitution aus, und 
zwar dann , wenn Jemand das in seiner 
Gewalt stehende unmündige Kind zum 
Erben einsetzt und diesem einen 
Andern pupillariter substituirt, das 
Kind aber vor Antretung der Erbschaft 
stirbt. [Hierzu die Note: /. 4. pr. §. 2, 
D. de vulg. etpup. subst. (28. 6.). Vi* - 
nius sei. quaest. lib. 2. c.24. — H ö p f n e r 
Comment. üb. d. Inst. §. 498. Note 4. — 
Ausnahme im Soldatentestaroente s. 
§. 784. oben] 



Diess muss also auch dann beste- 
hen , wenn der Teslirer seinen Postu- 
mus eingesetzt und ihm einen Pupillar- 
substituten gegeben hat, der Postumus 
aber gar nicht geboren ist. 
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aar Welt kommt: denn Wer Ut auch 
der Fall der Vulgarsubstitution vorhan- 
den. Kiu solcher Fall findet Mich im 
Cicero äs oratore. 

[S.114. Nute 6.] 

Die»« Regel liest tick jedoch nur Nicht wenn er ea enterbt bat I 

auf den Fall anwenden, wenn der Va- 
ter das anmündige Kind in seinem Er- 
ben eingesetzt hat, nickt aber, wenn er es enterbt und ihm pupilla riter substi- 
tuirt bat Denn wer dem Unmündigen pupilla ritsr substttuirt ward, ist ea 
vuigariter nur dann, wenn der Fupill sogleich tum Erben eingesetzt ist; wenn 
derselbe aber gar nicht sabstitnirt ward, so kann auch keine Vulgarsobstitution 
stattfinden. 

[Seite 115. Note 2. a.E.] 

i) Ea fragt siok, ob dieselbe Hegel Wegen dieser Aehnlichkeit und 

auch bei der substitmtio quasi pupil- wegen der vermutlichen Absiebt des 
Iuris stattfinde. Teatirers ist die Quasi -P.-S. auch als 

Diess ist sehr bestritten, denn im vulgare su nehmen (a. §. 812.). 
Cor put jurig wird gar nichts davon 
genagt. Die Qnasinupillareubatitution 

ward erat in /. 9. C. n. t. von Jnstinian eingeführt, and diese Frage ist ganx 
darin übergangen. Viele glauben daher, diese Regel sei nicht auf die tubtti- 
tutio quasi pupillaris ad» Jus singulare mit aasiudeknen. Allein ea wird dieses 
doch unbedenklich anzunehmen sein. Denn die substitutiv quasi papillaris 
ist ein sehr analoges Institut. Es paaat nemlich hierauf derselbe Grund, wel- 
cher diese Ausdehnung bei der Pupillarsubstitution begründet hat, dass der 
Testirer dem Substituten sein Vermögen offenbar seeundo Uco gegönnt habe. 
Nun steht aber der Ausdehnung des Grundsatses das entgegen, daaa er ein jus 
Singulars sei. Allein dies ist wohl falsch. Man hat vielmehr diese Regel aus 
der vermut blichen Absicht des Teatirers hergenommen. 



Ea braucht wohl kaum bemerkt zu werden , daaa In der verstehenden Dar- 
stellung des Heisc'sehen Heftes nnr einige stilistische Ungenaaigkeiten ver- 
bessert sind, und ea nicht die Absicht sein konnte, etwaige Digressioneu , ja 
sogar reine Wiederholungen , wie sie aus dem freien mündlichen Vortrag hier 
zu Papier gebracht sind, abzuschneiden. Denn selbst die geschickteste Umar- 
beitung des vorliegenden Heftes würde doch wohl schwerlich im Stande sein, das 
lebendige Mild jener berühmten mündlichen Vortrage zu reprodneiren. Ob nun 
aber die von Herrn Mejer vorgenommenen Abkürzungen, bisweilen auch Er- 
weiterungen, überall als glückliche bezeichnet werden können, so dass das 
Bild der Vorträge von Heise, namentlich dessen Scharfe, in dem gedruckten 
Buche sieh wieder abspiegelte; ob das, was ganzlich ausgelassen -ward, mit 
Recht ausgelassen ist; ob die unternommenen Versetzungen und endlich die 
eigenen Zusätze des Herrn Mejer noth wendig oder auch nur passend genannt 
werden können — darüber will Ref. dem eigenen Urtheil dea Lesers nicht vor- 
greifen. Dass Herr Dr. M. je mit Bewusstsein einer Heise'schen Ansicht 
entgegengetreten wäre, ist dem Ref. nicht aufgefallen , und diese Bescheiden- 
heit verdient rühmliche Anerkennung, um so mehr, als Hrn. M. doch nicht das 
Schicksal hätte betreffen können, welches dem verstorbenen Dr. — zu Theil 
geworden sein soll, der nach einem Heisc'sehen Hefte Vorlesungen kielt, und 
so oft er seine von der des berühmten Pandectisten abweichende Ansicht aus- 
sprach, durch die Füsse seiner Zuhörer ob solcher Kühnheit ernstlich surecht 
gewiesen ward. Auch Ref. verzichtet in dieser Anzeige darauf, eine Dar- 
stellung der Rechtssätze zu liefern, in welchen er den Ansichten äes grossen 
Präsidenten nicht beipflichten kann. Nicht um deswillen, weil es an Stoff 
dazu fehlte, denn wie wahr es auch immer sein mag, was sogar schon im 
Druck behauptet worden ist, dass das sogenannte Erbrecht in den letzten 
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20 Jahren keine bedeutenden Fortschritte gemacht habe, weil Savigny keine 
Vortrage darüber gehalten, io iteht doch so viel anstreitig feit, dass wer nicht 
jedei wissenschaftlichen Strebens baar und ledig ist, kein ergiebigeres Feld zur 
Prüfung zweifelhafter Rechtsansichten finden wird, als grade eben das Erb- 
recht. Sondern aus dem Grunde, weil es wohl gänzlich anpassend sein möchte, 
im Jahre 1845. in einer literarischen Zeitschrift eine Kritik dessen an 
liefern, was im 2ten Jahrzehend dieses Jahrhunderts über Erbrecht gesagt 
worden ist. Dagegen wird man darüber gewiss mit Recht eine Auskunft hier 
verlangen, ob die Lehre von den Substitutionen die einzige sei, in welcher das 
Buch des Hrn. Dr. M. sich das Heise'sche Heft lum Musterbild genommen. 
Ref. freut sich, diese Frage verneinen zu können. Er glaubte aber, dem 
juristischen Publicum einen grossem Dienst zu erweisen, indem er an einer 
ganzen Lehre die Benutzung eines Heise'schen Heftes durch Herrn Mejer 
veranschaulichte, als wenn er ein grosses Register von Nachweisungen lieferte, 
und bei jeder einseinen Materie bemerkte, wie viel in derselben von Heise 
entnommen, welche literarischen Nachweisungen nach von Wening oder 
einem audern Compendium Herr Dr. Mejer hinzugefugt, was endlich für 
Zusätze von ihm selbst herrühren. Eine solche Kritik wurde z. B. folgende 
Sätze enthalten haben. In der Lehre vom sogenannten Notherbenrecht ist bis 
auf die Bezeichnungen „ Erbzwangsberechtigte und Rücksichtsberechtigte", 
die Herrn Dr. Mejer gebühren, und bei den Juristen bis dahin keine Nach- 
folge gefunden haben, und bis auf einige litterarische Zusätze, von denen z.B. 
S. 434. Anm. 5. aus Wening B. V. §. 13G. Anm. x. entnommen ist, fast Alles 
aus Heise entlehnt. Einige falsche Citate , welche nicht in dem Hefte stehen, 
haben sich eingeschlichen; so z. B. S. 426. Anm. 3. steht Nov. 23. statt 123., 
und S. 436. Anm. 3. steht /. 15. statt /. 14. Darüber, ob auch unrichtige Citate 
des Heise'schen Heftes in das Buch des Hrn. Dr. Mejer übergegangen seien, 
wie solches' dem Vernehmen nach in der ersten Ausgabe des Wening'schen 
Lehrbuchs der Fall gewesen, hat Ref. bis dahin kein Urtherl. Bisweilen fehlt 
auch ein Citat. So S. 433. Anm. 1. §. 14. /. (3. 1.). Einige Zusätze leiden an 
.Unrichtigkeiten; dass z. B. der Adoptiv-Mutter das Recht der leiblichen Ascen- 
dentin in /. 5. C, (8.48.) positiv beigelegt sei, wie S. 433. Anm. 4. behauptet 
wird , möchte aus der angeführten Stelle schwer zu entnehmen sein. Bei an- 
dern Zusätzen ist deren Nothwendigkeit nicht recht einzusehen. Warum wird 
z. B. S. 435. Anm. 2. nochmals des arrogntut impubes gedacht, da er S. 433. 
Anm. 2. schon hinlängliche Berücksichtigung gefunden hatte? Doch Ref. will 
sich und seine Leser mit der Aufzählung solcher Einzelnheiten nicht länger 
ermüden. Das Resultat der angestellten Vergleich ungen ist gewesen, dass das 
Beste, was in dem Buche des Herrn Dr. Mejer zu finden ist, Heise'sche 
Gedanken sind, vielleicht auch Heise'sche Worte. Ist nun aus einer solchen 
Benutzung eines fremden Heftes dem Herrn Dr. Mejer in der That ein Vorwurf 
zu machen? Ref. zweifelt nicht, dass von Manchen ein derartiges Verfahren 
mit dem in neuerer Zeit so viel gebrauchten Namen eines literarischen Dieb- 
stahls u. s.w. werde bezeichnet werden: und insofern man diesen Begriff, so* 
wie den eines litterarischen Eigenthums, für juristische hält, gewiss mit Recht, 
Ref. jedoeh ist bis dahin nicht im Stande gewesen , mit diesen modernen Be- 
griffen sich wahrhaft zu befreunden. Auch hat der grosse Präsident, welcher 
in dieser Schrift, so viel Ref. bekannt, zum dritten Mal das entstellte Eben- 
bild seiner ehemaligen Vorträge zu lesen bekam ,. sich niemals veranlasst gefun- 
den , sein sogenanntes Eigenthum öffentlich zn vindiciren , denn in der That, 
die wahre geistige Grösse ist ein so unerschöpflicher Born, dass ihr kaum etwas 
entwendet werden kann! Ref. freut sich vielmehr, dass Herr Dr. Mejer den 
eingeschlagenen Weg betreten hat: er freut sich deshalb, weil es ihm von dem 
Verfasser verziehen werden mag, wenn er der Meinung ist, dass die Fort«? 
Setzung von Schweppe, wenn sie von Herrn Mejer selbstständig bearbeitet 
worden wäre, wohl kaum so gut hätte ausfallen können, wie das wirklich 
gedruckte Buch. Nur das bedauert Ref., dass sich der Fortsetzer dann und 
wann aus Fahrlässigkeit oder Absicht von Heise entfernt hat. Denn in der 
That, nichts wäre interessanter für die Juristen gewesen, als eine treue 
Herausgabe der letzten Heise'schen Vorträge. Es wird jedoch für den ge- 
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wandten Leeer, »»ch dem vorstehend abgedruckten Malier, nicht schwer 
kalten, in den übrigen Tfaeilen dei Buches die Abweichungen des Hrn. Dr. 
Mejer von dem rotben Faden, der durch dai gante Werk lieh hindurchzieht, 
an erkennen. Freilich mit Hälfe einer biiweilen nicht nmchwierigen Kritik. 
Denn nicht alle Zaiätse lind von der, Beschaffenheit, wie jener, welcher dem 
Ref. am einem andern bekannten Werke genannt worden iit, denen Verfaiier 
■ich dafür, dan ein Handlongilehrüng anuer andern Eigenschaften auch 
Gottesfurcht besitsen müsse, auf Savary beruft. Dieiei dürfte wohl schwer- 
lich aui Heiie entnommen lein! 

So viel ober die gemachte litterarische Entdeckung. Sollte deren Resultat 
dem Hrn. Dr. Mejer nickt erfreulich sein, so mag ihm hier die Versicherung 
gegeben werden, daas Ref. solches nickt beabsichtigt hat. Jedenfalls wird es 
au seiner Beruhigung gereichen, wenn er in Savigny's Geschichte des 
römischen Rechts im Mittelalter nnd in andern Schriften den Nachweis findet, 
dass seit den Zeiten der Glossatoren in allen Jahrhunderten es viele Schrift- 
steller gegeben hat, ja sogar solche, die spater in die Zahl der Heiligen auf- 
genommen sind, welche in Benutsung fremder Gedanken oder Schriften in glei- 
cher Weise verfahren sind, wie Herr Dr. Mejer. 



Juristische Mitteilungen ans Russland. 

Seit längerer Zeit gab es keine wesentliche Veranlassung, den kritischen 
Jahrbüchern fernere Mittheilungen über Juristisches von hier aus zu machen. 
Gegenwärtig fordert den Unterzeichneten das Gefühl der Verehrung und Dank- 
barkeit für den unvergesslichen Hugo auf, Etwas mitzutheilen, was den deut- 
schen Rechtsgelehrten nicht uninteressant sein dürfte. Der verewigte Hugo 
erhielt auch hier im hohen Norden eine letzte öffentliche Ehrenbezeigung als 
ehemaliges Ehrenmitglied der St. Petersburger Kaiserlichen Uni- 
versität. Diese beging nämlich am 8. Februar d. J. ihren gewöhnlichen Jahres- 
Actut, in welchem der Rector zuerst einen Bericht über den Zustand und die 
Ereignisse der Universität vorträgt, worauf andere Reden folgen. Diesmal 
ward nun vom Rector der Univeriiität, Wirklichem Staatsrathe Pletnjew, 
unter anderen höchst bedeutenden Ehrenmitgliedern, deren Verlust im Jahre 
1844. die Universität zu beklagen hatte, unser Hugo in folgender Weise aufs 
Ehrenvollste genannt; 

„Im Jahre 1844. verloren die juristischen Wissenschaften den Göttinger 
Professor, Geheimen Justisrath Gustav Hugo, einen Gelehrten , welcher 
dem Studium des römischen Rechts die grössten Dienste erwies und eine 
entschiedene Umwälzung in der Bearbeitung aller Seiten dieser Wissen- 
schaft, und insbesondre der rein historischen, hervorbrachte. Er war im 
Badefischen geboren , erhielt seine anfängliche Bildung zu Mömpelgard und 
Karlsruhe, und studirte zuletzt in Göttingen, sich besonders mit Philo- 
sophie und Geschichte beschäftigend. Zwei und zwanzig Jahre alt, ward 
Gustav Hugo gewürdiget, das Amt eines Erziehers des Erbprinzen von 
Dessau zu übernehmen , und 28 Jahre alt erhielt er die Professur der Rechte 
an der Universität Göttingen. Im Laufe seines achtzigjährigen Lebens 
mühte er sich eifrig zum Nutzen der Wissenschaften. Im J. 1838. feierte 
die Göttinger Universität das fünfzigjährige Jubiläum seiner Doctorwürde. 
Gustav Hugo ward mit Recht als das Haupt der geschichtlichen Schule 
der Rechtswissenschaft anerkannt. Die alte Methode des Vortrages des 
römischen Rechts verwerfend , nahm er als einer der Ersten die Geschichte 
des römischen Rechtes und die Philosophie des positiven Rechtes unter 
die Gegenstände des juristischen Cursus auf, wodurch er der Wissenschaft 
ein neues Leben verlieh. Begegnete er auch zu Anfange seiner Reform 
einer Menge von Gegnern, so bestand er doch durch ungewöhnliche 
Beharrlichkeit, Geisteskraft und tiefe Gelehrsamkeit den Kampf und 
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begründete sich einen mit Recht berühmten Namen, wie als Professor, io 
als Schriftsteller. Zuletzt erlebte er noch die Epoche, wo sein System 
von Allen als das wahre anerkannt ward — and somit hatte er seinen Lebens- 
zweck erreicht. Schon im J. 1830. erwählte ihn unsere Universität zu 
ihrem Ehrenmitgliede. Sein Hauptwerk: „„Lehrbuch eines civilistischen 
Cursus"" kann eine Bibliothek juristischer Lehrbücher genannt werden; 
denn es fasst folgende Leitfaden in sich: 1) die juristische Encyclopädie, 
2) das Naturrecht, als Philosophie des positiven Rechts betrachtet, 3) die 
Geschichte des römischen Rechts bis auf Justinian, 4) das heut zu Tage 
geltende römische Recht, 5) eine Chrestomathie aus den Quellen des noch 
geltenden römischen Rechts, 6) die Geschichte des Rechtes nach Justi- 
nian, 7) die Digesten. So viele gelehrte, mit ungewöhnlicher Sach- 
kenntnis» ausgearbeitete Werke werden seinen , von Allen gegenwärtig mit 
Hochachtung ausgesprochenen Namen für alle Zeiten vor der Vergessen- 
heit bewahren/ 1 
Diese, wörtlich aus dem Russischen übersetzten Worte befinden sich in der 
besonders erschienenen Sammlung der Vorträge auf den Jahres -Actus der 
St. Petersburger Universität am 8. Febr. 1845. (St. Petersburg 1845. 8.) auf 
S. 11 — 13. abgedruckt. — In derselben Sammlung ist auch eine sehr interessante 
und mit vieler Kenntniss geschriebene, staatswissenschaftliche Abhandlung 
des gegenwärtigen Inspectors der Kaiserl. Rechtsschule, ord. Professors Dr. 
Kranichfeld enthalten, dje die Aufschrift führt: „Betrachtung des Finanz- 
system es und der finanziellen Einrichtungen Peters des Grossen." In 
31 Paragraphen (S. 62 — 132.) wird die gänzliche Neubildung des Finanzwesens 
im Reiche durch jenen grossen Umbildner Russlands deutlich und gründlich 
dargestellt, und zugleich an manchen Beispielen gezeigt, wie erst unter der 
jetzigen Regierung Peter's Ideen ihre vollständige Verwirklichung erhielten. — 
Diese Abhandlung giebt uns Veranlassung, auf ein andres gründliches Werk 
desselben Verfassers aufmerksam zu machen. Herr Inspector und Professor 
Dr. Kranich fe4d hat sich nämlich das Verdienst erworben, das russische 
Civilrecht zum ersten Male wissenschaftlich und systematisch, so wie mit An- 
wendung der Hugo'schen Idee der inneren Rechtsgeschichte auf dasselbe, zu 
bearbeiten; und diese seine gediegene, bei aller Kürze vollständig umfassende 
Bearbeitung liegt in seinem Werke: „Grundzüge des russischen Civilrechts 
in seiner geschichtlichen Entwickelung, dargestellt für die Kaiserliche Rechts - 
schule von Professor Dr. jur. Alexander Kranichfeld, St. Petersburg 
1843. " vor. Kein Werk möchte sich mehr dazu eignen, den Deutschen in 
einer gewissenhaften Uebersetzung den Weg zur genauen Kenntniss des russi- 
schen Civilrechts zu eröffnen, als dieses. — Schliesslich kann Unterzeich- 
neter nicht umhin, eine grosse, mühsam -fleissige, kritische Arbeit des gegen- 
wärtig zum. ausserord. Professor des russischen Rechts an der Universität Dorpat 
ernanhten Herrn Dr. jur. E. S. Tobien zu erwähnen, welche im J. 1844. 
von ihm begonnen worden ist. Diese Arbeit führt den Haupttitel: „Sammlung 
kritisch bearbeiteter Quellen der Geschichte des russischen Rechts, heraus- 
gegeben durch Dr. Tobien, Hofrath, ausserord. Prof. u. s. w." Der I. Band 
soll die Prawda Russkaja und die ältesten Tractate Russlands ent- 
halten, und zwar „nach allen bisher entdeckten und herausgegebenen Hand- 
schriften verglichen, verdeutscht und erläutert." Hiervon ist nun der erste 
Theil zu Dorpat 1844. in gr. 4. erschienen, welcher die „die Handschriften und 
Ausgaben, das System und den Text der Prawda Russkaja und der ältesten 
Tractate Russlands" nebst Facsimile's der bemerkenswerthesten Handschriften 
enthält. J)ie Verdeutschung und Erläuterung wird erst in einem zweiten 
Theile folgen, und erst dann wird sich der materielle Nutzen dieser Arbeit 
zeigen und beurtheilen lassen. Ris jetzt ist nur der ungemeine Fleiss bei Ver- 
gleichung der dem Verfasser (obwohl nicht immer unmittelbar) zugänglich 
gewesenen Handschriften bis ins kleinste Detail der Varianten rühmend an- 
zuerkennen. Manches, was der höheren Kritik anheim fällt, namentlich über 
das Alter und die verschiedenen Handschriften-Familien der Prawda Russkaja, 
die der Verf. annimmt, wird wohl von den Meisten als Hypothese angesehen 
werden ; indessen ist die Zusammenstellung desselben überall scharfsinnig und 
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oft i Um ig< i l — Wir fügen diesen Notizen hinzu, dass nächstens die 
Promulgation einet ganz neuen Crirainal- und Polizei -Strafgesetzbuches für 
da* russische Beten (antUtt de» 15. Bandet des Rciehageseti buchet) zu er- 
warten ist 

St. Petersburg an 22. Mai 1845. 

Dr. B. Stoeckhardt. 



IT. Juristische Bibliographie. 

Neu erschienene Schriften. 

185. Archiv der Font- und Jagdgesetzgebung der deutschen Bundesstaaten. 
Herausgeg. von St. Behlen. Neue Folge. 1. Bdes 2. lieft und 2. u. 3. Bd. 
ä 2 Hefte. Freiburg im Br., Wagnerische Buchh. gr. 8. (Geh. 3} Thlr.) 

186. Archiv, neues, für preussisches Becht U.Verfahren, so wie für deutsches 
Privatrecht. Herausgeg. von Dr. J. F. J. Sommer u. Fr. Th Boele, 
11. Jahrg. 1. Heft. Arnsberg, Bitter. 171 S. 8. (fThlr.) 

187. Baurittelf Dr. Karl Friedr., ord. Prof. der Rechte an der Univ. zu 
Freiburg im Br.> — Handbuch des badischen bürgerlichen Becbts. Für 
Geschäftsmänner aller Art. 18. u. 19. Lief. Karlsruhe, Groos. S. 2789— 
8204. gr.8. (Geh. lJTnlr.) 

188. Be$thorner, Jul. Herm. y Adcocat u. Gerichlt-Direhtor zu Dresden, — 
Praktische Anleitung zur Verwaltung von Untergerichten , insbesondere v 
Patrimonialgerichten. Dresden, Arnoldische Buchh. xn u. 160 S. gr.8. v 
(Geh. 27 Ngr.) 

189. Böcking, Dr. Eduard, b. o. Prof. d. R. zu Bonn, — Grundriss zu 
Pandekten- Vorlesungen (mit Ausschluss des Erbrechts) nebst Quellen und 
Literatur -Angaben und einer Quellen -Chrestomathie. 3te Aufl. Bonn, 
Marcus. 9J Bog. gr.8. (Geh. f Thlr.) 

190. Criminalgesetzbuch für das Fürstenthum Schwarzburg - Sondershausen 
nebst dem Publikationspatente vom 10. Mai 1845. und vier damit in Ver- 
bindung stehenden Gesetsen. Sendershausen , (Kupel.) 17 J Bog. 4. 
(Geh. 24 Ngr.) 

191* Eichhorn, Karl Friedr., — Einleitung in das deutsche Privatrecht, 
mit Einschluss des Lehnrechts. 5. verb. Ausg. Gdttingen , Vandenhoeck 
u. Ruprecht. XXXH u. 951 S* gr. 8. (3} Thlr. — 6 Fl. 4$ Kr. rhein.) 

192. Etelt, Jos., Land- u. Stadtgerichtsdirector, — Die Kirche und ihre 
Institute auf dem Gebiete des Vermögens-Rechts. Ein Handbuch für Geist- 
liche u. Juristen. Soest, Nasse'sche Buchh. iv u. 202 S. gr. 8. (Geh. 
27J Ngr. = 1 Fl. 39 Kr. rhein.) 

193. Das Jagdrecht der Grundeigentümer in den zum vormaligen Königreich 
Westphalen gehörig gewesenen preuss. Landeslheiten links der Elbe. Von 
/»...#. Magdeburg, Baensch. iv u« 20 S. gr. 8. (Geh. 4 Ngr.) 

194. Jurist, der. Eine Zeitschrift vorzüglich für die Praxis des gesammten 
osterr. Rechts, unter Mitwirkung Vieler herausgeg. von Ign. Wildner, 
Edler v. Maitfatei*. Neue Folge« Jahrg. *845* in 6 Heften od. 3 Bänden* 
(L Heft.) Wien, Braontüller ». Seidel« 240 S. gr. 8. (Geh. 4 Thlr.) 
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195. Noback, Friedr., — Ueber Wechsel- u. Weobflelrecht. Berlin, Gam- 
precht. 42 S. gr. 8. (Geh. J Thlr.) 

196. Nowotny, Jak. Jos., sämmtl. Rechte Dr. u. Mitglied der Prager Juristen- 
Fakultät, — Oesterreichs Jurisdictionsnormen. Für die deutschen und 
Italien. Provinzen mit Einschluss der k. k. Militärgrenze theoretisch und 
praktisch bearh. 1. Bd.: Allgemeiner Theil. Wien, Gerold. Xiv u. 357 S. 
gr.8. (Geh. 2\ Thlr. = 4 Fl. 12 Kr. rh.) 

197. Oesterley, Perd., Dr. u. Stadt syndicus zu Göttingen, — fräs deutsche 
Notariat nach den Bestimmungen des gemeinen Rechts ü. mit besonderer 
Berücksichtigung der in den deutschen Bundesstaaten geltenden parti- 
cularrechtlichen Vorschriften, geschichtlich und dogmatisch dargestellt. 
2. Tbl.: DarsteHung des geltenden Rechts. Hannover, Hahn'sche Hofbuchh. 
XXiii u. 749 S. gr. 8. (Geh. 3 \ Thlr. » 6 FI. 18 Kr. rhein.) 

198. Paul, J. G., praktischer Rechtsgelehrter in Leipzig, — Gesetzkunde 
für das sächs. Volk in allen Zweigen der Rechtspflege, Staats- u. Polizei- 
Verwaltung. 1. Bd. Leipzig, Thenau. II u. 585 S. gr. 8. (Geh. 2\ Thlr.) 

199. Reinhard, Heinr., weil. Stadtgerich tsrath zu Dresden, — Arith- 
metisches Handbuch für Rechtsgelehrte, nach sächsischen Rechten bear- 
beitet. Herausgeg. von Dr. Georg Karl Treitschke, Königl. Sächs, 
Geh. Justizrath. Dresden , Arnold'sche Buchh. xiv u. 132 S. gr. 8. 
(Geh. 24 Ngr.) 

200. Rieger, Jak. Heinr., evangel. Pfarrer zu Willslält, — Sammlung von 
Gesetzen u. Verordnungen über das evangelisch. protestantische Kirchen-, 
Schul-, Ehe- u. Armen wesen im GrossherZogth. Baden. 7, u. letzter Tbl. 
(Der neuen Folge 4. Tbl.) Vom 1. April bis letzten Dez. 1844. Offenburg, 
(Braun.) 176 S. gr.8. (Geh. J Thlr.) 

201. Simon, Heinr., Königl. Preuss.Stadlgerichtsrath, — - Die Preussiichen 
Richter u. die Gesetze vom 29. März 1844. 2. verm. u* verb. Aufl. Mit 
einem 2. Theile: Die ministerielle u. sonstige Kritik, deren Prüfung u. die 
Entscheidung des Landes. Leipzig, O. Wigand. 424 S. gr. 8. (Geh. 
lfThlr. = 2F4. 24 Kr. rhein.) 

202. Story 1 s, Dr. Jos., Mitglied des höchsten Gerichtshofes der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika u. Prof. der Rechte, — Englisches n. nord- 
amerikanisches Wechselrecht. Deutsch bearb. u. mit Anmerk. u. Vorrede 
begleitet von Dr. Georg Karl Treitschke, K. Sächs. Geh. Justizrath zu 
Dresden. Leipzig, Hinrichs'sche Buchh. vm u. 275 S. gr. 8. (Geh. 
11 Thlr.) 

203. Strafgesetzbuch für das preussischeHeer. Berlin, (Reimarus.) XVI u. 164S. 
gr. 8. (Geh. $ Thlr.) 

204. Ueber populäre Gesetzkunde , Revision oder Reform 1 Wenige Memo- 
rabilien für deutsche Staatsleute u. Juristen. Heidelberg, Groos. 50 S. 
gr. 8. (Geh. JThlr. = 27 Kr. rh.) 

205. Das Volk und sein Recht. Publicistische Abhandlungen, Tagesfragen, 
Uebersichten u. Kritiken von Dr. C ollmann, Assessor D albrück, As- 
sessor Eberty, Dr. Friedländer, Prof. Hinrichs, Dr. Körner, 
Assessor Lewa Id, Assessor Na uw er k, Dr. Oppenheim^ Dr. Pütter, 
Prof. Steinhart. 2. (letzter) Band. Halle, Lippert u. Schmidt. 4 Pag. 
u. 320 S. gr. 8. (Geh. 28 Ngr.) 

206. Wächter, Dr. Carl Georg , Kanzler der Universität Tübingen u. s.w.. — 
Erörterungen aus dem Römischen, Deutschen u. Württembergischen Pri- 
vatrechte. 1. Heft. Stuttgart, Metzler'sche Buchh. vm u. 282 S. gr. 8. 
(Geh. lj Thlr.) 

207. Weber, Dr. Carl Gottl. v., Präsident des evangel. Landesconsislorii in 
Dresden, — Systemat Darstellung des im Königr. Sachsen geltenden Kir- 
chenrechts. 2te, nach dert heuern Gesetzen ä. Verordnungen umgearbeit. 
Aufl. 2. Bd. Privatkirchenrecht im engern Sinne. 2te u. letzte Abthlg. 
Leipzig, Hartknoch. vi u. 795 S. gr. 8. (2 Thlr. = 3 FI. 36 Kr. rhein.) 
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208. Weiter ', A. K ty Kön*gLPreMt$Mber-L*ndet-Gerichl$rath su Münster, —- 
Die Jagdgerechtigkeit gegenüber dem Grundbesitz in Westphalen, mit Ruck- 
■ieht auf die Jagdzeitung. Nebst Abdruck der franzöf., bergischen u. west- 
phälischen, io wie der Preuss. Jagd Verordnungen vom 16. Nor. 1839. u. 
S. Januar 1845., der Jagdtheilungs - Gesetze vom 7. März 1843. u. mehrer 
Präjudikate. Münster, Theising'sche Buchhandl. xu u. 144 S. gr. 8. 
(Geh. H{ Ngr.) 

309. Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung, zunächst für das Königreich 
Sachsen. Herausgeg. v. Dr. Th. Tauchnitz u. Heg.-Ref. C.J.Sperber. 
Neue Folge. 4. Bd.* 6. Heft. Leipzig, B. Tauchnitz jun. vin u. S. 481 — 
566. gr. 8. (Geh. J Thlr.) 

210. Zeitung, juristische, für das Konigr. Hannover. Herausgeg. von Dr. E. 
Seh lüter, Juttizrath zu Stade. 20. Jahrg. (1845.) in 3 Heften. (1. Heft 
192 u. IV S.) Lüneburg, Herold u. Wahlstab. (2\ Thlr.) 

211. Zur Ehrenrettung des Landrechts in der Ehescheidungsfrage. Ein Wort 
an Staatsmänner, Consistorien, Landstande, Juristen, Geistliche u. Alle, 
die sich für die Frage interessiren. Von X. Y. Z. Anclam, Dietze. 16 S. 
8. (Geh. S Ngr.) 



Berichtigung. 

Statt des Satzes: „So entlehnte — der Verteidigung" auf der dritten 
Zeile v. u. S.462. bis zur vierten Zeile v. o. S. 463. ist folgender zu setzen: „So 
entlehnte also die Commission aus dem Mittelalter das Urtheil durch Geschworhe, 
die Öffentlichkeit der Verbandlungen, das mündliche Beweisverfahren, die 
Appellationen; aus der neueren Gesetzgebung die Einrichtung der Staatsan- 
wälde, die stehenden Richtercollegten, die schriftliche und geheime Vorunter- 
suchung." » 
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